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A. Protocolle 


uͤber die Verhandlungen in den Präliminars Berfammlungen 
der Kammer. 


ı Pa 
Dresden, den 9. November 1836. 


Zur heutigen erften Präfiminarfisung haben fi von den Mitgliedern der erften 
Kammer im Sigungsfaale diefer letztern eingefunden: 
1) Herr Präfident Kreisdirector von Gersdorf, 
2) Herr Geheimer Math von Zedtwitz, 
3) Se. Königl. Hoheit Prinz Johann, 
4) Here Domherr von $eipziger, als —ã— — des Hochſtifts Meiſſen, 
5) Herr von Schoͤnberg auf Wilsdruf, als Bevollmaͤchtigter des Herrn 
Grafen zu Solms-Wildenfels, 
6). Herr Regierungs⸗-Rath von Carlowitz, als Bevollmächtigter ber Herren 
Beſitzer der Schönburgifchen Receßherrſchaften, 
7) Herr Domherr, Ordinarius D. Günther, als Bivollmächtigter der 
Univerficät Seipsig, 
8) Herr Kammerherr Graf von Hohenthal auf Steinborn für die Stan: 
desherrfchaft Koͤnigsbruͤck, 
.9) Herr Oberſchenk Graf von Einfiedel für die Standesherrfhaft Meibers- 
dorf, 
10) Herr Vicepräfident, Oberhofprediger D. von Ammon, 
11) Herr Bifhof und Domdechant Mauermann, 
12) Herr Domherr, Superintendent D. Großmann, | 
13) Herr Amtshauptmann Freiherr von Biedermann für das Sift Wurzen, 
14) Herr General: $eutnant von Miltig auf Siebeneichen, Excellenz, 
15) Herr Oberforftmeifter von Erdmannsdorf auf Schönfele, 
16) Herr Meinhold auf Schweinsburg, 
17) Hert Geheimer Finanzrath — von Polen; auf Ober: und 
Mittel: Eumewalde, 
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18) Herr Kammerherr von Ziegler und Klipphaufen auf Mieder » Cunewalde, 

19) Here Geheimer Math, Kämmerer und Oberhofmeifter von Minkwitz, 
Ercellenz, 

20) Herr Kreishauptmann von Einfiedel auf Priefnig, 

21) Herr. D. Erufius auf Sahlis, 

22) Herr Kammerherr, Freiherr von Beuft auf Thoßfel, 

23) Herr Rittmeiſter von Hartitzſch auf Dorfchemnig, 

24) Herr Kammerherr von Luͤttichau auf Bärenftein, 

25) Herr Kammerherr Pflugk auf Strehla, 

26) Se. Durchlaucht Herr Heinrich LXIII. Fürft Reuß auf Klipphaufen, 

27) Herr Amtshauptmann von Welt auf Riefa, 

28) Herr Kammerherr von Thielau auf Lampertswalde, 

29) Here von Schönberg auf Purfchenftein, 

. 30) Herr Kammerherr von Metzſch auf Reichenbach, 
31) Herr Kammerherr von Watzdorf auf Störmthal ıc. 
32) Herr Bürgermeifter Hübler von. Dresden, 

33) Herr Bürgermeifter Wehner von Chemnig, 

34) Here Bürgermeifter Bernhardi von Freiberg, 
35) Herr Bürgermeifter Ritterſtaͤdt von Pirna, 

36) Herr Bürgermeifter Gortfhald von Plauen, 
37) Herr Bürgermeifter Schill von Schneeberg und 
38) unterzeichneter Bürgermeifter von Budiſſin. 


Anher bemerft von 
Ernſt Sriedrih Hark. 


ds 
An demfelden Tage. 


Zur erften Präliminar- Verfammlung der erften Kammer der in wenigen 
Tagen zu eröffnenden Ständeverfammlung haben ſich die im Präfenzprotocolle 
genannten 38 Mitglieder eingefunden, 

Nach einer Furzen Einleitung referirt Herr Präfident Kreisdirector von 
Gersdorf, wie das vormalige Directorium ſich den Gefhäften der Einweifungs- 
commiſſion unterzogen, auch die eingereichten $egitimationen vorläufig geprüft 
habe. Er bemerkt, daß mit Einfluß Sr. Königlichen Hoheit des Prinzen Johann 
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35 Mitglieder ſich vollſtaͤndig legitimirt haͤtten. Einiger Zweifel ſey zwar in 
Betreff der Legitimation der Herren Vertreter der Schoͤnburgiſchen Receßherr⸗ 
ſchaften und der Standesherrfhaften Königsbrüd und Reibersdorf entftanden, 
die Einwelfungscommiffion habe  indeffen fein Bedenken tragen können, dieſe 
Herren zur Theilnahme an den Präliminarverfammlungen der Kammer einzulas 
der, und werde ber definitive Befchluß über die Anerfennung ber Wichtigkeit 
ihrer Segitimationen der. Kammer felbft vorbehalten bleiben, fobald folche legal 
conftitwirt feyn werde. Es hätten demnach 38 Mitglieder das Recht, an der 
heutigen Sitzung Theil zu nehmen, wogegen die übrigen vier theils noch nicht 
anwefend, theils noch nicht legitimirt feyen, wobei noch zu bemerfen, daß Herr 
Dürgermeifter D. Deutrich ſich ſchriftlich entſchuldigt habe. 

Uebergehend zu dem eigentlichen Geſchaͤfte der heutigen Verſammlung gedenkt 
zuvoͤrderſt der Herr Praͤſident mit einigen herzlichen Worten. der freundſchaft⸗ 
lien Gefinnungen der Kammermitglieber, die ſich auch bei dem jegt erneuerten 
Zufammentreffen auf fo erfreuliche Weife vielfah ausgeſprochen hätten, und 
liefee fodann den hier einfchlagenden $. 103. der $andtagsordnung vor. 

Mac deſſen Erfolg werden die Stimmzettel ausgetheilt, um bie 

Wahl der zum Stellvertreter des Präfidenten vorzufchlagenden brei 

Kammermitglieder 
vorzunehmen und ergiebt bie erfte Abftimmung, daß von den vorhandenen 
38 Stimmen eine abfolute Mehrheit von 31 Stimmen auf Herrn Bürger 
meiſter D. Deutrich gefallen ift, während ſich die übrigen 7 Stimmen auf 
mehrere andere Mitglieder zu 1 und 2 Stimmen vertheilt haben. Herr D. 
Deutrich ift daher als zum Vorſchlage gewählt anzuerkennen und geht man 
fofort zum Scrutinio wegen des vorzufchlagenden zweiten Candibaten über. 

Daffelbe ergiebt eine Zahl von 

17 Stimmen für Herrn Degierungsrarh von Carlowitz, 
6 » für Herrn Kreishauptmann von Einfiebel, 
5 ⸗ fuͤr Herrn Domherrn D. Günther und 
4: für Herrn Buͤrgermeiſter Hübler, 
mogegen ſich bie übrigen zu 2 und 1 Stimme auf mehrere Kammermitglieder 
vertheilt haben, auch eine auf Herrn D. Deutrich gefallene Stimme nicht ge: 
zahlt werben konnte. 

Abfolute Mehrheit iſt demnach nicht vorhanden und wird zu einer ander: 
weiten Abftimmung verfchritten. 

Dabei ergab fich eine abfolute Mehrheit von 

30 Stimmen für Herrn Regierungsrath von Carlowitz, wogegen der Reſt 
von 8 Stimmen auf 5 andere Kammermitgliever zu 2 und 1. gefallen war. 
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Herr Regierungsrath von Carlowitz iſt demnach als gewählt zum Vor⸗ 
fehlage zu betrachten, und bringt ber. Kammer fir dieſes Zeichen ihres Mer: 
trauens ſofort feinen Dank dar, indem er zugleich die Erwartung und ben 
Wunſch ausfprict, daß die Wahl Sr, Maieftär des Königs a fein 
anderes Mitglied der Kammer fallen. werbe und möge, als dasjenige, welches 
Bei voriger Ständeverfammlung den Pla. des Stellvertreters auf eine fo aus: 
gezeichnete Weiſe ausgefüllt habe. 

So ift mım noch die Wahl des dritten Vorquſchiagenden übrig, und find 
bei der dießfallfigen Abſtimmung 

16 Stimmen Herren Buͤrgermeiſter Hübler, 
14 s Herrn Kreishauptmann von infiebel, 
3 s Herrn Domherrn D. Günther, 
bie übrigen aber zu 2 und 1. vier andern Kammermitgliebern erfheilt worben. 

Bei ſonach ermangelnder abfoluten Mehrheit erfolgt die zweite Abſtimmung, 

deren Ergebniß dahin geht, daß eine abfolute Mehrheit von 

20 Stimmen auf Herrn Birgermeifter Hübfer, demnaͤchſt aber 

13 s anf Herrn Kreishauptmann von Einfiedel 
iind die Äbrigen 5 Stimmen auf 5 andere Rammermitglieder gefallen find. 
Herr Bürgermeifter Hübler iſt alfo als zum Vorſchlage gewählt anzuer: 
kennen, danft für die bei diefer Gelegenheit ihm erwiefene ehrenvolle Auszeich⸗ 
nung und macht der Herr Präfivent befannt, dag er nunmehr fofort über 
den Erfolg der heutigen Abftimmung Bericht zum hohen Gefammtminifterio 
erflatten werde. 

Machdem Hierauf noch Herr Kreishauptmann von Einfiebel auf fein fchrift: 
ih darum angebrachtes Gefuh Urlaub vom 40. bis. mit 24. laufenden Mo: 
nats ertheilt worden if, wird diefes Prosocoll vorgeleſen, von Herren Anweſen⸗ 
den genehmigt und von den Angler der Einweiſungscommiſſion mit voll- 
zogen. 

Nachrichtlich bemerft von 


- Ernft Guſtao von Gersdorf. | Ernſt Friedrich Hark. 
Ludwig von Zedtwitz. 
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— 
Den 11. November 1836. 


Zur jtweiten Praͤliminarverſammlung ber erſten Kammer find 38 Mitglieder 
derſelben verſammelt und es theilt ihnen zuvoͤrderſt Herr Kreisdirector von Gers · 
dorf eine Mittheilung des hohen. Geſammtminiſteri an die Einweiſungscom⸗ 
miffton vom 9. laufenden Monats mit, nach welcher das. Präfivium der erften 
Kammer wiederum Herrn Kreisbirector von Gersdorf, der Platz des Stellver- 
treters deffelben aber Herrn Bürgermeifter D. Deutrich übertragen worden ift, 
auch in der zweiten Kammer das Präfivium Herrn Abgeordneten Reiche-Ei⸗ 
ſenſtuck, der Play feines Stellvertreter aber. Herrn Appellationsrath D. Haaſe 
übergeben worden if. 

Herr Präfident macht demnächft den Anweſenden noch eine ‚vorläufige 
Mietheilung über die heute vorzunehmenden Geſchaͤfte und verbindet damit den 
Antrag, daß es den vorigen Secretarien, ‚obwohl ihre Function mit dem Augen: 
blide, wo die Kammer für conſtituirt erflärt werde, ceſſire, geftattet werben 
möge, ‚bis zue Erwählung ihrer Machfolger zu fungiren. 

Machdem Herr Präfident noch diejenigen $$. der Sandtagsorbnung nam ⸗ 
haft gemacht hat, welche die heute vorzunchmenden Gefchäfte normiren, nimmt 

Se. Königlihe Hoheit Prinz Johann das Wort, und träge darauf an, 
es möge der Kerr Präfidene dem neuernannten Präfidenten der zweiten Kam: 
mer die Freude der dieffeitigen Kammer darüber ausdrücen, daß gerade er 
den erften Pla in der Schwefterfammer einzunehmen häbe. 

Diefer Antrag witd von den Anmefenden mit Freuden einftimmig gench» 
migt, Herr Präfident übernimmt die fofortige Ausrichtung des herzlichen Gluͤck⸗ 


wunſches, und ſaspendirt ſodann die Sitzung, um ſich DBehufs- feiner Verpflich . 


tung weht dem Herrn Praͤſidenten der pweiten Kammer zu Sr. Majeſtat dem 
Könige zu begeben: . : 

Mach kurzer Frift von diefem Aete zuruͤckkehrend, eröffnet der Herr Prä- 
fivent die Sigung wiederum; zeigt an, daß er, unter Beziehung auf den früs 
her abgeleifteren Eid, in der Zwiſchenzeit feiner Abwefenheit Sr. Majeftät dem 
Könige den Handſchlag abgegeben habe und erflärt die Kammer für geſetzlich 
conſtituirt, die Zunction ber Einweifungscommifjion aber fir beendigt und be: 
auftragt die beiden vorigen Secretarien einftweilen und bis zur erfolgten Wahl 
ihrer Machfolger noch ihre Gefchäfte fort zu beforgen. 

Der Herr Präfident geht fobann zur WBerpflihtung der Kammermitglieder 
über; es wirb zu diefem Ende der $. 82. der Verfaffungsurfunde enthaltene 


vıu 
Eid vorgelefen, und das Präfidium nimmt den in der Beilage ©. genanntın 
29 Mitgliedern der Kammer, welche [yon an der vorigen Ständeverfammlung 
Theil nahmen, den Handſchlag feierlich ab. 

Nach deffen Erfolg leiften die jetzt neu eingetretenen Kammermitglieder, 
namentlich 

Herr Archur von Schönberg, N 
Herr Domberr D. Günther, 
Herr Amtshauptmann Freiherr von Biedermann, 
Herr Rammerherr von Watzdorf, 
Herr Kammerherr von Thielau, 
Herr Kammerherr von Metzſch, 
Herr Utz von Schöndeg 
und 
Herr Bürgermeifter Schill, 

nachdem Herr Präfident einige Worte über die Wichtigkeit des Acts gefpro: 
den, den $. 82. der Verfaffungsurfunde vorgefchriebenen Eid, unter Beob- 
achtung der gewöhnlichen Feierlichkeiten, Vormittags halb XII Uhr, unter Ein- 
[haltung ihrer Mamen in die an der angezogenen Stelle der Verfaffungsur: 
Funde vorgefchriebene Formel, ab. 


Herr Domherr D; Günther druͤckt hierauf die Empfindungen, Vorſaͤtze, 
Wuͤnſche und Hoffnungen der neueingetretenen Kammermitgliever in einigen 
Worten aus, welche das Präfivium erwidert, indem es die fo eben Berpflich- 
teten im Kreife der Stände willkommen heißt, und die Hoffnung ausfpricht, 
da die Kammer eben fo in ihrem frühern Geifte wie in Dem Sinne ber alten 
Eintracht und gegenfeitigen Achtung fortwirfen werde. 

Es erfolgt nunmehr die Wahl der Serretarien, und ergieht nach Verthei- 
lung der Stimmzettel die Abftimmung wegen bes erften Secretairs, daß 

34 Stimmen auf Herrn Geh. Rath von Zedtwig und 
4 =. anf Unterjeichneten 
gefallen find. Herr Geh. Rath von Zedtwitz nimmt die auf ihn gefallene 
Wahl dankbar an, und fpriche zugleich feine Gefinnungen gegen den Herrn 
Präfidenten aus, welche diefer in wenigen herzlichen Worten erwidert. 


Dei der Abftimmung zum zweiten Secretair fallen 
37 Stimmen auf Unterzeihneten, 
1 Stimme auf Herrn Bürgermeifter Ritterſtaͤdt 
und es dankt Unterzeichneter wahrhaft aufrichrig für die ihm zu Theil gewor- 
dene Wahl. 


IX 


Das nächfte der Kammer obliegenbe Gefchäft ift die Beftimmung der Pläge, 
welche die nicht am beftimmte Sitze gewiefenen Kammermitglieder einzunchmen 
haben. Es erfolgt: die dießfallfige Loosziehung, indem der Herr. Präfident für 
die Abwefenden zieht, und ergiebt ſich dabei diejenige Reihefolge, welche die 
Beilage diefes Protocolls unter P. nachweiſet. 


Nachdem das Präfidium noch einen Brief des Herrn D. Denteid vorge: 
tvagen hat, worinn Letzterer feinen Danf für den auf ihn gerichteten Vorſchlag 
zum Stellvertreter ausfpridt und fein perſoͤnliches Erſcheinen noch vor Eröff: 
nung des Landtags zufichert, referirt Herr Kreisdireetor von Gersdorf, wie er 
den Auftrag, den ihm heute früh Die Kammer an ven Herrn Präfiventen der 
zweiten Kammer ertheilt, ausgerichtet habe, und wie der atısgefprochene Gluͤck⸗ 
wunſch eine eben fo freundliche als herzliche Aufnahme gefunden habe. — 


Zur Beſchlußfaſſung und wo möglich Erledigung in Betreff der bereits in - 
der erften. Präliminarfigung vorläufig erwähnten Legitimationszweifel, referiert 
der Herr Präfident, daß 

a.) Herr Graf von Schönburg auf Rochsburg fih als Bevollmaͤchtigter 
der Herren Beſitzer ver Schoͤnburgiſchen Lehnsherrſchaften vollſtaͤndig legitimirt 
habe. 

Anlangend 

b.) die Stelle, welche dem Beſitzer der Standesherrſchaft Reibersdorf ge⸗ 
buͤhrt, fo gedenkt der Herr Praͤſident zuvoͤrderſt, daß ſchon in der Convera- 
tion des muthmaaslichen Eintritts des Stellvertreters Erwaͤhnung geſchehen ſey. 


Mun fey zwar die Verhinderung des Herrn Beſitzers von Reibersdorf nicht 
nachgemiefen, da man aber eine dießfallſige Beſcheinigung auch bei voriger 
Ständeverfammlung nicht zu erfordern befunden habe, fo frage er an, ob 
man geneigt fen, auch jetzt die Sache als genügend befannt anzufehen. 

Mach Furzer Dischffion wird gefragt: 

Sicht die Kammer den wegen der Legitimation des Herrn Oberfchen: 
fen Grafen von Einfiedel entſtandenen Zweifel für geloͤſet und Herrn 
Grafen von Einſiedel als zum Eintritte berechtigt an? 

und erfolgt darauf einflimmige Bejahung. 

c.) Herrn Kommerherrn Grafen von Hohenthal anlangend wird zeferiet 
daß es zur Vervollſtaͤndigung der Legitimation deſſelben nur noch an einer Be— 
ſcheinigung der Krankheit ſeines Herrn Vaters und Beſitzers der Standesherr: 
ſchaft Koͤnigsbruͤck fehle. Bei der Bekanntſchaft vieler der Anweſenden mit 
dem koͤrperlichen Uebelbefinden des Herrn Hreishauptmanns Grafen von Hohen: 
thal ſtellt das Präfivium die Frage: 

Zmeite Abtbeilung. 2 


Hält man den Heren Kammerheren Grafen von Hohenthal zum Ein- 

tritte in die erfte Kammer auch ohne Beibringung einer Befcheinigung 

der Krankheit feines Heren Vaters für. legisimirt ? — 
und wird ſolches ebenfalls einſtimmig mit Ja beantwortet. 

In Betreff 
d.) des Herrn Bevollmaͤchtigten für die Schoͤnburgiſchen Receßherrſchaf⸗ 

ten, Regierungsraths von Carlowitz, wird referirt, daß eine neue Vollmacht 
nicht beigebracht, vielmehr auf die fruͤhern Vollmachten Bezug genommen, auch 
ein Privarbrief des Herrn Fuͤrſten Otto Victor von Schönburg producirt wor: 
den ſey. Um die Anmefenden zur Beurtheilung des Falles vellftändig in den 
Stand zu fegen, werben vom Präfidio die frühern unterm 10. und 18. Ja— 
nuar 1833. für Herten Regierungsrath von Carlowitz ausgeftellten Vollmach⸗ 
ten wörtlich vorgelefen. 


Nachdem Herr von Carlowitz erflärt hat, wie er wegen Beibringung der 
ermangelnden Vollmacht bereits Bericht am feine Herren Machtgeber erftarter 
habe, verläßt er den Saal, um der Discuffion und Abſtimmung ferner nice 
beisumohnen. i 

Bei der Hierauf erfolgenden Discuffion fpriche ſich von mehrern Seiten die 
Anfiht aus, daß zwar eine neue Vollmacht, bei der unzweifelhaften Unzuläng- 
lichfeie der frühern Mandate durchaus verlangt werden müffe, daß jedoch Herrn 
von Carlowitz inzwifchen der Eintritt in die Kammer nicht zu verfagen ſey. 

In deſſen Folge fragt das Praͤſidium: 

Wil man Herrn von Carlowitz einſtweilen ben Eintritt in die Kam- 
mer geftatten ? 
und wird dieß einftimmig bejahet. 

Anlangend die Frage, ob man Herrn von Carlowitz eine Frift zur Bei 
bringung feiner $egitimation beftimmen wolle, fo finder der Antrag des Herrn 
Kammerherrn von Ziegler, hierzu 6 Wochen zu beftimmen, zahlreiche Unter: 
flügung, und wird fodann die Frage: 

Sof Herrn von Carlowitz eine Frift von 6 Wochen zur Beibringung 
feiner Vollmacht ertheilt werben? 
mit 30 Stimmen gegen 8 bejahend beantworter. 

Nach kurzer Mirtheilung über den Gottesdienſt und die Feierlichkeit der 
Eröffnung des Sandtages am nächftbevorftehenden 13. laufenden Monats fert 
der Here Präfident den 14. diefes Monats früh 9 Uhr zur erften öffentlichen 
Sigung der Kammer an, mit der Bemerfung, daß er eine Tagesordnung heute 
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noch nicht namhaft machen könne, weil erſt die zu erwartenden Königlichen De: 
crete eingehen müßten. j 

Herrn Amtshauptmann von Welf wird der gefuchte Urlaub vom 13. bis 
mit 16. laufenden Monats bewilligt und ſodann diefes Protocol auf Vorle— 
fen genehmigt. 


Anher bemerft von 


Ernft Guſtav von Gersdorf. Ernſt Sriedrih Hark, 
Johann Herzog zu Sachſen. S. d. 1. K. 
Georg von Leipziger. 
Post haec 
macht der Herr Präfident noch befannt, daß im naͤchſter Sitzung die Wahl 
der ftehenden Deputationen erfolgen folle, 
So bemerft von ’ 
Ernft Friedrich Hars, 
S. d. J. K. 


(). 
Verzeichniß 
mittelſt Handſchlags verpflichteten Mitglieder der erſten Kammer. 


. Se. Königliche Hoheit Prinz Yohann. 

. Herr Geheimer Kath von Zedtwitz. 

. Bürgermeifter Harp. 

. Herr Domberr von Leipziger. 

Herr Negierungsrath von Carlowig. 

Herr Kammerherr Graf Hohenthal. 

Herr Oberfchenf Graf von Einfiedel. 

. Herr Vicepräfident, Oberhofprediger D. von Ammon. 
. Herr Biſchof Mauermann. 

. Herr Superintendent Domherr D. Großmann. 
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Sem .ım 


— 


. Kerr Graf von Schönburg auf Rochsburg. 

. Herr General: $eutnant von Mileig, Eprcellenz. 

. Herr Oberforftmeifter von Erbmannsdorf. 

. Herr Meinholo, 

. Here Geheimer Finanzrarh Kloftervoigt von Polenz. 
. Herr Kammerherr von Ziegler und Klipphaufen. 

. Here Bürgermeifter Bernharbi. 

. Herr Rittmeifter von Hartigfch. 

. Here Bürgermeifter Hübler. 

. Herr D. Erufius, 

. Herr Bürgermeifter Ritterſtaͤdt. 

. Herr Kammerherr Pflugf. 

. Here Kammerherr von Lüttichaw. 

. Herr Kammerherr von Beuft. 

. Herr Amtshauptmann von Welk. 

. Herr Heinrih LXIII. Fürft Neuß, Durchlaucht. 

. Herr Buͤrgermeiſter Wehner. 

. Kerr Geheimer Nach, Kämmerer und Oberhofmeifter von Minkwig, Er: 


cellenz. 


» Herr Bürgermeifter Gottſchald. 


Sitzordnung 


der Mitglieder der erſten Kammer, nach Maasgabe der am 


11. November 1836. erfolgten Werlosfung. 


a.) Mitglieder, deren Pläge nicht durch das Loos beſtimmt 


werben. 


Präfident, Herr Kreisdirector von Gersdorf. 

Stellvertreter des Präfidenten, Herr Bürgermeifter D. Deutrich. 
Erfter Secretair, Herr Geheimer Rath von Zedtwitz 

Zweiter Secretair, Bürgermeifter Hark. 
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. &e. Königliche Hoheit Prinz Johann. 
. Bevollmädhtigter des Hochſtifts Meiffen, Here Domberr won Leipziger. * 
. Bevollmächtigter des Beſitzets der Herrſchaft —— Herr von Schön: 


berg auf Wilsdruf, 


. Bevollmächtigter der Befiger der Schönbirrgifchen Deafterfüafen, Her 


Regierungsrath von Carlowitz. 


. Bevollmächtigter der MUniverfität Leipzig, Herr Domherr, Ordinarius 


D. Günther. 


. Stanpesherrfhaft Königebrüf, Herr Kammerherr Graf von Hohenthal. 
. Standesherrfchaft Reibersdorf, Herr Oberfchenf Graf von Einfievel, 


Dberhofprediger, Herr Vicepraͤſident D. von Ammon. 


. Decan zu Bubiffin, Herr Biſchof Mauermann. 
- Superintendent zu Leipzig, Herr Domherr D. Großmann. 
. Bevollmächtigter des Stifts Wurzen, Herr Amtshauptmann Freiherr von 


Biedermam. 


. Bevollmächtigter der Beſitzer der Schönburgifchen Lehnsherrſchaften, Herr 


Albert Graf von Schönburg » Rochsburg. 


Mitglieder, deren Pläge durh das Loos beftimmt worden. 


. Here Kammerherr Pflugf. 

. Here Vürgermeifter Wehner. 

. Herr Rittmeiſter von Hartitzſch. 

. Herr Kreishpauptmann von Einfiedek, 

. Herr Geh. Finanzrath Kloftervoige von Polenz- 
. Kerr D. Erufius, 

. Herr Heinrih LXIII. Fürft Neuß, Durch. 

. Herr Kammerherr Freiherr von Beuſt. 

. Here Bürgermeifter Hübler. 

. Kerr von Pofern. 

. Herr Kammerherr von Luͤttichau. 

. Herr Gcheimer Rath, Kämmerer ıc. von Minfwig, Ercellenz 
. Herr Amtshauptmann von Welf, 

. Herr Kammerherr von Thiela. 

. Herr Bürgermeifter Ritterftäde. 

. Herr Bürgermeifter Schil. 

. Herr Bürgermeifter Gorefchald. 


. Herr Kammerherr von Wagborf. 

. Herr Kammerherr Graf Vitzthum von Eckſtaͤdt. 
. Herr DOberforftmeifter von Erdmannsdorf. 

3. Herr General:teumant von Miltitz, Epcellenz. 

. Herr Kammerherr von Metzſch. 

. Herr von Schönberg auf Purfchenftein. 

z. Herr Bürgermeifter Bernhardi. 

. Herr Meinhold. 

» Herr Kammerherr von Ziegler und. Klipphaufen. 


Boys isch 
Sarkhihlistiek 


ah si 
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B. Protocolle 


über die Verhandlungen in den Sigungen der Kammer. 


13 
Dresden, am 14. November 1836. 
In geheimer Sigung. *) 


Gegenwärtig if: 
Herr Staarsminifter von Zezſchwitz. 


Es find 37 Mitglieder der erften Kammer anweſend. 

Zuwörberft werden die feit letter Sigung der Kammer eingerroffenen Mic- 

glieder derfelben, 

Herr Stellvertreter, Bürgermeifter D. Deutrid und 

Herr von Pofern, 
nah vorgängiger Ablefung des $. 82. der DVerfaffungsurfunde enthaltenen 
Eides, mittelft Handfchlags vom Präfidio verpflichtet. 

Seßteres zeigt demnächft an, daß Herr Megierungsrarh von Carlowitz feine 
Vollmacht, ausgeftelt von ſaͤmmtlichen Beſitzern der Schönburgifhen Receß— 
herrſchaften, nod am 1Iten laufenden Monats beigebracht habe, und folche 
vom Directorio völig genügend befunden worben fen, wodurch diefe Angele- 
genheit ihre völige Erledigung gefunden habe. 

Nachdem hierauf noch Herr Vicepraͤſident D. Deutrich feine Gefinnungen 
und feinen Danf gegen die Kammer für den auf feine Perfon gerichteten Vor⸗ 
fhlag zum Stellvertreter ausgefprodhen und Herr Präfivent dieg mit einigen 
Worten erwibert hat, trägt der Herr Präfivent ein Gefuch des Herrn Advo⸗ 
cat Kraufe allhier vor, wodurch leiterer wegen des von ihm zu redigirenden 
tandtagsblarts um einen Platz im Saale während der Sitzungen bitter. 

Nachdem Se. Epreellenz Herr Stäatsminifter von Zezſchwitz hierauf be— 
merkt hat, tie die Herrn Advocat Kraufe am vorigen Landtage ertheilte Con: 
«ffion als erlofchen zu betrachten ſey, man jedoch Fein Bedenken tragen werde, 
diefe Eonceffion auf erneuertes Anfuchen für gegenwärtigen Landtag zu erneuern, 
wird zunächft vom Präfidvio bemerkt, wie auch über die den Stenographen an: 
zuweiſenden Pläge Beſchluß zu faffen feyn werde, zu welchem Ende er die be: 


*) Den Beſchluß über den Abdruck dieſes Protocolls fihe S. 10. 
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treffende Stelle des unter Nr. 6. in die Regiſtrande eingetragenen Koͤniglichen 
Decrets vorliefer. 

Präfivium fragt nunmehr zunaͤchſt: 

Iſt die Kammer gemeint, den befinitiven Beſchluß wegen bes von 
Heren Advocat Kraufe nachgefuchten Plates im Saale vor der Hand 
und bis er ſich über die erlangte Conceſſion zur Herausgabe eines Land 
tagsblatts Iegitimirt, auszufeten ? 

und wirb foldhes einftimmig mit Ya beantwortet. 

Bevor wegen des den Stenographen anzumeifenden Platzes Beſchluß ge: 
faßt wird, theilt das Präfidium. bag oben erwähnte allerhöchfte Decret dem 
Hauptinhalte nad mil. Nun wird zwar biefes- Königliche Decret vor allen 
Dingen einer Deputation. zur Begutachtung zu übergeben ſeyn, es ſpricht fic 
jedod Herr Vicepraͤſident D. Deutrih dahin aus, daß beffenungeachtet deu 
Stenographen der Eintritt in die Kammer immer zu geftatten ſey. 

Es wird demnaͤchſt die Frage: 

Will die Kammer den Stenograppen den Platz im Saale unerwartet 
des Beſchluſſes über das imehrerwähnte Königliche Decret geftatten ? 
vom Präfidio geftellt, und wird ſolches unanim mit Ya beantwortet und nadı 
erfolgter Vorleſung und Genehmigung diefes Protocolls bie geheime Sitzung 
gefchloffen. 
| Bemerkt von 
Ernft Guſtav von Gersporf. Eruſt Sriedrih Dart, 
Arthur von Schönberg. S. d. LX. 
Albert von Carlowitz. 


1b 
An demfetben Tage. 


Gegenwärtig find abwechſelnd: 
die Herren Staatsminifter von Zesfchwig, von Könnerik und von Zefeban. 


Zur heutigen erften Öffentlihen Sitzung haben fih Vormittags nah 9. Ulı 
33 Mitglieder der erfien Kammer verfammelt. 
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Herr Präfident von Gersborf eröffnet die Verhandlung mit einer kurzen 
Anrede, worin er zunächft auf die Wichrigfeit des Augenblids aufmerffam 
macht, in welchem die Kammer ihr ſchweres, nach den geftern vom Throne 
aus gemachten Mitrheilungen, auch diefes Mal ſehr umfänglices Geſchaͤft be- 
ginne. Er ermahne zur Bewahrung der bei voriger Ständeverfammlung bes 
wiefenen Geſinnungen, indem nur Eintracht und allerfeitiges unermüdetes Zu⸗ 
fammenwirfen zum Ziele führen, dieſes Letztere namentlich, mas doch fo fehr 
zu wuͤnſchen ftehe, bald erreichen laffen werde. Möglichfte Beförderung der 
den Kammern obliegenden Arbeiten, fo weit foldhe die Gruͤndlichkeit irgend ges 
ftatte, fey eine der Haupträcfichten, welche man zu nehmen habe, und die er 
ganz vorzüglich im Auge: behalten werde, und bedürfe es einer befondern Er: 
mahnung zu derfelben nicht, da fie gewiß ohnehin zu den dringendften Win: 
ſchen jeden Kammermitglieves gehöre und da nicht mehr, wie bei vorigem Sand» 
tage, eine ungewohnte Form vorliege, die man erft mit Zeitverluft habe kennen 
und befolgen lernen muͤſſen. Zuletzt empfiehlt ſich noch der Herr Präfivent dem 
Wohlwollen der, Kammer, | 

Machdem hierauf die drei Stenographen. eingetreten und ihnen, nad) kur⸗ 
zer dießfalfiger Discuffion, Pläge zur Rechten der Mebnerbühne aufferhalb 
des von den Sitzen der Kammermitglieder gebildeten Halbfreifes angewieſen 
worben find, erfolgt 
Ä 1. 

Vorttag aus der Regiſtrande. 
der Vortrag der eingelangten Schriften aus der Megiftrande. 
Es find dieß 

Mr. 1. Geſuch Friedrich Ferdinand Opitz's zu Eilenburg um Verguͤtumg 
des ihm. durch Abnahme feiner Gerihtsbeftallungen im Königreihe Sachſen 
zugefügten Schabens. Es wird nach kurzer Discuffion darüber, ob es nicht 
fofort zurückgewiefen werben koͤnne, an die vierte Deputation zur Begutachtung 
oder nach Befinden fofortigen Abweifung abgegeben. 

Ueber 

Mr. 2. ein Geſuch des Herrn Advocat Kraufe, der Mebaction des von 
ihm  herauszugebenden $andtageblattes während der Sitzungen einen Platz im 
Saale einzuräumen, iſt bereits in geheimer Sitzung ein, mindeſtens vorläufiger, 
Beſchluß gefaßt worden. 

Mr. 3. Eine Mittheilung des hohen Gefammmminifterii über die für ge: 
genwärtige Ständeverfammlung zunaͤchſt für die Angelegenheiten der Minifte: 

Zmeite Abrbeilung. 3 
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rien des Innern md des Kriegs ermannter Königliher Commiffarien wird 
vorgelefen, zu den Acten genommen, und foll der. weiten Kammer mitgerheilt 
werden. 

Die nun folgenden ſechs Königlichen Decrete werben wörtlich vorgelefen, 
und es wird dabei befchloffen: 


Mr. 4. die Emennung der Herren Präfidenten beider Kammern und der 
Stellvertreter derfelben, ohne Weiteres der zweiten Kammer mitzurheilen; 

Mr. 5. allerhoͤchſte Entſchlieſſungen auf. verſchiedene ftändifihe Anträge und 
allgemeine Mitcheilungen an die Stände enthaltend, fo wie 

Ne... 6. die Protocolführung und dern Druck der Landtags Acten betreffend, 
an die erſte Deputation zur Begutachtung abzugeben, mit der Bitte, das letzt⸗ 
gedachte Königliche Decret vor allem Andern, nad Befinden unter Zuziehung 
der Secretarien, vorzunehmen und das zu ‚erwartende Gutachten fo viel als 
möglich zu befchleunigen. : Dagegen follen von. ‘den übrigen Königlichen 
Decreten 

Nr. 7. die fernere Beobachtung des Entwurfs ber Landtagsordnung be: 
treffend, ohne Weiteres an die zweite Kammer, 


Mr. 8. den, Geſetz- Entwurf wegen der Bannrechte und- 


Mr. 9. den Entwurf eines Gefeges gegen die Theilnahme am Lotto und 
auswärtigen Lotterien betreffend, 
an die erfie Deputation abgegeben werben. 
Endlich ift noch unter 
Ne. 10. ein, zunächft an den Herrn Präfidenten gerichtete, Schreiben des 
Heren Profeffors D.. Grohmann eingelangt, womit Letzterer der Kammer fein 
Sendſchreiben ‘über: die. Aufklärung der Strafgefege überreicht. Die überge: 
bene Druckſchrift fol zur -Bibliochef genommen werben, und wird das Präfi: 
dium erfucht, Herrn D. Grohmann den. Dank der: Kammer für defien. Meber: 
reihung auszubrücden, wobei. noch von 
Sr. Königlihen Hoheit dem Prinzen Johann erwähnt wird, daß das 
gedachte Schriftchen bereits vor einiger Zeit erſchienen, auch non den Mitglie- 
dern der zur Begutachtung des Entwurfs eines ae ernannten 
Deputarion eingefehen worden fen: 
Auf der 


befindet ſich 


2. 
Wahl der fändifhen Deputationen. 
die Wahl der fichenden Deputationen der Kammer, zu welcher fofort über: 
gegangen wird. 

Herr Praͤſident liefert zuwörderft den hierher gehörigen $. 103. des Ent: 
wurfs ber $andtagsordnung vor, und bemerft zugleih, wie die Kammer bei 
ihrem vorigen Zufammentreten von den in dem vorgelefenen Paragraphen ent: 
haltenen Vorſchriften, unter Zuſtimmung eines damals gegenwärtig geweſenen 
Herrn Staatsminifters, in der Maaſe abgewichen fey, daß von ihr die Mit: 
glieder jeder Deputatiow nicht, einzeln, fondern ale zuſammen in einem und 
ebendemſelben Scrutinio gewählt worden feyen, auch daß man, mindeftens für 
die beiden erften Abftimmungen, abſolute Mehrheit verlangt habe, was fi ch 
denn auch als ſehr zweckmaͤſig bewaͤhrt zu haben ſcheine. 

Nachdem die betreffende Stelle des Protocolls vom 20. Januar 1833. 
vorgeleſen worden iſt, ſtellt, da Niemand einen Widerſpruch — das Praͤ⸗ 
ſidium die Frage: 

Will die Kammer auch bei gegenwaͤrtiger Wahl in der am 20. Ja: 
nuar 1833. befchloffenen Maafe verfahren? - 
und wirb ſolches einftimmig mit Ja beantwortet. 

Es erfolgen nun die Abftimmungen in der Maafe, daß fofort fo viele 
Namen auf die vertheilten Stimmzettel gefchrieben werden, als die betreffende 
Deputation Mitglieder zählen fol, und ergiebt 

für die erfte Deputation 
die erfie Abftimmung das Reſultat einer abſoluten Majorisät von 
37 Stimmen für Se. Königliche Hoheit den Prinzen Johann, 


37 =: für Herrn Megierungsearh von Carlowitz, 
35 fuͤr Seren Domberen D. Günther, und von 
30 = für Heren Bürgermeifter Ritterſtaͤdt, 


wogegen 11 andere Kammermitglieder eine geringere, abfolute Majorität nicht 
erreicheride, Stimmenzahl erlangt haben. Es muß demnach wegen des fünften 
Deputationgmisgliedg nochmals geftimmt werden, und wird, da ‚hierbei nur . 

17 Stimmen auf Herrn Amtshauptmann von Welt und 

17 Stimmen.auf Herrn DBürgermeifter Wehner, Ä 
die übrigen vier Stimmen aber auf vier andere Kammermitglieder gefallen 
find, abfolute Majorität alſo nicht vorliegt, fofort zur dritten Abſtimmung ver: 
ſchritten, welche eine abfolute Mehrheit von , 
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21 Stimme für Herm Buͤrgermeiſter Wehner zeigt, wogegen bie übri- 
gen 17 Stimmen auf Herrn Amtshauptmann von Welt gefallen find. 
Zu Mitgliedern 
der zweiten Deputation 
werben fofort bei erfter Abſtimmung durch abfolute Majorität von , 
37 Stimmen Herr Stellvertreter D. Deutrih, von 
37 s : Herr Geh. Finanzrath von Polenz und von 
31 = Herr Amtshaupmann von Welt 
erwählt, wogegen bie übrigen auf 14 andere Stände vertheilten Stimmen eine 
abfolute Majorität micht gewähren. 
Die zweite Abffimmung ergiebt nur fir Herrn D. Erufius eine abfolute 
Majorität von 
22 Stimmen, dagegen geringere Stinnnenzaht für‘ 10 andere Staͤnde 
und entfcheidet endlich beim dritten Serutinio die relative Mehrheit von 
15 Stimmen für Herrn Buͤrgermeiſter Schill, indem der Meft der 
Stimmen in minderer Zahl auf 3 andere Stände gefallen iſt. 
Für 
die dritte Deputation 
* find, da deren Vorſitz dene Herrn Praͤſidenten zuſteht, nur vier Mitglieder 
zu wählen und erlangen bei erſter Stimmenfammlung abfolıte Majorität von 
34 Stimmen Herr Bürgenneifter Hübler 
und von 
29 Stimmen Se. Durchlaucht Fürft Reuß, 
wogegen ſich die übrigen Stimmen in geringerer Zahl auf 18 andere Kam: 
mermitglieder vertheilt haben. 
Die zweire Abftimmung ergiebt Dagegar eine abſolute Majoriche von 
26 Stimmen für Herrn von Poſern 
mb von 
21 Stimmen für Unterzeichweten, geringere Stimmenzahlen dagegen 
für 8 andere Stände. 
Zur 
vierten Deputation, 
welche wiederum fünf Mitglieder erheiſcht, gewährt fofort das erfie Scruti— 
nium eine abfelute Mehrheit von 
30 Stimmen für Herrn Bürgermeifter Gottſchald, 
925 : für Herrn Sectetaͤr geheimen Rath von Zedtwitz, 
25 = für Herren Bürgermeifter Vernhardi und 
24 =. für Herrn Kammerherrn von Metzſch, 
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wogegen die übrigen Bota nur in geringerer, abfolure Majorität nicht gewäh- 
sender, Zahl 14 andern Ständen ersheilt worden find. 

Die zweite Abftimmung ergiebt Feine entſcheidende Mehrheit, indem die 
meiften Stimmen nur mit 11 auf Herrn von Schönberg auf Purfchenftein 
und Herrn Amtshauptnsann Freiherrn von Biedermann gefallen find, das 
dritte Scrutinium aber entſcheidet mit einer relativen Mehrheit von 

15 Stimmm für Herrn Amtshauptmann Freiheren von Biedermann. 

Da endlich $. 305. der Sandtagsordnung feftfege, daß für den Herrn 
Stellvertreter, dafern er Mitglied einer Deputation werben follte, für den 
Fall der wirklichen Uchernahme der Präfibialfunction in Voraus ein Subftitut 
zu wählen fey, fo wird zur Wahl eines fubftitwirten Mitglieds ber zweiten 
Deputation verſchritten und erlangt hierzu fofort bei der erſten Abſtimmung 
eine entfcheidende Mehrheit vom 

24 Stimmen Herr Kreishauptmann von Einfiedel, 
indem fich die übrigen Stimmen auf 6 andere Stände zerſtreut haben. 

Es entſteht dennaͤchſt noch die Frage, ob nicht fofort noch ein Kammer: 
mitglied zu erwählen fen, welches nach $. 119. der Sandtagsordnung an den 
Arbeiten der Medactionsdeputation Antheil zu nehmen habe. Da indeffen 
mehrere der Anmefenden diefe Wahl vor der Hand noch umd wo möglich fo 
lange ausgefeist zu ſehen wuͤnſchen, bis man überfehen wird, im wie weit die 
Vorſchlaͤge ver hohen Staatsregerimg wegen Abkuͤrzung und Mebigirung der 
ſtenographiſchen Protocolle Anklang finden dürften, fo ſtellt das Präfidium 
die Frage: 
Wil man jeht das durch Wahl zu beftimmende Mitglied der Redac⸗ 

tionsirputation ernennen? 
es wird folches aber mit 33 Stimmen gegen 5 verneinend beantwortet und 
unterbleibt ſonach für heute diefe Wahl. 
Das Mefultat der heutigen Wahl geht nun dahin, daß zu Mitgliedern 


a.) ber erſten Deputation 
Se. Königliche Hoheit Prinz Johann, 
Herr Regierungscarh von Carlowitz, 
Herr Domherr D. Günther, 
Here Bürgermeifter Ritterſtaͤdt 

und 
Here Bürgermeifter Wehner, 

b.) der zweiten Deputation . 
Hear Steilvertreter D. Deutrich, 


Herr Geh. Finanzrach von Polen, 
Herr Amtshauptmann von Walk, 
Herr D. Erufius und 
Herr Buͤrgermeiſter Schill, 
€.) ber dritten Deputation, auffer dem Herrn Präfibenten, 
Herr Bürgermeifter Hübler, 
Herr Fürft von Reuß, 
Herr von Pofern und 
Unterzeichneter, 
d.) der vierten Deputation 
Here Bürgermeifter Gottſchald, 
Herr Secretär von Zedtwitz, 
Herr Bürgermeifter Bernhardi, 
Herr Kammerherr von Metzſch und 
Herr Amtshauptmann Freiherr von Biedermann, 
endlich 
e.) zum Subſtituten des Herrn Stellvertreters bei ber zweiten Deputation 
Herr Kreishauptmann von Einfiedel 
ernannt worben find. 

Alerfeits Gewählte, mit alleiniger Ausnahme des mit Urlaub abwefenden 
Herrn Kreispauptmanns von Einfiedel, erflären fih, unter Verſicherung ihres 
Danfs, bereit, die ihnen übertragenen Functionen anzunehmen und -bemerft 
dabei nur Herr Amtshauprmann Freiherr von Biedermann, wie er in Voraus 
um Entfhuldigung bitte, wenn ihm die ihm unverändert fort obliegende Ver: 
waltung feiner amtshauptmannfchaftlichen Geſchaͤfte vieleicht zuweilen hindern 
follte, an den Arbeiten der vierten Deputation fo thätigen , und, unausgeſetzten 
Antheil zu nehmen, als dieß in feinen eigenen Wünfchen liege. 

Nachdem auf biefe Weife das Wahlgefhäft für heute beendige iſt, erbit- 
tet fi f} 

. 3. 
Vorläufige Anfrage des Herrn Kammerherrn von Ziegler wegen Zulaffung dee 
Frauen auf die Gallericen der Kammern. 


° Herr Kammerherr von Ziegler das Wert, indem er Auffert, daß er die 


Kammer erſuche, ihm eine Erflärung darüber zu geben, wie ſich die bei letz⸗ 
tem Landtage befchloffene Ausfchlieffung der Frauen von den Gallerieen ver 
Kammern mit der $. 135. der Verfaſſungsurkunde ausgeſprochenen Deffent- 
lichfeit der Sandtagsverhandlungen vereinigen laſſe. 
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Es ſprechen ſich hierauf mehrere Kammermitglieder, inſonderheit Se. Kö: 
nigliche Hoheit Prinz Johann und Herr Stellvertreter D. Deutrich dahin aus, 
daß die $. 135. der Verfaſſungsurkunde zugeſicherte Oeffentlichkeit angemeſſene 
polizeiliche Befchränfungen nicht ausfchliefe, daß aber auch der ermeuerte Anz 
trag des Herrn Kammerheren von Ziegler, wenn ſchon an fich keinesweges ver⸗ 
wehrt, doch in der Einfleivung, ‚in welcher er vorgebrache «worden, als. Frage 
oder Bitte um Belehrung nicht ftatthaft fi. Die. Kammier habe für jetzt 
Feine Verpflichtung darauf zu antworten, vielmehr abzuwarten, ob ſich Herr 
Kammerherr von Ziegler veranlaßt finden werde, einen förmlichen Antrag auf 
Zulaffung der Frauen zu ftellen, wo ſodann allerdings Beſchluß darüber ge: 
faßt werben muͤſſe. 

Herr Kammerherr von Ziegler beſcheidet ſich deffen fofort und erklärt, wie 
er nicht unterlaffen werde, des Nächften einen Antrag der erwähnten Art in 
befter Form an die Kammer zu bringen. 

Schluͤßlich wird noch Herrn Geh. Finanzrath von Polenz der erbetene 
Urlaub auf die Zeit vom 1dten bis mit 2öften November bewilligt, vom Präfivio 
bemerkt, daß Here Rittmeiſter von Hartigfch durch Kranfpeit für heute ent: 
fehuldige fen, und daß beim Mangel von DVortragsgegenftänden eine Tages: 
ordnung für heute nicht entworfen werden koͤnne, u zur nächften Sitzung 
befonders eingeladen werden folle. 


Alert endigse diefe Sitzung und ſchrieb Vorftefenbes nieder 


Ernft Guftav von Gersdof. Ernft Friedrich Hark, 
D. Karl Friedrich Günther. S. d. L K. 
H. Graf von Einfiebel: 
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2, 
Den 19. November 1836. 


Gegenwärtig find abwechſelnd: 
die Herren Staatsminifter von Lindenau, von Zufhwig, von Zeſchau, 
von Könnerik, 
Hear geheimer Darth ‚von Wietersheim. 


Die Verſammlung befteht aus 32 Mitgliedern der erfien — 

Nachdem zuvoͤrderſt den Stenographen, da dieſelben bei den ihnen in vo: 
riger Sitzung angewieſenen Plaͤtzen der Verhandlung nicht folgen zu koͤnnen, 
verſichert haben, andere Sitze unmittelbar unter der Tafel des Herrn Praͤſiden⸗ 
ten eingeräumt worden find, wird der inzwiſchen in Dresden eingetroffene 

Herr Kammerherr Graf Vitzthum von Eckſtaͤdt 
nad) erfolgter Borlefung des $. 82. der Verfaffungsurfunde vorgefchriebenen 
Eides vom Präfidio mittelft Hanbfchlags verpflichtet und finder fodann das über 
die öffentliche Sitzung vom 14. laufenden Monats aufgenommene, von Unter: 
zeichnetem vorgelefene Protocol Genehmigung und Bollziehung. 

Auf den Antrag des Unterzeichneten wird demnächft befchloffen, das über 
die geheime Sitzung des 14. Movembers aufgenommene Protocol durch Ab: 
druck in den Sandtags: Acten der Deffentlichfeit gu übergeben und erfolgt fodann 


4. 

Vortrag der eingelangten Schriften nebſt Diecuſſion und Beſchluß über die Ans 

träge des Herrn Kammerherrn von Ziegler wegen Erlaſſung einer Dankabreffe 

j und Zulaffung der Frauen zu den Tribunen. 
der Vortrag der eingegangenen Sachen aus der Megiftrande. 

Es find nämlicy feit legter Sitzung eingelangt: 

Dr. 11. Anzeige Sr. Königlichen Hoheit des Prinzen Johann, bie er: 
folgte Eonftitwirung der erſten Deputation betreffend. Sie ift zu den Acten 
zu nehmen, 

Mr. 12. ein allerhöchftes Decret, die Wahl der Mitglieder zum Staats: 
gerichtshofe betreffend, aber an die zweite Kammer abzugeben. 

Ein zweites unter 

Mr. 13. eingelangtes Königliches Decret, den Entwurf des Eriminal-&e- 

ſetzbuchs anlangend, fol an die berräffende Deputation gelangen und wird 
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Dir. 14. eine Mitthellung des hohen Geſammtminiſterii, die Ueberſendung 
der unter Mr. 12. und 13. eingetragenen Königlichen Decrete und die Er: 
nennung des Herrn Geheimen Juſtizraths Groß. zum Königl, Commiffar bei 
den Verhandlungen über das Eriminalgefesbuch betreffend, ia. ju den X: 
ten genommen. 

Dagegen wird 

Mr. 15. eine Veſchwerde des Ga onirten Andiceurs Herrn Chriſtian 
Friedrich Conſtans Grohmann über die ihm Seiten des hohen Geſammtmini⸗ 
fierii verweigerte materiche Entſcheidung auf eine in Eenfurangelegenheiten ges 
gen das hohe Eultusminifterium geführte Beſchwerde an die vierte Deputation 
verwieſen und fol 

Mr. 16. ein in Betreff des revidirten Militaͤr⸗Strafgeſetzbuchs erlaffenes 
Königliches Decret an die erfie, fowie 

Mr. 17. eine Beſchwerde des Schneidermeifters. Franz Dettin zu $eipzig, 
anlangend einen gegen Herrn D. Friederici sen, anhängig gemad)ten Rechts⸗ 
fireit, an die vierte Deputarion abgegeben werden. 

Die unter 

Mr. 18. eingefragene Anzeige des Herrn Seeretärs von Zedtwitz über bie 
erfolgte Conftituirung der vierten Deputation foll zu den Acten gebracht werden, 

Mr. 19. aber, eine Petition des Herren Megierungsraths von Carlowitz, 
wegen Aufhebung der $$. 3. und 4. des Mandats vom 14. September 1822. 
die Erwerbung von Vauergrundſtuͤcken betreffend, ‚enthaltene Dispofition wird 
jur Prüfung und Begutachtung an bie dritte Deputation verwiefen. 

Es ift ferner unter 

Mr. 20. von Herrn Kammerherrn von Ziegler in einer fchriftlichen Peri- 
tion auf Erlaffung einer Danfadreffe an Se. Majeftät den König angetragen 
worden, und wird diefe Petition, da von. mehrern Seiten der Antrag gefchieht, 
fofort über deren Inhalt zu discutiten, mörtlich vorgelefen. 

Nach deffen Erfolg fprechen fich die Herren Bürgermeifter Wehner, D. Den: 
trich und Hiübler, fo wie Herr Kammerherr von Watzdorf gegen den An: 
trag aus, indem fie hauptfächlih anführen, daß ein ähnlicher. Antrag nicht nur 
bei voriger Ständeverfammlung , fondern auch neuerlid) wieder in der zweiten 
Kammer mit fehr großer Majorität abgelehnt worden fen, weshalb denn zu 
erwarten fiche, daß ein beifälliger Beſchluß, felbft wenn ihn die erfte Kammer 
faſſen folte, ohne Erfolg bleiben würde, da eime Adreffe nach $. 109. der 
Sandtagsorbnung nur von beiden Kammern gemeinſchaftlich abgelaffen werden 
koͤnne. Sole demnächft die Adrefie blos den Ausdruck des Danks der Stände 
für die in der Thronrede ausgefprochenen Gefinnungen Erg ‚, fo ſey die: 

Imweite Abtheilung. 4 
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fer Danf bereits vom Herrn Präfiventen bei Eröffnung des Landtags ausge: 
fprochen worden, gehe aber die Abſicht dahin, zugleich Wünfche, Bitten und 
Anträge anzubringen, fo werde dadurch ohne weſentlichen Nusen eine gewiß nicht 
geringe Maffe von Kraft, Zeit und Geld aufgewendet werden müffen. Es be: 
währe dieß das Beiſpiel anderer Staaten fo wie der frühern Saͤchſiſchen Land⸗ 
tage, bei. denen die ihrem Wefen nad die Stelle der Adreſſe erferende Praͤli⸗ 
minarfchrift immer ziemlich große und zeitraubende Discuffionen veranlaft habe. 
Das Beifpiel Englands und Frankreichs beweife für die Zweckmaͤſigkeit des An: 
trags nichts, denn dort gelte es, gleich anfangs die Kräfte der Partheien zu 
prüfen. Dergleichen gebe es aber in der Saͤchſiſchen Ständeverfammlung nicht, 
fie bilde nur eine Parthei, deren Loofung König und Vaterland ſey, und 
ihre Danfbarfeit würden die Kammern beffer durch die That als durch Worte 
bewähren. 


Ob nun wohl Herr Kammerherr von Ziegler noch anführt, daß fein An- 
frag ein ganz anderer, als der in der zweiten Kammer gemachte fey, indem ihm 
zunächft und für jegt nur daran liege, die Gefühle des Schmerzes über den 
Verluſt eines värerlihen Königs, fo wie der Freude über die in der Thron: 
rebe dargelegten Gefinnungen ausgefprochen zu fehen, fo wird doch die Frage: 

Wil die Kammer auf den Antrag des Herrn Kammerheren von 
Ziegler eingehen ? 

mit 30 Stimmen gegen 2 verneinend beantwortet und ift Damit, wie nad) 
kurzer Discuffion erläuternd beigefügt: wird, zugleich ausgeſprochen, daß die 
Petition nicht erft an die dritte Deputation abgegeben, fondern beigelegt wer: 

den fol. , 

Ob demnaͤchſt wohl die Petition an die gefammte Ständeverfammlung ge: 
richtet ift, fo foll fie doch nicht erft an bie zweite Kammer abgegeben werben, 
da fie Herr Kammerherr von Ziegler nicht als Privarmann, fondern als Stand 
angebracht hat, und ihr in der Kammer, an welche fie in diefer Eigenfchaft 
zu richten war, eine Folge nicht gegeben worden iſt. Uebrigens ift man dar— 
über einverftanden, daß es Herrn Kammerherrn von Ziegler unbenommen ‚bleibt, 
feinen Antrag noch befonders unmittelbar an die zweite Kammer gelangen zu 
laffen. 

Fortgehend im Vortrage der eingelangten Schriften fommt mar zu 

Mr. 21. einem Königlichen Decrete, die mit dem Gtaatsgute vorgenomme: 
nen und ferner vorzunehmenden Veräufferungen und Veränderungen betreffend. 
Es wird der zweiten Deputation überwiefen und folgt nun 


Mr. 22. eine anderweite Perition des Herrn Kammerherrn von Ziegler, 
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welche dahin geht, während der Kammerfigungen auch den Franen den Zutritt 
zu den Gallerieen zu geftatten. 

Auch diefe Petition wird, da ſich mehrere Stimmen für fofortige Discuf- 
fion darüber erheben, wörtlich vorgelefen, und fprechen fi) fodann Se. Kö- 
nigliche Hoheit Prinz Johann, die Herren Vürgermeifter Wehner und Huͤb⸗ 
ler;.ı Herr Amtshauptmann Freiherr von Viedermanır und Herr D. Groß— 
mans gegen: biefelbe aus, ie finden die Zulaffung der Frauen durch die 
Berfaffungsurfunde feinesweges geboten, indem auch die heutige Sitzung, ob⸗ 
wohl fein Frauenzimmer Zutritt zu derfelben habe, unbezweifelt öffentlich fen, 
und es ſchon an ſich unmöglich falle, allen Staatsbürgern Sachſens die Gal: 
lerieen zu Öffnen, weshalb es denn genügen müffe, den Eintritt nur fo vielen 
zu geftasten, als der Raum erlaube und die Uebrigen an die Mittheilungen der 
Acten und öffentlichen Blätter zu verweiſen. Man finder ferner die Zulaffung 
der Frauen im der deutfchen Sitte nicht begründer, welche dem weiblichen Ge: 
ſchlechte eine Theilnahme an öffentlichen Angelegenheiten in der Regel nicht ge: 
flatte, und .äuffert die Beforgniß, daß die Nücfiht auf Zuhörerinnen felbft 
auf ‚die Verhandlungen nicht ohne, nachtheiligen Einfluß bleiben dürfte. Als 
befondere Bedenken werden demnaͤchſt noch die Befchränfcheit des Raums der 
Gallerieen, wodurch felbft der Anftand verlegt werden fönne und der Umftand 
angeführt, daß das Weſen der Weiblichkeit in Frömmigkeit, . Zucht und De: 
much beftche, und daß damit die Theilnahme an öffentlichen Angelegenheiten 
nicht im Einklange zu ſtehen febeine. 

Herr Kammerherr von Ziegler will num zwar nicht zugeben, daß die deut: 
ſche Sitte urfprünglih die Frauen von öffentlichen Angelegenheiten ausſchlieſſe, 
und provocirt hauptfächlid darauf, daß es nicht auf die Zweckmaͤſigkeit der 
von ihm beantragten Maasregel, fondern zunächft nur darauf anfomme, der 
durch die Verfaffungsurfunde gebotenen Deffentlihfeit unbedingte Folge zu ge: 
ben; es wird indeffen die vom Präfidio geftellte Frage: 

Iſt die Kammer gemeint, dem Antrage des Herrn Kammerherrn von 
Ziegler Folge zu geben? 
mie 31 Stimmen gegen 1 verneint, und dadurch zugleich entfchieden, daß die 
Sache weder an die dritte-Deputation- noch, in Beruͤckſichtigung der oben dar: 
gelegren Anficht, an die zweite Kammer gelangen fol. 
Endlich ift nun noch unter 

Tr. 23. der Deputationsberiht über den Entwurf des — 

buchs eingelangt, welcher gedruckt wird und ſeiner Zeit auf die Tagesordnung 


gebracht werden ſoll. 
4 * 


i4 


Nachdem auf‘ folche Weife der Vortrag aus: der Regiſtrande beendigt ift, 1 
trägt - | 
5, i 

Wahl eines Mitglieds der Redactionsdeputation. 

— Secretaͤr Geheimer Rath von Zedtwitz por, wie er ben. ſchon in vos | 


tiger Sitzung gemachten Antrag wegen Erwählung eines Mitglieds der Mer | 
dactionsdeputation wiederholen. .müffe, indem die Dringlichkeit des Abdrucks mich: | 
rerer Sandtagsfhriften, des Abfchluffes eines neuen Contracts mit dem Buch: | 
drucker und vergl. mehr Die unverlängte Completirung jener Deputation ſchlech⸗ 


terdings erheiſche. 


Dieſer Antrag finder die noͤthige Unterſtuͤtzung, wird auch von mehrern 

Seiten bevorwortet und es erlangt ſodann die Frage: 
Will die Kammer jetzt ein Mitglied der Redactionsdeputation waͤhlen? 

einſtimmig bejaende Antwort. 

Bei der hierauf ſofort erfolgenden Wahl durch Zettel fälle eine abſolute 
Majorität- von 

21 Stimmen auf Herm Wickpräfitenten, Oberhofprediger D. von Am— 
mon, welcher auch die ihm uͤbertragene Function anzunehmen ſich erklaͤrt. 


6. 


Antrag des Herrn Buͤrgermeiſters Gottſchald auf Erneuerung der bei voriger 
Staͤndeverſammlung erfolgten Inſtruirung und erweiterten Bevollmaͤchtigung 
der vierten Deputation. 


Es erbittet ſich hiernaͤchſt 
Herr Buͤrgermeiſter Gottſchald das Wort, und bemerkt, wie die Kam— 

mer bei voriger Staͤndeverſammlung der aus ihrer Mitte erwaͤhlten vierten 
Deputation mehrere beſondere Ermaͤchtigungen ertheilt habe. Sie haͤtten haupt: 
ſaͤchlich darinn beſtanden, daß die Deputation 

a.) nicht blos reine Reclamationen, ſondern auch Petitionen ber Untertha⸗ 
nen, welche nicht Mitglieder der Staͤndeverſammlung geweſen, habe begutach— 
ten ſollen, daß ferner 

b.) bei Beurtheilung von Reclamationen die $. 118. der Landtagsordnung 
unter b. c. d. und e. enthaltenen Beſtimmungen auf eine möglichft nachfichtige 
Weife zur Anwendung gebrachte werben follten (cf. Landtags-Acten d. a. 
1333: IL. Abskeilung, Sammlung 1. Beite 319 fgg.), endlich da 

c.) über Eingaben, welche lediglich an andere Depusationen zu verweifen 
fegen, nach Befinden blos mündlicher Bericht erftattet werden duͤrfe. Es haͤt⸗ 


SE 
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en diefe Ermaͤchtigungen weſentlich zur Erleichterung und Beſchleunigung des 
Gefchäfts der vierten Deputation geführt auch materiell genutzt, und fiche da⸗ 
ber zu wünfchen, daß es dabei auch für dießmal verbleiben möge. 


Nun finder diefer Antrag zwar die nörhige Unterftügung, auch von meh: 
rern Seiten Bevorwortung, es fommt jedoch, da die betreffenden Stellen ver 
Acten des vorigen Landtags nicht fofort vorliegen, in Antrag, die Ermächti: 
gung ber vierten Deputation nicht fpeciell auf Die von dem Herrn Antragſtel⸗ 
ler ausgehobenen drei Puncte, fondern dahin zu richten, daß die vierte De: 
putation auch jest ebenfo inftruirt und ermächtigt ſeyn folle, wie bei vorigem 
Sandtage. - 

Das Präfidium ftellt deshalb die Frage: 

Wil die Kammer ihre vierte Deputation ganz in eben der Maafe in: 
firuiren und ermächtigen, wie ſolches bei voriger Ständeverfammlung 
geſchehen? 

und erfolgt darauf ein einhelliges Ja. 


Petition des Herrn Profeſſors D. Krug wegen Errichtung einer katholiſch⸗theologiſchen 
Facultaͤt zu Leipzig und Erlaffung eines neuen Religionsgeſetzes. 

Indem hiernächft der Herr Praͤſident anzeigt, daß Herr Profeffor D. Krug 
der Kammer dur Herrn Domheren D. Günther zwei Eremplare feiner Schrift 
unter dem Titel? „Henotiton, oder Entwurf eines neuen Neligionsgefeges für 
hriftlihe Staaten” habe übergeben laſſen, und daß derfelben eine‘ an Die 
Ständeverfammlung gerichtere Petition um, Errichtung einer Farholifch = theolo- 
gifchen Facultät in Leipjig und um Erlaffung eines neuen, alle Religionspar: 
theien emancipirenden Religionsgeſetzes beigedruckt ſey, erflärt 

Herr Domherr D. Günther, 
wie er diefe Petition, wenn. er ſchon wicht mit allen dabei geäufferten Anfichten 
und gemachten Anträgen unbedingt. einverftanden fey, doch in dem inne 
zu der feinigen zu machen andurch erfläre, daß er fie don der dritten Deputaz. 
tion begutachtet und fobann darüber von den Kammern Beſchluß gefaßt zu 
fchen wuͤnſche. 

Es wird unter folchen Umftänden erwähnte Petition fofort der dritten De— 
putation zur Begutachtung überriefen. 


Endlich werden noch mehrere Urlaubsgefuche vorgetragen und werben na- 


mentfich beurlaubt, 
Herr en von Hohenthal vom 18ten bis mit 26ſten laufenden Monats, 
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‚Here von Pofern vom 17ten bis mit 26ſten laufenden, Monats, 
welche beiderſeits bereits abgereifer find, 

Herr Kammerherr von Ziegler vom 2iften bis mit 26ften Laufenden 
Monats, 

Herr D. Erufins auf eben diefe Tage und ’ 

Unterzeichneter vom 20ſten bis mit 24jten höchftens 27ften laufenden Mo: 
nats, auch zeigt, der Herr Präfivent an, daß Here Kammerherr Pflugt 
wegen Unwohlſeyns für heute. entſchuldigt fey und Herr Rittmeiſter von Har- 
titzſch ſich für den verfloffenen 18ten laufenden Monats entſchuldigt habe. 

Eine Tagesordnung kann für heute nicht entworfen werden, und wird 
für nächfte Sitzung befondere Einladung erfolgen. 


Vorſtehendes fchrieb nieder 


Ernft Guſtav von Gersdorf. Ernft Sriedrih Hark, 
Chriſtoph Friedrih von Ammon D. S. d. J. K. 
D. Chriſtian Gottlob Leberecht 
Großmann. 
3. 
Den 25. November 1836. 
Gegenwärtig find: 


die Herren Staatsminifter Noftig und Jaͤnckendorf, von Carlowitz, 
von Zeſchau und von Zefchwig. 


Die Verfammlung befteht aus 33 Mitgliedern der erften Kammer. 

Nachdem zupörderft der von feinem Urlaube zurückgefehrte Herr Kreishaupt: 
mann von Einfiedel mittelſt Handſchlags vorfehriftsmäfig verpflichtet worden 
ift, erfolge 

8. 

Vortrag aus der Regiſtrande Nr. 24. bis 28, 
der Vortrag aus der Megiftrande, bei welcher folgende Schriften eingelangt find: 
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Mr. 24. Geſuch des iſraelitiſchen Wundarztes Baumann um Erlaubniß 
jur Acquiſition einer Barbiergercchtigkeit in Dresden. Es wird zur vierten 
Deputation verwieſen. 

Dagegen follen 

Mr. 25. eine Mittheilung des hohen Königfichen Gefammtminifterii, nad) 
welcher die Herren geheimen Megierungsräthe D. Merbach und D. Scharfchmidt 
zu Königlichen Commiffarien in Betreff der Gefeg- Entwürfe wegen des Einlegens 
in das $otte umd die auswärtigen $otterieen und wegen der Bannrechte ernannt 
worden find, fo wie 

Mr. 26. eine Anzeige der beiden Secretarien der erften Kammer über die 
Verteilung der Secretariatsgefchäfte unter ſich 
lediglich zu den Acten genommen werben, | 

Der unter 

Mr. 27. eingetragene Bericht der erſten Deputation über das Königliche, 
die Protocolführung und den Druc der Landtags-Acten betreffende, Decret 
befinde ſich bereits auf der heutigen Tagesordnung und eine unter 

Mr. 28. eingetragene Beſchwerde des Gutsbeſitzers Böhme wegen ihm ver: 
weigerter Genugthuung in Betreff der von ihm gerügten Form einer Beſcheidung 
des Hauptfteueramts zu Annaberg, wird an bie vierte Deputation gewiefen. 

Das Präfidium zeigt bemnächft an, daß der Kammer von Herrn D. Eru: 
fius ein Eremplar des Volfskalenders für 1837. überreicht worden ſey. Es 
fol zur Bibliochef genommen werden, und wird Herr Präfident den Danf der 
Kammer mündlich ausfprechen. : 


9. 
Beurläubungen, Entfchuldigungen. 


Beurlaubt werden und haben ihre Reifen bereits angetreten, 

Here Biſchof Mauermann auf den’ 21. bis 26. oder 27.1. M. 

Herr von Schönberg auf Wilspruf auf den 23. November bis 3. De: 
cember, und 

Herr Amtshauptmann Freiherr von Biedermann auf den 24. bis 2 
oder 28.1. M. 

Herr Graf von Vitzthum ift heute durch Kranfheit entſchuldigt, Herr Amts: 
hauprmann von Welk hat angezeigt und durch ein Arztliches Zeugniß befcheinigt, 
daß er in Rochlitz erfranft fey, und wird ſonach die Zeie feiner Ruͤckkehr von 
feiner Genefung abhängen. 

Nach diefen Mittheilungen gelangt man jur 

Tagesordnung, 
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‚auf welcher ſich 
10. 
Berathung über das Königliche Decret vom 13. L. M. die DeotoeoSfüprum 
und den Drud der Landtags-Acten betreffend. 

die Derathung über das Königl. Decret vom 13. 1. M. die Protocolführung 
und den Druck der Sandrags : Acten betreffend, befindet. | 
Deer Referent, Herr Bürgermeifter Ritterſtaͤdt, trägt den dießfallfigen Be: 
richt der erften Deputation von der Mebnerbühne aus vor, und es entficht zu: 
vörderft eine umftändliche Discuffion über den erften Antrag der Drputation, 
daß die beabſichtigte öffentliche Mittheilung der Landtagsnachrichten 

ſo vollſtaͤndig eingerichtet werden moͤge, als es nur die ſtenographiſchen 

Aufnahmen moͤglich machen werden. 

Dieſer Antrag findet zuvorderſt von Seiten des Herrn Dberhofprebigers, 
Bicepräfidenten von Ammon, Widerfprusp, inden hauptfächlich angeführt wird, 
daß wenn die Deputation eine auch bis in die Fleinften Züge gehende, alfo den 
wörtlihen Ausdruf und ſelbſt alle Wiederholungen und dergleichen enthaltende 

Mittheilung der Verhandlungen verlange, ſolches felbjt für die geübteften Ste: 
nographen unausführbar ſey, den Kammermitgliedern felbft nicht erwuͤnſcht 
feyn könne und vom Publico nicht vrwartet werde. 

Dagegen erheben ſich wiederum mehrere Stimmen für das Gutachten der. 
Deputation, indem fie hauprfählic anführen, daß jede Abkürzung der Ver— 

handlungen bedenklich erſcheine, indem fie licht vom Zufalle oder von Wilkühr 
abhängen fönne, und einen Richter vorausfege, dem fich die Kammern: nicht 
unterwerfen Eönnten, daß Verſtuͤmmelungen des Gefprochenen mit der Verwi— 
fhung der Individualität der Sprecher auch das Intereſſe an den Mittheilun— 
gen fhwächen und den Wählern den Vortheil, ihre Gewählten und deren Wir- 
fen kennen zu lernen, fo wie Letztern den Vortheil, richtig beurtheile zu werden, 
rauben müßten. Ueberdieß muͤſſe den Mitgliedern der Kammern jede Eorrec- 
tur ihrer Acufferungen ſchmerzlich ſeyn, das Intereſſe der Oeffentlichkeit erheiſche 
gebieteriſch vollſtaͤndigſte Mittheilung, die Analogie aller andern Staaten, in 
denen wahre Oeffentlichkeit ſtattfinde, ſpreche für die unverkuͤrzte Mittheilung 
und das Beiſpiel der vorigen Staͤndeverſammlung habe gezeigt, daß das Publi— 
cum eine fo umftändlice Kenntniß, wie fie damals über die Sitzungen der 
zweiten Kammer ftattgefunden, wuͤnſche. 

Unter dem Anführen, daß alle Sprecher darüber einverftanden zu ſeyn 
ſchienen, die Mittheilungen ungefähr fo eingerichtet zu ſehen, wie fie bei vorigen 
tandtage hinfichelich der zweiten Kammer ftattgefunden hätten, und daß man 
gewiß nicht einen fo umfänglichen Abdruck der ſtenographiſchen Niederſchriften 


19 


wünfche, wie fich folder in den baierſchen Landtagsacten finde, daß es vielmehr 
nur daramf ankomme, das, was man wünfde, deutlicher auszudrücken, als durch 
die Worte des Antrags ber Depniatien sefhehen, ſchlagt Unterzeichneter vo 
den Beſchluß dahin zu faffen, 
- die Öffentliche Wicthelung der tandtagsnachrichten Amgefähr in 
afe erfolgen möge, wie fie beim vorigen Landtage hinſichtlich 
* Verhandlungen der zweiten Kammer ſtattgefunden habe, 
und erlangt dich ausreichende Unterſtuͤtzung. 


Da indeſſen Mehrere der Anweſenden daram Anftoß nehmen, daß das 
im dem ben amgegebenen Antrage enthaltene Wort „ungefähr“ eine zu große 
Unbeftimmeheit in die Sache bringe, beantragt Herr Vitrgetmelfter Wehner, 
den Beſchluß dahin zu ſtellen, 

daß die beabficheigte öffentliche Mitteilung der Landtagsnachrichten in 
der Art, wie ſolche bei votigem Landtage in Bezug auf die zweite 
Kammer ſtattgefunden habe und ſo vollſtaͤndig eingerichtet werden 
möge, als es nut die ſtenogtaphiſchen Aufnahmen möglich machen 
würden. 

Here Domherr D. Günther hofft dagegen den Sinn der Kammer am 
beften ansgedrückt zu fehen, wenn man beantragt, 

die beabfichtigte öffendiche Mittheilung der Sandtagsnachrichten fo voll: 
ſtaͤndig einzurichten, Als es die Matut einer ſchriftlichen Mittheilung 
irgend zulaſſe, 
indem er dadurch ausgedruͤckt zu fehen hofft, daß man der Weglaſſung bloſſer 
Wiederholungen der Werbefferung von offenbaren Irthuͤmern im Aucdrucke 
und dergleichen mehr nicht entgegen fe. 

Beide Anträge finden indeffen die etforderliche Unterſtützung nicht, und er» 
flärt ſich noch Herr Staateminifter Noftiz dahin, wie die Regierung bei Er: 
laffung des Decrets, über welches man fich gegenwärtig berathe, lediglich den 
in der ſtaͤndiſchen Schrift vom 31. Mai 1834. enthaltenen Anträgen nad» 
gegangen fir. Man habe Stenographen gewuͤnſcht, die Regierung habe dafür 
geforgt, daß es an ſolchen nicht fehle; man habe eine Abfürzung der Protocolle 
für noͤthig erachtet, ‚und die Diegierung fey durch ihre Vorſchlaͤge auch dem 
entgegen gekommen, habe ‘aber freilich anzunehmen gehabt, daß wenn die ſteno⸗ 
graphifchen Niederſchriften einen Erſatz der officielen Protocolle gewähren 
folten, deren endliche Nevaction eine Mitwirkung der Stände erheiſche. Wolle 
man letztere nicht, die Sache alfo allein der Megierung überlaffen, fo werde 
man fo ziemlich auf- den Stand des vorigen tandtags BR, Melde 


zweite Abrheilung. 
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Vollſtaͤndigkeit den Mittheilungen gegeben werden fünne, werde zunaͤchſt von 
ber Brauchbarfeit der Stenographen abhängen, und die Beſtimmung über die 
Art der Abfaffung der Protocolle und deren Umfaͤnglichkeit müffe dem Beſchluſſe 
der Kammern felbft überlaffen bleiben. 


In ähnlicher Weife fpriche fi auch Herr Staatsminifter von Zeſchau 
aus, indem er zugleich darauf aufmerffan macht, daß die Mittheilungen über die 
Verhandlungen des vorigen Landtags einen Aufwand von ungefähr 35000 Thlr, 
— — veranlaßt hätten, wovon nur circa 11000 Thlr. — — durd Ver: 
fauf gedeckt worden ſeyen, daß aber diefe Koften noch weit höher fteigen müßten, 
wenn ein fo volftändiger Abdruck der ſtenographiſchen Niederſchriften eintreten 
ſollte, wie er in Baiern ftattfinde. 

Als man hierauf zur Abſtimmung a ftele der „Here Präfident die 
erfie Frage dahin: 

Wird der Antrag der Deputation zu 1., daß bie beabſichtigte öffent: 
liche Mitheilung der Landtagsnachrichten fo vollftändig eingerichtet werden 
möge, «als es nur die ſtenographiſchen Mitcheilungen moͤglich machen 
werden, angenommen ? 
und finder folhes mit 31 Stimmen gegen 2 bejaende Antwort, wodurd der 
Antrag des Unterzeihneten zugleih mit abgeworfen ift. 


Der zu 2. des Deputationsberichts empfohlene Antrag geht dahin, 
daß die ftändifhen Kammern mit einer Theilnahme an der Redaction 
der Mitrheilungen über die Landtagsnachrichten verfchont bleiben möchten, 
und wird folches ohne ale Discuffion auf geſtellte Frage-einftimmig angenommen. 
Eben fo werden die Vorſchlaͤge der Depuration zu 3. a., 
daß die Aufnahme über das von den Kammermirgliedern Gefprochene 
allemal den ganzen folgenden Tag (wobei jedoch die Sonn- und Feier: 
tage ausfallen würden) zu deren Einficht bereit liegen follen, 
‚und zu 3. b., 
in Betreff des Verfahrens bei Verſchiedenheit der Anfichten zwiſchen 
ven Kammermitgliedern, deren Aeuſſerungen mitgetheilt werden, und der 
Redaction der Landtagsnachrichten, 
ohne Discuſſion einſtimmig angenommen, wogegen der uͤbrige Inhalt des De— 
putationsberichts eine Beſchlußfaſſung nicht erheiſcht, auch die von Herrn Staats» 
minifter Moftig und Jaͤnckendorf beiläufig gethame Acufferung, daß es der Er- 
waͤgung bedürfen werde, ob und im wie weit auch die Deputationsberichte in 
den Sandtagsmirtheilungen mit abgedruckt werden koͤnnten und folltn, eine Dis- 
euffion oder Beſchlußfaſſung nicht veranlagt. 
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Hiermit war num die Derathung über den Gegenſtand der heutigen Tages⸗ 
ordnung beendigt und ward die Sitzung, unter der Bemerkung, daß heute 
eine neue Tagesordnung noch nicht entworfen werden koͤnne, wieder aufgehoben. 


So bemerkt von 


Ernſt Guſtav von Gersdorf. Ernſt Friedrich Hartz, 
Guſtav Heinrich Freiherr von Biedermann. S. d. L K. 
Graf Schoͤnburg. | \ 





4. 
Den 1. December 1856. 


Gegenwärtig finds 
die — Staatsminiſter von Lindenau, De und Yindendef und von 
 Könneriß, 
Herr Geheimer Rath von Wietersheim und 
Herr Gcheimer Regierungsraty D. Schaarſchmidt. 


Die Verfammlung beftcht aus 36 Mitgliedern der erfien Kammer. 

Nachdem das Protocol ver legten, am 25. v. M. gehaltenen, Sitzung 
vorgelefen, genehmigt und volljogen worben ift, geſtattet fi Untergeichneter 
zu bemerfen, wie er in dem fo eben vorgelefenen Protocolle allerdings etwas 
weiter gegangen fen, als der Vorſchlag der Staatsregierung in dem im leiter 
Sitzung -berathenen Königlichen Decrere geftatte. Solle indeffen nur einiger 
Zuſammenhang in die Protocolle fommen, fo würben die für und wider die 
verfchiedenen Anfichten aufgeftellten Gründe mindeftens furz jerwähnt werden 
muͤſſen, und er werde daher, fofern die Kammer nicht etwas Anderes wuͤn⸗ 
ſchen follte, etwa in der Maafe und dem Umfange zu protocolliven fortfahren, 
wie er dieß bis jet gethan habe. 

Es wird hiergegen von feiner Seite Etwas eingewenbet und erfolgt 

11. 
Vortray aus der Megiftrande Nr. 29—34. 

der Vortrag der feit der letzten Sigung eingegangenen Schriften. Es find 
folgende : | 

Te. 29. Bericht der erfien Deputation, den Entwurf eines Geſetzes ge: 
gen das Lotto und die Theilmahme an auswärtigen Lotterieen betreffend. 

5 * 


22 


Er befindet ſich bereitet auf ber heutigen Tagesordnung. 

Ne. 30. Ein Geſuch des Thoreinnehmers Biſchof zu Budiffin um Ver: 
mittelung ter. Anszahlung einer Forderung von 3000 Thle. — —, wird an 
die vierte Deputation verwichen, dagegen aber bei 

- Me. 31. einem Schreiben des. Herrn Rentamtmanns Preusker, womit 
derſelbe feine Schrift: Amdeutungen über Sonntags: Neal: und Gewerbſchu⸗ 
len ꝛtc. übersicht, befchloffen, das übergebene Buch zur Bibliothek zu nehmen, 
auch Herrn Preusfer durch Vermittelung des Herrn Poifpenten zu danken. 

Ein unter 

Mr. 32. eingelangter Eftract des Protocolls der zweiten Kammer vom 
14. v. M. betrifft das Königliche Decret vom 13. Movember, die Brauflich- 
tigung der Eifenhürten und Vitriolwerke anlangend. Diefes Decret wird vor- 
gelefen und es fol daſſelbe nebſt. dem zugehörigen- Protocol: Ertracte, wie aud) 
in der zweiten Kammer gefchehen, lediglih zu den Acten genommen werben. 

Mr. 33. Ein Vortrag. des Beflgers des Ritterguts Raͤcknitz bei Wur: 
jen, Herrn von Fuchs, woran. das, Werfahren des Haupt» Steueramts zu 
Grimma gerügt und auf Maasregeln zu Verhütung der Ueberſchreitung der 
Befugniffe der Zollofficianten amgetragen: wird, fo-mwie 

Mr. 34. ein Geſuch mehreren: Bewohner Dresdens, des Schuhmacher: 
meifters. Auguft Kranz und Eonforten um Unterftügung zum Auswandern, 

werben der vierten Depntation zur Begutachtung oder Beſcheidung über: 


en. 

Nachdem Kiernächft der Herr Präftdent dem Herrn D. Erufius den in 
letzter Sitzung der Kammer befchloffenen Dank für Ueberreihung des Volfs: 
kalenders nf das Yahr 1837. ausgedrückt hat, erfolge 


12, 
Beaurlauhungen, Entſchuldigungen. 

die Beurlaubung des: Herrn Kammerherrn von Metzſch anf bie Zeit vom 30. 
November bis: 3. ober hoͤchſtene 5. December und des Herrn Kammerheren 
von Luͤttichau auf den 1. bis 3. December, fo wie bie. Anzeige, daß Herr 
Fürft Reuß und Herr Graf. vom Bitzthum für heute durch Krankheit entſchul⸗ 
digt ſeyen. 

13. 


Ausſetzung der ze. Ar. 19. wegen Abſchaſſung der $5. 3. und 4. des Mandars 
ie. Erwerbung von Bayergrumdflürten betr, 
Hierauf trägt 


Here Vürgermeifter Häbler vor, wie die von Herrn Regierungsrath von 
Carlowitz eingereihte Petition um Aufhebung der Beſtimmungen der $$. 3. 
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und 4 des Mandats vom 14." September 1822. die Erwerbung von Ban: 
ergrundſtuͤcken betreffend, der dritten Deputarion übergeben, von biefer auch 
bereits berathen worden ſey. Die Anfiche der Deputation ſey dabei dahin ger 
gangen, die Aufhebung nicht blog des 3. und A;, fondern aufferden auch noch 
des 2. und 5. Paragraphen gedachten Gefetzes zu beantragen; als aber der 
dießfallſige Bericht habe gefertigt werden follen, habe die Deputation in Er- 
fahrung gebracht, daß Seiten der Staatsregierung bereits ein Geſetz Entwurf 
in dem fo eben angegebenen Sinne der Depntation gefertigt fen, und den Kam: 
mern in fehe kurzer Zeit vorgelegt werben fol. Er frage daher im Auftrage 
der Deputation an, ob die Kammer, diefer Sage der Sache umgedchtet, noch 
einen Bericht der dritten Deputasion. vorgelegt zu erhalten wuͤnſche? 

Nachdem 

Herr Staateminiſter Moftig betätigt hat, daß der erwaͤhnte Geſetpworſchlag 
in 8 bis hoͤchſtens 14 Tagen am die Kammern gelangen werde, iſt man auf 
Befragen einſtimmig damit einverſtanden, daß die dritte Deputation vor der 
Hand die Erſtattung eines Berichts auf. die Catlowitziſche Petition unter · 
laffen ‘möge, 

Man. gelangt nunmehr zur 


mE RO. 14. 


Berathung über den Gefegr Entwurf gegen die Theilnahme am Lotte und amd: 
wärtigen Lottericen. 
die 


Tagesordnung; 


Berathung des Berichts der erſten Deputation über den Geſetze Ent⸗ 
wurf gegen die Theilnapme am Lotto und an auswärtigen Lotterieen 
befindet. 

- Der Meferent, Herr Domherr D. Günther, trägs zuerft den allgemeinen 
Theil des Berichts vor, und es entftcht hierauf eing generelle. Discuffion, bei 
welcher ein doppeltes Bebenfen gegen. das. Gefez zur Sprache gebracht wird. 

Zuvoͤrderſt aͤuſſert nämlih Here Geheime Rath von Zedtwig, wie er zwar 
mie dem Verbote und der harıen Veſtrafung der Theilnahme am Sorte völlig 
einverftanden fer, jedoch lieber das Colligiren für auswärtige Lotterieen und das 
Spiel im denfelben unverwehrt gefehen hätte, wie er jedoch, wenn er auch hier: 
über hinweg fehe, wenigftens wünfchen müffe, ausdruͤcklich ausgeſprochen zu fes 
hen, daß durch das vorliegende Gefeg die Theilnahme am den auswärtigen 
Staars-totterleanleipen nicht verwehrt werden folk. 

Es erflären fi hierauf mehrere Stimmen dahin, daß die Staats-Lotteriean ⸗ 
leihen in dem vorliegenden Geſetze gar nicht gemeint ſeyn Fönnten, und bemerft in: 
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fonderheit Here Domherr D. Günther, wie bei Gefchäften diefer Art jeber 
Theilnehmer feine Einlage voll, jedoch mit oder ofme Prämie, wieder erhalte, 
während nur das eine Sotterie genannt werden und hier gemeint ſeyn koͤnne, wobei 
der Theilnchmer nicht mit: Beftimmeheit darauf rechnen dürfe, feinen Einſatz 
zurück zu erhalten, weshalb es denn der beantragten Erläuterung nicht beduͤrfe. 

Der Antrag des Herrn Geheimen Raths von Zediwi findet hierauf die 
erforderliche Unterftügung nicht. 

Ein zweites Bedenken gegen den Geſetzvorſchlag aͤuſſert Here Buͤrgermei⸗ 
ſter Bernhardi, indem er in das bier ausgefprochene Verbot auch die Ausfpies 
lung von Gütern, Grundſtuͤcken, Gegenftänden des Kunft: und Buchhandels 
und den Verkauf fogenannter Promeffenfcheine ausdrücklich eingeſchloſſen zu 
ſehen wuͤnſcht. 

Es wird hiergegen eingehalten, daß es einer dießfallſigen beſondern Be⸗ 
ſtimmung nicht beduͤrfen werde, indem das Geſetz keinesweges blos ſolche aus: 
märtige. fotterieen verbiete, wo Geld gewonnen werben fönne, weshalb denn 
auswärtige Güter: und MWaaren-Ausfpielungen unter den Beſtimmungen des 
Geſetz- Entwurfs ganz unbezweifelt mit begriffen feyen, wogegen wider unzuläf: 
fige Unternehmungen foldyer Art im Inlande die Verordnung der vormaligen 
tandesregierung vom 15. Juli 1826. genügende Beftimmungen enthalte. 

Da ſich hierauf Here Vürgermeifter Bernhardi feine Anträge zu den be: 
treffenden $$. vorbehält, fo kommt cs für jetzt zu einer Unterftügungsfrage nicht, 
und gelangt man zur fpeciellen Discuffion und namentlich zu 

$, 1, des Geſetz-Entwurfs. 

Bei demfelben ftelle nun Herr Geheimer Kath von Zedtwitz zuvoͤrderſt den 

Antrag: 
daß Zeile 1., nady dem Worte „Zahfenlotterieen” die Worte: „wor: 
unter jeboch das Einfegen in folche Staatslotterieen, wodurd die Aus: 
loofung von Staatsfhulden erfolgt, nicht mit zu verftchen find” ein: 
gefchaltet werden möchten. 

Da hiergegen wiederum die bereits oben erwähnten Bedenken geltend ge: 
macht werden, auch bemerft wird, daß das Amendement nur das Einlegen, 
nicht aber die fonftige Beförderung der in Frage ſtehenden Lotterieanleihen treffe, 
fo wird geäuffere, wie ſich vielleicht das ganze Bedenken heben dürfte, wenn 
Seiten der Regierung eine beftimmte Erflärung darüber erfolge, wie fie der 
Geſetz-Entwurf verftche. 

Dieſem Wunfhe nahfommend, erflärt Herr Staatsminifter Noftig, daß, 
wie der Berfauf von Promeffen bereits durd die Bekanntmachung des Mini- 
fterü des Innern vom 17. September 1. 5. unterfagt fey, von der Negierung 
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unter dem Worte Zahlenlotterieen in dem vorliegenden Gefehe allerdings auch) 
die Ausfpielungen von Grundftücden und Waaren aller Art verftanden würden, 
wogegen die Staats + Sotterieanleihen nicht gemeint ſeyen noch ſeyn Eönnten, 
und ſonach die Theilnahme an denfelben nach wie vor geftattet bleibe. 

Here Geheimer Rath von Zedtwitz findet ſich durch diefe officielle Erflärung 
befriedigt, und nimme feinen Antrag zuruͤck. 

Dagegen winfcht Herr Bürgermeifter Bernhardi 

nad dem Worte „Zahlenlorterieen* die Worte: „worunter BIER Aus⸗ 
ſpielungen von Guͤtern und Grundſtuͤcken, von Gegenſtaͤnden des 
Kunſt⸗ und Buchhandels und die ſogenannten Promeſſenſcheine zu 
verftchen find” eingefchalter zu fehen, 

und es erlangt dieß die nörhige Unterſtuͤtzung. 

Nachdem indeffen hiergegen von mehrern Seiten angeführt worden ift, daß 
das Gefeß gegen ausländifche Unternehmungen diefer Art gemügenden Schug 
gebe, und cs, ſoviel inländifche Ausfpielungen anlange, bedenflih falle, ven 
Beftimmungen der Verordnung vom 15. Juli 1826. ohne yorgängige ſorg— 
fältige Erwägung die des vorliegenden Geſetzes zu fubftitwiren, da doch beides 
nicht neben einander beftehen koͤnne; nachdem endlich auch 

Herr Staatsminifter von Könnerig angeführt hat, wie es bei den ſtets 
entftchenden vielfach geftalteten neuen Glücsfpielen nicht rathſam erfcheine, den 
Begriff der Sottericen durch eine Definition oder Zufäse der vorgefchlagenen Art 
fefter zu begrenzen, wird der Vorſchlag des Herrn Bürgermeifters Bernhardi, 

mit 29 Stimmen gegen 7, 
abgelehnt, fodann aber $. 1. unverändert nad) dem Entwurfe 
einftimmig 
angenommen, welches auch bei 
$. 2. ohne Discuffion der Fall if. 
Bei 

$. 3. hat die Deputation eine Abänderung vorgefchlagen, nach welcher die 
Strafe der Sottounternehmer nicht feft beſtimmt, fondern das erſte Mal auf 
3 bis 9 Monate Arbeitshaus normirt werden fol. 

Herr Staatsminifter Noftig aͤuſſert hierbei, daß. das vorliegende Geſetz 
früher als das Criminalgeſetzbuch vorgelegen habe, und daß man zwar, um 
beides in Webereinftimmung zu fegen, einer relativen, nur nach ihren Grenzen 
ju normirenden Sfrafbeftimmung Seiten der Staatsregierung nicht abhold fin, 
daß jedoch der von der Deputation gegebene Spielraum etwas zu groß zu 


ſeyn fcheine. 
In eben diefem Sinne beantragt Herr geheimer Regierungsrath D. Schaar⸗ 
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ſchmidt, die Grenzen der Strafe für den erfien Fall auf 4 bis 8 Monate Arı 
beitshaus feftzuftellen, was um fo mehr genügen werde, da Abfkufungen des 
böfen Willens hier niche in dem Almfange ———— FEN, wie bei eigent: 
lichen Verbrechen. 

Hiergegen wird indeſſen bemerft, daß im Leiche ai ben für manches 
Eriminalverbrechen angedroheten Strafen zuweilen hier ſchon 3 Monate Arbeite: 
haus ziemlich Hart feyn koͤnnten, und finder der Vorſchlag der Deputation, 

mit 33 Stimmen gegen 2, 
Annahme. 

Unterzeichnmeter bemerkt, dag durch die angenommene Faſſung des erſten 
Satzes des $. 3. nunmehr der zweite Sat leicht mißverftanden, und fo ger 
deutet werden Fönne, als ob der erfte Ruͤckfall eines Lottounternehmers jedesmal 
genau doppelt fo hoch beftraft werden müßte, als der erfte Fall beftraft wor: 
den fey, während doch die Abfidye ver Deputation gewiß dahin gehe, dem Mich: 
ter die freie Wahl zwifchen 6 bis 18 Monaten Arbeitshaus zu laſſen. Um 
dieß deutlich auszudruͤcken, trage er damuf an, den zweiten Sat fo zu faffen: 

Sm erften Wiederholungsfalle ift die Strafe auf ſechs bis achtzehn 
Monate, bei öftern Wiederholungen aber verhaͤltnißmaͤſig und bis zu 
vierjähriger Dauer zu erhöhen. . 
Die wird unterfhigt und, mit 29 Stimmen gegen 6, 
angenommen, auch findet $. 3., fo wie er ſich nad) vorftehenden Abſtimmungen 
geftaltet hat, 
einhellige 
Annahme. 

Eben fo werden die 

9. 4. und 5. 
nach der von der Deputation beantragten Faffung, und die 

$$. 6. 7. 8. und 9. unverändert nach dem Gefek : Entwurfe 

einſtimmig 
angenommen. 
Eine umfänglichere Discuſſion veranlaßt — 

$. 10, Bei demſelben etflärt zuvoͤrderſt Unterzeichneter, wie er der De: 
putation nicht beitveren Fönne, wenn fie den Denuncianten keinen Ancheil am 
den ‚confiscirten Geldern zugeftchen wolle, indem die Natur des hier vorliegen: 
den Vergehens die Entdeckung deffelben auſſerordentlich erſchwere, und deshalb 
befondere Veranftaltımgen nicht entbehrt werden koͤnnten. Er trage daher dar: 
auf an, daß ver Gefeg: Entwurf beibehalten, demfelben aber, zur Beſeiti— 
gung eines von der Deputation angeführten fehr begründeren Bedenkens, in der 
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letzten Zeile der Seite 128. nach dem Worte „welcher“ die Worte eingefchal: 

tet werden möchten: 
ohne fih eines der $$. 3. bis 7. angegebenen Vergehen ſchuldig ge: 
macht zu haben. 

Der Antrag wird zahlreich. unterftügt und erheben ſich ſodann mehrere 
Stimmen theils für theiis wider die Bewilligung eines Antheils für den De: 
numeianten. Gegen eine ſolche Bewilligung werden Gründe angeführt, welche 
theils von der Unmoralität der Denunciationen, ‚die man nicht befördern dürfe, 
theils daher genommen find, daß. eine Belohnung der Demunciationen nur 
in Fällen zuläffig erfcheine, wo die große Gefahr für die öffentliche Sicher⸗ 
heit folche rechtfertige, während hier doch blos von einem polizeilichen Wer: 
gehen, ja am Ende fogar nur von einer im finanziellen Intereſſe des Staats 
gebotenen Maasregel die Rede ſey. Fuͤr die Bewilligung eines Denuncianten⸗ 
antheils fuͤhrt man dagegen an, daß nach den bisherigen. Erfahrungen ohne 
dieſe Maasregel in der Regel gar nicht zur Entdeckung des Lottoſpiels zu ge: 
langen ſey, und daß, eben ſo wie die Gefahr fuͤr die oͤffentliche Sicherheit, 
auch dieſes beſondere Verhaͤltniß die auſſerordentliche Maasregel rechtfertige. 

Da indeſſen mehrere Mitglieder der Deputation anführen, wie die Äbſicht 
dieſer letztern Feinesweges dahin gehe, Die Megierung an der Ausfekung von 
Prämien zu hindern, wie man ſolche vielmehr in der Regel als nothwendig 
anerfenne, jedoch wünfche, daß es eine tranſitoriſche die Zeit ihrer Nothwen⸗ 
digfeie niche überdauernde Maasregel ſey, und daß fie deshalb nicht im Ge: 
fee fondem nur. durch Verordnung ausgefprochen werde, wobei ‚infonberheit 
noch darauf von dem Herrn Meferenten aufmerffam gemacht wird, daf cs 
nur felten zur Confiscation fomme, und fonad) die Beftimmung $. 10. we: 
nig wirfen werde, läßt Unterzeichneter feinen Antrag wiederum fallen, und er: 
klaͤrt dem Gutachten der Deputation beizutreten, wogegen 

Herr Buͤrgermeiſter Huͤbler den Antrag ſofort wieder aufnimmt. 

Bei geſtellter Frage findet indeſſen das Deputationsgutachten, ſoweit es 
den Wegfall des Denuncianten-Antheils betrifft, 

mit 30 Stimmen gegen 6 
Annahme, wodurch ſich das Huͤblerſche Amendement erledigt. 

Unterzeichneter macht demnaͤchſt zu $. 10. noch einen zweiten Antrag. Er 
gehe dahin, daß die nach dem Vorſchlage der Deputation dem Staate zufal- 
lenden zwei Drittheile der confiscirten Gelder nicht in die Staatskaffe flieffen, 
fondern, nach Analogie des Gefeg : Entwurfs wegen Verwendung gewiſſer der 
Hauptfaffe der allgemeinen Straf: und Derforganftalten gewidmeten Zu⸗— 
flüffe, zum Beſten der Ortsarmenkaffen ( tandtags:Acten Abtheil. I. Band 1. 

Zweite Abrbeilung. 1.239. 6 
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Site 430.) an bie Kreisbirectionen eingefendet und verwendet werben moͤch⸗ 
ten. Er ſchlaͤgt deshalb vor: 
a.) den zweiten Sat $. 10. fo zu faffen: 
Zwei Drittheile davon find zu dem F. — angegebenen Behufe an die 
die Kreisdirection des Bezirfs einzufenden, ein Dritcheil aber fällt der 

Obrigkeit zu, vor ber die Unterfuchung geführt worben ift, 

ingleichen 

B.) nach $.15. folgenden Paragraphen eimufchalten: 
Die Kreisdirectionen haben die nach $$. 10. und 14. an fie einge 
fendeten Gelder zur Unterftügung folcher Gemeinden ihres Bezirks zu 
verwenden, welche nad dem Gefege vom 26ften Mai 1834. Bei 
träge zur Unterhaltung in die’ Heil: und Werforganftalten des fan: 
des gebradhter Perfonen zur leiften haben. 

Beides wird unterftügt, fodann aber mehrfeitig dagegen angeführt, wie cs 
nicht‘ rathſam erfcheine, bie ohnehin fo vielfachen Beftimmungen über die Der 
wendung der verſchiedenen Strafantheile zur offenbaren Befchwerung der Obrig- 
keiten, noch mit neuen zu vermehren, wie nach der Verhandlung im ber zweiten 
Kammer die Ausführung des von Unterzeichnetem angezogenen Geſetzes fehr 
zweifelhaft erfcheine, und von ben hier in Frage ftchenden Geldern zunächft 
wohl die auszuferenden Prämien zu beftreiten ſeyn warden. 

As Auskunftsmittel (läge hierauf Se. Königliche Hoheit Prinz Johann 
vor, den $. zwar nach der Faffung der Deputation unverändert zu laffen, je: 
doch in der Schrift darauf anzutragen, daß bie confiscirten Gelder, fo weit 
fie nicht durch die ausgefegten Prämien abforbirt würden, zu milden Zwecken 
verwendet werben möchten. 

Nachdem indeffen hiergegen, nach erfolgter zahlreichen Unterftügung, die 
Schwierigkeit der Berechnung und der Umſtand geltend gemacht worben 
ift, daß die Megierung mit Anträgen und Gefuchen um Verwendung diefer 
etwanigen Ueberſchuͤſſe beſtuͤrmt umd dadurch in MWerlegenheit geſetzt werden 
würde, wird der Antrag des Unterzeichneten 

mit 28 Stimmen gegen 7 
abgeworfen, und läßt fodann Se. Königliche Hoheit Prinz Johann feinen 
Vorſchlag wieberum fallen, ver $. 10. aber wird nach der Faſſung der De: 
putation 
einftimmig 
angenommen. 
Indem man nunmehr jır 
d. 11. übergeht, erinnert 
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Se. Königliche Hoheit Prinz Johann, wie ihm erſt nach Ablaffung bes 
Deputätionsberichts ein Bedenken gegen die vorgefchlagene Faffung des $. 16. 
beigegangen ſey. Er werde daher ‘bei vemfelben feiner. Zeit ein Amendement 
fiellen, und wenn ſolches angenommen werden follte, : fo werde dieß auch eine 
Heine Abänderung bes $ 11. nach der: Faffung der Deputation, ‚namentlich 
eine Beziehung auf $. 16. und bie Weglaffung der Worte „innerhalb bes Kb: 
nigreihs Sachſen“ nothwendig machen. 

Da ſich nun diefer Antrag für jene noch nicht beuerheilen laͤßt, ſo kommt 
man dahin überein, die Stellung eines ſolchen Amendements zu $. 11. Sr. 
Königlichen Hoheit dem Prinzen Johann vorzubehalten, und unbefchader Die: 
fs Vorbehalts über alle übrigen Puncte $. 11. jetzt Beſchluß zu faffen, 

In der Faffung, welche die Deputation vorgefihlagen. hat, finder es nun 
zuvörderft Here von Polenz bedenflih, daß die Steaflöfigfeit des Lottoſpielers 
ſchon dann begründet werden folle, wenn derjenige, den er als Unternehmer, 
Eollecteur oder Befoͤrderer des Lottos denuncirt, nur wicht völlig frei gefpro: 
ben wird. Er beforgt daß hierdurch, um die zugeficherte Strafloſigkeit zu 
erlangen, leicht ganz unbegrändere Denunciationen veranlaßt werden dürften, 
und trägt darauf an, daß es flatt ber Den „dafern nur — freigeſprochen 
wird“ heiſſen möge: 

dafern der Angeſchuldigte des —— werden kann. 

Der Antrag wird indeſſen, nachdem der Herr Referent Dagegen bemerkt 
hat, daß die Ueberführung nicht von dem Anzeiger fondern häufig von zufäl- 
ligen Umftänden abhänge, daß die Freifprehung von der Inſtanz ſchon einen 
großen Grad von Verdacht vorausfege, und daß eine falfche Angabe für den 
Mitſchuldigen fhon um der ihn treffenden Koften willen nicht unbedenklich fey, 
nicht genügend unterftüßt, und bemerfe ſodann noch 

Herr Geheimer Regierungsrat D. Schaarſchmidt, wie der ‚zweite Abfat 
der Faſſung der Deputation bedenklich erſcheine, weil er, nach der der. Straf: 
lofigfeit hier gegebenen Ausdehnung, das Verbot des Einlegens in das, Lotto 
fo gut als völlig vereitele, indem jeder Spieler nur den Namen des ‚vieleicht 
lingft zur Unterfuchung gezogenen Collecteurs ju nennen brauche, um völlig 
firaflos zu feyn. 

Gegen diefen Einwurf wird indeffen angeführt, daß man fein zuläffiges 
Mittel verfänmen dürfe, welches zur Entdefung und Ueberfährung der Col 
lecteurs und Boten dienen fünne, daß ale Spieler, welche erfi nad) der Ueber⸗ 
führung oder dem Geftändniffe der Collecteurs ihre Anzeige machten, der vol 
Im Strafe unterliegen würden, und daß fehon die Bezahlung der Koften. für 
den bloßen Spieler, welcher nichts Gemeinſchaͤdliches unternehme, fondern zus 
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naͤchſt nur fich felbft benachrheilige, eine nicht ganz unbedeutende Strafe br: 
wirfe. 
Als es hierauf zur Abftimmung kommt, wird der von Herrn Geheimen 

Regierungsrath D. Schaarſchmidt geftellte Antrag _ 

den zweiten Abſatz der Faſſung der Deputation hinweg zu laffen, 
26 Stimmen gegen 7 
abgelehnt, ſodann aber die Faſſung der Deputation 

einftimmig 


angenommen. 
Hier mußte, da zwei Uhr bereits vorüber war, abgebrochen werben, und 
fol die heutige Berathung morgen fortgefegt werben. - 
Das Reſultat der heutigen Befchlüffe zeigt die Beilage ©. 


Anher bemerkt von 


Ernft Guſtav von Gersdorf. Ernſt Friedrih Hark, 
Wilhelm Eberhard Ferdinand S. d. J. K. 
Pflugk. | 


Hanns Adolph von Hartisfch. 


O. 


Eingang $. 1. 2. bleiben unverändert. 
$. 3. 


Der Unternehmer eines Lotto ift mit einer Arbeitshausftrafe von drei bis 
zu neun Monaten zur belegen. Im erften Wiederholungsfalle ift die Strafe 
auf fehs bis achtzehn Monate, bei öftern Wiederholungen aber verhälmiß: 
mäfig und bis zu vierjähriger Dauer zu erhöhen. 


$. 4. 


Ä Wer für eine Lottounternehmung Einfäse anninımt oder fammelt, wird mit 

vierwöchentlihem bis dreimonatlihem Gefängniffe, bei der erften Wiederholung 
mit dreimonatlicher bis neunmonatlicher, bei fernern Wiederholungen mit ver: 
hälmigmäfig und bis zw zweijährige‘ Dauer zu fleigernder Arbeitshausftrafe 
belegt. 
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$. 5. 
Mer hat das erfte Mal zwei bis ſechswoͤchentliches Gefängnif, 
im erften Wiederholungsfalle zwei bis viermonarlihe, in fernern Wicderho: 
lungsfällen verhältmigmäfig und bis zu eimjähriger Dauer zu erhöhende Ar. 
kitshausftcafe zu gewarten. 


bleiben unverändert. 





66. 6.7.89. 


$. 10. 


Die bei Unternehmern, Sammlern und Boten vorgefundenen Einlagen 
und Gewinnfte find der Einziehung unterworfen. Zwei Drittheile davon fal⸗ 
len der Staatsfaffe, ein Drischeil aber der Obrigkeit zu, vor der die Unter: 
fuhung geführt worden ift. 


$. 11. 
iſt noch nicht definitiv redigirt. 
* 5. 
Den 2. December 1836. 
Anweſend find: 


die Herren Staatsminiſter von Koͤnneritz und Noſtitz und Jaͤnckendorf, 
desgleichen Herr geh. Regierungsrath D. Schaarſchmidt. 


Es befinden ſich 35 Mitglieder der erſten Kammer in der Verſammlung. 
Nach erfolgter Vorleſung, Genehmigung und Vollziehung bes Protocolls 
der geſtrigen Sitzung geht das Praͤſidium zum 


15. 
Bortrag aus der Reglſtrande. 
Vortrage aus der Megiftrande über, wobei befchloffen wird : 

Mr. 35. ein Geſuch der Chauſſeewaͤrter des vierten amtshauptmannfchaft: 
ichen Bezirks, Johann Gottlob Leuterig und Eonforten, um Aufnahme in die 
Zahl der Staatsdiener und Zuficherung fünftiger Penfiontrung in den dazu ge: 
eigneten Fällen, an die vierte, ingleichen 

Mr. 36. einen Protocolleptract der zweiten Kammer vom 29. Movember, 
das proviforifche Steuer: und Abgaben: Gefeg für 1837. betreffend, an bie 
weite Deputation 

abzugeben. 
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16. 
Entſchuldigumg von Kammermitgliedern, 

“Der Kammer wird hierauf angezeigt, daß Here Fürft Keuf und Hert 
Bürgermeifter: Wehner fuͤr heute durch Unwohlſeyn entſchuldigt ſeyen, Herr 
Stellvertreter D. Deutrich aber erſt am A. December: von ‚feiner nach Leipzig 
unternommenen Deife zuruͤckkehren werde. 


17. 
Bersilligung mündlicher Relation über das Königliche Decret wegen ‚des revidirten 
Militaͤt⸗Sttafgeſetz buchs. 
Nachdem hietauf die Kammer ben Antrag Sr. Königlichen Hoheit des 
Prinzen Johanu, ſich in Betreff des Königlichen Decrets wegen des revidirten 
"Militär : Strafgefegbuhs (Mr. 16. der Regiftrande) mit einer blos mündlichen 
Melation der erften Deputation zu begnuͤgen, 
einftimmig 
angenommen und befchloffen hat, diefen Gegenftand auf die Tagesordnung ber. 
nächften Sitzung zu bringen, wird 
en 18. , 
Antrag auf erneuerten Abdruck des Geſetzes wegen der Bannrechte. 


ebenfalls von Sr. Koͤniglichen Hoheit dem Prinzen Johann der Antrag ge— 
ſtellt, daß das Geſetz wegen Aufhebung der Bannrechte, obwohl es ſich bereits 
in den vorigen Landtags-Acten Abtheilung J. Band 4. Seite 77. abgedruckt 
befinde, doch nochmals zum Drucke befoͤrdert werden moͤge, weil ſich die in 
beide Kammern ſo zahlreich eingetretenen neuen Staͤnde, mindeſtens zum bei⸗ 
weitem größten Theile, nicht im Beſitze der Arten des vorigen Landtags be: 
finden bürften. 
Da indeffen hiergegen erinnert wird, daß ſich vielleicht die erforderliche Ans 
sahl von Eremplaren für die new eingetretenen Stände noch vom vorigen fand: 
tage her in der Meinholdfchen Buchdruckerei vorfinden und dafelbft wu erlangen 
ſeyn duͤrfte, fo wirb 
einſtimmig 
befchloffen, die Medactionsdeputation zu erfuchen, 
den Abdruck des Gefey: Entwurfs wegen Aufhebung der Bannrechte 
‚nebft Motiven nur in dem Falle neu zu veranftalten, wenn der Be: 
darf für, die neu eingetretenen Mitglieder beider Kammern nicht etwa 
aus den in der Meinholdſchen Buchdruckerei vorhandenen Vorraͤthen 
follte gebecft werden koͤnnen. 
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19. 
Sonftitwirung der dritten Deputation, 


Nah erfolgter Anzeige, daß ſich die dritte Deputation. conftituirt habe, 
und daß unter dem durch die Landtagsordnung feſtgeſetzten Vorfike des Herrn 
Präfventen Unterzeichneter die Secretariatsgeſchaͤfte bei der Deputation zu ber 
forgen haben werbe, gelangt man zur 


Wugesordnung - 
und zwar zur 
20 
Fortgeſetzte — des Geſetz / Entwurfs gegen die Theilnahme am Lotto und 
ben auswaͤttigen Lotterieen. 

fortgeſetzten Berathung des Geſetz⸗ Entwurfs gegen Die Theilnahme am Lotto 
und auswärtigen Lotterieen. 

Der Neferent, Herr Domherr D. Günther, Fäfet im Vortrage bes Gefeß: 
Entwurfs und Deputationsberichts bei 

$. 12. fort, zu welchen von 

Herrn Bürgermeifter Gottſchald bemerkt wird, mie ihm. die Worte „ober 
fonft annimmt” bedenklich -erfhienen, indem es nach venfelben das Anfehen ge: 
winne, als ob es ſchon firafbar fey, wenn man nur mit der Poft zugefendere 
Looſe ruhig und unbenugt liegen laffe. Er faßt indeffen Beruhigung, als 
hierauf eingehalten wird, daß $. 12., wie auch. die Meberfchrift und die Worte 
„und ſolche ſodaun verfauft“ zeigten, nur bas Verbot des Eoligirens für aus-, 
wärtige Lotterieen betreffe. 

Hierauf werden ſowohl $. 12. als 

$. 13. und zwar beide mit den von ber — beantragten Abän- 
derungen, 

einftimmig 
angenommen. 

Nachdem hierauf bei 

$. 14. Herr Secretär von Zedtwitz mochmals fein Bedauern darüber, 
dag man die Theilnahme an auswärtigen $otterieen verboten habe, ausgefprochen, 
und dringend die Annahme des Deputationsgutachtens, durch welches minde⸗ 
ſtens die fonft zu beforgenden zahlreichen Denunciationen vermieben werden wuͤr⸗ 
den, angerathen hat, erklärt 

Here Bürgermeifter Bernharbi, wie ihm die Beſtimmung des vorliegen: . 
den $. 14. ein aufferordentliches Mißverhaͤltniß zwiſchen der angedroheten alter- 
nativen Geld: und Gefängnißftrafe zu enthalten ſcheine. Nehme man an, dag 
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Jemand ein $008 in ber Berliner Lotterie gefpielt habe, beffen- Einlage 40 Tir. 
£ofte, fo betrage die Strafe entweder 200 Thlr. oder 4 bis 8 Tage Gefäng: 
niß,. während 200 Thlr. Geld nach dem jegt geltenden Maasftabe 480 Tagen, 
nach dem Vorſchlage des Eriminal: Gefegbuchs aber mindeftens 300 Tagen 
‚ Gefängniß glei flünden. Da er nun eine Erhöhung der Gefängnißftrafe 
nicht wünfche, fo trage er darauf an, die Geldftrafe mindeftens 

auf das Doppelte des Einfages zu ermäfigen. 

Hiergegen wird indeffen vons Herrn Deferenten eingehalten, daß in dem 
vorliegenden Polizeigefege ein ähnliches Verhaͤltniß, wie in Eriminalfällen, nicht 
zur Anwendung gebradyt werben koͤnne. Die Eontraventionen gegen das Ver— 
bot der Theilnahme an auswärtigen $otterieen würden in der Regel nur bei 
“ wohlhabenden $euten vorfommen, und folle diefen, um fie mit einer, fie unge: 
mein hart treffenden, Gefängnißftrafe zu verfhonen, eine Geldbuße auferlegt 
werden und irgend empfindlich feyn, fo fönne und dürfe fie nicht zu niedrig 
geftelle werden, Wollte man dagegen im alle der Uneinbringlichfeit der Geld— 
ftrafe die Gefängnißftrafe nah dem in Eriminalfällen paffenden Maasftabe 
normiren, fo würde bieß wiederum eine enorme Härte gegen den armen Con: 
travenienten begründen. 

Es findet hierauf der von Herrn Bürgermeifter Bernhardi gemachte An: 
trag die erforberliche Anzahl von Fuͤrſprechern nicht, fo wie auch ein in glei: 
em Sinne von 

Herrn Grafen von Hohenthal gemachter Vorſchlag, die $. 14. angedro: 
hete Gefängnißftrafe 

auf 8 Tage bis 3 Wochen zu erhöhen, 
feine Unterftügung erlangt. 

Sodann aber wird $. 14. unter den von der Deputation vorgefchlagenen 
: Abänderungen 

einhellig 
angenommen. 
Zu 

$. 15. ift von Unterzeichnetem fhriftlidh der Antrag geftelle worben, am 
Schluffe des erften Satzes die Worte einzufchalten: 

Das bloße Liegenlaffen der ohne eigene Veranlaffung zugeſendet erhal: 
tenen Looſe ausmwärtiger Lotterieen ift nicht ftrafbar. 

Er führe zur Unterftügung an, wie das, was der Zuſatz befage, zwar un: 
bezweifelt im Sinne eben fo der Regierung wie der Deputation liege, audı 
aus der Faffung $. 14., der nur das wirfliche Spiel in auswärtigen Lotterieen 
geſtraft willen wolle, gefolgert werden Fönne, wie jedoch die geftrige und heutigı 
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Discuffion zeige, daß die‘ wahre Abficht der 96. 14. und 15. leicht mißver: 
fanden werden könne, weshalb denn der Zufag, der den Sinn der gefelichen 
Dispofition Flar und für Jedermann verſtaͤndlich ausſpreche, allerdings wün: 
ſchenswerth erfcheine. 

Machdem der geftellte Antrag zahlreich unterſtuͤgt, auch von mehrern Sei: 
ten bevortwortet worden iſt, wird gegen benfelben vom. 

Herrn Meferenten und andern Mitgliedern der Deputation angeführt: Das 
Geſetz fpreche, wenn man die Worte $. 14. richtig faffe, völlig deutlich und 
bedürfe es daher des vorgefchlagenen Zuſatzes nicht, der ein frembartiges Ele: 
ment in das Gefeg bringe und mehr eine Prozeßvorfchrift enthalte, da er ei- 
gentlich nichts weiter befage, als daß der bloße Beſitz des Loofes einer aus: 
märtigen $otterie, ohne Nachweifung, daß damit ein wirfliches Spiel verbun: 
den gewefen, noch fein Strafverfahren begründe, was ſich eigentlich von felbft 
verftiehe. Zudem komme die Anwendung des Gefeges in die Hand intelligenter 
Richter, bei denen eine Mißdeurung der Art, wie ihr das Amendement vor: 
beugen folle, nicht denkbar fey, und es enthalte fehon die Bekanntmachung des 
Minifterii des Innern vom 17. September 1836. das was hier in das 
Geſetz gebracht werden wolle. 

Hierauf wird indeſſen erwidert, daß das zu erlaſſende Geſetz fpäter als 
ine Bekanntmachung erfcheinen, letzterer auch ſchon als Gefeg derogiren werde, 
ingleihen daß Letzteres nicht blos dem intelligenten Nichter, fondern auch dem 
großen Publico verftändlih feyn folle, und ſchlaͤgt hierauf 

Herr von Polenz als Ausfunftsmittel vor, den Anfang des $. 15. fo 
zu faffen: 

Gegen vorfichende Strafbeftimmungen ($$. 12. bis mit 14.) ſchuͤtzt 
denjenigen, welcher in fremden Lotterieen gefpielt hat, der Vorwand 
nicht, daß er den Einfatz nicht bezahle ıc. 

Dieß findet indeffen die nörhige Unterftügung nicht, und wird fobann ber 
Vorſchlag des Unterzeichneten 

mit 26 Stimmen gegen 8, 

die von der Deputation für den zweiten Satz des $. 15. vorgefchlagene abge: 
änderte Faffung 

einftimmig, 
ud $. 15., wie er ſich nach vorftchenden Abftimmungen geftalter hat, 

mit 22 Stimmen gegen 2 
angenommen. 

Ba 
Zweite Abtheilung. 1. Sb. 7 
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$. 16. überreicht Se. Königliche Hoheit Prinz Johann zuwörberft das be: 

reits geftern bei Gelegenheit des $. 11. vorläufig angekuͤndigte Amendement. 

Es geht dahin, den Anfang $. 16. fo zu faffen: 

Saͤmmtliche in diefem Gefege enthaltenen Beftimmungen find anwendbar 

1.) auf Inlaͤnder, nicht nur wegen der im Inlande vorgenomme: 

nen Handlungen, fondern auch wenn fie,. während fie fich eine Zeit 

lang im Auslande aufhalten, von dort aus durch eins der in $$. 3. 

bis 6. verpönten Geſchaͤfte des Lotto im Königreihe Sachſen befoͤr⸗ 

dern, oder auch bie in $. 7. und 14. enthaltenen Verbote übertreren 

haben, | 

2.) auf Ausländer, in fo fern diefe u. f. w. | 

wie in der Faffung der Deputation. Zur Unterftügung dieſes Amendements 

führe ‚der Herr Antragfteller an, daß die Faffung der Deputation den Fall 

nicht treffe, wenn ein Inlaͤnder vom Auslande aus verbotene Lotterielooſe an 

fächfifche Unterthanen fende oder verfaufe, und folle dieß die vorgefchlagene ab: 
geänderte Redaction verbeffern, 

Nachdem der Vorfchlag zahlreich unterftügt, auch von den Mitgliedern der 
erften Deputation vollftändiges Einverftändnig damit erflärt worden iſt, tritt 

Herr Secretär von Zedtwitz mit einem zweiten Antrage hervor, beffen 
Zwed dahin geht, eine Straflofigfeit für diejenigen zu bewirfen, welche Looſe 
verbotener Lotterieen nicht freiwillig an ſich bringen, fondern fie durch Erb: 
ſchaft erwerben und fodann bis zum Ende fortfpielen. Das geftellte Amende— 
ment gcht dahin, dem $. 16. einen Zufag beizufügen, des Inhalts: 

Sie leiden jedoch feine Anwendung, wenn das Loos auf den Jnlän: 
der durch Erbſchaft übergangen ift. 

Auch dieß erlangt zahlreiche Unterftügung und erheben ſich ſodann mehrere 
Stimmen, welche die Beſtimmungen des Deputarionsvorfchlags zu hart fin: 
den, und darin eine unzuläffige Befchränfung der perfönlichen Freiheit erblicken. 
Es ift dieß befonders der Fall bei den Feftfegungen, welche im Auslande län 
gere oder Fürzere Zeit lebenden Sachſen das Einlegen in dortige Lotterieen ver— 
bieten, und welche bie im bdieffeitigen Staate lebenden Ausländer von der 
Theilnahme an den in ihrem Baterlande geftatteten Glücsfpielen ausfchlieffen. 
Es wird dabei befonders auf das Verhältniß der in auswärtigen Dienften 
ftehenden Sandesfinder fo wie der in mehrern Staaten zugleich angefeffenen 
Perfonen hingewiefen und ftele in dem eben angegebenen Sinne Herr Amts: 
hauptmann von Biedermann den Antrag auf folgende beide Zufäse zu. $. 16.: 

a.) Auf Jnländer, welche ſich im Auslande befinden und an einer Dort 

erlaubten Lotterie Antheil nehmen, haben vorftehende Strafbeftim- 
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mungen feine Anwendung, bdafern das Spiel vor ihrer Ruͤckkehr ins 
Vaterland beendigt ift, oder von ihnen aufgegeben wird; 
ingleichen 

b.) die ſich im Königreihe Sachſen aufhaltenden Ausländer find nur 
dann nad) den Beftimmungen diefes Geſetzes ftrafbar, wenn fie in 
eine andere ausländifche Lotterie als die ihres Vaterlandes ſetzen, doc) 
aber felbft im letztern Falle dann, wenn fie vor dem Einfage zur er: 
ften Claſſe ſich bereits ein halbes Jahr in Sachſen aufgehalten 
haben. 

Bon diefen beiden Vorfchlägen erlangt indeffen nur der erfte die noͤthige 
Devorwortung, und wird von mehrern Seiten theils aus den bereits von 
dem Herrn Antragfteller entwickelten Gründen für den Vorſchlag, theils gegen 
denfelben gefprodyen. Die Gegner des Amendements führen infonderheit an, 
daß der Vorſchlag den Hinterziehungen Thor und Thüre öffnen und das Ge: 
feg, fo weit es das Einlegen in fremde Lotterieen betreffe, völlig unwirffam 
machen werde, und daß die in auswärtige Dienfte getretenen Inlaͤnder wohl 
nicht mehr als Sachſen betrachtet werden, alfo auch dem vorliegenden Geſetze 
nicht unterworfen feyn koͤnnten. 

Diefen Gründen fügt infonderheit Herr Staatsminifter von Koͤnneritz bei, 
daß hier von einem nicht ſowohl im allgemeinen Sntereffe als zum Beſten des 
Einzelnen zu gebenden Polizeigefege die Rede fen, und daß diefer Einzelne, 
auch wenn er auf einige Zeit in das Ausland reife, feine WBermögens= und 
Familienverhältniffe beibehalte, der Staat alfo ver auf ſolche gerichteten 
Fürforge ſich nicht für überhoben erachten dürfe. 

Bei der hierauf erfolgenden Abftimmung wird das Amendement St. Kö: 
niglichen Hoheit des Prinzen Johann 

einftimmig, 
und das des Herrn Secretärs von Zedtwit 

mit 24 Stimmen gegen 10 
angenommen, das des Herrn Freiherrn von Biedermann aber, ebenfalls 

mit 24 Stimmen gegen 10, 
abgelehnt, und fodann die Faffung der Deputation; wie fie ſich nad) vor: 
ftehenden Abftimmungen geftaltet hat, mit ihr aber $. 16. felbft 

eihftimmtig 
angenommen, dergeftale jedoch, daß Unterzeichneter das Zedtwitziſche Amen: 
dement auf eine geeignete Weife in der zu entwerfenden Faffung Gnftpalten fol, 

Indem man nunmehr zu 

$. 11. zuruͤckkehrt, bemerkt 
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Se. Königliche Hoheit Prinz Yohann, wie es eine nothwendige Folge 
der fo eben bei $. 16. gefaßten Befchlüffe fey, die geftern vorläufig ange: 
nommene Faffung $. 11. in ihren erften Worten dahin abzuändern: 

Wenn Jemand, der in ein Lotto eingelegte hat, ſolche Perfonen, 
welche eine der in $$. 3 — 6. in Verbindung mit $. 16. mit Strafe 
bedrohten Handlungen begangen haben, der Behörbe- anzeigt u. ſ. w. 
und finder foldhes nicht nur die nöchige —— ſondern auch 
einhellige 
Annahme. 
Eben fo wird 
$. 17. unverändert nach der Faſſung des Gefeg : Entwurfs 
von allen Stimmen 
angenommen. | 


Zu 
$. 18. äuffert 

Herr von Pofern das Bedenken, daß die gegen die bisherigen Vor— 
ſchriften ziemlich harten Beftimmungen des vorliegenden Geſetzes nicht fofort 
gegen diejenigen angewendet werben fönnten, welche jegt, wo dieß noch nicht 
verboten fen, ein Loos in einer fremden Lotterie nähmen, und cs, um das 
bisher Bezahlte nicht zu verlieren, des neuen Geſehes ungeachtet, bis zum 
Ende fortſpielten. Es werde deshalb noͤthig ſeyn, für den Eintritt der Guͤl— 
tigkeit des Gefeges einen erft fpäcer eintretenden Termin zu beſtimmen. 

Hiergegen wird indeffen eingehalten, daß der inhalt des Geſetzes ſchon 
jegt durch die Oeffentlichkeit der Landtagsverhandlungen im Lande bekannt 
werde, daß die Berathung in der zweiten Kammer wieder einige Zeit koſte, 
und daß ſonach Jeder Zeit genug habe, ſich darauf einzurichten. 

Dem von dem Herrn Referenten angeführten Grunde, daß vor Publi- 
cation des vorliegenden Geſetzes erft nod die Einrichtung einer Anftalt zur 
Verbäffung der Arbeitshausftrafe werde vorausgehen müffen, feßt 

Herr Geheimer Regierungsrath D. Schaarfhmidt die Bemerkung entge: 
gen, daß Alles, was jene Strafart erfordere, bereits eingerichtet fer, 

es wird. jedoch von Herrn von Pofern ein fpecieller Antrag weiter nicht for: 
mirt, auch) ein von 

Heren DBürgermeifter Bernhardi geäufferees Bedenken, daß man nicht 
wiffe, im wie weit mehrere frühere Verordnungen wegen des Lottos, nament: 
lich die unterm 3ten Juli 1. 5. erfolgte Ausfegung einer Prämie von 30 Thlr. 
— — für Entdefung von Lottocollecteurs, noch fortdauernd gültig blieben, 
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dadurch befeitigt, daß $. 18. blos von Aufhebung der frühern Gefege ſpricht, 
Verordnungen und Bekanntmachungen alfo gültig bleiben. 
Es wird hierauf der $. 18. unverändert nach dem Gefeg - Entwurfe 
einftimmig 
angenommen. : 

Die Deputation hat — noch Seite 244. des Berichts die Ein— 

ſchaltung eines 
beſondern Paragraphen 
zu Beſtimmung der Verjaͤhrungsfriſt vorgeſchlagen. 

Dem von Herrn Buͤrgermeiſter Bernhardi geäufferten — daß 
nur hinſichtlich des Spielens in auswaͤrtigen Lotterieen der Anfang des Laufs 
der Verjaͤhrung beſtimmt ſey, wegen aller uͤbrigen in dem vorliegenden Geſetze 
verbotenen Handlungen aber eine aͤhnliche Feſtſetzung vermißt werde, wird 
entgegen geſetzt, daß alle andere Contraventionen in einzelnen Acten, bei des 
nen der Augenblick des vollendeten — nicht zweifelhaft ſeyn könne, be: 
flünden und erfolgt ſodann die | 

einftimmige 
Annahme des vorgeſchlagenen Zufagparagraphen, welcher nad) .$. 17. einge: 
ſchaltet werden foll. 
Wenn endlich noch die Deputation am Schluffe ihres Berichts vorgeſchla⸗ 
gen hat, 
die Staatsregierung um DVorlegung eines Gefeg: Entwurfs über die 
aus dem verbotenen $otto= und ——— entſtehenden civilrecht⸗ 
lichen Verhaͤltniſſe 

zu erſuchen, fo erklaͤrt 

Herr Staatsminiſter von Koͤnneritz, wie ſich die Regierung wohl über: 
zeuge, daß fuͤr ſo ſpecielle Beſtimmungen, als hier; erfordert wuͤrden, ein Ei- 
vilgeſetzbuch nicht ausreichen koͤnne, welches mehr allgemeine Grundfäge zu 
enthalten habe. Nun. ſey zwar wohl zu wünfchen, daß dergleichen Beſtim⸗ 
mungen in Fällen der vorliegenden Art fofort mit dem betreffenden Polizei⸗ 
gefege verbunden würden, die Regierung werde indeffen, wenn die Kammern 
den Antrag der Deputation annehmen follten, ſolchem thunlichft nachzukommen 
richt unterlaffen. 

Es wird hierauf der Antrag der Deputation 

einftimmig 
angenommen, uud erfolgt fodann, nach Abtritt der Herren Minifter und Com: 
niffarien, die Hauptabftimmung durch Namensaufruf, bei welchen das bera: 
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thene Geſetz, fo wie es ſich durch die bisherigen Befchläffe geſtaltet hat, 


unanim 
angenommen wird. 
2. 
Befchluß wegen der Vorberathung in Betreff des Criminalgeſetzbuchs. 
Nach deſſen Erfolg erbittet ſich 

Herr Buͤrgermeiſter Huͤbler das Wort, um zu bemerken, wie der von der 
betreffenden Deputation der erſten Kammer wegen des Criminalgeſetzbuchs er: 
ftattete Bericht bereits feit länger als 8 Tagen vorliege. Die Vertheilung 
des ebenmäfigen Berichts der Deputation der zweiten Kammer werbe in den 
naͤchſten Tagen, vielleicht fhon morgen, erfolgen, und man werde auch ganı 
unabhängig von ſolchem ohne Weiteres über die Seite 33 bis 35 des De: 
putationsberichts gemachten VBorfchläge wegen des Verfahrens bei Berathung 
des Criminalgeſetzbuchs Beſchluß faffen fönnen, weshalb er diefen Gegenftand 
nunmehr auf die Tagesordnung zu bringen vorfchlage. 

Nachdem dieß genehmigt worden if, wird zur Tagesordnung für bie nächfte, 
den 6. 1. M. zu haltende, Sitzung 

a.) der mündliche Bericht der erften Deputation über das Decret wegen 
des repidirten Militaͤr⸗Strafgeſetzbuchs und 

b.) die Berathung über die Seite 33 bis 35 des Deputarionsberichts 
zu findenden Vorfchläge in Betreff des Verfahrens bei der Deliberation über 
das Eriminalgefegbuch beſtimmt und ſodann diefe Sitzung gefchloffen. 

Die Beilage diefes Protocolls unter D. enthält die Faſſung des heute ge: 
nehmigten Theils des Geſetzes wegen des Lottos und der auswärtigen £otterieen. 


&o bemerft von 
Ernft Guſtav von Gersdorf. Ernft Friedrih Hart; 
Alerander Auguft von Einfiedel. S. d. J. K. 
Wilhelm von Polenz. 


». 


$. 11, 


Wenn Jemand, der in ein Lotto eingelegt hat, foldhe Perfonen, welc 
eine der $$. 36. in Verbindung mit $. 16. mit Strafe bedroheten Sant 
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lungen begangen haben, der Behörde anzeigt, fo genießt. er dafür gänzliche 
Straflofigkeit für jede bis zu der erfolgten Anzeige von ihm verfchuldete Ver: 
gehung gegen das in $. 7. enthaltene Verbot, dafern nur, eines Theils, feine 
Ausfage wenigftens in fo weit begründet erfcheint, daß der. Angefchuldigte in der 
Entfcheidung nicht im Mangel alles Verdachts freigefprochen wird und, andern 
Theile, die Nahmhaftmachung zu einer Zeit erfolgt, wo der Angezeigte nicht 
ſchon wegen des ihm beigemeffenen Vergehens verurtheilt worden oder deffen 
nicht bereits vor Bericht geftändig ift. 
Gleichguͤltig dagegen ift es, ob die Anzeige vor oder während einer gegen 
den Anzeigenden felbft, wegen Einfeens in das Lotto anhängig gewordenen 
Unterfuchung, und, im legtern Falle, ob fie aus eigner Bewegung oder auf 
Befragen des Richters erfolgt ft, nicht minder, ob die gleiche Anfchuldigung 
gegen diefelbe Perfon früher fhon von Andern vorgebracht. worden ift oder nicht. 


$. 12. 
Wer — — (für dergleichen Lotterieen colligirt) ift mit vierzehn 
Tagen bis fehs Wochen Gefängniß zu beftrafen. 
Sm Wiederholungsfalle tritt, das erftemal vierwoͤchentliches bis dreimonat⸗ 
liches Gefängnif, und ſodann breimonarliche bis einjährige Arbeitshausftrafe ein. 


$. 13. 
Diejenigen ——— find das erftemal mit achttägigem bis breimächent- 
lichen in Wiederholungsfällen ıc. 
| $. 14. 
Mer id —— Gefaͤngniß beftraft. 
Zwei Drittheile diefer Geldſtrafe erhält die — und ein Drittheil 
die Obrigkeit, vor der die Unterſuchung gefuͤhrt worden iſt. 


$. 15. 

Gegen — — Abſicht erhalten haben. Das bloße Liegenlaffen der 
ohne eigene Veranlaffung zugefendet erhaltenen Looſe auswärtiger Lotterieen ift 
nicht firafbar. 

DBeförderer des Spieles in auswärtigen Sotterieen und Einleger in denfelben 
genieffen, wenn fie einen Eollecteur anzeigen, Straflofigfeit unter denfelben Be: 
dingungen, unter denen fie in $. 11. den Einlegern in ein $otto in dem dort‘ 
erwähnten Falle zugefichert ift. 


$. 16. 
Sämmtlihe in diefem Geſetze enchaltene Beftimmungen find anwendbar 
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1.) auf Inlander nicht nur wegen der im Inlande vorgenommenen Handlun⸗ 
gen ſondern auch, wenn fie, während fle ſich eine Zeit lang im Auslande auf: 
halten, von dort aus dutch eins: der in 99. 3 bis 6. verpönten Gefchäfte das 
Lotto im Königreiche Sachſen befördern oder auch die in $ 7. und‘ 14. ent: 
haltenen Berbote uͤbertreten haben, 

2.) auf Ausländer, in ſofern dieſe während ihres Aufenthalts in Sachſen 
entweder ben in $$. 1. bis 6. 12. 13. ausgedruͤckten Verboten zuwider han: 
dein (welchenfalls fie fofort zu verhaften und an die Polizeibehörbe zur Unter: 
fuhung abzugeben find) ober aud eins von den $. 7. und 14. unterfagten 
Geſchaͤften mit einer gleichzeitig in Sachſen ſich aufhaltenden Perfon (Ynlän: 
der oder Ausländer) eingegangen find. 

Die $. 14. enthaltenen Strafbeftimmungen leiden jedoch feine Anwendung 
in Fällen, wo das gefpielte Loos einer auswärtigen Lotterie durch Erbſchaft 
auf den Inhaber gelangt ift. 

8.17. 
bleibt unnerändert wie im Gefeg-Entwurfe, 


$. 18. 
Verjährung. 

Die Strafbarfeit des Spielens in austbärtigen $otterieen erliſcht mit dem 
Ablaufe Eines Jahres vom Ende der leiten Ziehung der ‘Lotterie an gerechnet, 
in welche eingefetzt worben ift. Die Strafbarfeit aller andern Uebertretungen 
diefes Geſetzes verjährt mit dem Ablaufe von fünf Jahren. 


5. 19. 
wie $. 18. des Gefe- Entwurfs. 
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6, 
Den 6. December 1836, 
j Gegenwärtig find: 
bie ‚Herren Staatsminifter von Zezſchwitz, von Könnerig, von Sindenau 
und von Carlowitz, 


ingleichen Herr Geheimer Juſtizrath D. Groff. 


Nachdem zuwörderft die verfammelten 37 Mitglieder der Kammer das Proto: 
coll der Testen, am 2. I. M. gehaltenen, öffentlichen Sitzung genehmigt haben, 
auch die demfelben unter ). beigegebenen Faffungen Zuftimmung erhalten has 
ben, erfolgt 
22. 
Vortrag aus der Regiſtrande. 
der Vortrag der new eingegangenen Schriften. Dabei wird befchloffen: 


Mr. 37. einen Protocolertract der zweiten Kammer vom 28. Movember, 
dus Decret wegen des Beitrags der alterbländifchen Ritterſchaft zu den auffer: 
erdenklichen Staatsbedürfniffen der Sahre 1830. und 1831. betreffend, und 


Mr. 38. einen dergleichen, das Decret und ben Gefe: Entwurf wegen 
Verwendung gewiffer, der KHauptkaffe der allgemeinen Straf und Berforg: 
anftalten gewidmeten Zuflüffe zum Beſten der Ortsarmenfaffen betreffend, 

an bie zweite, . 

Mr. 39. aber, eine Eingabe des penfionirten Auditeurs Herrn Grohmann, 
womit derfelbe das Peritum feiner .frühern unter Mr. 15. eingetragenen Re: 
tlamation erläutert, 

an die vierte Deputation abgeben zu laffen. Dagegen wird 

Me. 40. eine Anzeige des Herrn Stellvertreters D. Deutrich über die er- 

folgte Eonftitwirung der zweiten Deputation, lediglich zu den Acten genommen. 


23. 
Beurlaubungen, Entfchuldigungen. 

Demnaͤchſt wird Herrn Kammerherrn von Metzſch eine Verlängerung fei- 
ns Urlaubs bis zum 8. December, Herrn Bürgermeifter Ritterſtaͤdt aber ein 
Uraub auf die Zeit vom 6. bis 18. I. M. bewilligt, und angezeigt, daß 
Her Biſchoff Mauermann und Herr Bürgermeifter Wehner wegen Unmwopl: 
imns entfchuldigt feyen. 

Zweite Abtbeilung. 1.289 8 
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24. 
Berathung über das Königl. Decret wegen des reridirten Militaͤr⸗Strafgeſetzbucht. 
Uebergehend zur 
Tagesorbrung, 

erfolgt zunörderft die Berathung über das Königliche Decret wegen des revidir⸗ 
ten Militaͤr-Strafgeſetzbuchz. 

Da, der Genehmigung der Kammer zufolge, über dieſen, der erſten De. 
putation zur Begutachtung übergebenen Gegenfland, bios muͤndlich zu referiren 
iſt, ſo beſteigt 

Se. Koͤnigliche Hoheit Prinz Johann die Rednerbuͤhne, traͤgt das er 
wähnte Königliche Decret vor und macht darauf aufmerffam, daß letzteres ne> 
ben der Zuficherung der Vorlegung des zweiten Theils des Militär Strafgefes- 
buchs, fobald ſolcher mit dem allgemeinen Strafgefegbuche in Einklang gebracht 
ſeyn werde, eine Benachrichtigung darüber enchalte, in welcher Maafe die 
Regierung den in diefer Angelegenheit von den Kammern in dern Schrift vom 
28. October 1834. (Sandtagsacten d. a. 1833. Abthl. I. Band 4. Seite 466.) 
geftellten Anträgen Genüge geleifter habe. Diefe Anträge hätten nun theils den 
erften oder allgemeinen, theils ben zweiten oder fpeciellen Theil betroffen. Aulangend 
zuvoͤrderſt den fpeciellen Theil, fo fen Autorifation dahin erfolgt, deffen Beftimmun- 
gen mit den angenommenen allgemeinen Principien ohne Concurrenz der. Stände 
in Einflang zu ſetzen. Dieß ſey bei der Publication des Geſetzes vont 14. Februar 
1835. erfolgt, die Deputation habe das neue Gefeg mit dein alten vom 4. Februar 
1822. genau verglichen und nirgends ein Bedenken gefunden. Nachdem hier: 
bei, der Herr Meferent infonderheit auf die $$. 218. 219. und 221. bes Al: 
tern Geſetzes aufmerffam gemacht und gezeigt hat, aus wekben Gründen au 
hier ganz im Sinne der Kammern gehandelt worden fen, weshalb denn die 
Deputation anrache, ‚bei, der. Eroͤffnung :über dem fpeciellen Theil des Militaͤr 
Strafgeſetzbuchs Erwas nicht zu erinnern, trist dem Die Berfammlung - 

einſtimmig 

bei. 
In Betreff des allgemeinen Theils, faͤhrt der Herr Referent fort, habe die 
Regierung eine Abänderung des zu. $. 57. des alten oder $. 56. des neuen Ge 
ſetzes geftellten ſtaͤndiſchen Antrags ‚vornehmen muͤſſen. Dieß ſey nöthig ge: 
weſen, theils weil bei Faſſung des fändifchen Antrags,. muthmaaslich durd 
einen Schreibfehler, die Worte „bei Unterofjiziers” weggeblieben fegen, . teil: 
weil dit am Schluſſe der ftändifchen Faffung wegen der. Gemeinen zweiter Claſſ 
enthaltene Beſtimmung einen Widerfpruch mit den vorhergehenden allgemeincı 
Feftfeungen zu enthalten gefchienen habe. Beides habe nun die Negierung ü 
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der neuen, ganz dem inne des ftändifchen Antrags entfprechenden Faſſung 

verbeffert und die Deputation glaube deshalb, daß auch hierbei unbedenklich Bes 

mbigung zu faffen und überhaupt nichts weiter. zu befchlieffen feyn werde, als 
daß man das Königliche Decret zu den Acten nehmen und an die 
zweite Kammer befördern wolle. 

Die findet. auf Befragen 

einſtimmig 
Genehmigung. und kann man zum Indien Gegenſtande der heutigen Tugen 
ordnung, 

23. 
Verhandlung Über das bei Berathung des Criminalgeſetzbuchs zu beobachtende 
Verfahren. 
der Verathung über die Seite 33 bis 35 des betreffenden Depntationsberichts 
enthaltenen Vorfchläge über das Verfahren bei Berathung des Eriminalgefeg: ' 

buchs Fortgehen. 

Nachdem Se. Königlihe Hoheit Prinz Johann, als Referent, mit ge: 
wichtigen Worten auf die Wichtigkeit des heute beginnenden Geſchaͤfts, fo wie 
auf deffen Schwierigfeit aufmerffam gemacht und den Wunſch ausgefprochen 
bat, daß ſich die Kammer vor Optimismus bewahren, und eine weife Selbft- 
beſchraͤnkung hinfichelich der Stellung von Anträgen und Amendements im wah: 
ten Intereſſe des ſchwierigen Werks, wie noch Feins irgend einer deutſchen Stän: 
deverſammlung gelungen fey, eintreten laſſen möge, geht er zu dem Deputa⸗ 
tionsvorſchlaͤgen felbjt über, welche in drei Theile zerfallen. 

Der erfte derfelben umfaßt die Beſtimmungen wegen der zu flellenden 
Amendements und zu machenden Vorſchlaͤge und ift in den Seite 33 und 34 
Mr. 1. bis mit 8. angegebenen Puncten enthalten. 


Die Discuffion verbreitet ſich zuvoͤrderſt über den erſten derfelben und es 
ſtellt dabei 
Herr Stellvertreter D. Deutrich; indem er ſich im Allgemeinen mit der 
Deputation einverſtauden erklaͤrt, den Autrag, 
daß die von der Deputation der zweiten Kammer gemachten Anträge 
von den Beftimmungen sub 1, ausgenommen und nach ber Landtags: 
ordnung $. 82. behandelt werden möchten. | 
Zur Unterftügung biefes Antrags wird ſowohl von Herrn D. Deutrich, 
is von einigen andern Kammermitgliedern angeführt, daß die von ber, Depn: 
sation der zweiten Kammer geftellten Anträge der dieffeitigen- Deputation nicht 
fremd feyen, weshalb der Zwed der vorherigen Anzeige zum größten Theile 
. 8 ” 
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ſchon erreicht ſey, wie denn * der Vorſchlag das kuͤnftige —— 
mit der zweiten Kammer erleichtere. 
Machdem hierauf der Deutrichſche Antrag ausreichend unterſtuͤtzt worden 
iſt, ſprechen ſich ſowohl der. Herr Referent als mehrere andere Kammermitglie⸗ 
der gegen denſelben aus, indem ſie beſonders Folgendes anfuͤhren: Der Zweck 
der im Berichte gemachten Vorſchlaͤge beſtehe nicht blos darin, die Deputation 
von den bevorſtehenden Amendements in Kenntniß zu ſetzen, ſondern ganj 
vorzuͤglich auch darin, ſolche Anträge, durch. welche Inconſequenzen entſtehen 

muͤßten oder bie ſonſt nicht paſſend erſchienen, durch Beſprechung mit den An: 
tragftellern ohne Zeitverluft für die Kammer zu befeitigen oder nach Befinden 
zu modificiren. Niemand fey ja in Aufnahme der Anfichten der Deputation 
der zweiten. Kammer befehränft und überhaupt bezwecke der Vorſchlag der De: 
putation nicht eine Vermehrung ber Rechte derfelben, er lege ihr vielmehr eine 

ziemlich laͤſtige Verpflichtung auf, der fie ſich indeffen zum Beſten der Sache 
zu unterziehen gern bereit fey. 

Bevor es nun zur Abftimmung über ben Deutrichfchen Antrag kommt, fpre: 
chen ſich noch mehrere Stimmen über den ganzen erſten Theil des Deputations: 
vorfchlags im Allgemeinen aus, 

Zuvörberft aͤuſſet Herr Domherr D. Günther, wie er zwar von der 
Mothwendigkeit von Beftimmungen zur zweckmaͤſigen Führung der Debatte 
überzeugt jedoch mit den gemachten Vorfchlägen nicht einverftanden fen, ſolche 
vielmehr auf den Gegenftand der Erinnerung geftellt zu fehen gewuͤnſcht hätte. 
Erinnerungen fönnten nämlich entweder den Inhalt ober die Form eines Ge: 
fees treffen, und erftern Falls wieder in ‚das Gebiet der Rechtsphiloſophie 
oder der Geſetzpolitik einfhlagen, während Erinnerungen gegen die Form le— 
diglich in die. Gefeggebungsfunft einſchluͤgen. m legterer fönnten die Stände 
die Megierung nicht unterftügen wollen, das liege auffer dem Kreife ftändifcher 
Debatten, in welchen zunächft die Geſetzpolitik, die Frage, ob ein Geſetz praf- 
eich fey, gehöre, und das Theoretifche nur in foweit, als man darüber 
nicht ohnehin wiſſenſchaftlich einverftanden fey. Beſſer und dem Zwedfe ent: 
fprechender würde es ihm daher feheinen, wenn nur die in diefe beiden Claffen 
gehörenden Amendements zugelaffen würden, er enthalte ſich jedoch zur zeit 
noch in dieſem Sinne einen Antrag zu ftellen. 

Nachdem ſich der Herr Referent mit den fo eben ausgefprochenen Anſich⸗ 
ten zwar der Sache nach einverſtanden erklaͤrt, jedoch bemerkt hat, daß ſich 
Redactionsvorſchlaͤge, wegen des innigen Zuſammenhangs der Form und der 
materiellen Beſtimmungen der Geſetze wide abfolut verbieten lieſſen, fpricht 
ſich 
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Herr Staatsminiſter von. Könnerik dahin aus: Obwohl-die Vorſchlaͤge 
der Deputation mit den Beftimmungen der Landtagsordnung, infonderheit de 
ven $$. 79. fgg. nicht ganz im Einflange ftünden, fo habe die Regierung 
doch fein Bedenken dagegen, wenn fi die Mitglieder der Kammer felbft eine 
Beſchraͤnkung ihrer Befugniffe auferlegen wollten. Ob aber diefe Vorfchläge 
den Zweck der Abkuͤrzung erreichen würden, ftehe fehr dahin, imd er müffe 
wenigſtens wuͤnſchen, daß ſich die Kammer vorbehalte von denſelben wieder 
zuruͤckzutreten, dafern fie ſich als nuͤtzlich nicht bewähren: follten. : Jedenfalls 
gehe da dur ch Erwas verloren, daß Amendements, die zur Ausgleichung ver: 
fchiedener Anfihten ‚dienten, und die fo oft ſchon ein allgemeines Einverftänd: 
niß herbeigeführt hätten, nicht vorgebracht werben koͤnnten. Indeſſen hoffe en, 
daß diejenigen Stände, welchen folche Ausgleichungsworfchläge  beigiengen, fie 
dennoch -ausfprechen und den Regierungsorganen anheim geben würden, fie zu 
den ihrigen zu machen, wo fie dann jedenfalls noch zuläffig blieben. Abkuͤr⸗ 
zungsvorfchläge würden ſtets eine Beſchraͤnkung der Kammer. enthalten, umd 
darum fönnten fie von der Regierung nicht ausgehen, zumächft aber fomme es - 
darauf an, ob man fich auf eine kritiſch wiſſenſchaftliche Beleuchtung, ober 
auf einepraftifhe Prüfung des Entwurfs einlapfe. Erſtere werde fein Ende 
finden, auch nicht zum Zwecke führen, letztere aber fen das eigentliche: Geſchaͤft 
der. Stände, ihe Standpunct der praftifche, ihre Aufgabe gehe dahin, als Ver: 
treter des. Volks zu prüfen, ob ein Geſetz- Entwurf den Wünfchen und Sit: 
ten des Volks entfpredhe, ob er praktiſch ausfühtbar ſey und ſonach in- das 
Volksleben übergehen koͤnne. —* 

Gegen die Vorſchlaͤge der Deputation erklaͤrt ſich demnaͤchſt Herr D. Groß: 
mann, indem bie in der Landtagsordnung enthaltenen und bisher- befolgten 
Mormen ihm vollfommen anszureichen ſchienen. Je wichtiger und ſchwieriger 
das. Werk fey, defto mehr muͤſſe man die Möglichkeit wielfeitiger Erwägung 
ſicher flellen, ob. der Entwurf felbft confeqnent fen, und ob nicht erft durch 
Amendements nconfequenzen befeitige werden müßten, werde erft die Debatte 
zeigen. Ob die Worſchlaͤge wirklich zur Abkürzung führten, fey noch fehr unge: 
wiß,. gewiß aber fey der Verluſt der fo ſehr zu wuͤnſchenden Aufklärung, welche 
erft durch die Debatte erreicht werde, auch befinde fi die Deputation in einem 
ganz überwiegenden Bortheile, da fie ſich ſchon fo lange: mit der Sache befhäf: 
tige, den Kammermirgliedern aber erft Ps werigen Tag die. Berichte beiber 
Deputationen vorlägen, 

Zur Ergegnung hierauf ‚bemerkt ber. Har Deferent, mie eben die Wichtig: 
keit und Schwierigkeit ‚des Gegenftandes die größte Vorſicht in Hinficht der 
Discuffion und Beſchlußfaſſung erheifhe, wie wohl die Präfumtion für die 
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Eonfequenz des Geſetz : Entwurfs fireite,. Die Anregung und Seltendmachung et- 
waniger Bedenfen dagegen ja Miemandem benommen werde, Jeder ferner durch 
Stellung von Amendements ſich gewuͤnſchte Erlaͤuterungen verſchaffen koͤnne, 
und die von der Kammer ſelbſt gewaͤhlte Deputation wahl. auf einiges Vers 
trauen Anfpruch machen dürfe. 

Nachdem hiernächft noch Herr won Polens anheim gegeben hat, ob es nicht 
am beſten ſeyn würde, die Abfaffung des ganzen Geſetzbuchs den beiden, nie: 
leicht noch um einige Mitglieder zu verflärfenden, Deputationen und der Der 
gierung ganz anheim zu geben, erbittet ſich noch 

Herr Domberr D. Günther mehrere Erläuterungen über die Vorſchlaͤge 
der Deputation.- Er wuͤnſcht nämlich zu willen, 

a.) ob jeber Antrag in eine beſtimmte Faſſung gebracht und fo dem 
Herrn Präfidenten übergeben werden muͤſſe, wenn er zuläffig ſeyn folle, oder 
ob 8, wenn man z. D. eine Materie im Entwurfe ganz; übergangen finde, 
genüge, ſolche nur zu bezeichnen umd die Aufnahme dießfallfiger Beftimmungen 
zu beantragen? ferner 

b.) ob Anträge, mit welchen ſich die Deputation nicht eimverfiche, auf 
Verlangen des Antragfiellers dennoh an die Kammer gelangten, damit diefe 
darüber entfcheide? endlich 

c,) 0b es zuläfjig ſey, noch während ber Debatte Amendements zu ſtellen, 
die erft in Folge kurz vorher gefaßrer Beſchluͤſſe nothwendig würden? 

Da hierauf von Sr. Königl. Hoheit dem Prinzen Johann ergegnet wird, daß 
ad a.) wenn auch die Sandtagsorbnung eigentlich flets beſtimmt gefaßte 
Amendemenss fordere, doch, wie dieß bisher ſchon gefchehen, auch jest materielle 
Anträge ohne Faffungen durch die Vorſchlaͤge der Deputasion: nicht abgefchnit: 
ten fenn würden, wenn fie nur friſtmaͤſig eingiengen, ferner 

ad h.) daß jedes Amendement der Entfcheidung der Kammer unterliege, 
fofeen der Antragfteller ſolches nicht in Folge der Verhandlung mit der De: 
putation felbft zuruͤcknehme, endlich 

ad c.) daß die Steflung der ‚hier angeregten Amendements nach der Be: 
ſtimmung amter 1. b. allerdings nur den ————— offen ſeyn werde, 
ſo faßt 

Herr Domherr D. Günther wegen ber erflen beiben Puncte Veruhigung, 
ſtellt aber wegen des dritten den Antrag, 

Amendements, welche durch erft kurz vorher Self Abänderungen 
“hervorgerufen werben, jeberzeit zuzulaſſen. | 

Dieß wird auch umterffügt, von dem. Herrn Deferenten aber bagegen be⸗ 

u , daß über die Qualität ſolcher Amendements leicht große Discuffionen 
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mtjtcher — und daß fuͤr ſolche Faͤlle eben bie unter 1. b. enthaltene Be 
fimmung helfen fole. 

As hierauf das Praͤſidium die Discuſſion über der erfien mit Mr. 1. be 
gichnegen Vorſchlag der Deputation gefihloffen hat, verſchreitet es zur Abſtim— 
mung, und wird dabei der Antrag des Herrn Stellvertreters D. Deutrich, 

mit 27 Stimmen gegen 10, 
abgelehnt, der des Herrn Domherru D. Günther, 

mit 22 Stimmen gegen 15, 
benfalls abgelehnt, und ſodann der Deputationsvorſchlag unter 1. mit dem 
von Herrn Staatsminiſter von Koͤnneritz beantragten Vorbehalte, daß es der 
Kammer jederzeit frei bleibe, von dem geſammten hinſichtlich der Beſchraͤnkung 
der Vorbringung von Amendemenes zum Criminalgeſetzbuche in Gemäsheit der 
Vorſchlaͤge unter 2. bis 8. etwa zu faffenden Beſchluſſe wieder abzugehen, 

einftimmig 
angenommen. 

Indem man mut zu dem ins ——— Seite 33 mit 2. be— 
zeichneten Puncte übergeht, ſchlaͤgt 

Her D. Großmann vor, die daſelbſt angegebene Friſt von doͤchſtens 8 
Tagen auf hoͤchſtens 3 Tage zu beſchraͤnken, cs finder ſolches aber bie erforder⸗ 
liche Unterfiügung nicht. 

Dagegen bemerft Unterzeichneter, wie bei den nunmehr hoffentlid täglich 
eintretenden Sikungen der Kammer die Zeit zur Bearbeitung der etwanigen 
Amendements für jeden Einzelnen fehr kurz werden dürfte. Jeder muͤſſe des: 
halb wuͤnſchen, in die zu fiellenden Friften allemal mindeftens einen freien Tag, 
den Sonntag, eingefchloffen zu fehen, und deshalb fehlage er vor, 

das Wort höhftens in mindeftens zur verwandeln, - 
wodurch übrigens eine Verzögerung feinesweges entfiehe, wenn man nur die 
Feiften zeitig genug anfehe, und nach Veſinden die * ſchon vor Ablauf der 
erſten beginnen laffe u. ſ. w. 

Dieß finder auch ‚die erforderliche Umterftügung. Nachdem indeſſen ſowohl 
von dem Herrn Referenten als von Herrn Staatsminiſter bon Koͤnneritz, unter 
Hinweifung auf die lange Zeit, feit welcher dir Entwurf des Criminalgeſetz⸗ 
buchs bereits vorliege und die hiernach vorauszuſetzende genaue Bekanntſchaft 
mit demſelben Die Beſorgniß geaͤuſſert worden iſt, daß der Vorſchlag des Unter⸗ 
xichneten doch leicht eine Stockung in den regelmaͤſigen Fortgang der Bera⸗ 
thungen bringen fönne, wird foldyer, 

mit 22 Stimmen gegen 15, 
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verworfen, und ſodann ber Punct 2. 
mit 35 Stimmen gegen 2, 
unverändert angenommen. 
Beim dritten Puncte ftellt Herr D. Großmann den Antrag, 
die hier vorgefchlagenen Abtheilungen des Gefeges zu verfleinern, und 
jedes einzelne Kapitel als eine ſolche befondere Abtheilung zu behandeln, 
indem die hier gemachten Abfchnitte zu groß feyen, auch dabei ein Princip nicht 
zu erfennen fey. 

Der Antrag erlangt indeffen bie noͤthige Unterfiügung nicht und wird fo- 
dann ber dritte Punct 

mit 35 Stimmen gegen 2, | 
unverändert. angenommen, es finden auch der vierte, fünfte, fechfte, fiebente 
und achte Punct, wie fie Seite 34 bes Deputationsberichts abgedruckt find, 
unverändert umd ohne Discuffion 

einftimmig 
Annahme. 

So gelangt man nun zum zweiten Haupttheile des Deputationsgutachtens, 
welcher die endliche Redaction des Criminalgeſetzbuchs durch die Megierung unter 
Eoncurrenz einer ſtaͤndiſchen Deputation betrifft, und deffen Reſultate ſich Seite 
35 unter 4 Nummern zufammengeftellt finden. 

Hierbei erflärt zuwörderft Herr von Carlowig, wie er fi) durch eine vor 
Kurzem in ber zweiten Kammer vorgefommene Berkandlung veranlaft finde, 
einen Antrag zu fielen, für deſſen Aunahme er zwar felbft wicht unbedingt fey, 
der aber nothwendig werde, Damit die jur Genehmigung der Medactionsverän- 
derungen nieberzufegende Deputation beſtimmt wiffe, wie fie ſich zu verhalten 
habe. Er fihlägt nämlich einen Zufa des Inhalts vor: 

Diefe Deputation hat über das Ergebniß ihrer Verhandlungen ber 
fünftigen Ständeverfammlung Bericht zu erflatten, 
und wirb ſolches ausreichend unterftügt. 

Nachdem Herr D. Großmann geäuffert hat, daß man der Megierung die 
Redaction des Geſetzes nur dann anheim geben koͤnne, wenn man fich vorher 
überdieß nicht nur im Allgemeinen fondern auch bei jedem einzelnen Verbrechen 
zu befolgende Princip beſprochen und geeinigt habe, erklaͤrt er ſich fuͤr das Ver— 
langen einer Berichtserſtattung, ſtellt jedoch als Unteramendement den Antrag, 
daß dieſer Bericht nicht der kuͤnftigen ſondern ſchon der jetzigen Staͤndever⸗ 
ſammlung erſtattet werden moͤge. 

Dieß erlangt indeſſen feine Unterſtuͤtzung, und ſprechen ſich ſodann mehrere 
Stimmen gegen den Antrag des Herrn von Carlowitz aus, indem hier nur 
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von ber Ausführung eines ftändifchen Befchluffes die Rede fen und diefe Aus- 
führung nach dem Erfcheinen. des Geſetzbuchs Jedem ohnehin Mar vorliegen 
werde, auch ein in das Speciefle eingehender Bericht eben fo weitläuftig als 
Kleinlich werden, eim blos genereller aber völlig zwecklos ſeyn würde, 

Bei der Befprechung über diefen Gegenftand kommt demnäcft die Mög: 
lichkeit zue Sprache, daß die zu ernennende Deputation mit der Negierung hin- 
fiheli der Redaction einmal nicht einverftanden ſeyn koͤnne und es aͤuſſert 
hierbei 

Herr Staatsminifter von Könnerit, wie hierdurch das Erfcheinen des Ge- 
ſetzbuchs nicht unbedingt aufgehalten werden, fondern es nach $. 88. ber Ver⸗ 
faffungsurfunde dem pflichtmäfigen Ermeffen der Regierung überlaffen bleiben 
würde, ob fie bei den Fünftigen Ständen. es ſich zu verantworten getraue, 
wenn fie das Geſetzbuch dennoch nad ihrer Redaction erfcheinen lieffe. 

Herr von Pofern glaubt indeffen, daß auch für einen ſolchen Fall eine 
Beſtimmung in Voraus nothwendig fey, und fehlägt deshalb einen Zuſatz des 
Inhaiss vor: 

Fuͤr den Fall einer Disharmonie zwiſchen jener Deputation und der 
hohen Staatsregierung iſt letztere ermaͤchtigt, deſſen ungeachtet das Ge⸗ 
ſetz zu erlaſſen. 

Da indeſſen hiergegen bemerkt wird, daß ein ſolcher Zufatz die miniſterielle 
Verantwortlichkeit aufheben, auch, falls er abgeworfen wuͤrde, die Meinung 
erregen koͤnnte, als ob die Regierung ſelbſt gegen Uebernahme der Verantwort⸗ 
lichkeit gegen die Staͤnde das Geſetz im Falle einer Verſchiedenheit der Anſichten 
auch nur uͤber den kleinſten Nebenpunct nicht erlaſſen koͤnnte, ſo laͤßt Herr von 
Poſern ſeinen Antrag wiederum fallen, und wird ſodann der dee des 
Herren von Carlowitz, 

mit 31 Stimmen gegen 6, 
abgelehnt, der zweite Haupttheil der — — aber, wie er Seite 
35 unter 1. bis 4. a iſt, 

einſtimmig 
angenommen. 

So iſt nun noch der dritte Theil des Deputationsvorſchlags uͤbrig. Er 
betrifft die Unterlaſſung des Vorleſens derjenigen Artikel, zu denen feine Erin: 
nerung gemacht worden ift, befindet fich im leisten Abſatze ver Seite 35, und 
es fügt der Herr Referent noch hinzu: mie auch die Vorlefung der Motiven 
derjenigen Artikel, zu denen nichts erinnert fen, und des Deputationsgutachtens, 
wo es zu einzelnen Paragraphen nur Motiven, aber feinen Antrag enthalte, 
werde unterbleiben koͤnnen. 

Iweite Abtheilung. 1. Bd. - 9 
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Es findet hierauf das am angegebenen Orte, in den Worten: „Endlich 
würde noch” u. f. w. enthaltene Deputationsgutachten 
einftimmige 
Annahme, und ift man ſchluͤßlich nur noch darüber einverftanden, daß die all: 
gemeine Debatte über das Eriminalgefegbuch ben im erften Theile des heute 
berachenen Deputationsgutachtens vorgefchlagenen DBefchränfungen nicht unter: 
liege, Anträge aller Art alfo auch erſt während der Verhandlung angebracht 
werben Fönnen. 
Zur Einbringung von Anträgen und Amendements für den erften, 66. 1. 
bis 78, umfaffenden Theil des Criminalgefegbuchs wird demnaͤchſt die praͤclu⸗ 
ſwwiſche Friſt bis zum Mirtage des 12. Decembers beftimmt und fodann vom 
Präfidio fefigefeht, daß die naͤchſte Sigung den 9ten I. M. ftattfinden und 
zur Tagesordnung der Beginn der allgemeinen Debatte über das Eriminalge: 
fegbuch beftimmt werben folle, 
Anher bemerkt von 
Ernft Guſtav von Gersporf. Ernft Friedrich Hartz, 
Wilhelm Cruſius D. | S. d. LK. 
Heinrich LXIII. Fuͤrſt Reuß. 





u 
Den 9. December 1836. 
Gegenwärtig find: 


die Herren Staatsminifter von Lindenau, von Könnerig, von Zejſchwitz, 
Herr Geheimer Dach von Wietersheim, Herr Geheimer Juſtizrath D. Groff. 


Es find 36 Mitglieder der erften Kammer anweſend. 


Nachdem das Protocol der letzten Sitzung vorgelefen, berichtigt, gench: 
migt und volljogen worden ift, erfolgt 


26. 
Vortrag aus der Megiftrande. 
der Vortrag aus der Regiſtrande, wobei befchloffen wird, 
Mr. 41. einen Protocollertract der zweiten Kammer vom 28. November 


bis 2. December, das Königliche Decret wegen des Staatsfhuldenwefens be- 
treffend, an die zweite, 
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Nr. 42. einen dergleichen vom 29. Movember bis 2. December, das 
Königliche Decret wegen der Staatslotterie betreffend, an die dritte, dagegen 


Nr. 43. eine Eingabe Melchior Kirmfes zu Zwenfau, bie Schlachefteuer, 
den Münzfuß, Maas und Gewicht und die Eriminalfoften betreffend, fo wie 


Mr. 44. ein Schreiben des Herrn Diaconus M. ange allhier, womit 
derfelbe feine Schrift über ländliche Beſchaͤftigungsanſtalten ſtaͤdtiſchet Armen: 
finder überreihf und um Beruͤckſichtigung des Gegenftandes berfelben bitter, 
an die vierte Deputation abzugeben. 

Endlich fol ein unter 

Mr. 45. eingegangener Bericht ber zweiten Deputation, das allerhöchfte 
Decret wegen ber proviforifchen Steuerausfhreibung für 1837 betreffend, 

gedruckt und baldthunlichſt auf die Tagesordnung gebracht werben. 


27. 


Verſtattung mündlicher Brrichtserſtattung über das Königliche Decret wegen des 
ritterſchaftlichen Beitrages auf 1830 und 1831, 


Demnähft genehmigt die Kammer auf Antrag des Herrn Stellvertreters 
D. Deutrih, daß von der zweiten Deputation über das Königliche Decret, 
den Beitrag der alterbländifchen Ritterſchaft zu den aufferordentlihen Staats- 
bedürfniffen in ven Jahren 1830 und 1831 betreffend, nur mündlich refe: 
rirt werden möge, und zeigt ſodann 
28. 

Entfhuldigungen. 
das Präfidium an, daß Herr Generalleutnant von Miltitz und Herr Biſchof 
Mauermann für heute entſchuldigt feyen, erfterer durch dringende Gefchäfte, 
letzterer durch Krankheit. oa 

Zur 


gelangt, beginnt nunmehr 


Tagesordnung 

29. 

. Allgemeine Berathung über den Entwurf eines Eriminalgefegbuche. 
die allgemeine Verathung über den Entwurf eines Criminalgeſetzbuchs. 

Zu dieſem Ende trägt der Meferent, Prinz Johann Königliche Hoheit, 
zumächft das allerhoͤchſte Decret vom 14ten v. M. (Landtagsacten Abth. 1. 
Band 1. Seite 364.) und den erften allgemeinften Theil des Deputationsbe: 
richts Seite 1 bis 7 vor, und es erbittet fich hierauf zunächft 

9* 
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Herr Domherr D. Günther das Wort. Er bemerkt, wie er nicht bei: 
ſtimmen fönne, wenn die Regierung und die Deputation geäuffert hätten, daß 
weder bei Entwerfung noch bei DBeurtheilung des Gefeßbuchs irgend ein be- 
ſtimmtes Syſtem des Criminaltechts ausſchließlich zum Grunde gelegen habe. 
Dieß ſey unrichtig, denn es ſey nicht zu verkennen, daß die Regierung das 
Syſtem der Gerechtigkeit, die Deputation das des pſychologiſchen Zwanges im 
Auge gehabt habe. Nachdem dieß noch weiter ausgefuͤhrt worden iſt, macht 
der Sprecher darauf aufmerkſam, wie hier und überhaupt bei dem ganzen bis 
jet vorgetragenen Theile des Deputationsberichts rein theoretifche, zur Discuf- 
fion in einer Ständeverfammlung nicht geeignete Fragen vorlägen, weshalb er 
denn. beantrage, über diefe Gegenftände eine Berathung nicht zu pflegen. _ 

Herr Superintendent D. Großmann will den Entwurf des Eriminalgefeg- 
buchs nur aus dem allgemein wiſſenſchaftlichen und dem fietlich religiöfen Stand: 
puncte beurtheiln. Was den erftern derfelben anlangt, fo erfennt ‘er den Ent- 
wurf als einen Fortſchritt zum Beſſern an, namentlich auch da fein Geift ein 
Geift der chriftfihen Milde fen; er vermißt aber'ein dem ganzen Entwurfe 
zum runde liegendes Syftem und bedauert, daß die Fortfchritte der Doctrin 
und Gefegebung nicht in gleicher Weife Beachtung gefunden härten, was fich 
befonbers bei der Lehre von der culpa, bei Beftimmung ‘der Todesftrafe, die 
er mindeſtens nicht für den Raub angedrohet zu fehen erwartet habe, und darin 
jeige, daß das Duell nicht als Mord oder nach Befinden Mordverſuch beftraft 
und die Theilnehmer nicht wenigftens als Blödfinnige behandelt werden ſollten. 
Von dem ſittlich religiöfen Standpuncte aus muͤſſe er beflagen, daß ſo oft 
das Princip der Nuͤtzlichkeit als das leitende erſcheine, was ſich z. B. zeige, in⸗ 
dem man bei Beſtrafung des Meineides auf den Erfolg ſehe, indem man die 
Aufbewahrung der Verbrecher in den Strafanſtalten uͤber die eigentliche Straf⸗ 
zeit hinaus geſtatte, die einfache Unzucht ſtraflos laſſe, den Todtſchlag im Duell 
nur mit Gefaͤngniß, den Ehebruch, Meineid, Gotteslaͤſterung wie Injurien, 
den Inceſt wie Verleumdung beſtrafe und dergl. mehr. 

Nachdem ſich hierauf noch Se. Koͤnigliche Hoheit Prinz Johann dahin 
ausgeſprochen hat, wie allerdings, wenn auch nicht ein Syſtem, doc ein iei— 
tendes Princip eben fo dem Entwurfe als deffen Beurtheilung Seiten der De- 
putation zum runde gelegen habe, jedes Syſtem aber bei Entwerfung eines 
Criminalgeſetzbuchs Häufig dur die Ruͤckſicht auf das Praktiſche beſchraͤnkt 
werden muͤſſe, erklaͤrt 

Herr Staatsminiſter von Koͤnneritz, daß der Regierung bei Fettigung des 
Entwurfs allerdings ein Syſtem, das der Gerechtigkeit, welches die Herſtel⸗ 
lung des Rechtszuſtandes durch die Strafe bezwecke, vorgeſchwebt habe, und 
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tritt fodann, unter der Bemerfung, daß die Einwürfe des Herrn D. Groß: 
mann bei den befreffenden einzelnen Materien zur Sprache fommen dürften, der 
Anficht bei, daß eine Discuffion über die vorliegenden theoretifchen Fragen 
weder am Orte fen noch zu irgend einem Ergebniffe führen dürfte. 

Im Sinne diefer letzten Aeufferung fpricht fih auch noch Herr Bürgermei- 
fir D. Deutrih aus, und geht, da Miemand weiter das Wort begehrt, ber 

Herr Deferent zum Vortrage des nächften Abfchnitts des Deputationsbe: 
richts über, welcher Seite 7 bis 12 den Umfang des vorgelegten Entwurfs 
binfichtlich der zu beftrafenden Verbrechen betrifft. 

Herr Domherr D. Günther erflärt, nah Vorlefung der angegebenen Stelle 
bes Deputationsberichts, wie er auch hier, jedoch aus rein wiffenfchaftlichen 
Gründen, zum Theil mit der Deputation einverftanden fey, zum Theil auch 
nicht. Die Mehrheit der hier vorgelegten Fragen fen wiederum rein wiſſen⸗ 
fchaftlicher Natur und daher zur Discuffion in der Kammer nicht geeignet, wie 
er denn z. B. auch damit, daß Vorfchriften wegen Beſtrafung der Thierquäle: 
rei nicht in einem Eriminalgefegbuche Platz finden fönnten, nicht einverftanden, 
fey. Dieß hänge indeffen noch von Vorfchlägen ab, die er zu mehrern Std: 
Ion des Eriminalgefegbuchs, namentlich fogleich zu deffen $. 1. zu machen ges 
denfe. Er verfpare ſich feine Anträge bis zur fpeciellen Durchgehung, und mi: 
derrathe jet jede weitere Discuffion, die fih nur in das Theorerifche verlie- 
ren fönnte, 

Wenn demnächft die Deputation Seite 11 ihres Berichts darauf ange: 
tragen hat, die Staatsregierung in der Schrift um Belegung der Mißhand⸗ 
lung der Thiere mit einer angemeffenen Strafe im polizeilichen Wege zu erfu- 
hen, fo fpriche ſich zumächft Here D. Großmann für diefen Vorſchlag aus, 
den auch Herr Kammerherr von Ziegler mindeftens theilweife unterftüst. ‘Da 
indeffen Herr Domherr D. Günther fich vorhin erflärt hat, wegen Aufnahme 
der Thierquälerei umter die im riminalgefegbuche verpönten Vergehen nach 
Definden beim fpeciellen Theile einen Antrag ftellen zu wollen, fo wird auf ge: 
ftellte Frage 

einftimmig 
befchloffen, den Antrag der Deputarion für jetzt noch nicht zur Abftimmung zu 
bringen, ihm vielmehr auszufegen, bis man wiffen wird, ob und was wegen 
der Thierquälerei in das Geſetzbuch aufgenommen werden fol «oder nicht. 

So fann der Herr Meferent nunmehr zu dem dritten, die Todesftrafe be: 
treffenden Hauptrheile des generellen Abfchnitts des Deputationsberichts überge: 
ben, welcher von Seite 13 bis 22 vorgetragen wird. 

Mach beendigter Vorleſung deffelben erbitter fich zuerft 
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Herr Kammerherr von Ziegler das Wort, um für die gänzliche Abſchaf⸗ 
fung der Todesftrafe zu fprechen. Er geht hierbei von einer Erörterung ber 
Urfachen der meiften Verbrechen aus, die er in. druͤckender Armuth, ſchlechter 
Erziehung und der Unbefümmerniß der Geſellſchaft um den Zuftand der Pro: 

letairs, alfo in Umſtaͤnden finder, welche von den Verbrechern nicht verſchuldet 
fegen, bemerft ſodann, daß ein Eriminalgefegbuh nur auf dem Principe der 
Gerechtigkeit beruhen könne und dürfe, und daß diefes Princip ein Mehreres 
nicht geftatte, als die Freiheit des Verbrechers fo weit zu befchränfen, daß er 
nicht ferner in die Sphäre der Freiheit der Uebrigen eingreifen koͤnne. Was 
nun die Todesſtrafe felbft anlange, fo rechefertige fie der Umftand, daß fie 
“bereits feit Jahrtauſenden beftehe, nicht, der Tod ſey ein Naturgeſetz, fein 
Uebel, fondern eine Wohlthat, und unmöglich koͤnne das ein rationaks Straf: 
mittel feyn, was auch der Gerechtefte und Tugendhaftefte nicht zu vermeiden im 
Stande ſey. Endlich fey die Todesftrafe weder nothwendig noch nuͤtzlich, da 
es andere angemeffenere Strafübel gebe und die Frage, ob die Detention eines 
Verbrechers mehr Fofte, als feine Hinrichtung, Beachtung nicht verdiene, wo 
es ſich um Menfchenleben handele. Herr von Ziegler trägt demnach darauf an, 
die Staatsregierung zu erfuchen, den Tod als Strafmittel aus dem 
Eriminalgefegbuche zu entfernen. 

Dieß findet indeffen, nachdem Herr Kammerherr von Ihielau fi, unter 
Beziehung auf mehrere Bibelftellen und darauf, daß ein Mörder felbft fich der 
Menfchenrechte begebe, für Beibehaltung der Todesftrafe ohne Schärfung bei 
‚ vorfäglihem Morde erflärt hat, die erforderliche Unterftägung nicht. 

Für Abfhaffung der Todesftrafe ſpricht fih demnäcft Herr Amtshaupt: 
mann von Biedermann aus. Cr äuffert, wie er ſich verpflichtet fühle, auch 
bier feine Anficht der Kammer offen vorzulegen, wenn er ſchon nicht zu hoffen 
wage, fie durchgehen zu fehen. Er beziehe ſich hinfichtlich der für feine Mei: 
nung fprechenden Gründe auf das zum ‘Deputationsberichte der zweiten Kam⸗ 
mer vom Abgeordneten Herrn Eifenftuf gegebene Separatvotum, dem er ganz 
beitrete und das er auch der erften Kammer durch Vorleſen mitgerheilt zu fe- 
hen wünfche. Er hege die fefte Hoffnung, daß, wenn auch jegt die Todes- 
ſtrafe noch beibehalten werden ſollte, doch die Zeit fommen werde, wo man fie 
allgemein abzufhaffen für Pflicht erkenne. Der Medner wendet fih nun zu 
den Seite 14 fir. des Depütationsberichts aufgeführten Gründen und Gegen: 
gründen und bemerkt zu dem, was dort ad a. gefagt ift, Daß der Staat min- 
deftens nad) und nad die Natur eines Vertrags angenommen habe, ba viele 
Untertanen einwanderten, die andern von dem Mechte der Auswanderung kei— 
nen Gebrauch machten, alfo freiwillig im Staatsverbande verblieben. Mebri- 
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gens liege mindeftens gegenwärtig der Fall vor, wo Regierung und Staͤnde 
inen Vertrag über ein neues Criminalgeſetzbuch eingiengen, und da man we: 
ver über das eigene noch über fremdes Leben pacisciren koͤnne, fo ſey es nicht 
uläffig, die Todesftrafe aufzunehmen. Was das Seite 15 ad b. Gefagte 
nlange, fo fey die Tödtung des Feindes im Kriege und bei der Gelbftver- 
heidigung zwar geftartet, aber nur weil es die Pflicht erheifche, das eigene fe: 
kn zu erhalten, und wenn behauptet werde, daß die Tobesftrafe zur Sicher: 
ielung des Lebens der Mebrigen nothwendig fey, fo fey.dieß ein crft zu erwei⸗ 
inder Satz, eine petitio principii, die am allerwenigſten durch ‘die angeführte 
Diederaufnahme der Todesftrafe in Toscana erwiefen werde, teil diefe Wie: 
deraufnahme zur Zeit allgemeiner Bewegung und drohenden Umſturzes ftatt: 
zefunden habe, Herr Freiherr von Biedermann wieberholt demnach das von 
hm als Antrag zum allgemeinen Theile des Eriminalgefegbuchs bereits ſchrift⸗ 
ich übergebene Geſuch, 

die Todesſtrafe allenthalben da, wo fie im Entwurfe des Criminalge⸗ 

ſetzbuchs vorkomme, in Zuchthausſtrafe zu verwandeln. 

In aͤhnlichem Sinne, und zwar zunaͤchſt ebenfalls gegen die Seite 14 flg. 
xs Deputationsberichts aufgeftellten Gründe, äuffere fih Herr D. Großmann. 
Er giebe zuwörderft zu, daß der Staat felbft, feine Exiſtenz, auf einem wefent: 
iben Beduͤrfniſſe der firelichen Matur des Menſchen beruhe, was aber die 
jorm des Staats anlange, fo fen fie Menfchenwerf, ihre Grundlage ein Ver: 
rag und fomit feyen alle Gründe gerechtfertigt, welche man davon gegen die 
todesftrafe hernehme, daß fih Niemand durch Vertrag des Mechts zu leben 
wgeben dürfe. Die zwiſchen Krieg und Gelbftverrheidigung auf der einen, 
todesftrafe auf der andern Seite gezogene Parallele ſey nur ſcheinbar richtig. 
Im Kriege gehe Einer für Ale einer gewiffen Gefahr, aber einem ungewiffen 
tode entgegen, bei einer Hinrichtung fen der Tod gewiß und Alle giengen ge: 
en Einen, was um fo unedler, da es nicht an andern Mitteln fehle, den 
Berbrecher unſchaͤdlich zu machen. Hoͤchſt wichtig fey das Bedenken wegen 
Ingewifheit der Zurehnungsfähigfeit. Man beftvafe die That, dieſe aber fey 
ur Symbol der innern Geſinnung und entfpreche derfelben nicht immer in 
leichem Grade. Mittel und Zweck ftünden daher niche im Einflange, wenn 
ıan thue, was mie wieber gut gemacht werben koͤnne. — Man beziche fich 
uf Stellen der heiligen Schrift, allein fie beweiſen nichts, da‘ die Worte: 
Ber Menſchenblut vergießt u. f. w. nach richtiger Auslegung eben fo gut einen 
iogen Erfahrungsfag als eine Vorſchrift enthalten Fönnten, und da Chriftus 
degeln für weltliche Dinge Feinesiweges zu geben beabfichtigt habe. Die To: 
ssftrafe legalifire ‚den Selbftmord, und das ihr zum Grunde liegende Gefeg 
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der Wiedervergeltung habe nur in roher Zeit und bei ungebildeten DBälfern 
‚ Anerfennung finden fönnen, während es, und mit ihm die Todesftrafe, von der 
Stimme aller gebilderen Völker verworfen werben müffe.- Die Gefchichte der 
Gefegebung Iehre, daß die Strafen nad und nad) immer milder würden. 
Dieß bewähre auch, wie er dankbar anerfenne, der vorgelegte Entwurf und 
. man möge ſich nicht fheuen, auch nody einen Schritt weiter bis zur Abſchaf⸗ 
fung der Todesftrafe zu gehen. Ä 
Der entgegengefeten Anſicht ift Here Domherr D. Günther. _ Er erör: 
tert, ob die Xodesftrafe gerecht und nothwendig fey. Anlangend den erften 
diefer Puncte, fo ſey Recht nichts anders als die Freiheit des Menfchen, in fo: 
weit fie nicht in gewiſſe Schranfen zuruͤckgewieſen fy. Damit naͤmlich das 
Zufammenleben der Menfchen möglich werde, fen es nothwendig, daß Yeder 
feine Freiheit um etwas befchränfe, und die begründe den Mechtejuftand, wel: 
er zwar nicht ein abfolut nothwendiger, aber ein beftchender fen. Hebe num 
Jemand durch Verlegung des Rechtszuſtandes folchen felbft auf, fo ceffire damit 
auch die Verpflichtung der Uebrigen, den Rechtszuſtand zu beobachten, es trete 
das Recht ein, Vergeltung zu üben, und. diefes Rechts habe ſich im Staate 
der Einzelne begeben, es auf die Gefammtheit übertragen. Darauf beruhe das 
Recht des Staats, zu ftrafen und felbft mit dem Tode zu firafen. Ob aber 
ber Staat in allen Fällen, wo er das Recht habe, mit dem Tode zu ftrafen, 
davon auch Gebrauch machen folle, das gehöre nicht in das Gebiet des Rechts; 
fondern in das der Erhif und Erfahrung, und da ſey die Megel, daß die To: 
besftrafe nur foweit. anzuwenden, als dieß zur Erhaltung der bürgerlichen Orb: 
nung nothwendig erſcheine. So fehr er nun die Todesftrafe Aufferft felten an— 
gewendet zu fehen wuͤnſche, fo halte er deren Abſchaffung doch für bedenklich 
und gefährlih, denn es gebe moralifh- fo verwahrlofere Menſchen, daß der 
Zweck bei ihnen ohne Exiſtenz der Todesſtrafe nicht zu erreichen ſeyn dürfte, 
Dieß beftätige auch die Erfahrung der neueften Zeit, in welcher fi), namen: 
lich in Sachſen, die leichten, infonderheit Die gegen das Eigenthum gerichteten, 
Verbrechen um etwas vermindert hätten, während die mit Gewalt verbundenen 
Verbrechen ſich bedeutend vermehrt hätten. - Unter ſolchen Umftänden aber 
muͤſſe es wohl bedenklich erſcheinen, das wirffamfte Mittel gegen ſolche Thaten 
in der Abfehaffung der Todesftrafe aufzugeben. — Ob übrigens diefe Strafe 
bei allen den Verbrechen beizubehalten fen, für welche fie der Entwurf beftimme, 
fey eine andere, erſt bei der fpecicllen Discuffion zu verhandelnde Frage, wie 
er fi denn auch, wenn die Hauptfache erft entfchieden feyn werde, die Stel: 
lung von Anträgen über die Form der Todesftrafe vorbehalte, 
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Zur Vertheidigung ber im Deputationsberichte anfgeftellten Gründe gegen 
die dawiber erhobenen Einwände nimmt demnaͤchſt Herr von arlowig das 
Wort. Wenn, wie Herr Freiherr von Biedermann anführe, der Staat des 
halb auf einem Vertrage beruhe, weil Ausländer einwanderten, Inlaͤnder im 
Staate verblieben, fo fpreche das für die Rechtmaͤſigkeit der Todesſtrafe, denn 
fie beftehe und fo ſey lex contractus für fie vorhanden. Die aus der heili» 
gen Schrift entlehnten Gründe übergehe er,. da ihre Nichtigkeit nach den von 
Herrn D. Großmann angeführten Momenten zweifelhaft erfcheinen fönne, aber’ 
davon werde man fi) mindeftens überzeugen mäüffen, daß, eben fo gut wie das 
Sehen, auch die Freiheit ein umveräufferliches Recht des Menfchen ſeyn müffe, 
und daß ſonach auch der Todesftrafe mindeftens Ichenslängliches Zuchthaus nicht 
würde fubftituirt werden dürfen. 

Ebenfalls zur Vertheidigung bes ‘Deputationsberichts erhebt ſich hierauf 
noch der Herr Referent. Er vermeifer darauf, daß felbft Herr D. Großmann 
den Staat feinem Weſen nah als nicht auf Vertrag beruhend anerkannt habe, 
und daf die Deputation die Nothwendigkeit der Todesſtrafe keinesweges vor- 
ausgefegt, fondern durch Anführung der gemachten Erfahrungen nachgemwiefen 
habe, weshalb fie der Vorwurf einer petitio principii nicht treffen koͤnne. 
Man habe die in Toscana gemachte Erfahrung dadurch befeitigen wollen, daß 
dort befondere Umftände zur Wiedereinführung ber Todesftrafe mitgewirkt här- 
ten. Er gebe dieß zu, allein die Uebereinſtimmung aller von der Deputation 
angeführten Borgänge, die allenthalben erfolgte Wiedereinführmg der Todes: 
firafe und ber Umftand, daß diefe Wiedereinführung nirgends einen Widerwil: 
len im Volke erregt habe, fprächen doch ziemlich beftimme für die Beibehaltung 
der Strafe, die ja nicht erft einzuführen fen, fondern bereits beſtehe. 

Diefes Letztere hebt infonderheit auch Herr Staatsminifter von Könnerig *) 
heraus, indem er fih zugleich dahin ausfpricht, wie auch er hoffe, daß bereinft die 


*) Beim Worleſen nachftchender Stelle des Protocolld erinnert Heer Staatsminifter 
von Könnerig, mie er bei Mittheilung der Refultate der vorgelegten Ueberficht der 
gefprochenen und vollſtreckten Iodesitrafen zugleich darauf aufmerkſam gemad)t habe, 
daß in der Zahl der neuerlich zum Tode verurtheilten Verbrecher ziemlich viele begrifs 
fen feyen, deren Verbrechen früher begangen aber erft fpäter entdeckt worden ſeyen, 
ingleichen daß die Zahl der Eapitalfälle in neueſter Zeit befonders durch die Brands 
ftiftungen fo fehr erhöht worden ſey, und daß nach diefem Allen aus den Ergebniffen 
jener Tabelle auf eine geftiegene Immoralitaͤt im Allgemeinen nicht gefchloffen wer: 
den könne. Es gebe dieß namentlich aud daraus hervor, daß im legten Quinquen— 
nio zwar die Zahl der Unterfuchungen gegen Branpdflifter nicht aber dic Fälle von 
Bränden überhaupt geftiegen fenen. 

So bemerkt von Ernſt are Harz, 


Imweite Abtheilung. 1. Bd, 7 
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Zeit kommen werde, wo bie Tobesftrafe abgeſchafft werben könne, tie er aber 
glaube, daß hierzu der Zeitpunct noch nicht da fig. Er.begründer dieß durch 
die Beſtaͤtigung der von Herrn Domherrn D. Günther angeführten Thatfache, 
‚daß die gewaltfamen Verbrechen in neuefter Zeit fehr zugenommen haben, und 
weifet folches durch Mittheilung der Nefultate der nachftchend zu ben. Adten ge- 
nommenen tabellariſchen Ueberficht der in den leiten 20 Jahren zum Tobe ver: 
urtheilten und resp. wirklich hingerichteten Verbrecher nach, indem er nod be: 
merft, daß auch die Zahl der Sträflinge in den Zuchthäufern, welche am Schluffe 
bes Jahres 1822. nur 768 betragen habe, im November 1836. bis auf 977 
angeftiegen ſey. Er fchließt mit der Aeufferung, daß es bedenklich erfcheine, durch 
gänzliche Abfchaffinag der im Entwurfe fchon fo fehr beſchraͤnkten Todesftrafe, ei: 
nen zu großen Sprung-ig_ der Gefengebung zu machen, und daß ein Ruhm für 
Sachſen nicht ſowohl in der palbtzlichen Abſchaffung der Todesftrafe, fondern viel 
mehr nur darin liegen würde, v man mit Wahrheit fagen koͤnnte: Sachſen 
ift der erfte Staat, der die Todesftrapkg nicht mehr bedarf. 


Da hierauf Miemand weiter das begehrt, fo fließt der Herr Pri: 
fident die Discuffion über den befprochenen Wegenſtand, erflärt aber zugleich 
die Abftimmung darüber bis morgen auszuſetzen, indem es gewiß jedem Mit: 
gliede der Kammer erwuͤnſcht ſeyn müffe, über dieſen hochwichtigen Gegenſtand 
vor Abgabe feines Woti nochmals, und nachdem bie Gründe für und wider 
fo vielfeitig erörtert worden feyen, mit fih zu Rathe gehen zu koͤnnen. 

Es wird demnach hiermit die heutige Sitzung beſchloſſen, die nächfte aber, 
deren Tagesordnung im der fortgefegten Berathung über den generellen Theil 
des Deputarionsberichts wegen des Criminalgeſetzbuchs befticht, auf morgen 
angefigt. 







Anher bemerkt von \ 
Ernft Guſtav von Gersdorf. Ernft Friedrich. Hart, 
Carl Guftav Freiherr von Beufl. S. d. MR 


Carl Balthaſar Huͤbler. 
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Es befanden fih: 
A. zu Ende December 1832. 
a.) in der Sttafanftalt zu Wald heim nach ben eingeſendeten Veſtands 
liſten: 
657 Straͤflinge, als: 
527 männliche, 
130 weibliche, 
b:) in dem Zuchthaufe zu Zittau, nach den ftatififchen Tabellen; 
111 Züchelinge, als: 
95 männliche, 
16 weibliche. 
B. im November 1836. nad ‚ben neueften Beftandsanzeigen: 
a.) im Eu zu Waldheim am 15. November 1836. 
"821 Zuͤchtlinge, als: 
645 männliche und 
176 weibliche. 
b.) in dem Arbeitspaufe zu Zwidau am 30. November 1836. 
156; männliche Sträflinge. 


8. 
Den 10. December 1836. 


Gegenwärtig find: 
die Herren Staatsminifter von Könnerig, von Zefehrwig und von Carlowig, 
ingleihen Herr Geh. Juſtizrath D. Geoff. 


Don den anweſenden 36 Mitgliedern der erften Kammer wird das über die 
geſtrige Sigung aufgenommene Protocol: nach — einer ar ac 
merfung genehmigt und erfolge ſodann 


30. 
Vortrag aus der Negiftrande Nr. 46. bie 49. 
der Vortrag der neu eingelangten Schriften, wobei beſchloſſen wird, 
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Nr. 46. ein Geſuch Yopann Samuel Richters und —— zu Rabenau 
um Unterſtuͤtzung zum Auswandern nach Amerika, ſo wie 

Nr. 47. ein Geſuch des penſionirten Dber-Eonfifteriairarge Dem tler 
‚um Verwendung für die Erhöhung feiner Penfion 

am die vierte Deputation abzugeben. 

Es hat demnächft unter 

Nr. 48. Herr Leutnant Werner allhier zwei feiner neuern Schriften über- 
reicht und zugleih um Einleitung geeigneter Maasregeln gebeten, damit die 
phnfifche Erziehung der Jugend in Sachfen eben fo wie die geiftige beruͤckſichtigt 
werde 


Here D. Großmann macht hierbei auf die Wichtigkeit der in dieſem, durch 
ihn überreichten Schreiben angeregten Angelegenheiten und des damit verbunde: 
nen Antrags aufmerffam und bevorworter letztern in der Maafe, daß er ihn 
zu dem ſeinigen macht. 

Die Kammer beſchließt demnach, dieſe Sache zur Begutachtung an bie 
dritte Deputation abzugeben. 

Endlich ift noch unter 

Nr. 49. ein Schreiben des Herrn D. Klüber zu München eingelangt, wo⸗ 
mit derſelbe eine von ihm abgefaßte Inſtruction für Landesſcheider ( Grenzftein: 
fetger ꝛc.) und mehrere die Emancipation der Juden betreffende Schriften über: 
reicht. 

Nach kurzer Discuffion darüber, ob nicht die den legterwähnten Gegenftand 
betreffenden Schriften zur Motiznahme an die dritte Deputation bei Gelegenheit 
der Prüfung der von Herrn Domherrn D. Günther bevorworteten Krugſchen 
Petition abzugeben ſeyen, wird befchloffen, die eingefendeten Schriften zur Bis 
bliochef zu nehmen und Herrn D. Klüber durch Vermittlung des Präfidii den 
Danf der Kammer auszudrücken. 

31. 
Entichuldigungen. 

Entſchuldigt find Herr Gch. Rath von Minkwitz für heute durch Gefchäfte, 
Herr Graf von Vitzthum durch fortdauerndes Unwohlſeyn, auch zeigt das Prä- 
ſidium an, daß Herr Biſchof Mauermann wegen Unpäßlichkeit heute nicht werde 
erfcheinen Fönnen. 

- Man gelangt nunmehr zur 
Tagesordnung, 


auf welcher ſich 
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1* FEN 0 * 32. * * 

Fortſetzung der allgemeinen Brrathung uͤber das Eriiminalgefegkuch. 
die fortgeſetzte afgemeinei Perattung: über den Enten des. Criminalgeſetzbuchs 
befinbet. 

Indem die Verhandlung begiimt, äuffert zuvoͤrderſt Herr Buͤrgermeiſter Gott⸗ 
ſchald: Es ſey zwar geſtern die Discuſſion uͤber die Frage wegen Abſchaffung 
der Todesftrafe geſchloſſen warden, indeſſen haͤtten mehrere Mitglieder der, Kam: 
mer, welche über. den. wishtigen Gegenſtand noch zu, fprechem wuͤnſchten, den 
Schluß der Debatte Aberpärt, gegen. welchen ſie ſich aufferdem erhoben haben 
würden. Je ſchwieriger und wichtiger nun die vorliegende Frage ſey, um ſo 
mehr muͤſſe man wunſchen, darüber, auch noch die Stimmen. derjenigen Kam: 
mermitglieder zu vernehmen, welche ihre Anſicht noch nicht ausgefprochen hät- 
ten, und cr trage deshalb darauf an, in dem ‚gegenwärtigen Falle von der 
Strenge der Sandtagsordnung abzugehen und die Debatte über die Frage wegen 
Beibehaltung der Todesſtrafen nochmals zu eröffnen, welches felbft nach $. 78. 
der Landtagsordnung zufäflig erſcheine, da Herr Staatsminiffer von Kön- 
nerig am Schluſſe der geftrigen Sitzung ganz neue Tharfachen zur Kenntniß 
der Kammer gebracht habe, 

Diefer Antrag finder mehrfiitige Unterftügung, und obwohl darauf auf- 
merffam gemacht wird‘, daß der angezogene $. 78. der Landtagsordnung nicht 
die nochmalige Eröffnung einer foͤrmlichen Discuffion, fondern nur die etwas 
nige Beſprechung der geftern zuletzt vorgebrachten Thatſachen geſtatten wuͤrde, 
ſo wird doch | 

einftimmig z 
beſchloſſen, dem Gottſchaldſchen Antrage Statt zu — jedoch mit der ans: 
drüclihen Bemerkung, daß dieß nur in dem vorliegenden, fo Aufferft wichri- 
gen ganz befondern Falle, und ohne Confequenz für andere Male gefchehe. 


Hierauf ſpricht fih nun zuvoͤrderſt Herr von Polen; über ven Geift des 
vorgelegten Gefeg- Entwurfs im Allgemeinen sus. Er glaube, daß die Mehr: 
zahl von Denen, welche den vorliegenden Gegenftand blos wiffenfhaftlich be: 

trachteten, den Eulturzuftand des Volks zu hoch ſchaͤtzten, woher es denn auch 
fommen möge, daß ber vorliegende Gefet : Entwurf Aufferft mild ſey. Er be- 
forge, daß die Werwandlung ber, bisherigen Zuchthausſtrafe bei fo vielen Ver— 
brechen in bloßes Gefängniß, die Arrefihäufer auf eine Weife überfüllen vürfte, 
welche die Vollftrefung der Strafen fehr erſchweren und verzögern werde, und 
fürchte er, daß die nah dem Geſetz-Entwurfe in vielen Fälen zu nehmenden 
Ruͤckſichten auf perfönlihe Verhälmiffe die Behörden mit einer Menge von 
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Reclamationen uͤberſchwemmen wuͤrden. Dedenfalls vermoͤge er nicht. fuͤr An 
nahme noch, milderer Grundſaͤtze zu ‚ firmen and ſchon —— * ihn en 
für Beibehaltung der —* ſich zu erklaͤren. 


Dagegen Auffert Herr Buͤrgermeiſter Gottfehald, wie * fe eich 
gung nicht die Härte der Strafen fondern der moraliſche Eindruck derfelben 
zur Verhinderung von Verbrechen diene. Einen ſolchen Eindruck verſpreche er 
fih nun von der Todesfirafe nicht, und er habe diefe Anſicht beftätige gefanden 
als er vor einiger Zeit einer Hinrichtung bfigewohnt, wie fie denn auch dad 
unterftügt werde, daß, trotz der Vollſtreckung fo vieler Todesftrafen, nach der 
geftrigen Mittheilung des Herrn Juſtizminiſters die‘ Capitalverbrechen ihrer 
Zahl nad gewachſen ſeyen. Demnach werde er für Fee dir Zodes 
ſtrafe ſtimmen. 


In gleichem Sinne ſpricht ſich Herr Kammerherr von Ziegler aus, indem 
er daran erinnert, daß bei den alten Deutſchen der Mord mit Geld habe ge— 
ſuͤhnt werden koͤnnen, an deſſen Stelie die Knechtſchaft des Moͤrders getreten 
fen, und daß man aus der Moſaiſchen Geſetzgebung Fein Argument hernehmen 
koͤnne, da fie für ein Damals fehr verwildertes Wolf gegeben, auch nur tratfl! 
toriſch geweſen ſey, Habe der Frevler duch Misbrauch feinet Freiheit gefehlt, 
fo dürfe man auch nicht mehr thun, als ihm ſeine Freiheit nehmen, jedoch 
fo, daß der Adel feiner Seele bewahrt werde und Beſſerung moͤglich bleibe 


Ausführlicher fpricht fi hierauf Here Bicepräfivent von Ammon: aus, 
Er findet zuvoͤrderſt, daß die Rechtmaͤſigkeit der Todesſtrafe geſtern, naments 
lich durch Herrn Domherrn D. Güncher, volftändig dargerhan worden ſey, 
glaubt aber, daß man noch einen Schritt weiter gehen müffe, denn es ge 
nuͤge nicht, zu wiſſen, daß die Todesſtrafe erlaubt ſey, fondern man müffe 
auch fragen, vb nicht etwa ein höheres Gefeg da fen,’ welches jene Exlaub: . 
nig wieder aufhebe, und die Exiſtenz eines folchen höhern Gefeges behaupteten 
alle Diejenigen, welche den Zweck der Befferung höher als ben der Vergeltung 
ſtellten. Der Redner unterfucht demnach zuerft, ob denn wirklich im der Lehre 
von der Todesſtrafe ein Widerftreit des Rechts und der Pflicht. vorhanden ſey? 
und er bejafjer dieß, theils aus von ver heiligen Schrift entlehnten Gründen, 
welche, wie er durch Bibelſtellen machweifer, eben fo für als gegen die 
Zuläffigkeit der Todesſtrafe angezogen werden Fanır, theils aus Gründen ber 
Vernunft. UWebergehend zur zweiten Frage, ob denn bei dem gefundenen Wi: 
derſtreite das Recht oder die Pflicht Höher ſtehe? finder der Redner, daß dag 
Primat der Dignitaͤt jedenfalls der Pflicht zufomme, das Primat, der Zeit 
aber fir das Recht entfcheide. Denn wie der einzelne Menf von dem ani: 
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malifchen. Bewußtſeyn zuerſt zur Auffern und erft fpäter zur inneren Freiheit ge⸗ 
lange, fo fen es auch beim Menſchengeſchlechte im Bann. Wenn man ſich 
eine Zeit denke, wo der Menſch aus dem Gebiete der ehierifhen Freiheit fogleich 
in das der innern Freiheit übergehe, fo werde dann die Tobesftrafe allerdings 
entbehrlich werden, und man müffe dahin wirken, daß dieſe Zeit fomme. So 
lange fie aber noch nicht da fey, wuͤrde die Abſchaffung der Todesftrafe ohne 
Buͤrgſchaft für die oͤffentliche Sicherheit nicht Milde, fondern wahre Graufams 
feit gegen Diejenigen ſeyn, die Schug vom Staate zu erwarten hätten. Nun 
fey es gewiß, daß mit der Eivilifation auch der Luxus fteige, mit diefem das 
Laſter überhand nehme und da der Gefeggeber nicht wiffen koͤnne, wie weit dieß 
auch in unferer Zeit führen dürfte, fo fen es bedenklich, ſich des höchften Straf: 
übels zu entäuffern. Der Sieg der Pflicht über das Recht werde dereinft ein 
Triumph des Menſchengeſchlechts feyn, aber man koͤnne ihn ohne Gefahr nicht 
übereilen, und darum werde er für Beibehaltung der Todesftrafe flimmen. 


Auch durch die eben gehörte Rede verfihert Herr D. Großmann, nicht 
überzeugt worden zu feyn und zwar fon aus dem Grunde nicht, weil er leug« 
nen müffe, daß die Nechrmäfigfeie der Todesitrafe geftern bereits erwiefen wor: 
den ſey. Wer die Schranfen feiner Freiheit durch Toͤdtung uͤberſchreite, habe 
allerdings den Tod verwirft, aber nur den bürgerlichen, nicht den phnfifchen. 
Daß man aus der heiligen Schrift eben fo die Nechrmäfigfeit als die Unrecht: 
mäfigfeit der Todesftrafe folle erweifen fönnen, vermöge er nicht zujugeftchen, 
und was die Märhlichfeit der Beibehaltung anlange, fo gehöre nicht blos Mei: 
gung zu roher Gewalt, fondern auch Unglauben zu ben Eigenheiten unferer Zeit, 
in weldjer eben deshalb Häufig Beifpiele von Nichtachtung des menfchlichen 
Lebens vorfämen. Unter foldyen Umftänden fen aber der Tod um fo weniger 
ein angemeffenes Strafübel, als dem Staate daran liegen müffe, den Glauben 
an die Heiligkeit und Unverletzlichkeit des menſchlichen Lebens aufrecht zu erhal: 
ten. Ale Strafen müßten nah der Bildungsftufe des Volks abgemeffen wer: 
den, und dieſe ſey denn doch dahin gedichen, daß der Tod minder fürchterlich 
erfcheine, als lebenslänglicher Kerker. 

Nachdem hierauf Herr Domherr D. Guͤnther ſeine zur Nachweiſung der 
Mechtmäfigfeit der Todesſtrafen geſtern aufgeſtellte Schlußfolge kurz recapitu⸗ 
lirt hat, gründet er darauf die Folgerung, daß einem vorſaͤtzlichen Mörder mit 
Recht nicht blos feine bürgerliche, fondern auch feine phyſiſche Eriftenz entzogen wer 
den koͤnne. Deffenungeadhtet fey aber die Todesftrafe nur zu verhängen, wenn 
fie als ein norhwendiges Mittel zur Erhaltung der Staatsordnung erſcheine, 
und es fiche die Gerechtigfeitscheorie mit den Nuͤtzlichkeitstheorieen feinesweges 
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im Widerſpruche, da zwar die erſte Frage das Recht betreffe, dieſer aber die 
Erwägung der Zweckmaͤſigkeit und die Frage, ob ſich mit der Strafe nicht 
aud andere Zwecke, 5. B. der der Befferung verbinden lieſſen, ſich anfchlieffen 
müßten. Man möge übrigens das Gerechtigfeitefnftem nicht das der Blur: 
rache nennen, denn während der Einzelne durch Wiedervergeltung aus Rache 
unſittlich handeln wiirde, verfolge dabei der Staat nur einen vernünftigen und 
ſittlichen Zweck. Wollte man endlich behaupten, daß der Einzelne, da er felbft 
durch Wiedervergeltung aus Rache unſittlich handeln würde, fein Recht auch 
nicht auf den Staat übertragen koͤnne, fo würde man damit nicht blos die 
Todesftrafe treffen, fondern das ganze Strafrecht des Staats mwegleugnen. 

Zulegt erheben fi nun noch mehrere Stimmen für die Beibehaltung der 
Zobesftrafe, deren Rechtmaͤſigkeit Herr Bürgermeifter Schil aus der Befug— 
niß des Staats ableiter, felbft über das chen feiner Bürger zu gebieten, wenn 
dieß die Sicherheit des Ganzen erfordert, fo wie ihm die Zweckmaͤſigkeit nad 
den geſtern von dem Herrn Juſtizminiſter mitgecheilten Morizen auffer Zweifel 
geſetjt zu ſeyn fcheint, wogegen 

Herr Amtshauptmann von Welk die Frage über die Nechtmäfigfeit, da fie 
von dem den Ständen angemwiefenen praktiſchen Standpuncte aus nicht beurcheile 
werben fönne, der Regierung anheim geftelle wiffen will und in der Vermeh⸗ 
tung der gewaltſamen Verbrechen eine dringende Aufforderung zur Beibehal: 
tung der Todesſtrafe erfennt. 

Here Stellvertretee D. Deutrich bemerkt, daß der, welcher durch abfichtli- 
chen Mord den Staat hindere, feine erfte Pflicht, die Beſchuͤtzung des Lebens 
feinee Bürger, zu erfüllen ſich aufferhalb des Staats verfeße und diefen in den 
Tal der Nothwehr bringe. Je unmöglicher es nun fen, einen Mörder abfo: 


Iut an der Wiederholung feines Verbrechens. zu hindern, wie dieß dur ein - - 


Beiſpiel erläutert wird, um fo mehr fen es gerecht und nothwendig, die Todis: 
firafe beizubehalten. 

Nachdem zuletzt noch Here Bürgermeifter Huͤbler verfichert hat, daß nach) 
der von ihm gemachten Erfahrung die Furcht vor der Todesftrafe bei Verbre— 
ern fehr groß fey und ihnen. felbft lebenslänglicher Kerker als eine Wohl: 
that erfcheine, nicht minder,. daß die legte in Dresden bereits nach der neuern 
Anordnung volzogene Todesftrafe einen fehr ernften Eindruck gemacht habe, 
ſchließt der Herr Präfivent die Debatte über den bis jetzt befprochenen Gegen: 
ftand, und bemerkte fodann nur noch 

Herr Staatsminifter von Könnerig, daß, wenn man bie Lehren des Ehri- 
ftenrhums von der Liebe gegen feine Feinde u. f. w. auf den vorliegenden Ges 
genftand anwenden wollte, das ganze Strafrecht des Staats aufhoͤren wuͤrde. 

Zweite Abtheilung. 1. vd · 411 
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Der Einzelne möge als Chrift vergeben, der Staat als Gefeßgeber und Rich⸗ 
ser müffe das Recht üben, um feinen Bürgern Sicherheit gewähren zu können. 

As hierauf der Herr Präfidene die Frage ſiellt: 

Tritt die Kammer dem Seite 21 des Berichts zu findenden Gutach⸗ 
ten der Deputation: 
daß es mindeflens dermalen nicht an der Zeit fey, auf Abfchaffung 
ber Tobesftrafe anzutragen, 
bei? 
fo wird folche mit 31 Stimmen gegen 4 — beantwortet und findet fo: 
dann die zweite Frage: 
Tritt man dem VBorfchlage der Deputation zur Aufnahme des Seite 
22 zu findenden Antrags, wegen da möglich allmähliger Abſchaffung 
ber Todesftrafe und Hinwirfung auf diefen Zweck, in die Schrift bei? 
mit 34 Stimmen gegen 1 ebenfalls bejahende Antwort. 

Don Herrn Domherrn D. Günther wird hierauf ein Antrag wegen zu 
verändernder Form der Todesftrafe bis zu — 6. vorbehalten und geht dem» 
naͤchſt der 

Here Meferent, Prinz Johann, Königliche Hoheit, zw einem neuen Theile 
des Deputationsberichts über. Er ift Seite 22 bis 26 enthalten, betrifft 
die Äbrigen Strafen und wird, fo wie das Separamotum des Herrn Bürger: 
meifters Hübler, wegen gänzliher Verbannung der koͤrperlichen Züchtigung und 
die Moriven zu Eapitel U. des Gefegbuchs verlefen. 

Zur Discuffion darüber zu verfchreiten geſtattet die Zeit nicht mehr, es 
wird daher die Sigung hier abgebrochen und zur Tagesordnung für die. nächite 
Zufammenfunft 

a.) die Fortfegung der heutigen Berathung, 

b.) der Bericht der zweien Deputation über den Geſetz- Entwurf wegen Er: 
hebung der Steuern und Abgaben für das Jahr 1837. und 

‚ ©.) der muͤndliche Vortrag eben diefer Deputation über das Königlicye 
Decret wegen des Beitrags der alterbländifhen Ritterſchaft zu ven aufferor: 
dentlichen Staarslaften der Jahre 1830. und 1831. beftimmt, 

Der Beſchluß über die etwanige Ausferung der Sitzungen während des 
bevorfichenden Weihnachtsfeftes kommt zwar in Anregung, wird aber zur Zeit 
noch ausgefegt und hat Vorſtehendes anher bemerft 
Ernſt Guſtav von Gersdorf. Ernft Friedrih Hartz, 

Eurt Ernft von Pofern. S. d. J K. 
Hanns Friedrich Curt v. Luͤttichau. 
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Den 12. December 1836. 


Gegenwärtig ſind: 


die — Staatsminiſter von Koͤnneritz, von Lindenau, von Zejſchwitz, 
von Carlowitz und von Zeſchau, ingleichen 
Herr Geheimer Juſtizrath D. Groff. 


Es ſind 37 Mitglieder der erſten Kammer anweſend, von denen das aber 
die letzte Sitzung aufgenommene — nach erfolgter Vorleſung geneh⸗ 
migt wird. 


Da neue Schriften nicht eingegangen ſind, ſo verſchreitet man, nachdem 


33. 
Beurlaubungen. 

Herr Fuͤrſt Reuß auf den 18. bis 22.1. M. und Herr Kammerherr Pflugk 
auf den 12. bis 17. l. M. beurlaubt worben ‚find, fofort zur 
Tagesorbnung, 

auf welcher fi) zunaͤchſt 
34. 

Fortgeſetzte allgeıneine Berathung Über den Entwurf eines Criminalgeſetzbuchs. 
die forrgefehte generelle Berathung über den Entwurf eines Eriminalgefegbuchs 
befinver. 

- Der am Schluffe der letzten Sitzung vorgelefene Abfchnitt des generellen 
Teils des Deputationsberichts verbreitet ſich über die anffer der Todesftrafe in 
den Entwurf aufgenommenen Strafen, und man vereinigt ſich dahin, zuvoͤr⸗ 
derſt die in ‚dem - Separatvoto des Herrn Bürgermeifters Huͤbler angeregte 
Frage, wegen Beibehaltung der Förperlichen Züchtigung als Strafe und Straf: 
fhärfung zu discutiren. 

Zur Vertheivigung feines Separatvoti nimmt zuwdrberft Herr Buͤrgermei⸗ 
ſter Hübler das Wort, und fuche zu bemeifen, daß die Förperliche Zuͤchtigung 
nichts weniger als gerecht, human und zmechmäfig, vielmehr unangemeffen, ent: 
behrlich, ungleih und gefährlich für Sehen und Geſundheit ſey. Sie fey un: 
angemeffen für ein gebilvetes Volk, denn fie verlege die Würde des Menfchen, 
erfticfe das Ehrgefühl, verhärte den Böfen und gehe zu fehnell vorüber, am 
auf die Befferung zu wirken. Entbehrlich fen die koͤrperliche Züchtigung, da 
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andere, befonders Freiheitsftrafen, bei einer zweckmaͤſigen Einrichtung der Ar- 
refthäufer weit mehr wirkten. Für ungleich müffe man fie ebenfo in objecti: 
ver als in fubjectiver: Hinficht erkennen, da ihre: Empfindlichkeit theils von der 
förperlichen Befchaffenheit des Beſtraften, theils von dem Willen des Züchti: 
gers abhiengen, die Strafe auch nur gegen das männliche, nicht gegen das 
weibliche Gefchlecht angewendet werden fünne. Daß endlich die förperliche Zuͤch⸗ 
tigung nicht blos für die Geſundheit, fondern auch für das Leben gefährlidy 
werden fönne, habe die Majorität der Deputation felbft mittelbar durch ihre 
DVorfchläge über die Art der Vollziehung der Strafe anerfannt und es habe 
dieß auc die Erfahrung bewährt. Wo aber ſolche Gründe fprächen, da koͤnne 
doch unmöglich noch die Wohlfeilheit und Schnelligkeit der in Frage befange: 
nen Strafart zur Sprache kommen. Am lauteften ſpreche gegen die Förperliche 
Züchtigung, die man nicht etwa blos beibehalten, nein, erft einführen wolle, 
das DVeifpiel anderer Staaten, namentlih Hannovers, Wiürtembergs, Morwe: 
gens, Badens, Braunfchweigs und der Mheingegenden; endlich aber möge 
man die Stimme Mittermaiers nicht überfehen, deffen Erflärung über die jet 
discutirte Frage in Beziehung auf den vorliegenden Gefeg- Entwurf aus dem drit⸗ 
ten Bande des Archivs des Eriminalrechts vorgelefen wird. 


Diefen Anſichten tritt Herr Kammerherr von Ziegler unter Erinnerung 
daran bei, daß bei den Armeen, welche das Ausgezeichnetefte geleifter hätten, 
der Stock gänzlid verbannt gewefen ſey, und erflärt fih fodann 


Herr Domherr D. Günther dahin: Er fönne, nad) feiner in den letzten 
Sigungen entwickelten Anſicht, die Strafe körperlicher Züchtigung an fich, und 
befonders da, wo die Mifhandlung Anderer zu beftrafen fey, für ungerecht 
nicht halten. Dagegen finde er fie weder nothwendig noch nuͤtzlich. Die Er- 
fahrung anderer Länder lehre, daß koͤrperliche Züchtigung zum Erhaltung der 
bürgerlichen Ordnung nicht norhwendig fen, was aber die Zweckmaͤſigkeit und 
Raͤthlichkeit anlange, fo fordere die Ehre des Sächfifhen Volks, dag man 
niche durd Einführung der Prügel erfläre, es fiche auf einer tiefern Stufe der 
Eultur als andere deutſche Völker. Wollte man auch zugeben, daß es eine 
gewiſſe Elaffe von Menfchen gebe, bei welchen förperliche Züchtigung angemef: 
fen erſcheine, fo gebe es doc; Fein Mittel, die in diefe Claſſe gehörenden In— 
dividuen mit. jüriftifcher Gewißheit zu erfennen. Mißbraͤuche und Mißgriffe 
wären alfo unvermeidlich und diefe müffe man gerade hier für doppelt bevenk: 
lich erfennen. Endlich werde gerabe bei dem, der eine ſolche Strafe am mei- 
ſten verdiene, die Züchtigung am wenigſten wirfen, und aus allen diefen Grün- 
den trete er dem Hüblerfchen Separatvoto unbedingt bei. 
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In gleichem Sinne fpricht fih Herr. Wicepräfident von Ammon aus. - A: 
lerdings fen nach dem mofaifchen. Gefere und den Borfchriften des Talmud die 
förperliche Züchtigung als Strafe zuläffig, ſchon zur Zeit der Entftehung des 
Ehriftenehums aber habe man Prügel für eine erniedrigende Strafe angefehen, 
da ihe nur Sclaven fo wie Bewohner der Mumicipalftädte und Provinzen un- 
terworfen geweſen feyen, während römifche Bürger dagegen reclamirt hätten. 
Ein ähnliches Ehrgefühl ſey auch in unfern Zeiten vorhanden und das. müffe 
man felbft im Verbrecher ehren. 

Auch Here Stellvertreter D. Deutrich erflärt fi gegen bie ‚körperliche 
Zuͤchtigung als Strafgartung, fubfidiarifche Strafe und Attribut der Zucht 
bausftrafe, im deren Einführung er einen Ruͤckſchritt erblifen würde, Dage: 
gen erfläre er ſich für die Zuläffigfeie der Züchtigung als Schärfungsmittel in 
Fällen, wo es an andern Mitteln diefer Art fehle, und tritt er fonach dem 
Hüblerfchen Separatvoto nur theilweife bei. 

Ganz für diefes Separamorum ift dagegen Herr D. Großmann, indem er 
die Förperliche Züchtigung befonders auch deshalb ungerecht finder, weil fie nicht 
durch eine Mafchine bewirft werden koͤnne, fondern ihre Stärfe lediglich von 
dem Willen des Zuchtmeifters abhänge. Die Erhöhung der Sittlichkeit Hänge 
vom Ehrgefühle ab, das aber erſticke der Stock, und wenn das Princip einer 
eonftitueionellen Verfaſſung die Mündigfeit des Volks fey, fo koͤnne man ge: 
gen ein ſolches Förperliche Züchtigung nicht zur Anwendung bringen, fie gehöre 
nur in $änder, wo noch die Leibeigenſchaft beftehe. ‘ 

Gleicher Anſicht ift Herr Freiherr von Biedermann, welcher infonderheit 
auf die durch die Verſchiedenheit der Anfichten der Richter und Aerzte über den 
vorliegenden Gegenftand murhmaaslich entftehende.fehr abweichende Anwendung 
der Züchtigung hinweifet, und fprechen ſich ſodann noch mehrere Stimmen für 
die Zuläffigfeit und Raͤthlichkeit der Züchtigung aus. 

Inſonderheit bemerken Here von. Pofern und die Herren Kammerherren 
von Metzſch und von Watzdorf, wie vom praftifchen Gefichtspuncte aus die 
Verbannung der körperlichen Züchtigung bedenklich erfcheinen muͤſſe, fo lange 
es noch fo viele Verbrecher gebe, fir welche alle andern Strafen feine Uebel 
feyen. Die koͤrperliche Strafe ſey gerecht, denn fie allein vermöge dem guten 
Staatsbürger Schuß gegen jene Elaffe der Schlechten zu gewähren; fie fen noth⸗ 
wendig, denn es fehle in manchen Fällen an jedem andern geeigneten Straf: 
mittel, und daß fie müglich fey, habe fich bereits durch das Gefeg wegen der 
Forftvergehen bewährt. Wenn man fi auf das Beiſpiel anderer Staaten 
berufe,. fo lägen in den meiften derfelben erft Gefeg: Entwürfe vor, welche bie 
Approbation der Stände noch nicht erlangt hätten; von einer Erſtickung des 
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Ehrgefühls ſey bei der Elaffe von Verbrechern, bei denen förperfiche Züchtigung 
zur Anwendung kommen folle, nicht die Mebe, und die Beurtheilung der Ver: 
brechen bfeibe diefelbe in einem conſtitutionellen wie in einem abfoluten Staate. 

Ansführlicher noch vertheidige Herr von Catlowitz die Anficht des Depus 
tationsgutachtens. Wenn man fi, bemerft er, auf das Militair : Streafgefek 
berufe, fo fprecbe das eben für die Deputation, denn nach diefem Geſetze ſeyen 
förperlihe Strafen im gewiffen Fällen zuläffig; daß man fie aber bei den Ber: 
theidigern des Vaterlandes mehr befchränft habe als bei der unterften Claſſe 
von Verbrechern, verdiene wohl feinen Tadel.‘ Anlangend das Beifpiel frem: 
der Staaten, fo gebe es in den Gefeg- Entwürfen von Hannover und Würtem: 
berg noch Förperlihe Strafen, obwohl im beſchraͤnkter Maafe, und eben des: 
halb finde fie der eine lobenswerth mild, ber andere tadele auch fie noch als zu 

Man fage mit Unrecht, daß die Strafe der Schläge in der Sächfifchen 
Gefeßgebung new fey, denn fie beftche bereits im Militair -Strafgefege, bei 
Baumfreveln und Forftdiebftählen, und wenn man fie vorübergehend nenne, fo 
fey dieß am Ende jede Strafe auffer der Todes- und Iebenslänglichen Zucht: 
hausftrafe. Daß, wie man behaupte, der Willkomm der Zuchthäufer nichts 
gefruchtet haben folle, fey völlig unerwicfen, man fünne eben fo gut das Ge 
gentheil behaupten, und wenn man anführe, daß Mißbrauch möglich fen, fo 
hebe das den Gebraudy nicht auf. Ungleich wirften alle Strafen, indem fit 
nicht num nach der Eigenthuͤmlichkeit der Veftraften dem Einen ſchmerzhafter 
feyen als dent Andern, fondern auch in der Anwendung verſchieden ſeyen, wie 
denn 5. B. ein Verweis nach der Anficht und Perfönlichfeit des Richters, Ein: 
fperrung nad Maasgabe der Localitaͤt des Gefängniffes bald ‚härter bald mil 
der ſeyn fünne und dergleichen mehr. Schriftſtelleriſche Autoritären, von 
denen übrigens auch die Deputation gar manche fir fich anziehen könne, be— 
wiefen wenig, da gerade den Männern der Wiffenfchaft das Verhaͤltniß des 
Unterrichters und die Hefe des Volks häufig nicht fo ganz genau befannt fen, 
und wenn man endlich die Unzulaͤſſigkeit Förperlicher Strafen aus der Verfafs 
fung eines conftitutionellen Staats ableiten wolle, fo vermöge er dent nicht bei= 
jutreten, da Ötaatseinrichtungen nicht, oder mindeftens doch nicht fo ſchnell 
auf die fittlihe Bervollklommnung eines Volks wirkten, als dieß der Fall ſeyn 
mußte, ‚wenn dadurch in Sachſen koͤrperliche Strafen bereits unsuläflig gewor⸗ 
den ſeyn follten. 

Eben fo vertheidigt auch Se. Königliche Hoheit Prinz Yohann das De- 
putationsgutachten. Man habe fidy darauf bezogen, daß die Ehre dis Saͤch— 
fifchen Volks die Zulaffung Förperticher Züchtigung nicht geftatte. Dem koͤnne 
er aber nicht beiftimmen, denn das würde am Ende nur fo viel heiffen, als, 
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man, mäffe jene Strafart, auch wenn. fie nothwendig ſeyn ſollte, verbanuen, 
um dem Auslande glauben zu machen, daß man bern in. Sachſen nicht be: 
dürfe, Dieß, halte er indeſſen für einen unzuläffigen Grund, und richtig werde 
nur.der verfahren, der den Bildungszuſtand des Volks unbefangen prüfe und 
fih darnach ohne; Mebenräcficht beftimme. . Schriftftellerifche Autoritäten. gebe 
es auch für die Beibehaltung der körperlichen: Strafen, und werden, um: dieß 
nachzuweiſen, Stellen aus den Schriften. Wolmers und Pinders mitgerheikt, 
welche ſich gegen: die in einem. Baierſchen Gefeg-Entwurfe beabfichtigte gänzliche . 
Abſchaffung diefer Strafart erflärt. haben. 

Nachdem hierauf mehrere der oben genannten Vertheidiger des Separatvoti 
nochmals für ihre Anſicht geforochen haben, tritt ihmen Here Bürgermeifter 
Dernhardi bei, inden er die Beſorgniß äuffert, daß bei dem hier und da vor 
fommenden Mangel tüchtiger Gefängniffe für die Untergerichte und bei der 
Schwierigkeit der Vollſtreckung der Strafe der Handarbeit. nur. zu oft bie 
Strafart förperliher Züchtigung‘ gewählt werben dürfte. 

Eine ähnliche Aeuſſerung thut Here Bürgermeifter. Schill, indem. er be 
fonders darauf aufmerkſam macht, daß die Appellationsgerichte, welchen die , 
Entſcheidung über die: Vollſtreckung körperlicher Züchtigung als fubfibiarifcher 
Strafe zufiche, die Verhaͤltniſſe nicht ſelbſt zu prüfen im Stande wären, fonz 
dern in der Regel nach Maasgabe der: Anzeige des. Unterrichters. entſcheiden 
müßten, auf. beffen Urtheil auch. bei: der größten. Gemwiffenhaftigkeit fo leicht 
Mebenumftände, z. B. der Eindruck den das Benehmen des Verbrechers bei 
ben Verhoͤren mache; und dergleichen mehr, vielleicht ihm ſelbſt unbewußt, ein 
wirften. Er fey demnach gegen die förperliche Zuͤchtigung als ſelbſtſtaͤndige 
und fubfibiarifhe Strafart, halte fie aber für zuläflig als Attribut der Zucht: 
hausſtrafe erſten Grabes ımd als Schaͤrfungsmittel. 

Gegen das Ende der Debatte nehmen noch. mehrere der. Herren Staats: 
minifter das Wort. 

Zuvörderft, macht Here Staatsminifter won Könnerig darauf: aufmerffan, 
wie es bei der Verſchiedenheit der Eigenfchaft, in welcher koͤrperliche Strafe 
im. Gefeg : Entwwurfe vorkomme, ſchwer fey, ſich im Allgemeinen darüber zu 
faffen und man den Entſchluß vielleicht beffer zu den einzelnen Artifein aus: 
ſetzen würde, Er bemerft demnaͤchſt, wie mit den Fortſchritten der Civilifas 
sion die Anſichten über Verbrechen und Strafen fo mild zu werden anfingen, 
daß der Geſetzgeber am Enbe in große Verlegenheit über: die Wahl der Straf: 
mittel gerathe. Am Ende würden nichts als die Freiheissfirafen übrig. bleiben 
und dieſe wären doch oft eben fo zweckwidrig als nachtheilig; zweckwidrig, weil 
ſich Mancher im Gefängniffe beffer befinde, als wenn er frei ſey, nachtheilig, 
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weil häufig ber einzige Ernährer einer ganzen Familie feinem Berufe auf lange 
Zeit entzogen werden muͤſſe. Ganz; vorzüglich ſchaͤdlich aber ſeyen Freiheits- 
firafen für fehr junge Verbrecher, die dadurch der Erlernung ihres Fünftigen 
Berufs entzogen, vielleicht in die Schule des Laſters gebracht, und, wenn ihr 
Vergehen mit Zuchthaus belegt werden muͤſſe, für ihr ganzes geben gebrand- 
marft feyen. Hier die körperlichen Strafen abzuſchaffen werde nicht Milde, 
fondern Graufamkeit ſeyn. Körperliche Strafen follten entwürdigen, aber man 
vergeffe, daß wer feine Würde als Menſch kenne, ſich der Verbrechen, welche 
förperliche Züchtigung zulieffen, nicht ſchuldig machen koͤnne. Die Gefeg:Ent: 
wuͤrfe von Hannover und Wiürtemberg hätten förperlibe Strafen nicht ganz 
befeitigt, das Beiſpiel Preuffens, welches die Würde feiner Bürger gewiß achte 
und doch Förperliche Strafen zulaſſe, verdiene wohl Beachtung, und wenn in 
den Mheinländern in Folge der franzöfifchen Gefeggebung jene Strafart aller: 
dings verbannt fey, fo habe diefe Gefeßgebung dagegen fehr harte, ja graufame 


Strafübel, namentlich Galeere, Pranger und Brandmarfung. Für entbehrlich 
Eönne er körperliche Strafen nicht halten, da Gefängnißftrafe in manchen Fäl- | 


fen fo gut als gar feine fey, Züchtigung aber befonders deshalb viel wirfe, weil 


Jeder davon einen klaren Begriff habe, während dieß hinfichtlich der Freiheits⸗ 


firafen nicht fo, Hinfichelih mancher Verſchaͤrfung berfelben, namentlich 5. B. 
bes dunfeln Gefängniffes, gar nicht der Fall ſey. Gefährlich für die Gefund- 
heit dürfe koͤrperliche Strafe nicht werben, und die Vorſchlaͤge der Deputation 
würben jede Möglichfeit einer Gefahr entfernen. Ein Hauptargument nehme 
man davon her, daß die körperliche Züchtigung nicht bereits in der Gefeggebung 
Sachſens vorhanden fey, fondern erft eingeführt werden ſolle. Dieß fey aber 
nicht ganz richtig, da der Willfomm in den Zuchehäufern bereits beftanden habe, 
förperliche Strafen auch bei Baumfreveln, Forftviebftählen und in gewiffen 
Fällen felbft gegen Bettler und Vagabonden gefetslich zulaͤſſig ſeyen. Man 
berufe ſich auf die öffenrlihe Meinung; er maafe ſich darüber fein competen: 
tes Urtheil an, allein Männer aus dem Volke härten fi) gegen ihn anders 
als im Sinne des Separatvori erklärt. Wenn in dem Separatvoro gefagt 
werde, daß wohl drei Viertheile fämmtlicher Werbrechen in die Elaffe ver mit 
Schlägen zu beftrafenden fallen würden, fo fey eine folhe Ausdehnung nad) 
dem Geſetz⸗ Entwurfe gewiß nicht möglich, und gedenfe er endlich nur noch, daß 
Zuchthausſtrafe allein nicht allenthalben genüge, wie die Zahl der rücfälligen 
Sträflinge zeige, da während ver erften Hälfte des jegigen Jahres von -831 
männlichen Sträflingen 250 und von 168 weiblichen Züchtlingen 40 wieder: 


holt und zwar bis zum elften Male, ſich in den Strafanftalten Sachſens be— 
funden haͤtten. 
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Man habe: fi, erwähnt hierauf Herr Staatsminifter von Zezſchwitz, auf 
das Militär- Strafgefeg bezogen, und da habe ſich denn, wie er verfichern koͤnne, 
geyeigt, daß bei einzelnen Individuen Förperlihe Strafe durchaus nicht zu ent: 
behren ftche, indem ſchon ein fehr geringer Grad derfelben mehrfach eine Beſſe— 
rung bewirkt habe, die durch weit härtere, in ihrer Geltung viel höher ſtehende, 
Freiheitsſtrafen nicht zu erlangen geweſen fen. 

As Vorſtand der Behörde, welcher die Angelegenheiten der Zucht: und 
Arbeirshäufer anvertraut feyen, bemerft demnaͤchſt Herr Staatsminifter von 
Sindenau, habe er darüber forgfältige Nachforſchung angeftellt, ob die im Jahre 
1831. in den Zuchthaͤuſern erfolgte Abfchaffung des Willkomms auf die 
Vermehrung der Zahl der Verbrecher gewirkt habe, es ſey jeboch zu einem 
fihern Defultate durchaus nicht zu gelangen gewefen. Allerdings habe ſich feit 
1831. die Zahl der Sträflinge mehr erhöht, als dieß nach Maasgabe der fteis 
genden Bevoͤllerung hätte der, Fall feyn ſollen, allein der Grund. davon liege 
gewiß. zum großen Theile nicht ſowohl in der Vermehrung der Verbrechen, als 
in der erhöheten Thätigkeit der Behörden. Unter ſolchen Umftänden muͤſſe man 
fih nah andern Gründen: zur Entſcheidung der vorliegenden Streitfrage um: 
fehen. Der Staatszweck befiche in dem hoͤchſten Wohlſeyn und der höchften 
Veredelung der Staatsbürger. Beides werde durch Verhinderung von Unrecht 
befördert, und darinn liege der Zwed der Eriminalgefeßgebung. Verbrechen 
aber würden verhindert durch Abfchresfung und Beſſerung. Nun wirften nach 
feiner Erfahrung förperlihe Strafen Aufferft abſchreckend und darum liege in 
ihnen ein ſehr zweckmaͤſiges Mittel. In den Strafanftalten ſey körperliche 
Zuͤchtigung nicht zu entbehren und deren Beftimmung für gewiffe Vergehen ver 
Sträflinge habe auf die Disciplin der Strafanftalten Aufferft günftig gewirkt, 
ja es werde deren Mothwendigkeit yon. den Sträflingen ſelbſt anerfamt. Ein 
neweres DBeifpiel, wo förperlide Strafen der Gefundheit nachtheilig gervefen, 
gebe es nicht, und da man, nad) dem fo eben Dargelegten, den Vorſtaͤnden 
der Strafanfialten das Recht, Züchtigungen zu verhängen durchaus zugeſtehen 
müffe, fo ſey allerdings nicht abzufehen, warum nicht dem Richter in den durch 
das Geſetz beſtimmten Fällen ein gleiches Recht eingeräumt werben folle. 

Als hierauf die Debatte über den vorliegenden Gegenftand gefchloffen und 
nur noch darauf ‚aufmerffam gemacht worden ift, daß: alle Diejenigen, welche 
die Förperliche Züchtigung auch ‚nur in einem ber verfchiedenen Fälle angewender 
wiſſen wollten, dem Huͤblerſchen Separatvoto nicht heitseten könnten, ftellt das 
Präfivium die Frage: ' 

Tritt die Kammer dem Antrage des — Buͤrgermeiſters Huͤbler, 
wegen gaͤnzlicher Entfernung der koͤrperlichen Zuͤchtigung bei allen über 
Zweite Abtheilung. 1.850, 12 
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15 Jahre alten Verbrechern, mie folder Seite 165 in den Worten 
„nach dem Vorgange — zu vertaufchen”“ enthalten ift, bei? 

und wird folches, 
mit 27 Stimmen gegen 10, 

verneinend beantwortet. - 

Der Hauptantrag des Hüblerfhen Separatvori ift alfo abgelehnt, umd m 
man barüber einverftanden, daß die in eben diefem Voto eventuell gemachten 
fpeciellen Anträge erft bei den betreffenden Artikeln zur Abftimmung gelangen 
follen. 

Man geht nun zu den übrigen Gegenftänden des geflern worgetragenen Ab: 
fchnitts des Deputationsberichts fort, und erbittet ſich dabei zuerſt Unterjeich⸗ 
neter das Wort, um zu bemerfen: Wenn Seite 23 des Deputationsberichts 
angegeben fen, daß von dem gefammten Verdienſte der Sträflinge beim Zucht: 
hauſe erften Grades ein MWiertheil, beim Zuchehaufe zweiten Grades ein Drit- 
theil und. beim Arbeitshaufe die Hälfte als Meberverdienft angeſehen und dem 
Sträflinge bei feiner Entlaffung ausgehändigt werden folle, fo feine ihm dieß 
zu viel, da die erfte Pflicht jeden Sträflings darian beftche, dem Staate die 
verurfachten Koften fo weit möglich zu erfegen, und da z. B. ein Straͤfling, 
deffen Ueberverdienſt täglich in Einem Groſchen beftehe, nah Verbuͤßung einer 
vierjährigen Strafe mit einem Kapitale von mehr als 60 The. — — die Anftalt 
verlaffen würde, während ein freier Arbeiter nichts habe erübrigen können. Er 
gründet darauf den. Antrag: 

bie Regierung zu erfuchen, daß fie dem Ueberverbienft der Sträflinge 
geringer, als Seite 23 des Deputationsbericyts angegeben, normiren 
möge. 

Die Kammer befindet indeffen dieſen Antrag zur ſpeciellen Berathung bei 
$. 7. des Geſetzbuchs auszuſetzen und wird darauf für jetzt feine Unterftügungsfrage 
geftelt. 

Einen andern Antrag eröffner Herr Amtehanptmann Freiherr von Bie⸗ 
dermann. Er finder es bedenklich, jemals eine lebenslaͤngliche Zuchthausſtrafe 
ausgeſprochen zu ſehen, indem ein Verdammungsurtheil, welches keine Hoffnung 
zur Ruͤckkehr in einen beſſern Zuſtand laſſe, zur Verzweifelung bringe, ja in 
Laͤndern, wo die Phantaſie ſtaͤrker wirke, Straͤflinge ſchon zu Mordthaten ge⸗ 
reist habe, um nur ihrer hoffnungsloſen Lage ein Ende zu machen. Ueberdieß ſey 
lebenslängliche Zuchrhausftrafe auch durchaus nicht nothwendig, da die Andro: 
hung einer zwanzigiährigen Strafe dem Zwecke der Abſchreckung eben fo ent: 
ſpreche und gewiß genüge, dem böfen Willen des Seräflings zu brechen. Er 
trägt demnach darauf an; 
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daß auf Zuchthausftrafe niemals über 20 Yahre, bei Verbrechern von 
60 Fahren nicht über 10 Fahre lang und bei Verbrechern von 70 
Jahren nicht über 5 Jahre lang erfannt werben möge. 

Dieß erlangt indeffen die erforderliche Unterftügung nicht, und wird hierauf 
der Seite 26 bes Deputationsberihts enthaltene Antrag, wegen Aufnahme 
einer Erflärung in Betreff der Ausweifung ausländifcher Verbrecher in die 
Schrift, wie ſich folcher in den Worten: „Zu Vermeidung ausgefchlof: 
fon feyn folle” findet, 

einftimmig 
angenommen, 

Endlich bemerft Herr — D. Guͤnther noch: Auch in dem vorgeleg⸗ 
ten Entwurfe ſeyen mehrfach Geld: und Gefängnißftrafen alternativ angedroht 
und er finde ſich Damit vollfommen einverftanden. Haͤufig werde inveffen ein 
alternatives Erfenntnig fo angefehen, als ob in der Zubiligung einer Geld: 
ſtrafe nur eine Begünftigung der Wohlhabenden liege, und fo unrichtig aud) 
eine ſolche Anſicht fey, fo fcheine es doch wuͤnſchenswerth, ihr zu begegnen. 
Dieß werde aber am beften dadurch zu erreichen, ſtehen, wenn in allen Fällen, 
wo die Wahl zwiſchen Geld» und Gefängnißftrafe offen fiche, die Geldbuße 
als die eigentlihe Strafe aufgeftellt, die Gefängnißftrafe abır nur als eine fub: 
fiviarifche Strafe aufgeführt werde, deren Anwendung zur Erleichterung des 
Aermern nachgelaffen bleibe, den Geldſtrafe, wenn er fie auch zu leiften im 
Stande wäre, zu hart brüden würde. Er ftelle indeffen feinen Antrag, fon- 
dern fpreche Die Anfiht nur aus, damit fie bei der definitiven Redaction des 
Gefegbudys nad) Befinden beruͤckſichtigt werde, 

Da nunmehr weiter Miemand das Wort begehrt, fo wird die Discuffion 
über den geftern vorgetragenen Abfchnitt des Deputationsberichts gefchloffen, 
und nach Beſtimmung des 19. 1. M. Mittags zur Prächufivfrift für die Ein- 
bringung von Anträgen zu den erſten drei Kapiteln des fpeciellen Theils des 
Geſetzbuchs $. 79. — 114. die Sitzung aufgehoben. 

Die Tagesordnung für die morgende Sitzung bleibt die für heute beſtimmt 
geweſene 





Anher bemerkt von 
Ernſt Guſtav von Gersdorf. Eruſt Friedrich Hartz, 
Gottlob Heinrich v. Minckwitz. S. d. J K. 
Curt Robert Freiherr von Welck. 
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.10. 
Den 43. December 1836. 


Gegenwärtig find: 
die Herren Staatsminifter von Könnerig, von Zeſchau und von Zejſchwitz, 
ingleihen Herr Geheimer Juſtizrath D. Groff. 


Die Verfammlung, welche aus 37 Mitgliedern ber erften Kammer befteht, 
genehmigt das über die geftrige Sitzung aufgenommene Protocol, und wird 
fodann 
35. 
Vortrag aus der Megiftrande Nr. 50. bie 52. 
beim DVortrage aus der Negiftrande angeziigt, daß unter 
Pr. 50. ein Protocollertract der zweiten Kammer vom 6. December ein- 
gegangen ſey, welcher das Königliche Decret wegen der Sandtagsordnung be: 
trifft. Ob nun wohl diefes Decret in diefleitiger Kammer bereits vorgetragen 
und, da eine Erflärung. darauf nicht abzugeben feyn dürfte, ohne Weiteres an 
die zweite Kammer gebracht worden ift, fo befchließt man doch, weil in letzterer 
ein befonderer Beſchluß gefaßt worden ift, den eingelangten Protocolleptract 
noch der erften Deputation zur Begutachtung zu übergeben. 
Dagegen werden i 
Mr. 51. ein Geſuch Johann Gorrlieb Sohfes und Eonforten zu Dresden, 
um Unterftügung zum Auswandern und 
Mr. 52. ein vom dem penfionirten Auditeur Herrn Grohmann eingereich- 
ter zweiter Machtrag zu feiner unter Mr. 15. eingetragenen Beſchwerde 
an die vierte Deputation überwiefen. 


36. 
Beurlaubungen. 

Es haben um Urlaub Herr Domherr D. Günther vom 21. December 
bis 3. Januar 1837., Herr Kammerherr von Thielau vom 18. bis 31. De- 
cember und Herr Amtshauptmann von Biedermann auf eben diefe Zeit gebeten 
und werden dieſe Gefuche bewilligt. 

Da weiter Etwas nicht vorzutragen, verfchreitet man zur 


Tagesordnung, 
auf welcher ſich zuerft 
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. 97. ;. 
Schluß «der allgemeinen Berathung Über das Criminalgeſetzbuch. 


tie Fortſetzung der allgemeinen Berathung über den Entwurf des Criminal: 
geſetzbuchs befinder. 

Es wird zu diefem Ende zunächft der von Seite 26 bis Seite 29 reis 
chende Abſchnitt des Deputationsberichts vorgetragen, welcher ſich über die. in 
dem Entwurfe in Bezug auf die zu gebenden — — angenomme⸗ 
nen allgemeinen Grundſaͤtze verbreitet. 


Herr Domherr D. Guͤnther bemerkt hierbei, wie auch hier ein mehr wife 
fenfbaftlicher Gegenftand vorliege, über welchen, nach den ſchon nenlich aner- 
kannten Grundfägen, in der Kammer wohl nicht zu discutiren ſey. Er, feiner 
Seits, ſey mit den angenommenen Grundfägen zwar zum Theil jedoch nicht 
allenthalben einverftanden, übergehe jedoch die fpecielle Darlegung feiner Anficht 
und erwaͤhne dieß überhaupt nur, damit bei Beurtheilung der einzelnen Paras 
graphen nicht erwa die hier ausgeſprochenen Grundfäge unbedingt gegen ihn 
geltend gemacht würden, 

Miemand begehrt über den vorgelefenen Abfchniet des Deputationsberichts 
weiter das Wort und es wird daher der nun folgende Theil Seite 29 bis 32 
vorgetragen. Er betrifft die im Entwurfe- angenommene Beftimmung relativer 
Strafen, und es giebt dasjenige, was im Berichte über die dem Richter ein⸗ 
geräumte Befugniß, bei einem und ebendemfelben — zwiſchen mehrern 
Strafarten zu waͤhlen, geſagt iſt, 

Herrn Domherrn D. Guͤnther Gelegenheit zu bemerken, wie ihm dieſe, dem 
Richter eingeraͤumte Befugniß ganz unbedenklich erſcheine. Der Richter habe 
das Strafmaas zu beſtimmen und dieſes beſtehe, namentlich bei Freiheitsſtra⸗ 
fen, nicht blos in der Dauer, ſondern auch in der Art derſelben. Die ver— 
ſchiedenen Arten haͤtten nun eine beſtimmte Geltung gegen einander, und der 
Richter waͤhle unter Beruͤckſichtigung dieſer Geltung diejenige Gattung, welche 
ihm in dem jedesmal vorliegenden Falle die geeigneteſte zu ſeyn ſcheine. 

Obwohl ſonach der Sprecher im Endreſultate mie der Deputation einver⸗ 
ſtanden iſt, ſo bemerkt doch der Herr Referent, wie die Sache der Deputation 
nicht fo ganz unwichtig und unbedenklich habe erſchelnen koͤnnen, da die Gel: 
tung der einen Strafart gegen die andere doch nur auf einem Ermeffen, nicht 
auf einen mathematifchen Grunde beruhe, da ferner die Qualität der Strafe 
ſich nach der Qualität des Verbrechens richte und im Volke beftimmt gefragt 
ju werden pflege: Welche Strafe fteht auf diefem oder jenem Vergehen? 
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Die Discuffion über diefen Gegenftand wird indeffen nicht weiter fortge: 
fegt und der Herr Meferent geht zu dem leiten noch übrigen, Theile der Einlei— 
tung des Deputationsberichts fort, welcher Seite 32 enthalten ift, und ſich 
über den Plan umd die Medaction des Entwurfs verbreitet. 

Mit diefem Plane und der Anordnung des Ganzen ift nun Herr Domherr 
BP. Günther"nicht einverſtanden. Was au, bemerft er, von angefehenen 

 Xheoretifern dagegen gefagt worden fen, fo halte er doch dafuͤr, daf es von 

fehr weſentlichem praftifchen Nutzen fen, in einem Criminalgeſetzbuche eine Tren- 

nung zwiſchen Öffentlichen und Privatverbrechen eintreten zu laffen, durch deren 

erfiere nur die Guͤter von Privarperfonen, zu denen: indeffen hier mandmal 

and der Staat felbft gehöre, verleit würden, während die öffentlichen Verbre: 
en gegen den Staat felbft: in feinen Eigenſchaften als fouveränes Subject, 

als Geſellſchaft oder als Anftalt gerichtet ſeyen. Ex glaube indeffen feine dieß— 

fallfigen Erinnerungen beffer erſt bei ber allgemeinen Debatte über den fpeciellen 

Theil des Entwurfs vorbringen zu fönnen und behalte fie bis dahin vor. 


Nachdem hierauf Herr Staatsminifter von Koͤnneritz bemerkt hat, wie die 
fo eben erwähnte Eintheilung, welche ohnehin von den neuern Theoretifern ver: 
worfen werde, irgend ‚einen. praftifhen Nutzen nicht haben, die Anwendung des 
Gefegbuchs vielmehr erſchweren dürfte, zumal da die Anfichten über die Schei- 
dungslinie zwifchen beiden Arten von Verbrechen: fo verfchieden ſeyen, und daß 
ein Antrag der angegebenen Art eine gänzliche Umarbeitung des Entwurfs nd: 
thig machen wuͤrde, ergegnet 

Herr Domherr D. Günther, wie nad) dem von ihm zu machenden Antrag: 
die Umftellung einiger Kapitel und Artikel genügen werde, und er-davon cben 
einen fehr wefentlichen praftifhen Vortheil erwarte, 


Es entftcht hierauf ‚eine kurze Discuſſion darüber, ob der angekündigte 
Antrag jetzt geftellt werben müffe, oder noch beim Beginnen der Berarhung 
über den fpeciellen Theil vorgebracht werden fönne, und nachdem Herr Secretäi 
von Zedtwitz den Antrag ſpaͤter nicht mehr zuläffig gefunden hat, mehrere Stim 
men aber fi dahin ausgefprochen haben, daß ber Gegenftand jedenfalls noch 
während, der ganzen zur Einbringung von Amendements für die erften Kapitel 
des fpeciellen Theile zu beflimmenden Frift als Antrag eingereicht werden Fönnt, 
fo erklärt Herr Domherr D. Günther diefen letztern Weg erwählen zu wolen 
und der Kammer den Beſchluß über deffen Zuläffigkeit anheim zu fielen. 

» Hiermit nun endet die allgemeine Berathung über den Entwurf des Cri— 


minalgefegbuche, welche vom Präfidio, da Miemand weiter das Wort begehrt, 
für gefchloffen erflärt wird, und man geht zu 
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38. 
Berathung über das proniforifhe Steuer⸗ und Abgabengefetz für 1837. 
dem zweiten Gegenftande der heutigen Tagesorbnung, der Berathung über ven 
dericpe der zweiten Deputation wegen bes proviſoriſchen Steuer⸗ und Abgaben⸗ 
wiegen für das Fahr 1837. fort. 

Der Referent, Here D. Erufius, trägt nicht nur diefen Bericht fondern 
auch das Königliche Deiret vom 14. v. M. den Gefet : Entwurf nebft Motiven 
und einen Theil des in der zweiten Kammer erflatteten Deputationgberichts vor, 
und äuffert ſich ſodann 

Herr Staatsminiſter von Zeſchau dahin; Es Tey der Regierung äufferft 
angenehm, zu einem Proviforio verfchreiten zu müffen, denn es vervielfältige 


die Gefchäfte, erfhwere das Rechnungsweſen und führe noch andere Mebelftände . 


herbei. Mach der langen Dauer des vorigen kandtags habe ſich indeffen eine 
ſolche Maasregel nicht vermeiden laffen und es werde Gegenftand der Erwägung 
ki Beratung. des Budjets ſeyn, ob und wie einer ähnlichen Maasregel fünf: 
fig vielleicht begegnet werden fünne. Eine Abminderung der. Abgaben werbe 
it, wo der Bedarf des Staats Seiten. der Kammern noch nicht überfehen 
werden könne, nicht möglich feyn, die Regierung beabfichtige indeffen die Con- 
ibuenten durch Mebernahme mehrerer Milicärkiftungen fon vom 1. Januar 
1837. am zu erleichtern, zu welchem Ende dann auch bereits ein Gefe: Entwurf 
vorgelegt und eine Summe von.50,000 Thlr. — — =. das Budjet gebracht 
worden ſey. 


Es wird hierauf , 
$. 1. des Geſetz- Entwurfs wegen des Proviſorii für 1837. und zwar 
in feinen beiden erften mit I. und IL, begeichneten Puncten unbedingt, in dem 
dritten Puncte sub III. aber, dem Vorſchlage der Deputation "gemäs, nur 
unter dem Vorbehalte anderweiter Berechnung, dafern die anf 14 pro Cent 
wranfeplagte Tilgung der Staatsfchuld abgeändert werden follte; 
einftimmig 
angenommen. 
Eben fo finden die 
$$. 2. und 3. ohne weitere Discuffion 
einſtimmige 
Annahme, und iſt die Kammer mit 
Herrn Staatsminiſter von Zeſchau daruͤber einverftanden, daß ber bei $ 
1. sub IL gemachte Vorbehalt nur in die Schrift aufgenommen werden folk, 
eine Hindeutung auf denfelben im Geſetze felbft aber auf Feine Weiſe erfolge, 
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Es wird demnaͤchſt die Hauptabftimmung duch Namensaufruf vorgenom: 
men, bei welchem ſich | 

alle Anmefende ar 
für die. Annahme des Gefeges erflären. 

Bei feinem Wicdereintritte in den Saal Auffert Herr Staatsminifter von 
Zefhau, wie die Regierung vorausfeße, daß es die Zuftimmung der Stände 
habe, wenn fie jeht, nachdem das Prodiforium die Genehmigung beider Kam: 
mern erlangt habe, das Gefeg auch unerwartet des Eingangs der dießfalfigen 
Schrift wrlaffe, da die Sache einen Verzug nicht wohl geſtatte. 

Es ergegnet. hierauf Niemand Etwas, und fann man ſonach zu 


un: wre —— Ä 
Berathung Aber das Koͤnigl. Better wegen des Beitrags der alterbländifchen 
MRitierſchaft zu den auferordentlichen Staatsbebürfniflen in den Jahten 

ot 1830. und 1831. 
dem muͤndlichen Vortrage aber das Koͤnigliche Decret wegen des Beitrags der 
alterblaͤndiſchen Ritterſchaft zu den auſſerordentlichen Staatsbeduͤrfniſſen in den 
Jahren 1830. und: 1831. fortgehen. 

Here D. Erufins, als Seiten der zweiten Deputation beſtellter Referent, 
trägt das erwähnte Decret und die ſtaͤndiſche Schrift vom 29. October 1834. 
vor, zeigt, daß die Regierung dem Antrage diefer Schrift vollſtaͤndig nachge⸗ 
kommen ſey, und bemerkt, wie nach der Anſicht der zweiten Deputation ledi— 
glich das Decret zu den Acten zu nehmen ſeyn werde, da es einer Ergegnung 
nicht beduͤrfe. 

Mit dieſer Anſicht erklaͤrt ſich die Kammer auf Befragen 

einſtimmig 
einverſtanden, und iſt ſonach auch dieſer Gegenſtand erledigt. 

Nachdem hierauf das Präfivium noch belannt gemacht hat, daß von mor: 
gen an die in Currentſchrift übertragenen flenographifchen- Miederfchriften: ie: 
desmal 24 Stunden lang in der Canzlei zur Einſicht ausliegen würden, wird 
die Sitzung aufgehoben und zur Tagesordnung für morgen der Beginn ver 
Berathung über den allgemeinen Theil des Eriminalgefegbuchs beftimmt. 

„ Anber bemerft von 
Ernft Guſtav von Gersdorf. Ernft Friedrich Hartz, 
Gottlob Friedrich von Thielau. S. d. LK. 
Karl Ludwig Schill. 
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11. 
Den 14. December 1836. 


Gegenwärtig find: 
die Herren Staatsminifter von Könnerig und von Zefchau, 
Herr Gcheimer Rath von Wietersheim, 
Herr Geheimer Juſtizrath D. Groff. 


Die Verſammlung befteht aus 34 Mitgliedern der Kammer. 
Nach erfolgter Borlefung, Genehmigung und Vollziehung des Protocolls 
aſhieht 
40. 
Vortrag aus der Regiſtrande. 
Vortrag aus der Regiſtrande, bei welcher zuvoͤrderſt 
Mr. 53. ein Geſuch Chriſtoph Heinrich Preiskers und Conſorten zu, Dip⸗ 
poldiswalde um Erlaß oder zehnjaͤhrige Geſtundung der ihnen im Jahre 1826. 
zum Wiederaufbau ihrer abgebrannten Gebaͤude gemachten Huͤlfsvorſchuͤſſe, 
eingegangen ift. Es fol zur vierten Deputation gelangen, wogegen: 
Mr. 54. eine Eingabe des Herrn Paftors Thamm, die Heiligkeit des 
Veichrfiegels in Beziehung auf den Entwurf des Eriminalgefegbuchs betreffend, 
an die wegen diefes Gefezbuchs niedergefehte Deputation abgegeben wers 
den fol, um davon nach Befinden den geeigneten Gebrauch zu machen. 


4, ’ 
Beurlaubungen. 

Beurlaubt werben demnächft Herr Amtshauptmann von Well auf den 
14. bis 16. 1.M., Herr Graf von Einfiedel auf den 14. fowie auf den 18. 
bis 31. December und Herr Generalleutnant von Miltitz auf den 19. bis 
4.1 M., hierauf aber verſchreitet man zur 

Tagesordnung, 
42. 
Berathung über den allgemeinen Theil des Eriminalgefegbuchs 5. 1 — 4. 
and fomit zur Ber⸗thung über den Entwurf des Criminalgefegbuhs und 


aamentlich deffen allgemeinen Theils. 
Imeisse Abtheilung.-1. Bd. 43 
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Der Deferent, Se. goniglche Hoheit Prinz Johann, geht fofort zum 
erften Kapitel und namentlich zu 

Art. 1. über, zu welchem Herr. Domperr-D. Gümther den unter 1. in 
Abſchrift anliegenden Antrag übergeben hat, weldyer vorgelefen wird. 


Zur Unterftügung deffelben führe hierauf der Herr Antragfteller in der Haupt: 
ſache an: Die Deputation felbft habe den im Entwurfe gebrauchten Ausdrud 
„Geiſt“ bedenklich gefunden und er theile diefes Bedenken, "glaube aber, daß 
es auch gegen den von der Deputation beibehaltenen Ausdruck „Sinn“ gelte. 
Durch beide Ausdrücfe werde beftimmt, daß der Richter nach den dem Geſetze 
unterliegenden, darinn aber nicht Mar ausgefprochenen Grundfägen richten folle. 
Das ſey aber dem Richter nicht zuzumuthen, auch fehr bedenklich, weil es in 
der That oft fehwer falle zu beftimmen, was verboten und ftrafbar fey, und 
da hierüber in der Wiſſenſchaft felbft verſchiedene Anfichten obwalteten, fo ſey 
es doppelt Pflicht des Gefeggebers, hierüber. beftimmte Regeln zu geben. 
Er habe verſucht diefelben aufzuſtellen und würden ſolche feiner Anficht nach in 
einem befondern Kapitel dem ganzen Gefeßbuche vorauszuſtellen ſeyn. Her 
D. Güncher trägt hierauf die in der Deilage unter 2, enthaltenen 6 Paragra- 
phen vor, begleitet fie mit den nöthigen Erläuterungen und bemerfe, wie dich 
nur ein Verſuch feyn folle, ‚demjenigen, was $. 1. als den Geift des Geſetzes 
bezeichne, einen Körper zu geben. Er twünfche feinesweges, daß die fo chen 
vorgelefenen Paragraphen gerade fo, wie er fie vorgeſchlagen habe, angenom⸗ 
men würden, er betrachte fie vielmehr nur als einen Verſuch, und fein An 
trag gehe dahin, dag man die Negierung erfuche, feine Vorſchlaͤge zu pruͤ— 
fen und ſich mie der Deputation und der Kammer darüber zu vernehmen, ob 
und in wie weit fie fi zur Aufnahme in das Geſetz eigneten. 


Diefer Antrag wird nah einer furzen Ergegnung des Herrn Meferenten 
ausreichend unterftüt, und ſodann zuwörderft von Herrn Stellvertreter D. 
Deutrich bevorworter, welcher darauf hinmeifer, daß, wenn er ſchon dem 
Ausfpruche, nulla poena sine lege, nicht beitrete, body das Urtheil über 
die Stmffäligkeit einer Handlung nicht zu ſehr in das Ermeffen des Michters 
geftelle werden dürfe. Dem helfe die Aufſtellung "geriffer Kategorien, wie 
folhe von Herrn D. Günther vorgefihlagen worden fegen, nach und deshalb 
wünfche er, daß ſich die Megierung nad) vorgängiger Prüfung darüber in 
einer der nächften Sitzungen erfläre, 


In ähnlichem Sinne fpridt ſich Herr D. Großmann aus, welcher in dem 
Guͤntherſchen Vorfchlage, an deſſen einzelnen Beſtimmungen er indeſſen noch 
Einiges geändert zw ſehen wuͤnſche, den Ausdruck eines oberſten leitenden 
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Principe, eine Begrenzung des Criminalgebiets, erkennt, umb erheben fich 
fodann auch mehrere Stimmen gegen den gemachten Vorſchlag. 

Herr Vicepraͤſident D. von Ammon ift zuvoͤrderſt darüber mit Herrn D, 
Günther einverftanden, ‚daß das wahre innere Merkmal eines DVerbrecheng 
nicht in der darauf. gefegten Strafe, fondern in der Strafbarfeit liege. Da 
indeffen nicht alles Strafbare auch mit Strafe belegte werden koͤnne, wenn 
mon nicht in des Gebiet des Civilrichters und fogar des moralifchen Richters 
eingreifen wolle, fo bedürfe es einer Begrenzung für ein Criminalgeſetzbuch, 
und diefe finde er in dem $. 1. wie ihn die. Deputation gefaßt habe, bemerke 
auch, daf die Annahme des Güntherfchen Vorſchlags eine Umarbeitung des 
ganzen Entwurfs nöthig machen würde. | 

Se. Königliche Hoheit Prinz Johann erflärt fich gegen den mehrerwähnten 
Vorſchlag, weil er über den Zweck eines Criminalgefegbuchs hinausgehe und 
das Gebiet des Polizeirechts mit umfaffe, aud die Strafen zu weit aus: 
dehne, da der Staat bei weitem nicht Alles ftrafen dürfe, was er zu flrafen 
das Recht habe, wenn er feine Bürger nicht auf eine unzuläffige Weife be: 
ſchraͤnken wolle, Man Fönne nicht anders verfahren, als daß man fich die 
einzelnen Fälle denke und bei jedem berfelben frage, ob es zwecfmäfig fen, daß 
der Staat dabei von feinem Strafrechte Gebraudy mache. Ueberhaupt gehör- 
ten Säte, wie fie vorgefchlagen worden, ber Wiffenfchaft an, fie müßten 
bei der Abfaffung eines Criminalgefeges leiten, wären aber nicht in baffelbe 
aufzunehmen. In dieſer Maaſe fey man auch in allen bisherigen Criminal: 
Gefegbüchern und Entwürfen dazu verfahren, und wo fo viele einfichtsvolle 
Männer denfelben Weg einfchlägen, da fey er nicht ohne die genauefte Prü- 
fung zu verlaffen. 

Auffer diefen Gründen führt Herr Staatsminifter von Koͤnneritz infon- 
berheit noch an, wie nicht alles, was nicht verboten worden, erlaubt und 
demnach der Sat gewiß richtig fey, daß eine Strafe auch ohne vorherige An: 
drohung feattfinden koͤnne. Die neuere Schule verſchmaͤhe indeſſen dieſen 
Satz und beſtehe auf dem Grundſatze, nulla poena sine, lege, welcher 
denn auch fo allgemein geworben, daß dagegen, befonders in einem con: 
ſtitutionellen Staate, nicht aufjueonsmen ſey. Binde man mun ſchon ben 
im Gefet ⸗ Entwurfe gebrauchten Ausdruck „Geift“ zu ausgebehnt, fo treffe 
diefer Worwurf noch weit mehr die Guͤntherſchen Säge, die dem Eriminalvechte 
eine weit im die Polizei hinein reichende Ausdehnung gäben. | 

Zur Ergegmung auf diefe Einwuͤrfe bemerft Herr D. Günther, wie feine 
Sätze blos die Faͤlle umfaßten, wo die Abfiche vorliege, einem Einzelnen oder 
dem Ganzen. zu ſchaden, und biefe-gehörten doch) beinesweges dem Gebiete der 

13 * 
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Polizei an. Skin Vorſchlag erheifche feincstweges/; wie angeführt werde, eine 
Umarbeitung des ganzen Geſetzes, wäre ſoſche aber wirklich im Intereſſe der 
Sache norkwendig, fo würde man fich ihr nicht entbrechen fönnen. Dem 
Satze, ınılla poena sine lege, trete er nicht bei, und es Fönne derfelbe fireng 
nicht befolgt werden, wenn micht gar manche Verbrechen ungeftraft bleiben 
follten, allein wo der $. 4. ganz im- Dunkeln laſſe, bezeichne ſein Vorſchlag 
mindeftens, was ftraffällig fey, und das ſey um fo nörhiger, da hierüber 
auch die Wiffenfehaft bei ihrem fteten Fortfchreiten fein ficheres feftes Anhalten 
gewähre. Das Beifpiel anderer Eriminalgefege bemweife nichts, cs fordere 
nur zu der firengfien Prüfung auf, und wenn fie ein von dem bisherigen 
Wege abweichendes Mefultat gebe, fo müffe man ſich nicht abhalten laſſen, 
ibm zu folgen. 

Als nad Beendigung diefer Discuffion die Frage auf die Annahme des 
Vorſchlags des Herrn D. Günther geſtellt wird, erfolgt, 

mit 24 Stimmen gegen 9, 
verneinende Antwort und ift fonach der Antrag abgelehnt, worauf fich die 
Discufjion zu dem Vorſchlage der Deputation verwender, nach welchem die 
orte „Geift und Sinn“ mit „den Worten und dem Sinne nach“ ver 
tauſcht werben follen. 

Gegen diefen Vorſchlag erklärt ſich Here Staatsminifter von Könnerik. 
Der $. 1. enthalte den Sat, daß feine Handlung beftraft werden folk, die 
nicht, mit Strafe bedroht fen, und füge fodann die Regel bei, nach welcher 
der Richter, bei der Anwendung diefes Gates zu verfahren habe. Er fünne 
demſelben nämlich eine woͤrtliche oder eine: logifche Auslegung geben, und zu 
letzterer gehöre eben fo fehr die Analogie als der Schluß ex oppositd. Dieß 
bezeichne das Wort Geift, und man werde die Analogie gewiß um fo unbe: 
denklicher zulaffen, weil es- nur eine Analogie der geſetzlichen Beftimmungen, 
nicht eine Analogie der Fälle feyn folle, was auch der Geſetz-Entwurf deutlich angebe, 
Nothwendig fen übrigens der Sat des Geſetz- Entwurfs, weil auſſerdem viele, nicht 
gerade wörtlich genannte, Verbrechen ungeftraft bleiben müßten, und dieß um 
fo mehr, da es ſich nicht allenthalben habe vermeiden laffen, Definitionen zu 
geben, bei denen ein einziges falſches Wort fo viel ſchaden koͤnne. Uebrigens 
fen das Wort Geift nur aus dem Grumde gebraucht worden, weil man nach 
Anhalt der Motiven zum Wuͤrtembergiſchen Geſetzbuche duch das Wort 

„ Sinn” die Gefegesanalogie Habe ausfchlicffen wollen. 

Für den Vorſchlag der Deputarion erfläre ſich demnaͤchſt Herr D. Groß: 
mann, indem er das Wort „Geift“ hier fehr gefährlich finder. Das Geſetz 
ſolle nicht blos dem Richter fondern auch dem Wolfe verftändlih feyn, und 
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letzterez habe von dem Worte „Geift” Feinen Haren Begriff. Ueberdieß ſey 
die wörtlibe Auslegung der Geſetze das Palladium ber Freiheit, der Schutz 
gegen Willführ, und es müßten gefetzliche Beftimmungen wicht an ideale Kenn- 
zeichen geknüpft werden, fondern an foldye -die in der Sinnenwelt erkennbar 


In gleichem Sinne fprechen fich der ‚Herr Deferent und Herr Buͤrgermei⸗ 
ſter Hübler aus, inden fie damit, daß eine Gefegesanalogie nach der von 
dem Herrn Staatsminifter gegebenen Erklärung des Worts zuläffig fey und 
ſeyn müffe, einverftanden find, auch annehmen, daß foldhe in dem Worte 
Sinn jedenfalls liege, weshalb fie denn mit der Megierung materiell völlig ein- 
verftanden feyen und nur einen Ausdruck vermieden zu fehen wünfchten, ber 
fo leicht gemißdeutet werden fünne. 
Nachdem ſich noch Herr Domherr D. Guͤnther fuͤr das Wort „Geiſt“ 
erklaͤrt hat, in welchem er mindeſtens einigen, wenn auch ſehr ungenuͤgenden, 
Erſatz für die von ihm vorgeſchlagenen Säge findet, fommt man zur Abſtim⸗ 
mung, bei welcher der Worfchlag der Deputation, 
mit. 25. Stimmen gegen 7, 

ſodann aber der hiernach abgeänderte Art. 1: 
einftimmig 

angenommen wird, 
So gelangt man nun zu 

Art. 2, 3 und A, welche beim Vortrage zufammengenommen werden, da 
fie bei mehren Anträgen- verbunden worden find. 

Zuvoͤrderſt liegt ein von Sr. Königlichen Hoheit dem Prinzen Yohann ge: 
ftellter Antrag vor, welcher fich in der Beilage dieſes Protocolls unter 3. findet, 
und der von ber. Deputation Seite 37 des Berichts vorgeſchlagenen Erklärung 
in die Schrift beigefügt werden fol. Zur Lnterftügung deffelben führt der 
Herr Referent an, daß, wenn auch der Carlowitziſche Antrag: zu weit gehe, es 
doch, nicht in allen Faͤllen angemefien fey, den Inlaͤnder, welcher im Auslande 
verbrochen habe, mit den inländifchen härtern Strafen zu belegen. Es fey 
dieß mamentlich dann ber Fall, wo weder der inländifche Staat noch einer fei: 
nee Untertanen ein Intereſſe an der Veftrafung habe, und für — Faͤlle 
ſolle das Amendement milde Strafe bewirken. 

Es wird hierauf der Antrag Sr. Koͤniglichen Hoheit des Prinyn Johann 
ausreichend unterſtuͤtzt und geht man ſodann zu dem von 

Herrn Domherrn D. Guͤnther eingereichten, dieſem Protocolle unter 4. bei⸗ 
— Antrage über, welchen der Herr Antragſteller umſtaͤndlich entwickelt. 
Er führt dabei infonderheis an, wie das Recht und die Berpflihtung , die im 
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Auslande begangenen Verbrechen zu beftrafen, im der ſtillſchweigenden Aleber⸗ 
einfunft der Staaten chriftlih europäifcyer Eivilifation, fi gegenfeitig.in der 
Aufrechthaltung der Mechtsorbnung zu unterftügen, ‚ihren Grund hätten;. wie 
fi dieß aber nicht auf Verbrechen des oͤffentlichen Rechts erſtrecke, wo nicht 
beſondere Staatsvertraͤge ſolches erheiſchten, fo ſey der Staat auch nicht zu 
noͤthigen, eine Strafe zu vollſtrecken, die er fuͤr eine Ueberſchreitung halte, und 
deshalb werde die im inlaͤndiſchen Staate normirte Strafe eintreten, in ſofern 
fie die mildere ſey. Wenn übrigens der $. 4. des Gefeg» Entwurfs Alles dem 
Suftizminifterio überlaffe, fo feyen doch auch hier feite Grundſaͤtze wünfchens- 
werth, wenn fhon dadurch das Begnadigungsreht des Königs auf keine Weife 
befchränft werben dürfe, 

ı Machdem der Herr Referent ergegnet hat, wie er ſich zwar mit den in 
dem Anrrage aufgeftelten Grundfägen meift einverſtanden finde, deren Hand⸗ 
habung aber aus dem Grunde für bedenklich halten müffe, weil es im concres | 
ten Falle oft ſchwer ſey, zu unterfcheiden, ob ein Verbrechen des öffentlichen | 
Rechts oder ein Privatverbrechen worliege, weil ſich häufig nicht ermitteln laffe, 
wo ber wefentlihe Act des Verbrechens begangen worden fey und wie die Stra= 
fen’ in auswärtigen Staaten normirt feyen, wird das Guͤntherſche Amender | 
ment ausreichend unterſtuͤtzt. 

Gegen diefes letztere führt im Uebrigen Herr Staatsminifter von Koͤnneritz 
noch an, wie baffelbe fehr weit gehe. Es umfaſſe zuwörderft die Frage, ob 
und wo Sachſen das Recht habe, im Auslande begangene Verbrechen zur Un- 
terfuchung zu ziehen. Das gehöre aber gar nicht hierher, denn es werde dar- 
über durch gemeinrechtlihe Grundfäge entſchieden, und daß in Betreff der 
Ausländer, welche im Auslande Verbrechen begangen hätten, Bericht vor der 
Einleitung der Unterfuhung erftattet werden muͤſſe, ſey bereits gefeglih. Der 
Ausländer, der fih im Inlande betreffen laffe, fey subditus temporarius, er 
habe daher die Saͤchſiſchen Geſetze gegen ſich anwenden zu laffen, und da er 
‚wegen ber im Auslande begangenen Verbrechen aller Art beſtraft werde, ge 
ſchehe im Intereſſe der öffentlihen Ordnung, ſey auch um fo unerläßlicher, da 
ja vom Auslande her jeder Civilanſpruch verfolgt werden könne. Gegen bie 
Volftrefung. der Strafen nach ausländifchen Gefegen aber fprächen alle diefel- 
ben Bedenken, welde gegen das Carlowitziſche Separatvotum geltend zu 
machen feyen. 

Die Discuffion wendet fi nun zu dieſem Separatvoto, zu beffen Unter: 
fügung Kerr von. Carlowig die ſchriftlich bereits entwickelten Gründe furz re: 
capitulirt, indem er noch darauf aufmerffam macht, daß Jeder den Gefetzen 
bes Staats unterliege, in dem er ſich zur Zeit des Verbrechens befinde, da 
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er als subditus temporarius dagegen. ben Schuß genieffe. Könne nun aber 
das Strafgefeg des Staats, in welchem er ein Verbrechen begehe, mit Recht 
gegen ihn angerwender werben, fo bürfe er nicht zugleich noch einer zweiter 
Strafgeſetzgebung umterliegen, und nur die Villigfeit und Menſchlichkeit erhei- 
ſche, aus beiden zur Anwendung vorliegenden Strafen flets die mildere zu 
wählen. Doppelt laut fprächen ‘die aufgeftellten Gründe, wenn von einem 
Ausländer die Rede ſey, der im Auslande verbrochen babe, und man werde 
die Auslieferung eines Verbrechers um fo cher verweigern fönnen, wenn man 
dem fremden Staate verfichere, daß feine Geſetzgebung zur Anwendung 
komme, 

Gegen das Separatvotum erflärt ſich nun zuwörderft Se. Königliche Hoheit 
Prinz Johann. Er bemerkt, wie der Inlaͤnder, auch wenn er in Auslande 
lebe,: den Gefezen des Vaterlandes unterworfen bleibe, und deffen Schuß eben 
fo in Auslande für feine Perfon, als für fein in Sachſen zurücgelaffenes 
Dermögen und feine dafelbft etwa verbliebene Familie fortgenieffe. Unmoͤglich 
fönne man die Grundfäge des Separatvoti auch dann zur Anwendung brin⸗ 
gen wollen, wenn Jemand im Auslande gegen den Säcfifchen Staat Hoch: 
verrath begehe, was dort vielleicht gar nicht verpönt fey, und die Auslieferung 
von Verbrechern werde ſich um fo weniger vermeiden laffen, wenn man die 
Grundfäge der auswärtigen Gefesgebung ohnehin zur Anwendung bringe, 

In gleichem Sinne fpriche fih Here Staatsminifter von Könnerig aus. 
Wenn man bisher die im Auslande begangenen Verbrechen nach ausländifchen 
Grundfägen beftraft habe, fo fey dieß hauptſaͤchlich deswegen gefchehen, weil 
die Sächfifhen Strafgefege fo hart ſeyen, es werbe diefer Grund aber hinfore 
ganz gewiß wegfallen. Alle Gefeggebungen feyen darüber einverftanden, daß 
der Inlaͤnder auch dann, ‚wenn er im Auslande Verbrechen begangen: habe, 
nach inländifchen Geſetzen zu beſtrafen ſey, nur wegen der Auslaͤnder beſtehe in 
gleichem Falle hier und da eine andere Beftinmmung , deren Abänderung ‚aber 
von den Hanndverfchen Ständen ausdrücklich beantragt worden ſey. Der An: 
trag des Herrn von Carlowig leide an Snconfequenz, denn «8 ſey nach ben 
ihm unterlisgenden Grundfägen nicht abzufehen, warum man überhaupt die im 
Auslande begangenen Verbrechen firafe und warum man, folle dieß einmal 
gefchehen, nicht unbedingt die ausländifchen Geſetze zur Anwendung bringe. 
Der Staat könne doch nicht anders ftrafen, als er felbft es durch feine Gefeg« 
zebung fiir recht umd billig erfenne,. und, der Vorſchlag werde zu dem größten 
Ungleichheiten führen, wenn z. B. Einer gegen den Andern im Inlande daſ⸗ 
eibe Verbrechen begehe, was ſich der Andere vorher im Auslande gegen ihn 
yabe zu Schulden fomnten laſſen. Die Ausführung des Catlowitziſchen Vor⸗ 
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fhlags fey unmöglih, da man feinem Richter zumuthen koͤnne, bie Gefehge: 
bung aller fremden Staaten zu fenmen, auch es an einem fihern Maasftabe 
zur DVergleihung der in fremden Strafgefegen geordneten Strafarten mit den 
einheimifchen fehle. Ausländer endlich, welche nad) dieffeitigen Geſetzen beftraft 
würden, koͤnnten fich nicht befchweren, wenn man fie ganz eben fo behandck 
wie Inlaͤnder. 

As man hierauf zur Fragftelung übergeht, wird folche zuerft auf das 
Amendement des Herrn von Carlowig gerichtet, und da daffelbe zwei verſchie— 
dene Saͤtze enthält, fo beſchließt man ſolche zu trennen. 

Es lautet demnach die erfie Frage: 

Sollen Inlaͤnder, welche im Auslande ein Verbrechen begehen, nad 
den Gefegen des Orts der begangenen That gerichtet werben, in fo: 
fern ſolche nicht härter als die Saͤchſiſchen Gefege find? 

und wird foldhe 
mie 17 Stimmen gegen 16 

bejahend beantwortet. 

Die zweite Frage: 

Sollen Ausländer, welche im Auslande Verbrechen begangen haben, 
nach den Gefegen des Orts der begangenen That gerichtet werben, in 
fofern ſolche nicht härter als die Saͤchſiſchen Gefege find? 

wird ebenfalls, und zwar 
mit 20 Stimmen gegen 13 

bejahet. 

Hierdurch erledigen fih nun bie Vorfchläge der Deputation, nebft dem 
Amendement Sr. Königlihen Hoheit des Prinzen Johann und dem Antrag: 
des Herrn Domherrn D. Günther, und es ift die Fragftelung nur noch auf 
die von Herrn von Carlowitz Seite 172 feines Separatvoti vorgefchlagent 
Faffung zu richten, wobei die Faffung $. 2. 

einftimmig, 
die des $. 3. 

mit 31 Stimmen gegen 2 
angenommen wird. 

Die Fragftelung über $. 4. wird noch ausgefegt, weil über den von der 
Deputation vorgefhlagenen Zufag zu demfelben noch nicht discutirt worden, die 
Zeit aber bereits fehr weit vorgeſchritten iſt. 
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Die Eng wird daher abgebrochen, die Fortfegung der heutigen Tages: 
adnung fir morgen beftimme und enthält die Beilage A. die m angenom: 
mene Faſſung der erften drei Artikel. 


Anher aufgezeichner von 


Ernft Guſtav von Gersdorf. Ernft Friedrih Hars, 
E. W. Gottſchald. | —A 
Rudolph von Watzdorf. 


A. 
Artikel 1. 


Das gegenwaͤrtige Geſetzbuch findet Anwendung auf ſolche Handlungen oder 
Unterlaſſungen, welche in den Beſtimmungen deſſelben den Worten oder dem 
Sinne nach mit Strafe bedroht ſind. 


Art. 2. 


Nicht nur beſtaͤndige Saͤchſiſche Unterthanen werden wegen der im Inlande 
hegangenen Verbrechen nach den Vorſchriften des Geſetzbuchs beſtraft, ſondern 
leiden dieſelben auch Anwendung auf Ausländer, welche wegen eines im In— 
hunde begangenen Verbrechens vor inländifchen Gerichten zur Unterfuchung ge: 
Ran werben. 

Art. 3. 

nländer dagegen, welche im Auslande, fo wie Ausländer, welche eben⸗ 
dafelbft ein Verbrechen begehen, werden, falls fie vor hierländifchen Gerichten 
in Unterfuchung fommen, nach den Gefegen des Orts der begangenen That 
gerichtet. Iſt aber die geferzliche Beftimmung des Inlandes eine mildere, fo 
lemmt diefe auch hier ausnahmsweiſe in Anwendung. 


Iweite Abtheilung. 1. Bd. 14 


92 


Mi. 


Antrag des Herrn Dombherrn D. Günther zum allgemeinen Theile 
des Eriminalgefegbuchs. 


Ad Art. 1. 


Erinnerung gegen die Worte: 

m Beift und Sim." — Bemerkung, daß und warum fie unzuläffig 
find. — Antrag: daß die Staatsregierung in einigen $$. ausdrückliche Be: 
ffimmungen darüber geben möge, was überhaupt in unferm Lande als ftrafbar 
angefehen werden fole. — Nachweiſung, daß die Gefeganalogie nicht entbehrt 
werben fönne und die Nechtsanalogie bei richtiger Faffung der beantragten Ar: 
tikel von felbft verſchwinde. — Nachweiſung, daß die Hauptgrundfäge des 

“ Polizeirehts im Eriminalgefegbuche ebenfalls mit ausgefprochen werden müffen. 


. 02 


Ad Art. 1. Safungsvorfitag des Herrn Domferrn, Ordinarius 
D. Günther. 


Erftes Kapitel. 
Seflumaatzes uͤber die Strafbarkeit einer Handlung oder 
Unterlaſſung uͤberhaupt. 


4§. 1. 

Die Begehung ve durch eim Geſetz verbotenen, ingleichen die Unterlaffung 
einer gefeßlich geborenen Handlung fol ftets für ftrafbar geachtet werden, es 
möge nun ausdrüclid eine Strafe für die Nichtbeachtung des Geſetzes ange: 
drohet fegn oder nicht. Im Allgemeinen aber und wenn auch Feine fpecielle 
Anordnung deshalb erlaffen worden ift, find folgende Handlungen für geſetzlich 
verboten zu achten. 

$. 2. 


Jede Handlung, wodurch die angeborenen, erzeugten oder erworbenen Guͤ— 
ter einer Perſon abfichtlich verlegt oder gefährdet werden, oder wodurch, ohne 
daß ein befonderer rechtlicher Mörhigungsgrund vorhanden if, Jemand dahin ge: 
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bracht wird, etwas zu thun oder zu unterlaffen, was er freiwillig nicht gethan 
oder nicht unterlaffen haben würde, oder mo bie Abficht des Handelnden erweis⸗ 
li blos dahin geht, in ihm — ebenfalls ohne befondern Rechtsgrund — gei⸗ 
ſtig oder körperlich unangenehme Empfindungen zu erregen. 


$. 3. 
Ferner, und in Beziehung auf den Staat, find, auch ohne fpecielles Straf: 
geſetz, im Allgemeinen als ausdrüclich verboten. anzufehen: alle Handlungen, 
wodurch Jemand eigenmächtig ſolche Zwecke zu verwirflichen firebe, welche nur 
in den durch DVerfaffung und Gefege vorgefchriebenen Formen von dem Staate 
felbft oder im Staate von den Gemeinden oder in Beiden durch die verfaffungs: 
mäfigen Behörden verwirflicht werden follen — ferner ‘jede Handlung, durch 
welche denn Gerechtigkeits: oder dem Wohlfahrtszwecke des Staates abſichtlich 
entgegen gehandelt und im letzterer Beziehung namentlich) der öffentliche Gefund: 
heitszuftand gefährdet, die öffentliche Treue und der oͤffentliche Glaube verletzt, 
durch Aeuſſerungen von Unſittlichkeit und Irreligioſitaͤt öffentliches Aergerniß 
gegeben oder auch die Kräfte des Staates und der Wohlftand der Bürger ver: 
mindert oder der ruhige Genuß der Güter des Lebens geftört wird. Miche 
minder find für ausdrüclich verboten zu achten alle Handlungen, wodurch die 
Zwecke des Staats, als Anftalt betrachtet, oder die Zwecke der einzelnen Ein: 
richtungen in demfelben abfichelich gehindere werden — endlich jede Handlung 
oder Unterlaffung, welche dem von einer obrigfeislichen Behörde im dem ver: 
faffungsmäfigen Kreife ihrer Wirkſamteit erlaſſenen Verbote oder Gebote zuwi⸗ 


der geſchieht. 
$. 4. 


Für ausdruͤcklich geboten fol geachtet werben der thaͤtige Beiſtand, den Ye: 
der dem Andern zu leiften hat um Schaden und Gefahr an unerſetzlichen Guͤ— 
tern von ihnen abzuwenden, jedoch nur, in fofern diefer Beiftand ohne eigne Ge: 
fahr, ingleichen ohne Dermögensaufwand bewirfe werden kann. Welche Hand: 
lungen dem Staatsbürger in diefer Beziehung gegen den Staat felbft obliegen, 


iſt $. . fpeciell beſtimmt. 
9. 5. 


Auch die Unterlaſſung einer ſolchen Verbindlichkeit, welche geſetzlich aus 
ſpeciellen Verpflichtungsgruͤnden hervorgeht, wie dieß z. B. hei der Ernäp- 
rungspflicht gewiſſer Perſonen gegen einander der Fall iſt, ja ſelbſt die Nicht⸗ 
erfuͤllung bloßer Contractsverbindlichkeiten, in ſofern hierbei die erweisliche Ab⸗ 
ſicht zum Grunde gelegen hat, Jemanden einen Schaden an unerſetzlichen Gi: 
tern zujufügen, ift ftrafbar. — 
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| $. 6. 
. An wie weit alle biefe Begehungs- ober Unterlaffungshandlungen auch 
dann mit Strafe belegt werben follen, wenn fie nicht aus böfer Abficht fon- 
dern aus Fahrläffigkeit hervorgegangen’ find, — iſt im . . Artikel Ver— 
fuͤgung getroffen. 
M 3. 
Antrag Sr. Koͤniglichen Hoheit des Prinzen Johann. 


Ad $. 2. und 3. 


Zufaß zu dem Deputationsantrage folgenden Inhalts: 
„Und daß ein Gleiches auch bei den von einem Inlaͤnder im Aus: 
lande begangenen Verbrechen ftattfinden werde, wenn weder ber in: 
ländifche Staat noch einer feiner Unterthanen bei der Beftrafung in: 
tereffirt wären, ” 
Auch würde folchen Falls in dem Antrage ſtatt „Artikel 3.4 zu ſetzen * 
„Artikel 2. und 3.“ 


MN 4. 


Olnträge des Herrn Domherrn D. Günther zum allgemeinen Theile 
des Eriminalgefegbuchs. 


Ad Art. 2. 3. ınd 4. 


Man fann weder den Gefekesartifeln, no dem Gutachten der Deputation, 
noch dem Separatgutachten des Herrn von Carlowig unbedingt beitreten. 

Nah der Meinung des Unterzeichneren ift das theoretiſch Nichtigere und 
zugleich practifch Nuͤtzlichere Folgendes: 

A.) Iſt ein Verbrechen gegen die rechtliche Perfönlichkeit des fächfifchen 
Staates oder gegen beffen Oberhaupt oder einen feiner Staatsbürger verübt wor: 
den, fo muß die Beftrafung des Schuldigen, wenn er in die Gewalt der fAchfifchen 
Gerichte kommt, fey er Jnländer oder Ausländer, nach fächfifchen Geſetzen erfolgen. 

B.) Andere von Inlaͤndern oder Ausländern im Auslande verübte, 
nicht zur Klaffe sub A. gehörige Verbrechen, in fofern durch fie Privargüter 
einer Privatperfon (auch eines fremden Staates, in foweit er als Privarper- 
fon zu betrachten ift) verlegt worden find, müffen in der Regel nach den 
Geſetzen des jenfeitigen Staates, nah den unfrigen aber nur dann beurtheilt 
werden, wenn die unfrigen gelinder find. 
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Es wird aber bei diefer Klaffe vorausgefegt, daß der Verletzende zur Zeit 
der Eröffnung der Unterfuchung fächfifher Staatsbürger und alfo ein forum 
ordinarium eriminale in Sachſen gegen ihn begründet. war. 

Die einzige Ausnahme möchte feyn, wenn ein subditus temporarius we: 
gen eines im Auslande begangenen Verbrechens in Sachſen auf vorgängige 
Denunciation oder Nequifition verhaftet wird. Hier muß es der Staatsre— 
gierung freiftehen, ihm felbft nach obigen Grundfägen zu beftrafen oder ihn aus: 
zuliefern —— was jedoch mehr in den Criminalproceß zu gehören ſcheint. 

C.) Wegen Verbrechen des öffentlichen Rechts, worunter man hier auch 
die Angriffe auf die Perfönlichkeit fremder Staaten begriffen wiſſen will, follte 
wohl bei uns in der Regel gar feine Unterfuchung und Strafe ftattfinden, fon- 
dern nur Ausnahmsweife, nämlich dann, wenn. Staatsverträge oder Bundes— 
tagsbefchlüffe uns dahin verpflichten und auch dann nur auf vorgängige Ne: 
quifition der Megierung des verlegten Staates, nicht ex oflicio. Uebrigens tritt 
diefelbe Regel ein, wie bei den unter B. bemerften Fällen. . 

D.) Nur dann fönnen fächfifche Unterthanen wegen der im Auslande be— 
gangenen Vergehungen des oͤffentlichen Rechts (auffer den sub C. ausgenom: 
menen) überhaupt (und zwar nach fächfifchen Gefegen) beftraft werden, wenn 
in dieſen unfern Gefegen ausdruͤcklich erflärt ift, daß fie den Unterchan, aud) 
wenn er fi) im Auslande aufhält, verpflichten follen. 

Der Unterzeichnete beantragt eine Modification von $. 1. — 4. im Sinne 
diefer Anfichten. 

Ad Art. 4. 


Antrag: daß das Juſtizminiſterium Feine Unterfuchung verhängen laffen wolle, 
welche nach obigen Grundfägen nicht ftarthaben würde, wohl aber die Erlaub: 
niß zu Führung von Unterfuchungen verweigern Eönne, wenn politiſche Ruͤck— 


fihten e8 rachfam machen. 





12. 
Den 15. December 1836. 
Gegenwärtig find: 


Herr Staatsminifter von Könnerik, 
Herr Geh. Juſtiztath D. Groff, zum Theil auch 
Herr Staatsminifter von Zezſchwitz. 


Die anmwefenden 37 Mitglieder der erften Kammer genehmigen auf Vorleſen 
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das über die geftrige Sisung aufgenommene Protocol, und geht man, da zur 


» Megiftrande etwas nicht eingelangt ift, fofort zur 


Tagesordnung, 
und fomit 
43. 
Fortgefegte Berathung über den allgemeinen Theil des Criminalgeſetzbuchs. 
zur fortgefehten Berathung des Criminalgefegbuchs und zwar deſſen allgemeiner 
Theils über. 
Bei 
Art. 4. hat die Deputation Seite 38 ihres Berichts einen am Schluſſ 
beizufügenden Zufag vorgefhlagen. Er wird 
einſtimmig 


und fodesm der $. des Geſetz-Entwurfs mit dieſem Zuſatze ebenfalls 


einſtimmig 
angenommen, wodurch ſich die von Herrn von Carlowitz in feinem Separat 
voto vorgefihlagene Faſſung erledigt. 
Zu 
Art. 5. ift weder von ber Deputation noch fonft irgend wen Etwas ei 
innert worden. Er wird unverändert 
einflimmig 
angenommen und erfolgt die Annahme des von der Deputation Seite 39 di 
Berichts als 
Art. 5b. vorgefhlagenen Zufaßparagraphen ohne alle Diseuffion ebenfal 
einftimmig. 
Bei — 
Art. 6. hat die Deputation zuvoͤrderſt unter a. einen in die Schrift au 


zunehmenden Antrag vorgeſchlagen, welcher die Zuſtimmung zur verſuchsweiſ 


Einfuͤhrung des Fallſchwerdts und den Wunſch der Einziehung näherer Erku 
digung wegen der in Wuͤrtemberg beabſichtigten Conſtruirung einer Maſchi 
zur Vollſtreckung von Todesſtrafen enthält. 

Da nun Herr Staatsminifter von Könnerig erflärt, wie diefe Erfundigu 
bereits eingezogen worden ſey, jedoch Fein Reſultat ergeben habe, als daß di 
Angelegenheit in Würtemberg zur Zeit liegen geblieben und die erwähnte M 
ſchine noch nicht, einmal im Modelle ausgeführt worden fen, fo erledige fich hierdu 
der zweite Theil des vorgefchlagenen Antrags und es enefteht mur noch Die Fra 
ob mindeftens die Erflärung wegen verfuchsweifer Einführung des Fallſchweri 
abgegeben werden ſolle. 
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Während nun hierbei einige Stimmen erflären, daß es einer folchen Aeuffe: 
rung nicht bedürfen werde, indem man die Beftimmung der Art, wie die Ent: 
hauptung vollzogen werben folle, als zur Verwaltung gehörig, lediglich der Ne: 
gierung zu überlaffen haben werde, glauben Andere, daß es zu den Befugniffen 
ver Stände gehöre, die Beftimmung über einen fo wichtigen Gegenftand nicht 
ohne ihre Zuftimmung getroffen zu fehen. 

Eben fo geben einige dem Fallfehwerdte den Vorzug, indem fie die Sicher: 
heit der Vollſtreckung der Todesftrafe, ohme daß eine Marter des Delinguen- 
ten erfolgen kann, für die erfte und wichtigfte Eigenfchaft erflären, während 
Andere die Hinrichtung mit dem Schwerdre vorziehen, da fie minder herab: 
mirdigend erfcheine, auch dem Fallbeile die Erinnerung an die Zeit, in welcher 
es erjunden worden ımd der davon nicht ganz zu trennende Schein einer Me: 
telei entgegen ftche, weshalb denn wieder Andere die Hinrichtung mit dem Beile, 
mie folche im Königreihe Preuffen fattfindet, in Anregung bringen. 

Zulegt nimmt Herr Staatsminifter von Könneriz das Wort, bemerft, 
daß er es dahin geftelle, ſeyn laffe, ob die Beſtimmung über die Art der Ent: 
hauptung Gegenftand des Gefeges oder der Verordnung fen, und ſchlaͤgt als 
Ausfunftsmittel vor, der Schrift die Erflärung zu inferiren: Man überlaffe 
es der Megierung, anftatt der jet gewöhnlichen Art der Enthauptung die durch 
das Fallſchwerdt oder das Beil einzuführen, dafern fie die Heberzeugung gewin⸗ 
am follte, daß die eine oder die andere diefer Methoden zweckmaͤſiger fen. 


Dieß finder auf geftellte Frage 
einftimmige 

Annahme, und erledige ſich fomit der Antrag der Deputation unter a. völlig. 

Es ift demnähft von Herrn Domherrn D. Günther der unter 5. anlies 
gende Antrag wegen Wolftrefung der Todesftrafe im verfchloffenen Raume 
gemacht worden, er erledigt fich indeffen dadurch, daß ihn der Herr Antrag: 
fieler zurücnimme mit der Erflärung, er möge fünftigen Jahren vorbehalten 
bleiben. 


Sodann findet der Worfchlag der Deputation unter b. wegen Ausfegung 
der Vollſtreckung der Todesfirafe an ſchwangern Weibsperfonen und wegen 
des Verfahrens bei gleichzeitiger Hinrichtung mehrerer Verbrecher 

einhellige 
Annahme, 

Eine Ichhafte Debatte erregt dagegen bir im Berichte unter e. erwähnte 

Antrag der Mindrirät der Deputation, daß der Leichnam des Hingerichteten den 
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Angehörigen deffelben zur ftillen Beerdigung ——— werden moͤge, dafern 
ſie dieß wuͤnſchen ſollten. 


Dieſer Antrag findet vielfache Fuͤrſprache, zu deren Unterſtuͤtzung infonder: 
heit angeführt wirds. Man füge ſich Seiten der Gegner des Vorſchlags 
hauptfächlich darauf, daß die Beerdigung eines Hingerichteten auf dem Gottes: 
acer der Volksmeinung entgegen ſey. Wie jedoch die Exiſtenz diefer letztern 
noch ſehr problematiſch fey, fo müffe man ihr, wenn fie wirklich beſtehen ſollte, 
entgegen arbeiten, da fie zunächft nur auf der unchriſtlichen Anficht beruhe, daß 
der Verurtheilte auch jenfeirs verdammt ſey. Das Vergraben des Leichnams 
aufferhalb des Gottesackers fey eine Strafe, die als Abſchreckungsmittel un- 
möglich dienen könne, da fie zunaͤchſt nur die Samilie tes Hingerichteten treffe, 
und die man um fo mehr für ungerecht erfennen müffe, da der Tod das Ver: 
brechen fühne und das Gericht Fein Recht mehr am Leichname habe. Ueberdich 
bewirfe vie Sache eine Ungleichheit, da die Ueberrefte der an die anatomiſchen 
Anftalten abgelivferten Körper begraben. würden, und wenn man auch dieſen 
Anftalten das ihnen durch einige Leichname zukommende Lehrmittel recht fehr 
gönnen koͤnne, fo rechefertige das, hier allerdings einſchlagende, Intereſſe dir 
Wiſſenſchaft doch eine an ſich unzuläfjige Strafe nicht. 

Diefen Gründen wird von mehrern Seiten entgegengeftellt, daß das 
ſchmerzliche Gefühl der Familie eines Verurtheilten durd die Hinrichtung felbft 
weit mehr als durch die Art des DBegräbniffes erregt werden müffe, daß das 
Volksgefuͤhl unverkennbar gegen das DBegräbniß des Verbrechers auf dem 
Todtenacker ſpreche, daß man den anatomiſchen Anftalten die, ihnen ohnehin je 
fpäclich zugemeffenen, Lehrmittel nicht noch mehr ſchmaͤlern dürfe, und daß dit 
Vorſchlag der Minorität eine Inconſequenz enthalte, indem der Körper dod 
zur Anatomie abgeliefert werde, wenn ihn die Familie nicht reclamire. 


Diefen Gründen fügen Herr Staatsminifter von Könnerik und Herr D 
Groff noch mehrere bei, indem fie anführen: Bei dem fo unverfennbar entge 
genftehenden Volfegefühle ‚werde die Ausführung der von der Minorität dr 
Deputation vorgefchlagenen Maasregel großen Schwierigfeiten unterliegen, mög 
licher Weife fogar Exceſſe erregen koͤnne. Entsiche man die Körper der Hin 
gerichtesen den amatomifchen Anftalten, fo fey noch weit weniger Grumd day 
vorhanden, ihnen die Leichname der Selbfimörder und Verungluͤckten zu über 
liefern, und fo würden fie am Ende alle fo dringend nörhigen Lehrmittel ent 
behren. Endlich laffe der Vorfchlag eine Lücke im Geſetze, indem es ungewi 
bleibe, was gefchehen folle, wenn die Familien den Leichnam nicht reclamirter 

Zur Vereinigung der beiden Anfichten ſchlaͤgt endlih Here Domherr U 


„es 


Günther vor, ben Zuſatz der Minoritaͤt zwar beijubehalten, den Schluß vſel 
ben jedoch ſo zu faſſen: 
und von ihnen auf einem —— Platze auf dem Gottesacker 
des Orts, wo die Hinrichtung ſtattgefunden hat, in der Stille zu 
begraben. 
Die Mitglieder der Minoritaͤt nehmen dieſes Unteramendement auf, und wird 
der Antrag mit dieſem Zuſatze, 
‚ von 26 Stimmen gegen 11, 
angenommen, fo wie auch Act. 6., wie er ſich nach vorſtehender Abſtimmung 
geſtaltet hat, 
einſtimmige 
Annahme findet. 


So gelangt man nunmehr zu 


Art. 7. bei welchen zuvörderft ber in dem Separatvoto des Herrn Bür: 
germeifters Hübler Seite 165 enthaltene eventuelle Antrag zur Sprache fommt, 
daf die koͤrperliche Zuͤchtigung als nothwendiger Zufag zur Zuchthaueftrafe er- 
ften Grades wegfallen und ihr, dafern es noch eines weitern Criteriong zwir 
ſchen beiden Graden der Zuchthausftrafe bedürfen folte, die Einfperrung im 
dunkeln Kerker ſubſtituirt werden möge. 


In ähnlichem Sinne hat Unterzeichneter den unter 6. anliegenden Antrag 
geftellt, daß bei Art. 7. und 8. die von der Majorität der Deputation der 
jweiten Kammer Seite 41 und 42 vorgefchlagenen Faffungen angenommen 
werden möchten, und es fchliege ſich dem Herr Buͤrgermeiſter Hübler even» 
tuell an. | 

Zur Unterflägung diefer Anträge wird num fowohl von den beiden Ans 
tragſtellern als von mehrern Kammermitgliebern angeführt: - Die Zuchthaus: 
firafe erften Grades treffe nicht blog Werbrecher, bei denen große Roheit oder 
Verſtocktheit vorauszufegen fey, denn es unterlägen dieſer Strafe auch manche po» 
litiſche Verbrecben. Die öffentlihe Meinung habe fi) gegen den fogenannten 
Wilkomm, den man jet herzuftellen beabfichtige, fo laut erklärt, daß dieß bie _ 
Megierung zu beachten ſich veranlaßt gefehen habe. Daß die Sträflinge bei ih⸗ 
nen zuerfannter Zuchthausftrafe oft befonders den Willkomm gefürchtet hätten, 
möge wahr feyn, allein das beweife die Zweckmaͤſigkeit der Sache noch nicht, 
noch weniger aber die Unentbehrlichkeit, da es nicht an einem, durch die Er: 
fahrung bewährten, fehr wirffamen Surrogate, der Einfperrung in dem dun: 
keln Kerker, fehle, welcher noch überbieß den Vorzug habe, daß er gegen beide 


Gefchlechter gleihmäfig angewendet werden koͤnne. Bei einer mehrjährigen 
Iweite Abtheilung. 1. Bd. 45 
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Zuchthausſtrafe werde bie ſchnell vorübergehende Körperliche Züchtigung Faum 
hinreichen, einen wefentlichen Unterfchied zwifchen beiden Graben der Zuchthaus: 
ſtrafe zu begründen, und es fen gewiß beffer, fie auf Fälle zu befchränfen, 
mo fie die Disciplin im der Anſtalt norhmwendig mache, und wo fie dann nur 
den wirflih Rohen oder felbjt im Zuchthaufe 4 Widerfeglihen und Unge— 
horſamen treffen würde, 

Gegen die erwähnten Anträge hat fi nun die Deputation erflärt und fo: 
wohl der Herr Meferent als mehrere andere Kammermitgliever ergegnen auf 
das Angeführte: Der Unterfbied zwifchen beiden Graden der Zuchrhausftrafe 
fen ein wichtiges, durch das ganze Geſetz hindurch gehendes Princip, der Weg: 
fal der Züchtigung aber laffe ein Hauptmerfmal diefes Unterſchiedes verfehwin- 
den und cs werde fi, folten die Anträge angenommen werden, die weit hös 
here Geltung der Zuchthausftrafe erftien Grades kaum mehr rechtfertigen laffen. 
Diefe Strafe treffe in der Regel nur die Dergehungen, welche große Roheit 
vorausfegten oder mit roher Gewalt verbunden feyen, weshalb denn ohnehin 
meift nur Männer ihr unterliegen würden, und ſomit die angeführte Lngleic 
heit zwifchen beiden Geſchlechtern factiſch fo ziemlih verfhwinden werde. Die 
Eubftitwirung des Dunkelarreſts fen bevenflih, da letzterer bei kurzer Dauer 
nicht wirffam, bei längerer aber für die Augen nicht unbedenklich ſey. Habe 
fi die öffentlihe Meinung namentlich im Jahre 1830, gegen den Wilfomm 
ausgefprochen, fo fey zu gedenfen, daß ſich ſeitdem die oͤffentliche Stimme in 
fehr vielfacher Nückfibt geändert habe, und daß man ebenfo von jeher und 
noch jest häufig die Meinung ausfprechen höre, Die Zuchthausftrafe fen zu mild, 
was bis zu der feit einiger Zeit eingetretenen ftrengern Disciplin vieleicht auch 
nicht ganz unwahr gewefen ſeyn möge. Ungfeich wirfe übrigens wie jede Strafe, 
fo auch jede Schärfung und felbft die Empfindlichkeit der Beſchraͤnkung auf 
Waller und Brod werde ſich fehr nach der Lebensart richten, an welche der 
Sträfling im Zuftande der Freiheit gewöhnt gewefen fey. 

Diefen Gründen fügen Herr Staatsminifter von Könnerig und Herr 
Geheimer Juſtizrath D. Groff no bei: Die Zuchthausftrafe fey für mande 
Merbrecher, die auch im Stande der Freiheit in fehr beſchraͤnkten Verhaͤltniſ 
fen gelebt hätten, keinesweges abſchreckend. Es gebe Beifpicle, wo $eute Ver: 
brechen begangen hätten, um nur wieder in das Zuchthaus zu kommen und erft 
neuerlich Habe em in eine ftäbrifche Correcrionsanftalt eingelieferter Menſch 
Feuer angelegt, um aus biefer Anſtalt in das Zuchthaus verſetzt zu werden. 
Unter folchen Umftänden fey es aber gewiß rathfam, das Artribur der Zucht: 
haus ſtrafe erften Grades nicht zu entfernen, vor dem fih gewiß jeder Sträf: 
ling ohne Unterſchied fuͤrchte. Daß der Willfomm genügt habe, laſſe fib 
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eben fo wenig beweiſen, als das Gegenrheil, allein bedenklich müffe es aller⸗ 
dings erſcheinen, daß fih die Zahl der Sträflinge feit Wegfall jener Züchtis - 
gung fo fehr vermehrt habe, wie dieß neulich dargerkan worden. Anlangend 
endlich die öffentliche Meinung, fo ſey fie wohl nur durch die barbarifche Art, 
mit welcher man früher den Willkomm volljogen babe, beftimme worden, 
die Borfehläge der Deputation aber würden dem genügend abhelfen. 


As es hierauf zur Abftimmung kommt, erklären fih 18 Stimmen für 
und eben fo viele wider den Antrag des: Unterzeichneten, es bleibt daher die 
Enrfcheidung bis zur nächften Sigung ausgefet, wo die Sache zu repropo- 
niren if. 

Da indeffen von dem fo eben ausgeſetzten Veſchluſſe auch die Entſcheidung 
über alle andern bei Art. 7. zur Sprache gelangenden Puncte, fo wie über 
Art, 8. abhängt, fo werben beide für jeht übergangen und man verfihreitet 
fofort zu 

Art. 9., bei welchem —*—* die Deputation Seite 43 ine Berichts 
zwei Fleine Saffungsveränderungen vorgefchlagen * welche 

unanim 
angenommen werden. 

Bei dieſem Art. iſt demnaͤchſt von Herrn Domherrn D. Guͤnther der un— 
ter 7. anliegende Antrag geſtellt worden, fuͤr welchen dieſes Kammermitglied 
die Faſſung vorſchlaͤgt, daß 

a. Zeile 2. nach dem Worte „Verluſt“ die Worte: 

des -Genuffes der polieifhen und Ehrenrechte 
und 

b. Zeile 3. nach dem Worte „vor die Worte: 

und nad 
eingefchaltet werden möchten, 

Zur Unterftügung feines Antrags führt Herr Domherr D. Günther an: 
Es fen an fich fehr zweifelhaft, ob ein einzelner Staat den Geburtsadel neh: 
men fönne, da der Adel ein europäifches Inſtitut fen, welches nicht dem Staate 
allein angehöre Der Adel fey ein Geburtsftand, eine mit auf die Welt ge: 
brachte Qualität und nicht diefe koͤnne man rauben, höchftens würde der Staat 
dem den Adel nehmen fönnen, dem er ihn felbft gegeben habe. Die Entzie: 
hung des Adels führe zu vielen eivilrechtlichen Verwickelungen, 5. B. bei Fidei⸗ 
commiffen, deren Genuß der Adelsſtand erfordere, und wolle man dem Berbre: 
ber auch ſolche Vortheile entziehen, fo werde er doppelt geftraft, mithin un: 
gerecht. Es entfiche ein Mißverhaͤltniß dadurch, daß der, welchem der Adel 
entzogen worden, num weber dem Bürgers noch dem Bauernſtande angehöre, 

15* 
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bie Veftimmungen des Artikels, würden Familienverhäftmiffe auf eine bedenk— 
liche Weife ftören, da num bie Kinder derfelben Aeltern theils adelich- theils 


nicht abelich feyn wirben, ja die Sache werde ganz — aa wenn bie 
rau eines Edelmanns in das Zuchthaus fomme. 


Nachdem fi mehrere Stimmen für den Güntherfehen Antrag erflärt ha- 
den, erheben ſich auch mehrere Kammermitglieder gegen denfelben. Sie be: 
merfen zupörderft, daß die Entziehung des Adels fich allerdings blos auf den 
Bereich des Staats erſtrecken fönne, und man den übrigen Staaten überlaf: 
fen müffe, ob fie dem Verbrecher den Genuß des Adels laffen wollten oder 
nicht. Der Bürger: und Bauernftand ftche dem Adel Feinesweges fo gegen: 
über, daß der Sträfling einem derfelben angehören müffe, er werde durch den 
Verluſt des Adels nur eben ein Nichtadelicher. 


In gleichem Sinne bemerkt Herr Staatsminiſter von Koͤnneritz, wie er 
nach den Beſtimmungen der Verfaſſungsurkunde politiſche Vorrechte des Adels 
nicht kenne und dem Deſiderio wohl am beſten abgeholfen ſeyn wuͤrde, wenn 
man das Amendement umkehre, und dem Wegfalle des Adels die Beſtimmung 
beifuͤge, daß dadurch privatrechtliche Verhaͤltniſſe nicht geſtoͤrt werden koͤnnten. 
Bei Frauen wuͤrde der Geburtsadel hinwegfallen, obſchon ſie den Namen und 
Stand ihrer adelichen Ehegatten beibehalten muͤßten. 


Nachdem hierauf das Guͤntherſche Amendement zahlreich unterſtuͤtzt wor: 
den iſt, und der Herr Antragſteller noch angefuͤhrt hat, daß, wenn der Adel 
wirklich keine politiſchen Vorrechte haben, die civilrechtlichen Verhaͤltniſſe aber 
nicht geändert werden ſollten, man am beſten die Erwähnung des Adels ganz 
weg⸗, ihn alfo fortdauern laffen würde, ingleichen daß bei Prüfung der Ah⸗ 
nen nah den Beſtimmungen bes Artikels eine große Ungewißheit entftchen 
müßte, fchlägt 

Se Königliche Hoheit Prinz Johann zur Ausgleichung und um bebenf: 
liche DVerhältniffe in den Familien zu vermeiden, vor, die Worte „vor dem 
Strafurchel” dahin abzuändern: 

aus einer vor dem Strafurthel gefchloffenen Ehe, 
übrigens aber den Artikel unverändert zu laffen. 


Auch dieß wird unterftügt und befindet man zum Behuf der Abftimmung 
die beiden Theile des Güntherfchen Amendements zu trennen. 


Als nun die Frage auf den erften, oben mit a. bezeichneten, Theil diefee 
Amendements geftellt wird, ergiebt fi, daß wieberum 18 Stimmen mit Je 
und eben fo viele mit Mein geantwortet haben. Der Gegenftand muß dahe 
ebenfals bis morgen ausgefegt bleiben. | i 
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Zu Artikel 9. find ferner von Herrn Birgermeifter Bernharbi und Uns 
terzeichnetem die unter 8. und 9. anliegenden Anträge gemacht worden, welche 
denfelben Gegenftand betreffen, und fi) nur dadurch unterfcheiden, daß nach 
dem Wunfche des Unterzeichneten Zuchthausftrafe auch den Verluſt des bereits 
gewonnenen Meifterrechts nach fich ziehen fol, mährend Herr Buͤrgermeiſter 
Bernhardi nur die erft nach erlittener Zuchthausftrafe nachgefuchte Erlangung 
des Meifterrechts von der Juftimmung der Innung abhängig machen will. ; 

Zur Unterftügung feines Antrags führt Unterzeichneter an: Der Ausdruck 
Meifter fey ein Ehrentitel, er erfege das Praͤdicat Herr, und fönne daher 
nur dem gebühren, welcher Ehrenrechte zu genieffen fähig fy. Man habe bei 
der Berathung in der Deputation dem Antrage entgegen geftelle, daß ein ent 
laffener Sträfling ja”auch nicht gehindert werden koͤnne, Bürger zu werben. 
Das ſey wahr, allein die Staͤdteordnung Fenne eine befondere Claſſe von 
Dürgern ohne Ehrenrechte, und ein nicht ehrhaftes Mitglied thue dem Anfehen 
und der Achtung einer Fleinern Gemeinpeit weit mehr Schaden als bem einer 
gröffern. Der gemachte Vorſchlag verhindere übrigens bie entlaffenen Straͤf⸗ 
linge auf feine Weife an der Betreibung ihrer Gewerbe, er folle nur dazu 
dienen, ihnen die mit diefem Gefchäfte und durch folches zu Theil werdenden 
Ehrenrechte zu entziehen. 

Diefen Gründen fügt Herr Biürgermeifter Bernhardi noch bei, wie es 
eben fo im ntereffe des Staats und des Publicums als der Innungen felbft 
liege, das Ehrgefühl diefer letztern aufrecht zu erhalten, und bemerkt inſon⸗ 
berheit 

‚Herr D. Großmann, wie hier auch das Intereſſe der Sittlichkeit berheiligt 
zu ſeyn fcheine. 

Gegen beide Anträge erflären fich indeffen der Herr Referent und mehrere 
Kammermitgliever. Man muͤſſe, bemerfen fie, den entlaffenen Steäflingen 
ihr Fortkommen eher erleichtern als erfchweren, ber Vorſchlag des Unterzeich 
neten werbe eine neue Elaffe von Gewerbtreibenden begründen und dadurch zu 
vielfachen Snconvenienzen Veranlaſſung geben. Er fen aber auch nicht noth- 
wendig, denn der Mame Meifter ſey nicht, oder doch nicht ausfchlieglich ein 
Ehrentitel, fondern er bezeichne nur, daß Jemand fein Meiſterſtuͤck tuͤchtig 
gemacht und die Befugniß zur Betreibung eines zünftigen Gewerbes erlangt 
babe, was aber die Ehrenrechte anlange, ſo beftünden folche in der Theil: 
nahme an den nnungsverfammlungen und. ber Befähigung zu Aemtern in 
nerhalb der Zunft, diefe aber entziehe auch der Artikel. Ueberdieß fey hier 
abermals von einer Strafe die Rede, welche ungleih, naͤmlich nur die Ge: 
noffen zünftiger Gewerbe treffe. Der Vorſchlag des Herrn Buͤrgermeiſters 
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Bernhardi aber ſcheine befonders deshalb bedenklich, meil er den Innungen 
Gelegenheit gebe, vielleicht gerade die geſchickteſten Arbeiter auszufcplieffen. 

Es wird hierauf der, ſchon vorher ausreichend unterftügte, Vorſchlag 

des Unterzeichneten, 

mit 27 Stimmen gegen 7, 
verworfen, wogegen der bes Herrn Buͤrgermeiſters Bernhardi die —** 
Unterſtuͤtzung nicht erlangt. 

Wenn demnaͤchſt Unterzeichneter in dem unter 10. anliegenden Antrage 
gewuͤnſcht hat, auch den Verluſt von Communalaͤmtern ausgeſprochen zu 
ſehen, ſo wird, um dieß zu erreichen, von der Deputation vorgeſchlagen, 
in der erſten Haͤlfte der Zeile 5 zu fen:  —_ 

der Staatsdienfte und andern öffentlichen Aemet, 
womit ſich Unterzeichneter einverftanden erklaͤrt. 
Dieſer Vorſchlag findet uͤbrigens 
einſtimmige 
Annahme, und muß wegen der oben erwaͤhnten ausgeſetzt gebliebenen Ent— 
ſcheidung uͤber den Antrag des Herrn D. Guͤnther auch die Frage uͤber den 
ganzen $. 9. noch unterbleiben. 

Eben ſo bleibt der Vortrag und die Entſchlieſſung uͤber den von der 
Deputation Seite 45 ihres Verichts vorgeſchlagenen Zuſatzparagraphen 9 b. 
wegen der noch zuruͤckſtehenden Entſcheidung über die Artifel 7. und 8. aus- 
gefegt umd findet nur mod 

Art. 10., zu welchen von Feiner Seite ein Antrag — iſt, unver⸗ 
aͤndert 


. 


einftimmige 


. Annahme. 


Hierbei wird indeffen wegen Ablaufs der Zeit abgebrochen und zur Tages: 
ordnung für morgen die Sortfegung der heutigen Berathung beftimmt. 
Vorftchendes, fo wie die in der Beilage B. enthaltene Faſſung der heute 
angenommenen Artifel, ſchrieb nieder 
Ernft Guſtav von Gersdorf. Ernft Friedrich Harp, 
Otto Graf Vitzthum. S. d. LK. 
v. Erdmannsdorf. 
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| Artikel 4. Ä Ä 
Es if jedoch ——— zu treffen; eim Gleiches finder flatt, wenn ein 
nländer im Auslande ober ein Ausländer im In- oder Auslande eins der 
in den Art. 81. und 88. bis mit 91. des fpeciellen Theils diefes Geſetzbuchs 


mähnten Verbrechen, fo wie eins der im 3. Capitel deffelben Theils aufge: 
führten Verbrechen gegen ausländifhe Behörden verübf hat. 


i Artikel 5. 
bleibt unverändert. 
Artikel 5b. 


kibt fo wie er Seite 93 des Deputationsberichts vorgefchlagen worden. 


Artikel 6. 


Die Todesftrafe — —— abgeliefert. Fordern jedoch die Angehörigen 
ns Hingerichteten den Leichnam deſſelben zuruͤck, fo ift er am fie zu überlaffen 
md von ihnen auf einem abgefonderten Orte auf dem Gottesacker des Orts, 
vo die Hinrichtung flattgefunden hat, in der Stille zu begraben. 

Artifel 7. 8. 9. 
md ausgefekt. 
Artifel 10. 
keibe unverändert. 
" MN 5. 
Antrag des Herrn Domherrn D, Günther. 
Zu Artifel 6. 

Die Todesftrafe follte nicht Öffentlich, "fondern in einem verſchloſſenen 

Kaume vor Zeugen und fonft mit amgemeffenen Feierlichfeiten volljogen 
NM 6. | 
Antrag des Herrn Bürgermeifters Hark. 

Zu $. 7. und 8. wünfche ich die Vorfchläge der Majorität der Deputation 

r zweiten Kammer angenommen zu- fehen. 
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MN. 
Antrag des Herrn Domherrn D. Günther. 
Zu Artifel 9. 


Der Verluft des Adelftandes folte nicht Folge erlittener Zuchthausftrafe 
ſeyn. Der Adel iſt ein Geburtsftand, der eigentlich nicht verloren gehen 
Fann. | 

Dan beantragt: dem beftraften Edelmann nicht den Adelftand, fon: 
bern nur den Gebrauch und Genuß der politifchen und. Ehrenrechte des Adels 
für feine $ebenszeit zu entziehen, womit man auch die ärgerliche Frage vermei: 
det: ob ein mit Zuchthaus beftrafter Edelmann nun ein Buͤrger oder ein 
Bauer werde? 


Ne 8. 
Antrag des Herrn Bürgermeifters Bernhardi. 


Zu Artikel 9. 
Wegfall der Worte: 
oder das Meiſterrecht, wenn ſie ſolches noch nicht gehabt, erlangen, 
und Vertauſchung des 
ſodann 
mit den Worten: 
wenn ſie das Meiſterrecht ſchon gehabt haben, oder noch zugeſtanden 
erhalten. 

Man ſollte nteinen, es muͤſſe in mehrfacher Beziehung daran gelegen feyn, 
daf das Point d’honneur des Handwerfsftandes und der Innungen, als im 
Staate beftchender und anerfannter Eorporationen, eher belebt und erhöht, als 
durch's Geſetz vermindert werde. Es iſt daffelbe ein wichtiges Befoͤrderungs⸗ 
mittel der Ordnung und des Zuſammenhalts im Handwerksverbande, auch ift 
es denen wohl zu gönnen, die nach überftandenen Schr» und Gefellen: auch 
Wanderjahren zum Meifterrechte gelangt find. Diefes Point X’honneur aber 
wird dur die Beftimmung im Gefeg: Entwurfe Art. 9., wornach ein zu ei: 
nem Jnnungsverbande gehörendes Individuum, welches Zuchthausftrafe erlitten 
hat und deshalb aller bürgerlichen Ehrenrechte verluftig geworden ift, dennoch 
berechtigt ſeyn fol, das Meiſterrecht in allen Fällen zu erlangen, gar fehr ver: 
legt; der Art von Esprit de corps, welche auch) die Innungen beleben muß, 
wird dadurch ein harter Stoß gegeben, wenn die Innung jeden ſolchen zum 
Meiſter aufnehmen. muß, der keines buͤrgerlichen Ehrenrechts theilhaftig ſeyn 
und werden kann, der ferner in anderem Vecrhäaͤltniſſe Rang, Titel, Ehren: 
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zeichen, Würde und Amt verloren hat. Der Handwerksmeiſter muß ebenfalls 
das Öffentliche Vertrauen genieffen, und das Publicum muß wünfchen, daß es 
mit unbefcholtenen chrenwerthen Meiftern zu thun habe. 

Jedenfalls müffen die Innungen fich fehr gefränfe und hintangefegt finden, 
wenn das Gefeg nicht nur den Meifter, wenn er Zuchthausftrafe erlitten, im 
Beſitze des Meifterrehts gefbügt, fondern auch den Gefellen, der in ſolchem 
ale ift, in den Beſitz des Meifterreches gefege wiffen will. 

Können num fchon Umftände eintreten, welche den aus dem Zuchthaufe 
Entlaffenen der Ertheilung des Meifterrehts würdig erfcheinen laffen, z. B. 
längere untadeliche Aufführung nah dem Austritt aus dem Juchthaufe, fo 
möchte doch die Enrfhlieffung wegen Zulaffung zum Meifterrechte der Innung 
anheim zu geben feyn und nicht als nothwendig im Geſetze aufgeftellt werden. 


N 9. 
Anträge des Herrn Buͤrgermeiſters Hartz. 

Im $. 9. wuͤnſche ich ferner den fetten Sat fo gefaßt zu fehen: 
Gewerbetreibende, einem Innungsverbande angehörige Perfonen koͤnnen 
jwar das Gewerbe fortfegen, oder unter denfelben Bedingungen und 
£eiftungen, welche die Erwerbung des Meifterrechts erfordert, das mit 
letzterm verbundene Befugniß zur Betreibung ihres Gewerbes erlangen, 
in welchem Falle fie auch die üblichen Beiträge an die Innungskaſſe 
zu entrichten haben. Das Meifterrecht felbft aber fönnen fie niche er: 
werben, verlieren ſolches auch, wenn fie es bereits beſitzen. 


N. 10. 
Im $. 9.. Zeile 5 wünfche ich geſetzt zu fehen: 


oder anderer Staats: und Communaldienſte. 


Zweite Abrheilung. 1. 25. n 16 
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13. 
Den 16. December 1836. 


Gegenwärtig find abwechſelnd: 


die Herren Staatsminifter von Lindenau, von Zeſchau, von Könnerik, 
desgleichen Herr Geheimer Juſtizrath D. Groff. 


Nach der durch die anweſenden 38 Mitglieder der erſten Kammer bewirkten 
Genehmigung des Protocolls der geſtrigen Sitzung erfolgt 


44. 
Vertrag aus der Regiſtrande Mr. 55. 56. 
der Vortrag aus der Regiſtrande, bei welcher unter 


Mr. 55. ein Protocofleptract der zweiten Kammer vom 8.1. M., das 
Königliche Decret über die im’ Mückftande gebliebenen Gehaltsiulagen der Eon: 
ferenzminifter und Appellationsggrichts« Präfiventen betreffend, eingegangen ift. 

Er wird der zweiten, dagegen 

Mr. 56. ein Königlihes Decret, die Aufhebung des über Erwerbung von 

Bauergrundftücen unterm 14. September 1522. erlaffenen Mandats betreffend, 

der erften Deputation überwiefen, und zeigt fodann der Here Präfivent die 
erfolgte Einfendung zweier Schriften des Heren Paftor Holft in Dederan, wo: 
von die eine die Tobesftcafe, die andere aber die Verwilderung eines Theils. der 
untern Volksclaſſen betrifft, an.. Sie follen zur Bibliorhef genommen werden, 
und übernimmt es der Herr Präfivent, dem Herrn DVerfaffer Namens der 
Kammer zu danfen. 

Indem man nun jur 
Tagesordnung 
gelangt, auf welcher ſich 
45. 
Fortfegung der Beratbung des Criminalgeſetzbuchs 5. 7.—9. 11.—19, 

die fortgefegte Berathung über den allgemeinen Theil des Eriminalgefegbubs 
befindet, wird zuwörderft die zur Einbringung von Anträgen zu den drei erften 
Kapiteln des fpeciellen Theils beftimmte Präclufivfrift auf den Antrag des Un: 
terzeichneten bis zum 24.1. M. Mittags verlängert, und geht man fodann 
zu bem 

Art. 7. zurüd. 
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Es blich geftern der Beſchluß über den Antrag des Unterzeichneten, wegen 
Faffung $. 7. nach dem Vorſchlage der Deputation der zweiten Kammer, und 
fonah des Wegfalls jeder Schärfung als nothwendiges Attribut der Zucht: 
hausftrafe erften Grades, wegen Gleichheit der Stimmen ausgefegt.. Bei ber 
jegt ermeuerten, Frage wird der Antrag des Unterzeichneten, 

- mit 20 Stimmen gegen 18, 
abgeworfen, und reviviscirt fonach der am Schluffe des Hüblerfchen Separat: 
voti Seite 165 eventuell gemachte Vorfchlag, die Zuchthausftrafe erften Gra- 
des anftatt der Züchfigung, unter deren Wegfall, vielmehr durch dunfeln Ker- 
fer als norhwendiges Attribut zu ſchaͤrfen, und will’ Herr Bürgermeifter Hübler 
den Dumfelarreft, wie. er erläuternd beifügt, auf 10 bis 30 Tage nor: 
mirt fehen. 

Dei geftellter Frage wird dieſer Hiüblerfche Antrag, 

mit 20 Stimmen gegen 18, 
angenommen, und erfolge fodann vorbehältlich der von Unterzeichnetem morgen 
vorzulegenden Faffung, die Annahme des $. 7. 

mit 27 Stimmen gegen 11. 

Herr Staatsminifter von Lindenau giebt hierauf zu vernehmen, wie ſich 
bei den in Waldheim und Zwickau gemachten Werfuchen der Dunfelarreft bis 
jetzt nicht als zweckmaͤſig bewährt habe, da er dem Faulen, dem Arbeitslofig- 
keit Genuß fen, nicht als empfindliche Strafe erfcheine, und erklärt 

Herr Staatsminifter von Könnerig, daß die Staatsregierung ſich ihre Er: 
flärung über die Annahme des fo eben gefaßten Beſchluſſes noch vorbehalten 
müffe, da es an genügenden Erfahrungen über die Zwecfmäfigfeit des Dunkel— 
arrefts noch fehle, und allerdings die Beforgniß, daß er der Geſundheit nach— 
theilig werden fönne, noch Feinesweges befeitigt fen. 

Indem hiernaͤchſt Unterzeichneter auf den ſchon am 12. 1. M. geftellten, 
damals aber zum 7. Artikel verwiefenen, unter 11. abſchriftlich anliegenden, 
Antrag zuruͤckkommt, nach welchem der Ueberverdienfi der Sträflinge der Zucht: 
und Arbeitshäufer geringer normirt werden wiirde, als Seite 23 des Deputa- 
tionsberichts. angegeben worden ift, bemerft 

Herr Staatsminifter von Lindenau, daß bei jener Angabe ein Irrthum 
obwalte. Den Sträflingen aller Art werde etwa eim Wiercheil ihres Verdien⸗ 
ftes als Weberverdienft angerechnet, und. es betvage derfelbe, je nachdem Einer 
jur Hausarbeit, Lohnarbeit fuͤr Fabriken oder zur Hausmanufactur gebraucht 
werde, monatlich erwa A bis 8 Groſchen, bei der Lohnarbeit auch wohl 16 
Groſchen, ja bis zu Einem Thaler. Won diefem Meberverdienfte werde nun 
die Hälfte den Straͤflingen überlaffen, die fi davon Fleine Genuͤſſe, meift 

16°? 
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Schnupftabak, Bier, Milch oder Hering verfhafften, während die andere 
Hälfte geſammelt und dem Derinirten bei feiner Entlaffung ausgehändigt werde. 
Nicht leicht berrage ſolche daher, felbft bei lange Veſtraften, mehr als 8 bis 
410 Thaler, und das werde wohl nicht zu hoch erſcheinen, um dem Entlaffenen 
den Ruͤcktritt in das bürgerliche Leben zu erleichtern. 

Durch diefe Erläuterung finder ſich Unterzeichneter befriedigt, nimmt feinen 
Antrag zurück, und geht man zu 

Art. 8. fort, welchen Unterzeichneter laut der Beilage des geftrigen Proto: 
cols Nr. 6. eben fo gefaßt zu fehen gewünfche hat, wie dieß die Deputation 
der zweiten Kammer vorſchlaͤgt. Unterzeichneter erflärt indeffen, daß er die in 
jener Faffung unter 3. aufgeführte Schärfung durch einfame Einfperrung in 
Wegfall bringe, da ihm von der Deputation verfichert worden fen, wie man 
bie einfame Einfperrung in den Strafhäufern ohnehin für gewiſſe dazu geeig: 
nete Individuen zur Beförderung der Disciplin einzurichten beabfihtige. Was 
die ſonach noch übrig bleibenden Schärfungsmittel anlangt, fo werden förper: 
liche Züchrtigung und zwar mit 30 bis 90 Ruthenſtreichen (Me. 1.), für 
männliche DBerbrecher hartes Lager (Mr. 4.) und Entiejung warmer Koſt 
(Mr. 5.) 

einftimmig angenommen; 
der Dunfelarreft Mr. 2. aber wird, 
mit 23 Stimmen gegen 15, 
abgelehnt, dabei aud) der von 

Sr. Königlihen Hoheit dem Prinzen Johann gemachte Antrag, Zuͤchti⸗ 
gung und hartes Lager nicht mit einander verbinden zu laffen, 

einftimmig 
angenommen, wobei man mit 

Herrn Staatsminifter von Koͤnneritz derüber einverftanden iſt, daß alle 
diefe Schärfungsmittel auch als Disciplinarftrafen im Laufe der Strafzeit ge— 
braucht werden fönnen, indem der legte Sat $. 8. nach der Faffung der De: 
putation der zweiten Kammer, welcher 

unanim 
angenommen wird, blos von ber gefeglichen, beim Eintritte in die Strafan: 
ſtalt zu verhängenden, Schärfung handelt. 

Endlich hat num noch die Deputation BI. 43 ihres Berichts unter c. dar- 
auf angetragen, bei lebenslänglicher Zuchthaueſtrafe eine Schaͤrfung nicht ein: 
treten zu laffen, und wird folches, 

mit 34 Stimmen gegen 2, 
angenommen, obwohl zwei Kammermitglieder zu erfennen geben, wie fie jekt, 
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und nach Wegfall der Züchtigung als nothwendiges Attribut der Zuchthaus: 
firafe erften Grades, eine Schärfung auch in dem hier vorliegenden Falle wohl 
für zulaͤſſig hielten. 

Endlich wird Art. 8. vorbehäftlih der von Unterzeichnetem zu entwerfenden 
Faſſung, fo wie er fih nunmehr geftaltet hat, 

unanim 
angenommen. 

Man gelangt num zu dem geftern cbenfalls wegen Shimmenglihti aus: 
gefegten 

Art. 9., wobei der im geftrigen Protocolle hinſichtlich des Verluſts der 
politifhen und Ehrenrechte des Adels von Herrn Domherrn D. Günther ge: 
machte Antrag zur Abftimmung kommt. Er wird indeffen, 

mit 20 Stimmen gegen 16, 
abgelehnt, fodann aber der, ebenfalls im geftrigen Protocolle angeführte, An: 
frag des Herrn DMeferenten wegen des Adels der aus einer vor erlittener Zucht: 
hausftrafe eingegangenen Ehe erzeugten Kinder, 

mit 35 Stimmen gegen 1, 
endlich Art. 9. wie er fih nunmehr geſtaltet, 

einhellig 
angenommen. 

Nachzuholen iſt ferner noch der von der Minoritaͤt der Deputation Seite 
44 fig. ihres Berichts vorgeſchlagene 

Art. 9b. wegen fubfidiarifcher Einführung der Seflungsfrafe, welcher eine 
lebhafte Discufjion veranlaßt. 

Bon mehrern Seiten, infonderheit von den zur Majorirät der Deputa: 
tion gehörenden Kammermitgliedern, werden Gründe gegen die Annahme des 
Art. Ob. angeführt. Sie beftchen hauptfächlich darinn: Der Antrag be: 
gründe eine Ungleichheit vor dem Gefege, ein Privilegium der Strafe, welches 
der Öffentlichen Meinung jedenfalls auf das Beftimmtefte widerfpreche. Der 
$. 34. der Verfaffungsurfunde verlange, daß Stand und Geburt kein Vor— 
recht ſolcher Art begründen folten, hier aber ſcheine eine Ausnahme für ein 
zelne Stände zu entftehen, eine Ungleichheit vor dem Gefege, die um fo incon- 
fequenter fey, als fie auf der einen Seite eine Exemtion aus der Claſſe der 
gewöhnlichen Verbrecher begründen, auf der andern Seite aber eben fo enteh⸗ 
rend als Zuchthaus feyn ſolle. Das Zufammenteben mit rohen Verbrechern 
und die Zwangsarbeit würden durch die Hausordnung gar fehr gemildert, die 
Verbuͤſſung der Feftungsftrafe im Landesgefängniffe fey völlig unpaffend, und 
fo fen es jedenfalls angemeffener, die Verwandelung des Zuchthauſes in Fe— 
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ftungsftrafe der Königlichen Gnade anheim zu flelen, als fie gefelich auszu⸗ 
fprechen. 

Dagegen führen die Mitglieder der Minorität zur Unterftürung ihres Vor: 
ſchlags an: Die Begünftigung einer beftimmten Elaffe von Staatsbürgern ſey 
ihnen nicht in den Sinn gefommen, wohl aber hätten fie erwogen, daß «s 
Vergehen gebe, die der Staat: zwar hart ahnden müffe, die aber an ſich in 
der. öffentlichen Meinung feinesweges entehrend ſeyen, ingleichen daß die Zucht: 
hausftrafe für Perfonen höherer Bildung ungleich härter fen, als für die min- 
der Gebilveren. Mur für ſolche Säle, bei denen der Richter fich felbft beengt 
fühle, wenn ihm fein Ausweg als Zuchthaus übrig bleibe, häcten fie Feſtungs— 
firafe in Vorſchlag gebracht, fie fey eine fubfidiarifhe, eine paffende, wo die 

gewöhnliche offenbar nicht paſſe. Möge ſich die oͤffentliche Meinung in ab- 

stracto gegen den Vorſchlag erflären, im concreten Falle der Art, wie ihn 
die Antragfteller gedacht, werde fie gewiß beiftimmm. Die Gefeg : Entwürfe 
von Baiern und Hannover geftarteren in ähnlichen Fällen ebenfalls die Ver: 
wandelung in Feftungsftrafe, und die Begnadigung erfige den Vorſchlag nicht, 
theils weil fie eine Verlängerung ber Feftungsjirafe, wie fie Art 9b. vorfchle: 
ge, nicht verfügen dürfe, theils weil es denn doch ſehr zweifelhaft fen, ob im 
Falle der Begnadigung eine Strafart gewählt werden-fönne, die das Crimi— 
nalgefeg gar nicht Eenne. 

Am Sinne der Majorität macht demnaͤchſt Herr Geheimer Zuſtinreth D. 
Groſſ darauf aufmerkſam, daß Feſtungsſtrafe in Baiern nur im Wege der 
Begnadigung, in Wuͤrtemberg nur ſtatt Arbeitshaus und Gefaͤngniß und in 
Hannover nur mit Genehmigung des Cabinetsminiſterii, alſo gewiffermaafen 
ebenfalls durch Begnadigung, vorfomme, und äuffert ſodann 

Herr Staatsminifter von Könnerig, wie die Regierung auf den gemach⸗ 
ten Vorſchlag einzugehen vielleicht nicht abgeneigt feyn würde, wenn er micht 
ganz unausführbar wäre, da «8 an Gelegenheit zur Verbuͤſſung fehle, ver 
Zweck des tandesgefängniffes aber ganz verfehlt ſeyn würde, wenn in daffelbe 
auch Verbrecher aufgenommen werden müßten, bie eine, die bürgerliche Ehre 
raubende Strafe zu verbüffen hätten. 

Zufegt Auffert noch Her Domherr D. Günther, wie er dem Vorſchlage 
der Minoricät beizutreten nicht abgeneigt feyn wuͤrde, wenn theils die Ehren: 
nachtheile von der Feſtungsſtrafe entfernt, theils die fehr unbeftimmten Worte 
„wegen eintretender befonderer Umftände” anders und zwar fo normirt würden, 
daß dadurch dem Ermeſſen des Michters ein beftimmees Princip untergelegt 
werde. 

Auf beide Vorſchlaͤge glauben indeffen die Mitglieder der Minorieät nicht 
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eingehen zu können, einmal, weil es bedenklich erfcheine, Männer, bie ſich fo 
ſchweren Vergehens fhuldig gemacht härten, in Aemtern und Ehrenftellen zu 
laffen und dann, weil fich die angefochtenen Worte nicht wohl beftimmter faf: 
fen lieffen, da eben hier nur das Ermeffen des Michters nach den beſondern 
Verhäftniffen entſcheiden koͤnne. 

Bei der hierauf erfolgenden Abſtimmung beſchließt man, ſolche auf jeden 
der drei im vorgeſchlagenen Artikel enthaltenen Saͤtze geſondert zu richten. Da 
indeſſen ſchon der erſte derſelben, 

mit 20 Stimmen gegen 18, 
abgeworfen wird, ſo bedarf es einer weitern Abſtimmung nicht, und man 
kann, nachdem Art. 10. geſtern ſchon angenommen worden, fofort zu 

Art. 11. übergehen, bei welchem Herr Graf von Hohenthal und Herr 
von Carlowitz auf eine Abänderung des erften Gates in der Maafe angetra: 
gen haben, daß die Gefängnißftrafe ſchon bei einer Dauer von 8 Wochen ini 
Sandesgefängniffe verbüßt werben fole. Da indeffen die hierauf zu faſſende 
Enefchlieffung zum Theil mit davon abhängen wird, ob der von der Deputa⸗ 
tion zw Art. 214. gemachte Vorſchlag angenommen wird oder nicht, fo fommt 
man mit Zuffimmung der Herren Antragfteller dahin überein, die Annahme 
des erften Satzes bis nach Abftimmung über Art. 214. ausgefegt ſeyn zu laſſen, 
und würde zugleich die Abänderung aller derjenigen Stellen vorbehalten blei: 
ben, , welche von der hier zu treffenden Beſtimmung abhängig find, und ſich 
bei Annahme des Antrags der Herren von Carlowig und Graf Hohenthal 
nothwendig ändern müffen. 

Der Antrag der Deputation unter b. wegen Weglaffung der Worte „und 
Geleuchte“ finder | 

einftimmige 
Annahme, und hat demnächft Unterzeichneter den unter 12. anliegenden Antrag 
geſtellt, nach welchem den Gefangenen nicht die Hälfte ihres Verdienſtes ſon⸗ 
dern nur dasjenige verbleiben fol, was nicht zur Deckung der Unterfuchungs>, 
Derentions: und Agungsfoften erforderlich iſt. 

Zur Unterftügung führt Unterzeichneter an: Daß den Sträflingen in den 
Zucht: und Arbeirshäufern ein Theil ihres Verdienſtes überlaffen werde, finde 
er ganz angemeffen, denn fie würden ihrem ganzen frühern Verhaͤltniſſe ent: 
jogen und bebürften daher nothwendig eines Fleinen Fonds bei ihrem Wieder: 
eintritte in das bürgerliche Leben. Anders fen dieß bei den in den Gefängnif: 
fen Detinirten, welche in der Regel ungeftört in ihren Verhaͤltniſſen blieben. 
Jedenfalls fiche dem Richter das Recht zu, vor allen Dingen die Verguͤtung 
der Koſten von dem Beſtraften zu fordern, und bleibe es bei der Beſtimmung 
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des Artikels, fo werde am Ende jeder Gefangene das Recht haben, Arbeit zu 
verlangen, die doch in den Patrimonialgefängniffen in der Regel nicht zu ſchaf⸗ 
fen fen. 

Nachdem der Antrag unterftügt worden ift, bemerft zu deffen Bevorwor⸗ 
tung Herr Bürgermeifter Schill, wie fi) wohl gar Manche Gefängnißftrafe 
wünfchen möchten, wenn fie neben Koft, Kleidung, Beheizung und allen an: 
dern Bedürfniffen noch baaren Verdienſt haben follten, und aus der Beſtim— 
mung des Artifels nur eine Beläftigung für die Obrigfeiten entftehen wuͤrde. 

Zur Befeitigung des geftellten Antrags führt demnaͤchſt Herr Staatsmini: 
ſter von Könnerig an, wie Unterzeichneter der Theorie nah zwar ganz Recht 
habe, aus practifhen Ruͤckſichten aber der Gefeg-Enmwurf vorzuziehen fen, da 
die Beſchaͤftigung der Detinirten Aufferft fehwierig fey und fie nur einen guten 
Fortgang haben könne, fofern der Gefangene felbft weſentlich dabei intereſſirt 


ſey. 
Bei der Abſtimmung findet hierauf der Antrag des Unterzeichneten, 
mit 25 Stimmen gegen 9, | 
Annahme, und hat demnächft Unterzeichneter noch einen zweiten, biefem Pro: 
tocolle unter 13. beigefügten, Antrag geftellt, welcher indeffen die erforderliche 
Unterftügung nicht findet. 
Dagegen erlangt der von der Deputation Seite 46 ihres Berichts vorge: 
ſchlagene Schlußzuſatz 
einſtimmige 
Annahme, und wird der $. 11., wie er ſich nunmehr geſtaltet hat, mit Vor: 
behalt künftiger Faffung des erften Satzes ebenfalls 
unanim 
angenommien. 
Zu 
Art. 12. liegen mehrere Anträge vor, namentlich das Separatvotum des 
Heren Bürgermeifters Hübler, das Amendement Sr. Königlichen Hoheit des 
Prinzen Johann, welches diefem Protocole unter 14. beiliegt, und das des 
Unterzeichneten unter 15. 
Da fie ſich vielfach; durchkreuzen, fo beſchließt man fie durch Fragftellun - 
gen, die auf das Materielle gerichtet find, abzuwickeln. 
Indem man fi nun zuerft zu der Frage wendet, ob Förperliche Züchtigung 
bei der. Arbeitshausftrafe als Schärfungsmirtel zuläfjig feyn fol, erflärt fi) 
Herr Bürgermeifter Hübler dagegen, da die Strafe des Arbeitspaufes der 
Ehre nicht nacheheilig feyn ſolle, Schläge aber bei Erwachfenen immer etwas 
Schimpfliches feyen. 
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Nachdem hiergegen ber Herr Meferent bemerft hat, wie hier die Züchti- 
gung ja ‚nicht unbedingt, fondern nur in dem Falle zuläffig ſeyn folle, wo fie 
bei $. 20. als fubfidiarifche Strafe ohnehin werde beliebt werden, und * 
in Baiern ganz Aehnliches beſtehe, wird die Frage: 
Soll fürperfich Züchtigung als Schärfung bei Arbeitshausfkrafe zu⸗ 
laſſig ſeyn? 

mit Ja, und zwar 
von 24 Stimmen gegen 10, 

beantwortet. 

Die zweite Frage betrifft die Zulaͤſſigkeit der koͤrperlichen Zuͤchtigung als 
Schaͤrfung bei Gefaͤngnißſtrafe und wird dagegen inſonderheit angeführt, daß 
dadurch die, Stufenleiter der Strafen verrückt zu werben feheine, daß nicht eine 
Obrigkeit wie die andere verfahren werde, und man am Ende in der öffentli- 
hen. Meinung felbft Gefängnißftrafe für entehrend anfehen werde. 

Bei der hierauf geftellten Frage erflären ſich indeffen 

2 Stimmen gegen 9, 
für die Zuläffigfeit der körperlichen Züchtigung als Schärfung bei der Gefäng: 
nißftrafe, es wird auch das von der Deputarion Seite 47 ihres Berichts vor: 
gefchlagene Eitat $. 20. 

einflimmig 
angenommen. 

Eben fo iſt man damit, daß auffer der im Gefeg-Entwurfe bereits enthalte: 
nen und von feiner Seite monirten Beſchraͤnkung auf Waffer und Brod auch 
hartes Lager als Schärfung der Arbeitshaus: und Gefängnißftrafe eintreten, 
daß jedoch nach dem Antrage des Herrn Meferenten Züchtigung und hartes La— 
ger niemals verbunden werden follen, 

einſtimmig 
einverſtanden, und wird Art. 12. wie er ſich nunmehr geſtaltet hat, vorbehaͤlt⸗ 
lich der Faſſung, 

mit 37 Stimmen gegen 1, 
angenommen. 

Bei 

Art. 13. werden eine von der Deputation Seite. 47 des Berichts be: 
anfragte Faffungsveränderung, und, mit ihr der Artikel felbft, 

einffimmig 


angenommen. 
Zmweite Abtheilung. 1. 3b. 47 
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Zu 
Art. 14. wirb die von der — unter a. 7-6 Gofıngs- 
veränderung 
einftimmig 
angenommen, bie unter b. aber und mit ihr der Beſchluß über den Artikel felbft 
bis nach Beſeitigung des Art. 18. ausgeſetzt. 
Der 
Art. 15. findet. unverändert und 
einhellig 
Annahme. 
Eben fo erlangen bei 
Art, 16. die Anträge der Deputation Seite 48 und. 49 
unanime 
Annahme, gegen den Depiitätionsantrag unter c. aber ‚macht 
Herr Geh. Juſtizrath D. Groſſ, die in der Ausführung, zumal bei einer 
großen Zahl von Verbrechern bie zugleich. detinirt werben, eintretenden Schwie⸗ 
rigfeiten geltend. 
Indeſſen werden ber Antrag und 
Art. 16. felbft, wie er fih nunmehr geflaltet, 
von allen Stimmen 
angenemmen. 
| Dem von ber Deputation Seite #9. und 50 ihres Berichts unter d. und 
e. beantragten Zufaßartifel 
Art. 16b. wird 
einftimmige 
Annahme zu Theil, jedoch mit der, um der Mebertinftimmung mit der zweiten 
Kammer willen, von dem Herrn Juſtizminiſter beantragten Abänderung, daß 
Seite 50 Zeile 1 fat Strafart, „Strafarten” gefegt werden fol, und ift da- 
bei zu. bemerfen, daß die Seite 50 des Deputationsberichts nicht eingeruͤckten 
Zeilen „Wenn befonderer — überzugehen” noch zur beantragten Faſſung des 
Artikels gehoͤren. 
Eben fo finder bei 
Art. 17. der von der Depuration Seite 50 beantragte Zuſatz, mit der 
einzigen, -ebenfalls um der Uebereinftimmung mit der zweiten Kammer willen, 
vom Herrn Minifter von Koͤnneritz gewuͤnſchten Abänderung dis Wortes „zu 
erkannter“ in „anferlegter ” ımd der Art. 17. felbft 
einftimmige 
Annahme. 
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Mehr Discuffion entfteht dagegen- bei 
Art. 18., für welchen die Deputation Seite 51 eine Steigerung der Geld⸗ 
ftrafe von 8 Grofchen bis zu 10 Thle. — — für jeden Tag beantragt: hat. 

Unterzeichneter hat dagegen laut des unter 16. anliegenden Amendements 
die Steigerung nur bis zu 2 Thlr. geflatter zu fehen gewuͤnſcht, erflärt aber, 
daß er feinen Antrag in Folge, der ihm von ber Deputation eingehaltenen 
Gründe, nunmehr auf die Zuläffigfeis einer Steigerung von 8 gr. bis zu 5 Thlr. 
ſtelle. 

Zur Unterſtuͤtzung dieſes Antrags, mit welchem ſich auch die Deputation 
einverſtanden erflärt, führe Unterzeichneter an, wie er zwar eine Normirung der 
Geldftrafe in der Maafe, daß fie auch dem Meichen empfindlich werde, wünfche, 
ihm aber ein zu großer Spielraum bedenklich erfcheine, weil nur der Unterrich⸗ 
ter in der Regel die Wermögensverhäleniffe der. zu Beſtrafenden einigermaafen 
kenne, der höhern Behörde im Falle eingewenderen Mecurfes aber faft immer 
die Mittel abgehen würden, zu beurtheilen, ‚ob der Unterrichter mehr oder min: 
der den Verhältniffen angemeffen gehandelt habe. 

Nachdem der fo modificirte Antrag des Unterzeichneten auereichend unter⸗ 
ſtuͤtzt worden iſt, erklaͤren ſich mehrere Stimmen gegen jede andere als eine 
feſte Beſtimmung der für einen Tag Gefaͤngniß zu rechnenden Geldſtrafe, und 
es führt namentlich : 

Herr Dombere D. Günther an, wie die Sache fo lange gänzlich unaus: 
führbar bleiben müffe, als nicht eine in der Maafe veränderte Gerichteverfaf: 
fung eintrete, daß der unterfudiende, mit ben Verhaͤltniſſen befannte, Richter 
auch felbft erfenne. Härte eine dritte Behörde zu erkennen, fo werde ihr 
nichts übrig bleiben, als flets den niedrigften Sa ju wählen, ber noch geringer 
fey, als das bisherige Maas. 

Eben fo erklären Herr Staareminifter von KRönmerig und Herr Geheimer 
Juſtizrath D. Groff die Sache für unansführbar, zumal da die Obrigkeit die 
Strafe in der Megel felbft beziehe, alfo ein Intereſſe an deren Höhe habe. 
Eine Gleichheit der Strafen in Biziehung auf die Empfindlihfeit für den Be— 


 firaften ſey unerreichbar, und auch eine Fleine Geldſtrafe gehe an dem Reichen 


nicht ohme unangenehme Empfindung vorüber, weil er das Geld als Strafe 
erlegen müffe. jedenfalls ſey der Sag von 8 gr. zu gering und es nicht 
paffend, wenn man. von der erft neuerlich bei Gelegenheit des Strafgefeges we: 


| gen der imdirecten Abgaben getroffenen Beftimmung, daß der Tag Sefängniß 


) einer eig von 16 gr. gleichſtehen ſolle, ſchon jetzt wieder abgehen wollte. * 


Beim Beim Berlefen wird bemerft, wie Hert Etanttminift: rt. von Könncrik auch Darauf 


17 * 


| aufmerffam gemacht habe, daß wenn zuvoͤrderſt gegen bie ertannte Strafe, forann 


| 
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Dagegen wird indeffen Seiten des Herrn Meferenten und mehrerer Kam 
mermitglieder erinnert, daß die Ungleichheit der Strafen in Beziehung auf ben 
Beftraften nirgends gröffer fey als bei den Gelöftrafen, daß die angemeffene 
Normirung um fo unerläßlicher erſcheine, als der Geſetz Entwurf den Geldſtrafen 
eine fo große Ausdehnung gegeben habe, und daß die Beſtimmung zu gerin: 
ger Geldftrafen nur als eine. Begünftigung der Reichen erfcheinen würde, 

Hierauf wird der Antrag des Unterzeichneten, dem bie Deputation beige: 
treten, 

mit 32 Stimmen gegen 5, 
und ebenfo der Art. 18 felbft, 
mit 32 Stimmen gegen 5, 
angenommen. 
So fann man nunmehr zu bem oben ausgefet gebliebenen Befchluffe bei 

Art. 14. zurädgehen, und werben nunmehr der dafelbft von der Depnta- 
tion Seite 37 und 38 unter b. gemachte Zuſatz, fo wie mit demfelben Art. 
14. felbft, , 

von 33 Stimmen gegen 4, 
angenommen. 
Bei 
. Art. 19. hat bie Deputation eine- doppelte Abänderung vorgefählagen, und 
wird folche, fo wie der Artikel felbft, 
einhellig 
angenommen, wobei indeffen zu bemerfen, daß es in ber Seite 51 für den 
Schlußzuſatz vorgefchlagenen Faffung 
a.) ſtatt „Artikel heiffen muß „Urthel““, ingleichen daß 
b.) nad dem Worte „oder die Worte „auf entfprechende” einzufchalten find. 
Hierbei mußte indeffen wegen Ablaufs der Zeit abgebrochen werben. 
Die Faffung der heute angenommenen Artikel enıhält die Beilage C. 
Nachrichtlich anher bemerkt von 
Ernft Guftav von Gersdorf. Ernft Sriedrih Harg, 
Dietrih von Miltig. S. d. J. K. 
Carl v. Metzſch. 


x 


aber gegen den bei Verwandelung des Gefaͤngniſſes in Geld angenommenen Maas 
ſtab Recuts eingewendet würde, in einer unbedenienden Sache muthmaaslich vier 
verſchiedene Entscheidungen erfolgen koͤnnten, wodurch die Unterfuchungen versögert, 
die Kofien gehäuft und die Inculpaten felbft weſentlich benachtheiligt werden müßten. 
Bemerft von 
Ernft Friedrich Gars, 
S. d. JL. K. 
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C. 


Artikel 7. 


Die Zuchthausſtrafe —— angehalten. Die zur Zuchthausftrafe erften 
Grades verurtheilten Sträflinge beider Geſchlechter werden bei der Einlieferung 
mit Dunfelarreft auf eine im Urthel zu -beftimmende ununterbrochene Zeit von 
10.bis 30 Tagen belegt, und ihnen nachher — — Klo angelegt. 

Artikel 8. 

Die Zuchthausftrafe beider Grade kann gefchärft werben: 

1.) bei männlichen Verbrechern, deren $eibesbefchaffenheit es geftattet, durch 
förperliche Züchtigung ‚von 30 bis 90 Nuthenhieben, 

2.) durch hartes Lager auf 10 bis 30 Tage, jedoch nicht länger als zwei 
Tage hinter einander und 

3.) dur Entziefung warmer Koft bis zu drei Monaten und unter glel- 
her Beſchraͤnkung. 

Auf die Anwendung dieſer Schärfungsarten und ob mehrere derfelben zu 
verbinden find, iſt jedesmal im Urthel zw erkennen, jedoch dürfen die unter 1. 
und 2. genannten Schärfungsmitrel niemals mit einander verbunden werden. 
Lebenslaͤngliche Zuchthausftrafe ift niemals zu ſchaͤrfen. 

Artikel 9. 

Wirklich erlittene Zuchthausftrafe zieht als nothwendige Folge — — 
und der aus einer vor dem Strafurthel gefhloffenen Ehe erzeugten Kinder, in- 
gleihen den Verluſt der Ehrenzeichen, des Nanges oder Titels, der. academis 
fhen Würden, des Staatsdienftes oder anderer öffentlicher Aemter fo wie der 
Advocatur und ꝛc. 


Art. 10. befinder fi beim vorigen Protocolle. 


Artikel 11. 


(der erſte Sag iſt ausgefetzt geblieben bis nach der Beſchlußfaſſung über 
Art. 214.) 

In fofern die Detinirten — — Lagerflätte zu verforgen — 
Arbeit zu befchäftigen, von deren Ertrage die Unterfuchungsfoften und der Un: 
terhale der Gefangenen zu beftreiten find, wogegen der etwanige Ueberfchuß den 
Detinirten bei ihrer Entlaffung auszuhändigen ifl. Der Zutritt zu den Sträf: 
lingen —— ununterbrochen verbüßt werben, eine Ausfegung derjenigen, 
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welche in den Gerichtsgefängniffen vollſtreckt werden, iſt von dem Unterfuchungs: 
rihter nur aus erheblichen zu den Acren zu befceinigenden Gründen zu. ge⸗ 
ſtatten. 

Artikel 12. 


Arbeitshaus: und Gefaͤngnißſtrafen koͤnnen durch koͤrperliche Zuͤchtigung 
wo ſolche zulaͤſſig (Urt, 20.) oder zeitliche Beſchraͤnkung ver Koſt auf Waſſer 
und Brod oder auf beide Art zugleich geſchaͤrft werden. Statt diefer Schar: 
fungsmittel kann auch hartes Lager eintreten, jedoch nicht mit körperlicher Züc« 
tigung zugleich. 

Diefe Schärfung iſt — — farm nicht über 90 Hiebe, das harte 
Sager nicht über 30. Tage, die Beſchraͤnkung der Koft nicht über drei Monate 
fleigen und beide letztere dürfen ununterbrochen nicht über zwei Tage dauern. 


Artikel 13. 


Bei Verbrechen — welche diefelbe fonft ihtem Stande nach ver: 
richten, jedoch fol — — verbüßt werden. 


2 Artikel 14. 


Geldſtrafen ————— oder in fpätern Geſetzen und Verorduungen 

angeorbnet find. 

Dei Zumeffung von Geldftrafen, die nicht nach dem Betrage des uner- 
laubten Gewinnftes.oder des unerlaubterweife Verſprochenen oder Gegebenen be: 
rechnet werben, hat ber Dichter auch auf bie ihm befannten Bermögensum: 
ftände des Sträflinge Ruͤckſicht zu. nehmen. 


Artikel 15. 
bleibt unverändert. & 


Artifel 16. 


Sebenslängliche Zuchthausftrafe Fann im erften und zweiten Grade erkannt 
werden. Zeitliche Zuchthausſtrafe kann nicht über 20 Jahre und im erſten 
Grade nicht unter 2 Jahren, im zweiten Grade nicht unter einem Jahre, Ar= 
beitshansftrafe ———— Gefängnißftrafen nicht unter einem Tage und in ſo⸗ 
fern nicht — Bei der Dauer aller auf eine gewiſſe Zeirfrift beſtimm⸗ 
ten Strafen iſt der Tag zu 24 Stunden, der Monat zu 30 Tagen und das 
Jahr nach der gewöhnlichen Kalenderzeit zu berechnen. 

Mur bei der Handarbeitsftrafe ıc. 
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Artifel 16h. 
Berm in diefem Geſetzbuche dem Michter die Wahl zwiſchen mehrern Straf: 





sten gelaffen ——— auch bie geringern Strafarten in feiner längern Dauer 
— zuerkennen. 
Ingleichen darf der Richter — — aberzugehen. 


(NB. Diefe Faſſung findet ſich Seite 49 und 50 des Deputasisnsbe 
its der erſten Kammer. ) 

Artifel 17. 

—— welche ihren Lebensunterhalt durch Handarbeit gewinnen, kann 
er Richter bei auferlegter Arbeitsſtrafe nach feinem Ermeſſen die Verbuͤſſung 
nit Unterbrechungen geſtatten; doch find dieſelben in einer Woche mindeſtens 
u Berbüffung von drei Straftagen anzuhalten. 


Artifel 18. 
Faßt in einer ——— einer Geldftrafe von 8 Groſchen bis 5 Thalern, 
xihes von bem Unterfuchungsrichter nach den ihm bekannten Bermögensum: 
inden des Sträflings feftzufegen ift, ‚gleich zu achten. Es ift jedoch wc. 


Artifel 19. 


Die Vollſtreckung — — dverhaͤltnißmaͤſige nach 16 Groſchen den 
ag zu berechnende Gefaͤngniß — — zu verwandeln, oder es iſt bei alternativ 
xtkannter Geldſtrafe auf das im Urthel ausgeſprochene Maas des Gefaͤng⸗ 
ſſes oder auf entſprechende Handarbeit zurüctjugehen. 


| RM. 
Unterzeichneter erlaube ſich den Worſchlag: 
Es möge in der Schrift darauf angetragen werben, dafs der als Ueber: 
verdienft zu betrachtende Antheil an dem Ertrage der Arbeit der Zucht: 
und Arbeitspausfträflinge geringer als Seite 23 des Deputationsgut: 
achtens der aflen Kammer angegeben worden, normirt werden. 


Hark. 
N 12. 
Anträge des Herrn Bürgermeifterd Harp. 


Im $. 11. wuͤnſche ich die Worte „und iſt won dem Ertrage 
überlaffen ” dahin abgeändert zu fehen : 
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von deren Ertrage die Unterfuihungskoften und der Lnterhalt der 
Gefangenen zu beſtreiten find, „wogegen. der etwanige Ueberſchuß 
den Detinieten bei ihrer Entlaffung auszuhändigen if. 1⁊FFr 


| „13. | | 
Dem $. 11. wuͤnſche ich am Schluſſe folgenden Zuſatz beigefügt zu 
fehen: 
Meber Geſuche um Unterbrechung der. im Sandesgefängniffe !zu verbif- 
fenden Strafen entſcheidet das betreffende Appellationsgericht. 


| N 14. 
Antrag Sr. Königlichen Hoheit des Prinzen Johann. 


Zu $. 12. 
ftatt „30 „90 Hiebe. 
Nach dem erften Abfag: D 
„Statt diefer Schärfungsmittel kann auch hartes Lager eintreten, jedoch 
nie mit koͤrperlicher Zuͤchtigung zugleich.“ 3 
Endlich nach „drei Monate“; 
„das harte Lager nicht uͤber 30 Tage 
und beide letzteren“ ꝛc. 
M 15. 


Anträge des Herrn Buͤrgermeiſters Harp. 

Dei $. 12. wuͤnſche ich die von der Depuration der zweiten Kammer 
Seite 44 ihres Berichts vorgefhlagene Faſſung. Sollte aber der Art. 8. 
nicht fo durchgehen, wie ihn genannte Deputation vorgefchlagen hat und er 
von mir beantragt worden ift, fo wuͤnſche ich mindeſtens den erſten Satz 
9. 12. fo gefaßt zu ſehen: 

Arbeitshausſtrafen koͤnnen durch Förperfiche Züchtigung, wo ſolche 
zuläffig ($, 20.) oder zeitliche Beſchraͤnkung der Koft auf Waffer 
und Brod oder auf beide Art zugleich gefchärft werben. Da= 


gegen ift bei Gefängnißftrafen blos die Schärfung durch Entziehung 
warmer Koft zuläffig. 


A 16. 


Im $. 18. feine dem Unterzeichneten die von der Deputation vorge- 
ſchlagene Geltung eines Tages Gefängnig oder Handarbeit bis zu 10 Thlr. — — 
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dem doch zu hoch. Er wuͤnſcht daher die Faſſung, welche die Depu: 
tation der zweiten Kammer Seite 46 ihres) Verichts vorgeſchlagen hat, : ober 





hoͤchſtens eine Steigerung von — 8 gr — "bis 2 The — — angenom: 
men zu ſehen. 
Hark. 
14. 
Den 17. December 1836. 
| Gegenwärtig find: 


Se. Excellen; Herr Staatsminiſter von Koͤnneritz, 
Se. Excellenz Herr Geheimer Nach von Wietersheim und 
Herr Geheimer Juſtizrath D. Groſſ. 


Es find 36 Mitglieder der erſten Kammer anweſend. Sie genehmigen dag 
über die leiste Sigung aufgenonamene Protocol nebft den zu 99. 7. — 9. und 
11. bis mit 19. entworfenen Faffungen und einer Fleinen fofort inſerirten Ab: 
änderung ber Faſſung $. 16. und unter der Bemerkung, daß darüber, ob 
es bei der in dem Protocolle und den Faffungen angegebenen Anzahl von 
Streichen verbleiben könne, erft durch die Annahme der — der De⸗ 
putation zu qJ. 21. werde entſchieden werben. 


46. 
Vortrag aus ber Regiſtrande Nr. 57. 58. 
Zur Regiſtrande find 

Me. 57. ein Bericht der erfin Deputation über das Koͤnigliche Decvet 
wegen der Sandtagsorbnung und 

Mr. 58. ein DVericht der vierten Deputation über das Gefuch der Chauſſee— 
wärter des vierten amtshauptmannſchaftlichen Bezirks der ——— Kreisdirec⸗ 
tion am Aufnahme in die Zahl der Staatsdiener, 


eingelangt. Beide ſollen auf die Tagesordnung gebracht — den Druck 
findet man aber nur bei dem erſten derſelben noͤthig. | 


47. 
B:urlaubangen. 


Beurlaubt werden Here Stellvertreter D. Deutrich auf vie Zeit vom 21. 
Zweite Abrbeilung. 1. Bd, 18 
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. M. bis 2. künftigen Monats umd Herr Superintendene‘D. Großmann 
auf die Zeit vom 21. December 1836. bis 3. Januar 1837. 

Als man hierauf zur 
Tagesordnung, 


48. 

Fernerweite Berathung des Eriminalgefegbuchs, Art. 20. bie 22. 
und fomit zur fernerweiten Berarhung des allgemeinen Theils des Criminalge: 
ſetzbuchs übergeht, bemerkt zuvoͤrderſt 

Herr Bürgermeifter Wehner, wie e8 zur Beförderung des Geſchaͤftsgangs 
bei gegenwaͤrtigem Landtage ſehr wuͤnſchenswerth ſey, die Verhandlungen uͤber 
das Criminalgeſetzbuch nicht erſt nach völliger Beendigung der dießfallſigen 
Berathungen, ſondern nach und nach theilweiſe an die zweite Kammer zu brin⸗ 
gen. . Der erfte in ſich abgeſchloſſene Theil jener Berathungen beftche in dem, 
was wegen des DBerfahrens nah den Vorſchlaͤgen des Deputationsberichts 
Seite 33 bis 35 verhandelt worden ſey, und er trage darauf an, 

ſolchen ohne Weiteres an die zweite Kammer zu befördern, 
woburd man zugleich den Vortheil erlange, bald zu erfahren, ob die jerfei- 
tige Kammer der dieffeits beliebten Abweichung von der landtagsordnung bei⸗ 
zutreten gemeint ſey. 

Dieß wird unterſtuͤtzt, ſodann aber erklaͤren ſich ſowohl der Herr Referent 
als mehrere andere Kammermitglieder gegen den Antrag, indem es ihnen zweck⸗ 
mäfig erfcbeint, vie Protocolle über den jegt vorliegenden Gegenftand erft 
dann an die zweite Kammer zu geben, wenn die Berarhungen über den all: 
gemeinen Theil beendigt feyn würden. Der wegen des Verfahrens gefaßte 
Beſchluß gehe blos die erfte Kammer an, es liege fein Recht, ja nicht einmal eine 
Veranlaſſung vor, die zweite Kammer zu: einem. ähnlichen direct oder indirect 
aufzufordern, und man dürfe nur dann, wenn ſich der eingefchlagene Weg 
als zweckmaͤſig bewährt. haben. werde, -um fo.cher hoffen, ein abfürzendes 
Verfahren auch in der Schweſterkammer angenommen zu fehen. 

Bei der hieralf erfolgenden Abftimmung wird der Wehnerfche Antrag, 

mit 20 Stimmen gegen: 13, 
abgelehnt, und gelangt man fobann zum Vortrage und zur Berathung 

Artikel 20., über welchen theils im Separatvoto des Herrn DBürger- 
meifters Hübler, theils durch fpecielle Anträge von Kammermitgliedern verfchie- 
dene Anfichten ausgefprochen worden find. 

Um: fie defto leichter zum Entſcheidung zu bringen, vereinigt man ſich dahin, 


r die einzelnen Puncte durch, zunaͤchſt mır auf das Materielle geftellte, 
wi Entſcheidung zu bewirken. und unterſcheidet demnach die einzelnen Fälle, 
in welchen nach $. 20, des. Entwurfs koͤrperliche Zuͤchtigung zuläffig feyn fol. 
Dieß ift der Fall 

1.) bei Vagabunden und Bertlern, und es hat die Deputation vorgefchla- 
gen, die präceptiv geftelte Beſtimmung des Artifels in eine facultative zu ver- 
wandeln. 

Mehrere Kammermitglieder ‚erflären fich für diefen Vorſchlag um fo mehr, 
ds fe den Begriff von Bertlern und Vagabunden nicht beſtimmt genug fin- 
in, und beforgen, es werde, wenn der Artifel unverändert bleibe, die förper: 
ie Züchtigung am (Ende ſchon bei Perfonen eintreten müffen, welche nur 
in einziges Mal dag Mideid angefprochen hätten, oder bei Handwerkege— 
iden, welche auf ihrer Wanderſchaft vier Wochen lang Feine Arbeit gefunden, 
Dan erkennt es daher für einen Vorzug des Deputationsvorfchlags, daß er 
s dem Ermeffen des Richters Äberlaffe, zu beurtheilen, ob in dem einzelnen 
Jale die Verwandelung der Strafe, die ohnehin nicht wegen ‚des Bettelns 
und DBagabundirens ‚, fondern nur bei von Bettlern und Bagabunden began: 
genen Verbrechen eintreten fönne, angemeffen ſey und wird ſodann der Bor: 
ihlag der “Depuration, 

mit 35 Stimmen gegen 1, 
angenommen. 

Verwandelung der Gefängniß: oder Arbeitshausfträfe fol nah Art. 20. 
firner eintreten Fönnen, 

2.) bei männlichen Perfonen unter 18 Jahren, und es hat Herr Bürger: 
meifter Hübler in feinem, Separatvoto gewuͤnſcht, dieß auf 15 Jahre herabs 
geſetzt zu fehen. 

Zur Unterftügung dieſes Antrags führt er, an, wie bei Perfonen von 
mehr als 15 Jahren nach dem jegigen Stande der Schul: und Volksbildung 
das Ehrgefühl bereits fc rege ſey, daß es durch Förperliche Zuͤchtigung auf 
eine hoͤchſt bedenfliche Weife beeinträchtigt, wohl gar unterdrüdt werde. Die 
fühle auch die Deputation der zweiten Kammer, die feinem Vorſchlage bei— 
fimme, ‚und überfchreite das Mirtel unverfennbar. den Zweck. 

In gleichem Sinne äuffern noch andere Kammermitglieder, wie felbft bei 
Perfonen von 15 Jahren die Vollſtreckung der. förperlihen Zuͤchtigung be: 
denflich werden könne und ein Ermeſſen noͤthig fey, die Confirmation aber, 
durch welche der Sinabe win Mitglied der Gemeinde werde und ſchon vice 
Rechte der Erwachfenen erlange, mindeftens Dazu dienen follte,. ihm, die Bes 
freiung von. körperlicher Züchtigung zu verſchaffen. er 

18” 
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Für die Beſtimmung des Artikels wird dagegen von mehrern · Seiten am: 
geführt, daß ja in jedem einzelnen Falle ein Ermeffen und fogar die Geneh— 
migung einer höhern Behörde eintreten muͤſſe, daß man den Stand ver Bik 
dung eines großen Theils des Volks wohl überfhäge, daß junge Leute im 
18ten Fahre wohl meiſt noch der Eorrection ihrer $ehr= oder Brodherren un ⸗ 
terfägen, und daß bei der vorgefchlagenen Beſchraͤnkung, weit bis zum 14ten 
Jahre eigentlich blos häusliche Disciplin eintrete, Die ganze Dispofition ledig⸗ 
lich auf Perfonen, die zwifchen 14 und 15 Yahren ftünden, Anwendung 
finden würde. 

Herr Staatsminifter von Könnerik wiederholt hierauf zur Unterſtuͤtzung 
des Geſetz⸗ Entwurfs die ſchon neulich angeführten Momente, aus welchen er 
die Vollſtreckung von Freiheitsfrafen für junge Leute hoͤchſt gefährlich finde, 
indem fie dadurch an der Erlernung ihres fünffigen Lebensberufs, gehindert, 
für ihr ganzes geben mehr oder minder gebrammtmarfe, vielleicht auch erft in 
die Schuk des Lafters eingeführt würden, wie denn auch einſames Gefängniß 
mancherlet Gefahr für ihre Phantafie drohe und fie von der Arbeit entwöhne. 
Die Stellung der Grenze auf das 18te Jahr rechrfertige ſich auch dadurch, 
‚daß bis dahin das jugendliche Alter einen Milverungsgrund abgeben folle, und 
könne er die Gefahr für das Ehrgefühl nicht fo groß finden, da Verbrechen 
deffen Mangel ohnehin darthären. 

Herr Domherr D. Günther macht den Vorſchlag, den Beſchluß über den 
vorliegenden Gegenftand bis zu Art. 61., welcher von der Milderung der 
Strafe wegen jugendlichen Alters handelt, auszufegen, und dort die Verwan— 
belung der Strafe in Zuͤchtigung auf dem Wege der Gnade nachzulaſſen, es 
findet dieß aber, nachdem 

Herr Staatsminifter von Könnerig noch erflärt hat, wie eine folche- Vers 
wandelung, falls die jest in Frage ſtehende Dispofition Art. 20. wegfiele, 
, kaum für zuläffig erachtet werben dürfte, die erforderliche — nicht, 
und wird fodann der Hüblerfche Antrag, 

mit 22 Stimmen gegen 14, 
abgelehnt. 
3.) Strafverwandelung in Förperliche Zuͤchtigung fol endlich bei mehrern einzelnen 
im Artifel genannten Verbrechen zukiffig ſeyn, und es hegen deshalb dreierlei 
verfchiedene Anträge vor. Es har nämlich 

a.) Here Bürgermeifter Hübler in feinem Separatvoto auf den gänzlichen 
Wegfall diefer Dispofftion und, dafern dieß nicht Anflang finden folkte, 

b.) eventuell darauf angetragen, den Vorſchlag der Deputation der zwei— 
ten Kanımer anzunehmen, mach welchen die Werwandelung erft beim zweiten 
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Rücfalle und bei Verletzung fremden Eigenthums aus Eigennutz niemals ein= 
treten fell. 
Endlich Hatten 

©.) der Herr Referent and Unterzeichneter einen ziemlich ähnlichen Antrag 
gemacht, fie haben ihn jedoch bei der Verhandlung mit’ der Deputation dahin 
modificirt, daf die Strafvermandelung zwar in allen im Artikel genannten 
Foͤlen, jedoch erft beim Ruͤckfalle zuläffig feyn möge, wornach denm nad) der 
Worten „anderer Perfonen’ die Worte: 

nach bereits einmal erlittener. Beftrafung wegen gleichartiger Verbre— 
chen fokher Art 
zu Änferiven feyn würden, womit ſich and die Drputation einverſtanden und 
den Vorſchlag zu dem ihrigen gemacht hat. 

Der Vorſchlag unter a. bedarf der Unterſtuͤtzung nicht, bie unter b. und 
e. aber finden die erforderliche Anzahl von Fürfprechern. 

Zur Empfehlung der Hüblerfhen Vorſchlaͤge wird theils von dem Kern 
Antragfteller fetbft, theils von andern Kammermitglievern angeführt: Zur Uns 
terſtuͤtzung der Eörperlichen Züchtigung als Straffcyärfung habe man ſich ge: 
fiern darauf berufen, daß Art. 57. die Fälle normire, wo eine folhe Schaͤr⸗ 
fung zuläflig. Hier fehle aber eine ſolche Norm, die Sache falle der Will: 
führe anheim, und die Beftimmung, daß Verwandelung nur da einzutreten 
habe, wo Freiheitsftrafen nicht geeignet ſeyn würden, von fernern Verbrechen 
abzufchrerfen, fin fo vag, daß fie fr eine praktiſch wirkſame Regel kaum ans 
erfanne werden möge. Die Appellationsgerichte wirden bei ihren Entfchlief: 
fungen über die Zuläffigkeit der Werwandelung immer zunächft auf die Angaben 
und Verichte der Unterrichter recurtiren mäffen, welche mer zu leicht die, aller: 
dings: bequeme und wohlfeile Strafe koͤrperlicher Züchtigung zu bevorworten ge: 
neige ſeyn möchten. Endlich werde die Einführung koͤrperlicher Züchtigung in 
fo großer Ausdehnung am Ende auch die nievern Organe der Juſtiz und. Po: 
fisei im dem Glauben beftärfen, daß fie felhft ähnliche Maasregeln eintreten 
laſſen könnten. 

Seiten der Vertheidiger des Deputationsvorfihlags unter ©. wird dagegen 
bemerffich gemacht: Ber einem rücfälligen Verbrecher, infonverheit bei einem 
Diebe, könne wohl von einem befondern, Beruͤckſichtigung verdienenden Ehr⸗ 
gefühle nicht die Dede fern, und folle der Vorſchlag unter b. angenommen 
werden, fo fey es am Ende beffer, ben ganzen jet in Berathung ſtehenden 
Theil des Art. 20. fallen zu laffen, da alsdann faft gar Feine Gelegenheit vor: 
handen feyn würde, von der Strafverwandelung Gebrauch zu machen. Gegen 
Mißbrauch ſchuͤtze die im Gefege liegende mehrfache materielle und formelle Bes 
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f&hränfung, auf welche man um fo gröffeen Werth zu legen habe, als die Ap⸗ 
pellationsgerichte vor ihrer Entfchlieffung pflichtmäfige Einficht in die Acten zu 
nehmen hätten, und ſtehe durch Einführung der Züchtigung um fo weniger eine 
Herabwürdigung des Sächfifehen Volks in den Augen des Auslandes zu be 
forgen, als dadurch vielmehr, wie zu hoffen ftche, eine wefentlide Verminde— 
rung der Verbrechen eintreten dürfte, die jedem Sande zur Ehre gereihen müffe. 
Endlich werde auch die unverfennbare Abneigung der Dichter und Aerzte gegen 
förperliche Züchtigung der zu häufigen Anwendung diefer letztern entgegen treten. 

Diefe allerdings unverfennbare Abneigung, bemerft hierauf Herr Domberr 
D. Günther, zeige Flar, wie wenig die beabfichrigte Ausdehnung der Strafe for: 
perlicher Züchtigung Beifall bei der Mation zu erwarten habe, und erflärt ſich 
„ endlich noch 

Herr Staatsminifter von Könnerig mit dem Vorſchlage unter c. einver: 
fanden, da es ganz im Sinne der Regierung liege, körperliche Strafe nur 
beim Ruͤckfalle eintreten zu laffen. 

As es hierauf zur Abftimmung fommt, wird der Antrag unter a. 

mit 29 Stimmen gegen 7, und 
der unter b., 
mit 24 Stimmen gegen 12, 
abgelehnt, der unter c. aber ſodann 
einftimmig 
angenommen, es findet aud) der Art. 20., wie er fih nunmehr geftaltet hat, 
mit 27 Stimmen gegen 6, 
Genehmigung. 
Man gelangt nunmehr zu 
Art. 21., welcher die Art der Vollziehung der — Zuͤchtigung und 
deren Maas betrifft. 

Herr von Polenz bemerkt dabei, wie er zwar mit den über die Art der 
Züchtigung gemachten Borfihlägen der Deputation einverftanden fen, die Zahl 
von 180 Hieben aber doch zu hoch zu feyn feheine und er folche im Maximo 
auf 120 herabgefegt zu fehen wuͤnſche. 

Es fann indeffen dem dießfalls geftellten Antrage, da er BR tempeſtiv 
eingebracht worden, keine Folge gegeben werden. 

Die Deputation hat ihre Antraͤge Seite 52 und 53 ihres Berichts un: 
ter lit, a. bis g. einzeln aufgeführt, und werden ſolche insgefammt, namentlich 
der unter a. 

einftimmig, 
der unter b. 


mit 32 Stimmen gegen 2, 
der unter c. 
mit 26 Stimmen gegen 7, 
bie ımter d. e. f. und g. fammt dem Seite 53 vorgefchlagenen Antrage in 
ver Schrift 
einſtimmig 
angenommen, und ebenſo erhaͤlt Art. 21. nach der Seite 54 befindlichen 


Faſſung 

einmuͤthige 
Genehmigung, wobei nur noch zu bemerken, daß auch der Seite 54 zur Auf: 
nahme im die Schrift vorgefchlagene Antrag, der auch auf den Dunkelarreſt 
mit erſtreckt werden ſoll, die Zuſtimmung 

aller Anweſenden 
erhaͤlt. 


So kann man nunmehr zu 

Art. 22. uͤbergehen, zu welchem von Herrn Domherrn D. Guͤnther und 
Herrn Superintendent D. Großmann die unter Mr. 17. und 18. anliegenden 
Anträge eingereicht worden find. 

Der- erfte derfelben geht dahin, den Art. 22. entweder ganz in Wegfall zu 
bringen oder ‚die zur Bekanntmachung geeigneten Fälle vorher zu beftimmen, 
und .es führt zu deffen Unterftügung Herr Domherr D. Günther an: Go 
lange noch feine Deffentlichfeit des Verfahrens ftatefinde, liege in der Bekannt⸗ 
machung, welche der Artikel nachlaſſe, jedenfalls eine Strafſchaͤrfung und dieſe 
ſey nur da zulaͤſſig, wo ſie in Voraus beſtimmt ſey. Die Bekanntmachung 
könne oft eine weit härtere Maasregel ſeyn, als die zuerkannte Strafe ſelbſt, 
und wenn man fage, daß das Minifterium fie in ſolchen Fällen nicht verhäns 
gen werde, fo gewähre dieß Feine Garantie. Er enthalte ſich beftimmter Bor: 
ſchlaͤge über die File, mo eine Bekanntmachung zuläffig, wuͤnſche aber, daß 
man die Megierung, erfuche, ſolche zu normiren und fie den Ständen zur Ges 
nehmigung vorzulegen, dafern man nicht lieber den ganzen. Artikel in Wegfall 
bringen wolle, 

Der Antrag des Herrn D. Großmann ift mit dem vorftehenden zum Theil 
übereinftimmend, indem er dahin geht, die Öffentliche Bekanntmachung von 
einer beftimmten Norm abhängig zu machen und diefelbe namentlich auch auf 
Meineid, Gortesläfterung und Aergerniß zu erſtrecken, es ift jedoch der letzte 
Theil des Antrag bei der Verhandlung mit der Deputation auf den Meineid 
befchränft worden. 
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Indem fih Herr D. Großmann auf ‚Sie von Herrn D. Gönrher angeführ: 
ten Gruͤnde bezieht, äuffert er fi noch dahin: Er finde in der Dispofitien 
des Artikels eine Beſchraͤnkung des richterlichen Amts, eine Wermiſchung der 
richterlichen und volichenden Gewalt," welche Die letztere bei etwaniger Berän- 
berung der Perfonen und mit ihnen der Grundfäge compromittiren fönne. 
Anlangend den Meineid, fo fey er ein Verbrechen der innerm Ehrlofigkeit, wel: 
bes der Staat um fo weriger gleichgültig mit anfehen föune, als dadurch eine 
Verachtung des Heiligen ausgeſprochen und das Band der Geſellſchaft gelöfer 
werde, welches auf Treue und Glauben beruhe. 

Nachdem beide Anträge unterſtuͤtzt worden find, wird Seiten des Herrn 
Deferenten und mehrerer Kammermitglieder gegen diefelben angeführt: Eine 
Mormirung der befannt zu machenden File in Voraus zu bewirken falle un: 
möglih, da es nicht blos gröffere fondern unter Umſtaͤnden häufig auch Elei- 
nere Verbrechen ſeyn fönnten, deren Bekanntmachung rathfam ſey. Yu mel 
chem Sinng das Minifterium zu handeln gevenfe, das gche aus ven Motiven 
hervor, von denen auch fpätere Minifter abzugehen niche für zuläffig halten 
würden. Die befte Garantie’ gewähre auch bier die Deffenrlichkeie, und der 
Wegfall des ganzen Artikels wirde der Aufnahme eines Verbots der Bekannt: 
machung fo ziemlich gleich zw achten feyn. Die Aufnahme der wegen des 
Meineids beantragten Beſtimmung würde filbft den Wegfall der Bekanntma— 
bung auf dem Wege der Begnadigung ausfclieffen, was um ſo unpaffender 
erfcheine, da Meineide zuweilen wohl ohne böfen Vorſatz lediglich aus Leicht⸗ 
finn vorfämen. Mit dewſelben echte wie beim Meineide würde man die 
Belanntmahung auch bei mehrern andern Verbrechen beantragen fönnen, die 
ausdrückliche Aufführung des Meineides aber würde andere Bergehungen aus: 
zufchlieffen fcheinen, während fo, wie der Artikel jege ſtehe, auch beim Mein: 
eide die Bekanntmachung unbedenflich nerfügt werden koͤnne. 

In ähnlichem Sinne ſprechen fih Herr Staatsminifter von Könnerig und 
Herr Geheimer Juſtizrath D. Groff ans. Sie erinnern an das Beiſpiel frem« 
ber Gefengebungen, in denen ſich ganz ähnliche Beſtimmungen fänden, fowie 
daran, daß es ja nicht in ber Hand der Mogierung liege, die Bekanutmachung 
von DVerbrehen und Strafen zu hindern, wenn Steckbriefe nöchig wirden, 
oder Öffentliche Blaͤtter Macprichten darüber verbreiten wollten. Das, was 
jedem Journaliſten geſtattet ſey, wolle man den Miuifterien nicht anheina ge: 
ben, deren Händen doch weit wichtigere Rechte des Volks anvertraut feyen, 
und man habe Anträge, wie die jet geftellten, um fo weniger erwarten fön: 
nen, da der Bericht der Deputation der zweiten Kammer fogar das Verlan— 
gen der Einführung einer Oeffentlichkeit des Verfahrens enthalte. 
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"Madden. hierauf Seiten der Herrn Antragſteller entgegnet worden iſt, wie 
die von ihnen gewünfchte Mormirung der Fälle keinesweges unausführbar ſeyn 
fönne, da ja ſchon die Motiven dazu das befte Anhalten gäben, wie fie diefe 
letztern als genugſam bindend fuͤr ſpaͤtere Miniſter nicht halten konnten, und 
wie die Beziehung auf die Journaliſten nicht paſſe, da eine officielle Befannt- 
machung einen ganz andern Character habe, als eine bloße Zeitungsnachricht, 
macht 

Unterzeichneter zum Behuf der Ausgleichung der verſchiedenen Anſichten den 
Vorſchlag, den im Art. 22. liegenden Sinn dadurch beſtimmter auszudruͤcken, 
daß man ſtatt der Worte „in einzelnen, dazu —n Unterfuchungen“ die Worte 
wähle: 

in Fällen, 100 dieß das Beſte des Landes oder- einzelner Theile beffel 
ben erfordert. 

Die wird unterftügt, Here Gcheimer Rath von Wietersheim haͤlt jedoch 
den Vorſchlag nicht fuͤr paſſend, da auch er keine feſte Beſtimmung enthalte, 
wohl aber den Miniſtern ein Anhalten gewaͤhre, welches ihre Verantwortlich⸗ 
feit, in der doch die ficherfte Garantie gegen Mißbrauch liege, vermindere. 

Eben diefes Bedenken fpricht auch Herr Staatsminiſter von Koͤnneritz aus, 
und äuffert, wie es, wenn man irgend eine befondere Maasregel für nöthig halte, 
am zwechmäfigften ſeyn dürfte, der Schrift den Antrag zu inferiren, 

es möge bie Öffentliche Velanntmachung von begangenen Verbrechen 
und deren Beſtrafung nicht uͤber die in den Motiven angegebenen Faͤlle 
ausgedehnt werden. 

Als es hierauf zur Abſtimmung kommt, wird zuerſt der Antrag wegen ge⸗ 
nauerer Normirung der zur Bekanntmachung geeigneten Faͤlle, 

mit 28 Stimmen gegen 4, und der Großmannſche Antrag wegen 
des Meineides, 
mit 25 Stimmen gegen 7, 
abgelehnt, es erflären ſich auch gegen den Antrag des Unterzeichneten 
. 29 Stimmen wider 3. 
Dagegen wird ber Vorſchlag des Herrn Staateminiſters von Könnerik, 
mit 31 Stimmen, gegen 1, 
und ber Artikel 22. 
mit 27 Stimmen gegen 5, 
angenommen. 
Iweite Abtheilung. 1. 36, 49 
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Hierbei nöchigt die Zeit abzubrähen, und enrhält die Veilage D. die ge 
nehmigten Faffungen der heute angenommenen Artikel. 
Anher bemerft von 


Ernft Guſtav von Gersdorf. Ernft Friedrich Hark, 
Easpar Carl Philipp Utz von Schönberg. S. d. 1. K. 
Ernſt Wilhelm Bernhardi. 


D. 


Artikel 20. 
(mach der Seite 53 des Deputationsberichts zu findenden Saffung.) 


Bei Bagabunden — — anderer Perfonen nach bereits einmal erlit⸗ 


tener Beftrafung wegen gleichartiger Verbrechen — Art, ſchuldig gemacht 
haben — — nie uͤber 180 ſteigen. 


Artikel 21. 
unveraͤndert wie er Seite 54 des Deputationsberichts vorgeſchlagen worden. 


Artifel 27. 
unverändert wie im Gefeg-Entwurfe. 





MAT. 
Antrag des Her Domherrn D. Günther. 


zu Artikel, 22. 


Diefen Artikel in Wegfall zu bringen, oder die a ‚ wo die Bekanut⸗ 
machung erfolgen fol, — zu beſtimmen. 


M 48. . 

Der Hohen: Kammer beehre ih mich den Borfälig zu Mn, es möge 
Ihr gefallen: 
$. 22. die offentliche Bekanntmachung vollogener Strafen 


a.) nicht vom Ermeſſen des Juſtizminiſterii, ſondern von einer zu 
er Norm abhängig zu machen, 
l 
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b.). und biefelbe namentlich auch auf Meineib, Gottesläfterung, 
Aergerniß auszudehnen. 





D. Großmann. 
15. 
Den 19. December 1836. 
Gegenwärtig find: 


Se. Ereellenz Herr Staatsminifter von Könnerig, 
Herr Geh. Juſtizrath D. Groſſ. 


Die verfammelten 34 Mitglieder der erfien Kammer genehmigen das über bie 
letzte Sigung aufgenommene Protocol, und wird fodann 


49. 
Vortrag aus der Kegiftrande Nr. 59. 60. 


vorgetragen, daß zwei Protocolleptracte der zweiten Kammer eingegangen fegen, 
beide vom 12. December, wovon ber eine unter 

Mr. 59. die Wahl zweier Mitglieder des Ausſchuſſes zur Verwaltung der 
Staatsſchuldenkaſſe, der andere unter 

Mr. 60. das Königliche Decret wegen ber Protocollführung umd des Drucks 
der Landtags⸗ Acten 

betrifft. Exfterer wird einſtweilen md bis das Decret wegen ber Staatsfehulden: 
faffe in der Kammer vorgetragen ſeyn wird, zu ben Acten genommen, $eßterer aber 
wegen der hier und da von den bieffeitigen Anfichten abweichenden Beſchluͤſſe 
der erften Deputation übergeben. 
50. 
Benrlaubungen, Entfchuldigungen. 

Enntſchuldigt find für heute Herr von Schönberg auf. Wilsdruff durch brin- 
gende Gefchäfte, Herr von Leipziger durch Unwohlſeyn. Beurlaubt werben 
Heer Buͤrgermeiſter Bernhardi vom 24. December bis 1. Januar, Herr Kam: 
merherr von Ziegler vom 25. bis 31. December, Herr Meinhold vom 22. 
Desember bis hoͤchſtens 7. Januar, Herr Bürgermeifter Schill vom 22. bis 
31. December und ‚Herr von Polen; vom 23. December bis 1. Januar. 

Nachdem hierauf noch Se. Königliche Hoheit. Prinz Johann als Borftand 
der erften Deputation ben Herrn Präfidenten um Bermistelung des Zufammen: 
i 19* 
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tritts ber Deputation mie einem Königlichen Commiffar wegen des allerhöchften | 
Decrets, die Entfchlieffungen — mehrere ſtaͤndiſche Antraͤge enthalten, — 
hat, gelangt man zur 


Tagesordnung, 
und fomit 
vi. 
Fernerweite Berathung über den allgemeinen Theil des Criminalgeſetzbuchs 
Art. 23. bis 49. 


zur fortgeſetzten Berathung des allgemeinen Theils des Criminalgeſetzbuchs. 
Es wird hierbei zuvoͤrderſt 
Art. 23., zu dem nichts erinnert worden if, 
einflimmig 
— 


Art 24. find von Herrn Buͤrgermeiſter tig und Herrn Domherrn 
D. Günther Anträge gemacht worden. 


Erſterer erflärt, wie er feinen Antrag, da er von bemfelben Feinen Erfolg 
erwarten därfe, fallen laſſe, 


Herr Domherr D. Günther aber bemerkt über feinen, dieſem Protocolle 
unter 19. beigefügten, Antrag: Obwohl feine Abficht eigentlich. weiter gegangen 
fen, fo befchränfe er doch, aus dem fo chen von Herrn Buͤtgermeiſter Bern: 
hardi angegebenen Grunde, feinen Antrag auf Folgendes: Der Verſuch fen 
im Allgemeinen ein durch aͤuſſere Handlungen fih Fund gebendes Beſtreben, 
einen gefegwidrigen Borfag zu verwirklichen ımd er fey entweder objectiv, wenn 
Dadurch ein Gut eines Dritten gefährdet werde, oder fubjectiv, wenn eine wirf: 
liche Gefährdung nicht flattfinde. Die im Art. 24. unter 1. 2. und 4. au: 
geführten Fälle gehörten nun dem objectiven Vorfage an, wogegen der Fall 
unter 3. und das, was Art. 25. erwähnt werde, als fubjectiver Vorſatz be— 
frachtet werben müffe. Hiernach muͤſſe er nun darauf antragen, den Art. 24. 

unter 3. erwähnten Fall mit Art. 25. zu verbinden, ımd in legterm die Strafe 
von A Jahren Arbeitshaus bis auf 6 Monate Gefängnig im Marimo herab: 
zufegen., Es fey noch fehr zweifelhaft, ob der ſubjective Vorſatz überkaupt be- 
ſtraft werden koͤnne; er glaube dieß zwar bejahen zu müffen, das Strafmaas 
aber bedürfe einer bedeutenden Ermäfigung mindeftens bis zu dem von ihm an- 
gegebenen Quanto. Eben fo wenig fönne er übrigens damit übereinftimmen, 
wenn Art. 25. gefage fen, daß die Strafe nach Maasgabe des an den Tag 
gelegten geſetzwidrigen Willens bemeffen werden ſolle, da nicht der Wille, ſon— 
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dern das Gut, deſſen Verlegung beabfichtigt werde, den Maasftab der Straf- 
barfeit abgebe. Nach diefem Aller gehe fein Antrag: dahin: 

2.) aus Art. 24, dem dritten Falk hinwegzulaſſen, ſodaun 

b.) ven Art. 26, unverändert anzuſchlieſſen, und 

©.) zulege den Art. 25. in nachſtehender Faſſung folgen pr laſſen: 

Hat der Derbresber zu der Ausfuͤhrung des von ihm’ beabfichtigten 
Verbrechens irriger Weife oder aus Mangel an Einficht ein völlig 
untaugliches Mittel gewählt, oder Fonnte an dem Gegenftande, gegen 
welchen die geſetzwidrige Handlung gerichtet war, eine Rechtsverletzung. 
nicht begangen‘ werden, fo it ber Thärer mit einer nah der Größe 
des Gutes, das er zu verlegen beabſichtigte, zu bemeffenden Strafe 
bis zu ſechsmonatlichem Gefängniffe zu belegen. 

Nachdem dieß unterflügt worden ift, wird Seiten des Herrn Referenten 
und einiger andern Kammermitglieder dagegen angeführt: Es werde im com 
creren Falle fehr ſchwer feyn, die im Art. 24. unter -3. und 4. angeführten 
Faͤlle zu unterfcheiden, und darum geböten praftifhe Ruͤckſichten, es bei der 
Anordnung des Entwurfs zu laffen. Wenn Art, 24. den mißlungenen Ber: 
ſuch enthafte, fo fey es bei den im Art. 25, angegebenen Fällen eigentlich 
nur die böfe Abficht, welche beflraft werde. ° Antangend-das im Art. 25. be: 
fimmte Strafmaas, fo ſey in den hierunter zu ſubſumirenden Fällen der Vor⸗ 
ſatz zu ſchaden, volfländig da, und wenn es auch nur ſehr felsen zu der hier 
angedroheten höchften Strafe kommen ſollte, ſo lieſſen ſich doch Falle denfen, 
wo ſie voͤllig angemeſſen erſcheine. Sie koͤnne daher hier nicht entbehrt werden. 

In aͤhnlichem Sinne ſprechen ſi ch Har Staatsminifter von Könnerig und 
Herr D. Groff aus. Man habe die Fälle, unterſchieden, wo rin Object vor: 
handen fen, das verlegt werden fönne und wo ſolches fehle, und hierin liege 
der Grund der im Geſetze gewählten Abtheilung. Wenn es übrigens im 
Art. 25. heiffe, daß die Strafe nah dem Grade bes geſetzwidrigen Willens 
bemeſſen werden ſolle, ſo ſey letzterer eben ſo in objectiver als in ſubjectiver 
Hinſicht in Betracht zu ichen und daher das Gut, deſſen Verletzung beabſich⸗ 
tige werde, allerdings mit in Berracht zu zichen. Ä 

Dei der Abfimmung wird hleraquf der Eancherſ⸗ Antıag, 

mis. 25 Stimmen gegen 8, 
abgelehnt, zu dem Seite 55 fg. zu findenden Borfiblage der. Deputadon aber von 

Heren Geheimen Juſtizrath D. Groff bemerfe, daß in dem Berichte der 

Deputation der zweiten Kammer Seite 48 ein ganz aͤhnlicher Vorſchlag ger 
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ſchehen fen, deſſen Annahme er theils am fi, theils um ber leichtern Vereini⸗ 
gung mit der zweiten Kammer willen empfehle. 

Die Mitglieder der Deputation Auffern, wie ihnen hiergegen ein Boden: 
fen nicht beigehe und wird hierauf gedachter Vorſchlag der Deputation der zwei: 
ten Kammer und mit ihm. Art. 24. 

einſtimmig 
angenommen. 
Bei —— 

Art. 25. beabſichtigt Herr D. Großmann den Antrag des Herrn Dom: 
herrn D, Guͤnther wegen Herabfegung der hoͤchſten Strafe auf 6 Monate 
wieder aufzunehmen, die Kammer hält dieß indeffen, auf bieferhalb geftellte 
Frage, nicht mehr für zuläfjig und werden Artifel 25. unverändert, 
mit 27 Stimmen gegen 4, 
ſo wie 

Art. 26. ebenfalls unverändert 

einmuͤthig 
angenommen. 
Bei 

Art. 27. bemerkt der Here Referent, wie der hier gemachte Vorſchlag 
der dieffeitigen Deputation zwar mit dem ber Deputation der zweiten Kammer 
zuſammentreffe, wie jedoch beide Deputationen zu dem gleichen Vorſchlage durch 
ſehr verfchiedene Gründe beftimmt worden feyen. | 

Es werden hierauf das Amendement der Deputation und. mit ihm Art. 
27. .fo wie | | 

Art. 28. unverändert, insgefamme 

einſtimmig 
angenommen. 
Indem man nunmehr zum vierten Kapitel uͤbergeht und zuerſt zu 

“Art. 29. gelangt, wird bemerkt, daß hier Herr Domhert D. Günther ei: 
‚nen Antrag eingereicht habe; es erflärt jedoch derfelbe, wie er feinen Worfchlag 
zurücnehme. Er habe den Wegfall des ganzen Artikels beabſichtigt, da er, 
obwohl ganz richtig, nur einen doctrinellen Satz enthalte, der nicht in ein Ge: 
ſetz zu gehören ſcheine. Es werde indeffen auch feinen weſentlichen Nachthei 
herbeifuͤhren, wenn er ſtehen bleibe. 

Nachdem Herr Staatsminiſter von Könnerig die Bemerkung des Herrn 
D: Günther zugeftanden, jedoch erinnert hat, daß der im Art. 29, ausgefpro: 
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dene Sag den Uebergang zu den Beſtimmungen des vierten Kapitels bilde, 
wird der Artifel nad) der Faffung der Deputation 

einftunmig 
angenommen. 


u 

Art. 30. ift von Herrn Domherrn D. Günther der Antrag gefchehen, 
den dolus richtiger zu clafjificiren. Bevor man jedoch zur Discuffion hier- 
über gelangt, erklärt Herr D. Günther: Er laffe diefen Antrag, fo wie alle 
übrigen zum allgemeinen Theile des Geſetzbuchs gemachten Anträge, mit alle 
niger Ausnahme des zu Art. 61. geftelten, hiermit fallen. Könne er auch 
mit den Artikeln und Materien, gegen die er monirt habe, nicht allenthalben 
einverftanden feyn, fo würde er doch, um feine Anträge zu unterffügen, im thes 
oretifhe Entwicelungen eingehen miüffen, die er zu vermeiden wuͤnſche. 

Es werden hierauf der Art. 30., fo wie | 
Art. 31., beide umverändert, einhellig angenommen, 


Bei dem nunmehr folgenden fünften Kapitel hat zu 
Art, 32. die Deputation Seite 59 zwei verfchiedene Anträge — 
Sie werden, ſo wie der Artikel ſelbſt, 
einſtimmig 
angenommen, und wird dem 
Art. 33. unveränderte, ebenfalls 
einhellige 
Annahme zw Theil, 
Art. 34. erlangt nah ber Seite 59 des Berichts zu findenden Faffung 
der Depusation 
einflimmige 
Genehmigung, zu 
Art. 35. aber hat Herr Graf von Hohenthal den unter 20. anliegenden 
Antrag geftellt, mit welchem ein von Unterzeichnetem geftelltes Amendement völ- 
ig zufammentrifft. - Beide Anträge gehen dahin, die für Art. 35. von der 
Deputation der zweiten Kammer Seite 52 ihres Berichts vorgefhlagene Faf- 
fung anzunehmen, und es führen die Antragfteller an: Die im Art. 38. 
des Gefeg: Entwurfs angegebenen Fälle, welche die Deputation noch: um einen 
und Herr von Carlowitz um einen zweiten vermehtt zu fehen wuͤnſchten,ſchie⸗ 
nen nicht alle hier vorkommenden Formen zu umfaſſen. Insbeſondere fen der 
Fall der Verführung übergangen und er werde durch den Ausdruck „Ueber: 
edung“ um fo weniger erfegt, als fih Verführung auch durch abſichtliche Er- 
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regung der Leidenfchaft, . welche das Verbrechen hervorbringe, ja felbft ohne 
alle Worte denfen laſſe. Die Faſſung der Deputation der zweiten Kammer 
ſcheine fehr vollftändig, da fie auffer der Verführung auch noch Drohung, 
Befehl, Rath und Bitte aufgenommen habe, weldye die Faffung des Geſetz- 
Entwurfs zu übergehen fcheine. Werde endlich diefe Fälle auch ein intellectuels 
fer Richter aus. der Faſſung des Entwurfs dur die Amalögie herausfinden, 
fo fen doch die Angabe der einzelnen Fälle für das Wolf wichtig, welches her 
meneucifche Grundfäge anzumenden fich auffer Stande befinde. 

Nachdem der Autrag die erforderliche Unterflügung gefunden hat, erflären 
ſich mehrere Stimmen gegen denfelben. Sie führen an: Der Artikel, wie 
ihn der. Entwurf enchalte, umfaſſe alle von der Deputation der zweiten Kam: 
mer aufgeftellten Fälle, namentlich) feyen Gewalt und Drohung im Zwange, 
Befehl im Auftrage, Lohn im Gefchenfe, Kath, Verführung und Bitten 
in. der Weberredung mit begriffen. Die Zaffung der Depusation der, zweiten 
Kammer enthalte eine Tautologie, denn fie gebe neben dem genus auch die 
species an, Was bei der im Art. 1. enthaltenen Beftimmung doppelt über: 
flüffig erfeheine und mihffe man insbefondere die Aufnahme der Verführung 
bedenklich finden, da ſolche oft auf eim ganzes verbrecheriſches geben fortwirke 
und am Ende felbft böfes Beifpiel unter den Begriff der Verführung ſubſu⸗ 
mirt werden koͤnne. Jedenfalls genüge ſchon die Ueberſchrift des Artikels: 
„Verleitung“ gegen jede zu große Beſchraͤnkung der hier gemeinten Fälle. 

Da hierauf unter andern ergegnet wird, daß ſich eine Eafuiftif, die ja 
auch der „Artifel im Gefeg » Entwurfe enthalte, nicht allenthalben vermeiden 
laſſe, bemerft 

Herr Domherr D. Günther wie jede Cafuiftif vermieden worden wäre, 
wenn man ben Artikel fo gefaßt hätte: Wer feinen eigenen gefeßwidrigen 
Hilfen durch einen Andern ausführt u. f. w. 

As man hierauf zur Abftimmung gelangt, wird ber Vorſchlag der De: 
putation Seite 60 wegen Aufnahme des Wotts „Auftrag“ 

einſtimmig 
und ber Vorſchlag des Herm von Carlowitz, ebenfalls Seite 60 des Be: 
riches, wegen Aufnahme der Worte „durch abfichtlihe Erregung oder Ve— 
nutzung eines Irrthums“, 

mit 27 Stimmen gegen 5, 
angenommen, dagegen der Vorſchlag wegen Annahme ber r Saffung der Depu⸗ 
tation der zweiten Kammer, 

mit 29 —— gegen: 3, 


abgelehnt. 
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Die Annahme des Anreise 3ör erfolge ſodann 

Seinſtimmig, 
und nachdem ſich noch der Her Praſtdent gegen jede im Geſetze aufzunehmende 
Caſuiſtik erklaͤrt hat, gelangt man zu 

Art. 360, welcher unveraͤndert 2 

einhellig a 
angenommen wird. 

Bei | 
Art 37, finder der Berg ber — Seite 61 und mit ihm 
der: Artikel ſelbſt 

allerſeitige 
Genehmigung. 
Ber der nun folgenden Berathung werben die 
Art. 38. und 39., fo wie der von der Deputation Seite 63 vorge: 
ſchlagene Zufagartifel 39 h. zufammen genommen, und man verwendet fich 
zuvoͤrderſt zu ebenerwähntem Zufagartifel, zu welchem Unterzeichneter den un: 
ter 21: anliegenden Antrag gemacht hat. 


Er führt zu deſſen Unterftügung an, daß, wenn man Meffen und Nice 
ten von den in den Artifeln 37, 38. und 39. angegebenen Pflichten ausnehmen 
wolle, mit gleichen Rechte auch Oheime und Tanten auf ſolche Ausnahme An- 
ſpruch hätten, da das Verhaͤltniß ein. gegenfeitiges: fey, und der ‚respectus 
parenielae, auf welchen ſich die Depuration beziehe, ein juriftifcher Begriff 
fen, der im Volksleben niemals Wurzel gefaßt habe. Wichtiger. noch aber 
ſcheine ihm Die Aufnahme der Vormuͤnder und Mindel, da den einen feine 
Pflicht, das Wohl des Mündels zu befördern,, den andern die Danfbarfeit 
entſchuldige, wenn er nicht als Denunciant auftrete. 


Machdem hierauf der. Antrag umterftügt worden ift, finder derfelbe von 
mebrern Seiten Widerſpruch und äuffert insbefondere- - 


Herr Staatsminifter von Könnerig, wie er ſich gegen jede Erweiterung und 
Vermehrung der. im Geſetz-Entwurfe beftimmten Ausnahmen erflären muͤſſe. 
Die Megierung habe ale Dückficht genommen, welche den Familienverhaͤltniſſen 
gebühre, allein in einer Zeit, wo man fo-viel vom Staate fordere, möge man auch 
die Pflichten der Bürger gegen denfelben niche befchränfen. Beſonders wichtig 
ſey wie Anzeige ‚bei erft noch bevorſtehenden Werbrechen, und ein Vormund 
werde: feine Pflicht weir beffer hun, wenn er den Mündel durch Erftattung einer 
Anzeige hindere, Verbrechen zu begehen, als wenn er ihm geftatte, fich durch 
Begehung von Verbrechen unglüclid zu machen. 

Zweite Abtheilung. 1. Bd, 20 
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. Einverftanden mit diefen Gründen, fo weit fie gegen den Antrag des Un- 
terzeichneten gerichtet find, vertheidigen dagegen der Herr Meferent und meh- 
rere andere Deputationsmitglieder die Worfchläge der Deputation, Letztere 
wolle, bemerken fie, weder die moralifhe Pflicht der Anzeige ſchwaͤchen noch 
- Verbrechen begünftigen, allein fie glaube am beften den Staatszweck zu för- 
dern, wenn fie die Heiligfeit der Familienbande aufrecht erhalte, denn der 
Staat beftche aus“ Familien und ihr Wohl fen das feine. 

Die Debatte wendet ſich hierauf zu Art. 38., zu welchem Unterzeichneter 
das unter 22, amliegende Amendement geftelle hat, nad) welchem nur Verbre— 
den, welche annoch begangen werben follen, Anzeige erheifchen wuͤrden, in fo= 
fern fie im niedrigften Grade mit Arbeitshausftrafe belegt find. 

Zur Bevorwortung diefes Antrags äuffert Unterzeichneter, wie die Faffung 
des Artikels nicht erfehen laffe, ob die Verbrechen gemeint ſeyen, welche im 
höchften oder die, welche im niebrigften Grade mit Arbeitshaus belegt feyen. 
Beſtimmung thue jedenfalls Noth, und da fcheine denn die vorgefchlagene die 
angemeffenfte. 

Der Antrag erlangt die erforderliche Anzahl von Fürfprechern, wirb auch 
von mehrern Seiten bevorwortet, indem man das Denunciationswefen nicht 
fördern dürfe. 

Dagegen erfläre fih Herr Staatsminifter von Könnerig aus den bereits 
oben angeführten Gründen ganz gegen den Vorſchlag, 

Herr D. Groff aber finder die Bemerkung, daß die Faffung des Artikels niche 
deurlih genug ſey, gegründet und fchlägt vor, ftatt der Worte „eines wenig⸗ 
ſtens mit Arbeitshaus belegten Verbrechens“ zu ſetzen: 

eines Verbrechens, bei welchem die Strafe wenigſtens bis auf Ar— 
beitshaus ſteigen kann. 

Herr Domherr D. Guͤnther findet weder die Faſſung des Geſetz- Entwurfs 
noch die von ber Deputation, noch die von Unterzeichnetem gemachten Wor- 
fehläge paffend, indem das Strafmaas nicht die Grenze der zur Anzeige ver— 
pflichtenden Verbrechen beſtimmen fönne, vielmehr die Elaffen von Verbrechen 
zu bezeichnen feyn würden, bei welchen eine Anzeige zur Pflicht zu machen ift. 
Gefchähe dieß, fo würden hiernach auch die Grade der Verwandtfchaft, welche 
von der Pflicht zur Anzeige enebinden, im Artikel 39 b. bei den verfchiedenen 
Verbrechen verfchieden normirt werben fönnen. 

Als es hierauf zur Abftimmung kommt, wird die bei Art. 38. vom der 
Deputation vorgefhlagene Weglaffung des zweiten Satzes, und der von ver 
Deputation aufgenommene Faſſungsvorſchlag des Herrn D. Groſſ, 

mit 24 Stimmen gegen 9, 
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angenommen, der Antrag des Unterzeichneten, 
mit ebenfalls 24 Stimmen gegen 9, 

abgelehnt, und der Artikel ſelbſt ſodann 
einſtimmig 

genehmigt. 

Der Artikel 39. finder, nah der Seite 62 des Berichts angegebenen 

Faſſung, 
mit 30 Stimmen gegen 2, 
Genehmigung, und werden ſodann bei Art. 39 ;; der. Antrag des Unterzeich⸗ 
neten wegen der Oheime und Tanten, 
mit 20 Stimmen gegen 12, 
der Antrag wegen der Wormuͤnder und Muͤndel, 
mit 25 Stimmen gegen 7, 
verworfen. 

So ift nun nur noch die Faffung der- Deputation für Art. 39 b, übrig, 
und es werden die einzelnen Beſtimmungen bderfelben, wie ſolche Seite 62 
des Berichts aufgeführt find, zur Abftimmung gebracht, Dabei erlangt die 
Beſtimmung unter a. wegen der Pflegeältern und Pflegefinder, 

mit 32 Stimmen gegen 2, 
die unter b. wegen der Coflateralverwandten, 
mit 22 Stimmen gegen 12, 
und die unter c. wegen der Verſchwaͤgerten, 
mit 24 Stimmen gegen 10, 
Annahme, die ganze Seite 63 befindliche Faſſung aber wird, 
mit 29 Stimmen gegen 5, 
genehmigt, 
Der nunmehr folgende 
Art. 40. (in deffen erfter Zeile Seite 13 es heiffen muß „ Verbrechens u 
fiatt „Verbrechers“) wird unverändert - 
unanim 
angenommen, und erfolgt bei 
Art. 41. gleich 
einftimmige Annahme des —8* unter Wegfall der von der Deputation 
zur Weglaſſung empfohlenen Worte. 
Die Kammer genehmigt demnaͤchſt den 
Art. 42. unverändert, bie 
Art. 43. und 44. aber unter den von der Deputation Seite 63 beantrag: 


ten Eleinen Einfhaltungen, fo wie die 
30” 
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Art. 45., 46. und 47. unverändert 

einftimmig 
und ift nur zu bemerfen, daß, nad der Erläuterung bes Seren D. Groff, 
im Art. 46. die Worte: „nad richterlichem Ermeffen unter Schärfung derſel⸗ 
ben” durch Kommata einzufchlieffen find, welches beim Abdrucke überfehen 
worden. 

Die bei 
Art. 48. vorgefchlagene Abänderung der Deputation wird nur eventuell, 

und zwar für den Fall, daß der ka der Dercnen zu Att. 157. Ge— 
nehmigung finden ſollte, 

einſtimmig 
angenommen, man iſt ſodann auf den Antrag des Herrn geheimen Juſtizraths 
D. Groſſ ebenfalls 

einftimmig 
damit einverftanden, ſtatt bes Worts „Unterſchlagungen“ das Wort „Verun⸗ 
trauungen“ zu fegen, weil im 122. Kapitel des fpeciellen Theils dieſer Aus: 
druck gebraucht worden ift, und erlangt hierauf der Artikel felbft 

einhellige 
Annahme. 


Zu 
Art. 49. hat die Deputation eine Abänderung des letzten Satzes beantragt, 
welche den Beifall 
aller Anweſenden 
findet. 

Bon Herrn Yontchanptmane von Welt wird demmächft bemerkt, wie der 
auf der erften Zeile der Seite 15 gebrauchte Ausdruck‘ „derfelbe” ihm nicht 
deutlich erfcheine, indem man darunter eben fo gut den Eigenthuümer als ven 
Aufbersahrer der entwendeten Sache verftchen könne. Er faßt indeffen Berufi- 
gung, da 

Herr Staatsminifter von Könnerig ergegnet, wie dieſer Ausdruck eben 
dem Richter die Wahl laſſen folle, nach Verſchiedenheit der Fälle entweder ben 
einen oder den andern zur Schaͤtzung der nicht mehr — Sache auf: 
zuforbern. 


Als hierauf noch 


Art 49., wie er ſich nach dem Antrage der Deputation gefaltet, . 
unanim 


angenommen worden iſt, wird für heute abgebrochen, und ſchließt der 
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Herr Präfident die Sitzung mit der: Bemerkung, wie ihm zwar die Ver: 
meidung zu weitläuftiger Discaffionen beit Berathung des Eriminalgefegbuchs 
nur angenehm feyn fönne, wie er jedoch bedauern würde, wenn dieß auf Ko: 
fin der Gründlichfeit erlangt werben folke, 


Die Faſſung der heute durchgegangenen Artikel enchalt die Beilage E. 
und wird zur Tagesordnung für morgen die Bortfegung der. heutigen Bera⸗ 
thung beftimmt. 

DBemerft von 


Ernft Guſtav von Gersdorf. Ernft Sriedrih Hark, 
Chriſtian Friedrich Meinhold. S. d. J. K. 
Karl Ziegler und Rlipphaufen, 


E. 


Artifel 23. 
bleibe unverändert. 
Artikel 24, 

Iſt bei einem — — zu erkennen. Diefe fann, wenn das beab: 
fihtigte Verbrechen — — gefleigert werden. 

Bei befonders hoher Gefährlichkeit des Verbrechers fann, wenn das Ver: 
brechen mit Todesftrafe bedroßer ift, und die Fälle unter 2. und 4. eintreten, 
ausnahmemeife bis zu lebenslänglicher Zuchthausſtrafe die zu erfennende Strafe 
gefteigert werben, 

Artifel 25. 26. 
bleiben unverändert. 
Artifel 27. 


Handlungen ——— feiner Strafe. 
Artikel 28, 

bleibt unverändert. 
Artikel 29. 

Eine dem Strafgefehe zuwider laufende Handlung fann nur dann ſtraf⸗ 
bar fegn, wenn fie entweder aus Borfag oder aus Fahrläffigfeit begangen 
worden if. 

F Arutet 30. 31. 
bleiben unveraͤndert. 
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Artifel 32, 


Haben mehrere — Uebereinkunft gemeinſchaftlich 
ganz beisumeffen. 

Daffelbe findet ftatt bei denjenigen, welche das Verbrechen gemeinſchaftlich 
mit dem Thäter befchloffen, und ohne an der Ausführung felbft Theil zu — 
men, vor Ausfuͤhrung der That Beihuͤlfe geleiſtet haben. 

Artikel 33. 
bleibt unveraͤndert. 
Artikel 34. 


Haben Einer oder Mehrere ſolcher vereinigter Verbrecher eine Handlung 
ſich zu Schulden kommen laſſen, welche nach den vorhandenen Umſtaͤnden als 
in der Verabredung oder Uebereinkunft begriffen nicht betrachtet werden kann, 
ſo iſt dieſe Handlung den uͤbrigen Mitgliedern der verbrecheriſchen Vereinigung 
nicht zuzurechnen. 

Artikel 35. 

Diejenigen, welche Andere zu der Ausführung einer ftrafbaren That durch 
Auftrag, Meberredung, Werfprehungen, Geſchenke, Zwang oder abfichtliche 
Erregung oder Benugung eines Irrthums beftimmen, find u. ſ. w. 


Artikel 36. 
bleibt unverändert. 
Artifel 37. 
As Begänftige —— beförderlih find. DBegünftiger, welche die 


hier erwähnten Handlungen dem Verbrecher vor der That zugefage haben, find 
den ungleichen Theilnehmern gleich zu achten. 
Artifel 38. 

Als eine Begünftigung des Verbrechens. ift es auch anzufehen, wenn Se: 
mand glaubwürdige Machrihten von dem Vorhaben eines Verbrechens, bei 
welchem die Strafe wenigftens bis auf Arbeitshaus fteigen fann, erhält und 
ſolches nicht der Obrigkeit oder einer dadurch bedrohten Perfon anzeigt. 

Artikel 39, 


bleibt unverändert nach dem Vorſchlage der Deputation Seite 62 des Be— 
richts. 

Artikel 39b. 
bleibt unverändert nah dem Vorſchlage der Deputation Seite 63 des Be: 
richts. 
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bleibt unverändert wie im Geſehh : Entwurfe. 
| Artikel 41. 
Bei Zumeffung ——— ift vorzüglich auf die Größe der Verſchul⸗ 
—— und des dadurch verurſachten Schadens Ruͤckſicht zu nehmen. 
Artikel 42. 
bleibt unverändert. 
Artikel 43. 
Nach denſelben —— Zuchthausſtrafe oder Todesftrafe befteht, nicht 
über Zwanzig Jahre Zuchthaus erften Grades gefteigert werben. 
Artikel 44. 


Gegen diejenigen und bei Todesftrafe höchftens auf — 
Zuchthausſtrafe erſten Grades zu erkennen. 
Artikel 45. 46. 47. 





bleiben unveraͤndert. 
Artikel 48. 
Hat jedoch Jemand mehrerer noch unbeſtrafter gleichartiger Diebſtaͤhle, 


Veruntrauungen, Betruͤgereien und Erpreſſungen ſich ſchuldig gemacht u. ſ. w. 
(das Wort Erpreſſungen iſt nur eventuell angenommen). 


| Artifel 49. 
Bei den — — 4 gemäs ſey. Diefe Beiträge find nach dem gefegli- 
ben, inländifhen Muͤnzfuße zu berechnen, und bie nach einem andern Fuße 
erfolgten Schägungen nad valvationsmäfigens Werthe auf erflern zu vebuciren. 


aM 1. 


Antrag ded Herrn Domherrn D. Günther 


zu Artifel 24. 25. 26. 
Eine nähere Beftimmung der Beftrafung des Verſuchs zu beantragen. 


N 2%. 
Zu Artikel 35. 
Der Unterzeichnete beantragt bie von ber Deputation der zweiten Kammer 
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beliebte Faffung diefes Artifels, da er beftimmter abgefaßt zu ſeyn fcheint und 
manche gewiß ftrafbare Aufreigung und Anregung fonft firaflos bleiben mürde. — 
Graf Hohenthal. 
2. 
Anträge des Herm Bürgermeifters Hark... 

Dem Seite 63 vorgefchlagenen Zufagartifel 39b. trete ich bei, wuͤnſche 
. jedoch beigefügt zu fehen: 
a. nach dem Worte „Gefhwifter” Oheime und Tanten, 
b. nad dem Worte „Pflegefinder“ VBormünder und Muͤndel. 


| MW. 22. 
Sm $. 38. wuͤnſche ih Zeile 2. nah dem Worte —— die Worte 
im niedrigſten Grade 
angeſchaltet zu ſehen. 


16. 
Den 20. December 1836. 


Gegenwärtig find: 
Se. Excellenz Here Staatsminifter yon Könnerig, und 


Herr Geh. Juſtizrath D. Groſſ, abwechfelnd auch 
Se. Excellenʒ Herr Staatsminifter von Zezſchwitz und 
Se. Excellenz Herr Geheimer Rath von Wietersheim. 


Die Verſammlung beſteht aus 34 Mitgliedern der erſten Kammer. Sie ge: 
nehmigt das uͤber die geſtrige Sinimg aufgenommene Protocol nebft Beilage 
E., und erfolge fobann 
; 92. 
Wortrag aus der Regiſtrande Mr. 61. bis 63. 

der Vortrag aus der Megiftrande, bei welcher zuvoͤrderſt eine unter 

Mr. 61. eingetragene Petition des Herrn Kammerheren Freiherern von 
Beuft und mehrerer andern Kammermitgliever des Inhalts eingegangen, daß 
fi die Ständeverfammlung für die, noch während des gegenwärtigen Sand: 
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tags zu bewirkende, Vorlegung einer Kreistagsordnung verwenden möge. . Sie 
wird der dritten Deputation zur Begutachtung überwiefen. 

Demnaͤchſt haben unter Ä 

Nr. 62. ‚Herr D. Unger zu Wiefenburg feine Schrift, die beabfichtigee 
Hofpital: Krankenpflege im ſaͤchſiſchen Gebirge betreffend, fo wie unter 

Mr. 63. das Directorium des ftatiftifchen Vereins Die von letzterem feie 
dem Schluffe bes vorigen Landtags herausgegebenen Schrifien der Kammer 
überreicht. 

Beiden wird der Herr Präfident den Danf der Kammer bringen und fol: 
den die Aberreichten Sqiften zu der Bibliothek genammen werden. 


53. 
Beurlaubimgen und Entſchuldigungen. 


Herr Kammerherr von Metzſch wird auf die Zeit vom 24. December 
bis 4. Januar beurlaubt, Herr Domherr von eipziger als krank entſchuldigt. 
Indem man nun zur 
Tagesordnung 
und namentlich 
54. 

Fortgefeste Berathung des allgemeinen Theile des Strafgeſetzbuths Art. 50-61. 
zur fortgefegten Berathung des allgemeinen Iheils des Strafgefegbuchs über: 
geht, erbitter ſich Unterzeichneter das Worg, um zu bemerken, daß dasjenige 
Verfahren, weldyes die Kammer bei Berathung des Strafgeſetzbuchs hinficyr- 
lich der Stellung von Amendements und fonft auf den Vorſchlag der Depu: 
tation eingefchlagen habe, befonders nach den geftern gemachten Erfahrungen 
der fonft gewohnten Gründlichfeit der Berathungen Eintrag zu thun feine, 
weshalb er fi denn veranlaßt finde, darauf anzutragen, daß man, in Ge: 
mäsheit des dießfalls gemachten Borbehalts, von jenem Verfahren wieder ab: 
‚gehe und ganz zu den Vorfchriften der Sandtagsorbnung, entweder ſchon von 
heute an, oder doch mindeftens mit dem Eintrirte der Verhandlung über den 
fpeciellen Theil des Criminalgeſetzbuchs zurückfehre. 

Nachdem der Antrag zahlreich unterſtuͤtzt worden ift, aͤuſſert zuvoͤrderſt Ge. 

K. H. Prinz Johann; Er glaube nur den Sinn aller Deputationsmitglieder 
auszufprehen, wenn er nerfichere, Daß fie bei ihren Vorſchlaͤgen lediglich das 
wahre Beſte der Sache im Auge gehabt härten und von der Unzweckmaͤſigkeit 
des bisherigen Verfahrens zur Zeit nicht übergeugt worden wären. Cine Em: 
pfindlichfeit darüber, wenn die Deputation überftimme werde, ſey ihnen 
fremd, und fie würden, wenn man au von dem bisherigen Verfahren ab: 


Zweite Abrheilung. 1. 26, 21 
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gehen follte, ihre Pflicht mie eben dem Eifer wie bisher zu thun fich angeles 
gen feyn laffen. 

So mie nun Herr Kommerherr von Watzdorf fih für die Beibehaltung 
bes bisherigen Verfahrens erklärt, fo erheben fich auch mehrere Stimmen für 
den Vorſchlag des Unterzeichneten und es trägt dabei infonderheit Herr Stell⸗ 
vertreter D. Deutrich darauf an, daß man wenigftens beftimmen möge, die 
zu ftellenden Anträge fo weit moͤglich Tages vor der Berathung an das Präs 
ſidium eingereicht zu fehen, damit es dem Herrn Deferenten und den Herren 
Megierungscommiffarien möglich werde, in voraus zu prüfen, ob dadurch 
nicht Widerfprüche in das Geſetz fämen, was bei ploͤtzlich eingehenden Anträ- 
gen in der That nicht möglich fey. Herr Domherr D. Günther, der fi für 
den Vorſchlag erflärt, bemerkt, daß es oft unmöglich fey, praktiſch wichtige 
Fragen zu erörtern und zu entſcheiden, ohne auf die Theorie zurück zu gehen. 
Wo dieß aber der Fall fey, da möge man theoretiſche Erdrterungen mindeftens 
nicht fo wie bisher von der Hand weifen, fondern ſich dazu verftchen, fie durch 
die Regierung und Deputation einer reiflihen Erwägung unterwerfen zu laffen. 

Kerr D. Großmann wuͤnſcht, in der Hauptſache ebenfalls mit Unterzeich— 
netem einverftanden, daß jedem Kapitel eine allgemeine Discuffion über die 
demfelben unterliegenden Hauptgrundfäge vorausgehen möge, und daß man fid) 
fodann mit der eigentlihen Redaction fo wenig als irgend möglich befaffe. 

Herr von Pofern endlich hält es für zwecfmäfig, daß man fih, wenn man 
auch jest wiederum andere Beftimmungen hinfihrlih des Verfahrens bei der 
Berathung eintreten laſſe, vorbehalten möge, auch von biefen wiederum abju= 
gehen. 

Herr Staatsminifter von Könnerig macht dagegen bemerflih, wie einige 
Beſchraͤnkung der bei andern Gegenftänden beftchenden Freiheit der Discuffion 
und Antragftellung hier unerläßlich fheine, wenn nicht das eben fo wichtige als 
fehwierige Werf verunglücen folle. Andere Ständeverfammlungen härten ſich 
ähnliche Befchränfungen im gleichen Falle felbft auferlegt, und wie die bishe- 
rige Berathung das Bedärfniß einer Abänderung nicht herausgeftellt zu haben 
fheine, fo ſey es aus den ſchon von dem Herrn Stellvertreter angegebenen 
Gründen dringend zu wuͤnſchen, daß feine andern als vorher ſchriftlich einge: 
langte Amendements zugelaffen werden möchten. 

Indem nun gegen das Ende der Discuffion der Herr Präfident die ge: 
fhehenen verſchiedenen Vorſchlaͤge recapitulirt, bemerft ee: Zur Erreichung 
des ſchwierigen Zieles habe die Kammer ſich durch ihren frühern Beſchluß felbft 
Feſſeln angelegt. Dief ſey in der edelften Abfiche gefchehen, und man habe 
ſich zugleich, ungewiß, ob die Vorfchläge der Deputation den gehofften €: 


149 


folg auch wirklich haben würden, vorbehalten, Davon nach Beſinden wieder 
abzugehen, Sollte nun die Anſicht der Kammer dahin gehen, daß fi) das 
bisherige Verfahren als zweckmaͤſig und müglich nicht bewährt habe, fo werde 
es chen fo, wie der frühere Beſchluß, in der pflihemäfigen Gefinnung der 
Verſammlung liegen, von Sehterm wieder abzugeben. Wie man aber auch 
darüber denke, fo ſcheine einige Befchränkung denn doch im Intereſſe der Sache 
zu fiegen, und er ſtelle anheim, ob. man vielleicht, wenn der Antrag des Uns 
terzeichnesen Beifall finden follte, bei der Ruͤckkehr zu den —— der 
Landtagsordnung mindeſtens zugleich feſtſetzen wolle: 

a. Es ſeyen alle Amendements, die die Kammermitglieder zu ſtellen beab⸗ 
ſichtigten und die ihnen zeitig geuug beigingen, mindeſtens Tages vor ber Be: 
rathung des betreffenden Abſchnitts an das Präfidium einzureichen, damit fol- ' 
bes diefelben an die Deputation zur Einfihtnahme befördern fönne, und wuͤr⸗ 
dem die fo übergebenen Anträge forann nur das Viertheil der Anwefenden zur 
Unterftägung bedürfen. 

b. Deffenungeachtet feyen andere vorher nicht eingereichte Amendernents noch 
während der Sitzung und Berathung zuläflig, fie moͤchten jedoch, gleichwiel ob 
es Haupt: oder Unseramendements wären, zur Neunpeneng ber Mehrzahl ver 
Anweſenden beduͤrfen. 

Viele Stimmen erklaͤren ſich fuͤr dieſe Vorſchlaͤge und das Praͤſi dium 
geht hierauf zur Abſtimmung uͤber. Dabei wird zuvoͤrderſt, und zwar vor— 
behaͤltlich der vorſtehend unter a. und h. vorgeſchlagenen Modificationen, 

mit 26 Stimmen gegen 8, 
beſchloſſen, von dem bisherigen Verfahren bei Verathung des Criminal- Ge: 
ſetzbuchs wieder abzugeben, und zu den Vorſchriften der Landtagsordnung zu⸗ 
ruͤckzukehren. 

Hierauf erlangen die — unter a. und b. erwähnten Modificationen 

einftimmige 
Genehmigung, man befchließt auch, ebenfalls 

einftimmig, 
die fo eben gefaßten Beſchluͤſſe ſofort in Guͤltigkeit treten zu Taffen, jo mit 
der Mopification, daß für heute annoch zu fiellende Amendements in den nad) 
$. 82. der Landtagsordnung hierzu geeigneten Fällen, nur ein Viertheil der 
Stimmen zur Unterftügung bedürfen werden. 

Endlich wird noch, auf Beſchluß von 
26 Stimmen gegen 8, 
der Vorbehalt gemacht, nah Befinden und bei fich zeigender Unzweckmaͤſig⸗ 
keit von den fo eben gefaßten Befchlüffen wieder abgehen zu Eönnen. 
21” 
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Im Uebrigen ift man darüber einverftanden, daß es vorftchender Be— 
fchlüffe ungeachtet, Bei demjenigen unverändert verbleibt, was auf Antrag der 
Deputation Seite 34 ımd 35 ihres Berichts unter 1. bis 4. wegen Bewir⸗ 
fung der definitiven Redaction des Geſetzbuchs durch die Megierung unter Con: 
eurrenz einer ftändifchen Deputation am 6. l. M. befchloffen worden ift. 

Nachdem der Herr Präfident hierauf den Wunſch und die Hoffnung aus: 
gefprochen hat, daß die Kammer von der wieder pindicirten gröffern Freiheit 
nur den edefften, im wahren Intereſſe der Sache liegenden, Gebrauch machen 
werde, geht man in der Berathung des Gefe-Entwurfs da fort, wo man geftern 
abgebrochen hat. 

Der Herr Meferent nimmt dabei die 

Art. 50. bis 55.,- welche das Verfahren beim Zufammentreffen mehrerer 
Strafen normiren, li vor, und macht darauf aufmerffam, daß zunächft 
über die Seite 66 und 67 des Berichts von der Deputation unter 1. bis 
mit 7. und zwar bei legterer Nummer unter a. und b. gemachten Anträge ab: 
zuftimmen ſeyn werde. ie finden auf Befragen insgefammt 

- einftimmige 
Genehmigung, und werden fodann 

a. Art. 50. unter der von der Deputation Seite 67 — Weg⸗ 
laſſung des letzten Theils, 

b. Art, 51. und 52. wie fie ſich Seite 67 und 68 des Deputationsbe- 
richts entworfen finden, 

e. Art. 53. nad) der Faffurig des Art. 54. des Gefeg: Entwurfs, jedoch 
mit der Seite 58 des -Deputationsberichts der zweiten Kammer zu findenden 
geringen Abänderung, 

d. Art. 54. ganz fo, wie er fih Seite 68 bes — Deputations⸗ 
berichts befindet, und 

e. Art. 55. fo wie er ſich an ebengenannter Stelle des Deputationsbe: - 
eichts finder, jedoch unter Weglaffung der Worte „als Folge der Zuchthaus: 
firafe erften Grades oder”, welche durch den zu Art. 7. gefaßten Beſchluß un: 
paffend geworden find, insgeſammt 

einftimmig 
angenommen: 

Demnaͤchſt finder 

Art. 56. mit der von der Deputation Seite. 69 ihres Berichts unter a. 
vorgefchlagenen Fleinen Abänderung 

allerfeitige 
Genehmigung, und ift bei 
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Art. 57. von Unterzeichnetem beuierft worden, daß nicht blos, wie die 
Drputation Seite 69 ihres Berichts bemerft, das Eitat des Art. 50., fon: 
dern mach: den fo eben gefaßten Befchlüffen auch das Eitat des Artikels 55. 
wegfallen müffe. Die Deputation haf dieß zugeftanden und fchlägt vor, an⸗ 
ftatt der Art. 50. und 55. den Art. 46. zu citiren, welches. auch. - | 

einſtimmige 
Genehmigung findet. 

Eben ſo wird der Antrag der Deputation unter b. und mit den hiernad) 
eintretenden Beränberungen der Art. 57. ſelbſt 

einhellig 
genehmigt. 


Zu 

Art. 58. hat die — nn Vorſchlaͤge gemacht und werben die 

unter a. und.b. 
einftimmig 
genehmigt: Dagegen erinnert 

Herr Geheimer Juſtizrath D. Groff gegen die Bemerkung der Deputation 
unter c., daß hier wenigftens noch eine Beftimmung darüber nothwendig fey, 
wie es gehalten werden folle, wenn die nach dem von der Deputation angege- 
benen, ganz richtigen Maasftabe zu verhängende Arbeitshausftrafe nicht die 
mindefte Dauer diefer letzten an 2 Monaten erreiche, was 3. B. dann der 
Fall feyn würde, wenn 34 Monat Gefängniß zu erfennen wäre. Die Ber: 
büffung diefer Strafe im $andesgefängniffe fen nicht zuläffig, da in diefe An- 
fiale Verbrecher, die allenfalls auch mit Arbeitshaus zu belegen feyen, nicht 
gebracht werben Eönnten, ohne bie Abficht zu vereitein, die man bei Errichtung 
des Sandesgefängniffes habe, 

Se, Königliche Hoheit Prinz Johann fhlägt * daß ſolchenfals die Ge⸗ 
faͤngnißſtrafe, ſelbſt wenn ſie uͤber 3 Monate anſteigen ſollte, im Gerichtsge— 
faͤngniſſe zu verbuͤſſen ſeyn werde, und findet ſolches, vorbehaͤltlich der von 
Unterzeichnetem zu entwerfenden Faſſung ſor wie Art. 58. ſelbſt, 

einſtimmige 
Annahme. 

Man gelangt nun zu dem von der Deputation Seite 70 und 71 ihres 
Berichts vorgeſchlagenen Zuſatzartikel, welcher 

Art. 58 b. werden wuͤrde. 

Herr Staatsminifter von Koͤnneritz bemerkt hierbei, wie man daruͤber, 
velche Verbrechen als gleichartig zu betrachten feyen, erft beim fpecieflen Theile 
u fprechen habe, wic es jedoch nicht ganz klar ſey, ob der Ausdruck „befon: 
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dere Auffchrift” die Auffchrift des Capitels ober die: Minute der einzeinen 
Artikel bezeichne. 

Der Herr Meferent bemerkt, daß letzteres gemeint fey, mb obwohl es in 
Vorſchlag komme, ſtatt Aufſchrift lieber „Artikelauffchrift” zu ſetzen, fo. geht 
man doch darüber hinweg, da es Sache der Fünftigen definitiven Redaction 
feyn wird, hier den richtigen Ausdruc zu wählen, es erlangt vielmehr Art. 58 b. 
unverändert, wie er Seite 71 vorgeföhlagen ift, 

einftimmige 
Genehmigung, die Kammer tritt auch dem unter f. gemachten Vorſchlage, wegen 
eines in der Schrift zu ftellenden Antrags eben fo 
einſtimmig 
bei. 
Der 
Art. 59. wird mit den Abaͤnderungsvorſchlaͤgen der Deputation 
von allen Stimmen 
angenommen, und glaubt man die Ausgleichung der kleinen Faſſungsabweichung 
gegen die Vorſchlaͤge der Deputation der zweiten Kammer der kuͤnftigen Re— 
daction anheimftellen zu können. 
Es ift demnächft von der Deputation vorgefhlagen worden, den 
Art. 60. gänzlich in Wegfall zu ‚bringen, umd trefen dieſem Antrage 
alle Anweſende 
bei. 
Dagegen veranlaft 

Art. 61., zu melden bie unter 23. und 24. anliegenden Yotcäge von 
Herrn Domherrn D. Günther und Unterzeichnetem eingereicht worden find, 
eine längere Discuffion. 

Da die Beurtheilung beider Antsäge mindeftens zum Theil davon ebfängt, 
welches Alter als Grenze des Beginnens der vollen Straffälligfeit feſtgeſtellt 
werben wird, fo eröffnet man die Discuffion zunähf über das von Sr. König: 
lichen Hoheit dem Prinzen Johann Seite 73 des Berichts unter d. gegebene 
Separatvotum, mach welchem jene Grenze erft auf das vollendete 21ſte Jahr 
geftelle werben fol. 

Da fi) der Herr Antragfteler zunaͤchſt nur auf die im Berichte felbft ent- 
wicelten Gründe besicht, fo ergegnet auf diefelben zuvoͤrderſt 

Herr Staatsminifter von Könnerig: Wenn die Furiftenfacuftät eine mil- 
dernde Beſtimmung habe eintreten laffen, fo fey dieß wohl nur durch die Härte 
der bisherigen Gefeßgebung veranlagt worden. Diefer Grund falle weg, auch 
fey ihm ein von der Faculeät gegen einen neunzehnjährigen Verbrecher gefälltes 
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Todesurrheil befannt. Es werde ferner nicht die Feftigfeit des Willens des 
Verbrechers, ſondern das Verbrechen felbft beftraft, und die Analogie mit den 
ciwilrechtlichen Beſtimmungen fey nicht zuläffig, da im Eivilangelegenheiten 
Dechrsfenntniß erfordert werde, hier aber das jedem vernünftigen Menſchen 
inwohnende Bewußtſeyn deffen, was an ſich recht und unrecht ſey, gemüge, 
Andere Staaten, namentlich Würtemberg, Baden und Hannover hätten das 
ſechzehnte Jahr als Grenze angenommen, und der Vorſchlag würde eine große 
Inconſequenz herborbringen, da mit 48 Jahren Eidismündigfeit eintrete, auch) 
die Strafverwandelung in förperlihe Züchtigung aufhöre. 

Diefen Gründen wird noch beigefügt, daf, wenn man von der Bevor: 
mundung eine Analogie hernehmen wollte, ſolche auch den Frauenzimmern, die 
ja ſtets unter Gefchlechtsvormundfchaft ftünden, am Ende würde zu Gute kom⸗ 
men müffen, ingleiben daß man beim Militär: Strafgefegbuche, dem die Re: 
fruten ſchon mit dem zwanzigften Jahre unterworfen würden, eine Ausnahme 
zu machen nicht für nöthig gefunden habe. 

Diefen Gründen wird Seiten des Prinzen Johann Koͤnigliche Hoheit und 
einiger andern Kammermitglieder entgegengeſtellt, daß das Beiſpiel fremder 
Staaten hier als bindend nicht angeſehen werden koͤnne, daß zu große Milde 
hier, wo der Grundſatz malitia supplet aetatem gelten folle, am allerwenig- 
fen ſchade und daß man vor vollendetem 21ſten Jahre denjenigen Grad der 
förperlichen und geiftigen Reife nicht vorausfegen dürfe, welcher allein, den 
Mann zum vollftändigen Manne made. 

As hierauf die Abftimmung erfolgt, erklären ſich 

24 Stimmen, gegen 7, 
wider den Antrag Sr. Königlichen Hoheit des Prinzen Johann und ift folder 
ſonach abgelehnt. 

Indem man nunmehr zu dem Antrage der Deputation unter a. zurücfgeht, 
welcher den Grundſatz, malitia supplet aetatem in einer abgeänderten Faf: 
fung feftftellt, kommt der auf gänzlihen Wegfall diefes Grundfages gerichtete 
Antrag des Herrn Domherrn D. Günther zur Sprache. 

Zur Unterftügung führt der Herr Antragfteller an: Daraus, daß ein jun- 
ger Menfc zur Vollfuͤhrung feiner Frevelthat die zweckmaͤſigſten Mittel zu 
wählen verftche, daß er ferner eine im hohen Grade ftrafbare That vollführe, 
und daß er dabei mit großer Stärfe des Willens und Feftigfeit handele, laffe 
ſich noch feinesweges auf jene Stärfe der Vernunft fchlieffen, welche erft durch 
ein reiferes Alter erlangt werde. Es fey hier von der Entwickelungsperiode 
des Menfchen die Rede, wo die Vernunft die ganze Schändlichfeit einer That 
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und ihre Folgen noch nicht überfehe, wie namentlich Die bei Brandftiftungen fo 
häufigen Fälle junger Verbrecher bewährten. 

Herr D. Großmann weifer zur Unterftügung des Antrags noch darauf hin, 
daß im jugendlichen Alter Verſtand und Vernunft durch die befonders leben⸗ 
dige Einbildungsfraft verbunden würden. 

Herr Geheimer Juſtizrath D. Groff und der Herr, Referent aber ergegnen: 
Wenn auch der angefochtene, bisher geltende, Grundſatz nur Aufferft felten zur 
Anwendung kommen werde, fo fönne man doch darüber nicht in Ungewißheit 
ſeyn, daß es Fälle gebe, wo jugendliche Verbrecher eine Beharrlichfeit und 
Böswilligfeit zeigten, die fonft nur dem reifern Alter eigen fey. Es fomme 
vor, daß unter mehrern Verbrechen offenbar zuweilen der jüngere der Anftifter 
ſey, auch werde ja in jedem einzelnen Falle der Richter ermeffen, ob jener 
Grundfag Anwendung finde oder nicht. Letzterer fen übrigens um fo nöthiger, 
als man ohnehin ein höheres Alter zur vollen Strafe erfordere, als in andern 
Staaten. » 

Bei der nun erfolgenden Abftimmung wird der Guͤntherſche Antrag, 

mit 21 Stimmen gegen 9, 
abgelehnt, der Antrag der Deputation unter a. aber, 
mit 26 Stimmen gegen 4, 
angenommen. . 

So fann man nunmehr zu dem Antrage der Deputation unter h. fort: 
gehen, bei welchem Unterzeichneter vorgefchlagen hat, Todes» und Iebenslängliche 
Zuchthausftrafe überhaupt nur dann eintreten zu laffen, wenn der Verbrecher 
bei Vollfuͤhrung der That Das 21fte Jahr bereits erfüllt gehabt habe. 

Zur Unterftügung beruft ſich Unterzeichneter darauf, daß die Meinungen 
darüber, ob nicht Strafmilderung in allen Fällen bis zum 21ften Jahre rin- 
treten ſolle, fehr zweifelhaft gewefen fey, und daß es ſonach zur Beruhigung 
dienen muͤſſe, die mildere, allen Anſichten gemigende, Beſtimmung mindeftens 
bei den höchften Strafen, die das Gefeg fenne, Play ergreifen zu laſſen, zus 
mal da es nicht zu verfennen ftehe, daß Todes» und lebenslängliche Zuchthaus: 
ftrafe um fo härter ſey, je jünger der Verbrecher. 

Nach erfolgter Unterftügung des Antrags verwenden fih mehrere Kammer: 
mitglieder fir denfelben, unter dem Anführen, daß auch in Defterreih Todes- 
ſtrafe erft nach vollenderem 2Often Jahre der Verbrecher zuläfjig fey, daß die 
Hinrichtung und Iebenslänglihe Einfperrung eines fo jungen Menſchen dem 
Gefühle widerſpreche, welches die Königliche Gnade ganz gewiß achten werde, 
und daß fonach die mildere Beſtimmung beffer ſogleich im Gefege auszu: 
ſprechen fen. 
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- Diefen Gründen wird entgegengeftellt, daß durch den Antrag eine Incon⸗ 
fequenz in das Gefeg fomme, daß die Ungleichheit der Todes» und lebenswie⸗ 
rigen Zuchthausftrafe, welche die Verſchiedenheit des Alters der Verbrecher her: 
beiführe, auch durch den gemachten Vorſchlag nicht gehoben werde, und daß 
es den. Beifall des Volks gewiß nicht finden würde, wenn man einen Bater: 
mötder, blos deshalb, weil er erſt 203 Jahr ſey, nur mit zwanzigjährigem 
Zuchthauſe beftrafen wollte. 

Durch Abftimmung wird hierauf der Antrag des Unterzeichneten, 

mit 17 Stimmen gegen 12, 
abgelehnt, und trägt ſodann 

Herr Domherr D. Günther darauf an, aus der von ber Deputation um: 
ter b. vorgefchlagenen Faſſung das Wort „Iebenslängliche” wegzulaffen, wodurch 
es erreicht werde, daß Verbrecher unter 18 Fahren, felbft wenn gegen fie der 
Grundfag, malitia supplet netatem angewendet werde, doch nur mit höch- 
fiens Arbeitshausftrafe belegt werden fönnten, wenn au fonft. das volle Straf: 
maas gegen fie zur Anwendung komme. 

Der Herr Antragfteller weifer darauf hin, daß durch feinen Vorſchlag den 
jugendlichen Verbrechern, die ohnehin nad) dem Antrage der Deputation nie: 
mals lebenslänglich eingefperrt werden dürften, mindeftens die Ehrlofigfeit er: 
fpart werde, und erlangt der Antrag fodann, nach erfolgter Unterftügung, 

mit 15 Stimmen gegen 13, 
Annahme, fo wie denn auch, vworbehäfdich der von Untergichnetem zu entwer: 
fenden Faffung, der Art. 61. ſelbſt 

einftimmige 
Annahme erlangt. 

Wenn endlich noch Seite 73 des Berichts unter e. von der Deputation 
ein in die Schrift aufjunehmender Antrag wegen Abfonderung ' der minderjäh: 
rigen Verbrecher vorgefchlagen worben ift, fo madht 

Herr Staatsminifter von Könnerig darauf aufmerffam, daß diefe Abfon: 
derung vielleicht großen Schwierigkeiten unterliegen fünne, ja daß fie unaus— 
führbar werde, wenn ein minorenner Verbrecher auf lange Zeit Zucht» ‚oder 
Arbeitshausftrafe zu erleiden habe. Er ſchlaͤgt deshalb vor, dem Antrage die 
Worte: Ä 
fo weit möglich 
beizufügen, und wird ſolches, fo mie ber Vorſchlag der Deputation unter c, 
felbft, 

einflimmig 
genehmigt. 
Zweite Abtheilung 1. Sb. 22 
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Hier muß man indeffen abbrechen. Die Faſſung der heute durchgegan- 
genen Artikel enthält die Veilage F., die Tagesordnung für morgen bleibt die 
heutige. 

Anher| bemerft von 
Ernft Guſtav von Gersdorf. Ernft Sriedrih Hark, 
Sohann Herzog zu Sachſen. S. d. L.K. 
Georg von Leipziger. 


F. 
Artikel 50. 
Ruͤckſicht zu nehmen. 
Artikel 51. 52. 


bleiben unveraͤndert wie ſie Seite 67 und 68 des Deputationsberichts aufge⸗ 
fuͤhrt ſind. 





Iſt der Verbrecher 


Artikel 53. 

Dei mehrern auf dieſe Weiſe durch Zucht- oder Arbeitshaus zu verbuͤſſen⸗ 
den Verbrechen faͤllt ruͤckſichtlich der concurrirenden Gefängnißftrafen, bei wel: 
en aufferdem die Verwandlung in Handarbeit oder Geldbuße zuläffig iſt, die 
dem Dichter fonft zuftchende Wahl weg. £ 

Artikel 54. 
bleibt unverändert wie er Seite 68 des Deputationsberichts zu finden. 
Artikel 55. . 
(nad) der Faffung Seite 68 und 69 des Deputationsberichre.) 


Dei dem Zufammentreffen förperlicher Zuͤchtigungen, mögen fie nun als 
Schärfung oder u. f. w. 


: Artikel 56. 
Die in den Artikeln — — oder während der Verbiffung einer 
Freiheitsftrafe u. ſ. w. 
Artikel 57. 
Auffer den Fällen, wo nad) Art. 40. eine Shärfung ——— in 
nerhalb der geſetzlichen Grenzen, auf die gefeglichen Schärfungen u: f. w. 
Artifel 58. 


Wenn Jemand — ober Durch erfolgte Begnadigung eine gerin« 
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gere Strafe verbuͤßt Hat — — rüdfihrlih auf Zwanzig. und Zehn 
Jahre. 

Tritt die Strafe des Ruͤckfalls wegen eines Verbrechens ein, welches 
hoͤchſtens mit 3 Monaten Gefaͤngniß, im hoͤhern Grade aber mit Arbeitshaus⸗ 
ſtrafe, geahndet wird, ſo kann ſtatt der wegen Ruͤckfalls uͤber 3 Monate her⸗ 
anſteigenden Gefaͤngnißſtrafe auf Arbeits hausſtrafe, jedoch nur in der halben 
Dauer erkannt werden. Wuͤrde die Arbeitshausſtrafe nicht die fuͤr ſolche 
Art. 16. beſtimmte kuͤrzeſte Dauer von zwei Monaten erreichen, ſo verbleibt 
es bei der Gefaͤngnißſtrafe, welche ſolchen Falls, auch wenn fie uͤber 3 Mo: 
nate anfteigt, in einem Gerichtsgefängniffe zu verbüffen iſt. 

Bei öfterm Ruͤckfalle u. ſ. w. 

Artifel 586. 
bleibt unverändert wie Seite 71 des Deputationsberichts. 
Artikel 59. 


Wenn ein Verbrecher — — es kann jedoch in dieſem Falle die 
Dauer der Zuchthausſtrafe wegen des Ruͤckfalls nicht uͤber Zwanzig Jahre und 
der Arbeitshausfteafe nicht über Zehn Jahre erſtreckt werben. 


Artikel 60. 
kommt ganz in Wegfall. 
| Artifel 61. 


Bon dem Alter verwandelt werben Fann. 

Die Jugend ift jedoch nicht als Milderungegrund zu beruͤckſichtigen, wenn 
die Beſchaffenheit der That, ihrer Motiven und der. übrigen dabei eintreten: 
den Umſtaͤnde die Präfumtion ausfchließt, daß der Verbrecher mehr aus jugend: 
lichen Leichtſinn als aus Borfog und mit Ucberlegung gehandelt habe. Todes⸗ 
und Zuchthausſtrafe findet indeß auch in diefem alle niemals ftatt, und es ift 
ftatt derfelben auf eine angemeffene zeitliche andere Freiheiteftrafe zu erfennen. 





22. 
Antrag des Herrn Domherrn Dr. Günther. 
Zu Artikel 61. 


Antrag auf gaͤngliches Abgehen von dem (mnrichtigen und gefährlichen) 
Srundfage: malitia supplet aetatem. 
. 22 * 
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M 24, 
Antrag des Herrn Bürgermeifterd Hark. 
Im $. 64. wuͤnſcht LUnterzeichneter den Seite 73 des Deputationsbe- 
rihts unter b. vorgefchlagenen Zufag fo gefaßt zu fehen: 
Todes» ‚oder Iebenslängliche Zuchthausftrafe finder indeß auch im Dies 
ſem Falle, fo wie überhaupt wenn der Verbrecher bei Begehung der 
That das ein und zwänzigfte Lebensjahr noch nicht erfuͤllt hatte, nie: 
mals ftatt, und «s ifi u. ſ. w. 


17. 
Den 21. December 1836, 
Gegenwärtig find: | 
Se. Excellenʒ Herr Staatsminifter von Könnerig, und 
Herr Geheimer Juſtizrath Dr. Groff. 
Die Verſammlung beficht aus 33 Mitgliedern der erfien Kammer. 
Nah Werlefung, Genehmigung und DVolgiehung des Protocolls der 


geftrigen Sitzung erfolgt 
55. 
Bortrag aus. der Regiſtrande Nr. 62. 
der Vortrag aus ber Megiftrande, bei welcher unter 
Me. 63. ein Prosscolleptract der zweiten Kammer eingelangt.ift, der bie Ge: 
nehmigung der ſtaͤndiſchen Schrift in Betreff der auf das Jahr 1837. pro: 
viſoriſch — — Steuern und Abgaben enthaͤlt. 
56. 
Genehmigung der Schrift wegen des proviſoriſchen Steuerausſchreibens für 1837. 
Diefe Schrift wird von Herrn Dr. Erufius vorgelefen und ſodann 


einftimmig 
genehmigt, auch deren Ablaffung befhloffen. 
857. 
Beurlaubung. 


Heren Bürgermeifter Ritterſtaͤdt wird — Urlaub auf die Zeit vom 
24. December bis 2. Januar ertheilt, und verſchreitet man ſodann zur 


Tagesorduung, 
auf welcher ſich 
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58. 
Fortgefigte Berathung des allgemeinen Theile dee Triminalgeſetzbuchs. 


die fortgeſetzte Berathung des allgemeinen Theils des Criminalgeſetzbuchs be— 
findet. 
Man gelangt dabei zuerſt zu 
Art. 62,, welcher unter den beiden von ber Deputation Site 74 ihres 
Berichts vorgefchlagenen Abänderungen 
einftimmig 
angenommen wird. 


Don ‚Herrn Bürgermeifter Schill if demnächft laut der Beilage 25. der 
Antrag gefchehen, unter Mr. 625. einen Zufagartifel einzuſchalten, welcher 
die Strafmilderung wegen gerechten Affeets betrifft. Der Here Antragfteller 
erfläre indeffen, feinen Vorſchlag hier. wieder zuruͤckzunehmen, da er ſich durch 
Ruͤckſprache mis, einigen Mitgliedern der Deputation überzeugt habe, daß er 
feine Abſicht beffer durch Zufäge ju den Art. 118. und 127. erreichen werde. 

Bei 

Art. 63. iſt in der. Deputation felbft eine abweichende Meinung entflan: 
den, indem die Majorität dem Gefen-Entwurfe beigetreten iſt, Herr von Carlo: 
wis aber das Seite 173 befindliche Separatvorum abgegeben hat, indem er 
dem freiwilligen Erſatze nicht den Erfolg völliger Strafloſigkeit, fondern ‚nur 
einer Strafmilderung zu Theil werden laffen will. 

Zur Unterftügung feines Separatvoti führe Herr von Earlowig am, wie 
der Geſetz- Entwurf, ſoviel die von ihm angefochtene Beftimmung anlange, an 
einer doppelten Inconſequenz leide, einmal indem er nad) Art. 26. den frcis 
willig aufgegebenen Verſuch ftrafe, während er hier ein bereits vollendetes 
Verbrechen ſtraflos laffe, und dann, weil er dem Erſatze nicht allenchalben 
Straflofigfeit‘ zugeftehe, 3. B. nicht beim Meineide, der geflraft werden folle, 
wenn auc der Verbrecher Alles reflituire, was er durch den falſchen Eid ge: 
wonnen habe. Am unrichtigften aber finde er den im Geſetz⸗ Entwurfe ange: 
nommenen Satz, in fo fern er vorausfetd, daß dem Erfase allemal das Mo: 
tiv der Reue unterkiegen miüffe, während es meift nur die Beſorgniß entdeckt 
zu werben fen. 

In gleihem Sinne ſprechen ſich mehrere Kammermitglieder aus, indem 
fie zur Unterſtuͤtzung des Separatvori anführen: Die Beſtimmung des Ar 
tikels werde in der Regel nur verſchmitzten Berbrecherh nuten, die, fobald fie 
merken, daß man ihnen ‘auf der Spur fen, eifen würden, ſich durch Bewir⸗ 
kung’ des Erfages ſtraflos zu machen. Jede Gewähr uber die Motiven des 
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Erſatzes fehle, und es fey fehr bedenklich, dem Volke glauben zu machen, daß 
jeder Die Folgen der böfen That verwiſchen koͤnne, fobald er nur wolle. Ends 
lich könne das Mittel des Erfages wohl auch benugt werden, um zur Merdef: 
fung ſchwererer Verbrechen fälfhlih das alibi zu befcheinigen: und felbft der 
volftändigfte Erſatz vergüte dem Beftohlenen feine Angft und Sorge nicht. 

Anderer Anfiht find dagegen der Herr Referent umd mehrere andere Kam: 
mermitglieder. Es fen, bemerfen fie, wit leichter, von einer begonnenen That 
freiwillig abzuftchen, als eine vollendete zu befennen und den durch diefelbe er— 
langten Bortheil aufzugeben, auch fen in letzterm Falle weit cher auf ein edles 
Motiv, auf Neue, zu fohlieffen, als in erfterm, wo meift nur Furcht vor der 
Entdefung leiten werde. _ Dem Mißbrauche fen dadurch vorgebeugt, daß der 
Erfag aus völlig freiem Entfchluffe hervorgehen muͤſſe, und wenn ſich nachwei- 
fen fieffe, daß nur die mahe bevorftchende Entdeckung den Erfag veranlaßt 
habe, fo werde völlige Straflofigkeit kaum eintreten. Der verfehmigte Ver 
brecher lege fich aufs Leugnen, Bekennen und Meftituiren fey nicht feine Sache, 
und es frete zwifchen den Fällen gänzlichen und theilweifen Erfages eine große 
Incongruitaͤt ein, wenn bas Separatvotum angenommen werben ſollte. Die 
gerügte Inconſequenz fen nicht vorhanden, denn wenn auch nad) der allgemei- 
nen im Art. 26. zur Anwendung gebrachten Megel ſchon das begonnene, - noch 
mehr aber das vollendete Verbrechen beftraft werden folle, fo liege doch hier 
eine Ausnahme vor, wie fie jede Megel geftatte, und deren Grund darin zu 
finden ſey, daß ſich die Folgen Feiner That fo Teiche verguͤten lieffen, als die 
der Verbrechen gegen das Eigenthum. Bei dem angeführten DBeifpiele des 
Meineids ſey dieß anders, denn hier bleibe, wenn auch fein Gewinn. gezogen 
worden, der Bruch der öffentlichen Treue und des Glaubens unverändert. 

Nachdem hierauf noch Here Geheimer Juſtizrath D. Groff bemerklich ge- 
macht hat, wie man bei der Beftimmung des Gefet : Entwurfs ganz vorzuͤglich 
das Intereſſe des Verletzten im Auge gehabt habe, dem man dadurch öfter 
wieder zu feinem Eigentum zu verhelfen hoffe, gelangt man zur Abftimmung, 
bei welcher der Antrag des Separatvoti, 

mit 25 Stimmen gegen 7, 
angenonmen wird, fo wie auch bie von ber Depntation Seite 74 bis 76 des 
Berichts zum erften Gate des Artikels gemachten Vorſchlaͤge 
unanime 

Zuftimmung finden. 

Durch die Annahme des Separatvoti, bemerkt hierauf Se. Königliche Ho: 
heit Prinz Johann, fey nun die geoße Sncongruität entftanden, daß der, wel: 
cher vollen Erſatz geleifter habe, in manchen Fällen härter geſtraft werden könne, 
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als der, welcher nur theilweife zu reſtituiren im Stande gewefen. Um biefen 
Uebelſtand zu heben, werde fich eine veränderte Beſtimmung in der letzten Pe: 
riode des erjten Theils des Art, 63.5 „Iſt unter der gleichen Vorausſetzung“ 
u. f. w. nöthig machen.’ 

Die Kammer ift hiermit einverftanden, und da mehrere Verſuche, fofort 
eine geeignere Beftinmung aufjufinden, nicht glücen, fo erfuche man die De: 
putation, deshalb morgen beſtimmte Vorſchlaͤge vorzulegen. 

Es wird hiernächft die von der Deputation Seite 74 und 75 unter a. 
beantragte Inſerirung des Worts „freien “ 

einftinimig 
genehmigt. 

Mit den wegen einiger Abänderung bes zweiten und dritten Gates des 
Artikels von der Deputation Seite 76 unter c. und d. gemachten Vorſchlaͤgen 
ift man ebenfalls 

allgemein 
einverftanden, und wird fobann Art. 63. vorbehältlich der durch das zu erwar- 
tende Gutachten der Deputation etwa noch eintretenden Abänderung, 
unanim . 
angenommen, fo wie auch 
Art. 64. ohne Abänderung 
einhellige 
Zuftimmung erlangt. 
Bei | 

Art. 65. hat zuvoͤrderſt die Deputation Seite 76 ihres Berichts auf In— 
ferirung des Worts „taubſtumm“ angerragen und wird ſolches 

einftimmig 
genehmigt. 

Wenn dagegen von der DMajorität der Depuration Seite 77 des Berichts 
unter b, auf eine andere Faffung angetragen worden iff, nach welcher die im 
Zuftande der Trunfenheit begangenen Verbrechen in dazu gecigneten Fällen als 
Sahrläffigkeit beftraft werden follen, fo erklären fih 

Herr Staatsminifter von Könnerig und Herr D. Groff gegen diefen Vor: 
flag. Sie bemerken, daß hier nur von dem Zuftande völliger Bewußtloſig⸗ 
keit die Dede ſey. Nun fee aber die Fahrläffigkeit eine mit Bewußtſeyn be: 
gangene Handlung voraus, wobei nur der eingerretene Erfolg nicht beabfichtigt 
worden, und es paffe ſonach der Worfchlag der Majorirät der Deputation nicht 
er ſey auch miche noͤthig, da der Artikel 65. nur von dem Zuflande völliger 
Bewußtloſigkeit ſpreche, Trunk alfo nur im hoͤchſten Grade, wo von einem 
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Willen nicht mehr die Rede fen, ſtraflos machen werde. Uebrigens fen in fol- 
chem Zuftande ohnehin der Trumfene irgend einer That im der Regel nicht 


mehr fähig, und ſonach die game Beſtimmung unpraftifch. 
Anderer Anſicht aber find mehrere Kammermirglieder, infonderheit auch. bie 


jenigen, welche zur Mojorität der Deputation gehören. Was man gegen den 


Vorfchlag unter b. angeführt Habe, bemerken fie, beweife zu viel, denn dann 
würde auch die im abfichtlich herbeigeführter Trunkenheit begangene That nicht 


beſtraft werben können. . Die Majorität der Deputation finde in der Berau- 


ſchung die fahrläfjige Handlung, und diefe wolle fie nah Maasgabe des ein⸗ 
getretenen Erfolgs beſtrafen, wie dieß bei jeder Fahrlaͤſſigkeit der Fall ſey. 
Sey übrigens der Zuſtand der Trunkenheit ganz ohne Schuld des Thaͤters, 
alfo durch reinen, nicht wohl zu vermeidenden Zufall herbeigeführt, fo werde 
allerdings auch die Strafe der Fahrläffigkeit wegfallen, und darum fo wie um 
zu bezeichnen, daß der Richter auch die übrigen einfchlagenden Umftände zu be- 
obachten habe, feyen in den Vorfchlag die Worte „in geeigneten Fällen“ aufge: 
nommen worden. - Die preuflifche Geſetzgebung habe ganz ähnliche DBeftim: 
mungen, wie bie bier vorgefchlagenen und follte es bei dem Gefeg : Entwurfe 
bleiben, fo. würde der ſtrafbar ſeyn, der fich berrunfen hätte, der aber ftraflos 
werben, der den Trunf bis auf den höchften Grad triebe, 

Zur Ausgleihung der beiden abweihenden Anfichten ſchlaͤgt Herr Bürger: 
meifter Gottſchald vor, die Faffung der Majorität der Deputation zwar beizu: 
behalten, den legten Satz derfelben aber fo zu faflen: 

auſſerdem fann ihm die dabei ſich zu Schulden gebrachte Fahrlaſſi ig: 
feit angerechnet werden, 
es findet dieß jedoch die erforderliche Unterſtuͤtzung nicht. 

Nachdem endlih Herr Buͤrgermeiſter Bernhardi noch bemerft hat, wie er 
vorausfee, Daß nach der Anficht der Deputation die Strafe der Fahrläffigkeie 
nur da einfrete, wo nach Artifel 31. überhaupt eine eulpa ſtatuirt werde, und 
daß auch in allen übrigen Fällen die polizeiliche Beſtrafung des Trunfs nicht 
ausgefchloffen werde, erflärt man ſich hiermit einverftanden, und wird fodann 
der Vorfihlag der Majoricht, 

mit 29 Stimmen gegen 4, 
angenommen. - 


Es ift demnaͤchſt Seite 77 bes Berichts unter e. ein Separatworum Sr. 
Königlichen Hoheit des Prinzen Johann zu finden, nach welchem ein Mittel: 
zuſtand nicht ganz fehlender aber doc gefhwächter Zurechnungsfähigfeit ange: 
nommen werden fol. 
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Gegen diefen Antrag erflären ſich mehrere Anwefende. Sie bemerfen infonder: 
heit: Der Vorſchlag werde allerdings unentbehrlich feyn, wo es abfolut beftimmte 
Strafen gebe, und man alfo beftimmte Vorſchriften bebürfe, um unter ſolche 
herabgehen zu fönnen. Sie fenen aber nicht nöthig, wo dem ‚Richter ein fo 
großer Spielraum gelaffe werde, als in dem vorliegenden Geſetze. Hier wir: 
den nur ganz eptraordindre Fälle das Herabgehen unter das niedrigfte Straf: 
maas wünfchenswerth machen, und für ſolche müffe man fein Gefeg geben, 
fondern fie der Begnadigung anheim ftellen. Sollte das Separatwotum an: 
genommen werben, fo dürfte -faft bei jebem Verbrechen erft ein ärztliches Gut: 
achten vernommen werben muͤſſen, und das fey um fo bevenflicher, da fich die 
Aerzte häufig nicht auf den Standpunct des Richters fiellten, ſondern fi) als 
Sachwalter des. Angeklagten zu betrachten ſchienen. Endlich fey es bevenflic) 
einen bisher fo häufig von den Defenforen gemißbrauchten Entfchuldigungsgrund 
gefehlich zu fanctioniren. | 

Diefen Momenten fügt Herr Staatsminifter von Könnerit noch bei, daß 
das, was das Separatvotum beabfichtige, ſchon durch Art. 40. erreicht fey, 
wo vorgefehrieben werde, daß ber Michter den Grad der Geſetzwidrigkeit bes 
Willens beachten folle, und daß man es bei der Relativitaͤt der Strafbeftim: 
mungen fo viel als. möglich vermeiden muͤſſe, dem Dichter zu geftätten, noch 
unter das niedrigfte Strafmaas herabjugehen. ! 

Dagegen finden wiederum andere Kammermitglieber, daß das Separatvo⸗ 
tum eine bisher beftandene Luͤcke ausfüle und ber Nachtheil nicht fo groß fen, 
wenn den Defenforen ein Milderungsgrund gegeben werde, da ja doch ber 
Richter pflichtmäfig zu erwägen habe, ob und in wie weit er das zur Bertheidigung 
Angeführte beachten fönne. * 

Se. Königlibe Hoheit Prinz Johann macht es demnächft geltend, daß in 
ser Natur fein Sprung vorfomme, alfo auch zwiſchen dem Zuftande voller, 
und völlig ermangelnder Zurechnungsfähigfeit ein Mittelglied nicht fehlen koͤnne. 
Es fey daffelbe um fo unentbehrlicher, da es im Geſetzbuche ja auch abfolute 
Strafen gebe, namentli da, wo Todesftrafe beſtimmt ſey, und ſpreche über: 
dieß das DBeifpiel MWürtembergs für den Vorſchlag. vor 

Als es hierauf zur Abftimmung kommt, wird der Antrag des Separat: 
voti, | 

mit 29 Stimmen gegen 3, 
abgelehnt, ver Art. 65. aber, wie er fih nunmehr geftalter hat, 

unanim 

angenommen. 
Zweite Abtheilung. 1. Bd. 23 
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Eben fo erlangt 
Art. 66. unverändert 
einmürhige 
Genehmigung, und gelangt man zu 
Art. 67., bei welchem ber Antrag der Deputation 
von allen Anweſenden 
genehmigt wird. 

Wenn ferner die Deputation Seite 79 ihres Berichts anfuͤhrt, daß hier 
auch der Fall der Gefahr fuͤr einen Dritten eingeſchloſſen ſey, und man ſich 
mit der dießfallſigen Erklaͤrung der Regierung begnuͤgen koͤnne, ſo Auffert 

Herr Buͤrgermeiſter Bernhardi, daß er das Geſetz ſo deutlich als moͤglich 
gefaßt zu ſehen wuͤnſche und es nicht fuͤr angemeſſen halte, Beſtimmungen 
vorausſetzen, deren Annahme nach der Faſſung der Geſetze zweifelhaft erſchei⸗ 
nen muͤſſe. Er traͤgt deshalb darauf an, nach den Worten „Leib und Leben“ 
die Worte: 

ſey es auch eines Dritten 
einzuſchalten, und findet ſolches zahlreiche Unterſtuͤtzung. 
Ob num wohl dagegen erinnert wird, daß die Landtags-Acten zu Erläuterung 
der etwa entftchenden Zweifel ftets genügen dürften, fo findet doch der Bor: 
ſchlag, 
mit 27 Stimmen gegen 4, 

Annahme und wird ſodann Art. 67., wie er ſich nunmehr geſtaltet, 
einmuͤthig 

angenommen. 

Hier wird indeſſen die Verhandlung, welche morgen — werben ſoll, 
abgebrochen, und enthaͤlt die Beilage G. die Faſſung der heute durchgegange— 
nen Artikel. 

Niedergeſchrieben von 


Ernſt Guſtav von Gersdorf. Ernſt Friedrich Hartz, 
Arthur von Schoͤnberg. S. d. L. K. 
Albert von Carlowitz. | 
| G. 
Artifel 62. 


Bei einem ohne genügenden Grund verhängten oder ohne alle Schuld 


zu verändern, auch den Unterfuchungsarreft ſtatt der verwirften Gefängnißftrafe 
dem Schuldigen als Strafe anzurechnen. 
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Artikel 63. 
ift zum Theil noch ausgefeht geblieben. 


Artikel. 64. 


bleibt unverändert. 
Artifel 65. 


Desgleichen findet ‚Dr 

b.) bei taubſtumm gebornen oder in ben jahren der Kindheit taubftumm ge: 
wordenen Prrfonen, welche ohme Unterricht geblieben find; 

c.) bei denjenigen, welche zu der Zeit des verübten Verbrechens durch Kranf: 
heit oder andere Umftände in dem Zuftande völliger Bewußtloſigkeit fich 
befunden haben, Hat fich der Thärer felbft in einen ſolchen Zuftand ver- 
ſetzt, fo ift ihm, dafern ſolches abſichtlich geſchah, um das Verbrechen 
zu veruͤben, die That als vorſaͤtzlich zuzurechnen, auſſerdem kann ihm bie: 
ſelbe in geeigneten Fällen als Fahrlaͤſſigkeit angerechnet werben. 

Auch ſchließt die erwanige Straflofigfeit u. ſ. w. 


Artikel 66. 
bleibt unverändert. 
Artikel 07. 
‚ Handlungen —— Gefahr für $eib und $eben, ſey es auch eines 
Dritten, "verbunden find, oder durch begründete Beſorgniß folher Gefahren, 
genöthiget wird, unterliegen Feiner Zurechnung. / 


Amendement sum fechften Kapitel. 


Unter den Milderungsgründen vermißt man; 

gerechten Affect. 

Iſt diefer bis zum hoͤchſten Grabe geftiegen, fo daß er den Zuſtand völli- 
ger Bewußtloſigkeit herbeiführt,. fo wuͤrde er unter $. 65 0. zu ſubſumiren ſeyn; 
es bleiben dann aber alle mindern Grabe unberuͤckſichtigt und doch dürfte Rei⸗ 
jung das Vergehen aus einem minder firafbaren Geſichtspunct auffaflen laſſen. 
Ich erlaube mir daher den Zuſatzartikel zu beantragen: 

Artifel 62b. 
: Gerechter Affeet. 
Wenn jemand zu einem Verbrechen in gerechtem Zorne hingeriſſen 


worden, fo iſt der Richter ermaͤchtigt, die Strafe nach Ermeſſen zu 
j 23” 
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- mindern und unter dem gefelich beſtimmten niebrigften Grad herab⸗ 
zuſetzen, auch auf eine ehe Strafart herabzugehen. f 


C. L. Schill. 


18. 
Den 22. December 1836. 


Gegenwärtig find: 


Se. Excellenz Herr Staatsminiſter von Konneritz und 
Herr SM. Juſtizrath D. Groff. 


Die anwefenden 31 Mitglieder der erften Kammer genehmigen das über die 
geſtrige Sitzung aufgenommene Protocol unter zweien Einſchaltungen nebft den 
zugehörigen Faffungen, find namentlich auch bamit einverftanden ‚ daß der 
letzte Sat des Artifels 65. in feinen erften Worten die in den Faffungen an: 
gegebene etwas veränderte Wortftellung erhalten muſſe, obwohl daruͤber geſtern 
Etwas nicht beſchloſſen worden iſt. 
59. 
‚ Vortrag aus der Regiftrande Nr. 64. 


Angezeigt wird, daß zur Regiſtrande unter 

Mr. 64. eine Vorſtellung des Mendelſohnvereins eingelangt fey, womit 
derfelbe um geeignete Maasregeln bittet, damit das von den Ständen am vo- 
rigen $andtage beantragte Geſetz zur Verbefferung der bürgerlihen Stellung 
der Juden noch der dermaligen Ständeverfammlung vorgelegt werde. 

Here Bürgermeifter Hübler bevorwortet diefen Antrag, indem das Kö- 
nigliche Deeret vom 13. Movember I. J. Entfchlieffungen auf verfhiedene 
ftändifche Anträge ıc, enthaltend, unter I. 10. zwar die erfolgte Abftellung ei» 
niger einzelnen Uebelftände mittheile, die Erlaffung eines durchgreifenden Ge— 
fees aber auf das Ungewiffe hinaus ſchiebe, und beſchließt man fodann, Die 
Vorſtellung der erſten Deputation zu übergeben, damit fie darüber bei der 
Berichtserſtattung über das erwähnte Königliche Decret zugleich mit ihr Gurt: 
achten abgebe. 

Vom Präfidio wird hiernädhft noch der unter Mr. 54. eingereichten Vor: 
ſtellung in Betreff der Heiligkeit des Beichtſiegels gedacht: Sie. ward der 
wegen des Eriminalgefesbuchs niedergeſetzten Deputation zur etwanigen De: 
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nugung uͤberwieſen, ift von biefer zur gegeben worden, und man befchließt 
ſolche, da fie an die gefanımte Ständeverfammlung gerichtet ift, nunmehr mit- 
telft Protocoflertracts an die zweite Kammer zu befördern. 


60. 
Beurlaubungen. 

An Urlauben werden folgende bewilligt, namentli Herrn Freiherrn von 
Beuſt auf die Zeit vom 25. bis 31.1. M., Herrn von Schönberg auf Pur: 
fhenftein und Herrn Amtshauptmann vom Welf aber auf die Zeit vom 24. 
December bis 1. Januar, und verfchreitet man fodann zur 


Tagesordnung 
und fomit 
61. 
Schlußberathung über den allgemeinen Theil des Criminalgeſetzbuchs 
Art. 68. bis 78. 


zur fortgeſetzten Berathung uͤber den allgemeinen Theil bes Eriminalgefeg: 
buche, 
Es war geftern zu 

Art. 63. der Beſchluß über den letzten Sag des erften Abſatzes bis auf 
heute vertagt worden, und referirt 

Se. Königliche Hoheit Prinz Johann, wie die Deputation, im Einver- 
ftändniffe mit der Staatsregierung, darauf anfrage, gebachten Sag nunmehr 
dahin abzuaͤndern: 

Iſt unter der gleichen Vorausfegung die Zurücdgabe oder der Erfag - 
nur theilweife bewirft worden, fo ift bei Feſtſtellung der Strafe der 
nicht erſetzte Betrag voll und der erfeigte zu einem DViertheil in Med): 
nung zu bringen. 

Dieß wird 

einſtimmig 
angenommen, und geht man nunmehr zu 

Art. 68. uͤber, bei welchem von Herrn Buͤrgermeiſter Bernhardi und 
Unterzeichnetem mehrere Antraͤge eingegeben worden ſind. 

Was zuvoͤrderſt Unterzeichneten anlangt, ſo hatte derſelbe fruͤher, und 
noch vor dem Beginnen der Berathung des allgemeinen Theils darauf ange: 
tragen, aus der von der Deputation Seite 80 vorgefchlagenen Faffung die 
Worte: „bie Art der Vertheidigung im gehörigen Verhaͤltniſſe zu der abzu: 
wendenden Gefahr ſteht, oder“ wegzulaffen. Er bemerkt indeffen, wie er, 
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da er mit einem folchen Antrage nicht durchzukommen hoffe, ihm auch nicht 
unbefannt fey, daß ber beregte Zufa mit den Anſichten der meiften Criminal: 
rechts = Schrer übereinftimme, den Wegfall jener Worte nicht weiter verlange, 
ſich vielmehr begnügen würde, wenn nur, feinem unter 26. anliegenden An: 
trage gemäs, nad) dem Worte „abzuwendenden“ die Worte: 
wirflihen oder fcheinbaren 

eingefchaltet würden. Zur Unterftügung führt er zugleih an: Man dürfe 
überhaupt die Grenze der erlaubten Mothwehr nicht zu eng ziehen, da der An: 
greifende allemal in der Begehung einer unerlaubten Handlung begriffen fen, 
der Angegriffene aber in der Regel fih im Zuftande der Ueberrafchung und in 
einer Gemüthsbewegung befinde, wo er nicht leicht prüfen koͤnne, wie weit er 
gehen dürfe ober nicht. Deshalb koͤnne man die Sache nicht lediglich nad 
dem wahren Verhaͤltniſſe beurtheilen, fondern man müffe erwägen, wie der 
° Angriff und die damit verbundene Gefahr dem Angegriffenen erfchienen fen, 
oder doch vernünftiger Weife habe erfcheinen können. Dieß fen aber der Sinn 
des beantragten Zufaßes. 

Se. Königlihe Hoheit Prinz Johann bemerft, wie die Depuration fich 
nach erfolgter Erwägung mit dem beabſichtigten Zuſatze einverftanden erfläre, 
jedoch wünfche, die Worte: „wirklichen oder ſcheinbaren“ mit 

wirflichen oder murhmaaslichen 
vertauſcht zu fehen. 

Machdem Unterzeichneter ſich hiermit zufrieden erklaͤrt hat, aͤuſſert Herr 
von Poſern, wie auch er der Nothwehr moͤglichſt weite Grenzen geſtellt zu fe: 
hen wünfde. Hierzu genüge ihm indeffen der letzte Vorſchlag des Unterzeich: 
neten nicht, er nehme vielmehr den erften Vorſchlag deffelben wegen gänzlichen 
Wegfalls des oben angegebenen Sages wieder auf. 

Da indeffen hierauf ergegnet wird, daß dem Wunfche bes Herrn vor 
Pofern vielleicht dur einen von Unterzeichnetem zu Art. 69. vorgefchlagenen 
von der Deputution ebenfalls zu bevorworteiden Zuſatz Genüge gefchehen wer: 
de, fo wird der Beſchluß über den Pofernfchen, inzwiſchen genügend unter: 
ftügten, Antrag bis nad der Abftimmung über Art. 69. ausgefeht. 

Don Herrn Bürgermeifter Vernhardi ift demnächft laut der Beilage 27 
darauf angetragen worden, in der erften Zeile des Artikels nach dem Wort 
„gegen“ das Wort 

unrechtmäfige 
einyufdalten, und es wirb ſolches genuͤgend unterſtuͤtzt. 

Zur Vevorwortung feines Antrags bemerkt Herr Buͤrgermeiſter Bernhardi 

Nicht jede Gewalt, die Jemandem geſchehe, geſtatte die Mothwehr. Letzten 
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fee eine untechtmäfige Gewalt voraus, und das miüffe denn doch beftinmt 
ausgebrücft werden, fonft wuͤrde es auch für zuläffig erachtet werden muͤſſen, 
wenn ſich jemand z. DB. einer Realcitation oder Auspfändung widerſetzen wollte. 

Die Deputation hat, wie dagegen der Herr Referent bemerkt, den Zufag 
zwar unſchaͤdlich jedoch überflüffig gefunden, indem der Ausdruck „gewaltchäs 
tiger Angriff” es ſchon in fich enthalte, daß Letzterer auch ein unrechtmaͤſiger 
ſeyn müffe. 

Gleicher Anfiche ift Herr Geheimer Juſtizrath D. Groff, und es bemerkt 
derfelbe, wie die Regierung mit der von der Deputation Seite 80 ihres Bes 
riches aufgeftellten Anſicht, in der dritten Zeile der dafelbft angegebenen Faffung 
das Wörtchen „oder in „und” verwandelt zu fehen, nicht übereinftimmen 
fönne, da ſolches die Grenzen der Nothwehr zu eng ftellen würde, indem man 
wohl billig dem. Angegriffenen die Wahl laffen muͤſſe, ob er fid) auf eine dem 
Angreifer unſchaͤdliche Weiſe felbft vwercheidigen oder fremde Hülfe anrufen 
wolle. 

Nachdem hierauf der Herr Meferent ergegnet hat, daß das Wörtchen „oder 
dem Angegriffenen geftatten würde, ungeftraft entweder in der Wahl der Mir- 
tel oder in der Verſchmaͤhung fremder Hülfe zu epcediren, wenn er dieß nur 
nicht in beiderlei Hinfiche thue, verfchreitet man zur Abftimmung, die vorbe: 
haͤltlich des Pofernfchen Antrags erfolgt. 

Es wird dabei zuerft die Seite 80 des Deputationsberichts zu findende 
Saffung 

einftimmig 
angenommen, fodann 
mit 20 Stimmen gegen 11, 
für die, Aufnahme des Woͤrtchens „und“ ftatt „ober entfchieden, hierauf der 
Antrag des Unterzeichneten, 
mit allen Stimmen, 
genehmigt, dagegen der des Herrn Buͤrgermeiſters Bernhardi, 
von 19 Stimmen gegen 12, 
abgelehnt, und der Artikel 68. 
einhellig 


angenommen. 


u 
. 69. hat Unterzeichneter den in der Beilage 28. enthaltenen Zuſatz be: 
antragt, zu deſſen Unterftügung er anfuͤhrt: Der Artifel wolle den Exceß in 
der Mothmehr lediglich nach der Gröffe des dem Angreifenden zugefügten Me: 
beis beurtheilt wiffen. Dieß genuͤge indeffen nicht. Der Art. 68. wolle bei 
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der Nothwehr zugleich das Verhaͤltniß des gebrauchten Vertheibigungsmittels 
zu dem Grade der Gefahr und die Möglichkeit fremder Hülfe in Betracht ge: 
zögen wiffen. Beide Momente fämen hiernach natürlich auch bei Beurthei— 
fung des Epceffes in der Nothwehr gar fehr in Frage, und es fey deshalb 
nothiwendig, fie ausdrücklich zu nennen. 

Se. Königliche Hoheit Prinz Johann giebt hierauf zu vernehmen, wie 
die Deputation in Folge des Antrags ſich allerdings von der Nothwendigkeit 
eines Zuſatzes zu der Faſſung des Artikels uͤberzeugt habe, jedoch dafuͤr halte, 
es werde genuͤgen, wenn man ſtatt des Hartziſchen Vorſchlags nur die Worte: 

und der übrigen einfchlagenden Umftände, 
beifuͤge. 

Herr. Staatsminiſter von Koͤnneritz findet dieß unbedenklich, 

Unterzeichneter aber erklaͤrt: Er beſtehe keinesweges gerade auf der vor 
ihm proponirten Faffung, wolle man aber einmal die Momente, auf. weldy 
es anfomme, nicht fpeciell angeben, fo feine es ihm rathfamer, die wor 
der Deputation der zweiten Kammer ©. 65 ihres Berichts beantragte Faſſung 
anzunehmen und wolle er feinen Antrag nunmehr auf diefe ftellen. 

Dieß wird zahlreich unterftüge, auh 

einftimmig 
angenommen, woburd ber Art. 69. von felbft mit genehmigt ift, und laͤß 
hierauf Herr von Poſern ſeinen zu Art. 68. vorbehaltenen Antrag wiederun 
fallen, indem er ſich durch den zu Art. 69. gefaßten Beſchluß befriedig 
findet. 
Bei 
Art. 70. hat die Deputation zwei Vorſchlaͤge gemacht, bei deren einen 
jedoch nicht alle Mitglieder einverftanden gewefen find. 

Der erfte derfelben geht dahin, das Wort „unverfchuldeten“ mit dei 
Worten: 

nicht als unmittelbare Folge einer firafbaren Handlung eingetretene 
ju vertaufihen, und er wird, 

von 23 Stimmen gegen 8, 
angenommen; der zweite, welcher die Vertauſchung der Worte „eines an fid 
Gutes” mit den Worten: 
aus einer gegenwärtigen dringenden Gefahr an Leib und chen fuͤ 
fi) oder feine Angehörigen 
betrifft, finder ebenfalls, und zwar 
mit 30 Stimmen gegen 1, 
Annahme, der Art. 70. aber wird fo, mie er fich hiernach geftalter hat, 
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einftinmig 
genehmigt. 
Bei 

Art. 71. ift eine Feine Verſchiedenheit zwifchen den Anträgen der beiden 
Deputationen. Ihr Zweck ift zwar ganz derfelbe, nur wuͤnſcht die Deputa- 
tion der zweiten Kammer auffer der Begnadigung auch noch die Abolition ge: 
nannt zu fehen. 

Der Herr Referent trägt darauf an, um ber leichtern Vereinigung mit 
der zweiten Kammer willen, lieber fogleich die jenfeitige Faffung anzuneh- 
men, und es gefchieht ſolches, fo wie die Genehmigung des hiernach umgeän= 
derten Artifels 71. 

einſtimmig. 

Der ' 

Art, 72. zerfällt in zwei Hauprfäge, welche man bei der Berathung trennt. 

Zu dem ‘erften derfelben hat Herr Bürgermeifter Bernhardi den Antrag 
geftellt, welchen die Beilage 29. erfehen läge. Er geht dahin, die Worte: 

oder alternativ zuerfannte Gelöftrafen, foweit der Verſtorbene zu de: 

ren Bezahlung nah Art. 18. fhon angehalten worden, 
einzufchalten, indem der Herr Antragfteller zur Unterftügung anfuͤhrt, daß 
ihm zroifchen dem im Artikel erwähnten und dem durch den vorfchlagenen Zus 
fa angegebenen Falle ein weſentlicher Unterfchied nicht zu feyn ſcheine. In 
beiden fen der verftorbene Verbrecher ſchuldig gemwefen, die Strafe in Geld 
ju verbüffen, es habe ihm Feine Wahl zugeftanden, und fo fcheine feine Wer: 
bindlichfeit mit Recht auf die Erben überzugehen. 

Herr Geheimer Juſtizrath D. Groff führt dagegen an, daß bie —* 
ob uͤberhaupt Geldſtrafen aus einem Nachlaſſe gefordert werden koͤnnten, ſehr 
verſchiedener Beurtheilung unterliege. Sey die Strafe einmal alternativ zuer⸗ 
kannt und dem Richter die Wahl gelaſſen, ſo muͤſſe man annehmen, daß 
der Richter, auch wenn er ſich bereits für die Geldbuße entſchieden habe, die 
fen Entſchluß auf DVorftellung des Derurtheilten noch hätte ändern koͤnnen, 
und dieß ftelle denn doch die Anficht anders. Ueberhaupt ſey die ganze Dis: 
pofition des betreffenden Theils des Artifels nur aus politifhen Gründen auf: 
genommen, damit der Nichter bei Eintreibung von Gelöftrafen in dem Augen: 
blicke, wo er das Ableben des Beftraften beforge, nicht. rücffichtslos zu ver⸗ 
fahren ſich veranlagt finde. 

Der Antrag des Herrn Bürgermeifters Bernhardi erlangt hierauf die noͤ⸗ 
thige Unterftügung nicht, und geht man zum zweiten Theile des Art. 72. 


über. 
Zweite Abtheilung. 1.25 24 
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Bei demfelben liegt ein Gutachten der Minorität der Deputation und 
der diefem Protocolle unter 30. beigefügte Anirag des Unterzeichneten ver. 


Letzterer bemerkt zur Unterftügung feines Amendements, wie daffelbe einen 
doppelten Zwed habe. Die Meferipre vom 8. July 1794. beftimmeen, daß 


nicht bfos die Leichname der. bereits zum Tode verurtheilten Verbrecher, fondern 


auch die Körper derjenigen in dem Gefängniffen verftorbenen Verbrecher an bie 
anatomifchen Anftalten abgeliefert werden follten, welche eines Capitalverbre— 
chens geftändig oder überführt feyen. Der Artikel fpreche nun nur von dem 
erften Falle, es koͤnnte daher leicht das Anfchen gewinnen, als ob der zweite 
Fall aufgehoben ſeyn ſolle, und würden ſich die Behörden, namentlich bei et: 
wanigen Widerfprüchen der Verwandten, leicht in Verlegenheit geſetzt fehen, 
wenn nicht durch Hinweifung auf jene Nefcripte deren fortbauernde Gültigkeit, 
die, eingezogener Erfundigung nah, im Sinne der Negierung liege, ausge: 
drücke werde. Der zweite Theil des Amendements ſcheine feine Bevorwortung 
zu bedürfen, er enthalte nur, was man bei Art. 6. befthloffen habe, und 
fey eine norhwendige Folge davon. | 

Die Deputation hat, wie der Herr Meferent ausfpricht, den Zuſatz des 
Unterzeichneten für nöthig und zweckmaͤſig anerkannt, hält jedoch dafür, 
daß es rachfamer fey, die Nefcripte vom 8. Juli 1794., da ſolche abgeändert 


„werden fönnten, nicht ausdrüdlich zu erwähnen, fondern anftatt der im Amen: 


dement gebrauchten Worte „der Nefcripte vom 8. Juli 1794.” zu fegen „der 
darüber beftehenden Verſchriften“. 


Unterzeichneter nimmt dieß im fein Amendement auf, und wind fies mit 


diefer Abänderung 


einftimmig 

angenommen, es finder auch * 72. wie er ſich — geſtaltet, 
einhellige 

Genehmigung. 

Von mehrern der Anweſenden wird demnaͤchſt noch die Frage — 
fen, wie es zu halten fen, wenn ſich, wie leicht vorkommen Fönne, Niemand 
finde, der einen verftorbenen Verbrecher beerdigen wolle, man glaubt aber, die 
in ‚einem ſolchen Falle zu ergreifenden Maasregeln der Obrigkeit überlaffen zu 


Art. 73. trägt Herr —— Bernhardi darauf an, ſtatt der Worte 
„in ſofern daruͤber noch nicht erkannt iſt“ lieber zu ſetzen: 


in ſofern ein Erkenntniß daruͤber noch nicht publicirt iſt. 
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As Grund des Antrags führt. er an, daß aufferdem ſchon die Abfaffung 
eines Erkenntniſſes als der Moment angefehen merden dürfte, mo die Zuräd: 
nahme einer Anzeige aufhoͤre. 

Die Deputation erklärt fi einverftanden und es werden das Amendement 
und: mie ihm Art. 73: felbft, 

einftimmig . 
angenommen, 
Als man hierauf zu 
Art. 74. gelangt, macht 

Herr Geh. Juſtizrath D. Groff den Antrag, bie Faſſung anzunehmen, 
welche die Deputation der zweiten Kammer Seite 66 ihres Berichts für Art. 
74. vorgefchlagen hat. Sie fülle, bemerkt er, indem fie die Verjährung zu: 
gleich auf die Eigenfchaft eines Verbrechens als Ruͤckfall erſtrecke, eine Luͤcke 
aus, befeitige eine aufferdem verbleibende Ungewißheit und gebe eine Norm, die 
um fo zweckmaͤſiger ſey, als die erhöhete Strafe des Mückfalls ſtets auf das 
ältere Verbrechen Nückficht nehme, welches durch die Verjährung eben als ganz: 
lich beſeitigt angefehen werden folle. Auch empfehle ſich die Beftimmung da 
durch, daß es häufig fehwierig fegn könne, auf fo lange vergangene Thatſachen 
zuruͤck zu gehen. 

Anderer Anſicht ſind dagegen der Herr Referent und mehrere Mitglieder 
dee Deputation. Sie bemerken: Der Grund, warum man eine Verjaͤh— 
zung der Verbrechen geſtatte, liege entweder in der Vermuthung, daß ſich der 
Verbrecher inzwiſchen gebeſſert habe, oder in der Schwierigkeit laͤngſt vergangene 
Facta zu ermitteln, oder in einem Gefuͤhle der Unbilligkeit, welches man bei dem 
Gedanken nicht unterdruͤcken koͤnne, eine ſo alte That zu ſtrafen. Alle dieſe 
Gründe aber fielen hier weg, denn die Praͤſumtion ber eingetretenen Beſſerung 
ceffire von felbft, ein Eingehen in das Factum des früheren Vergehens fen nicht 
nöthig, da ja mur dann ein Nüdfall im Sinne des Gefehes vorliege, wenn 
das frühere Vergehen unterſucht und beftraft worden fen, endlich werde nicht 
das erfte Vergehen beftraft, fondern nur das letzte, jedoch härter. Sonach fey 
denn auch, wenn man beim Nückfale auf die Verjährung nicht fehe, Feine In— 
confequenz vorhanden. 

Bei der hierauf erfolgenden Abftimmung wird indeffen die Faffung der De: 
putation der zweiten Kammer, und mit ihr Art. 74. felbft, 

von 17 Stimmen gegen 13, 
angenommen. 

Der bi. » 

Art. 75. laut der Beilage unter 31. von Heren — Bern⸗ 
hardi gemachte Antrag, nach welchem "bei der einjährigen Praͤſcription das Jahr 
24° 
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jebesmal zu 365 Tagen gerechnet werden fol, wirb dadurch bevorwortet, daß 
man ohne den vorgefchlagenen Zufag leicht an ein Saͤchſiſches Jahr denken 
fönnte, auch durch die Schaltjahre eine Ungleichheit entſtehe, die das Amende: 
ment befeitige. 

Der Vorfehlag erlangt indeffen nicht die nörhige Unterftügung und wird 
Art. 75. unverändert 

einftimmig 
angenommen. 
Es hat demnächft die Deputation Seite 81 und 82 ihres Berichts zu 
Art. 76. eine doppelte Veränderung beantragt. Die erfte derfelben, 
welche die Beifügung der Worte „oder Behörde” betrifft, wird 
einftimmig 
angenommen, die zweite aber bis nach Faffung eines Befchluffes über 
Art. 77. ausgefeßt. 

Bei diefem winfht Herr Geh. Juſtizrath D. Groff die von der Deputa: 
tion der zweiten Kammer Seite 66 ihres Berichts vorgefeblagene Faffung an- 
genommen zu fehen, die Mitglieder der Deputation aber erflären fi gegen 
diefelbe, und es finder die Seite 83 des dieffeitigen Berichts zu findende Faf: 
fung und mit ihr Art. 77. felbft 

einhellige 
Annahme, wobei zu bemerfen, daß hinter das Wort — u (Seite 83 
bes Deputationsberihts) ein Komma zu feßen, das ebendafelbft hinter dem 
Worte „Berjährungszeit” ftehende aber megzuftreichen ift. 

Es ift demnächft noch von Unterzeichnetem laut der Beilage 32. ein Zu: 
fa zu Art 77. vorgefchlagen worden, mit welchem ſich die Mitglieder der De— 
putation einverftanden erflären, jedoch fo, daß ‚er unter der Nummer 77 bh. 
einen befondern Artifel ausmachen würde. 

Unterzeichneter verweifer zur Unterftügung feines Antrags darauf, daß, be: 
fonders im Falle des: begangenen Ehebruchs, der Ehemann häufig Gewalt oder 
Drohungen anwenden könne, um feine Frau an der Anzeige zu hindern, welche 
allein ihr die Möglichfeit fichere, zur Scheidung zu gelangen. Es erheifche in: 
fonderheit diefer Fall den Zuſatz, der jedoch auch noch für manche andere Fälle, 
z. B. die der Körper: und Ehrenverlegungen, der Entführung u. f. iv. von Widh- 
tigfeie ſey. 

Nachdem gegen diefen Antrag Seiten des Herrn Geh. Juſtizraths D. Groſſ 
die Möglichfeit von Colluſionen und der Mangel einer feften Beſtimmung 
über den Grad des zur Werhinderung des Laufs der Verjährung erfor: 
derlichen Zwanges geltend gemacht worden iſt, fprechen fi) mehrere Stimmen 


* 
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für ven Antrag des Unterzeichneten aus, indem fie ſich befonders auf ben von 
der Deputation zu Art, 205. gemachten Antrag beziehen, und wird hierauf 
der vorgefchlagene Zuſatz als befonderer Artikel 77 b. 
einftimmig 
angenommen. 
Indem man nun zu 

Art. 76., welcher vorhin ausgefet geblieben ift, zurückgeht, wird ber 

jweite von der Deputation zu demfelben geftellte Antrag, Seite 82 des De: 


richts, ſo wie der Artikel felbft nach der ihm durch die Beſchluͤſſe der Kammer: 


gegebenen Faffung 
einftimmig 
genehmigt. 
So ift nun nur noch 
Art. 78. übrig, bei welchem 
Herr Graf von Hohenthal nah dem Worte „Tobesftrafe” die Worte: 
oder unbedingt mit lebenslänglihem Zuchthaufe 
äingefchalter zu fehen wuͤnſcht. 


Die Depusarion tritt diefem Antrage bei, umd es wird derfelbe, fo wie‘ 


mit ihm Art. 78. felbft, 
einftimmig 

angenommen. 

Hiermit endigt ſich num die Berathung über den allgemeinen Theil des Eri: 
minalgeſetzbuchs. Die näcyfte Sigung, für welche die Berathung des fpeciellen 
Theils des Eriminalgefegbuchs zur Tagesordnung beftimmt wird, fol den 2. 
Januar 1837. flattfinden, und ſchließt der Herr Präfivent die Verhandlung 
für diefes Jahr mit dem Ausrufe: Gott fegne König und Vaterland. 

Anher bemerft von 


Ernft Guftav von Gersdorf. Ernft Sriedrih Dark, 
Peter Alfred Graf Hohenthal, | S. d. J. K. 
Chriſtoph Friedrich von Ammon D. 
* H. 
Artikel 63. ; 
Wenn bei den — — Verbrecher aus eignem freien Antriebe und 


he — — entſchaͤdigt, fo ift auf eine Strafe zw erfennen, die eim 


3X 
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Viertheil der ordentlichen Strafe nicht überfteigen darf. Iſt unter der gleichen 
Vorausſetzung die Zuruͤckgabe oder. der Erfag nur theilweife bewirft worden, 
fo ift bei der Seftftelung der Strafe der nicht erſetzte Betrag voll und der er: 
feste zu einem Viertheil in Rechnung zu bringen. | 

Dei ausgezeichneten Diebftählen, Betruͤgereien und Verumtrauungen, kann 
in obigen Fällen die Strafe bis zu einem Drittheil der vollen Strafe herabge- 
fest werden, jedoch ohne die Strafart zu verändern. Es leidet aber diefe Be: 
ſtimmung Feine Anwendung auf die Art. 222. und 223. gedachten Ber: 
brechen 


Die übrigen Theilnehmer ——— fann der von ihm geleiftete Erſatz 
nur bei u. ſ. w. 
Artikel 68. 


Nicht ſtrafbar —mit thaͤtiger Huͤlfe beiſteht oder die Perfon 
oder das Eigenthum eines. Dritten gegen dergleichen Angriffe ſchuͤtzt, in fo 





fern die Art der Vertheidigung im gehörigen Berhältniffe zu der abzuwen⸗ 


denden, wirflichen oder muchmaaslihen Gefahr fteht und nicht Zeit und Gele— 
genheit zu andern, dem Angegriffenen oder Hülfeleiftenden nicht unbefannten 
Mitteln vorhanden ift, wodurch auf eine ihm unſchaͤdliche Art die Abſicht des 
Angreifehden vereitelt werden Fann. 

Artifel 69. 


Wer im Falle der Nothwehr die Gremen der erlaubten Vertheibigung 
überfchreitet, ift nach dem Verhaͤltniß des dem Angreifenden dadurch zugefuͤg⸗ 
ten Uebels, unter Beruͤckſichtigung der genau zu unterſuchenden Umftände 
des eingelnen Falles, der eigenthuͤmlichen Sage des Angegriffenen und der Per⸗ 
ſoͤnlichkeit des Letztern zu beſtrafen. a 

Artifel 70. 


Auch auſſer ———— in einem nicht als unmittelbare Folge einer ſtraf⸗ 
baren Handlung eingetretenen, auf andere Weiſe nicht abwendbaren Nothſtande 
zur Rettung aus einer gegenwaͤrtigen dringenden Gefahr an Leib und Leben 
fuͤr ſich oder ſeine Angehoͤrigen. 

Artikel 71. 


Wer bereits — Stnrafe erlitten oder Abolition oder Vegnadigung 
erlangt hat u. ſ. w. 


Artikel 72. 
Die Strafbarkeit ——— Verbrecher find nach Maasgabe der darü— 
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ber beftehenden Vorſchriften an die anatomiſchen Sehranftalten abzugeben. . For: 
dern jedoch Die Angehörigen eines werftorbenen Verurtheilten deffen Leichnam 
zuruͤck, fo ift er. an fie zu ‚überlaffen und von ihnen an einem abgefonderten 
Mage auf dem Gottesader des Orts, wo das Ableben erfolgte, in der Stile 
zu begraben. 
| Artifel 73. 

Bei gefegwidrigen ——— in fofern ei —*—* — noch nicht 

publicirt iſt oder nicht die gleichmaͤſige Anzeige u. ſ. w. 


Artikel 74. 


Durch — aufgehoben, auch verliert der Ruͤckfall die Eigenfchaft 
eines befondern Schärfungsgrundes, wenn feit ber Merbüffung der Strafe 
wegen des frühern Vergehens diefe Friften abgelaufen find. 





Artikel 75. 
bleibt unverändert. 
j Artikel 76. 
Die in — — vom Anfhören derfelben. Die einjährige Zeitfrift 


nimmt ihren Anfang mie der Zeit, wo die zu der Anzeige berechtigte Perfon 
oder Behörde von dem Vergehen in Kenntniß gefegt wird. Diefelben Zeit: 
friften finden nad Verſchiedenheit der Fälle auch bei ſchon anhaͤngiger Unter: 
fuhung ſtatt, und laufen ſodann von der letzten gerichtlichen Handlung oder 
Anregung des zur Anzeige Berechtigten an. 

Artitel 77. 

Der Lauf — — des Angefchuldigten, ingleichen durch jede andere 
von dem Dichter gegen denfelben zu Einleitung oder Fortftellung der Unter: 
fuchung imternommene gerichtliche Handlung, bei ber einjährigen Werjaͤhrungs⸗ 
jeit überbieß auch durch Anzeige des dazu Berechtigten, und nach bereits begon⸗ 
nener Unterfuchung durch jede neue Anregung * Säts — Eine 
hierauf u. ſ. w. 

Artikel 77b. 


Bei den Art. 75. unter 1. erwähnten DVergehungen wird der Lauf der 
Verjährung dann verhindert und ruͤckſichtlich unterbrochen, wenn der zur An: 
ige Berechtigte durch Zwang, Drehung oder fonft behindert ward, ſich an 
ven Richter zu wenden. 
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Artikel 78. 


Bei Verbrechen, welche mit Todesſtrafe oder unbebingt mit lebenslaͤngli— 
chem Zuchthauſe bedroht find, finder eine Verjährung nicht flat. 





1,74 26. 
Zu Artikel 68., 

Dafern der von ber Deputation Seite 80 ihres Berichts vorgefehlagene 
Sat „in fo fern die Art der Vertheidigung im gehörigen Verhältniffe zu der 
abzumwendenden Gefahr ficht“ angenommen werden follte, wuͤnſcht Unterzeich- 
neter wenigftens nad dem Worte „abzuwendenden“ die Worte: 

wirflichen ober feheinbaren 
eingeſchaltet zu fehen. 
Ernft Friedrich Hark. 
M 21. 
Antrag des Unterzgeichneten 
zu Artifel 68. 
Einfchaltung des Worts: 
unrechtmäfige | 
nach? „gegen“ im ber erften Zeile, fo daß der Anfang bes Artikels laute: 
Nicht ftrafbar ift diejenige Handlung, wodurd Jemand gegen unrecht- 
mäfige gewaltthätige Angriffe auf die Perfon ꝛc. 
Bernharbi. 


N 28. 
Zu Artifel 69. | 
Zeile 3. nach dem Worte „Uebels“ wuͤnſche ich die Worte eingefchalter zu 


ſehen: 
der Größe der Gefahr und der Wahrſcheinlichkeit der Abwendung der 


felben durch erlaubte Mittel. 
Ernft Friedrich Hark. 


N 29. 
Antrag des Unterzeichneten 
ju Artifel 72. 


Einſchaltung der Worte: 
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oder alternativ: zuerkannte Geldſtrafen, ſowrit der Verſtorbene zu der 
von Beyahlung nach $. 18. ſchon angehalten: werben, 
in ber pwelten Zeile nach den Worten: . 
nicht alternative Gelöfirefen, .. 
fo daß alſo der Artikel laute: 
die Strafbarfeit eines Verbrechens erlöfcht durch den Tod des Ver: 
brechers, doch find bereits zuerkaunte nicht alternative Geldſtrafen oder 
alternativ zuerfannte Geldftrafen, foweit der Derftorbene zu deren 
Bezahlung nach $. 18. ſchon angehalten worben, aus dem Machlaffe ıc. 
Sa Bernhardi. 
Br Ä 
Sm Artifel 72. 
dürfte theils in Beruͤckſichtigung der. Neferipte vom 8. Juli 1794. theils in 
Gemäsheit der zu Art, 6. gefaßten Beſchluͤſſe, ber legte Sag fo zu faffen 


ſeyn: 
Die Leichname der bereits zur Todesſtrafe verurtheilten Werbrecher ſinh 
nach Maasgabe der Reſcripte vom 8. Juli 1794. an bie anatomi⸗ 
ſchen Lehranſtalten abzugeben. ordern jebod die Angehörigen eines 
verftorbenen Derurtfeilten · beffen Leichnam zuruͤck, fo ift er am fie zu 
überlaffen und von ihnen an einem abgefonderten Plage auf dem 
Gottesacker des Orts, wo bas Ableben‘ erfolgte, in der Stille zu 


en 
Emft Zeiedeic Hark. 
Ms. | 
Antrag des Unterzeichneten 
zu Artikel 75: 


Veränderung der Worte: 
41.) von Einem Jahre die Strafbarkeit 


1 von. einem „bürgerlichen Jahre, zu 365 Tagen gerefhmei, bie Straf: 
‚barkeit x. 


es N 32. 
zu Artikel 77. 
wuͤnſche ich am Schluſſe den Zufag: 


Iweite Abtheilung. 1. Bd, 25 


Beruhardi. 
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Bei den, Art. 75. unter 1. erwähnten’ Wergehungen wird ber Lauf 
der Verjährung, dann verhindert und ruͤckſichtlich unterbrochen, wenn 
der zue Anzeige Berechtigte durdy Zwang; Drohung oder font behin: 
dert ward, fi an den Richter zu wenden. 


Ernſt Friedrich Hark. 


19, 
Den 2. Sanuar 1837. 


Gegenwärtig find: 


Se. Excellenz Herr Staatsminifter von Könneriß, 
Here Beheimer Juſtiztath D. Groff. 


Die Verſammlung beſteht aus 28 Mitgfievern der erſten Kammer. 
Nachdem das Protocol der letzten, am 22.9. M. u. Je gehaltenen, 
Sitzung vorgelefen, genehmigt und vollzogen worden ift, erfolgt 


62. 
Vortrag aus der Regiſtrande Nr. 65 — 68 
der Vortrag aus der Regiſtrande, bei welcher eingegangen ſind: 

Mr. 65. ein Gefuch der Kramerinnung zu Annaberg, Herm Karl Ger: 
hardts und Eonforten, wegen Bevorwortung der Herftellung einer von Anna: 
berg unmittelbar nah Chemnitz führenden Chauſſee, "und 

Mr. 66. eine Petition des Unterzeichneren wegen Vermittelung - einer dem 
gefunfenen Betrage des Fuhrlohns entſprechenden Herabfekung des Salzpreiſe⸗ 
in den von den Salinen entfernter liegenden Salzniederlagen. 

Erfteres fol an die vierte, letztere am die dritte Deputation abgegeben 
werden. Eben fo ‚gelangt 
"Mr. 67. ein von dem Schuhmachermeiſter Kranz und Conſorten zu Dres: 
den übergebener Machtrag zu ihrer unter Mr. 34. eingetragenen Petition um 
Unterftügung zum Auswandern, an bie vierte Deputation, 

Mr. 68. aber, ein Bericht der erften Deputation über das allerhöchfte Decret 
vom 13. November 1836. die Königlichen Entſchlieſſungen auf verfchiedene 
ftändifche Anträge und allgemeine Mittheilungen an die Stände betreffend, fol 
gedruct und fodann feiner Zeit auf die Tagesordnung gebracht werden. 
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‚ 63. 
Beurlaubungen. Entfchuldigungen. 

Dom :Präfidio erfolge demnaͤchſt die Anzeige, daß Herr Buͤrgermeiſter 
Hübfer frank und mahrfceinlich noch einige Zeit lang vom Erfcheinen in, ven 
Sigungen abgehalten fey, fo wie dag Herr Stellvertreter D. Deutrih ange: 
jeige habe, wie er erſt am, 8. l. DM. zuruͤckzukehren vermöge, auch Herr Dom: 
here D. Günther nit am 3, fondern. vieleicht erft. am A. oder 5. I. M. 
wieder in Dresden eintreffen werbe. Die Kammer bewilligt den ‚beiden Letztern 
die in ihren, fo eben referirten Anzeigen liegenden Urlaubsgefuche, und wird . 
ſodann Herrn. von Poſern, welcher wegen erfolgten Ablebens feines Waters 
um Beurlaubung auf unbeftimmse Zeit gebeten hat, zugeſtanden, daß er bis 
zu und mis, dem 15. IL. M. von den Sitzungen der Kammer, entfernt bleiben 
möge. 

64.' 
Erledigung des Platzes des Herrn Befigers der Herrſchaft Wildenfele. 

Der Herr Präfident heile Hierauf ein Schreiben des Herrn von Schön: 
bergauf Wilsdruf mit, wodurch berfelbe anzeigt, daß er die Vertretung bes 
Beſitzers der Herrſchaft Wildenfels nur bis zum Schluffe des vorigen Jahres 
übernommen habe, und ſonach mit bem 31. December 1836. aus der Kam: 
mer ausgefchieden fen. 

Herr Bürgermeifter Wehner ſtellt hierbei den Antrag, den Herrn Grafen 
je Solms: Wildenfels mittelſt Schreibens zur unverlaͤngten Wiederbefegung det 
ihm gebührenden Stelle in der erften Kammer aufjufordern, indem es micht 
zweifelhaft ſeyn Fönne, daß fein Exfcheinen in Perfon ober durch einen Be: 
vollmächtigten Feinesweges facultativ fen. 

Da indeffen Here von Carlowitz verfichert, wie es ihm befanne fey, daß 
ſich Herr Graf Solms bereits mit der Auffuhung eines andern Bevollmaͤch⸗ 
tigten befhäftige, und wie ſonach der Zweck des Wehnerfchen Antrags auch) 
ohne Erlaffung eines Schreibens erreicht werden dürfte, welches. eine vielleicht 
ſehr umfänglihe Debatte über die ſehr zweifelhafte Verpflichtung mehrerer 
Kammermitgfiever zum Erfcheinen vorausfeken ‘würde, fo. if man darüber 
einverftanden, noch einige Zeit mit weitern Schritten in ‚bee Sache Anftand 
ju nehmen und vor allen Dingen abzuwarten, ob Herr Graf von Solms 
nicht ohne officielle Anregung erfcheinen ober einen Bevollmächtigten fenden 
werde. 

Indem man nun jur 
Tagesordnung 
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und fomit 
65." 
Diecnffion Aber die Fortſetzung der Berathung des Criminalgeſetzbuchs. 

zur fortgefegten Berathung des Eriminalgefegbuchs übergehen will, macht 

Herr D. Erufius darauf aufmerffam, daß die Zahl der anmefenden Kam: 
mermitglieder heute fehr gering fey, und daß namentlich in diefen Tagen die 
Mückkehr mehrerer Stände zu erwarten ftehe, welche vorzüglich Ichhaften An: 
theil an den Debatten über den Gegenftand der heutigen Tagesordnung genom⸗ 
men hätten. Je wichriger aber die Abfchnitte feyen, deren Durchgehung zu: 
mächft vorliege, um fo wertiger koͤnne man wuͤnſchen, fie bei fo ſchwach be 
fetter Kammer vorzunehmen, und frage er daher darauf an, die Beratung 
für Heute auszufegen, für morgen aber andere, minder wichtige Gegenftände 
auf die Tagesordnung zu bringen. 

Dieß wird unterftügt und nad) Furzer Discuffion, 

mit 15 Stimmen gegn 13, 

in der Maafe genehmigt, daß bie fernerweite Berarhung über das: Criminal: 


geſetzbuch als letzter Gegenftand noch ‚mit auf die morgende Tagesordnung ges 
bracht werden fol. 


Die Siyung wird demnach aufgehoben und zur Tagesordnung für mor⸗ 
gen beftimmt; 

4.) Bericht der vierten Deputation. über das Geſuch der Ehauffewärter 
des vierten Bezirks der Dresdner Kreisdirection um Aufnahme in die Zahl der 
Staatsdiener, 


2.) Bericht der erfien Deputation über das allerhöchfte — wegen der 
Landtagsordnung und 


3.) die fortgeſetzte Berathung bes Eriminalgefegbuce. 
So treulich anher bemerft von 
Ernft Guſtav von Gersdorf. Ernſt Friedrich Harg, 
S. d. J. K. 


Guſtav Heinrich Frh. von Biedermann. 
Graf Schoͤnburg. 
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Sa Den 3..Sanuar 1837. ...., 
Gegenwärtig Ar BP 


bie Herren Staatsminifier von Zeſchau, Dig * von oeie oki 
Here Geheimer Juſtizrath D. Groff. 


Nachdem die anmefendn 31 Mitglieder der erften Kammer das uͤber die 
geſtrige Sitzung aufgenommene Protocoll genehmigt haben, wird 


66. 
Bortrag ans der Negiftrande Mr. 69 — 71, 

über die neu eingegangenen Schriften Vortrag erſtattet. Meber 

Tr. 69. ein Schreiben des Herrn von Schönberg auf Wilsbruf, wor 
durch derſelbe die Aufgabe feiner Bevollmaͤchtigung Seiten des Herrn Grafen 
zu Solms: Wildenfels und feinen Austritt aus der Kammer angeigt, ift be 
reits geftern Beſchluß ‚gefaßt worden, 

Dagegen wird ein unter 

Mr. 70. von dem ifraclieifchen Wundarzte Baumann eingereichter Mach‘ 
trag zu feiner unter Mr. 24. eingetragenen Reclamation an die vierte, und 
eine unter 

Mr. 71. eingetragene Petition des Herrn Generalleumants von Miltig 
wegen Wiederbefegung ber. Stellen der Inſpectoren bei dem Landesſchulen zu 
Meiffen und Grimma an die dritte Deputation verwiefen. 


67. 


Benrlaubungen, Entſchuldigungen. 

Um Verlängerung ihrer Urlaube haben geberen: Herr Graf von Vitzthum 
bis zum 12ten, Herr D. Großmann bis zum Sen l. M. Beides wird bemil: 
igt, auch angezeigt, daß Herr Biſchof Mauermann dur Unmwohlfeyn am Er: 
einen in heutiger Sigung verhindert werde. 


Indem man nunmehr zur 
Tagesordnung 
langt, trägt zumächft 
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68. 


Berathung Aber das Geſuch dir Chauſſee waͤrter des aten amtehauptmannſchaftlichen 
Bezirks der Dresdner Kreisdirection um ae in die Zahl der 
. &taatsdiener. . 


Herr Amtshauptmann vor Biedermann den Bariche der vierten Deputation 
uͤber das Geſuch der Chauſſeewaͤrter der vierten Amtshauptmannſchaft im 
Dresdner Kreisdirectionsbezirke, Johann Gottlob Leuteritzes und Conſorten, 
um Aufnahme im die Zahl der Staatsdiener vor: Das Geſuch iſt hauptſach⸗ 
lich auf die Zuſicherung Fünftiger Penfionirung der Perenten und ihrer Relicten 
gerichtet und es hat die Deputation, obwohl fie die für einen folhen Wunſch 
fprechenden Billigkeitsgruͤnde nicht verfennt, doc umter Beziehung auf das 
Staatsdienergefeß beantragt, die Bittſteller abfaͤllig zu befcheiden, 

In gleichem Sinne fpreden fi mehrere Kammermitglieder,aus, und macht 
infonderheit 

Here Staatsminifter von Zeſchau darauf aufmerffam, wie die hier zur 
Berathung vorliegende Frage in ihrem Erfolge ziemlich wichtig fer, da die Zahl 
der Chauſſeewaͤrter auf 800 bis 1000 anfteiger und, die Zuficherung einer 
Penfion für diefelben ſonach der Staatskaffe eine ziemlich bedeutende Laſt auf: 
bürben diüsfte. , Das. Minifterium habe, die Petenten nach klarer Beſtimmung 
des Staatsdienergefeges nicht anders als abfällig befcheiden, Fönnen ; wie denn 
zu bemerfen, daß die Chauffeewärter auch früher ſchon Feine beſtimmte Aus— 
ſicht auf Penfion gehabt hätten. Mur in einzelnen fehr dringenden Fällen habe 
man früher ſolche bewilligt, wogegen jetzt allerdings. dom Minifterio nichts übrig 
bleibe, als diefe Leute durch Ausfegung von Gratiſicationen bei ihrer Entlaſſung 
für den erften Augenblick einigermaafen zu erleichtern. 

Madden hierauf noch. Herr von Ziegler, unter Beziehung auf Tiızeit: fpe: 
ciellen. Fall, geäuffert hat, daß die. Behörden ſelbſt nicht ſtets unter ſich einig 
zu fenn febienen, wie weit ber Begriff „Staatsdiener“ zu ertendiren ı ſey, wird 
der Borfchlag der Deputation, die ——— abzuweiſen, 

einſtimmig 
genehmigt und ſoll dieſe Sache nunmehr mittelſt Protocollextracts an die zweite 
Kammer gebracht werden, 
Mebergehend zu dem zweiten Gegenftande der heutigen — 


69. — an 

Berathung über das Königliche Decrer, die Pandtagsordnung beiteffend. 
dem Berichte der erften Deputation über das Königliche Decret vom 13. Mo: 
venber v. J. die Sandtagsordnung betreffend; betritt Herr von Carlowit ale 
Meferent die Nednerbühne und theilt den Bericht vortragend mit. 
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Er zerfällt in zwei Haupteheile, deren erfter bie formelle Frage betrifft, ob 
man zur Beantwortung des erwähnten Decrets eine Schrift ablaffen wolle. 
Die Deputation erklärt fi bewandten Umftänden nad dafür, daß foldyes ges 
ſchehen möge, und es tritt dem die Kammet 

einſtimmig 
bei. 

Anlangend den zweiten materiellen Theil bes Deputationsberichts, fo iſt 
darin zuvoͤrderſt unter 1: darauf angetragen worden, der zweiten Kammer beis 
zutreten, wenn fie befchloffen Kat, der Landtagsordnung , unter Vorbehalt der 
Treffung etwa nöthig werdender ediſteauenen immittelſt auch bei gegenwaͤr⸗ 
tigem Landtage nachzugehen. 

In ſofern nun hierin der Entſchluß, die Durchgehung der Landtagsordnung 
auch bei gegenwaͤrtiger Staͤndeverſammlung ausgeſetzt ſeyn zu laſſen, alſo etwas 
mehr, als das Königliche Decret enthaͤlt, zu liegen ſcheint, erklaͤrt 

Herr Staatsminifter Noftig, daß die Megierung mit dem Vorſchlage ber 
Deputation einverftanden fey, und wird folder 

einftimmig 
angenommen. 

Die Deputation hat demnaͤchſt unter 2. angerathen, ebenfalls der zweiten 
Kammer: beizutreten, wenn es biefelbe unbedenklich gefunden hat, die den beiden 
Herren Präfidenten ausgefeste Vergütung für den unvermeidlichen Mepräfenta: 
tionsaufwand auf die Staatsfaffe zu Abernehunen. 

Die Kammer tritt dem 

einftinmig 
bei, und genehmigt hierauf: beim — die zu den einzelnen Puncten 
abgegebenen Erklaͤrungen nochmals 

einſtimmig. 

Da ſonach vollſtaͤndige Uebereinſtimmung beider Kammern — if, 
d wird nunmehr die Schrift in der Sache abgelaffen werden können, und ift 
nan mit dem Herrn Referenten darüber, einig, daß die Entwerfung diefer Schrift 
n dieffeitiger Kammer zu beſorgen feyn wird, am welche das. Decret zuerſt ge⸗ 
angt iſt. 

* kann man nunmehr zu 


70. 


Berathung uͤber das Criminalgeſetzbuch Art. 79. bis 94. 


r fernerweiten Berathung des ua: zum Eriminagefehbud überg ehen 
id es beginnt 
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Se. Königliche. Hoheit Prinz Johann, als Meferent, den Vortrag bes 
fpecieflen Theils deſſelben. Bei der. Seite 84. des; Deputatiomsberichts zu-fine 
denden Einleitung zum erften Kapitel bemerkt. der Herr Referent, wie die daſelbſt 
gegebene Erläuterung des Ausdruds „werbiändete” mit dem. nicht harmonice, 
was darüber die Deputation der zweiten Kammer Geite 72: ihres Berichts 
füge. Es fen jedoch, wie die Herren Regierungscommiſſarien bei nochmaliger 
Nachfrage erflärt hätten bie dieſſeits gegebene ‚Erklärung Die richtige, indem 
das, was von ber Deputation ‚ber zweiten. Kammer am angeführten ‚Orte ge: 
fagt werde, lediglich auf Het, 86. und Die dafelbf erwähnten Verbuͤudeten paſſe. 


Art. 79. iſt von der Deputation etwas nicht erinnert worden, es begehrt 
auch Niemand bas Wort, und, wird, folcher unveraͤndert — 
einbellig. , re 
angenommen, wobel noch J 

Herr Amtshauptmann von Biedermann erklaͤrt, wie er fuͤt den Artikel zwar 
geſtimmt habe, jedoch nicht aus Ueberzeugung von der Zuläfligfeitder Todesſtrafe, 
ſondern lediglich deshalb, weil er glaube, daß, wenn die Todesſtrafe einmal 
fattfinden ſolle, wir zu feinem Bedauern von der Kammer befchloffen worden, 
ſolche allerdings hier noch mit am erften Mas ergreifen koͤnne. ——— 

Herr von Ziegler wuͤnſcht eine Beſtimmung des Inhalts, daß die Wer: 
urtheilung eines Hodverrächers zum Tode nicht etwa mit Bermögens-E onifiscariom 
verbunden, oder fonft feinen Relicten hinſichtlich ihrer Ehre, ihrer Erbrechte ufm. 
nachtheilig ſeyn fole, er ſteht indeffen von einem Dießfallfigen Antrage wieder 
ab, da ihm von mehreren Seiten eingehalten wird, daß das Gefegbuch irgend 
eine Beſtimmung nicht ‚enthalte, welche. Beranlaffımg geben koͤnute, das Ver⸗ 
brechen eines Hochverraͤthers an feinen Relicten zu firafen.. — 

Bei J 
Art. 80. hat Herr Buͤrgermeiſter Wehner laut der Beilage Mr: 33. 
darauf. angetragem: , ns er 

a.) bie Faſſung ber zweiten Kammer anzunehmen, auch 

b.) in derfelben dem Worte „Angriffe das Wort \ 

gewalcfame 

vorzufegen, und nach den Worten „Selbſtſtaͤndigkeit und“ das Wort 
wefentliche 

einzufchalten. 

Zur Bevorwortung feiner Antsäge führt Herr Buͤrgermeiſter Wehner an, 
wie er die Faſſung der Deputation der zweiten Kammer beffer finde, da £8, junmal 
bei der angedrohten Todesſtrafe, fehr wichtig erfcheine, einer zu großen Ausdehtrung 


187 
des Begriffs Hochverrath vorzubeugen. Was den Antrag unter b. anlange, 
fo liege er im Sinne der Megierung, und folle nur dazu dienen, das deutlicher 
auszubrücen, was eigentlich gemeint fey. 

Nachdem beide Anträge genügende Unterftügung gefunden haben, erflären 
fih mehrere Stimmen für den erften, jebod gegen den zweiten berfelben. Sie 
führen deshalb infonderheit an, daß die in den Art. 79. und 80. angeführten 
Verbrechen ganz diefelben, nur hinfichelich des Objects, gegen welches fie be 
gangen würden, verfchieden ſeyen. Man dürfe deshalb in den Art. 80. nicht, 
Begriffsbeſtimmungen aufnehmen, welche im Art. 79. fehlten, und wenn let: 
terer die Hinzufügung der unter b. beantragten Worte nicht bedürfe, fo muͤſſe 
auch im Art. 80. ohne fie Har feyn, was man wolle. Die Beifügung jener 
Worte zu einem von beiden Artikeln, während fie in dem andern fehlten, könne 
hier, wo von ganz gleichen Handlungen die Rede ſey, nur Zweifel, und Mig- 
verftändniffe veranlaffen. 

Diefen -Gründen fügt Herr Staatsminifter von Könnerig, welcher ſich 
mit dem Antrage umter a. ebenfalls einverftanden erflärt, noch bei, daß der 
Vorſchlag unter b. felbft mit den Bundesbefchläffen nicht harmoniren würde, 
welche blos die. Verbrechen bezeichneten, ohne fie zu definiven, and wird ſodann 
der Wehnerfche Antrag unter a. 

mit 25 Stimmen gegen 6 
angenommen, ber unter h. aber 

mit 27 Stimmen gegen 4 
abgelehnt. 

Einer Frage wegen des Artifels felbft bedarf es nicht, da letzterer durch 
die Abftimmung über den Wehnerſchen Antrag unter a. bereits mit angenom: 
men worben ift. 

Daf 

Art. 81., wie bie Deputation vorgeſchlagen hat, hier ausfallen ſoll, wird 

von allen Stimmen 

genehmigt, zu 

Art. 82. aber hat Unterzeichneter laut der Beilage 34. einen alternativen 
Antrag gemacht, welcher dahin geht, bei der Zuchrhausftrafe der Anſtifter 
einer Verſchwoͤrung dem Michter die Wahl zwiſchen beiden Graben zu laffen, 
oder auch die von der Deputation am Schluffe ihrer Faſſung Seite 85 vor- 
zeſchlagene Zuchthausſtrafe auf den zweiten Grad zu beſchraͤnken und ſonach · 
die Worte: „erſten oder“ aus dieſer Faſſung zu en 

zweite — 1. 35, 






——— — 





— — — — 


2 


——— — 
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Die Deputation ift, wie der Herr Referent erklaͤrt, dem zweiten -biefer 

alternativen Vorſchlaͤge beigetreten, und es wird folder 

einhellig 

angenommen. 
Herr Staatsminifter von Koͤnneritz bemerft hierbei noch, wie die Deputa⸗ 
fion der erften Kammer für die Anftifter einer Verſchwoͤrung 6 — 12 Jahr, 
die Deputarion der zweiten Kammer aber 8 — 12 Jahr Zuchthaus zweiten 
Grades vorgeſchlagen habe, Letzteres aber angemeffener erfheine und daher, fo 
wie die ganze Faſſung der Deputarion der zweiten Kammer, Seite 69 des 
Berichts derfelben, zur Annahme empfohlen werden muͤſſe. 

Seiten der Deputation ift man hiermit zwar einverftanden, wuͤnſcht jedoch, 
daß in dem legten Satze der vorgefchlagenen Faffung der dieffeits vorgeſchla⸗ 
gene Ausdrud „it ——— zu erfennen” ſtatt des Ausdrucks der Deputation 
der zweiten Kammer „fan erfanne werden” beibehalten werden möge. 

Dieß findet auch, und mit ihm der fo gefaßte Art. 82. felbft 

einftimmige | 
Annahme. 





Art, 83. iſt wiederum von Herrn DBürgermeifter Wehner ein Antrag laut 


der Beilage 33. gemacht worden, welcher dahin geht, die Faſſung der De- 


putation der zweiten Kammer Seite 70 des Berichts derfelben anzunehmen. 
Der Herr Antragfteller führt zur Bevorwortung diefes Vorſchlags an, 
daß der jenfeitige Bericht. in dem, was Seite 69 und 70 beffelben gefagt 
worden, deutlich zeige, wie bedenflich die Faſſung des Geſetz- Entwurfs fen, 
die die hodpwerrätherifche Abſicht nicht erfordere, fonbern auch ohne ſolche die 


- volle Strafe eintreten. laffen zu wollen fcheine, _ 


Herr D. Erufius tritt diefem Antrage, nachdem derfelbe zahlreich unter- 
ftüst worden iſt, bei, indem er barauf aufmerffam macht, daß, fo wie der 
Artikel im Entwurfe ftehe, am Ende auch blos freundfchaftliche Mircheilungen 
geſtraft werden Fönnten, wenn fie bebenkliche Grundſaͤtze enthielten. 

Dagegen erheben ſich nun audy wieder mehrere Stimmen gegen dm An: 
trag. Sie machen bemerflih, daß der Art. 83. zweierlei Arten von Hand- 
lungen verpoͤne, einmal nämlich folhe, welche als Vorbereitung zum Hochwer- 
sache betrachtet werden: müßten, und ſolche, bei welchen dieß zwar nicht Der 
ol ſey, die aber dennoch nicht ungeſttaft bleiben koͤnnten. Letztere ſchlieſſe 
nun die Faſſung der Deputation der zweiten Kammer aus, und ſetze Michrs 
am, die: Stelle den von ihr entfernten Beſtimmung. Ein Mißbrauch der Be— 
fünmungen des Artikels, namentlich die Einkitung . won Tendenzprozeffen, 
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ſtehe nicht zu beforgen, da ja die ganze Sache in die Hand des Michters ge: 
legt fey, und eben fo wenig koͤnne man die Strafbeftimmungen zu hart fin 
den, da der Michter die volle Freiheit habe, bis zu der Fürgeften Dauer des 
Gefängniffes von Einem Tage herabzugehen. 

Diefer Anficht tritt auch Here Staatsminifter von Könnerig bei, indent 
er bemerflich macht, daß die hier verpönten Handlungen durch den Hinzutritt 
hochverraͤtheriſcher Abſicht zwar im erhöhetem Grade ftrafbar wuͤrden, jedoch 
auch ohne ſolche nicht ftraflos bleiben könnten, wie denn der Würtembergifche 
Gef: Entwurf, auf den ſich die Deputation der zweiten Kammer beziehe, in 
andern 66. dießfallſige beſondere Beftimmungen enthalte. Die Schwierigkeit, 
welche es habe, vie hochverraͤtheriſche Abficht einer That nachzuweifen, mache 
es rathſam, den Artikel fo zu faffen, wie er im Entwurfe füche, und werde 
ſich die Regierung mit. dem Vorſchlage der Deputarion der zweiten. Kammer 
niemals einverftchen koͤnnen. 


Es wird hierauf der Wehnerfche Antrag, 
mit 25 Stimmen gegen 5, 
abgelehnt, der Art. 83. aber unverändert nad) dem Gefeß: Emurfe 
einftimmig 


angenommen. 


Zu 
Art. 84. hat Unterzeichneter laut der Beilage 34. einen Zuſatz vorgeſchla⸗ 
gen, und es erflärt der Herr Deferent, wie die Deputation, einverftanden mit 
der Abficht diefes Vorſchlags, ſolche nur durch eine andere Faſſung erreicht zu 
ſehen wuͤnſche, indem fie proponire, in ber letzten Zeile nach dem Worte 
„fol“ die Worte einzufchalten: 
in fofern er nicht felbft der Anſtifter ift. 

Unterzeichneter erklaͤrt ſich hiermit einverſtanden, indem auch auf dieſe 
Weiſe fein Zweck vollſtaͤndig erreicht werde, und wird der von der Deputation 
gemachte Vorfchlag 

einſtimmig 
angenommen. 

Einen jweiten Antrag hat, laut der Beilage 33., Herr Bürgermeifter 
Wehner gemacht. Er geht dahin, den Seite 71. des Deputationsberichts der 

pweiten, Kammer vorgefchlagenen Zufat anjunehmen,.. und wird durch bie 
eben dafhft angefüfeten Grände uuerfügt. 

Er erlangt indeſſen die erforberlihe Amahl von Fürfpreipern nicht, un 
wird ſodann Art. 84. fo, wie er ſich nach obiger Abſtimmung geftalter: hat, 

‚ 26” 
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unanim 
angenommen. 


Zu 
Art. 85. liegen laut der Beilagen 33. und 34. zwei Antraͤge des Herrn 
Bürgermeifters Wehner und des Antergeichneten vor, beven übereinftinnmende 
Tendenz dahin geht, auf: Art. 38, zu verwen, die aber in ber deſſeng 
verſchieden ſind. 

Da der Herr Referent erklaͤrt, daß die Deputation mit der Sad einver⸗ 
ſtanden ſey, daß fie aber der Faſſung des Unterzeichneten, welche die ber 
Deputation der zweiten Kammer ſey, den Vorzug gebe, und daß nad) den 
Beſchluͤſſen der dieffeitigen Kammer nicht mehr Are. 38. fondern Art. 39b. 
anzuziehen ſeyn werde, fo erklären ſich hiermit beide Antragfteller einverſtanden 
und wird deren Vorſchlag, nach der von ber Deputation beantragten Abän: 
derung, 

einftimmig 
angenommen 

Eben fo findet der Vorfchlag des Herrn Geheimen Juſtizraths D. Groff, 
um der leichtern Vereinigung mit der zweiten Kammer willen, flat „Wil: 
ſenſchaft“ viehmehr den gleichbedeutenden Ausdruck „glaubiwärdige Machricht “ 

zu brauchen, Anmahme, und wird unter diefen Veränderungen Art. 85. 
einmuͤthig 
genehmigt. 
Dem 
Art. 86. wuͤnſchen, nach Inhalt der Beilagen 33. und 35., Herr Buͤr— 
germeifter Wehner und Herr Kammerherr von Watzdorf die Faffung ber zwei: 
ten Kammer zu geben, fie laffen jedoch ihre Anträge, wieder fallen, da ihnen 
von dem Herrn Meferenten eingehalten wird, daß diefe Faſſung mit dem. Bor 
ſchlage der dieffeitigen Deputation mit ber alleinigen Ausnahme woͤrtlich über: 
einftimme, daß jenfeits Zuchthausftrafe erften Grades fefigefege werden wolle, 
während die dieffeitige Deputation ‚die Wahl zwifchen beiden Graden der 
Zuchthausftrafe offen laſſe. 

Bon Herrn von Polenz wird demnaͤchſt bemerkt: Es fey ihm nicht far, ob 

nur der beftraft werden folle, welcher erft nach Ausbruch eines Kriegs Dienfte 

. im feindlichen Heere nehme, ober auch der, welcher ſchon vorher im Dienfte des 
feindlichen Staats geftanden habe, und nur trotz des ausgebrochenen Kriegs in 
demfelben verbleibe, auch die Waffen gegen das Vaterland trage. Er glaube, 
dag nur. Erfteres, nicht aber Letzteres beſttaft werden duͤrfe, und ſchlage, um 
dieß deutlich auszubrücen, vor, die betreffende Stelle: fo zu faſſen: 
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‚oder nach ausgebrochenem Kriege freiwillig im feindlichen Heere ** 
dienſte nimmt und die Waffen u. ſ. w. 

Dieß wird zahlreich unterſtuͤtzt, uch, nachdem Herr Staatsminifter von 
Koͤnneritz - erklärt hat, wie: es feineswegs im Sinne der. Negierung liege, auch 
Denjenigen zu. ſtrafen, der die-Waffen nur in, Folge fon wor - —“ des 
Kriegs genommener Dienſte gegen das Vaterland wage, 

mit, 20, Seimmen gegen 9, | 


Die Deputation bat demnaͤchſt zu Diefem Antikef Seite 86 ihres Berichts 
unter 3b. und.o. drei werfehiebene za. — Si werben: — 
und mit ihnen Art. 86. ſelbſt, 

einſtimmig 


nam. 


Für 

Art. 87. hat- die Deputation Seite 87 ihres Berichts ‚eine veränderte 
Faſſung und einen Zuſatz vorgeſchlagen. Veide werben ohne Discuffion 

einftimmig 
angenommen, wodurch der Artifel felbft zugleich mit Genehmigung gefunden hat. 

Eben fo erlangt der von der Deputation — bis oben ausgefallenen Art. 
81. vorgefchlagene Zuſatzartikel 
Art. 37b. ohne Discuffion, 

einhellige 
Zuftimmung. 
Die nun folgenden | 

Art. 88. und 89, ſchlagt die — Seite 88 ihres Berichts vor, 
zu Einem Artilkel zu — und wich ſolches * der — Faſſung 
ohne Discuſſion 

von allen Stimmen 
angenommen, wie denn auch 

Art. 90; nad) der Faſſung Dr Orr Eanmnfe 

einſtimmige 
Annahme finder, 

Dagegen: ht für. 

Art. 91. die Deputation eine veränderte Faſſung vorgeſchlagen, Unter⸗ 
zichneter aber hat, laut der Beilage 34. gewuͤnſcht, dieſer Faſſung noch tinige 
Worte zu inferiren, nach welchen ehrverletzende mündliche oder ſchriftliche Aeuſſe 
rungen gegen auswaͤrtige Megenten, deren Familienglieder oder Vevollmaͤchtigte 
nur. dann: in der hler angegebenen Maaſe ſtrafbar ſeyn wuͤrden, wenn ſie oͤffent⸗ 
lich geſchehen find. 
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Dieß wird zwar unterftüht, jedoch von mehrern Seiten, inſonderheit auch 
von Herrn Staatsminifter von Konneritz dagegen ängeführt: In dem ganzen 
Geſetze fen es nirgends als ein Requiſit einer Injurie angefehen und angegeben 
worden, daß fie oͤffentlich ausgeſprochen werden muͤſſe, und es bringe ſonach 
der Antrag des Unterzeichneten eine wefentliche Jnconfequenz hervor. Demnäcft 
Eönnten große Verlegenheiten entfiehen, wenn Beleidigungen, obwohl nicht öffent: 
lich ausgefprohen, dennoch zur. Kenntniß auswärtiger Megenten oder deren 
Bevollmaͤchtigter kaͤmen, und nun einer Ahndung nicht unterliegen ſollten. 
Ferner ſey der Vorſchlag bedenklich, weil er die Strafbarkeit ſogar in dem Falle 
auszufcplieffen- febeine, wenn dem Bevollmächtigten eines fremden Staats umter 
vier Augen Beleidigungen gefagt würden, endlich fey ein Mißbrauch von der Be: 
flimmung des Art. 91. um fo weniger zu befürchten, da die Unterfuchung hier 
ohne Genehmigung des Juftigminifterii gar nicht begonnen werben dürfe. 

Unterzeichneter findet fi) hierdurch nicht beruhigt, ſchlaͤgt aber, um den ihm 
gemachten Einwuͤrfen zu begegnen, als Unteramendement vor, den Anfang des 
Artikels fo zu faſſen: 

Ehrverlegende, Öffentlich oder in Gegenwart der Beleidigten gefchehene 
mündliche ober fhriftliche u. ſ. w. ae 

Dieß wird zwar genügend unterftügt, jedoch, 

mit 20 Stimmen gegen 9, 

abgelehnt, und fodann Art. 91. nach der Faſſung der Deputation 
einhellig 

. angenommen. 

Es ift demmächft nach Inhalt der Beilage 34. von Unterzeichnetem als Zu: 
ag ein 
a Art. 91 b. beantragt-worden, burdy welchen beſtimmt werben folk, daf 
die Art. 88. bis 91. geordneten Strafen nur eintreten fönnen, wenn. ber Be 
feidiger den Beleidigten gekannt hat. 

Da indeffen, nach erfolgter genägender Unterftügung Seiten. des: Herr: 
Staatsminifters von Koͤnneritz bemerflich gemacht wird, wie jwar die Regie 
rung mit dem Sinne bes vorgefihlagenen Zufagartifels ganz einverfanden fen 
das, was $etterer bezwecke, aber ſchon durch die Beftimmung bes Art. 66. be 
ſtimmt und auffer allem Zweifel geſetzt werde, fo läßt Unterzeichneter feinen An 
trag wieder fallen, und man gelangt. zu. | 

Art: 92.; für welchen die Deputation eine theilweife veränderte Baffıım 
beantragt hat. — 

Die anweſenden Herren Megierungsbevollmädjfigten finden. num zwar di 
Vertauſchung des: im Entwurfe gebrauchten Ausdrucks „DBerwaltungsmassr 
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gen” mit „Berwaltungsbefugniffe” nicht paſſend und zu befchränfend, es wird 
ndoch der Vorſchlag der Deputation, _ 
mit 23 Stimmen gegen 6, 
und fodbann der Art. 92. felbft 
einſtimmig 
angenommen. 
Die nun folgenden 
Art, 93 und 94. finden unveraͤndert 
einhellige 
Genehmigung. 
Wenn endlich noch bie Deputation einen Zuſatz als 
Art. 94b. vorgefihlagen hat, fo hat der Unterzeichnete, laut ber Beilage 
34., einen Zufaß zu derfelben beantragt, des Inhalts: 
Bon den unter der. Auffehrift „Staatsgefährliche Handlungen‘ in ben 
Art. 88. bis 94. aufgeführten Verbrechen find nur die in den Art. 
88. bis 91. begeichneten als gleichartig zu betrachten. 
Die Deputation hat, wie der Herr Referent bemerft, diefen Vorſchlag 
als zweckmaͤſig anerfannt, wuͤnſcht jedoch, um mehrerer Deutlichkeit willen, 
noch Die Worte beigefügt zu ſehen: 
wogegen die übrigen als fir ſich beſtehend anzufehen- find. 
Unterzeichweter ift hiermit einverftanden, und nachdem Herr Staatsminifter, 
von Könnerig noch bemerkt hat, wie es Sache der endlichen Redaction feyn 
verde, zu prüfen, ob nicht vieleicht das, was Art. 104b. nebſt allen aͤhnli⸗ 
den Bon der Deputation vorgefchlagenen Artikeln enthalte, beſſer durch eine all: 
meinte Vorfchrift im erſten Theile des Gefetzbuchs zu erfeien fegn werde, wird 
er Vorſchlag des Unterzeichneten nebft dem Sousamendement der Deprrtation 
md dem Zufagartifel 94 b. felbft 
einftimmig 


Hier wird die Sitzung abgebrochen, und zur Tagesordnung für morgen 
ie Fortfegung der heutigen Berathung beftimmt, wobei nur nody Se. König: 
de Hoheit Prinz Johann bemerft, daß er fih, aus wohl fehe nahe liegen: 
en Gründen, des Vortrags bes naͤchſten weiten Capitels enthalten werde, 
nd Herrn von Carlowitz erſucht habe, ſolchen zu übernehmen, 


Miedergeſchrieben von a 
nft Guſtav vom Gersdof. ‚ Ernft Friedrih Haͤrtz, 
Bilhelm Eberhard Ferdinand Pflug. S. d. l.K. 


hriſtian Friebtich Wehner. * 
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I. 
Artikel 79. 
bleibt unverändert. 
Artikel 80. 
Angriffe auf die Selbftftänbigkeit und Verfaffung des deutſchen Bundes find 
dem Hochverrathe gleich zu achten. 
Artifel 81. 
fällt aus. 
Artikel 82. 


Haben —— fo find die Anftifter einer ſolchen Verſchwoͤrung mit 
acht: bis zwölfjähriger, die übrigen Theilnehmer mit drei: bis zehnjähriger Zucht: 
hausftrafe zweiten Grades zu belegen. 

Bei befonderer Gefährlichkeit der Verbrecher ift auf Iebenslängliche Zucht: 
hausftrafe deffelben Grades zu erfennen. 

Artifel 83. 
bleibt unverändert. 
Artifel 84, 

Der Teilnehmer —— fol, in fofern er nicht felbft der Anftifter 
ift, mit aflee Strafe verſchont bleiben. 


Artikel 85. 


Jeder Unterthan Verbindung glaubwürbige Nachricht erhaͤlt, 
zu beſtrafen. (vergl. jedoch Art. 39b.) 


Artikel 86. 


Wer oder ben deutſchen Bund auffordert, oder Einverſtaͤndniſſe 
mit Andern unterhält, um einen ſolchen Krieg zu veranlaffen, oder nach ‚ausge: 
brochenem Kriege freiwillig im feindlichen Heere Kriegsdienfte nimmt, um: 
terftäßge, iſt mit zweijähriger bis Iebenslänglicher Zuchtgausftrafe erſten oder zwei⸗ 
ten Grades zu beftrafen. | 

F Artikel 87. 


Diejenigen, welche mit gleicher Verletzung der im vorhergehenden Artikel er: 
wähnten Verpflichtungen auffer dem Falle eines Kriegs jur Begünftigung. einer 
fremden Macht fih Handlungen zu Schulden fommen laffen, wodurd der 
Staat oder der deutſche Bund benachtheiligt werden, „oder in einer Pri: 
vatz ober Öffentlichen Angelegenheit eine fremde Macht zu einer den Staat 


und 
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gefährdenden Einmifhung auffordern, find mit Gefängniß bis drei Jahren zu 
belegen. Mittheilung von Briefen, von Urkunden oder Geheimniffen, die auf 
deffen Rechte und Anfprüche fich beziehen, an eine fremde Regierung, fo wie 
die Vernichtung, Unterbrüfung oder Verfälfhung von Urfunden oder andern 
Beweismitteln für Rechte oder Anfprüce des Staates zu Gunften einer frem: 
den Megierung wird jedoch mit Zuchthausftrafe zweiten Grades von 2 bis 8 
Jahren geahndet, 
Artikel 87b. 

Wer gegen einen auswärtigen verbindeten Megenten oder Staat bie in 
Artifel 79. und 86. bezeichneren Verbrechen begeht, ift mie Zuchthausftrafe 
eeften oder zweiten Grades von 2 bis 20 Fahren zu beſtrafen. 


Artikel 88, 


Körperliche Verletzungen Bevollmaͤchtigten, ingleichen thaͤtliche 
Beleidigungen derſelben Perſonen ſind mit Arbeitshaus nicht unter Einem Jahre 
ju beſtrafen. 


faͤlt aus. 





Artikel 89. 


Artikel 90. 
bleibt unveraͤndert. 
Artikel 91. 
Ehrverletzende muͤndliche oder ſchriftliche Aeuſſerungen oder andere dergleichen 
Handlungen oder Unterlaſſungen gegen dieſelben Perfonen (vergl. Art. 187.) 
find mit Gefängniß von zwei Monaten bis zu Einem Jahre zu ahnden. 


Artifel 92. | 
Die Theilnahme an Verbindungen, welche bezwecken, die Vollſtreckung der 
Staatsgefege oder die Ausübung der Berwaltungsbefugniffe der Staatsregierung 
zu hemmen ober ummwirffam zu machen, ober welche ıc. 


Artifel 93. 94. 
bleiben unverändert. 
Artikel 94b. 

Hocverrath und Verſchwoͤrung find als gleichartig zu betrachten; bie im 
Artifel 87 b. erwähnten Verbrechen find nach Beſchaffenheit der Fälle entweder 
zum KHochverrache oder zum Staatsverrathe zu rechnen. Von den unter der 

Iweite Abrheilung. 1.2. 27 
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Auffehrift „Staatsgefäprlihe Handlungen“ in den Art. 88. bis 94. aufge: 
führten Verbrechen find nur die in den Art.-88. bis O1. bezeichneten als gleich: 
artig zu betrachten, wogegen die. übrigen. als fir ſich beftchend anzufehen find. 


— 





M 33. 
Zu Artikel 80. 


des Entwurfs zu einem Criminalgeſetzbuche. 
Des Unterzeichneten Antrag geht dahin: 
1.) die auf der 68. Seite des Deputarionsberichts ber zweiten Same ent: 
haltene Faffung aufzunehmen, jedoch 
2.) dem Anfangsworte Angriffe das Wort 
Gemwaltfame 
‚vorzufegen, und 
3.) nah den Worten Selbftftändigfeit und, das Wort 
wefentlide 
einzufchalten. 
Zu Artikel 81. 
Der Unterzeichnete beantragt nach der Anficht der Deputation der zweiten 
Kammer, diefen Artifel hinter dem 87. Artikel und zwar nach der auf der 74. 
Seite erfichtlichen Faſſung, anzunehmen. 


Zu Artikel 83. 
trägt ber Unterzeichnete darauf an: 
die in dem Deputationsberichte ber zweiten Kammer Ceite 79 zu 
leſende Faſſung aufzunehmen. 
Zu Artikel 84. 


Auch hier beantragt der Unterzeichnete die Aufnahme der auf der 74. 
Seite erfichtlichen Faſſung des Berichts der Deputation der zweiten Kammer. 


Zu Artifel 85. 
wird der Zufa beantragt: 
Bei denen Art. 38. bezeichneten verwandten Perfonen fält jedoch die 
Strafe weg. 
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Zu Artikel 86. 


Der Unterzeihnete beantragt die Aufnahme des auf ber 72. und fig. Seite be: 
findlihen veränderten Artikels im Deputationsberichte der zweiten Kammer. 


) Wehner. 
M 34. 
Anträge zu Kapitel I. des zweiten Theild des Eriminalgefegbuche. . 
1: 


Zu Art. 82. wuͤnſche ich entweder nad ben Worten in ber Faffung der 
Deputation „mit 6 — 12jähriger Zuchehäusftrafe” bie Worte: 
erften ober zweiten Grades 
eingefhaltet oder als dem Schlußſatze der von der Deputation vorgeſchlagenen 
Faſſung die Worte: 
erſten oder 
weggelaſſen zu ſehen. 
2. 
Dem Art. 84. wuͤnſche ih am Schluſſe ‚die Worte beigefügt zu ſehen: 
Den Anftiftern einer hochverrätherifchen Unternehmung wird. jeboch 
auch in diefem Falle Straflofigkeit nicht zu Theil, 
3. 


Dem Art. 85. mwünfche ich die Himmeifung auf Art. 38., wie ſolches die 
Deputation ber weiten Kammer vorgefchlagen hat, beigefügt zu ſehen. 
4. | 
Den Anfang des Art, 91., wie folchen die Deputation vorfehlägt, wuͤnſche 
ich ſo gefaßt zu ſehen: 
Ehrverletzende, oͤffentlich geſchehene, muͤndliche u. ſ. w. 
5, . 
Nach Art. 91. wuͤnſche ich folgenden Art. 91 b. eingeſchaltet zu fehen: 
Die in den Artifeln 88. bis 91. angedroheten Strafen finden jedoch 
nur dann flatt, wenn der Verbrecher die verlegten oder beleidigten 


Perfonen kannte. 
6. 


Zu dem von der Deputation vorgefeplagenen Art. * vn. ich am 
Bas folgenden Zuſatz: 
27° 
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Von den unter ber Aufſchrift „Staatsgefährliche Handlungen” in 
den Art. 88. bis 94. aufgeführcen Verbrechen find mur die in den 
Art. 88, bis mit 91. bezeichneten als gleichartig zu betrachten. 
. Ernft Friedrich Hark. 
M 35. 


Zu Artikel 86. 

Etaatsverrath. 
Der Unterzeichnete ift der Anfiche, daß das Minimum ber in diefem Arr. 
fefigefegten Strafe auf yweijägrige Zuchthaueſtrafe  herabjufegen üft. (Er be 
haͤlt ſich die Entwickelung feiner dießfallfigen Gründe vor, und trägt darauf 
an, daß die in dem Deputationsgutachten der zweiten Kammer vorgefchlagene 
Faſſung des Art. 86. angenommen werde. 
| von Watzdorf. 





21. 
Den 4. Januar 1837. 


Gegenwärtig find: 


Se. Excellenzʒ Herr Staatsminifter von Könnerig. 
Herr Geheimer Juſtizrath D. Geoff. 


Die anmwefenden 31 Mitglieder der erften Kammer genehmigen das über die 
geftrige Sigung aufgenommene Protocol, und trägt ſodann / da Erwas zur 
Megiftrande nicht eingegangen if, 
71. 

Schrift, das Koͤnigliche Decret megen der Landtagsordnung betreffend. 
Herr von Carlowitz die geſtern beſchloſſene Schrift, als Erflärung auf das 
Königliche Decret vom 13. November dv. J., die Sandtagsorbnung betreffend, 
vor. Sie wird 

einftimmig 
genehmigt und fol mittelſt Protocollertracts an bie zweite Kammer befördert 
werben. 

Hierauf verfchreitet man zur 
Tagesorbnung, 

und fomit 
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Fortgeſetzte Berathung uͤber das Criminalgeſetzbuch. 
zur fernerweiten Berathung des Entwurfs eines Criminalgeſetzbuchs. 

Es liegt zunaͤchſt das zweite Kapitel des zweiten Theils vor, bei welchem 
Herr von Carlowitz den Vortrag übernommen hat, und gedenkt derſelbe zu: 
nächft des von Herrn Amtshauptmann Freiheren von Welf eingereichten unter 
Nr. 36. anliegenden Amendements, nach welchem Cap. II. eine veränderte Le: 
berfoprift erhalten, auch nur aus drei Artikeln beftchen fol, welche im Wefent: 
lihen den Art. 97. 101. und 102. des Entwurfs entfprechen wuͤrden. 

Zur Unterflügung führt der Herr Antragfteller an, wie der Gedanke einer 
thärlihen Beleidigung des Regenten ober der Glieder feiner Familie fo wenig 
gefaßt werden fönne und dürfe, dem deutſchen Nationalcharacter fo fremd fen, 
dag man es nur demfelben gemäs, und den Gefühlen der Stände und des 
Volks angemeffen finden koͤnne, Strafbeftimmungen gegen Verbrechen diefer 
Art ganz zu übergehen. Es genuͤge im Geſetz-Entwurfe wörtlicher, muͤndlicher 
oder fehriftlicher Beleidigungen zu gedenken, und werde, wenn man nur ein 
mal über diefe Hauptidee einig ſey, das übrige Specielle leicht zur Vereinigung 
zu bringen ſeyn. 

Nachdem hierauf der Antrag des Herrn von Welk unterftügt worden ift, 
erftären fich mehrere Stimmen gegen denfelben. So ſehr dabei alle Sprecher 
das Gefühl zu theilen verfihern, welches den Antrag hervorgerufen hat, fo wird 
doch bemerklich gemacht, daß diefes Gefühl, wenn auch das der ganzen Na: 
tion, doch diefem oder jenem Einzelnen vieleicht nicht eigen fey, von ihm we— 
nigftens im Momente der Leidenſchaft vergeffen werden koͤnne. Laſſe fi nun 
aber mindeftens die Möglichkeit eines Verbrechens der hier vorliegenden Art 
nicht ganz wegleugnen, fo könne man auch Strafbeftimmungen über daffelbe 
nicht entbehren, deren Weglaffung überdieß eine unverfennbare Luͤcke in das Ge: 
feg bringen würde, denn zwifchen dem Hochverrathe, im foweit er an der Per: 
fon des Königs begangen werden könne, und blos woͤrtlichen Beleidigungen 
würde fobann offenbar das Mitrelglied fehlen. Habe man das widerfprechende 
Gefühl da befämpfen müffen, wo von dem an der Perfon des Königs zu be 
gehenden Hochverrathe die Rede gewefen, fo müffe man das auch hier thun, 
und würben das Gefühl und die Hoffnung, dergleichen Verbrechen nicht vor: 
ommen zu fehen, am Ende eben fo gue dazu berechtigen, auch die Art. des 
weiten Kapitels noch wegzulaffen, die Herr von Welk ſtehen laffen wolle. 


Es wird hierauf der generelle Antrag des Herrn Freiherrn von Welf, 
mit 25 Stimmen gegen 5, 
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abgelehnt und fann man zu ben fpeciellen Amendements deſſelben Antragftellers 
übergehen. 

Das erfte derfelben betrifft fofort die Weberfchrift des Kapitels, im tmelcher 
Herr Freiperr von Welf der Gemahlin des Staatsoberhaupts ausdruͤckliche Er: 
wähnung gethan zu fehen wünfcht. 


Nachdem gegen diefen Antrag von mehrern Seiten, infonderheit auch von 
Herrn D. Groff angeführt worden ift, daß die Gemahlin des Regenten dieſem 
felbft doch nicht in alen Beziehungen gleich ftehe, daß man auch bei der Belei⸗ 
digung des Thronfolgers eine befonbere Beftimmung nicht getroffen habe, und 
dag $. A, der WVerfaffungsurfunde nur des Könige felbft gebenfe, wird bie 
vorgefchlagene Veränderung der Ueberſchrift, 

mit 25 Stimmen gegen 5, 
abgelehnt, und, gelangt man fodann zu . 


Art. 95., für welchen Herr von Welk laut der Beilage 35. eventuell, umd 
für den nun eingetretenen Fall, daß fein Hauptantrag feinen Anklang finden 
folte, einen zweiten Vorſchlag eröffnee hat, Er geht dahin, in dem Art. 95. 
bezeichneten Falle, 

a.) die Todesftrafe zu beftimmen und 

b.) ſolche auch auf den Fall der thaͤtlichen Beleidigung der Gemahlin des 

Staatsoberhaupts zu erftredfen. 


Nachdem der Antrag die erforderliche Unterftügung gefunden hat, auch ge: 
gen den zweiten Theil deſſelben die bereits vorhin erwähnten Gründe geltend 
gemacht worden find, fprechen ſich auch gegen den erften Theil des Antraga 
mehrere Stimmen aus, indem fie in der Hauprfache anführen: Wolle man 
das crimen laesae majestatis, von bem hier die Mebe fey, mit dem Tod 
beftrafen, fo ftelle man es dem an der Perfon des Degenten begangenen Hoch 
verrarhe gleich, was doch nicht paffend erfcheine, fo verabſcheuungswuͤrdig aucd 
das hier vorliegende Verbrechen fg. Der Entwurf habe fi) bemüht, vi 
Fälle, wo Todesftrafe eintreten folle, moͤglichſt zu beſchraͤnken, auch damit ſeyen 
viele Kammermitglieder noch nicht befriedigt gewefen, nnd man möge daher de 
Todesftrafe nicht eine weitere Ausdehnung geben, als die Negierung felbft fü 
nöthig halte, man möge dieß namentlich in einem Falle unterlaffen, wo es der 
Gefühle und Sinne eines fo vaͤterlich gefinnten Königs ſelbſt widerſpreche 
würde. 

Der Antrag des Heim Freiherrn von Well wird hierauf, 

mit 19 Stimmen gegen 11, 
abgelehnt. 
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Saut der Beilage 37. hat demnaͤchſt Unterzeichneter darauf angetragen, bei 
Art. 95. die Faſſung der Deputation der zweiten Kammer anzunehmen, und 
ts hat fih, wie der Here Referent bemerkt, die Deputation biermit ein: 
verftanden. 

Hierauf wird der Antrag des Unterzeichneten, und mit ihm Ac 95. felbft, 
nad) der Faffung der zweiten Kammer, 

einftinmig 
angenommen. 

Nachdem hierauf Herr Freiherr von Welk erflärt ii ‚ wie er nach Abmer- 
fung feines zu Art. 95. gemachten Amendements alle feine übrigen in der Bei- 
lage 36. enthaltenen Anträge, mit alleiniger Ausnahme des zu Art. 102. er: 
öffneten , fallen. laffe, geht man zu 

Art. 96. über, welcher unverändert 

einhellige | 
Genehmigung erlangt. 


Zu 

Art. 97. ‚hat Unterzeichneter den in der Beilage 37. erfichtlichen Antrag 
gemacht, er erflärt indeffen ſolchen fallen laffen zu müffen, da, wie er aufrich⸗ 
tig bedauere, fein: gleichmäfiger Antrag zu Art. 91. feinen Anklang gefun: 
den habe. 

Der Bemerfung des Herrn von Polen, daß es ihm bedenklich fcheine, 
von der Deputation in deren Faffung auch bloße Unterlaffungen als frafbar 
aufgenommen zu fehen, wird entgegengefeht, daß man fich hier nach dem ge: 
richtet habe, was Art. 187. über Injurien überhaupt beftimme, und daß auch 
bei Unterlaffungen die boͤsliche Abſicht, vie fo oft unverkennbar fey, ‚vor: 
liegen muͤſſe. 

Als hierauf Herr Birgermeifter Wehner den Antrag macht, das Minimum 
der Strafe nad dem Vorſchlage der Deputation der zweiten Kantmer auf zwei 
Monate Gefaͤngniß herabzufegen, findet ſolches die erforderliche Unterftügung 
nicht, und wirft fobann 

Herr Bürgermeifter Bernhardi die Frage auf, mie diejenigen ehrverletzen⸗ 
ben Handlungen beftraft werben follten, die fih Jemand gegen ein verftorbenes 
Staatsoberhaupt zu Schulden fommen laffe. 

Hierauf wird indeffen auf Art. 193. vermwiefen, welcher auch wegen der 
gegen Verftorbene ausgeftoffenen Ehrenverlegungen Beftimmung gebe, und be: 
merft dabei infonderheit der Herr Referent, wie dergleichen Vergehen nicht den 
Verſtorbenen, fondern deſſen Nachgelaffene träfen, weshalb denn der Art. 193., 
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der ohnehin Strafen nicht normire, auch auf den Fall paffe, wo die Ehrver: 
letzung gegen ein verftorbenes Staatsoberhaupt gerichtet gewefen fey. 

Herr Bürgermeifter Bernhardi faßt hierbei Beruhigung und wird ſodann 
Art. 97. nach der'von der Deputation Seite 90 ihres Berichts vorgeſchlage⸗ 
nen Faffung, 

mit 28 Stimmen gegen 2, 
angenommen. 


Bei 

Art. 98: hat, laut der Beilage 37., Unterzeichneter den Antrag — 
dem Richter die Wahl zwiſchen der Zuchthausſtrafe erſten und zweiten Grades 
zu laſſen. 

Zur Bevorwortung fuͤhrt er an: Sein Antrag ſey eine nothwendige Folge 
deſſen, was man bei Art. 95. beſchloſſen habe. Dort, wo von der thaͤtlichen 
Beleidigung des Regenten ſelbſt die Rede, habe man den Grad der zu verhaͤn⸗ 
genden Zuchthausftrafe nicht beftimme, dem Dichter alfo die Wahl zwiſchen 
beiden Graben gelaffen. Finde man es nun denfbar, daß dort Fälle vorfom: 
men fönnten, wo ber zweite Grab ber Zuchthausftrafe ausreihe, fo müffe dieß 
noch viel mehr hier der Fall feyn. 

Nachdem hierauf der Vorſchlag des Ynterzeichneten genügend unterſtuͤtzt 
worden if, verfichert ber Herr Referent, wie fih die Deputation bei Art. 95. 
nur den erfien Grad der Zuchthausſtrafe gedacht habe, es jedoch überfchen wor- 
den fey, dieß ausdruͤcklich auszuſprechen. Gewiß werde jeder Richter von felbft 

"nur den erfien Grad erfennen; die im Art. 98. verhangene Strafe fen ohne: 
hin Aufferft — und der Vorſchlag des Unterzeichneten würde eine Inconſe⸗ 
quenz bewirfen, da eine richtige Abftufung nur dann zu erreichen fiche, wenn 
im Art. 98. Zuchthaus erften Grades, im Art. 99. Zuchthaus ' roeiten Grades 
und im Art. 100, Arbeitshaug ſtehen bleibe. 


Da dieſer Anficht auch Herr D. Groff beitritt, fo erflärt 

Unterzeichneter, wie er hoffe, es werbe dafür geforgt werden, daß die im 
Art. 95. zu vermiffende Beftimmung über den Grad der Zuchthausftrafe noch 
in der zweiten Kammer nachgebracht, und dadurch die jet allerdings unver- 
kennbare nconfequenz befeitige werden, und wolk er in diefer Hoffnung feinen 
Antrag fallen laffen. 

Der zu Art. 98. von der Depusation gemachte Vorſchlag, und mit ihm 
der Artikel felbft, werben hierauf 

einftimmig 

angenommen. 
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Eben fo finden, und zwar ‚ohne alle Dia, 

Art. ‚99. und 100. unverändert 
und 

Art, 101. 58 der von der EEE Seite 90 vorgiagnmn Baffung, 

— Er (2 
Genehmigung. 
Das zu 

Art. 102. von Herrn Sreißeren von Weit laut. der Beilage 36. geftellte, 
die Annahme der, Faſſung der zweiten Kammer bezweclende Amendement wird 
nicht ausreichend. unterſtuͤtzt, der Art. 102. aber. unverändert, 

einſtimmig 
angenommen, wie denn auch br von ber Dei Bon 90 ihres Berichts 
vorgefchlagene Zufaß: 

‚Art, 1025. 

von allen Stimmen 

angenommen wird. 

: Es folgt nunmiehr bie. — aber das dritte Kapitel, zu deſſen Vor⸗ 
trage Se. K. Set Prinz tu in den Omi ee und die — 
> en 


: a 103. — die heiten Anträge Der Wenisitin: —— g 1 ihres 
Berichts und mit ihnen Art. 103. felbft, 
einftimmig 
angenommen. 
Für den 
Art. 104. Hat: demnaͤchſt die Deputation eine veränderte Ben vorge” 
ſchlagen, gegen welche indeffen 
. Herr geh. Juſtizrath D. Groff bemerffich macht, baß bei Drohungen ge⸗ 
gen Öffentliche Behörden bis vier Jahr Arbeitshaus, bei Thaͤtlichkeiten aber, 
in fofern der Richter nicht Zuchthaus waͤhlen wolle, nur bis drei Jahr Arbeits⸗ 
haus werde erkannt werben koͤnnen, was eine weſentliche Inconvenlenz herbei- 
führe, Er ſchlaͤgt zu deren Beſeitigung vor, die Strafe bei Thaͤtlichkeiten 
im Maximo bis auf vier Jahr Zuchthaus zweiten Grades zu erhöhen, 
Die Deputgtion erflärt fi damit.einverftanden, und es wird diefer Vor; 
flag, mit ihm auch Art. 104. nach der Faffung der Deputation, 
einſtimmig 
angenommen. 
Zwejte Abtheilung. 1. 8b. 


* 28 : 
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. Es nimmt hierauf Herr geh. Juſtizrath D. Groff das Wort, um zu ke: 
merken: Es gebe eine Elaffe von Handlungen, wodurch der Gehorfam gegen 
die Obrigkeit nicht blos durch unterlaffene Beachtung ihrer Anordnungen, fon: 
dern wirklich thaͤtlich verletzt werde, z. DB. die Vernichtung der von einer 
öffenelichen Behörde angelegten Verſchlußmittel umd dergleichen mehr. - Auf 
Vergehungen foldyer Art fcheine Feiner der vorhandenen Artikel zu paffen, und 
die Megierung fehlage daher vor, einen Zuſatz als 

Art: 104 b. zu inſeriren, des Inhalts: 

Die Verletzung ober Vernichtung der von’ einer Afnlihen S chord 
angelegten "amtlichen Verſchlußmitiel oder amtlichen Bezeichnungen ei: 
nes Gegenftandes, oder der von foldyen Behörden erlaffenen und an 
öffentlichen Orten aushängenden Bekanntmachungen ift mit Gefängnif 
bis zu drei Monaten, oder, im Fall die Gefängnißftrafe nicht die 
Dauer von fehs Wochen überfteigt, mit verhältnißmäfiger Geldbuße 
zu ahnden. 

Auf die Bemerkung, daß dieß nicht ganz mit den Beſtimmungen harmo 
niven werde, welche das: erſt neuerlich erlaſſene Strafgefeg wegen. der. Ber: 
gehungen in Bezug auf inditecte Abgaben enthalte, etrgegnet Herr D. Grofl, 
daß eben durch diefen vorgefchlagenen Artifel eine Uebereinſtimmung mit ber in 
Folge der Zollconferenzen beabfichtigten neuen Strafgefeggebung wegen der in- 
directen Abgaben herbeigeführt werben ſolle, ımd — — vorgefchla» 
gene. Zufagartifel 

einhellige 
Genehmigung. 
Bei 


Art. 105. wird die von der. Deputation — veranderte daſſung 
und mit ihr der Artikel ſelbſt 


einftimmig 
angenommen. 
Gleichergeftalt erlangen bei 
Art, 106. die, Vorſchlaͤge der, Deputation unter a. b. c. Seite 92 ihres 
Berichts und bei 
Art. 107. die von der Deputation vorgefihlagene Einfhaltung der Worte 
„oder obrigfeitlichen * 
und mit ihnen die Art. 106. und 107. ſelbſt die Zuſtimmung 
aller Anweſenden. 
Bei 


Art. 108. liegen mehrere Autraͤge vor. 
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Zuvoͤrderſt hat, laut der Beilage 38., Unterzeichneter darauf angetragen, 
unbefchadet des von der dieffeitigen Deputation vorgefchlagenen‘ Zuſatzes wegen 
der Arbeitsherren, die Faſſung der zweiten Kammer. a und es er: 
langt ſolches die erforderliche Unterftigung. 

Se. 8. Hoh. Prinz Johann erflärt hierauf, wie Die Deputotion ſich zwar 
dem. Antrage des Unterzeichneten auzunaͤhern beſchloſſen habe, ohne ihm. jedoch 
ganz beitreten zu koͤnnen. Sie gehe naͤmlich in Folge neuerer Remonſtratio— 
nen der Herren Regierungsbevollmaͤchtigten, von dem von ihr {elb;} am Ende 
der Seite 92 ihres Berichts vorgefchlagenen Zuſahe wieder ab, und nehme 
dagegen ganz die Faffung der zweiten Kanımer an. Letztere bezeichne es, daß 
nur der Ungehorfam gegen obrigkeicliche Befehle die Einftellung der Arbeit 


Seiten der Arbeiter ſtraffaͤllig machen folle. Ein folder Ungehorfam koͤnne 


aber Seiten der Arbeitsherren nicht eintreten, da ihnen feine Obrigkeit jamu: 
then koͤnne, arbeiten zu laffen, wenn ſolches den Verhaͤltniſſen nad) ihnen nicht 
vorrheilhaft zu ſeyn ſcheine. Habe nach der Faffung des Geſetz-Entwurfs die 
Reciprocität auch eine Beſtimmung gegen die Arbeitsherren nothwendig jr ma: 
chen gefchienen, fo falle dieg weg, wenn die Faſſung der weiten. Kammer 
Annahme. finde, nach welcher der Ungehorſam gegen obrigkeitliche Befehle das 
Criterium der Strafbarkeit ausmache. 


Dieſen Gruͤnden fuͤgt Herr Staatsminifter von Könnerig noch bei, baß 
dag Intereſſe des Publifums weit cher eine Herabfegung als, eine Erhöhung des 
Arbeitslohns erheifhe, weshalb denn ein polizeiliches Einſchreiten gegen die Ar⸗ 
beitsherren nicht angemeſſen zu ſeyn ſcheine, und trägt ſodann noch 

Herr D. Cruſius darauf an, in den Zuſatz der Deputation, wenn folder 
je wider Verhoffen angenommen werben ſollte, vor dem Worte „Vortheil“ 
mindeſtens das Wort „ungebuͤhrlichen“ einzuſchalten. 

Bel der hierauf erfolgenden Abſtimmung wird die Frage zuerſt auf, ‚den 
von der Deputation Seite 92 ihres Berichts vorgefchlagenen Zuſatz gerichter, 
und folcher, 

mie 25 Stimmen gegen 5, 
abgetwötfen, dagegen aber die Faſſung ber mweiten a, 

einſtimmig 
angenommen, vorbehaͤltlich des von Herrn — Wehner laut der 
Beilage 39, geftellten Amendements. 

Diefes iſt ein doppeltes, indem es dahin geht, 

a. die Strafe für die Arbeiter in dem hier vorliegenden Falle ohne Be: 

ſtimmung eines Minimi nur bis zu fehs Monaten Gefängnif zu normiren und 
28* 


Je: 
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b. die Strafe der Arbeiteherren ebenfalls bis zu ſechsmonatlichem Gefäng: 
niffe anſteigen zu, laffen. E 
Wie ſich nun der keiste Theil des Antrags durch vorſtehend bemerfte Ab: 
ſtimmung erledigt hat, fo führe Herr Buͤrgermeiſter Wehner zur Unterftügung 
des erſten Theils an, daß die Einftellung der Arbeit Seiten der Arbeiter haͤu— 
fig mehr auf einem Mißverſtaͤndniſſe über ihr Eontractverhäkniß zu den Arbeitsher: 
ren, als in eigentlich böfem Willen beruhe, weshalb man denn, zumal bei 
Ausländern, die man ſodann fortfhaffen fönne, die Freiheit auf geringe Stra: 
fon herabzugehen, fr den Richter winfchen muͤſſe. | 
Der Antrag wird hierauf zwar unterftügt, dagegen jedoch geltend gemacht, daf 
die Faffung der zweiten Kammer, die bereits angenommen worden, ausdrüclich 
Ungehorfam gegen obrigkeitlihe Anordnungen vorausfege, und fhlägt Se. 
Königliche Hoheit Prinz Johann als Auskunftsmittel vor,. das Minimum der 
Strafe auf 8 Tage Gefaͤngniß herabzufegen. 
Dieß wird unterſtuͤtzt und ſodann 
einſtimmig 
angenommen, und erledigt ſich hierdurch der Antrag des Herrn Buͤrgermei— 
ſters Wehner, ſo wie der des Unterzeichneten und der des Herrn D. Cruſius 
ſchon durch die fruͤhern Abſtimmungen ihre Beſeitigung gefunden haben. 
Endlich erlangt noch Art. 108. ſelbſt, wie er ſich nunmehr geſtaltet hat, 
unanime — 
Zuſtimmung. 
Dem 


Art. 109. wuͤnſcht die Deputation nach Seite 93 ihres Berichts eine ver— 
aͤnderte Faſſung zu geben, und es traͤgt dabei nur 


Herr Buͤrgermeiſter Bernhardi darauf an, in der vorletzten Zeile nach 
den Worten „fi nicht” das Wort „ruhig“ einzufhalten, indem aufferdem 
Diejenigen ftraflos bleiben wuͤrden, welche ſich bei einem Auflaufe zwar in 
Folge der an fie ergangenen Aufforderung entfernten, jedoch bei dem Ruͤckzuge 
Unordnungen aller Art begiengen. 


Dieß wird unterſtuͤzt und, obwohl von. Herrn D. Groſſ ergegnet wird, 
daß ein Auflauf fortdauere und ftrafbar bleibe, fo lange fich nicht die ver- 
fammelte Menge völig zerftreut habe, 


mit 19 Stimmen gegen 11, 
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angenonmen;,. worauf, die Faſſung - der Dautation ſo wie deren 
Vorſchlag unter c. und mit ihnen Art. 109. felbft, 
einftimmig 
angenommen werben. 
Für 

Art. 110. hat, Untergeichneter en ine Beilage 38. eine ee fo von den 
Vorſchlagen der jenfeitigen Depuitation als vom Geſetz : Entwurfe abweichende 
Faſſung vorgefhlagen, jedoch gewuͤnſcht, daß die Abftimmung darüber ausge: 
fege werden möge,. bis darüber entfchieden fegn werde, ob die von der Depu⸗ 
tation der zweiten Kammer unter Mr. 114 b. c. d. und e. vorgefchlagenen 
Zufagartifel Annahme fänden. 

Dieſem Antrage habe, verfichert ver Herr Deferent, die Deputation in 
feinem ganyen Umfange zwar nicht. beitreten Fönnen, man werde jeboch viel- 
leicht einig werben, wenn ein von ihm zu machender Vorſchlag Annahme fin: 
den follte. Er gehe dahin, aus den von der Deputation. der zweiten Kam: 
mer vorgefchlagenen Zufagartifein 114 b. c. und e. dieienigen Beſtimmungen 
aufzunehmen, welche den Sandfrievensbruch und die Störung des Hausfrie- 
dens fo wie der Ausübung öffentlicher Rechte ohne angewendete Gewalt gegen 
Sachen und. Perfonen berräfen. Sie würden an andern geeigneten Stellen 
des Geſetzbuchs Play finden, und würde ſich nach denfelben auch die Faffung 
des Art. 110. richten. Eine beftinmte Faſſung vorzulegen werde er indeffen 
nicht fofort fondern erfi morgen im. Stande feyn. 

Da ſich num diefer Vorſchlag, von dem man eine Varinigung der ver 
ſchiedenen Anfichten hofft, ohne beſtimmte Faſſung nicht Mar uͤberſehen läßt, 
fo beſchließt man die weitere Berarhung über Art. 110. und 111. für heute 
auszufegen, und geht fofort zu 

Art. 112. über, welcher nach der Faſſung ber Deputation 
einftimmige 
Annahme findet. 


Zu | 
Art. 113. hat Unterzeichneter laut der Beilage 38. einen Zufag vorge: 
fhlagen, der nach Analogie deffer, was zu Art. 85. beſchloſſen worden ift, 
in der Maaſe von der Deputation bevorwortet wird, daß in die letzte Zeile 
ihrer Faſſung Seite 95 nach dem Worte „ſind“ die Worte: 
in ſo fern ſie nicht ſelbſt die Anſtifter ſind, 
eingeſchaltet werden ſollen. 
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Es wirb dieß und der Art. 113. felbft nach der Faffung der Deputation 
einſtimmig 
genehmigt. 
Im 
Art, 114. wuͤnſcht Unterzeichneter die Strafe, der bloßen Theilnehmer im 
Minimo bis zu 2 Tagen Gefängniß herabgefegt zu ſehen, und führe zur Un: 
terſtuͤtzung an, daß mancher Innungsmeiſter ober manches Gemeindemitglied 
lediglich aus Unvorſichtigkeit und Unkenntniß der Vethaͤltniſſe an nicht erlaubten 
Verſammlungen Theil nehmen koͤnnte, wo denn bie Strafe von 8 Tagen 
Gefängnig doch zu hart ſey. J 
Der Antrag wird hierauf zwar unterſtuͤtzt, jedoch von mehrern Seiten 
unter Verweiſung darauf, daß nach Art. 66. die Strafe blos bei denjenigen 
Theilnehmern eintreten Fönme, welde wüßten, daß die Verſammlung verbo— 
ten fen, befämpft, und fodann, > 
mit 20 Stimmen gegen 10, 
abgelehnt, Art. 114. aber unverändert 
einſtimmig 
angenommen. 
Endlich hat nun noch die Deputation einen Zuſatz, als 


Art. 1146. vorgefhlagen, aus welchem Unterzeichneter, laut der Beilage 
38., die Erwähnung des Art. 106. befeitige zu fehen wuͤnſcht, indem er an: 
führt, daß die gewaltfame Befreiung von Gefangenen, wie ſolche im Art. 
106. verpönt werde, wohl unbezweifcht als gleichartig mit dem Auflaufe und 
der öffentlichen Gewalt zu betrachten fen. 


Er laͤßt indeffen ben Antrag wieder fallen, da ihm eingehalten wird, 
wie der Art. 106. auch bie Befreiung von Gefangenen durch Lift umfaffe, 
und wie bie bei foldher Gelegenheit angemendete Gewalt ohne Zweifel unter die 
Beftimmungen anderer Artikel zu bringen fen. 
Hierauf wird Art. 114 b. 
einftinmmig 

angenommen, jedoch mit dem Vorbehalte, ihm nad Befinden noch zu mode 
ficiten, dafern dieß durch die zu Art. 110. und 141. oder fonft hinfichrlic 
des Landftiedensbruchs u. ſ. w. zu faffenden Beſchluͤſſe methiwendig werden 
follte. 
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Hier wird indeffen abgebrochen, und bie dortſekung der beutigen Verhand⸗ 
lung auf morgen beſtimmt 
Die Faſſung ber heute durchgegangenen Artikel achal die Beilage K 


Anher aufgepichnet durch ee Ä 
Ernft Guſtav von Gersdorf. Ernſt Friedrich Hark, 
Hans Adolph von Hartitzſch. S. d. J. K. 
Alerander Auguſt von Einfiedel. J 

X. 
Artikel 95. 


Ber, auffer dem Falle des Hochverraths, die geheligte Peſon des 
Staatsoberhaupts thaͤtlich beleidigt, iſt mit lebenslaͤnglicher Zuchthausſtrafe 


zu belegen. 


bleibe unverändert. 


Artikel 96. 


Artikel 97. 
wie Seite 90 des Deputationsberichts zu — 


Artikel 98. 
PER - Familie deffelben, ingleichen des Regierungsver⸗ 
weſers, wodurch das Leben u. ſ. w. 


Artikel 9. 100. 





bleiben unverändert. 
Artikel 101. 


wie Seite 90 des Deputationsberichts angegeben. 
Artitel 102: 


bleibt unverändert. 
Ar cit el 102.h. 


Simmelice in diefem Kapitel erwähnte Verbrechen find als gleichartig zu 


betrachten. 
Artikel 103. 


Wer — — an ihnen wirklich vergreift — — von drei ai 
hen bis zu Einem Jahre zu belegen. 
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Artifel 104. 


Wenn Jemand gegen öffentliche Behörden felbft Drohungen ausftöft, 
um fie — — abzuhalten, kann die Strafe bis auf vier Fahre Arbeits: 
haus fleigen. 

Thärlichfeiten gegen diefelben in gleicher Abfiche find mit Arbeitshaus bis 
zu vier Jahren Zuchthaus zweiten Grades zu ahnden. 

Artikel 104. 

Die Verlegung oder Vernichtung der von einer Öffentlichen Behoͤrde an: 
gelsgeen amtlichen Verſchlußmittel oder amtlichen Bezeihnungen eines Gegen: 
ftandes, oder der von ſolchen Behörden erlaffenen und an öffentlichen Orten 
aushängenden Bekanntmachungen ift mit Gefaͤngniß bis zu drei Monaten oder, 
im Fall die Gefängnißftrafe nicht die Dauer von fehs Wochen überfteigt, 
mit verhälnißmäfiger Geldbuße zu ahnden. 


Arrifel 105. 
Die Verleitung zu der Verweigerung. öffentlicher Abgaben oder anderer 


umzweifelhafter, ganzen Gemeinden oder einzelnen Elaffen derfelben obliegenden 
geiftungen ift mit Gefängnißftrafe :c. 
Artikel 106, 
Diejenigen Gewaltthaͤtigkeiten oder Drohungen in Freiheit 
feßen —— mitgewirkt, find letztere mit Arbeitshausftrafe bis zu zwei 
Jahren zu belegen. | 22 a 
Artifel 107. 

Wenn mehrere Perfonen ſich verabreben, gefeglihen oder obrigkeitlichen 
Anordnungen u. f. w. F 
Artifel 108, 

Gewerbtreibende ———- und Fabrifarbeiter, die ſich zu einer ſolchen 
Einftellung vereinigen und den Anordnungen der Obrigkeit nicht fügen, fine 
mit achttägigem bis ſechsmonatlichem Gefängniffe zu beftrafen. 

Arritel 109. 
(nad) der Faffung Seite 93 des Deputationsberiche. 

Wenn bei einem öffentlichen Auflaufe der Obrigkeit oder ihren Dienern 
bei Ausübung ———— fich nicht ruhig entfernen, tritt Gefängnififtrafe bis 
zu vier Wochen ein. 
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Artitel 110. 111, 
find ausgefekt. | 
| Artikel 112. 

wie Seite 95 bes Deputationsbericheg zu finden, 


Artikel 113. 
(mach der Faſſung Seite 95 des Deputationsberiches zu fiiden. ) 
Die Theilnehmer ——— find, in fo fern fie niche ſelbſt die Anftifter 
find, mit aller Strafe zu verſchonen. 
| | Yreitel 114, 
bleibe : unverändert, 
Artifel 114 b, 
wie Seite 96 des Deputationsberichts ju finden, 


N 36. | 
Erſter Vorſchlag. 
Zweites Kapitel. 
Von Beleidigungen gegen die Perſon des StaatsOberhauptes, 
ſeiner Gemahlin und ſeiner Familie. 
Artikel 95. (Art. 97. des Entwurfs.) 

Eprverlegende mündliche oder ſchriftliche Aeufferungen gegen die geheiligte 
Perfon des Staats: Oberhauptes, gegen feine Gemahlin, oder gegen feine 
Regierungshandlungen, find mit Gefängniß von 4 Monaten bis zu 3 Jah: 
ren oder Arbeitshausftrafe bis zu 4 jahren zu belegen. 


Artikel 96. (Art. 101. des Entwurfs.) 


Diefelben Vergehungen gegen ein Glied der Familie des Staats: Ober: 
hauptes find mit Gefängniß von 2 Monaten bis zu 1. Jahre zu beftrafen. 


Artikel 97. (Art. 102: des Entwurfs.) 
Bevor der Nichter auf eine Anzeige wegen der in dieſem Kapitel an- 
gegebenen Verbrechen mit der Unterſuchung verfährt, hat derfelbe, zum Be: 
huf des Vortrags an das Staats: Oberhaupt, Bericht an das Yufkizmini- 


fterium zu erftatten. 
Jmeite Abtheilung. 1. 3%. i 29 


212 


Zweiter Borſchlag. 
Zweites Kapitel. 
Bon Beleidigungen. der Perfon. des Staats: Oberhauptes, 
feiner Gemahlin und feiner Familie. 
Artikel 96. 
Eine thaͤtliche Beleidigung der geheiligten Perfon des Staats: Oberfaupts 
ober feiner. Gemahlin, if mit Todesſtrafe zu ahnden. u 
Artikel 96. * 
Diejenigen, welche das: Staats Oberhaupt oder feine Gemahlin mit Ihät 
lichkeiten oder £örperlihen Berlegungen — find mit lebenslaͤnglicher 
Zuchthausftrafe zu belegen. r 
Artik 97... Ä 
Ehrverlegende muͤndliche oder ſchriftliche Keufferangen gegen bie "are 
des Staats:Oberhauptes, feine Gemahlin’oder gegen feine Regierungshandlun 
gen, find mit Gefängnig von 4 Monaten bis. zu 3. Jahren oder Arbeits: 
hausftrafe bis zu 4 Jahren zu belegen, 


Arcit el 98.: 


wie im Entwurfe, mie Weglaſſung der — des Staats. Dber: 
hauptes. 

7 Artikel 99. 100. 101. 

wie im Entwurfe. | — 


u} 


Artikel 10% | = 
wie im Entwwurfe, mit der bon. der Deputation der ‚weiten Kammer, vorge 
ſchlagenen Einſchaltung, cf. pag. 78. 


von Melk. 
6 31. 
Anträge zu Kap. IL des zweiten Theils des Criminalgeſetzbuchs. 
F Y 


Art. 95. moͤchte wohl, um das fünftige Vereinigungsverfahren zu verein 
fachen, eben ſo gefaßt werden, wie ſolches die Deputation der Kammer 
im Eimaftäntuife, mit der Degierung vorgeſchlagen hat. 
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2 


Im Art. 97., wie ſolchen Die’ — vorge, wuͤnſche ich den 
Anfang fo gefaßt zu ſehen: 
Ehrveriegende, öffentlich sefhehene, mündfiche u. ſ w. 


3. 


Im Art. 98, wünfcpe ich Zeile, 5. nad dem Bo. „erften‘ die Worte: 
ober zwejten 
eingeſchaltet zu fehen. 
- Emft Friedrich Hark. 


Br RE 
Anträge zu «Rap. HL des zweiten Theils des s Crinileetsugs 
ar 
Bei Art. 108. wuͤnſcht Unterzeichneter die von der Deputation der zwei: 
ten Kammer vorgefchlagene Abänderung angenommen zu fehen, ohne jedoch 
dadurch den von der Deputatiom der erflen: Kammer — Zuſatz 
mit dem er einverſtanden iſt, ausſchlieſſen zu. wollen. 


2. 


Den Art. 140, wuͤnſche ich, für den Fall; daß mein unten. unter 6. 
gemachtet Vorſchlag angenommen würbe, fo gefaßt zu fehen: 
Wenn mehrere, Perfonen ſich zuſammen roftiren,, um, ber Obrigtei 
Widerſtand zu leiſten, ſie zur Unterlaffung oder Unternehmung einer 
amtlihen Handlung zu nöthigeg oder eine bereits getroffene Verfügung 
zu vereiteln, oder um wegen einer Amtshandlung Rache an der Obs 
rigkeit oder ihren Dienern zu nehmen, fo find u. f. w. 
Vielleicht koͤnnte der Beſchluß über Art. 110. bis nach dem über den un: 
kin unter 6. gemachten Antrag ausgefegt werden. 


3. 


Zu Art. 113., wie folder von der Deputation gefaßt worden, wuͤnſche 
ih am Schluffe den Zufaß: 
Den Anftiftern eines aufrüßrerifchen Complotts wird jedoch: auch in 
diefem Falle Straflofigfeit nicht zu Theil. 
R 29* 
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4. 

Im Art. 114. ſchlage ich vor, die Strafe bloßer Theilnehmer am, einer 
ohne Anzeige gehaltenen Verſammlung im niebrigften Grade bis auf 2 Tage 
Gefängnig herabzufegen. 

5. 


Aus dem von der Deputation der erften Kammer vorgefhlagenen Zufag- 
artifel 114 b. wuͤnſche ich die Erwähnung des Artikels 106. entfernt zu 
fehen. ANaN 


6. 


Bon den dur die Deputation der zweiten Kammer zur Einſchaltung 
nad Art. 114. vorgefchlagenen Zuſatzartikeln wuͤnſche ich die unter 114 b, 
114 c. 114d. und 114 e. aufgenommen zu fehen. 


Ernft Friedrich Hark. 
M 39. 
Zu Artikel 108. 

ſtatt der, im ber letzten Zeile. befindlichen Worte: 

„mit ein: bis fechsmonatlihem Gefängniffe zu beftrafen”, 
die Worte zu fegen: ! 

„mit Gefängnig bis zu ſechs Monaten zu ahnden“, 
ferner bei dem von der Deputation vorgeſchlagenen Zuſatze &. 92, wenn er 


angenommen werben follte, vie Gefängnißftrafe von drei Monaten auf _ 
ſechs Monate 


ju erhöhen. 
Wehner. 
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— 
Den 5. Jannar 1837. 


| Gegenwärtig find; 


Se. Excellenz Herr Staatsminiſter von: Koͤnneritz — 
‚Herr Geheimer Juſtirrach Di Geoff, ingleichen abwechſelnd 
Se. Epielleny Herr Staatsminifter von Lindenau und 

Se. Ercellenz Herr Geheimer Rath von Wietersheim. 


Den antwefenden 28 Mitgliedern ber erfien Kammer. wird , nad erfolgter 
Genehmigung. des über die geftrige Sigung aufgenommenen Protocol, 


73. . 
Beurlaubung, Entſchuldigung. 
angezeigt, daß Kerr Generalleutnant von Miltitz fuͤr heute entſchuldigt fen, 
Here Biſchof Mauermann aber feine durch Gefchäfte norhwendig gewordene 
Ahwefenheit auf die Zeit vom 4. bis 14. L M. angezeigt habe, Letztgedachter 
Urlaub wird _. und gelangt man hierauf fofort. zur 
Tagesordnung, 
und ſomit 
74. 
Fortgefegte Berathung des Criminalgeſetzbuchs. 

jur fernerweiten Berathung bes Criminalgeſetzbuchs. j 

Es find geftern die Art. 110. und 111. auegeſetzt geblieben, und refe⸗ 
it Se. Königliche Hoheit Prinz Johann zuvoͤrderſt in Bezug auf 

Art. 110 Folgendes: Die Deputation habe das, was Art. 110. und 
he von der Deputation der zweiten Kammer unter den Nrn. 114b.c.d.und e. 
orgefehlagenen Zufatzartifel enthielten, nochmals reifli erwogen, ſich aber we: 
vr mit dem einen noch mit dem andern völlig einverfichen kͤnnen, und bes: 
alb auf ein Ausfunftsmittel gedacht. Sie habe erwogen, daß das, was 
ie Deputation ber zweiten Kammer unter den Benennumgen Landfriedensbruch 
nd Störung des Hausfricdens zufammenfaffe, eigentlich breierlei verfchiedene 
Bergehen begreife. Sey damit nämlich eine Widerſetzlichkeit gegen öffentliche 
Behörden verbunden, oder werde das Verbrechen mindeftens von einer ſolchen 
hl von Perfonen verübt, welche geeignet ſey, der Obrigkeit -Widerfland zu 
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feiften, fo melde dieß zwar in thesi ‚mit dem Aufruhre nicht gan) jufam: 
menfallen, allein es werde aus praftifthen Ruͤckſichten fehr zweckmaͤſig feyn, 
die dießfallfigen Strafbeftimmungen, m mit Denen wegen Des Aufruhrs zufammen: 
zuftellen. Der zweite Fall fen der, wo Gewalt an Perſonen oder Sachen 
verübt werde. Fuͤr dieſen beduͤrfe es befonderer Beſtimmungen nicht, da hier 
jedesmal andere beſonders verpönte Verbrechen einfhlügen. Dagegen ſcheine 
für den dritten Fall wenn naͤmllch weder Gewalt noch: Widerſetzung gegen 
die Obrigkeit eintrete, im Entwurfe allirdings riue Strafbeſtimmumg zu feh—⸗ 
len. Dieß beranlaffeimanı.die Deputation ja ar Worſchlage: Man 
möge nämlich den Ark 110: fo faſſene ©; um. 5 > 
Wenn mehrere Perſonen ſich — um ber Obrigkeit Wi: 
> derftand - gu’ leiſten/ ſie zur Unterlaſſung oder Unternehhmumg einet 
Amtlichen Handlung zu noͤthigen oder: eine getroffene Verfuͤgung zu 
vereiteln, ſo ſind, in ſo fern die von ihnen veruͤbten Handlungen 
nicht in groͤſſere Verbrechen ansarten, die Anſtifter, Anführer und 
Diejenigen Theilnehmer / welche ſich mit Waffen verfehen haben, mit 
Wwier bis zehmaͤhriger Zuchthausarbeit erften Grades ;; Die üuͤbrigen 
Theiſnehmer aber wit) zwei bis vierjaͤhriger Zuchthalusarbeit zweiten 
hr ade ju belegen, Mit gleichen Strafen iſt es zu ahnden, wenn eine 
Anzahl Perfonen, unten Umſtaͤnden, auelche einen Widerſtand gegen 
die Civil: und Militaͤrbehoͤrden ‚erwarten laſſen, ſich zuſammen rot: 
ten, um Rache an amtlichen oder Privarperfonen zu nehmen, ,., 
Gebäude oder Anlagen zu zerftören, oder andere Gemalthänteheien 
zu verüben. 


Dagegen gehöre ber oben erwähnte, britte Fall nicht in. das vorliegende, 
fondern in das ſechſte Kapitel und mürte beshalb nach dem —S der De⸗ 
putatibit nach’ Are, 160. unter der ueberſhitft /Haueft edenebruch⸗ An Zuſat 
artifel bes Inhalts einʒuiſchalten fehn : 


Br in eines Andern Wohnung * —* gehörigen gefbleffenen, De: 
ar —“ 3 — fol wegen Störung „des — auf 
nfrag, Des, Dar heil igeen mit Gekängniß bie, zu fechs Wochen „beftraf 
— Bi ‚Habe 5 ‚ab, mehsere Perfonen zun Veruhung einer, „‚solshri 
—— 0 Fat die Tele ‚bei ‚pen Anpiftert 
Be " 9 bis auf fchs Monate, bei den brigen Theilnehmen 
a drei, onate ‚Ösfänguig, firigen, (vergk jedoch Art. 110. * 
— den in: dieſen beiden vorgeſchlagenen Artifeln air delten 
ſey nun aus dem Zuſatzartikeln der Deputation der. zweiten Hammer allerding 


217 


noch der Vurgfriedensbruch (Art 1144, ) anb die) Schrung det Ausübung 
offenclicher Rechte (Art 114 ) Äbeig.ı he den erſten dieſer Gegenſtaͤnde 
duͤrfte aber der vorgefiblagene Zuſatzartikel id 60 1b. ausreichen und fuͤr denletz⸗ 
ten be xiue Moͤthignug enthalte Art. 169. ausreichen/ zu weichem es ja 
jedem Rammermitgliede frei bleibe, einen Jufah ſeiner Zeit — * 
— bie? Deputation nicht: für noͤthig rachtentun ind sun han mer Wr 
Nachdem Unterzeichneter erklaͤrt hat/ wieer ſich durch dieſe Vaſcute * 
friedige finde, und, falls folde angenommen: würden, feinen in der Beilage des 
geſtrigen Protoeolls Dir. 1381, wegen veruͤnderter / Faſſung des MreZ1 10% und 
Aufnahme der Zuſatzartikel 114 b. c. d. und e gemachten Akitrag zuruͤckzu⸗ 
nehmen beit ſey/ kammt man dahin uͤberein, den vorgeſchlagenen Zuſatzartikel 
160h. erſt nach Beſchlußfaſſung über Art 160zu berathen , vdr der Hand 
aher mir über die beautragte * des Art. 110. N a ‚ges 
ſchiehe/ und — nen ont a, nu 


Mn FRLLTE: — re? Baar — 
I 


ugenem men —RW ir et “pin. 103 
So 44 ——— zu vu ongt ; A 
Arts Pi. fottgehen. | "Die Deputation dat für: —*— Saite 94 und 
95 ihres Berichts eine veränderte Sofung. vorgefälagen,! — otme rt ag 
einſtimmige u * un nee 
% d findet. mp iur tt. nel * 
Wenn eirblich Seite 95. Des; — we erwaͤhnt * —* 
im Bale überhandnehmenden · Aufruhrs auch vielleiche ein Mandreditlihes Wer: 
fahren Platz ergreifen and dabei felbfe' wie Todesſtrafe erkannt werden koͤnne, 
fo ſoll dieß, wie der Hetr Refereht bemerkt muitein Worbehalt fen, um fihr 
die Freiheit der, Berathung hei dem Gefege uͤber das Criminalverfahten nicht 
fuͤr — geschtet m werben; mid‘ — ge Let * en 
Die! ae Knitesdeb det Kapiiei! find" * bereite) zur Abi. 
mung gebsachei werben ng kaum man — m ey —* —* — 


lich zu 
* 415% üben, weiber imedo OR ie 
angenommen wird. RF ip‘ f 
„Eben ſo erfolgt die Annahme der 
Art. 116. und 11:7: unverändert m 
— 
wogegen 
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Art.:148. zu einer. ſehr umfänglichen Debatte Beranlaffung ’giebt. 

Zuw oͤtderſt erfläct: Here Geheimer Juſtizrath D. Groff, mie das-Minifte- 
rium ſelbſt eine Fleine Abänderung: in der Faſſung beantrage. Auch: der Todt⸗ 
ſchlag erheiſche zwar, wie jedes andere Verbrechen, Entſchluß und Ausführung, 
allein es muͤſſe beides faſt im einen. und: denſelben Augenblick zuſammenfallen. 
Dieß ſey num nicht ganz beſtimmt ausgedruͤckt, und deshalb wuͤnſche man an- 
ſtatt der Worte Hbeſchloſſene und ausgefuͤhrte“ das Wort „veruͤbte“ geſetzt 

zu ſehen. 

Die Deputation erklaͤrt ſich hiermit — und wirent diefe Aban 
derung in ihe Amendement auf. 

Für dierzweite Hälfte bes Artikels 118. dat: demmächft bie: Diputarion 
Seite 97 ihres, Berichts eine veränderte: Faſſung vorgefchlagen. Sie weicht 
von der des Entwurfs hauptfächlich in zwei: Pumeren ab, darin nämlich, daß. fie 

a.) ausbrüdlich des Falles gedenft, wenn. die Abſicht des Verbrechers nur 
auf Körperverlefung gerichtet war, der Thaͤter aber den eingetretenen Erfolg, 
die Toͤdtung, mindeftens mit Wahrfcheinlichkeit vorausfehen konnte, und daß fie 

b.) die Strafe des Todtſchlags von 8 Jahren auf 4 Jahre Zuchthaus 
im Minimo berabfegt, auch bem ‚Dichter die Wahl unter beiden Graben der 
Zuchehausftrafe überläßt, während der. Entwurf: nur den erften Grad geftatter. 

Die Discuffion wendet ſich zuerft zu dem Puncte unter 'a., und es wirb 
von dem Herrn Deferenten zur Unterftügung des babei gemachten Worſchlags 
der Deputation angeführt: Der Art. 30. beftimme, daß es dem Vorſatze gleich 
geachtet werben folle, wenn der. Thäter auch die. That nicht ausſchließlich, Ton: 

dern allenfalls auch eine andere Rechtsverletzung, die eben ſowohl habe entſtehen 
können, beqbſichtigt habe, ingleichen, wenn die Handlung von der Beſchaffen⸗ 
heit gewefen, daß der Thaͤter den wirflich. eingetretenen Erfolg habe vorausſehen 
muͤſſen. Auſſer diefen. beiden Faͤlſen gebe es num noch einen dritten, den naͤm⸗ 
lich, wenn der Thaͤter den eingetretenen Erfolg zwar nicht habe vorausfehen 
mäffen, aber ihn doch mit Wahrſcheinlichkeit Habe: vorausfehen fönnen. 
Diefen dritten Fall, der. zwar miche einen Mord, aber doch unbezweifelt einen 
Todtſchlag involvire, habe die Depuration mit einfchlieffen wollen, und daß, 
wenn dieß gefchehen folle, es ausdruͤcklich ausgefprochen werden müffe, eben 
weil es im Art, 30. nicht mit begriffen fen, zeige die von der Regierung felbft 
für Art. 127. vorgeſchlagene Faflung. 

Dagegen wird der fo eben ausgeſprochenen Anficht. von Herrn Staatsmi: 
nifter von Könnerig entgegengeftellt: Wenn im Artifel: 30. gefagt fey, „daß 
der Thäter den Erfolg vorausfehen mußte,“ fo umfaffe dieß nothwendig auch 
den Fall, wo der Erfolg mit Wahrfcheinlichfeit habe vorausgefehen werben 
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können. Dieß liege. theils i in der ganzen Wortſtellung, theifs in der Natur 
ber Sache, und fey-von der Megierung bei Abfaffung des Entwurfs nicht an: 
bers verſtanden worden, habe auch nicht anders verftanden werden koͤnnen. 
Halte: man den Art, 30, hierunter nicht für deutlich genug, fo hätte es dort 
monitt werden muͤſſen. Nehme man aber hier die Faſſung der Deputarion an, 
fo werde.dieß ein ſchiefes Licht auf den Art. 30, werfen, und man werbe die 
bien eingeſchobene Clauſel bei allen Verbrechen wiederholen muͤſſen. Stoße 
man fidy aber daran, daß im Art. 127. etwas Achnliches ftche, fo möge man 
es lieber- dort entfernen. 

Diefen Gründen wird noch beigefügt, daß der Ausdruck „vorausfehen 
mußte” nichts anders bezeichne, als was der Thäter als wahrfcheinlich ſich habe 
denfen follen, wornad) denn der Fall der Deputation offenbar mit eingeſchloſſen 
fen, ingleihen, daß der Vorſchlag dieſer Letztern eine unverfennbare Inconſe⸗ 
quenz hinſichtlich der Feftftelung der Grenze zwiſchen Vorſatz und Fahrlaͤſſigkeit 
in das Gefe bringe, und ſchlaͤgt 

Herr Domherr D. Guͤnther, welcher die Anficht der Degierung theilt, als 
Ausfunftsmittel vor, den Art. 118. fo zu faffen: 

Eine zwar vorfägliche ( cf. Art. 30.) jedoch ohne Vorbedacht u. ſ. w., 
was auch zahlreiche Unterſtuͤtzung findet, 

Here von Carlowig aber glaubt, daß es am beften feyn werbe, auffer ven _ 
beiven in der Faffung der Deputation genannten Fällen auch noch dem dritten 
beſtimmt zu bezeichnen, den des eventuellen Vorſatzes, und fchläge er zu biefem - 
Ende vor, den Artikel fo zu faffen, daß in die Wortftellung der Deputation 
Seite 97. nach dem Worte „KRörperverlegung” die Worte eingefboben würden: 

oder ohne einen klar gedachten Zweck, auf beides zugleich, je nachdem 
es fic) füge. 

Auch dieß wird ausreichend unterflüßt, der 

Kerr Meferent glaubt ſich aber mir keinem von beiden Vorſchlaͤgen vereini- 
gen zu fönmen, indem dem erften berfelben eben die Bedenken entgegenftünden, 
welche wider die Faſſung des Entwurfs geltend gemacht worden, das Amende: 
ment des Herrn von Carlowitz aber einen Fall bezeichne, der im Art. 30. auf 
das Beſtimmteſte erwähnt fen, alfo nicht wiederholt zu werden brauche. 

Nachdem hierauf Herr von Earlowig, um das Deputationsgurachten nicht 
etwa zu gefährden, feinen Antrag wieder zuruͤckgenommen hat, flimmt man 
uͤber den Vorſchlag der Deputation, vorbehaͤltlich der befonders zum Beſchluſſe 
zu bringenden Beftimmung ber Strafe ab, und es wird folder, 

mit 20 Stimmen gegen 8, 
angenommen. ’ 
Iweite Abtheilung. 1. 3b. 30 
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AIndem man nunmehr zu dem zweiten oben‘ unter b. erwähnten Theile des 
Deputationsgutachtens, der Beftimmung des Strafmaaſes, übergehen will, ge 
langt es zur Sprache, daß fowohl von Herrn Amtshauptmann Freiherrn von 
Biedermann, als von Unterzeichnetem, in den Beilagen dieſes Protocolls Mr. 
40. und 41. auf die Annahme des Seite 93 des — der — 
der zweiten Kammer vorgeſchlagenen Zuſatzartikels 

Art. 118 b. angetragen worden iſt. Man uͤberzeugt no, daß die Ent 
fchlieffung über dieſen Antrag von großem Einfluffe auf das bei-Art: 118. 
felbft zu wählende Strafmaas feyn wird, und discutirt deshalb zumächft uͤber 
den vorgefchlagenen Zufakartifel, zu deffen Unterſtuͤtzung 

Untergeichnerer anführt, wie es von Wichtigkeit ſey, den im gerechten Zorne 


‚begangenen Todtſchlag nicht mit einer entehrenden Strafe belegen zu muͤſſen, 


fondern im geeigneten Fällen auch bis zu Arbeitshaus zurückgehen zu fönnen, 
eine Maasregel, welche gefeiß die allgemeine Stimme für fich haben werde. 
Nachdem der Antrag unterftügt worden, erfläre fich zuvörderft Herr Staate: 


miniſter von KRönnerik auf das Entſchiedenſte gegen denſelben. Der Gefe: 


Entwurf, bemerkt er, vermeide es fo viel immer möglih, Criterien für die 
Beftimmung höherer ober niederer Strafen innerhalb des beftimmten Straf: 
maafes ausjufprecben, er begnüge ſich mie allgemeinen Andeutungen, und von 


diefer wichtigen Mayime weiche der vorgefhlagene Zufaßartifel ab. Es fey fer: 


ner aͤuſſerſt ſchwer, den Begriff des gerechten Zornes feftzuftellen und der Zu: 
ſatz laſſe dem Richter einen hoͤchſt bedenklichen Spielraum. Er begründe fer: 
ner eine nicht nothwendige Ausnahme, folglich eine Inconſequenz, und werde 
zu zahllofen Mißbräuchen führen, indem 'nun jeder in einem Raufhandel be: 
gangene Todtſchlag als im gerechten Zorne verübt, werde angefehen werden koͤn⸗ 
nen. Endlich bleibe, wenn man den Jufagartifel annehme, für den eigent- 
lihen im Artikel 118. behandelten Todtſchlag faſt gar Fein Fall mehr-übrig, 
als etwa der, wo bie Liebe das Motiv abgebe. 

In gleihem Sinne ſpricht ſich Herr Geheimer Juſtijrath D. Groſſ aus. Der 
Zorn, auch der gerechrefte, hebe die Zurechnung nicht auf, er ſey nichts meiter 
als ein Affect, und eben diefen zu zügeln ſey eine Abfiche der Strafgefeigebung. 
Die Fäle, wo ſelbſt die von der Deputation als Minimum vorgefchlagene 
Strafe von 4 Jahren Zuchthaus zweiten Grades zu hart ſey, wuͤrden Aufferft 
ſelten vorfommen, und dann werbe die Begnadigung helfen. 

Diefen Gründen wird von dem Heren Referenten und mehrern Kammer: 
mitgliebern noch beigefügt: Man möge bedenken, daß der Geſetz⸗Entwurf die 
auf den Todtſchlag bisher geſetzt geweſene Strafe des Tores ſchon in eine Frei: 
heitsftrafe verwandelt habe, und daß es fih hier um den Schuß des Ködpften 
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Burs, des Lebens, der Staatsbürger handele, das ein Herabgehen unter die 
Vorſchlage der Deputation gefährden muͤſſe. Die Verwandelung der Zucht: 
hausftrafe in Arbeitshaus werde den Zweck der Antragficher ‚nicht einmal er: 
reichen, denn auch Arbeitshaus werbe im der. oͤffentlichen Meinung entehren, 
und für den Mann von Ehrgefühl, der doch muthmaaslich allein in. den Fall 
fomme, im gerechten Zorne zw tödten, gleich. ſchmerzhaft feyn. Was gerechter 
Zorn fen, ſtehe nicht fo feſt, daß es wicht einer Definition bedürfte, und die 
ſey ſtets bedenklich; made man hier eine Ausnahme, fo bebürfe es deren meh- 
rere, und endlich dürfe man nicht überfehen, daß ein liftiger Verbrecher wohl 
erft den Andern zu Beleidigungen reizen koͤnne, um ihn fodann,. angeblich im 
gerechten Zorne, zu tödten. 

Dagegen findet die beanrragte Aufnahme des Art. 118b. auch wieder oiele 
Vertheidiger. Man beruft ſich auf die Autorität bewährter Criminalrechtsleh⸗ 
rer, auf Die bisherige Prapis, auf ältere und.meuere Gefehgebung und. das Bei 
fpiel anderer. Staaten, infonderheit darauf, daß Manche beim  hödhften Affecte 
gar feine -Zurechnung geftarten, während hier der hoͤchſte Zorn, der gerechte 
ſelbſt, nur als ein, durch Die Unvollkommenheit der menfchlichen Natur gebote: 
ner, Milderungsgrund geltend gemacht werden folle. 

Diefer Anſicht ſchließt fih auch Herr Buͤrgermeiſter Ritterftäve an, er 
glaube jedoch der Sache noch eine feftere Beſtimmung geben zu müffen, einmal, 
indem er da, wo der Todrfchläger felbft Veranlaffung zu der ihm zugefügten 
Beleidigung gegeben hat, den Fall des gerechten Zorns nicht ſtatuirt, auch bie 
Erwähnung der unter dem Ausdrucke ſchwere Beleidigungen ſchon mir begriffe: 
nen Öffentlichen Beſchimpfungen ausfhließt, und dann, inden er zwar das Mi: 
nimum der Strafe auf 4 Jahr Arbeitshaus feftftelen, ein Marimum aber 
nit, und nur fo viel ausfprechen will, daß nicht auf Zuchthaus erften Grades 
erfannt werden fol. In diefem Sinne ſchlaͤgt er folgende Faſſung vor: 

Wenn jedoch ‚der Getödtere den Thärer ohne Deranlaffung von Seiten 
des letztern durch befonders fehwere Beleidigungen oder thärlihe Miß— 
handlungen zum Zorne gereizt hat, und diefer dadurch auf der Stelle 
zur That hingeriffen worden iſt, fo kaun der Richter bis gu vierjährl: 

. ger Arbeitshausjtcafe herabgehen, und ift in einem ſolchen Halle auf 
Zuchthausſtrafe erften Grades niemals zu erkennen. 

Unterzeichneter erklärt, ſich dieſer Saffung anfchlieffen zu wollen, bamit- wo 
möglich, wenigftens der Hauptzweck feines Antrags erreicht werde, 


Herr von Earlowig aber findet den Ritterſtaͤdtſchen Antrag bedenlllch, da 
30* 





222 


er den Begriff des gerechten Zorns zu fehr beſchraͤnke, -undfchlägt vor, den 
Aufagartifel fo zu faffen: ' ' Ä 
Wecenn jedoch der Geröbtere den Thaͤter durch befonders ſchwere Belei⸗— 
digungen ober thaͤtliche Mißhandlungen zu gerechtem Zorne gereist hat, 
und diefer dadurch u. ſ. w. 
wie in der Faffung der Deputation der zweiten: Kammer. 

Beide Borfchläge finden zahlreiche Unterſtuͤtzung, und da auch Herr Freis 
herr von Biedermann erflärt, dem Antrage des Herrn Buͤrgermeiſters Mitterr 
ſtaͤdt beitreten zu wollen, fo nimmt 

Herr Bürgermeifter Wehner den urſpruͤnglichen Vorſchlag der Faſſung 
ber Deputation der zweiten Kammer wieder auf. 

Es liegen alſo drei Vorſchlaͤge vor, namentlich der des Herrn VBürgermei: 
ſters Ritterfiädt, der des Herrn von. Carlowitz, und ber der Deputation der 
zweiten Kammer, und beſchließt man, fie theilweiſe zur Abftimmung zu bringen, 
da in allen drei Faffungen der erſte Theil die Begriffsbeſtimmung, der zweite 
aber. die Feftftellung der Strafe enthaͤlt. 

Was nun den erften Theil anlangt, fo wird die Ritterſtaͤdtſche Faſſung 

mit 18 Stimmen gegen 10 abgelehnt, 
Dagegen die des Herrn von Carlowitz, 
mit 20 Stimmen gegen 8, 
angenommen, wodurch fi die dritte erledigt, 
‚Bei der Abftimmung über den zweiten Theil findet dagegen fofort der 
Vorſchlag des Herrn Bürgermeifters Ritterſtaͤdt, 
mit 22 Stimmen gegen 6, 
Annahme. | j 
So fann man nunmehr zu dem noch übrigen Theile des 

Art. 118., zur Beſtimmung des in denfelben aufjunchmenden Strafmaa- 
fe, übergehen. 

Ein Vorfhlag des Herrn Grafen von Hohenthal, das Strafmaas des 
Gefeg: Entwurfs zwar beizubehalten, jedoch bei demfelben beide Grabe der Zucht⸗ 
hausſtrafe zuzulaſſen, erlangt die erforderliche Unterſtuͤtzung nicht, und wird fo- 
dann der Vorſchlag der Deputation, wie er ſich Seite 97 ihres Berichts vor- 
findet, 

mit 23 Stimmen gegen 4, 
ber Art. 118. aber 
einftimmig 
genehmigt. 
Fuͤr 
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Art. 119 har die Deputation eine veränderte -Faffung beantragt. Sie 
wird, imb mit ihr ber Artikel felbft, 

einftinmig 
angenommen. 

Zu 

Art. 120, ift laut der Beilage 40. von Here Amtshauptmann Freiherrn 
von Biedermann darauf angetragen worben, Zeile 2 vor dem Worte „Gefaͤng⸗ 
nißftrafe” die Worte „nach Befinden” einzuſchalten, auch bei der Gefängniß- 
firafe ein Minimum nicht zu beftimmen. 

Der Herr Antragfteller führt zur VBevorivortung an, daß es Fälle geben 
fünne, wo jeder Grund zu einer Beftrafung wegfalle, indem weder bie Abſicht, 
Jemandem ein Gut zu rauben, vorliege, noch die öffentliche Meinung eine Ge: 
nugthuung verlange, Er erläutert dieß durch ein Beiſpiel, der Antrag findet 
aber feine Unterftügung und wird ſodann der Vorſchlag der Deputation, das 
Minimum der Strafe auf: ſechs Monate herabzufegen, fo wie der Art. felbft 

einftinmig 
genehmigt. 


u 

Art. 121. hat Herr Amtshauptmann von Biedermann laut der Beilage 
40. einen. doppelten Antrag gemacht. Der erfte verfelben geht dahin, die Art. 
121. und 123., alfo den Kindermord und die Abtreibung der $eibesfrucht, 
gemeinf&haftlih zu behandeln und gleich, jedoch im Minimo nur mit Einem 
Jahre Gefängniß, zu beftrafen, dagegen bezweckt der zweite Antrag die Weg« 
laffung des Worts „unehelihes” aus Art. 121. 

Zur Unterftügung wird angeführt, daß beide Verbrechen berfelben Natur 
feyen, denn ihre Zweck gehe dahin, ein lebendes Wefen zu tödten, und koͤnne es 
gleich feyn, ob daffelbe bereits geboren fen oder nicht. Erſcheine übrigens der 
Kindermord auf der einen Seite vielleicht fÄhwerer, fo möge man dagegen er: 
wägen, daß er Sache einer augenblicklichen Entſchlieſſung ſey, während die Ab: 
treibung einen gereiften Vorſatz und wiederholte Handlungen vorausfete, Ruͤck⸗ 
fälle auch getade hier fehr leicht vorfämen. Anlangend den zweiten Vorſchlag, 
fo fey ihm der Grund nicht Far, warum man hier einen Unterſchied zwiſchen 
ehelichen und unehelichen Kindern machen wolle. 

Beide Anträge erlangen indeffen die nöthige Unterftügung nicht, und wer⸗ 
dem fodann der Vorſchlag der Deputation wegen Herabfegung des Minimi der 
Strafe auf 4 Jahr Zuchthaus zweiten Grades, fo wie der Artikel ſelbſt, 

einfimmig 
angenommen. 
Der bei 
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Art. 122. von Herm Freiherrn von Biedermann laut ber Beilage 40. 
gemachte Vorſchlag, dem Antrage der Minorität der Deputation der zweiten 
Kammer beizutreten und die Strafe der Tödtung aus Fahrläffigfeit blos auf 
Gefängnig von 4 Wochen bis zu 3 Jahren zu normiren, findet bie nörhige 
Unterftügung nicht, wogegen der von 

Mnterzeichnetem laut. der Beilage 41. gefchehene Antrag, dem XArtifel die 
Worte: ’ 

Erfolgte die Toͤdtung im Falle eines Exceſſes in der Nothwehr (Art. 
69.), fo ift auch eine noch geringere Strafe zuläflig, 
beizufügen, die erforderliche Anzahl von Fuͤrſprechern erlangt. 

Zür Unterſtuͤtzung führt Unterzeichneter an, daß der Nichter, welcher beim 
Epeeffe in der Nothwehr nad) Art. 69. eine willführliche Strafe zu erfennen 
habe, im Falle der Toͤdtung im Art. 122. eine Norm für jene wilführliche 
Strafe erfennen zu müffen glauben werde, und daß felbjt vier Wochen Ge- 
fängnig in vielen Fällen noch zu hart feyn koͤnnten. 

Gegen den Antrag wird indeffen geltend gemacht, daß, fo fehr man 
auch mit dem Sinne deffelben einverftanden fen, doch die Ausfprehung des 
Grundfages, der überall gelten folle, wenn er nur an einer einzelnen Stelle 
erfolgen follte, bie irrige Meinung erwecken dürfte, als fen er blos hier zur 
Anwendung zu bringen. Der Zufag fey ſonach eben fo überflüffig als be: 
denklich. 

Derſelbe wird hierauf, 

mit 19 Stimmen gegen 8, 
abgeworfen, der Artikel felbft aber unverändert 

einſtimmig 
angenommen. 

Zum 

Art. 123. hat die Deputation eine Herabſetzung der Strafe im niedrigſten 
Grade bis auf Ein Jahr Arbeitshaus vorgeſchlagen, und cs erklärt 

Herr Amtshauptmann Freiherr von Welk, wie er mit dem Antrage zwar ein: 
verfianden fen, jedod die Strafbeffimmung für die Gehülfen im Minimo, wie 
im Artikel, auf 1 Jahr Zuchthaus zweiten Grades geſtellt, beizubehalten 
wuͤnſche. 

Dieſer Antrag wird auch unterſtuͤtzt, Herr Baron von Welf nimmt ihn 
aber zuruͤck, nachdem ihm ergegnet worden, daß die Strafe von Einem 
Jahre Arbeitshaus für Solche, welche nicht um Gewinnes willen, fondern 
nur aus reiner Zuneigung zu einer Abtreibung behülflih wären, keinesweges 
zu mild erſcheine. 


12 
15 
or 


Der Vorfchlag wird hierauf und mit ihm ber Artikel ſelbſt 
einmuͤthig 
genehmigt. 


u 
Art. 124. hat Unterzeichneter laut der Beilage 41. einen Antrag gemacht, 
er läßt ihn indeffen, ohne eine Discuffion darüber zu veranlaffen, fallen, und hat 
demnaͤchſt die Deputation eine Erhöhung des Maximi der Strafe auf 10 
Jahre Zuchthaus erften Grades vorgefchlagen. 

Herr Staatsminifter von Könnerik findet dagegen die Beſtimmungen des 
Artikels vollkommen angemeffen, und macht darauf aufmerffam, daß die De: 
putation der zweiten Kammer fogar eine Herabfezung des Minimi. der Strafe 
verlange. 

Herr Domherr D. Günther bemerkt hierbei, wie die Fäle gerade hier fo 
verſchieden vorfommen Fönnten, daß in dem einen 4 Yahre Zuchthaus zu viel, 
in dem andern 6 Jahre zu wenig fenen. Erſteres trete z. B. ein, wenn das 
Verbrechen aus wahrer Liebe zu der Gefchwächten, der die Schande einer un: 
ehelichen Niederkunft erfpart werden folle, begangen werde, das legte, wenn Ge: 
mwinnfucht die Triebfeder fe. Er fchlägt deshalb vor, den Schluß des Arti: 
kels fo zu faffen: 

fo ift der Thaͤter mit Zuchthaus zweiten Grades von 2 Jahren bis 
mit Zuchthaus erften Grades von 10 Fahren zu beftrafen. 

Dieß wird unterftügt, auch 

mit 21 Stimmen gegen 7 
angenommen. 

Es bedarf fonach einer Abftimmung über den Antrag der Deputation wei- 
ter nicht, und wird nur noch Art. 124., wie er ſich nunmehr geftaltet hat, 

einftimmig 
angenommen. 
Hier. nöthigt ber Ablauf ber Zeit, abzubrechen. 
Die Faffungen der heute burchgegangenen Artikel enthält die Beilage L. 


Anher bemerft von 
Ernft Guſtav von Gersberf. Ernſt Friedrich Hark, 
Wilhelm Cruſius D. S. d. J K. 
Carl Guſtav Freiherr von Beuſt. 
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L. 
Artifel 110. 


Wenn mehrere Perfonen ſich zufammen rotten, um der Obrigkeit Wider: 
ftand zu leiften, fie zur Unterlaffung oder Unternehmung einer amtlichen Hand: 
lung zu nöthigen ober eine’ getroffene Verfügung zu vereiteln, fo find, in fofern 
die von ihnen verübten Handlungen nicht in gröffere Verbrechen ausarten, die 
Anftifter, Anführer und diejenigen Theilnehmer, welche ſich mit Waffen verfe: 
hen haben, mit vier bis zehnjähriger Zuchthausarbeit erften Grades, die übrigen 
Theilnehmer aber mit zwei bis vierjähriger Zuchthausarbeit zweiten Grades zu 
belegen. Mit gleichen Strafen ift es zu ahnden, wenn eine Anzahl Perfonen 
unter Umftänden, welche einen Widerftand gegen die Givil: und Militärbe- 
hoͤrden erwarten laffen, ſich zuſammenrotten, um Mache an amtlichen oder Pri- 
vatperfonen zu nehmen, oder "Gebäude oder Anlagen zu zerftören oder andere 
Gewaltthätigfeiten zu verüben. | 


Artikel 111. 
wie Seite 94 und 95 des Deputationsberichts vorgefchlagen. 


Artifel 112. bis 114. 
fiehe in der Beilage des geftrigen Protocolls. 


Artifel 115. 116. 117. 


bleiben unverändert. 
Artikel 118. 


Eine ohne Vorbedacht in aufwallender Leidenſchaft werübte rechtswidrig, 
Handlung, die den Tod eines Menſchen zur Folge gehabt Kat, die Abſicht mac 
nun auf Tödtung oder auf Körperverlegung gerichtet geweſen ſeyn, iſt, wenr 
letztern Falls der eingetretene Erfolg mindeftens mit Wahrfcheinlichkeit voraus 
gefehen werden fonnte, mit 4 bis 20 Jahren Zuchthaus. erften oder zweiter 
Grades zu beftrafen. 

Artitel 1186. 


Wenn jedoch der Getoͤdtete den Thaͤter durch befonders ſchwere Beleidi 
gungen oder thaͤtliche Mißhandlungen zu gerechtem Zorne gereitt hat, und die 
fer dadurch auf der Stelle zur That hingeriffen worden ift, fo kann der Mich 
ter bis zu vierjäßriger Arbeitshausftrafe herabgehen und ift in einem folder 
Falle auf Zuchthausſtrafe erften Grades niemals zu erfennen. 
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Artifel 119, 
mie Seite 97 des Deputationsberichts vorgeſchlagen. 


Artifel 120. 
Iſt der Thaͤer — — fo ift auf Gefängnißftrafe von 6 Monaten 
is zu 3 Jahren u. f. w. 
Artikel 121. | 
Eine Mutter ——— ift mit vier bis funfzehnjaͤhriger Zuchthaueſtrafe 
uf. w. ; 
Artikel 122. 
bleibt unverändert. 
Artikel 123. 
Bern — — abtrelbt, fo ift fie mit Arbeitshaus von 1 bis 3 ER 
ten oder Zuchehausftrafe zweiten Grades bis zu 3 Jahren zu belegen. 
Artikel 124. 
Iſt —— fo ift der Täter mit Zuchehaus zweiten Grades von 2 
Jahren bis mit Zuchthaus erfien Grades von 10 Fahren. zu. beſtrafen. 





Ne 40. 
Anträge zum vierten Kapitel des Entwurfs zu einem Eriminals 


Antrag zu Feeitet 118. 


Dafi es der hohen Kammer gefällig ſeyn möge, den von der Deputation 
der zweiten Kammer Seite 93 vorgefhlagnen Zufagartifel 118 b. anzunehmen. 


Antrag zu Kater 120. 


Daß zwifchen die Worte der zweiten Zeile: „fo! ift — auf” bie 
Vorte nach Befinden eingefchalter und das Minimum bei der — 
nißſtrafe weggelaſſen werde. 





ar? 
Antrag zu. Artikel 121. 
Do das Wort „uneheliches“ in der erfien Zeile weggelaffen he, 
Imweite Abtbeilung. 1.286. 31 
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4, 
Antrag zu Artikel 121 und 123. 

Daß diefe beiden Paragraphen in einen zuſammengezogen werben, 
Strafe für die beiden darin abgehandelten Vergehungen gleichgeftellt, das 
nimum der Strafe aber. bis auf- Gefängnig von Einem Jahre herabgeſ 
werde. 

65. 
Antrag zu Artikel 122. 

Daß dem Vorſchlage der Minotität der Deputation der zweiten Kam 
Seite 94 beigetreten werden möge. | 

6. 
Antrag zu Artikel 126. 

Daß dem Vorſchlage der Deputation der zweiten Kammer Seite 96 bi 

getreten werde. | 
G. H. Freiherr von Biedermann. 


A 4. 
Anträge zu. — IV. des —— Teils des Eriminalgeſetzbuchs 


1. 

Nach Artifel- 118. ſchlage ich vor,. den von der Deputation ber zweiten 
Kammer Seite 93 ihres ar als Art. 118. beantragten Zuſatzartikel in 
zuſchalten. 

2. 

Zu Art. 122. wuͤnſche ich am Schluſſe den Zuſatz: 

Erfolgte die Todtung im Falle eines Exceſſes in der Nothweh 
(Art. 69.), fo iſt auch eine noch geringere Strafe zuläffig. 


Im Art. 124. — ich das ——— der — auf 2 af Zucht 
haus zweiten Grades herabgefegt zu. fehen. 


4. 
om Ketitel 126. wünfche ich Zeile 2 nach dem Worte „Gebrechlichkeit 
die Worte: 
oder fonft 
eingefchalter zu ſehen. 
5 Ernft Friedrich Harp. 
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23. 
Den 1. Januar 1837.- 


Gegenwärtig find: 
.& Excellenz Herr Staatsminiſter von Könneris, 
ag Geheimer Juſtizrath D. Groff, zum Theil auch 
Se, Excellenzʒ Here —— von Zezſchwitz. 


Der — beſtehend aus::29: Deisglichern der een Kammier; _ 
wird nach erfolgter Borlefung und Genehmigung des uber die u Sitzung 
aufgenommenen Protocolls 
75. 
Entſchuldigungen. 
angezeigt, daß für heute Herr Fuͤrſt Reuß, Herr Graf von Hobenthal, Herr 
Kammerherr von Thielau und Herr Kammerherr Pflugk, Erftere beide durch 
dringende Gefcyäfte, Letztere beide durch Krankheit entſchuldigt feyen, und ge: 
langt man ſodann fofort zur 
Tagesordnung, 
und fomit zu 
76. 
Faortgeſetzte Berathung über das criminalseſebbach 
der fortgeſetzten Berathung des Criminalgeſetzbuchs, wobei man mit 
Art. 125. beginnt. 
Herr Domhetr D. Guͤnther aͤuſſert hierbei:? Der Begriff der Verheim⸗ 
lichung der Schwangerſchaft ſey in Praxi ſehr ſchwankend und deshalb deſſen 
feſte Beſtimmung ſehr zu wuͤnſchen. Die Motiven gaͤben ſolche, indem ſie 
ſehr richtig angaͤben, daß eine ſolche Verheimlichung die Entfernung aller 
Huͤlfsleiſtung von andern Perſonen bezwecken muͤſſe. Er wuͤnſche dieß, und 
noch eine zweite Beſtimmung in den Artikel aufgenommen zu ſehen, die naͤmlich, 
daß die Verheimlichung eben fo vor als nach der Niederkunft in dem Sinne 
des vorliegenden Artikels eintreren koͤnne. Demnach fchlage" er folgende Faf: 
jung vor: 
u Eine Frauensperfon, welche ihre bevorſtehende oder erfolgte Nieder: 
kunft verheimlicht, um die nörhigen Huͤlfsleiſtungen von Seiten an: 
derer Perfonen zu entfernen, ift u. f. w. 
Es zerfällt diefer Antrag in zwei Theile, deren erfter dahin geht, daß die 
Verheimlihung vor und nad der Micderfunft erfolgen fönne, während ver 
31° 
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zweite die Entfernung fremder Huͤlfe ‚betrifft. Beide werden unterſtuͤtzt un 
gefondert discutirt. — 

Was den erſten Theil anlangt, fo wird von mehrern Seiten gegen dm 
Antrag eingewendet, daß ber Artikel, fo mie er im Entwurfe gefaßt ſey, vi 
Verheimlichung nad erfolgter Mieverfunft nicht ausfchlieffe, ja nicht einmal 
die vor der Niederkunft ausdruͤcklich erwähne, weshalb denn auch der Zufag 
feinesweges nothwendig erfheine, was er auch um fo. weniger fey, als Ver 
heimlihung nad) der Geburt meift in verfuchten Kindermord übergehen, und 
ſonach einer härtern Strafe unterliegen werbe. | J 

Dagegen wird indeſſen eingehalten, wie bie Verheimlichung der Nieden 
kunft, auch ber bereits erfolgten, keinesweges an ſich ſchon ein Verfuch des Kin 
dermords, hoͤchſtens eine denfelben ‚vorbereitende Handlung, fey, und auch dief 
nur in gewiſſen Fällen. Die Marere Beftimmung des Begriffs aber zeige fich 
unbedingt als notwendig, wie dieß ſchon die heutige Discuffion bewaͤhre. 

Nachdem hierauf der erſte Theil des Guͤntherſchen Antrags 

einhellig 
angenommen worden iſt, verwendet man ſich zum zweiten Theile deſſelben, dan 
einige Stimmen, bedenklich finden wollen, weil er das Mittel zu vielfachen 
Ausflüchten darbiete, auch dem Verbrechen, als deffen Zweck nach der Faſſun 
des Artifels im erften Falle ausdruͤcklich die Toͤdtung des Kindes angegeben 
werde, noch einen zweiten Zweck unterlege, der doch hoͤchſtens als das Mir 
jur Erreichung bes Zwecks angefehen werben Fönne”). 

Was num ben erfien diefer Einwuͤrfe betrifft, fo bemerkt Here Domher 
D. Günther dagegen, daß das Geſetz nothwendig aus deffen Motiven erflin 
werben muͤſſe. Die eigenen Worte diefer letztern ſchlage er. wor, da nicht je 
Richter die Motiven ftets zur Hand haben dürfte, und fo fünne man nich 
feinem Vorſchlage den Vorwurf machen, daß er zu Ausflüchten Veranlaſſun 
gebe, man würde ihn wielmehr den Motiven machen müffen, wenn er begrün 
det wäre, was aber keinesweges der Fall fey. 





*) Beim Vorleſen bemerkt Herr Graf von Tinficdel, wie er unter andern aud ter 
auf aufmerffam gemacht habe, daß ein Fall denkbar fen, wo eine Weibeperſen 
trog der Berheimlihung Ihrer Schwangerfchaft, alle Anftalten gerröffen habe, mil 
he ihr im Augenblicke der Nicderkunft die. noͤthige Huͤlfe zu fichern geeisn: 
ſeyen. 

Bemerkt von 
Ernft Friedrich Hartz, 
S. d. J K. 
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Zur Beſeitigung bes zweiten Einwurfs ſchlaͤgt Unterzeichheter vor, den 
Artifel fo zu faffen: 

- Eine Frauensperfon, welche ihre bewörftchenbe oder erfolgte Nieder⸗ 
Funft in der Maafe verheimlicht, daß dadurch die nörhigen Huͤlfslei⸗ 
flungen von Seiten anderer Perfonen entfernt werben, ift u. f. w. 

Herr Domherr D. Günther erffäre fi) mit diefer Faffung einverftanden, 
es bemerkt auch Herr —— von Koͤnneritz, wie er dieſelbe unbedenk⸗ 
lich finde, auf den Antrag Sr. K. Hoh. des Prinzen Johann wird indeſſen 
zur Zeit nur uͤber das Materielle der Sache Beſchluß gefaßt. Er geht 

einſtimmig 
dahin; einen Zuſatz im Sinne des zweiten Theils des Antrags des Herrn Dom: 
herr D: Günther aufzunehmen, und fol Unterzeichneter im nächfter Sitzung 
einen Vorſchlag zur. Faſſung vorlegen. 

Von der Deputation iſt demnaͤchſt Seite 99 ihres Berichts vorgefchlagen 
mworben, die Strafe der in der Abſicht der Todtung des Kindes unternomme: 
nen Verheimlichung der Schwangerſchaft auf 1 bis 6 Jahr Arbeitshaus 
feſtzuſtellen. 

Herr Staatsminiſter von Konnerit bemerkt, wie die Regierung zu dieſer 
Abänderung früher ihre Zuſtimmung gegen die Deputation erklaͤrt habe. Dieß 
fen indeſſen nur geſchehen, weil man bei der Deputation der zweiten Kammer 
einen ähnlichen Antrag gemacht, und die Megierung einer Vereinigung nicht 
habe entgegen ſeyn wollen. Später ſey die Deputarion ber zweiten Kammer 
von dem Vorſchlage zurückgetreten, und fomit falle audy der Grund der Zu: 
ſtimmung des Minifterii, welche hiermit zurücfgenommen werde, hinweg. 

Hierauf erfolge indeſſen die 
einffimmige- 
Annahme des Dmitinintkteh; die Abftimmung über Art. 125. aber 
bleibt Für heute ausgefeht, da erft noch deffen definitive Faſſung zu erwarten 


ſteht. 


Zu | 
Art. 126. liegen ein Vorſchlag der Deputation und drei verfchiedene An: 
träge von Kammermitgliebern vor. 

Nachdem zuvoͤrderſt der Vorſchlag der Deputation wegen Erhöhung der 
Strafe in dem im Artikel unter 1. aufgeführten alle bis auf 15 Jahre 
Zuchthaus zweiten Grades im Maximo 

einſtimmig 
angenommen worden iſt, wendet man ſich zu dem Antrage des Unterzeichneten, 
welcher in der Beilage des vorigen‘ Protocolls Mr. 41. enthalten if, Er 
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geht dahin, im Eingange des Artifels nach dem Worte „Gebrechlichkeit“ die 
Worte „oder ſonſt“ einzufchalten, und wird zur Bevorwortung von 
Unterzeichnetem angeführt: Der Artikel begnüge ſich nicht mit der allge 
meinen Angabe der Hülflofigkeit, fondern er eremplificire die File durch Nam: 
haftmahung des jugendliden Alters, der Krankheit und Gebrechlichkeit. Dieſe 
drei Kategoricen reichten aber nicht aus, es fehle z. B. hohes Alter, Blödfinn, 
ja felbft der Fal, wenn Einer, ohne deshalb gebrehlih zu feyn, Die Beine 
verloren habe, und man ihn die Krücen nehme. 
Nachdem der Antrag genuͤgend unterſtuͤtzt worben ift, erflären ſich meh: 
rere Stimmen gegen denfelben, indem die angegebenen Fäle von jedem Rich— 
ter unter bie Klaffen der Krankheit oder der Gebrechlichkeit fubfumirt werben 
würben, der vorgefihlagene Ausdruck aber zu vag fen, als daß man, in ohne 
Noch in ein Gefer aufnehmen ſollte. Mehrere andere zur Bevorwortung des 
Borfchlags angeführte Beifpiele, namenelih wenn Jemand in der Einfamfeit 
an einen Baum gebunden werde, fucht man dadurch zu befeitigen, daß man 
das Verlaffen in einer abfichrlich herbeigeführten Hülflofigkeit für ein anderes, 
hierher nicht gehöriges Verbrechen erflärt, und ſchlaͤgt ‚endlich 
Herr Bürgermeifter Schill vor, lieber die ganze, in den Worten „wegen 
jugendlichen Alters, Kranfheit oder Gebrechlichfeit” liegende Eremplification 
hinweg zu laſſen. Er nimmt indeffen fpäter diefen Vorſchlag wieder zurüc, 
und wird ber Antrag des Unterzeichneten, 
mit 15 Stimmen gegen 10, 
abgelehnt. 


Einen zweiten Antrag hat, laut der Beilage diefes Protscolls unter 42., 
Herr Buͤrgermeiſter Wehner gemacht. Er geht dahin, aus dem Cingange 
des Artikels die Worte „in deren Obhut fie ſich befinden“ zu entfernen. 

Zur Unterftügung führt der Here Antragſteller an, wie ihm, wenn. jene 
Worte fichen blieben, ein Fall nicht getroffen fcheine, der nämlich, wenn der 
Wirth eines Haufes einen Dlödfinnigen, Taubſtummen oder dergleichen, der 
bei ihm die freie Herberge habe, und ihm deshalb vielleicht laͤſtig falle, ge- 
flieffentlich zu entfernen fuche und ihn dann verlaffe. Hier liege offenbar ver 
Fall einer Ausfegung im Sinne des Artifels vor, und doch ſtehe der Ausge— 
feste nicht unter der Obhur des Thaͤters. 

Mac) erfolgter Unterftügung des Vorſchlags wird von mehrern Seiten ge: 
gen denfelben angeführt, daß ber erwähnte Fall entweder in der Faſſung des 
Artifels bereits begriffen ſey, oder gar nicht hierher gehöre. Habe nämlich ver 
Thäter den Hülflofen felbft an den Ort geführt, wo er umzukommen Gefahr 
laufe, fo habe er ihn unter feine Obhur genommen, und ſonach ſelbſt fich die 
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Verpflichtung, für ihm zu forger, auferlegt. Laſſe er dagegen den Huͤlfloſen 
bloß in feiner bedenflichen Sage, ohne daß er fie herbeigeführt habe, fo ver: 
ke er nur eine moraliſche Pflicht, und Fönne deshalb nicht criminel ge: 
fraft werben. 

As Ausfanftsmittel ſchlaͤgt Herr Staatsminiftr vom Könnerik vor, nach 
tem Beiſpiele des Badenſchen Geſetz- Entwurfs die Worte „oder zu deren Ver: 
Megung oder Ernährung fie rechtlich verpflichree find“ im den Artikel aufzu— 
nehmen. 

Herr Bürgermeifter Wehner findet aber hierdurch fein Bedenken * er» 
ktist, und wird fodann der Wehnerſche Antrag, 

mit 19 Stimmen gegen 9, 
abgelehnt, der des Herrn Staatsminiſters von Koͤnneritz aber, da er nur 
eventuell. geftellt war, gar nicht zur Abftimmung gebracht. 

Einen dritten Antrag zu Art. 126. endlich hat, laut der Beilage 40. des 
vorigen Protocolls, Herr Amtshauptmann Freiherr von Biedermann geftelle. 
Er geht dahin, die für den Sa Mr. 2. von der Depuration der zweiten 
Kammer Seite 96. ihtes Berihts vorgefchlagene Faffung anzunehmen, und cs 
Died zur Unterftüsung das von gedachter Deputation felbft Gefagte angeführt. 

Nun wird hierauf der Antrag zwar unterftüßt, dagegen jedoch von dem 

Herrn Meferenten angeführt, daß man die Fälle, wenn man fie bei dem 
Puncte unter 2. fpalten wollte, eben fo gut aud bei den Puncten unter 1. und 
wuͤrde trennen müffen. 

Der Antrag wird fodann, 

von 21 Stimmen gegen 6, 
bgeworfen, der Art. 126. er; wie er fich nach dem — der Depu⸗ 
nion geſtaltet hat, 

einſtimmig * 
agenommen. 

Es erklaͤrt ſich hierauf Herr Geheimer Juſtizrath D. of gegen ben von 
tt Deputatioh Seite 99 ihres Berichts vorgefchlagenen Zufat = 

Art. 126b., indem er bemerfe: Auffer den, allen Zufäzen der Art, wie. 
Art. 126 b. enthalte, im Allgemeinen entgegen ftehenden Gründen, träten 
ir moch befondere Bedenken ein. Nicht nur das vollendete Verbrechen, auch 
bon der Verſuch deffelben begründe den Rückfall, ja fogar der Verſuch eines 
ſich verfchiedenen, aber dur Art. 1266. für gleichartig erflärten Verbre— 
ens, und dieß müffe zu aufferordentlichen Härten führen, wenn das erfte 
krbrechen ein geringes, z. B. eine Verheimlichung der Schwangerfchaft, wo: 
i möglicher Weife auch nur Gefängnißftrafe erfannt werben fönne, das zweite 





234 


aber ein. ſchweres, z. B. ein Kinbermord fey. Darum fey es gewiß beſſer, 
die Frage, welche Verbrechen als. gleichartig‘ zu behandeln, dem Dichter zur 
Beſtimmung im concreten Falle zu überlaffen. 

Diefes letztere ſey, bemerkt der Herr Meferent, nach dem zu Art, 586. 
gefaßten Beſchluſſe nicht mehr möglich, die im Art. 1266. genannten Ver: 


gehen gehörten ganz unverkennbar zu einer und berfelben Elaffe von Verbre 


hen, und bie Vermeidung zu großer Härte liege ganz in der Hand des Rich⸗ 
ters, da nur bei den wenigften Verbrechen beftimme fen, um wie viel die Strafe 


des Ruͤckfalls erhoͤht werden muͤſſe. 


Der Art. 126b. finder hierauf, 

mit 15 Stimmen gegen 10, 
Annahme. | > 
z Indem man nunmehr zu dem fünften Kapitel übergeht, wird zuvoͤrderſt 
ei 

Art. 127. der Antrag der Deputation wegen Vertauſchung des Ausdrucks 
Angegriffene mit „Beſchaͤdigte⸗ 

einftimmig | 

genehmigt. Sodann hat Unterzeichneter laut dev Beilage diefes Protocolls un 
ter 43. barauf angetragen, aus dem Gate unter 4. bie Worte „anſcheinend 
unheilbare” megzulaffen. 

Er führt zur Mnterflügung an, daß in eben biefen vierten Puncte auf die 
Unbeilbarfeit der verurfachten förperlichen Uebel Feine Ruͤckſicht genommen wor- 
den fen, auch bei der Schwierigkeit der Entſcheidung über die Heilbarkeit gei- 
ftiger Krankheiten die Aerzte nur zu felten ein beftimmtes Gutachten abgeben wuͤr⸗ 
den. Siege die aber nicht vor, fo werde der Verbrecher nicht einmaf nad) 
Maasgabe der Beſtimmungen unter 2. oder 3. geftraft werben fönnen, fon: 
dern nur nach Mr. 1. mit. Gefängniß bis zu 3 Monaten, da Mr. 2. die 
Verbindung Mehrerer, Mr. 3. aber ebenfalls einen bleibenden Nachtheil an 
der Gefundheit des Verletzten vorausfege. | 

Die Deputation fowohl als Herr Staatsminifter von Könnerig erflären 
fih mit dem Vorſchlage einverftanden, und wird. folder 

einftinmig 
genehmigt. 
. Herr Staatsminifter von Könmerig- bemerkt demnaͤchſt noch zur Vermei⸗ 
dung von Mißverſtaͤndniſſen, wie der im Eingange des Art. 127. gebrauchte 


Auedruck „oorausfchen, konnte“ Feinesweges etwas Anderes bedeufe, als der im 


Art. 30. zu findende Ausdruck „vorausfehen mußte”, wie jedoch die Wiederho- 
lung. deffen, was ſchon duch Art. 30. im Allgemeinen beſtimmt ſey, hiet 
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feineswweges müßig erfcheine, ba in dem Puncte unter 5. die beftimmte Abficht, 
dem Verletzten die dort angegebenen Machrheile zuzufügen, ein befonders ſchwe⸗ 
res Verbrechen involvire, hier alfo eine Ausnahme yon ber allgemeinen Regel 
vorliege. 

Nachdem der Herr Referent hierauf ergegnet hat, tie die Deputation biefe 
Anficht nicht theile, fie vielmehr in den Ausbrüden „mußte und „konnte“ 
einen wefentlichen Unterſchied erblickt habe und noch erblicke, wird der Art. 
127. in der Maafe, wie er ſich nunmehr geftaltet hat, 

einftimmig 
genehmigt, und man gelangt zu 

Art. 128., zu welchem Unterzeichneter Zeile 2 nl dem Worte „Linie 

die Einfchaltung der Worte: 
oder gegen öffentliche Behörden und beren Diener, während fie in 
Amtsverrichtungen waren, 

vorgeſchlagen hat. 

Er führt zur Erlaͤuteruug an, wie bie Verlegung öffentlicher Behörden 
und ihrer Diener zur Zeit, wo diefelben in Amtsverrichtung fich befinden, doch 
offenbar ein befonders hart zu ahndenbes Vergehen ſey. Nun unterfcheide 
Art. 104. zwifchen bloßen Ihärlichkeiten und Körperverlegungen öffentlicher 
Behörden nicht, und dieß fcheine hier nachgebracht werden zu müffen, wenn 
es, fo wie die Sache liege, auch nur in den Fällen Anwendung leiden follte, 
wo nicht nah Art. 104. ſchon eine härtere Strafe als nach Art. 127. ein 
trete, alfo in den Fällen des Art. 127. unter 4. und 5 

Der Antrag wird hierauf unterftügt, und fo, wie der Artikel felbft, 

‚einftimmig 
angenommen. 

Hiernächft ift von Unterzeichnetem die Aufnahme des von der Deputation 
der zweiten Kammer vorgefchlagenen Zufatzes 

Art. 128b. beantragt worden. 

Der Herr Meferent bemerft, daß, fo wenig er auch mit der Sache felbft 
an fich einverftanden fey, doch nad dem wegen Aufnahme des Zuſatzartikels 
118b. gefaßten Befchluffe die Genehmigung des Hartziſchen Antrags nicht 
werde umgangen werden Fönnen. Doch wuͤnſche er demſelben eine dem er: 
wähnten Zufagartifel entfprechende Faffung und hinfichtlih der Strafe die 
Beftimmung, daß in den Fällen unter 3. und 4. auf die nächfniebrige Straf: 
art unter gleicher Dauer herabgegangen werben fönne. Mur auf diefe Weiſe 
nämlich werde der Zweck erreicht, im Falle des gerechten Zorns niemals eine 
entehrende Strafe erfennen zu muͤſſen, und wegen des Punctes in Art. 127. 

Iweite Abtheilung 1. 3b, 32 
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unter 1. feine es Feine weitere Beftimmung zu bedürfen, da hier ohnehin die 
Strafe nicht entehrend und der Spielraum genügend ſey. 

Unterzeichneter -erflärt fich hiermit einverflanden, und wird fobann ber 

Art. 1285. in folgender Maafe: 
Maren es befonders ſchwere Beleidigungen ober thaͤtliche Mißhand: 
lungen, wodurch der Thäter zu gerechtem Zorne gereist und auf ber 
Stelle zur That hingeriffen wurde, fo kann der Richter in den Art. 
127. unter 3. und 4. aufgeführten Faͤllen auf die nächftniedrige Straf: 
art unter gleicher Strafdauer herabgehen, 
einftimmig 
angenommen, nachdem vorher Seiten des Herrn Staatsminifters von Könnerig 
auf die gegen die Aufnahme von Beftimmungen wegen bes gerechten Zorns in vo 
riger Sitzung bereits — Bedenken Bezug genommen worden iſt 

Der 

Art. 129. wird mit der von der Deputation vorgeſchlagenen Abaͤnderung 
und unter der von Herrn Geheimen Juſtizrath D. Groſſ vorgeſchlagenen Ver— 
tauſchung der Worte „beleidigten Theils“ mit „Beſchaͤdigten“ 

einſtimmig 
genehmigt. 
Bei 

Art. 130. wird zuvoͤrderſt der Antrag der Deruaton, ſtatt „Verwundete 
vielmehr „Beſchaͤdigte“ zu ſetzen, 

einhellig 
gebilligt. 

Sodann hat Unterzeichneter angetragen, das Wort „jedoch“ mit den Worten: 
die Hälfte der dafelbft geordneten Strafen zu verhängen und bleibe « 
dem Richter nachgelaffen ıc. 

zu vertaufchen. 

Unterzeichneter bemerkt, wie ihm zu diefem Antrage ein doppelter Grund be 
ſtimmt habe. Einmal gehe die Abſicht des Gefeg: Entwurfs unverfennbar „dahin, 
die Strafe in dem hier vorliegenden Falle auf die Hälfte herabzufegen und cı 
wole das durch Zurücgehen auf die nächftmildere Strafart erreihen. Die 
werde aber nicht mehr erlangt, da nach frühern Befchlüffen der Kammer Zucht: 
haus erften und zweiten Örades fi nicht mehr wie 2 zu 1, fondern wie 3 zu 
2 verhielten. Dadurch werde nun die Beſtimmung des zweiten Theils dee 
Art. 130. eine ungleiche, da die Verminderung gegen das volle Strafmaas 
des Art. 127. in dem einen Falle nur ein Drittheil, in allen übrigen die Hälfr 
ausmache. Der zweite Grund aber liege darinn, daß nach dem Artifel, wi 
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ihn der Entwurf enthalte, zum Theil fehr lange Gefängnißftrafen würden er: 
fannt werden müffen, die 5. B. in dem dem Puncte 3. des Artifels 127. 
entfprechenden Falle bis zu A Fahren wuͤrden anfteigen fönnen. - 
Der Vorfhlag wird hierauf unterflügt und findet, 
mit 24 Stimmen gegen 1, 
Genehmigung, der Artifel felbft aber wird 
einftimmig 
angenommen. 


Zu 

Art. 131, hat Herr von Ziegler den unter 44. anliegenden Antrag über: 
reiht, zu deſſen Unterftügung er auf mehrere in neuern Zeiten vorgefonmene 
File verweifer, und befonders bemerflich macht, wie er für Diejenigen, welche 
ein Kind zur Einkerferung übergeben, diefelbe Strafe beſtimmt zu fehen wünfche, 
wie für Diejenigen, welche eine folche Einferferung felbft vornehmen. 

Der Antrag wird indeffen nicht unterflügt, und fodann Art. 131. un— 
verändert, 

mit 24 Stimmen gegen 1, 

angenommen. 


Zu 
Art, 132. hatte Unterzeichneter laut der Beilage 43. beantragt, dem Vor⸗ 
(hlage der Deputation entgegen, die Anführung der Nothwehr als befondern 
Milderungsgrundes beizubehalten. Er erflärt indeffen, diefen ſchon früher ein: 
gereichten Antrag zu feinen Bedauern fallen laffen zu müffen, da ein ähnlicher 
Antrag zu Art. 122. feinen Anklang gefunden habe, und erlangt ſodann Art. 
132. nach det Seite 100 des Deputationsberichts zu findenden Faſſung, 
einhellige 
Genehmigung, wobei im Mebrigen befchloffen wird, aus Zeile 4. diefer Faffung 
das Wörthen „und“ nad dem Worte „Beſchaͤdigung“ mwegzulaffen, da es ſich 
auch in der Faffung des Geſetz⸗ Entwurfs nicht finder, 
In dem ebendafelbft von der Deputation vorgefchlagenen Zuſatze 
Art. 132 b. find durch ein Verſehen die Worte „aus Fahrläffigfeit” weg 
geblieben. Sie find nach den Worten „Verletzungen der Gefundheit” einzu: 
ihalten und wird mit diefer Abänderung der Art. 1326. 
unanim 
angenommen. 


Zu | 
Art. 133. hat die Deputation Seite 101 ihres Berichts einen Zuſatz 
vorgefhlagen. Herr Staatsminifter von Koͤnneritz erklärt ſich mie demfelben 
32” 
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einverftanden, wuͤnſcht ihn jedoch, um der Teichtern Vereinigung willen, in der 
Maafe angenommen zu fehen, wie er von der Deputation der zweiten Kammer 
Seite 98 ihres Berichts gefaßt worden ift, was die Zuftimmung der Depus 
tation und bie 
einhellige 
Genehmigung der Kammer finder. 

Bon Herrn Domherrn D. Günther wird demnaͤchſt die Frage aufgewor⸗ 
fen, ob Schmerpengeld blos bei dolofen oder auch bei culpofen Verletzungen 
ftattfinden fole. Er werde dem Einen wie dem Andern beiftimmen, da ſich 
in der That für Beides ausreichende Gründe auffichen lieffen, allein er müffe 
wünfchen, daß «s klar ausgefprochen werde, was man eigentlich wolle. 

Da hierauf von Herrn Staatsminifter von Könneriz ergegnet wird, wie 
man bas Schmerzengeld auch bei blos culpofer Körperwerlegung in Anwendung 
zu bringen gemeint ſey, und dieß durch die Stelle, wo die Diepofition wegen 
des Schmerzengeldes ſtehe, auszudruͤcken beabfichtige habe, beantragt 

Herr Domherr D. Günther den Anfang des Artikels fo zu faffen: 

Die mit einer abſichtlich oder aus Fahrläffigfeit zugefügten körperlichen 
u. ſ. w. 

Herr Staatsminifter von Könnerig macht dieß zu einem Antrage der De: 
gierung und wird ſolcher, ſo wie mit ihm Art. 133. felbft, 

unanim 
genehmigt. 
Dem 

Art. 134. wuͤnſcht Unterzeichneter laut der Beilage Nr. 43. die Worte 
„fo tie der fonft einfchlagenden Umſtaͤnde“ eingefchalter zu fehen, und er führt 
zu deffen Unterftügung an; Er fehe in dem Schmerjengelde nicht einen reinen 
Civilanſpruch, fondern Etwas, was zwiſchen ver Strafe und dem Eivilanfpruche 
mitten inne ſtehe. Sey dieß aber richtig, fo werde es nicht blos nach dem 
Grade der erduldeten Schmerzen, ber freilich für Jeden gleich fey, fendern auch 
nad) den Verhaͤltniſſen des Verletzenden und nach dem Grade ver Strafbarfeit 
der That mindeflens einigermaafen bemeffen werben müffen, dieß aber folle der 
vorgefeblagene Zuſatz ausdruͤcken. 

Der Antrag wird hierauf zwar unterſtuͤtzt, es erheben ſich aber mehrere 
Stimmen gegen denſelben. Sie bemerken: Das Schmerzengeld ſey kein Theil 
der Strafe, ſondern nur eine Verguͤtung fuͤr die erlittenen Schmerzen, ſoweit 
dieſe überhaupt denkbar ſey. Deshalb koͤnne denn auch lediglich der Grad des 
erduldesen Schmerzes den Maasftab abgeben, jeves Andere führe zur Willkuͤhr 
und fen deshalb bedenklich. 
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Der Vorfchlag des Unterzeichneten wirb Hierauf, 
mit 20 Stimmen gegen 5, 
verworfen, der won der Deputation Seite 101 ihres Berichts vorgefchlagene 
Zufag aber, und mit ihm Art. 134. ſelbſt, i 
von allen Anmwefenden 
genehmigt. 
Gleichergeſtalt finder 
Art, 135. unverändert 
unanime 
Zuftimmung. 
Won Herrn Domherrn D. Guͤnther wird hierauf als 

Art. 135b. folgender Zuſatz vorgefchlagen : 

Der Urheber eines thaͤtlichen Streites hat niemals Schmerzengelb zu 
fordern. 

Herr Geh. Juſtizrath D. Groſſ bemerkt, daß diefer Zufa ganz im Sinne 
der Regierung fen, daß man ihn, als mehr in das Gebiet des Civilrechts ge— 
hörig und der bisherigen Praris angemeffen weggelaffen habe, daß jedoch feiner 
Aufnahme ein Bedenken durchaus nicht entgegen ſtehe. 

Er wird hierauf unterftügt und 

einftimmig 
angenommen, wobei Herr Staatsminifter von Könnerig noch bemerft, daß die 
hier gegebene Beftimmung vielleicht bei der endlichen Medaction beffer mit Art. 
133. zu verbinden feyn werde. 
Endlich werben nun noch 

Art. 136. mit dem Zufage ber Deputation und 

Art. 136.b. nach der Faffung der Deputation Seite 102 ihres Berichts 

einhellig 


genehmigt. 

Hier wird abgebrochen, jedoch noch vorgefchlagen, daß won denn im nächften 
ſechſten Kapitel vorkommenden Paragraphen, die Art. 149. bis 154. wegen 
der Hinfichrlich der Sittlichkeit eintretenden Bedenken, in geheimer Sitzung ver: 
handelt werden möchten. 

Die Faffung der heute angenommenen Artifet enthaͤlt die Beilage M. und 
wird zur Tagesordnung für nächte Sigung die Fortfegung der heutigen Ver: 
handlung beflimmt. 

Bemerkt von 


Ernft Guſtav von Gersdorf. Ernft Friedrich Harg, 
Hanns Friedrich Eurt v. Lüttichau.. S. d. J. K. 
Gottlob Heintich v. Minckwitz. 
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Artifel 125. 
ift ausgefeht. 
Artikel 126. 
Wenn Perfonen — — mit vier bis funfjehnjähriger Zuchthausftrafe 
zweiten Grades u, |. w. 


Artikel 1266. 
wie Seite 99 des Deputationsberichts. 


Artikel 127, 


Wer durch — — . oder in eine Geiftesfranfheit verfegt u. f. w. 
NB. Ueberdieß ift ftatt „Angegriffene” jedesmal „Beſchaͤdigte“ zu ſetzen. 


z Artikel 128. 

Sind —— in auffteigender Linie ober gegen obrigfeitliche Behörden 
und deren Diener, während diefelben in Amtsverrichtung waren, begangen 
worden u. f. w. | 
Artifel 1286. 


Waren es befonders ſchwere Beleidigungen oder thaͤtliche Mißhandlungen, 
wodurch der Thaͤter zu gerechtem Zorne gereist und auf der Stelle zur That 
hingeriſſen wurde, fo kann ber Richter in den Art. 127. unter 3. und 4. 
aufgeführten Fällen auf die nächftniebrige Strafart unter gleicher Straſdauer 
herabgehen. 
Artikel 129. 
In dem Falle Nr. 1. des Artikels 127. iſt, mit Ausnahme der Art. 128. 
gedachten Falle, die Unterfuchung nur auf Anzeige des Beſchaͤdigten anzuftellen. 
i Artifel 130. 
Haben bei einem Raufhandel Mehrere an ben Beſchaͤdigten Hand angelegt 
des Art. 127. die Hälfte der dafelbft geordneten Strafen zu ver- 


hängen, und bleibt es dem Richter nacgelaffen, ſtatt Zuchthausfirafe erften 
Grades u. f. m. 





Artifel 131. 
bleibt unverändert. 
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Artifel 132. 
(nah Seite 100 des Deputationsberichte.) 
Wer — — Beſchaͤdigung nad) dem Grabe'u. f. w. 
Artifel 1326. | 
(nad) der Faffung Seite 100 des Deputationsberichts.) 
Verlegungen der Gefundheit aus Fahrläffigkeit, welche nicht u. f. w. 
Artifel 133. 

Die mit einer abfichrlich oder aus Fahrläffigfeit zugefügten Förperlichen Ver: 
letzung —— zu verguͤten, zu deren Entrichtung die dazu verurtheilten 
Mitſchuldigen ſolidariſch verpflichtet find. 

Artikel 134. 
Dei der — — ſo wie, in foferm Letzterer ſich nicht deshalb die be- 
fondere Ausführung vorbehält, die Folgen u. f. w. 
Artikel 135. 
bleibt unverändert. 
Artifel 135b. 
Der Urheber eines chärlichen Streits hat niemals Schmerzengeld zu fordern. 
Artikel 136, | 

Eine — — bis zu Einem Jahre ein. War derfelbe jedoch ſchon 

vor der Verftümmelung untuͤchtig, fo ift nur auf Gefängnißftrafe von vier 


Moden bis drei Monaten zu erfennen, 
Wer einen Andern u, f. w. 


Artifel 136h. 
wie Seite 102 des Deputationsberichts zu finden, 


M 42, 
Zu Artikel 126. 
Der Unterzeichnete trägt auf den Wegfall der Worte, auf der Iten Zeile: 
in deren Obhut fie ſich befinden, 
an. 


Wehner. 
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Me 48. 


Anträge 
zu Cap. V. des zweiten Theil des Eriminalgefegbuchs. 
z ; 


Am Art. 127. wuͤnſche ih aus dem Gate unter 4. die Worte: 
anfcheinend unheilbare 
entfernt zu fehen. 
2. 


Im Art. 128. wuͤnſche ich Zeile 2. nah den Worten „in auffteigenber 
Linie“ die Worte: 


oder gegen Öffensliche Behörden und deren Diener, während fie in 
Amtsverrichtung waren, 
eingefchalter zu fehen. 
3. 
Mach Art. 128. fchlage ich vor, den von der Deputation ber zweiten 
Kammer Seite 97 ihres Berichts beantragten Art. 128b. aufjunehmen. 
4. 


Im Art. 130. wuͤnſche ich anftatt des Wörtchens „jedoch“ gefeht zu fehen: 
die Hälfte der dafelbft geordneten Strafen zu verhängen, und bleibt 
es dem Richter nachgelaffen u. f. w. 
5 


Im Art. 132. wünfche ich den Gefeg- Entwurf, fo viel die Erwähnung 
der Morhwehr als Milderungsgrund anlangt, wieder hergeftellt, und deshalb in 
der Faffung der Deputation Seite 100 nah den Worten „in Folge“ dic 


Worte: 
überfchrittener Nothwehr ober 
eingefchaltet zu fehen. 
6. 


Im Art. 134. wuͤnſche ich in der letzten Zeile nad dem Worte „Lebens: 
‚verhältniffe ” die Worte: 


fo wie die fonft einſchlagenden Umftände 
eingefchaltet zu fehen. 


Ernft Friedrich Harz. 


M 44. 
Artikel 131. 
Unterzeichneter erlaubt fih den Antrag, dieſem Artikel die Stellung zu 
geben: 
„Wer in der Abficht die Ausbildung Förperlicher und geiftiger Kräfte 
feines ode eines für diefen Zweck ihm übergebenen Kindes unterbrüdt, 
oder einen Andern in ben Zuftand eines dauernden Wahnfinns ver: 
fest, if, wie Derjenige, welcher in diefer Abficht ein Kind übergeben 
hat, mit Zuchthausftrafe erften Grades von Vier bis zu Zwanzig Jah: 
ven zu belegen. 
Ziegler und Klipphaufen. 


24a, 
Den 9. Januar 1837. 


Gegenwärtig ‚finds 


Se. Epeellen; Herr Staatsminifter von Könnerik, 
Herr Geh. Juſtizrath D. Grofk 


Die Verfammlung befteht aus 36 Mitgliedern der erflen Kammer. 
Nachdem fie das Protocol. der letzten Sitzung genehmigt hat, wird 


73; ; 
Vortrag aus der Regiſtrande Nr, 72. 
vorgefragen, daß ein Protocollertract der zweiten Kammer vom 20. December 
v, %., betreffend das Königliche Decret vom 13. Movember v. J. wegen meh: 
verer Baulichfeiten bei den Straf- und Berforganftalten eingegangen fey. 
Er wird zur zweiten Deputation verwiefen, und geht man nad) 


78. 
Entfchuldigung» 
erfolgter Anzeige, daß fi Herr Domherr von Seipziger für heute durch drin- 
gende Gefchäfte entſchuldigt habe, zur 
Tagesordnung 
über, welche 
Zweite Abtheilung. 1. Bb. . 33 
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79. 
Fortgefegte Beratung des Criminalgefegbuche. 
die fortgefegte Berarhung über das Criminalgefegbuch enthält. 

Nachdem zuvoͤrderſt der am letzten Sigungstage gemachte Antrag wegen 
Verhandlung der Artifel 149. bis 154. in geheimer Sigung zum Befchluffe 
erhoben worden ift, legt Unterzeichneter den in letzter Sigung, vorbehaltenen Ent: 
wurf einer Faſſung für Art. 125. vor, wie ſolchen die Beilage diefes Proto: 
colls unter A erfehen läßt. 

Sie findet, fo wie mit ihr der Art. 125. felbft, 

einftinmige 
Annahme. 

Weitergehend da, wo man am Ende ber letzten Sitzung ftehen geblieben, 

gelangt man zum fechften Kapitel und namentlidy zuerft zu 
Art. 137., bei welchem 

Herr von Ziegler auf die Seite 99 des Berichts der Deputation der zwei: 
ten Kammer zu findende Bemerfung aufmerffam macht. - Da foldhe indeffen 
feinen Antrag fondern nur eine Erläuterung enthaͤlt, fo wird der Artikel un: 
verändert 

: einhellig 
angenommen. 

Bei 
Art. 138. erinnert Herr Amtshauptmann Freiherr von Welk, wie es ihm 
bei weitem nicht fo ftrafbar erfcheine, wenn Altern ihre Kinder an Gaufler und 
ähnliche Perfonen überließen, als wenn dieß Vormuͤnder und Erzieher mit ihren 
Pflegbefohlenen thäten. Er ſchlage deshalb vor, die im Artikel beftimmte Strafe 
nur für Aeltern gelten zu laſſen, fie für Wormuͤnder und Erzicher aber auf 2 
bis 4 Jahr Zuchthaus zu ftellen. Diefer Antrag, für welchen zugleich eine be: 
ſtimmte Faffung vorgefhlagen wird, findet indeffen die nörhige Unterſtuͤtzung 
nicht, und wird der Artifel, nach der Seite 103 des Deputationsberichrs vor: 
gefchlagenen Faffung, 

von allen Anwefenden, 

genehmigt. 

Bei 
Art. 139. bemerkt Unterzeichmeter, wie er vorausfeße, daß der Ausdruck 
„der Gewalt der Aeltern ıc. entzieht * den Sinn habe, daß diefe Entziehung 
wider den Willen der Aeltern, Vormuͤnder u. f. w. gefchehe, und es wird die 
Richtigkeit diefer Anficht von Herrn Geh. Juſtizrath D. Groff beftärigt. 
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Herr Superintendent D. Großmann findet es bemnächft bedenklich, daß in 
dem vorliegenden Artikel von einer Neligionsveränderung der in der Gewalt von 
Vormuͤndern befindlichen Minorennen bie Rede fen, da doch eine Beränderung 
der Eonfeffion nur von den Acltern, und auch von biefen nur unter fehr bes 
fhränfenden Bedingungen, veranlagt werben koͤnne. Er faßt indeffen Beruhi: 
gung, da er fich überzeige, daß hier zunächft nur von dritten Perfonen die 
Rede fen, welche Kinder in ihre Gewalt bringen, und daß der Artikel hinficht» 
li der Meligionsveränderung irgend etwas Neues nicht verfügt, 

‚Hierauf erlangt Art. 139. unverändert 

einftimmige 

Annahme, und gelangt man zu denjenigen Artifeln, welche die Entführung be 
treffen. 
Zu diefen mit Mr, 140. bie 145. bezeichneten Artifeln hat Herr D. Groß: 
mann faut der Beilage Mr. 45. den Antrag geftelt, fie insgefammt in das 
17te, von der Verlegung der Sittlichkeit handelnde, Kapitel zu verfegen, den 
Art. 141. erwähnten Fal aber, welcher von der Entführung einer Ehefrau 
handelt, zu Kap. 12. zu verweifen, welches die Verlegung der ehelichen Treue 
abhandelt, und ihn namentlich zu Art. 207. zu verſetzen. 

Zur Bevorwortung diefes Vorſchlags führt der Herr Antragfteller an: 
Das vorliegende Kapitel behandele die Verlegung der perfönlichen Freiheit, eine 
ſolche aber enthalte eine mit Genehmigung der Entführten erfolgte Eneführung 
nicht. Schon die logifche Ordnung erfordere daher eine Verfegung der in Frage 
befangenen Artikel. Wichtiger als dieß aber ſey der Umftand, daß es bei der 
Entführung eigentlich die öffenelih vorgenommene Verletzung der Sittlichkeit 
fen, die eine verhäftnigmäfig fo hohe Strafe rechtfertige und erheifche. Dief 
mäffe auch durch die Stelle, wo ber Artikel fiche, ausgedrüct und dadurch vom 
Staate ausgeſprochen werden, wie wichtig ihm das Intereſſe der oͤffentlichen 

Sittlichkeit ſey. 
Der Antrag erlangt indeſſen die erforderliche Unterſtuͤtzung nicht, und kann 
man ſonach zur ſpeciellen Berathung des 
Art. 140. übergehen, wobei zuvoͤrderſt der Antrag der Deputation Seite 
103. ihres Berichts 
einftimmige 
Annahme finder. 

Don Herrn RER D. Günther ift demnaͤchſt fir dieſen Artifel laut 
der Beilage Mr. 46. eine veränderte Faſſung vorgefehlagen worden. 

Zur Unterftügung führe Herr D. Günther an: Der Artifel, wie er im 
Gefeg-Entwurfe gefaßt worden, wolle den Entführer nur dann beftrafen, wenn 

33* 
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. er die Entführte aus dem Staatsgebiete entfernt oder fie innerhalb deſſelben 


auffer Stand geſetzt abe, den bürgerlihen Schu anzurufen. Er laffe aljo 
den Fall firaflos, wo ſich der Entführer zwar der Perfon bemächtigt habe, wo 
jedoch weder der eine noch der andere jener Fälle eingetreten fey. Dem könne 
er nicht beitreten, und er habe deshalb für den Entführer in dem von ihm ge: 
dachten Falle Gefängniß oder Arbeitshaus bis zu Einem Yahre vorgefhlagen. 
Da ihm demnächft nichts darauf anzufommen fcheine, ob die Entführte auffer 
Landes gebracht worden fey, da bie Grenzen Sachfens nicht entfernt und in 
allen Nachbarländern genuͤgende Yuftiz: und Polizeieinrichtungen vorhanden feyen, 
fo habe er das Eriterium des fchwerern Verbrechens lediglich darauf geſtellt, 
daß die Entführte dem bürgerlichen Schutze entzogen worden. 

Gegen diefen zahlreich unterftügten Antrag wird von mehrern Seiten, in: 


fonderheit auch von Herrm Geh. Juſtizrath D. Groff, angeführt: Der von 


Herrn Domherrn D. Günther bezeichnete Fall ſey nicht eine vollendete Entfüh: 
rung, fondern ein Verfuch zu folder und dem gemäs allerdings einer Strafe, 
obwohl einer mildern, unterworfen. Der Vorſchlag des Herrn Antragftellers 
bilde aus dem Conate der Entführung ein eigenes Verbrechen, und was die 
Verfegung der Entführten auferhalb der Sandesgrenze anlange, fo liege darin 
allerdings erwas fehr Wefentliches, da eine polizeiliche Verfolgung bis in ein 
Machbarland ohne Weiterungen nicht möglich fey, auch es dort der Entführ- 
ten weit ſchwerer werden dürfte, ſich über das wahre Sachverhaͤltniß gegen die 
Behörden, deren Schuß. fie anrufe, auszuweifen. Endlich möge man doch 
nicht ohne dringende Mothwendigfeit von dem erft unterm 8. Februar 1834. 
publicirten Geſetze wieder abgehen. 

Herr Domberr D. Günther erwidert hierauf, wie hier von einem Ver: 
brechen gegen die perfönliche Freiheit die Rede ſey, welches man in dem Aus 
genblicke für begangen anzufehen habe, wo ſich ver Entführer der Perfon der 
Entführten bemächtigt habe. Der bürgerlibe Schuß Fönne eben fo gut inner: 
halb als aufferhalb Landes angerufen werden, und darum fomme es bei Er: 
fhwerung des Verbrechens nur darauf an, ob diefer Schug der Entführten 
entzogen worden fey oder nicht. MWeränderungen des Geſetzes vom 8. Februar 
1834. endlich dürfe man nicht feheuen, wenn man fie nur für wirkliche Ver: 
befferungen erfenne. 

Hierauf wird der Art. 140. nach der von Herrn D. Günther vorgefchla- 
genen Faffung, 

mit 23 Stimmen gegen 11, 
angenommen. 
Dei 
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Art. 141. * die Deyutation in dem erſten Falle das Marimum der 
Strafe anf 3 Jahre Gefängnig geſetzt zu fehen gewuͤnſcht. 

Herr Geheimer Juſtizrath D. Groff erkläre, wie die Regierung ihre zu 
diefee Abänderung gegebene Zuſtimmung revocire, da ſolche nur in der, nach: 
her nicht. eingetretenen, Borausfegung ertheilt worben fen, daß die Deputation 
der zweiten Kammer eine gleiche Abficht hege, es wird indeffen der Vorſchlag 
der Deputation, und mit ihm der Art. 141. felbft, 

einftimmig 


angenommen. 


Zu 

Art. 142. find zwei Anträge von Herrn Domherrn D. Günther und Un⸗ 
tergeichnetem laut. ber Beilagen diefes Protocolls Nr. 46. und 47. eingegangen. 

Was zuvoͤrderſt den Antrag des Unterzeichneten anlangt, fo geht er dahin, 
die Strafe der Entführung eines unverheiracheten Frauenzimmers nicht, wie 
die Deputation vorgefchlagen, auf 2 bis 4 Monate, fondern auf 2 bis 6 
Monate Gefängniß zu ſtellen, weil aufferdem die Entführung, zum Behuf der 
bloßen Befriedigung. der Geſchlechtsluſt milder geahndet werben würde, als bie 
zum Behuf der Ehelihung unternommene Entführung. Sowohl die Deputa: 
tion als die Negierung find mit dem Antrage einverftanden. 

Umfaffender ift der Vorfchlag des Herrn Domherrn D. Günther, den der⸗ 
ſelbe in folgender Maaſe entwickelt: In dem vorliegenden Kapitel ſey von Ver⸗ 
letzung der perſoͤnlichen Freiheit die Rede. ine ſolche koͤnne da nicht vorhan—⸗ 
den ſeyn, wo ein Frauenzimmer freiwillig folge, alfo nicht entführt werde, fon 
dern davonlaufe. Er habe deshalb zuvörderft a) darauf angetragen, den gan- 
zen Artikel hier ausfallen zu laffen und ihm theils mit Art. 207. zu verbinden, 

Is nach Art. 301. einzufchalten. ine zweite Abweichung feines Vorſchlags 
von dem Geſetz⸗ Entwurfe beftehe b) darin, daß er die Entführung mit Ein: 
tilligung der Entführeen nur dann geftraft wiſſen wolle, wenn Letztere noch 
nicht 21 Jahre alt ſey. Der Grund davon liege darin, daß nach der richtis, 
gen Auslegung der Consüit. 10. Part. I. ein unverheirathetes Franenzimmer, 
fobald es- 21-ahre alt ſey, fich ver väterlichen. Gewalt durch Anlegung einer 
tigenen -Deconomie aud wider den Willen der Aeltern entziehen könne. Hier: 
nach müffe es ihr geftattet feyn, fich aus dem älterlichen Haufe hinwegzubege: 
ben, und daß dieß zur Befriedigung der Gefchlechtsluft gefchehe, ſey nach jegi- 
gen Gefegen nicht mehr ftrafbar. Endlich habe er c) eine mildere Strafbe 
ſtimmung für die Entführte angemeffen gehalten, da aufferdem namentlich die 
Entführung einer Fran ohne Ehebruch härter geftraft werben würde, als ber 
Ehebruch felbft. 
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Der Antrag finder hierauf zahlreiche Unterſtuͤtzung, es wenben aber meh: 
rere Stimmen, infonderheit Herr Staatsminifter von Könnerig und der Herr Me: 
ferent gegen denfelben ein: Was den Antrag unter a. anlange, fo habe die 
Regierung bereits in den Motiven erflärt, wie fie bei Beftimmung ber befolg: 
ten Ordnung des Entwurfs weniger eine ſtreng fpftematifche Reihenfolge als 
vielmehr die praßtifche Brauchbarkeit im Auge gehabt habe. Nun nenne man 
aber. das hier vorliegende Vergehen im gemeinen $eben ebenfalls Entführung, 
und wenn man im Art. 141. die Beftimmung wegen der Entführung eines 
FSrauenzimmers unter 14 Jahren finde, fo werde man unbezweifelt im Art. 
142. die Strafe der Entführung eines Frauenzimmers, das über 14 Jahre 
ale fen, fuchen. Demnaͤchſt fönme zu b. die Entführung eines mindigen un: 
verheirarheten Frauenzimmers nicht fir ſtraflos erachtet werben, da ſich ein fol- 
ches mindeftens nicht heimlich und um unerlaubter Zwecfe willen dem äfterlichen 
Schutze und der älterlichen Auffiche entziehen dürfe, indem es felbft zu einer 
an ſich erlaubten Sache, der Eingehung einer Ehe, die Zuftimmung der Ael: 
tern beduͤrfe. Cine Herabfegung der durch das Geſetz vom 8. Februar 1834. 
beftimmten, ohnehin fo Aufferft milden Strafen der fleiſchlichen Verbrechen, 
fen zu ec. höchft bevenklih und im Intereſſe der Sittlichkeit zu vermeiden, die 
Entführung einer verheirarheren Fran aber fen mehr, als ein qualificirter Ehe: 
bruch, fie feige einen gereiftern Vorſatz Seiten der Frau, eine Verlegung des 
Hausrechts von Seiten des Entführers voraus. 

Dei der hierauf erfolgenden Abftimmung werben die einzelnen Gegenftände 
bes Guͤntherſchen Amendements yerrennt, umd es entfcheider fich zuvoͤrderſt eine 
Mehrheit 

von 26 Stimmen gegen 9 
dafür, die im Artikel für die Entfuͤhrung unverheiratheter Frauenzimmer be- 
ſtimmte Strafe nur dann eintreten zu laffen, wenn die Entführte noch nicht 
volljährig ift, wornadh denn der Anfang des Artifels heiffen würde: 
Wenn in derfelben Abfiche eine unmuͤndige jedoch über 14 Jahr alte 
uf. w. 
Die zweite Frage, ob Art. 142. hier ausfallen und zu Art. 207. und 


reſp. 301. gebracht werden folle, wird, 


mit 27 Stimmen gegen 8, 
verneint, und erflärt fodann der Herr Antragfteller, wie er unter folchen Um: 
ftänden eine Frage auf die Veränderung der Strafe ie erſt — zu ſeher 
wuͤnſche. 
Es traͤgt hierauf Herr Graf von Hohenthal darauf an, daß die Entfuͤh 
rung eines bereits muͤndigen unverheiratheten Frauenzimmers von ihr und ihren 
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Entführer mit 2 bis 4monatlichem Gefängniffe verbüße werden möge, da fie 
denn doch unmöglich ganz ftraflos bleiben fönne, 

Dieß wird unterſtuͤtzt, auch, 

mit 24 — gegen 9, 
angenommen. 

Eben fo findet ie Antrag der Deputation Seite 103 und 104 nebft 
dem von Unterzeichnetem geftellten Unteramendement und ‚der Artifel felbft, fo, 
wie er ſich nach Maasgabe der bisherigen Beſchluͤſſe geftalter hat, 

einftimmige 
Annahme, wie denn auch) 

Art. 143. unverändert und 

einftimmig 
Genehmigung erlangt. 


Zu 
Art. 144. liegt ein Gutachten der — und ein Separatvotum des 
Herrn von Carlowitz vor. 


Was nun zuvoͤrderſt das Gutachten der Deputation anlangt, ſo bemerkt 
Herr von Carlowitz, daß die von der Regierung weggelaſſenen, von der De: 
putation - aber zur Wiederaufnahme empfohlenen Worte des Geſetzes vom 
8. Februar 1834. gewiffermaafen auf einem Compromiffe beruhet hätten, in- 
dem man darin nad vielfachen Verhandlungen endlich ein Mittel gefunden 
habe, die von einander abweichenden Anſi chten der Regierung und der Kam⸗ 
mern auszugleichen. 

Ein ſolches Compromiß, ergegnet hierauf Herr Staatsminiſter von Kön- 
nerig, vermöge die Megierung nicht anzuerkennen. Sie gebe oft gegen ihre 
Ueberzeugung nah, um nur die Gefege erſcheinen laffen zu koͤnnen, und finde 
fi durch getroffene Auskunftsmittel nicht gehindert, bei neuen Geſetzvorſchlaͤgen 
folche fo einzurichten, wie es ihr am zweckmaͤſigſten ſcheine. Anlargend das 
Materielle-des Vorſchlags, fo enthalte er eine Beftimmung, die weder deutlich 
fen, noch den Zweck erfülle, da es ja Feine Fwangstrauung mehr gebe und fo: 
nach das bei der Verheirarhung felbft ausgefprochene Ya um fo mehr für freis 
willig erfannt werden müffe, als es am Altare und in Gegenwart von Geift: 
ichen und Zeugen erfolge. Der größte Zwang fey hier micht ein phyſiſcher, 
ondern ein moralifcher. 

Es wird hierauf der Antrag der Deputation, 

mit 22 Stimmen gegen 12, 
bgeletzut, und geht man ſodann zu dem Separatvoto des Herrn von Carlo‘ 
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witz über, welches den Entführer aud im Falle der Verheirathung mit der 
Entführten nicht ftraflos laffen will. - 

Es wird dagegen angeführt, daß die Sache faum von praktiſchem Werthe 
ſeyn dürfte, da Art. 148. die Unterfuhung nur auf Anzeige einer durch das 
Verbrechen verlegten Perfon geftatte, ingleichen daß die Ruhe und Ehre ber 
Familien bie Veibehaltung der Beſtimmungen des Entwurfs zu erheiſchen 
ſcheine. 

Bei der Abſtimmung wird hierauf das Shharawwoum, 

. mit 28 Stimmen gegen 6, 
abgelehnt, und Art. 144. unverändert, 
von 33 Stimmen gegen 1, 
angenommen. 

Art. 145. macht Herr Domherr D. Günther den Antrag, die Regierung 
zu erfuchen, daß fie hier diejenigen Abänderungen treffen möge, welche in Con: 
fequenz der zu Art. 142. gefaßten Beſchluͤſſe nörhig würden. 

Dieß wird zwar unterſtuͤtzt, jedoch dagegen angeführt, daß die Verheira— 
thung ohme älterfiche Einwilligung jedenfalls ein Vergehen fen, und daß bei der 
Faffıng des Artikels feine Inconſequenz gegen Art. 142. entftche, weil der 
von 2 bis zu 6 Monaten Gefängnig gelaffene Spielraum das Strafmaas bei- 
der im Art. 142. unterſchiedenen Fälle umfaffe, auch werde der Antrag noch 
mehr in die Hand der Regierung legen, als dahin gehöre. 

Es wird hierauf der Günsherfche Antrag, 

von 17 Stimmen gegen 16, 
j abgelehnt, und dabei Seiten der Herren —— — erwähnt, 
wie eine erwanige Machhülfe bei der endlichen Redaction unbenommen fiyn 
werde. | 


Die Annahme des unveränderten Artikels 145. erfolgt 
einftimmig. . 
Unter die im | 

Art. 146. genannten Paragraphen wuͤnſcht Unterzeichneter laut der Bei: 
lage diefes Protocofls unter 47. auch den Art. 143. aufgenommen zu fehen, 
indem er glaubt, daß aufferdem die Entführung in den Fällen, wo ber Ent: 
führer freiwillig von feinem Zwecke abfteht, ex officio werde geahndet werden 
müffen, während die Unterfuchung gegen den, welcher bie Befriedigung feiner 
Woluft erreicht, nur auf Anzeige einer verlegten Perfon zur Beftrafung komme 
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Der Antrag wird hierauf unterftügt, von Sr. Königlichen Hoheit dem Prinzen 
Johann aber dagegen angeführt, wie die beantragte Anziehung des Artikel 143. 
einen falfhen Sinn geben werde, da er zugleich mit auf Artifel 140. verweife, 
der den Fall unfreiwilliger Entführung betreffe, -in welchem allerdings Unter: 
fuhung und Strafe ex olficio zu verhängen fey. Daß aber bei gewalrfamer 
Entführung mit Zuftimmung der Entführten auch dann, wenn der Zweck frei: 
willig aufgegeben werde, Beftrafung nur auf Anzeige der Verletzten erfolgen 
fönne, gehe ſchon daraus hervor, daß Artifel 141. angezogen fen. 

Der Vorſchlag des Unterzeichneten wird hierauf, 

mit 21 Stimmen gegen 14, 
abgelehnt, und verwendet man ſich ſodann zu dem laut der Beilage 45. von 


° Herrn D. Großmann geftellten Antrage; welcher den Zweck hat, zu be: 
fimmen, daß die DVerlegten die Beſtrafung auch blos gegen den Entführer 
follen veranlaffen können, ohne ein gleiches Verfahren gegen die Entführte ein 
juleiten. Die Gründe für diefen Antrag findet Herr D. Großmann theils in 
der Schwäche des weiblichen Gefchlechts, die gerade hier eine fo ſtrenge Zurech⸗ 
nung nicht zufafle, theils in Familienruͤckſichten, die man auch hier zu achten habe. 

Gegen den Antrag, der gmügend umterftügt wird, fprechen. ſich indeffen 
fowohl der Herr Meferent als die Beauftragten der Staatsregierung aus, 
Sie bemerfen, daß die Zulaffung der Unterfuchung gegen den einen Theil, wäh: 
rend der andere firaflos bleiben folle, zu den bedenflichften Inconvenienzen und 
Colluſionen Veranlaffung geben auch namentlich ganz gegen das bisher, infon- 
derheit beim Ehebruch, beobachtete Verfahren feyn würde. Es genüge die 
Art..73. gegebene Beftimmung, nach welcher auch eine bereits ‚begonnene Un: 
terfuchung bis zum Urtel auf Antrag der Verletzten wieder ſiſtirt werben koͤnne. 
Die Einleitung der Unterfuhung blos gegen den einen Theil ſey bei der nicht 
gewaltfamen Entführung indeffen allerdings in einem Sale zuläffig, nämlich in 
dem des Art. 145., und da fen das was Herr D. Großmann wuͤnſche, bereits 
in der Faffung des Geſetz-Entwurfs klar enthalten. 

Der Großmannſche Antrag wird hierauf, 

von 29 Stimmen gegen 6, 
abgelehnt, der Art. 146. aber unverändert 
einftimmig 
angenommen, wie denn auch die Art. 147. und 148. ohne Discufjion und 
Abänderung . 
einheflige 
Genehmigung finden. 


Zweite Abtheilung. 1 Bd. 


34 
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So ift man num bis zu denjenigen Artikeln gelangt, welche nach dem vorhin: 
gefaßten Beſchluſſe in geheimer Sigung verhandelt werden folen. Das Präf: 
dium veranlaßt daher die Zuhörer, fi) von den Gallerieen zu entfernen und 

ſchließt die öffentliche Sigung. 
Die Beilage N. enthält die Faffung der heute zur Annahme gebrachten 
"Artikel. 
Die Tagesordnung für morgen enthält die Fortfegung der heutigen. 
Bemerkt von me 
Ernſt Guſtav von Gersdorf. Ernft Friedrich Hark, 
Curt Robert Freih. von Weld. ©. d. 1. K. 
Gottlob Friedrich v. Thielau. 


AN 


Artikel 125. 


Eine Frauensperfon, welche ihre bevorftchende oder erfolgte Niederkunft in 
der Maafe verheimlicht, daß dadurch die nöthigen Hilfsleiftungen von Seiten 
anderer Perſonen entfernt werden, iſt mit ein bis fehs Jahr Arbeitshaus zu 
belegen, wenn die Verheimlihung u. ſ. w. 


N. 
Artikel 125. 
fiehe die Beilage diefes Protocolls unter A. 


Artifel 137. 


bleibt unverändert. 
Artifel 138. 


wie Seite 103 des Deputationsberichts vorgefchlagen: 


Artikel 139. 
bleibt unverändert, 
Artifel 140. 
Derjenige, der ſich einer Perfon in der Abſicht, fie zu der Befriedigung 
des Gefchlechtsrriebes zu mißbrauchen oder mißbrauchen zu laffen, mit Gewalt 
oder Lift bemächrige, wird mit Gefängniß-oder Arbeitshausftrafe bis zu Einen 
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Jahre belegt. Hat derſelbe die entfuͤhrte Perfon auſſer Stand geſetzt, den 
hürgerfihen Schug anzurufen, fo trifft ihm ein= bis zweijährige Zuchthaus: 
frafe zweiten Grades, und im Fall der beabfichtigte Entzwec wirklich erreicht 
morden ift, zwei: bis vierjährige Zuchthausftrafe deffelben Grades. 


Artikel 141. 
Mit ein» bis dreijähriger Gefängnißftrafe u. f. w. 


Artifel 142. 

Bern in derfelben Abficht eine unmündige jedoch über 14 Jahr alte — — 
in erften Falle mit zwei bis fehs Monaten und im zweiten mit vier bis acht Mo: 
naten Gefängniß zu beftrafen. - Die unter gleichen Verhaͤltniſſen erfolgte Entfüh: 
rung einer unverheiratheten mündigen Frauensperfon ift an dem Entführer und 
vr Entführten mit zwei bis 4 Monaten Gefängniß zu ahnden. 

Artikel 143 — 148. 
Neben unveraͤndert. 


Ne 45. | 
Zu Rap. VI. des fpeciellen Theils des Eriminalgefegbuchs. 


Einer Hohen Kammer beehrt fih der Unterzeichnete folgende Abänderungs- 
verfhläge zu hochgeneigter Prüfung vorzulegen : 
A. In Betreff der Elaffification, 
a.) daß bie 99. 140—145. von der Entführung, 
149 —151. von der Nothzucht, 
152—154. von der Unzuche,! 
unter Kap. XVII. von Verlegungen der Sitrlichkeit, 
b.) $$. 155. 156. „Raub“ unter Kap. XII. von Diebftahl und Der: 
untrauung, 
c.) der $. 141. erwaͤhnte Fall, wenn eine Ehefrau ſich entführen läßt 
unter Kap. KU. „von Verleungen der ehelichen Treue” und nament: 
lich zu $. 207. „böslihe Werlaffung eines Ehegatten”, vertiefen 
werden möchten, ; 
B. In Betreff der Strafe, 


a.) daß $. 159. die fetten Worte: „Snsbefondere trifft dieſe Strafe 
Aeltern — zur Ehe genoͤthiget haben“ in Wegfall gebracht, 
34* 
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b.) bei $. 160. Hingegen nach den Schlußworten der Zuſatz gemacht 
werden möge: 
„Jedenfalls ift der Bedroher zu einer dem bedrohten Gute ange: 


meffenen Caution anzuhalten und unter firenge  Pofizeiauffiche zu 
ſtellen.“ 


C. In Betreff des richterlichen Verfahrens 
wünfchte ich nad) den Schlußworten der $. 146. folgenden Zufaß: 
„die gefegliche-Beftrafung der Entführten aber in dem Falle, wenn 
die dadurch in iheen Rechten verlegten Perfonen derſelben aus: 
druͤcklich verzeihe, nicht zu vollſtrecken.“ 
D. Großmann. 
M 46. 
“ Amendements zum 140, und 142. Artikel des Eriminalgefeg- Entwurfs. 
Artikel 140. | 
Entführung. 

Derjenige, der fih einer Perfon im der. Abficht fie zu der Befriedigung 
des Gefchlechtstriebes zu mißbrauchen oder mißbrauchen zu laffen, mit Gewalt 
oder Lift bemächtigt, wird mit Gefängniß oder Arbeitshausftrafe bis zu Ei- 
nem Jahre belegt. Hat derfelbe die entführte Perfon auffer Stand geſetzt, 
den bürgerlichen Schug anzurufen, fo trifft ihm ein= bis zweijährige Zucht: 
hausftrafe zweiten Grades, und im Fall der beabfichtigte Entzweck wirklich er: 
veicht worden ift, zwei= bis vierjährige Zuchthausftrafe deffelben Grades. 


Zu Artifel 142. 

Mein Antrag geht zunächft darauf, den ganzen Artikel hier in- Wegfall zu 
bringen. Denn man fann es feine Verlegung der perfönlichen Freiheit nennen, 
wenn Jemand mit einer Perfon, welche in den Jahren ſteht, wo fie einwilligen 
Fann und welche wirflid eingewilliget hat, auf und davon geht.— 

Für den Fall nun, daß die Kammer diefe Anfiche cheilt, trage ich darauf 
an, daß ein Theil vom Inhalte des 142. Art. bei Art. 207. und ein anderer 
Theil hinter Art. 301. eingefchaltet werde. 


Artikel 207. 
würde nun folgendergeftalt lauten: 


Mer feinen Ehegatten — zwei Monaten zu beftrafen. Gleiche 
Strafe trifft die Mannsperfon, welche eine unter den angegebenen Umftänden 
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von ihrem Ehemanne entweichende Frau in unfeufcher Abficht begleitet, oder bei 
ih aufnimmt. 
Artifel 301. 
Wenn Jemand, um feine Lüfte zu befriedigen — — verſchwiegen oder 
abgeleugnet haben. 
Artifel 301b. 


Wenn eine noch im Alterlihen Haufe lebende unmündige, jedoch über 14 
Jahr alte Frauensperfon freiwillig, aber wider den Willen ihrer Eltern, mit 
aner Mannsperfon in der Abficht unfeufchen Umgang mit derfelben zu pflegen 
entweicht, ſo ift die Srauensperfon mit 1 bis 3 wöchenrlichem, die Mannsper- 
fon mit 1 bis 3 monatlichem Gefängniß zu beftrafen. Es ift jedoch bei den 
in dieſem und dem vorhergehenden Artikel erwähnten Vergehungen eine Unter: 
fuhurg nur auf Anzeige der Verführten oder ihrer Eltern, welche diefe auch 
argen deren Willen zu erheben berechtigt find, anzuftellen. 


Günther. 
N 47. | 
Anträge zu Cap. VI. des zweiten Theild des Criminalgeſetzbuchs. 
1. 


Im Art. 142. wuͤnſche ich die Strafe, in dem Falle, wo die Entführung 
on einer unverheiratheten Frauensperfon begangen wird, 


auf 2—6 Monate Gefängniß erhöht zu fehen. 


2. 


Im Art. 145. beantrage ich, jedoch nur eventuell und für den Fall, daß 
win Antrag zu Art. 142. niche angenommen werben follte, die Strafe für 
n Entführer 

auf 2 bis 4 Monate Gefängniß herabzufegen. 


3. 
Die im Arc. 146. enthaltene Ausnahme dürfte auch anf Art. 143. ju 
iſtrecken feyn. 
4. 
Im Art. 150. wuͤnſche ich die Faffung angenommen zu fehen, welche die 
Deputation der zweiten Kammer Seite 103 ihres Berichts vorgefchlagen har. 
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5. 
Am Art. 155. wuͤnſche ih 


a.) bei dem Puncte 1. geſetzt zu fehen: im Geiftesgerrüttung oder ein: 
gewiß oder wahrſcheinlich unheilbare Krankheit u. f. w. 


b.) bei dem Falle unter 4. die Strafe auf 8 bis 15 Jahre Zuchrhaus 
erften Grades befimmt zu fehen. 
6. 


Bei Art. 157. wuͤnſche ih am Schluſſe der Faſſung der Deputation die 
Hinzufügung der Worte: 


Ward mit Mord oder Brandftiftung gebroßt, fo ift mindeftens auf 
ein Jahr Arbeitshausftrafe zu erfennen. 


Emft Friedrich Hartz. 


24b. 
An demfelben Tage 
(In geheimer Sitzung.) 
Gegempärtig find: 
Se. Excellenz Herr Staatsminifter von Könnerik. 
Herr Geheimer Juſtizrath D. Groff. 


Nachdem ſich die Zußörer von den Galerien entfernt haben, wird im Beiſeyn 
von 35 Mitgliedern der erften Kammer, 


. 79b. 
Fortgefegte Beratung des Eriminalgefegbudye. 
in der Berathung des Eriminalgefegbuchs fortgefahren. 
Zu den hier vorliegenden Artifeln 149. bis 154. hat zuvoͤrderſt Her 
D. Großmann, laut der Beilage des heutigen öffentlichen Protocolls unter 45. 


den generellen Antrag gemacht, dieſe Artifel in das von. der Verlegung da 
öffentlichen Sitrlichfeit handelnde Cap. XVII. zu fielen. 
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Zur Unterftügung diefes Antrags werden in der Hauptfache die bereits bei 
Art. 140 — 145. angegebenen Gründe wiederholt, er erlangt indeffen die 
nöthige Unterftügung nicht, und Fann man fonach fofort zu 

Art. 149. übergehen. 

Herr von Polenz findet die hier beſtimmte Strafe infonderheit im Der: 
gleiche zu dem, was Art. 152. disponire, zu hart, zumal da die Möglichkeit, 
daß eine einzelne Perfon ohne fremde Hülfe Nothzucht verüben koͤnne, noch 
{che zweifelhaft ſey, und der Artifel Leiche falfcbe Denunciationen hervorrufen 
koͤnne. Sein Antrag, die Strafe auf das im Art. 152. beftimmt Maas 
von 2 — 5 Jahren Zuchthaus erften Grades herabzuſetzen, finder indeffen Feine 
Vevorwortung und wird der Artikel unverändert, 

mit 30 Stimmen gegen 5, 
angenommen, nachdem noch Herr von Carlowitz erflärt hat, wie er zwar, in 
der Meberzeugung, daß er damit nicht durcdhfommen werde, ein Separatvotum 
abzugeben unterlaffen habe, jedoch nicht umhin Fönne, gegen alle Artifel 149. 
bis 153. zw flimmen, da er die darin beftimmten Strafen insgefammt zu 
mild finde. 

Für 

Art. 150. hat Unterzeichneter die von der Deputation der zweiten Kammer 
Seite 103 ihres Berichts beantragte Faffung laut der Beilage des heutigen 
öffentlichen Protocolls Mr. 47. vorgefchlagen, und die Deputation erflärt ſich 
hiermit einverftanden, wuͤnſcht jedoch um mehrerer Deurlichfeit willen in jene 
Faffung Zeile 1 nad dem Worte „welcher“ die Worte: 

auf die vorftchend befchriebene Weife 
eingefchalter zu fehen. 

Herr Staatsminifter von Könnerig und Unterzeichneter find damit einver: 
ftanden, und wird Art. 150. in folder Maafe, 

mit 34 Stimmen gegen 1, 
angenommen. 
Dem 
Art. 151. wuͤnſcht die Deputation noch das Citat Art. 150. inferire zu 
ſehen. Dieß wird 
einſtimmig, 
der Artikel ſelbſt aber, 
mit 34 Stimmen gegen 1, 
genehmigt. 
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Bei 
Art. 152. wird 
einftimmig 
beſchloſſen, in dem erften Falle das Minimum der Zuchthausftrafe nach dem 
Vorſchlage der Deputation auf Ein Jahr feftzuftellen. 

Eben fo ift.man damit einverftanden, dem Wunfche der Deputation der 
äweiten Kammer Seite 103 ihres Berichts gemäs, im der letzten Zeile des 
Artikels das Wort „Zuchthausarbeit” mit „Zuchthausſtrafe“ zu vertaufchen, 
und wird mit diefen Abänderungen der Art. 152, 

von 34 Stimmen gegen 1, 
angenommen. 
Die von der Deputation Seite 105 und 106 ihres Berichts zu 

Art. 153. gemachten beiden Anträge unter a. und b. werden 

einffimmig 
genehmigt, umd ift man mit 

Herrn Staatsminifter von Könnerig darüber einverftanden, daß in Folge 
des Antrags der Deputarion unter a. aus Zeile 1 und 2 der Faffung des Ge- 
fe : Entwurfs die Worte „oder zur widernatuͤrlichen Befriedigung des Ge 
ſchlechtstriebes“ wegfallen müffen. u 

Mit diefen Abänderungen wird ber Art. 153. ſelbſt, 

von 34 Stimmen gegen 1, 
angenommen. 
Eudlich fol aus 

Art. 154. nah dem Worſchlage der Deputation die Anziehung des Art. 

153. wegfallen, und es wird. dieß, fo wie der Artikel felbft, 

einftimmig 
angenommen, fodann aber die geheime Sitzung wieder aufgehoben, nachdem 
vorher noch beſchloſſen worden ift, das darüber aufzunchmende Protocol mer: 
gen in öffentlicher Sigung zu verlefen. 

Die Faſſung der in diefer geheimen Berathung angenommenen Artikel enc- 
hält die Beilage O. 

Aufgezeichnet von 


Ernft Guſtav von Gersdorf. Ernſt Friedrich Hars, 
Curt Robert Freih. von Welck. Secr. d. LK. 
Gottlob Friedrich v. Thielau. 
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©. 


Artikel 149. 
bleibt unverändert. 
Art. 150. 
Gleiche Strafe fat derjenige verwirft, welcher auf die vorſtehend befchrie: 
bene Weife eine Frauens- oder Mannsperfon jur naturwidrigen Befriedigung 
des Gefchlechtstricbes mißbraucht. 


Wenn mehrere — — nad Art. 149. und 150. verwirkte Strafe 
u. f. w. 
| Art. 152. 
Wer - — — — diſt mit Zuchthausſtrafe zweiten Grabes von 


Einem bis zu Zwei Jahren zu belegen, u. f. w. 


Art. 153. 


Diejenigen , welche Kinder wetter 12 Jahren zum Beifchlafe mißbrauchen 
oder fonft zur Aufreizung oder Befriedigung des Geſchlechtstriebes unzüchtige 
Handlungen mit ihnen vornehmen, find mit — — doder iſt daburd deren 
Tod verurfache worden, tritt Arbeitshaus bis Vier Jahr Zuchthaus zweiten 
Grades ein. 

Art. 154. 


Zur Eonfummation der in den Artikeln 149. 150. 151. und 152. auf: 
geführten Verbrechen u. f. w. 


Imweite Abtheilung. 1. Bd. 35 





25. 
Den 10. Januar 1837. 


Gegenwärtig find: 


Se. Excellenz Herr Staatsminifter von Könnerig und 
Herr Geheimer Juſtizrath D. Groſſ, abwechfelnd auch 
Se. Excellen; Herr Staatsminifter von Lindenau und 
Se. Excellenz Herr Staatsminifter von Zezſchwitz. 


Die Verfammlung, beftchend aus 34 Mitgliedern der erften Kammer,. ge 
nehmigt die über die geftrige Öffentliche und geheime Sitzung aufgenommenen 
Protocolle, und wird derfelben fodann 


‚80. 
| Vortrag aus der Megifirande, 
vorgetragen, daß zur Regiſtrande unter 
Mr. 73. ein Bericht der zweiten Deputation, betreffend das allerhoͤchſte 
Deeret wegen des Staatsfhuldenwefens, eingegangen ſey. Er foll gedruckt 
und zum 13.1. M. auf die Tagesordnung gebracht werden. 
Uebergehend zur 
Tagesordnung, 
geht man 
. 8. 
Fortgefegte Berathung über das Criminalgeſetzbuch. 
in ber Beratung des Eriminalgefesbuchs bei 
Art. 155. fort, indem Herr D. Großmann den laut der Beilage des 


geftrigen Protocolls Mr. 45. gemachten Antrag, die den Raub betreffenden 
Artikel 155. und 156. in das vom Diebftahle und der Veruntrauung han: 


delnde 12te Kapitel zu verfegen, wieder falen läßt, da die Kammer auf die 
fireng logiſche Ordnung der Aufeinanderfolge der einzelnen Verbrechen feinen 
großen Werth zu legen ſcheine. 

Der Art. 155. zerfällt in mehrere einzelne Theile und man nimmt zuwör: 
derft den Eingang deffelben, welcher den Begriff des Raubes giebt, vor. 

Es hat dabei die Deputation Seite 106 ihres Berichts unter a, den 
Antrag gemacht, die Worte „oder an Perfonen —— bringen“ wegzulaffen. 
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Here Geheimer Juſtizrath D. Geoff erffärt, wie ber Regierung ein wefent: 
lihes Bedenken gegen diefen Antrag nicht beigehe, man jedoch, wie die Depu: 
tation der zweiten Kammer. beantragt habe, auch aus Zeile 1 des Artikels bie 
Worte „oder Andere” weglaffen möge, 

Die Deputation nimmt dieß in ihren Antrag mit m und wird foldher 

einſtimmig 
angenommen. 

Der Antrag der Deputation unter b. geht demnaͤchſt dahin, aus Zeile 6 
das Wort „unmittelbar wegzulaffen. 

Herr Geheimer Juſtizrath D. Groff bemerkt, daß dieß hinſichtlich der Be: 
ſtimmungen wegen der ungleichen Theilnahme am Raube eine Undeutlichkeit her- 
vorrufen dürfte, und ſchlaͤgt, zu Beſeitigung des Bedenkens der Deputation 
vor, den Schluß des Einleitungsfages im Artifel fo zu faffen: 

‚ober bei Ausführung. eines ſolchen Verbrechens ſich gleicher Theilnahme 
ſchuldig machen, find u. f. w. 

Die Deputarion erflärt ſich einverftanden und hierdurch ihr Bedenken ge: 
hoben, und wird diefe Faffung 

unanim 
genehmigt. 

Bei dem mit 1. bezeichneten Puncte des Artifels liegt nah Seite 107 
des Berihts der Deputation ein Gutachten der Majorität diefer letztern und 
ein Separatvotum Sr. Königlichen Hoheit des Prinzen Johann vor, es hat 
auch Unterzeichneter laut der Beilage 47. des geftrigen Protocolls einen An: 
frag geftellt. 

Was nun zuvoͤrderſt das Separatvotum des Herrn Meferenten anlangt, fo 
geht es dahin, den Raub nur da mit dem Tode zu beftrafen, wo ein Mord 
damit verbunden ift. Zur Unterftägung führt der’ Herr Antragfteler an: Die 
Ausdehnung der Todesftrafe auf andere Fälle des Raubes, auffer dem Raub: 
morde, fen zuvoͤrderſt a) zweifelhaft aus dem Gefichtspuncte des Nechts, indem 
die höchfte Strafe auch nur zum Schutze des hoͤchſten Guts, des Lebens der 
Staatsbürger, ohne Bedenken angewendet werden dürfe; fie fen ferner b) ſtaats⸗ 
politiſch nicht zu rechtfertigen, da fie den Raͤuber, wenn er wifle, daß der 
Tod einmal verwirkt fen, veranlaffe, lieber auch den Beraubten zu töbten und 
dadurch den Zeugen feiner That zu entfernen; fie ſey endlich aber auch c) nicht 
gerechtfertigt durch die Veifpiele anderer Staaten, da z. B. Oeſterreich und der. 
Würtembergifche Entwurf zum Theil noch milder feyen, als das Separatvotum 
beabſichtige. Was es aber für einen Eindruf made, wenn die gleichen Theil: 
nehmer am derfelben That in verfchiedenen Staaten zur Unterfuchung Amen 

35” 
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und der Eine hier zum Tode, der Andere dort nur zu Zuchthausftrafe verur: 
theilt werde, das unterliege feinem Zweifel. Uebrigens möge man bebenfen, 
daß die Todesftrafe eine abfolnte fen, die unter 1. aufgeführten Faͤlle des Rau⸗ 
bes aber von fehr verfchiedener Strafbarkeit feyn könnten. 

Dem Separatvoto tritt Heer Domherr D, Günther bei, indem er verfi: 
dert, aus der Maffe älterer Acten, vie er einzufehen Gelegenheit gehabt habe, 
zu der Meberzeugung gelangt zu feyn, daß weit weniger Mäubereien mit Mor: 
den verbunden feyen, ſeit man aufgehört habe, den gewöhnlichen Raub mit 
dem Tode zu beftrafen, und es ſchließt fi) auch 

Herr Bürgermeifter Wehner dem Separatvoto an, jedoch nicht aus dem 
eben angeführten politiſchen Grunde, da der Näuber während der That ſchwer⸗ 
li an deren Folgen denke, fondern weil er die Todesftrafe überhaupt fo viel 
als möglich beſchraͤnkt zu fehen wuͤnſche. 


. Dem Separatvoto werden dagegen auch von mehrern Seiten, infonderheit 
von den Bevollmächtigten der Negierung, vielfache Gründe, entgegen geſetzt. 
So fehr man, bemerken fie, die Tobesftrafe zu befchränfen beabfichtige, fo ſey 
fie doc) bei dem hier vorliegenden Verbrechen nicht zu entbehren, und das um 
fo weniger, da das Verbrechen des Raubes neuerlich weit häufiger vorgekom⸗ 
men fey, als früher, Wolle man die Todesitrafe beim Naube nicht geftatten, 
fo liege auch fein Grund vor, fie bei der Brandſtiftung zujulaffen, und, wie 
fehr auch das Urtheil über die höhere oder geringe Strafbarkeit der einzelnen 
Verbrechen von individuellen Anſichten abhängen möge, fo werde body Jeder 
ſich überzeugen, daß die Aufhebung der Todesftrafe bei allen nicht mir Mord 
verbundenen Fällen des Raubes eine Störung in die Abftufung der Strafe 
bringen müffe, welche dur die Puncte des Art. 155. unter 1. und 5. und 
den Artifel 156. bezweckt werde. 

Dei der Abftimmung wird hierauf der Antrag des — 

mit 25 Stimmen gegen 9, " 

abgelehnt, und gelange man zu dem Gutachten der Deputation, welche ven 
mit Peinigung verbundenen Raub nicht mit dem Tode, fondern, unter Ders 
fegung in den Punct 3., nur mit lebenslaͤnglichem Zuchthauſe beftraft wiffen will. 

Zur Unterftügung wird angeführt: In Fälen bloßer Peinigung Seiten 
der Räuber fey ſchon feit langer Zeit Feine Todesſtrafe mehr vollſtreckt worden, 
fie jetzt wieder in das neue Geſetz aufzunehmen, ſey daher ein unverfennbarer 
Ruͤckſchritt. Die Grade der Peinigung ſeyen fo verſchieden, der ganze Begriff 
der Peinigung fey fo lar, daß man darauf unmöglich die abfolute Strafe des 
Todes ſetzen könne, und wenn die Todesſtrafe doch nur für Mord und die 
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diefem am naͤchſten fommenden Verbrechen zuläffig erfcheine, fo müffe man ſich 
geftehen, daß zwifchen Raub mit Peinigung und Raubmord noch eine Menge 
von frafbaren Handlungen inne lägen, 

Gebe es, ergegnet hierauf Herr von Earlowig, ber ſich hier von der Ans 
ſicht der Majoritaͤt der Deputation trennt, wie er nicht werfennen wolle, fehr 
verfchiedene Grade der Peinigung, fo werde man ihm doch einräumen, daß 
durch einzeine derfelben das ‚Leben des Mäubers als vermirft erſcheine. Für 
diefe nun möge man bie Todesftrafe beibehalten, und erwarten, daß für die 
übrigen die Begnadigung nachhelfe, da, wenn man den gegentheiligen Weg 
wählen wollte, die Todesſtrafe, die das Geſetz nicht ausfpredhe, auch in "dem 
allerſchwerſten Falle nicht nachzubringen fen. 

Bon Herrn Geheimen Juſtizrath D. Groff wird hierauf noch bemerklich 
gemacht, daß für die minder hart zu ſtrafenden Fälle der Art. 156. nachhelfe, 
und daß eigentlich der Tod als Regel für alle Fälle des Raubes aufjuftellen 
wäre, fo daß die Fälle bloßer Zuchthausſtrafe nur die Ausnahme bilden folten. 


Das Gutachten der Majorirär der Deputation wird hierauf, 
von 29 Stimmen gegen 5, 

abgelehnt, der Antrag des 

Unterzeichneten aber genügend unterftügt, nachdem der Antragfteller ange: 
führe hat, wie die Schwierigkeit der Fälung eines ſichern Urtheils über die 
Unheilbarfeit von Geiſteskrankheiten die volle Strafe faſt mie geſtatten würde, 
wenn es bei der Faſſung des Geſetz- Entwurfs bleiben follte. Die Kammer 
habe ſolches bereits durch Annahme eines von Unterzeichnetem zu Art, 127. ges’ 
ftellten Antrags anerkannt. 


Der Vorſchlag des Unterzeichneten findet hierauf, 
mit 30 Stimmen gegen 4, 

Annahme, und kann man, mit Uebergehung des zweiten Puncts im Art. 155. 
da zu demfelben nichts monirt if, ſofort zum dritten Puncte gelangen, bei 
mwelhem 

Here Vürgermeifter Wehner laut der Beilage 48. auf Annahme des von 
der Deputation der zweiten Kammer Seite 103 ihres Berichts vorgefhlage " 
nen Zuſatzes „oder wenn fie zugleich“ u, f. w. angetragen hat. 

Der Herr Antragfteller führt an, wie ihm ein mit naͤchtlichem Einbruche 
oder gewaltfamen Eindringen verbundener Raub mindeftens chen fo ftrafbar 
zu ſeyn ſcheine, als ein mit Waffen unternommener, während er nach der Fafı 
fung des Geſetz Entwurfs nur halb fo hoch zu beflrafen feyn würde, 

Der Vorſchlag wird hierauf ausreichend unterſtuͤtzt, es führt aber der Herr 
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Referent gegen denfelben an, daß das Einfkeigen in ein Haus au beim 
Diebftahle eine Erhöhung der Strafe nicht bewirfe, und daß, wenn biefer 
Vorſchlag angenommen werden follte, für die im Art. 155. unter 4. aufge: 
führte Elaffe des Raubes faft gar kein Fall mehr übrig bleiben würde, 

Der Wehnerſche Antrag wird hierauf, 

mit 18 Stimmen gegen 15, 
abgelehnt, und ſchreitet man zum vierten Puncte des Artifels fort, bei welchem 
Unterzeichneter beantragt hat, die auf 5. bis 10 Fahr Zuchthaus erften Gras 
des beſtimmte Strafe auf 8 bis 15 jahre zu erhöhen, 

Zur Unterftügung führt Unterzeichneter an, wie die Deputation felbft im 
allgemeinen Theile ihres Berichts den Grundſatz aufgeftellt habe, daß man bei 
Beftimmung der Strafen von den jetzt beftehenden nicht zu ſchnell und zu weit 
abgehen müffe. Ein folder Sprung liege aber hier vor, da das Verbre— 
den, was: hier im Minimo mit 5 Jahren Zuchthaus belegt werde, ben 
bisherigen Gefegen nach unbedingt mit dem Tode zu beftrafen gemefen fen. 
Ueberbieß feine eine fo geringe Strafe der Schwere und Gefährlichkeit des 
Verbrechens Feinesweges angemeffen, und es werde ein richtiges Verhaͤltniß der 
Strafe mit den Puncten des Art. 155. unter 1. 2. und 3. und mit Art, 156. 
erft durch den gemachten Vorſchlag hergeftellt. 

Nachdem hierauf der Antrag zahlreich unterſtuͤtzt worden iſt, erflärt ſich 
Se. Königl Hoheit Prinz Johann gegen denfelben, indem er die Harmonie 
der Strafbeftimmungen des Geſetzes ſtoͤre, welches Gewalt gegen Perfonen in 
der Regel nur hoͤchſtens mit 10 Jahren Zuchthaus belege. Dieß ſey z. B. der 
Fall bei der Norhzucht, wo ein weit höheres Gut verloren gehe, als beim Raube, 
ferner bei den Anſtiftern gewaltthätigen Aufruhre, bei der Vergiftung öffentlich) 
verfäufliher Waaren, bei Diebftapl mit Gebrauch der Waffen und dergl. mehr. 

Diefer Anſicht ſtimmt Herr D. Großmann bei, indem er bemerft, daß es, 
wenn die Beftimmung der Strafe den Ausdrud der oͤffentlichen Schägung der 
Verbrechen enthalte, unwuͤrdig fey, durd härtere Beſtrafung des Naubes als 
der Nothzucht auszufprechen, wie man den Schutz des Eigenthums höher ftelle, 
als den der Zucht, Sittlichkeit und Ehre. 

Herr Domherr D. Günther findet zwar eine Erhöhung des Minimi der 
Strafe nicht zuläffig, da es allerdings Fälle des Raubes gebe, wo 5 Jahr 
Zuchthaus eine völlig ausreichende Strafe fegen, er glaubt aber eine Erhöhung 
des Marimi für angemeffen erachten zu muͤſſen und ſchlaͤgt vor, blos den diefe 
Erhöhung auf 15 Jahre bezweckenden Theil des Hartziſchen Antrags anzu— 
nehmen. 
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Diefer', als cin Sousamendement zu betrachtender, Vorſchlag wird zahl: 
reich unterftüge und, 
von 22 Stimmen gegen 12 
angenommen, dagegen der übrige Theil bes Antrags des Untergeichneten, 
von 24 Stimmen gegen 10, 
abgelehnt, fodann aber der Art. 155., wie er fih nunmehr geftaltet hat, 
mit 31 Stimmen gegen 3, 
genchmigt. 
Hierauf erlangen 
Art. 156. nah der Seite 108 des Beriche⸗ zu findenden Faſſung der 
Deputation und 
Art. 156 b. nach der Faſſung der Depuarn Seite 109 ohme weitere 
Discuffion 
einflimmige 
Annahme, und gelangt man zu 
Art. 157., für welchen eine andere Faffung der Deputation, ein Vor— 
ſchlag Sr. Königl. Hph. des Prinzen Johann und ein Antrag des Unterzeich- 
neten vorliegen. 

Der Vorſchlag Sr. Königl. Hoh. des Prinzen Johann ift ein eventueller, 
für den, nun allerdings eingetretenen, Fall, daß das Separatvotum zu Art. 155. 
nicht angenommen werben follte. Er hat den Zweck, daß bei der Erpreffung 
nur dann Todesftrafe eintreten fol, wenn Jemand dabei getoͤdtet worben ift. 

Der Herr Antragfteller verweifer auf die bereits zur Unterftügung feines 
Separatvori angeführten Gründe, und macht noch bemerflich, daß bei der Sel— 
tenheit des Verbrechens der Erpreffung politiſche Gründe, wie.fie bei Gelegen: 
heit des Naubes gegen fein Separatvotum geltend gemacht worden ſeyen, hier 
mindeftens nicht Plag greifen würden. 

Der Antrag wird indeffen nad) erfolgter Unterftügung, 

mit 23 Stimmen gegen 11, 
abgelehnt, die Faffung der Deputation aber Seite 109 und 110 ihres Be— 
richts, vorbehaͤltlich des von Unterzeichnetem geftellten Antrags, 

mir 33 Stimmen gegen 1, 
angenommen. 

Diefer Antrag des Unterzeichneten finder ſich in der Beilage des geflrigen 
Protocolls Nr. 47. und geht dahin, am Schluffe der Faſſung der Deputa- 
tion die Worte beizufügen: 

Ward mit Mord oder Brandfliftung gedroht, fo ift mindeftens auf 
Ein Jahr Arbeitshausftrafe zu erkennen. 
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Unterzeichneter führt an, wie er zwar bamit nicht einverftanben feyn Fönne, 
daß die Deputation der zweiten Kammer die Bedrohung mit Mord oder Brand 
gleih dem Maube ftrafen wolle, wie es ihm jedoch eben fo wenig paffend er: 
febeine, die Bedrohung mit diefen Uebeln der Bedrohung mit Verleumdungen, 
Klagen und Denunciationen gleich zu flelen, wie dieß die Faffung der Depus 
tation bewirfe. 

Der Erfolg diefer Faſſung gehe nun dahin, daß die Erpreffung mit Mord 
und Brand, wenn der Gegenftand nicht über 10 Thle. — — betrage, hoͤch— 
ftens mit 3 Monaten Gefängnig würde beftraft werden fönnen. Mur ſolchem 
Uebeljtande fole der Antrag abhelfen, und das hier vorliegende Vergehen fo 
ftellen, daß es im Minimo mindeftens mit 1. Jahre Arbeitshaus, alfo wie ein 
einfacher Diebflahl von mehr als 50 Thle. — —, beftraft werden muͤſſe. 

Der Antrag wird hierauf zahlreich unterflügt, fo wie auch ein Unteramen: 
dement Sr. Königl. Hoheit des Prinzen Johann, nach welchen das Minimum 
auf 6 Monate Arbeitshaus normirt werden foll, Die erforderliche Fuͤrſprache 
erlangt. 

Bei der Abftimmung finder indeffen ber Antrag des Unterzeichnesen ohne 
Abänderung, 

mit 26 Stimmen gegen 8, 
Annahme,- wodurd fi das Sousamendement erledigt, 

Der Artikel felbft iſt bereits bei der Abftimmung über den Vorſchlag der 
Deputation angenommen worben. 


Zum 
Art. 158. ift von feiner Seite Etwas bemerkt worden. Er wird unverändert 
einhellig 
angenommen. 


Zu 

Art. 159. hat Herr D. Großmann laut der Beilage des gefirigen Protos 
colls Mr. 45. darauf angetragen, den Schluß der Faflung von den Worten 
an: „Insbeſondere trifft” wegzulaffen. 

Er findet diefen Zufag weder nöthig, noch gerecht, noch der Gefekgebungs: 
polieif entfprechend; nicht nöthig, theils weil Die von dem Aeltern ıc. angewen: 
deten Mittel entweder erlaubte, alfo nicht zw firafende fegen, oder in wirkliche 
Vergehungen anderer Art übergiengen, theils weil die erpwungene Ehe entweder 
gut ausfalle, wo der Erfolg den Zwang rechtfertige, oder weil im Falle einer 
unglüclichen Ehe die Aeltern zc, durch Unfrieven und Scheidung genug gejtraft 
würden. Nicht gerecht fey der Zuſatz, da bei eltern eine böfe Abſicht nicht 
zu vermuthen ftche, fie vielmehr in der Regel nur aus Irrthum, Thorheit und 
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Siehe zu ihren Kindern fehlten. Für unpolitiſch endlich müffe er den Zuſatz 
haften, weil ee das Anfehen der Aeltern gegen ihre Kinder gefährbe, was um 
fo mehr der Fall feg, wenn man erwäge, neben welchen großen und ſchaͤndli— 
hen Verbrechen hier der Aiterliche Zwang aufgeführt werde. Der Zuſatz ent 
halte eine unzuläffige Erweiterung des Criminalgebiers und ſey um fo bedenf: 
liher, da er nur gegen den phufifchen Zwang geltend gemacht werden fönne, 
während der, oft weit härtere, moraliſche JZwang, der namentlich in den höhern 
und hoͤchſten Ständen vorfomme, ungeftraft bleiben werde, 

Herr von Earlowig und Herr Amtshauptmann von Weld treten dem Ans 
trage, nachdem bderfelbe genügend unterſtuͤtzt worden ift, in ſoweit bei, als fie 
in dem angefochtenen Jufage nur eine Eremplification finden, die unbedenklich 
wegfallen könne, ohne daß dadurch die Sache feldft, die ſchon die erfte Hälfte 
des Artikels treffe, alterirt werde, 

Anderer Anficht find indeffen mehrere andere Kammermitglieder. Insbeſon⸗ 
dere bemerkt Se. Königl. Hoheit Prinz Johann: Der Zufat bleibe nörhig, denn 
der angewendete Zwang fönne ein fehr verwerflicher und ftrafbarer feyn, ohne 
deshalb gerade in ein anderes Verbrechen auszuarten, die Triebfedern der Aeltern, 
melde ihre Kinder zur Eingehung von Ehen zwängen, ſeyen nicht immer zu 
entſchuldigen, denn häufig wirfe Eigennutz mit, umd er halte es nicht für das 
richtige Mittel, das Alterliche Anfehen aufrecht zu halten, wenn man deffen Miß— 
brauch ſchuͤtze. Daß das Geſetz den moralifchen Zwang nicht erreichen werde, 
fey leider wahr, allein wenn man ein Vergehen nicht zu hindern vermöge, liege 
hierinn noch fein Grund, auc ein jweites zuzulaffen. Wo es einmal zur Ruͤge 
zwiſchen Kindern und Aeltern komme, da fey ein zartes Verhaͤltniß nicht mehr 
vorhanden, das Schonung erheifche, und der Zufag fey offenbar im Intereſſe 
der Heiligkeit der Ehen. 

Sey auch, bemerft demnaͤchſt Herr D. Groff, der in Frage fichende Sag 
nur eine Eremplification, fo koͤnne die Sache felbft doch nicht entbehrt werden, 
da man den Kindern Schutz gegen Mißhandlungen und Ungerechtigkeiten ihrer 
Aeltern, wie dergleichen wohl vorfämen, nicht entziehen dürfe. 

MNachdem noch Here Staatsminifter von Könnerig angeführt hat, wie die 
Eremplification daher fomme, weil der Gegenftand des Zufages in manchen 
Geſetzbuͤchern als ein befonderes Vergehen behandelt werde, und wie die An: 
nahme des Großmannfchen Antrags leicht die irrige Anficht erregen Fönnte, als 
hätte die Kammer nicht blos die Eremplification fondern auch die Sache felbft 
befeitigen wollen, erflärt 

Here Amtshauptmann Freierr von Biedermann: wie er bem Großmann: 
fen Antrage nur damn beizutreten im Stande feyn würde, wenn der Zufag 
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mindeftens in foweit ftchen bliebe, als er Vormuͤnder betrifft, ſonach nur. bi 

Worte „Aeltern, Pflegeältern und” fo wie die Worte „Kinder, Pflegefind 

oder“ weggelaffen würden. 

Herr D. Großmann erflärt ſich hiermit einverflanden und ändert dem ges 

mäs feinen Antrag ab, es wird folder indeffen bei der Abftimmung, | 
von 29 Stimmen gegen 5, ’ 

abgelehnt, und fodann Art. 159. felbft unverändert, 
mit 32 Stimmen gegen 2, 

angenommen. 


Zu 

Art. 160. hat die Deputation Seite 110 ihres Berichts unter a. b. und 
.e., drei Anträge gemacht. Gegen den britten berfelben erinnert Herr Geh, Ju⸗ 
ſtizrath D. Groff, daß dem Verbrechen der Bedrohung die. Strafe des Zucht⸗ 
haufes im Marimo weit angemeffener feine, als die von der Deputation vors 
gefihlagene des Arbeitshaufes, es werden indeffen die Anträge unter a. und b. 

einftimmig, 
der unter 6. 

von 33 Stimmen gegen 1, 
und die von der Deputation vorgefchlagene Zaffung wiederum 

einftimmig 
angenommen. 

Laut der Beilage des geftrigen Protocols Mum. 45. hat bemhächft noch 
Here D. Großmann auf einen am Schluffe beiufügenden Zuſatz des Inhalts 
angetragen : 

ebenfalls ift der Bedroher zu einer dem: bebrohten Gute angemeffenen 
Eaution anzuhalten und unter firenge Polizeiaufficht zu ftellen. 

Diefer Antrag wird, nachdem fih Herr D. Großmann auf die Morhwen: 
digkeit, den Bedroheten ficher zu fielen, und auf das Urtheil Mittermeiers über 
die Nothwendigkeit einer ſolchen Sicherſtellung bezogen hat, ausreichend unter: 
ftügt, es werden aber fodann gegen benfelben von mehrern Seiten die Bedenfen 
geltend gemacht, daß eine Worſchrift diefer Art polizeilicher Natur ſey und nicht 
in das Gebiet des Criminalrechts gehöre, daß eime polizeiliche Aufficht, wenn 
fie nicht in Einferferung oder ficter Begleitung durch einen Auffeher beftche, 
den gewuͤnſchten Schuß nicht gewähren könne, und baf endlich eine Eaution, 
und wäre es auch nur eine buͤrgſchaftliche, von den wenigften Verbrechern zu 
erlangen ſeyn werde. 

Als Ausfunftemitsel macht endlich der Herr Meferent ven Vorſchlag: 

Man möge in der Schrift die Regierung erfuchen, zu erwägen, wis 
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ber Bedrohete, nach von Seiten des Bedrohers verbäßten Strafe, ge 
gen Letztern ficher geftellt. werden könne. 

Herr D. Großmann erklärt ſich durch dieſen Vorſchlag befriedigt, welcher 
dann auch unterftügt und 

einffimmig 
angenommen wird. 

Hiernähft komme num der Vorſchlag in Erinnerung, welchen laut Proto- 
colls vom 5. I. M. bei Gelegenheit der Berathung über Art. 110. die Depu⸗ 
tation zum Aufnahme eines Zufagparagraphen 

Art. +60 b. gemacht hat, deffen Inhalt die Strafe der Störung des Hauss 
friedens enthalten fol. 

Er wird vorgetragen, und babei von Herrn Domherrn D. Günther bes 
merft, wie darinn der Fall unberücfichtigt gelaffen worden fey, wenn Jemand 
jwar ohne Nechtsverlegung in das Haus eines Andern eingebe, jedoch wider: 
rechtlich in demfelben verbliebe, wie dieß bei ungeftümen Gläubigern wohl vor= 
jufommen pflege. Er ſchlage deshalb vor, nad dem Worte „eindringt“ die 
Worte: 

ober wider deſſen ausdrüclich erflärten Willen darin vermeilt 
einzufchalten. 

Die. wird unterftägt und ſodann von Herrn Staatsminifter von Könnerig 
bemerkt: Man habe im Geſetz-Entwurfe die Störung des Hausfriedens nicht 
befonders erwähnt, weil man der Anficht gewefen fen, daß fie nicht leicht als 
felbftftändiges Verbrechen vorfommen, fondern ſtets mit Ehrenkraͤnkung, Noͤ— 
thigung, Eoncuffion oder dergleichen verbunden feyn werde. Wolle mar in: 
deffen einen befondern Artifel aufnehmen, fo fiche dem Fein wefentliches Beben: 
fen entgegen, und werde folchen Falls der von Herrn Domherrn D. Tune 
vorgefchlagene Zufa allerdings ſehr norhwendig feyn. 

Hierauf findet der vorgefchlagene Zuſatzartikel mit der Einſchaltung des 
Herrn D. Günther 

einftimmige 
Annahme, und ift num nur noch 

Art. 160c. übrig, welcher von der Deputation Seite 111 ihres Berichts 
vorgefblagen und dafelbft mit 160b. bezeichnet worden ift. 

Da der darinn angezogene Art. 283 b. noch nicht angenommen worden ift, 
fo behält man ſich vor, falls diefe Annahme nicht erfolgen follte, eine andere 
Nummer in die Faffung einzutragen, und wird fobann der Artikel 

einftimmig 
angenommen. 
36” 
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Schluͤßlich gedenkt Se. Königl. Hoheit Prinz Johann noch, mie ſich nun: 
mehr durch Annahme des Art. 157. der im Protocolle vom 49. December 
v. J. bei Art. 48. gemachte Vorbehalt erledigt habe, und wird ſodann bie 
Sitzung wegen Ablaufs der Zeit aufgehoben. 

Die Faffung der heute angenommenen Artikel enthält die Beilage sub P., 
die Tagesordnung für morgen bildet die Fortfegung der heutigen Berathung. | 

Vorſtehendes zeichnete anher auf Sf 

Ernft Guſtav von Gersdorf. Ernft Sriedrih Hark, 
Paul Auguft Ritterſtaͤdt. S. d. L K. 
Carl Ludwig Schill. 


P. 
Artikel 155. 

Diejenigen welche, um fi fremdes — — Bedrohen oder bei ber 
Ausführung eines ſolchen Verbrechens ſich gleicher Theilnahme ſchuldig machen, 
find nach folgenden Beftimmungen zu beftrafen:s — — oder durch die ver: 
übte Gewalt in Geiftesgerrüstung oder eine gewiß oder wahrſcheinlich unheilbare 
Krankheit des Körpers — — verſehen haben: 


4.) bei dem Nichtvorhandenſeyn der vorangegebenen. erfchwerenden Um— 
fände mit fuͤnf-⸗ bis funfzehnjaͤhrigem Zuchthaufe erfien Grades. 
Artikel 156, 
wie Seite 108 bes Deputationsberichts. 


Artikel 156b. 
wie Seite 109 des Deputationsberichts. 


Artifel 157. 


(nad Seite 109 und 110 bes Deputationsberihts.) 
er verübt worden if. Ward mit Mord oder Brandftif: 
tung gedroht, fo iſt mindeftens auf Ein Jahr Arbeitshausftwafe zu erfennen. 
Artikel 158, 159. 
bleiben unverändert. 


Artifel 160. 
wie Seite 110 des Berichte. 
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Wer in eines Andern Wohnung oder dazu gehörigen geſchloßnen Bezirk 
widerrechtlich eindringt, ober wider beffen ausbrüdlich erflärten Willen darinn 
verweilt, fol wegen Störung des Hausfriebens auf Antrag des DBerheiligten 
mit Gefängniß bis zu ſechs Wochen beftraft werben. Haben fich mehrere Per: 
fonen zur Veruͤbung einer folchen Handlung zufantmengerottet, fo Fann bie 
Strafe bei den Anftiftern und Anführer bis auf fechs Monate, bei den übrigen 
Teilnehmern bis auf drei Monate Gefängniß fleigen. (vergl. jedoch Art. 110.) . 


Artifel 160e. 
wie Art. 160b. Seite 111 bes Deputationsberihts, 


M 48, 


Zu Artifel 155. 
Der Unterzeichnete beantragt zu Me, 3. 


den in dem Deputationsgutachten der weiten Kammer — 
Zuſatz S. 108 aufzunehmen. 


Zu Artikel 163. 


den Wegfall der Worte, in der erſten Zeile: 
an menſchlichen Wohnungen, 
Wehner. 


I 49. 
Amendement Sr. Königl. Hoheit des Prinzen — 


Zu Artikel 157. 


Eventueller Vorſchlag, wenn mein Separatvotum zu Art. 155 nicht ans 
genommen wird. 
Am. Schluffe beizufügen: 
„Die Todesftrafe tritt jedoch nur dann ein, wenn jemand dabei ge: 
toͤdtet worben if, in den übrigen Art. 155. unter 1. gedachten Fällen 
findet lebenslängliche Zuchthausſtrafe ſtatt.“ 


t> 
-t 
to 


26, | 
Den 11. Santar 1837. 


Gegenwärtig find: 


Se. Eprelen; Herr Staatsminifter von Könnerig, 
Herr Geheimer Juſtizrath D. Groff. 


Die Verfammlung befteht aus 35 Mitgliedern der erſten Kammer. 

Sie genehmigte das über die geffeige Sigung aufgenommene Protocol 
nebft Faffungen, und man muß die entfichende Frage, ob es nicht zwecmaͤ⸗ 
fig ſeyn würde, im Art. 160 b. nad) den Worten „oder wider deffen aus: 
druͤcklich erflärten Willen“ das Wort „widerrechtlich“ einzufchalterr, auf fich 
beruhen laffen, da die Faffung in der Maafe, wie fie beim Protocolle ange: 
. geben, geftern wirflih genehmigt worden ift. 

Nachdem hierauf noch vor Gr. Königlichen Hoheit dem Prinzen Johann 
das Präfivium erfucht worden ift, die Benennung eines Königlichen Commif: 
fars wegen des Geſetzes die Erwerbung von Bauergrundſtuͤcken betreffend zu 
veranlaffen, gelangt man fofort zur 


Tagesordnung, 
und fomit 
82. 
Fortgefeßte Berathung über das Criminalgeſetzbuch. 
zur fernerweiten Berathung des Criminalgeſetzbuchs. 

Man iſt dabei geſtern bis zum ſiebenten Kapitel gelangt und beginnt 

heute mit dem ſehr wichtigen 
Art. 161., welcher in verſchiedene Theile zerfaͤllt. 

Anlangend den Eingang ‚bes Artikels, welcher den Begriff der Brand: 
ftiftung enthält, fo hat Unterzeichneter laut der Beilage diefes Protocolls unter 
50. darauf angefragen, die von ber Deputation der zweiten Kammer Seite 
111 des Berichts derfelben vorgefchlagene Faſſung anzunehmen. 

Wie fih nun die Herren Regierungsbevollmaͤchtigten damit einverfianden 
erflären, fo ift au die Majorität der Deputarion, welche dagegen ihren, 
Seite 111 gemachten, Vorſchlag unter‘a, fallen läßt, für den Antrag des 
Unterzeichneten, Se. Königliche Hoheit Prinz Johann aber glaubt, alle Be: 
denfen am beften befeitige zu fehen, wenn der Anfang des Artifels fo gefaßt 
würde: 
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Wer eine Feuersbrunft in Gebäuden, wo ſich Menſchen aufhalten, 
erregt u. ſ. w. 

Diefer Vorſchlag wird genügend unterſtuͤtzt, es erklaͤren ſich jedoch meh- 
tere Stimmen gegen denfelben. Inſonderheit führt Herr Stastsminifter von 
Könnerig ans Das Geſetz normire die Strafe der Brandfiiftung theils mac) 
dem Object, an welchem das Verbrechen begangen werde, theils nach den 
Umftänden, unter melden es begangen werde, theils nad dem Erfolge. 
Der Vorfchlag des Herrn Meferenten folle nun eine Befchränfung der Strafen 
hinfichrlich des Objects bewirken, er treffe aber nicht ſowohl das Object, . als 
die Umftände, unter welchen die That vollbracht werde. Klarer und beftimmter 
fey jedenfalls die Faffung der Deputation der zweiten Kammer. 

Letztere wird hierauf mach dem Antrage des Unterzeichneren, 

mit 33 Stimmen gegen 2, 
angenommen, uub erledigt fich hierdurch der Antrag des Herrn Dieferenten, 
fo wie der der Deputation unter a. 

So gelangt man nunmehr zu dem Puncte 1. des Art. 161. zu welchen 
verfchiedene Vorſchlaͤge vorliegen. 

Zuvoͤrderſt hat Se. Königliche Hoheit Prinz Johann darauf angetragen, 
laut der Beilage 51., in dem unter 1. erwähnten Falle die Todesftrafe blos 
dann eintreten zu laſſen, wenn wirklich ein Menſch, der ſich in dem abge: 
brannten Gebäude aufgehalten hat, um das Leben gekommen ift, wornach 
denn die Fälle der lebensgefährlihen Berwundung und Verſtuͤmmelung in den 
Art. 162. zu verweiſen und mur mit lebenslänglichem Zuchthaufe zu beficafen 
feyn wuͤrden. 

Die wird unterſtuͤtzt, auch von Herrn D. Großmann befonders bevor: 
wortet, indem er anführt, wie die Kammer das Recht, die Todesftrafe zu 
verfügen, hauprfählih auf die Wiedervergeltung bafirt habe. Wo nun mur 
eine Verſtuͤmmelung eingetreten, ba koͤnne der Tod als Strafe nicht verfügt 
werden, es müfle vielmehr, da es der Staat natürlich verſchmaͤhe, wieder zu 
verſtuͤmmeln, Zuchthaus eintreten. 

Der Vorſchlag wird indeſſen auch wieder von mehrern Seiten beſtritten, 
theils unter Verweiſung auf die wegen der Todesſtrafe beim Raube gefaßten 
Beſchluͤſſe, theils indem man auf die große Gefaͤhrlichkeit des Verbrechens 
der Brandſtiftung hinweiſet, theils endlich durch die Bemerkung, daß die 
Bosheit des Willens im Falle der Verſtuͤmmelung eben fo groß fen, als in 
dem des verurfachten Todes, da das Verbrehen, wo einmal das Eine ein: 
trete, eben fo gut auch den Tod der verlegten Perfon hätte nach ſich ziehen 
koͤnnen. 
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Der Vorſchlag St. Koͤniglichen Hoheit des Prinen Johann wird 
hierauf, 
von 24 Stimmen gegen 10, 


abgelehnt und man gelangt zu den Vorſchlaͤgen ber Deputation Seir 112 
ihres Berichts unter b. «. 


Was den erften derfelben anlangt, fo ſchlaͤgt Se. Königliche Hoheit Prim 
Johann vor, im der beantragten Faffung ſtatt „Thaͤter“ vielmehr „Verbre— 
cher” zu fegen, damit die Beſtimmung auch auf die Anftifter und mittelbaren 
Theilnehmer angewendet werben fönne. 


Die Deputation fo wie die Herren Regierungscommiſſarien find hiermit 
einverftanden uud wird der Vorſchlag der Deputation mit der beantragten Ab: 
änderung 

einftimmig 
angenommen. 

Die zweite von der Deputation — Saffung „ein Menfch, der 
ſich“ u. f. w. anlangend, fo aͤuſſert Herr Geheimer Juſtizrath D. Groff, daß 
ſolche wohl beffer durch die von der Deputation der zweiten Kammer beliebten 
Worte „wenn durch das entftandene Feuer cin Menſch getoͤdtet oder lebensge- 
faͤhrlich“ erfegt werden warden. Daß biefe Worte auf Perfonen, welche 
beim Loͤſchen werunglüdten, nicht bezogen werden fünnten, unterliege feinem 
. Zweifel, da der Schluß des Punctes 1. ausdrüdlih verlange, daß der Er: 
folg vom Verbrecher mit Wahrfcpeinlichkeit habe vorausgefehen werben koͤnnen. 

Die Deputation finder ſich hiermit einverftanden und wird der Vorſchlag 
des Herrn D. Groff, 

einſtimmig, 
angenommen. 

Im Berichte der Deputation ſind nunmehr die Puncte 2. und 5. des 
Art. 161. verbunden, und man hat ſich einverſtanden erklaͤrt, waͤhrend Se. 
Königliche Hoheit Prinz Johann Seite 113 für den fünften Punct eine ab- 
geänderte Faſſung vorgefchlagen hat. Auch- von diefer ift derfelbe indeffen laut 
ver Beilage diefes Prorocolls unter 51. abgegangen und hat eine Verbindung 
beider genannten Puncte in folgender Art vorgeſchlagen: 

Wenn in Städten und Dörfern Feuer angelegt worden, und, damit 
das Umfichgreifen der Flamme nicht gehemmt werde, entweder 
a.) die Löfchmittel entfernt oder unbrauchbar gemacht wurden oder 
b,) an verfchiedenen Orten zugleich Feuer angelegt ward, und die: 
fes wenigftens an einem Orte zum Ausbruce gefommen iſt. 
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Dieß wird zwar unterſtuͤtzt, jedoch dagegen angeführt: Diefe Faffung 
enthalte einen wefentlichen materiellen Unterfchied von den Beſtimmungen des 
Gefeg: Entwurfs, denn fie wolle die Entfernung der $öfchungsmittel nur da - 
mit dem Tode geftraft wiffen, we die Brandftiftung in Städten ober Dör: 
fern flattgefunden habe. Nun fey ein ſolches Verbrechen allerdings in ein⸗ 
zeln liegenden Gehöften minder gefaͤhrlich, allein die Bosheit fen diefelbe, und 
deshalb müffe man die materielle Beſtimmung des Geſetz- Entwurfs beibehal- 
ten zu fehen wünfchen. 

Zur Vertheidigung des Vorfchlags wird dagegen von Sr. Königlichen 
Hoheit dem Prinzen Johann angeführt, wie die Todesftrafe bei der Brand: 
ftiftung nur da zuläffig erfcheine, wo große Gefahr für Menfchenleben vorhan- 
den fen, und eine gewiſſe Abſichtlichkeit im diefer Hinſicht nicht fehle. Bei— 
des fen hoͤchſtens im geringerm Grade vorhanden, wo ein einzeln liegendes Ge: 
höfte angezündet werde, und der Grad der Bosheit allein run: doch unmoͤg⸗ 
lich entſcheidend fuͤr die Todesſtrafe ſeyn. 

In gleichem Sinne erklaͤrt ſich Herr D. Großmann. Je boshafter der 
Verbtecher ſey, deſto mehr erheiſche es die Pflicht, ihm Zeit und Gelegenheit 
zur Beſſerung zu geben. Nur die Bedrohung von Menſchenleben rechtfertige 
bei der Brandſtiftung die Todesſtrafe, und die werde bei einzelnen Gehoͤften 
nur in beſondern Fällen vorhanden feyn. 


Der Vorſchlag Sr. Königlichen Hoheit des Prinzen Johann wird bierauf, 
mit 20 Stimmen gegen 15, 
abgelehnt, und äuffere fodann 


Herr Geheimer Juſtizrath D. Groff, wie er felbft eine Abänderung der 
Faffung des zweiten Punctes zu beantragen habe. Es fünne nämlich der Aus: 
druck „wenn der Verbrecher ıc.” die Meinung begründen, als ob die Todes: 
ffrafe nur dann eintreten dürfe, wenn biefelbe Perfon mit eigener Hand an 
verfchiedenen Orten Feuer angelegt habe, während dieß doch ebenfalls gefchehen 
folle und müffe, wenn mehrere Perfonen in Folge gemeinfchaftlicher Verabre— 
dung zugleich Feuer anlegten. Die fen der Grund, warum er vorfehlage, den 
Punct fo zu faſſen: 

Wenn an verfchiedenen Orten einer Stadt oder eines Dorfes zugleich 
Feuer angelegt worden, und biefes wenigftens an Einem Orte zum 
Ausbruche gefommen. 

Diefe Faffung wird von Herrn Bürgermeifter Gotefhald aus dem Grunde 
bedenklich gefunden, weil fie den Fall nicht ausfchlieffe, wo zufällig und ohne 
vorgängige . Verabredung von verfhiedenen Perfonen an verfhiedenen Orten 

Zweite Abtheilung. 1. Sb. 837 


276 


einer Stadt oder eines Dorfs zugleich Feuer angelegt werde, es wird hierauf 
inbeffen ergegnet, daß ſchon nah ben Beſtimmungen des allgemeinen Theils 
des Criminal: Gefegbuchs nicht das zufällige Zufammentreffen, fondern nur 
die Abfiche geftraft werden koͤnne, hier aber die Veruͤbung des Verbrechens 
durch eine Bande, die Verbindung Mehrerer zu einer gemeinſchaftlichen Brand: 
ſtiftung, vorausgefegt werde. 

Der Vorfchlag des Herrn D. Groff für den Punct 2. wird nunmehr, 

mit 32 Stimmen gegen 3, 
angenommen, und bemerkt fodann 

Herr Graf von Einſiedel: Da durd die fo eben genehmigte Faffung des 
zweiten Punctes beftimme worden fey, daß die Todesftrafe bei Anftefung an 
verſchiedenen Drten zugleid nur dann eintreten folle, wenn das DVerbrechen 
in Städten ober Dörfern begangen werde, fo feine es nothwendig, zu be: 
ſtimmen, was im Sinne diefes Gefeges ein Dorf genannt werde, 

Diefer Anfiht treten mehrere Stimmen, : infonderheit Herr Graf von Ho: 
henchal und Herr D. Großmann bei, indem fie darauf aufmerffam machen, 
daß es häufig von den Dörfern abgebaute Fleine Eolonieen, Nitterfige mit 
Wohn: und Wirchfhaftsgebäuden, Vorwerke und dergleichen gebe, die man 
eigentlich nicht Dörfer nenne, und an denen doch das hier vorliegende Verbre: 
hen in feinem ganzen Umfange begangen werben Eönne. 

Herr Staatsminifter von Könnerig giebt dagegen zu vernehmen, wie der 
Begriff eines Dorfs eigentlih freilich ein politifchee fey, der Sinn des 
Geſetzes aber unbezweifele dahin gehe, daß das unter 2. benannte Verbrechen 
da begangen werben koͤnne, wo nicht bloß ein einzelnes. Gehöfte, fondern 
mehrere derfeloen etwa unter mehrern Steuernummern beifammen lägen, die 
zugleich angezuͤndet werden koͤnnten. Ob biefelben einem oder mehrern Beſitzern 
gehörten, darauf fönne nichts ankommen, da fi) ja auch der Fall denken laſſe, 
daß Jemand ein ganzes Dorf zuſammen Faufe. 

Beim dritten Puncte hat die Deputation eine Faffungsveränderung vorge: 
ſchlagen, welche 

einſtimmig 
angenommen wird. 

Den vierten Punct hält‘ die Deputation laut der Seite 113 ihres Be— 
richts zu findenden Bemerkung unter 8. zur Aufnahme in den Artikel 161. 
niche für geeignet, fie will ihn vielmehr in den Art. 162. verfegen und ſonach 
dabei ſtatt der Todesſtrafe nur lebenslängliches Zuchthaus angewendet fehen. 

Hiergegen erklärt fi) indeffen Herr Kammerherr von Watzdorf, indem er 
bemerkt, daß wenn man auch den entiprechenden Fall zu feinem Bedauern 
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beim Raube blos mit Zuchthaufe zu beftrafen befchloffen habe, dieß doch hier 
feinesweges eine gleiche Strafherabfegung nothwendig made. Der Raub ge: 
fährde blos Einzelne, die Vrandftiftung ganze Ortfchaften, und gegen Raub 
fönne man ſich eher ſchuͤtzen. 

Nachdem hiergegen der Herr Referent eingehalten hat, daß die gröffere 
Gefahr, welche die Brandftiftung erjeuge, beim Raube duch die gröffere Bos— 
heit, melche ſich fogar nicht ſcheue geradezu die Perfon anzugreifen, erſetzt 
werde, fo daß man beide Verbrechen wohl ziemlich gleichftellen Fönne, und daß 
bei der, ihrer Natur nach meift heimlich und ohne Gehülfen vollbrachten, Brand⸗ 
ftiftung Banden in der Regel nicht vorfämen, bemerft 

Herr Staatsminifter von Könnerig, wie der Entwurf bei dem vierten 
Puncte Feinesweges blos eine Verbindung Mehrerer zu einer Brandftiftung 
im Auge gehabt, fondern vorausgefegt habe, daß das Verbrechen mit offener 
Gewalt begangen werde, wie ſolches z. B. im Falle eines Aufruhrs leicht vor- 
fomme. Finde man dieß nicht deutlich genug ausgebrüdt, fo möge man eine 
andere Faffung wählen, j. B. etwa fagen: 

Wenn fi mehrere Perfonen zufammen gerottet haben, und mit offe 
ner Gewalt das Verbrechen der Brandftiftung begehen. 

Diefe Erläuterung ſcheint nun allerdings’ das Bedenken der Deputation 
zu befeitigen, man nimmt jedoch Anftand, fofort einen: deſinitiven Beſchluß zu 
faffen und erfucht ‘die Depuration, in nächfter Sitzung einen Faffungsvorfchlag 
ju eröffnen, bei welchem man fi fodann zugleich mit über die vorliegende ma: 
serielle Frage entfcheiden will. 

Anlangend den fünften Punct, fo bemerft Herr Bürgermeifter Bernharbi, 
wie es ihm nothwendig erfcheine, hier auffer den Löfchmitteln auch der Diet: 
tungsmittel, z. B. der Mafchinen zu gedenken, welche man hier und da be: 
fie, um Perfonen den Ausgang aus Gebäuden zu ermöglichen, deren Trep: 
pen bereits abgebrannt feyen. Er fehlage deshalb vor, den Punct fo zu 
faffen : : 

wenn der Verbrecher, ‚um die Loͤſchung oder Rettung: von Menfchen 
und Eigenthum zu verhürhen, die Loͤſch- und Nettungsmittel entfernt 
oder unbrauchbar gemacht hat. ‘ 

Dieß wird genügend unterſtuͤtzt, dagegen jeboch eingehalten, wie die To- 
desftrafe wohl blos dann geeignet feyn würde, wenn die Rettung von Perfo: 
nen zu hindern beabfichtigt werde, da es, wenn man die Sache auch auf die 
Rettung von Mobilien erſtrecken wollte, fehr weit führen durfte. Ueberdieß 
ſey zwifchen der Vernichtung von $öfch: und Rettungsmitteln doch noch ein 
großer Unterſchied. Erſtere fenen jedenfalls nöthig, letztere nur vielleicht, und 
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bei der Vernichtung der Mettungsmittel werde fi der Grad der Strafe 
ohnehin nothwendig darnach beftimmen, ob Jemand um das Leben gefommen 
ſey, ober. ob der Verbrecher mindeftens auffer der Brandſtiftung noch einen 
Mord beabfichtigt habe. 
Der Vorſchlag des Herrn Bürgermeifters Bernhardi wird hierauf, 
mit 24 Stimmen gegen 7, . 
abgelehnt, zum fünften Puncte aber weiter Etwas nicht bemerkt. 

Bon der Deputation ift nun noch Seite 113 und 114 ihres Berichts 
unter &. ein neuer Fall aufgeführt worden, in welchem nach ihrer Anficht die 
Todesftrafe eintreten fol, nämlich die unter gewiffen Umſtanden erfolgte Anzuͤn⸗ 
dung von Pulvervorraͤthen. 

Gegen dieſen Vorſchlag, bei welchem indeſſen ftart „Ihäter“ wiederum 
„Verbrecher“ zu ſetzen ſeyn wird, erhebt ſich Feine Stimme, wohl aber haben 
Herr Stellvertreter D. Deutrich und Unterzeichneter laut der Beilagen diefes 
Protocolls unter 52. und 50. Amendements dazu eingereicht. 

Nachdem Herr Stellvertreter D. Deutrich bemerkt hat, daß er bei Stel: 
fung feines Antrags befonders die nicht in fondern, meift nur bei den Pulver: 
magazinen ftationirten Wachen im Auge gehabt habe, erfläre ſich 

Herr Staatsminifter von Könnerig mit beiden Anträgen einverftanden, der 

Here Meferent aber findet den Vorſchlag des Herrn D. Deutrich aus’ dem 
Grunde bedenklich, weil nach demfelben ſchon die Anzündung eines Pulverwa: 
gens, wenn auch gar fein Haus in der Mähe wäre, die Todesftrafe herbeifuͤh⸗ 
ren würde. 

Die würde auch, . ergegnet hierauf Herr Staatsminifter von Könnerig, 
ganz gerecht ſeyn, da die Anſteckung eines ſolchen Wagens mindeftens diefelbe 
Gefahr für Menfchenleben herbeiführe, wie die Anzündung von Gebäuden, und 
wird hierauf der Vorſchlag des Herrn Stellvertreters, 

mit 30 Stimmen gegen 2, 
der des Unterzeichneten 

einftimmig 
angenommen. 

Endlich mache noh Herr Amtshauptmann Freiherr von Welck bemerklich, 
dag es ungewiß erſcheine, im wie fern unter den im diefem Artikel häufig er- 
wähnten Gebäuden auch Schiffe und Schiffmühlen begriffen ſeyen, die um fo 
mehr hierher zu gehören ſchienen, als fie oft bewohnt ſeyen. Die Befprecbung 
über diefen Gegenftand wird indeffen hier ausgefegt, da man befindet, daß «ine 
dießfalfige Beftimmung, wenn fie Plag ergreifen folle, am beften in einen 
nah Art. 165. einzufcpiebenden Zufasparagraphen zu bringen ſeyn würde, 
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So ift nunmehr der Art. 161. völlig berarhen, die Abftimmung über 
denfelben aber muß für heute ausgefegt bleiben, da wegen des vierten Punctes 
erft in nächfter Sitzung Beſchluß gefaßt werden wird. 

Bei 

Art. 162. muß, aus dem eben angeführten Grunde, die Frage für heute 
unentfchieden bleiben, ob der im Entwurfe Art. 161. unter 4. zu findende Fall 
aufgenommen werben fol. 


Dagegen ift man mit den Seite 114 des Berichts zu findenden Vorſchlaͤ⸗ 
gen der Deputation wegen Aufnahme des Falles, wenn Gebäude angezündet 
werben, im welchen fich eben fehr viele Menfchen verfammelt haben, und we: 
gen Anziehung des Art. 161. in den Artikeln 162. und 163. 

einftimmig 
einverftanden. 

Laut der Beilage 50. hat demnächft Unterzeichneter in dem Sage 1. nach 
dem Worte „Wohngebäubde” die Worte: 

in feinen verbrennbaren Theilen völlig 
eingefchaltet zu fehen gewuͤnſcht. Die Deputation ift nun zwar. hiermit nicht 
einverftanden, glaubt aber, daß die, allerdings mögliche, Dunkelheit befeitige 
fegn werde, wenn man, den Ausdruck „in Afche gelegt“ mit „abgebrannt” 
vertaufche. 

Unterzeichneter ift hiermit befriedigt, umd wird mit dieſer und den von der 
Deputation vorgefhlagenen Abänderungen, jedoch vorbehäftlih der Frage me: 
gen Aufnahme des Punctes 4. aus Art. 161., der Paragraph 

einftimmig 
genehmigt. 
u 


Art. 163. hat Herr Bürgermeifter Wehner laut der Beilage des. geftri- 
gen Protocolls Nr. 48. einen Antrag gemacht, er nimmt folchen indeffen ohne 
Discuffion wieder zuruͤck. 

Eben fo ift ein von Unterzeichnetem laut der Beilage 50. des heutigen Pro: 
tocolls beabfichtigter Antrag durch einen oben gefaßten Beſchluß erledige, und 
von der Deputation nichts erinnert worden. 

Dagegen bemerft Se. Königliche Hoheit Prinz Johann, wie ihm der Art. 
35. des allgemeinen Theils in Beziehung auf das Verbrechen des Naubes und 
der Brandfliftung einiges Bedenken errege. Es fen dort beftimmt, daß fich 
der Verleiter zu einer ſtrafbaren Handlung jedes nicht ausdruͤcklich ausgenom⸗ 
mene Verbrechen bei Zumeffung der Strafe müffe anrechnen laffen, welches als 
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unvermeibliche Folge aus der That entftanden ſey. Dieß führe bei der Brand— 
ftiftung, deren Folgen oft fo über ale Erwartung groß feyen, fehr weit, und 
er wünfche daher, wenn auch, feine Beftimmung in bas Gefen komme, minde: 
ftens eine beruhigende Zuficherung der Königlichen Herren Beauftragten zum 
Protocolle, des Inhalts, daß dem Anftifter Folgen, die nicht vorauszufehen ge: 
wefen feyen, nicht angerechnet werben follten. *) 


Mit diefer Anficht erfläre fih Herr Staatsminifter von Könnerig durchaus 
einverftanden, und wird fodann Art. 163., mit der bereits oben befchloffenen 
Einfhaltung des Eitats Art. 161., ' 

einftimmig 
angenommen, 
Im | 
Art. 164. wuͤnſcht die Deputation die Strafe auf 1 bis 10 Jahr 
Zuchthaus zweiten Grades herabgefegt zu fehen. 

Herr Staatsminifter von Könnerig erflärt fih indeffen gegen diefen Vor: 
flag, theils aus den fhon in den Motiven angegebenen Gründen, theils we: 
gen des großen Meizes den diefes Verbrechen habe und deffen häufigem Vor— 
kommen in neuerer Zeit, theils endlich wegen der vielfachen Auslegung, deren 
die im Artikel befindliche von der Gefahr für Perfonen und fremde Gebäude 
hergenommene Mebenbedingung fähig fey. 


Der Vorfhlag der Deputation wird hierauf, 
mit 24 Stimmen gegen 11, 
abgelehnt, und Art. 164. 
einftimmig 
angenommen. 
Bei 
Art. 165. finder es Herr Bürgermeifter Schill bedenklich, die Anzündung 
eigener Gegenftände in gewiffen Fällen ganz ftraflos zu laffen, indem dadurch 
mindeftens Schrecken entſtehe. Jedenfalls werde doch eine polizeiliche Beſtra 





*) Beim Borlefen bemerkt Er. Königliche Hohrit Prinz Yobann, mie feine Bemer: 
fung chen fo auf den Maub als auf die Branbfiiftung fi) bezogen und er eime 
Zufiherung des Inhalts gewuͤnſcht habe, daß den Anfliftern jener Verbrechen die: 
jenigen zur Volführung derfelben gebrauchten Mittel, bei Beſtimmung der Strafi 
nicht angerechnet werden follten, welche den Umftänden nach ganz auſſerhalb ihrer, 
der Anftifter Abficht gelegen hätten, 

Vorgelefen and genchmigt, welches bemirft 


Ernft Friedrib Hars, 
S. d. J. K. 
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fung eintreten müffen, und wünfche er hierüber wenigftens eine Erflärung zum 
Protocolle. 

Dieſe wird ſofort ertheilt, unter der Bemerkung, daß der Artikel eine Po— 
lizeiſtrafe keinesweges ausſchlieſſe, und wird ſodann die von der Deputation 
Seite 115 ihres Berichts vorgeſchlagene Faſſung, welcher die Koͤniglichen Her⸗ 
ren Commiſſarien den Vorzug vor der im Berichte der Deputation der zweiten 
Kammer Seite 113 zu findenden geben, 

mit 34 Stimmen gegen 1, , 
angenommen. 

Es wird nun der oben bereits angeregte Vorſchlag, die Schiffe und Schiff: 
mühlen den Gebäuden mittelft eines befondern Zuſatzes 

Art. 165 b. gleichjuftellen, wieder aufgenommen, und ſchlagt Herr Bür: 
germeifter Bernhardi für folchen folgende Faſſung vor: 

Brandftiftung an Schiffen oder Schiffmuͤhlen ift nach Beſchaffenheit 
der Umftände und des Erfolgs nah Art. 161. 162. 163. 164. 
ober 165. zu beftrafen. | 

Die finder auch Unterftigung, es wird jedoch gegen den ganzen Bor: 
flag bemerflich gemacht, daß Schiffe, wie fie in Sachſen vorfämen, in der 
Megel zur Bewohnung nicht geeignet feyen, daß fie eine WBeiterverbreitung des 
Feuers in der Megel nicht geftatteten, und daß die bei ihnen ſtets vorhandene 
Mähe des Waſſers doch wohl eine etwas andere Anſicht geftatte. 

Zur Faffung des Zufatzartifeis werden verfchiedene Vorſchlaͤge gemacht, 
indem Here Domherr D. Günther gefest zu fehen wuͤnſcht: 

An Schiffen und Schiffmuͤhlen, in fofern fie fi) zu menſchlichen Woh- 
mungen eignen u. f. to. 

Se. Königliche Hoheit Prinz Johann aber: 

Den Gebäuden find im Sinne der Artifel 161. bis 165. die Schiffe 
und Schiffmühlen gleich zu achten. 

Bei der Abftimmung wird hierauf der Bernharbifhe Borfchlag, 

mit 22 Stimmen gegen 12, 

abgelehnt, der des Herrn Meferenten aber, 
mie 18 Stimmen gegen 16, 

angenommen, wodurch ſich die brifte Faſſung von felbft erledigt. 
Eine ziemlich umfängliche Berathung veranlaft 

Art. 166. Zu demfelben hat zuwörderft laut der Beilage diefes Protocolls 
Nr. 53. Herr Amtshauptmann von Weld einen veränderten Faſſungsvorſchlag 
eingereicht, welcher von ihm dadurch bevorwortet wird, daß nicht der Brenn: 
ſtoff, fondern nur das Feuer andere Gegenftände ergreifen koͤnne, auch eim 
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bloßes DVerfengen die Vollendung der Brandftiftung wohl kaum involviren 
fönne, wie ihm denn auch der Ausdruc „andere Gegenftände” fehr bedenklich 
erfcheine, da nicht jeder Gegenftand, den das Feuer ergreife, folches fortzu: 
pflanzen oder überhaupt das Verbrechen der Brandfliftung herbeizuführen ge- 
eignet ſey. 

Nachdem hierauf der Welckſche Antrag unterftügt worden ift, wird gegen 
denfelben angeführt, wie zur Fortpflanzung des Feuers keinesweges allemal hefle 
Flamme nörhig fey, und die Faffung die Feſtſtellung des Thatbeſtandes in vie⸗ 
len Fällen ſehr erſchweren dürfte. 

Insbeſondere bemerkt Herr Staatsminifter von Koͤnneritz: Wenn bisher 
die Anzündung des Drennftoffs zur Vollendung des Verbrechens der Brand: 
ftiftung genügt habe, fo fordere der Gefeg: Entwurf dazu mehr, nämlich die 
Fortpflanzung des Feuers auf einen andern Gegenftand. Daß dieß einer von 
ben in ben Artikeln 161. und 165. bezeichneten ſeyn müffe, verftehe ſich von 
felbft, und darum fey der Ausdruck „andere Gegenftände” Feinesweges undeut- 
lich; dabei aber jene Artifel ausdruͤcklich anzuziehen, fen nicht rachfam, weil es 
dadurch das Anfehn gewinnen Fönnte, als ob blos Gebäude gemeint feyen, 
während man doch auch folche Gegenftände im Sinne haben müffe, welche ge: 
eignet fenen, das Feuer zu Gebäuden fortzupflanzen. 

Herr Domherr D. Günther, welcher die gegen die Faffung des Artikels 
nach dem Gefeg: Entwurfe von Herrn von Welck geäufferten Bedenken theilt, 
jedoch den Ausdruck „Flamme“ bedenklich findet, und das Wort „Brennſtoff“ 
für undeutlich erachtet, weil man dafür bald nur das vom DBrandftifter hinge: 
legte Brennmaterial halten, bald aber auch dafür einen fchon vorhandenen brenn- 
baren Gegenftand nehmen fönne, an dem jedoch das Verbrechen der Brand: 
ftiftung felbft noch nicht vollendet werde, ſchlaͤgt vor, zu fegen: 

fobald ein Gegenftand, an welchen nad. Art. 161. und 165. das 
Verbrechen der Brandſtiftung ftartfinden Fann, vom Feuer wirklich er: 
griffen worben ift. 

Auch dieß wird zahlreich unterftügt, dagegen jedoch angeführt, daß es den, 
zumal in Betracht des bisherigen Grundſatzes fo nothwendigen, Gegenfag zwi- 
ſchen Brennftoff und andern Gegenftänden vernichte, und fehlägt ſodann 

Herr Geheimer Juſtizrath D. Groff eine dritte Faffung vor, des Inhalts: 

fobald der Brennftoff den Gegenftand, an welchem ‘die Brandftiftung 
verübt werden foll, oder welcher geeignet iſt, das Feuer dahin zu ver⸗ 
breiten, ergriffen hat. 

Auch gegen dieſen Vorſchlag wird indeſſen eingehalten, daß ſich die Ent: 
jändung eines Feuers auch ohne hingelegten Brennſtoff, z. B. durch Hülfe ei- 
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nes Brennglaſes, benfen laffe;s worauf man jedoch erwiedert, daß in ſoichem 
Falle ein Zweifel über den Augenhlick, wo das Verbrechen conſumirt fen, nicht 
entftehen Fönne. 

Nachdem fih noch mehrere Stimmen gegen jebe Abänderung der Faffung 
des Entwurfs erflärt haben, welhe, wenn man fie im Zufammenhange mit 
den übrigen Artikeln betrachte, völlig genügend und deutlich ſey, gelangt man - 
zur Abftimmung, welche Here von Weld nur in dem Falle auf feinen Vor: 
flag zw richten bitter, wenn feine ber beiden andern Faflungen angenommen 
werben "follte. 

Es wird dabei der Guͤntherſche Vorſchlag, 

mit 25 Stimmen gegen 10, 
abgelehnt, der Artifel aber fodann nach der Faffung des Herrn D. Groff 
einftimmig 
angenommen, worauf auch bie Genehmigung des 
Art. 167. unverändert und 


einmuͤthig 
erfolgt. 


Für 

Art. 168. hat die Deputation Seite 115 ihres Berichts eine veränderte 
Faffung vorgefchlagen, in welche 

Herr Stellvertreter D. Deutrich, laut der Beilage Nr. 52. vor dem Worte 
„Vertrieb“ das Wort „awiffentliche” eingeſchaltet zu fehen wuͤnſcht. 

Der Antrag erlangt indeffen, nachdem dagegen eingehalten worden ift, daß 
fhon nach den Beftimmungen des allgemeinen Theils des Geſetzbuchs der dolus 
vorausgefetst werde, wenn die Strafe des Verbrechens eintreten folle, die erfor: 
derliche Unterftügung nicht, und wird fodan ber Art. 168. nach der Faffung 
der Deputation 

einhellig 
angenommen. — 
Eben fo findet \ 

Art. 169. unter der von ber Depufation Seite 116 ihres Berichts vor: 
gefchlagenen Abänderung, 

einftimmige 
Genchmigung und gelangt man zu 

Art. 170., für welchen Herr Amtshauptmann von Weld laut der Beilage 
53. eine veränderte Faſſang vorgefhlagen hat, welche im Weſentlichen dahin 
geht, das hier vorliegende Verbrechen nicht mit Arbeitshaus, fondern ftets mit 
Zuchthaus zu beftrafen. 


Zweite Abtheilung 1. Bd. 38 
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Det Herr Anttagſteller Gesicht ſich zu deſſen Bevorwortung auf: die G 
der Botheit und Gefahr, welche mit dem Verbrechen verbunden 9 und w 
der Vorſchlag zahlreich unterftügt. 


Ob nun wohl, wie Seiten des Herrn Staatsminiflers von Koͤnneritz be 
merkt wird, hier nicht die Vergiftung einzelner, beſtimmter Heerden oder Stuͤd 
Viehes gemeint iſt, fondern nur die Vergiftung einer Weide, wobei die Gröf 
des Schadens im Voraus nicht mit Zuverläffigkeit überfehen werden fan, f 
wird doch der Vorſchlag des Herrn Freiheren von Welck, 

mit 21 Stimmen gegen 13, ie 
abgelehnt, dagegen der Artikel felbft, unfer den von der Deyutalion Siite 11 
ihreg. Berichts vorgefchlagenen Abänderungen, 

mit 33 Stimmen gegen 1, 
genehmigt. 

Zum 

Art. 171. endlich hat Unterzeichneter, laut — Veilage bieſes Protocol 
unter 50. zwei Abänderungen vorgefchlagen. 


Der erften derfelben, welche die Aufnahme der Worte „der gröffern ode 

geringen Fahrlaͤſſigleit“ begweckt, iſt bie Deputation beigetreten, und: fie wirt 
von 33 Stimmen gegen 1, 

angenommen. i 

Der zweite Vorſchlag bezweckt die Herabfesimg der Strafe, ſo, daf ei 
Minimmm der Gefaͤngnißſtrafe nicht beſtimmt werden, auch bloßer Verwei 
zulaͤſſig feyn Fol. 
Hier iſt nun bie Deputation nicht beigetreten, ſie ſchlagt jedoch vor, da 
Minimum der Strafe bis auf 8 Tage Gefaͤngniß herabzuſetzen. 

Unterzeichneter finder fi hierdurch jedoch nicht befriedigt, indem es ihr 
hart erfcheint, fo Fleine Verſehen, als zuweilen die Entftchung eines Feuers ver 
anlaſſen koͤnnten, zumal wenn der Unvorſichtige ohnehin den Verluſt feines E 
genthums zu betrauern-habe, noch mit harter Strafe zu belegen. 


Es wird ihm indeffen dagegen eingehalten, daß ſchon pas Tabakrauchen a 
Orten, wo es nicht zuläffig, mit mehrern Tagen Gefängniß. beftraft werd 
und wird fodann ver Borfchlag des Unterzeichneren, 

mit 19 Stimmen gegen 15, 
abgelehnt, der Vorſchlag der Deputation wegen Herabſetzung des ) Dial d 
Strafe auf 8 Tage Gefaͤugniß aber, 

von 32 Stimmen gegen 2, 
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ud fodann der Artikel ſelbſt 
einſtimmig 

angenommen. 

Hier gebietet indeffen die Zeit, abzubrechen. Die Faſſungen der heute an⸗ 
genommenen Artikel enthält die Beilage Q. 

Zur Tagesordnung für die naͤchſte auf übermorgen anberaumte Sigung 
wird beftimme 

1.) der Bericht der zweiten Deputation über das Königliche Decret wegen 
ve Staatsfhulden, 

2.) die Wahl dreier Mitglieber zum Staats ſchulden⸗ Ausfchuffe, und 

3.) der Bericht der erfien Deputation über! das Königliche Decret, die 
alchöchften Entfchlieffungen auf mehrere ſtaͤndiſche — ſ. w. d. a. ent⸗ 
haltend. 


Anher bemerkt von 
Ernft Guſtav von Gasdorf. —— ent Zidnd Party 
Ernft Wilhelm Gottfhald. Secr. d. I 


R. von Watzdorf. 


Q. 
Artifel 161. 162. 
fad ausgefegt. i 
. Artifel 163. 
Iſt die an menſchlichen Wohnungen (vergk. Art. 164.) erregte m. f. w. 
Artikel 164. 
Kibt unverändert. 
Artikel 165. 
wie Seite. 115 des Deputationsberichts. 
Artikel 165h. 
Den Gebäuden fi ind im Sinne der Artitd 161. bis 165. bie Sof 
m Sarfuriglen gleich zu achten. | 
Artikel 166. 
Das Vabrechen ner Brandſtiftung iſt fiir vollbracht zu achten, ſobald 


xe von den Werbrecher ‚angelegte Brennſtoff den Gegenſtand, am. welchem die 
38* 
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DBrandftiftung verübt werben ſol ‚ oder welcher geeignet fr das Feuer. dahin 
zu verbreiten, ergriffen ‚het. 


Artifel 167. 
bleibt unverändert. 


Artifel 168. 
wie Seite 115 des Deputationsberichts zu finden. 


Artikel 169. 

Wer Ueberſchwemmungen — — mit Zuchthaus erſten Grades von 

zwei bis zu zehn Jahren zu beftrafen. a 
Artikel 170. 

Die Verbreitung von Viehſeuchen ober die Vergiftung von Weiden um 
fremdes Vieh zw beſchaͤdigen oder zu tödten, ift nah Verhälmig —— 
la Grades von ſechs Jahren zu belegen. 

Artifel 171. 


Wenn die — — nad) dem Verhältniffe der gröffern ober gerin 
gern Fahrläffigfeit und des dadurch verurfachten Schadens mit Gefängnißftef 
von 8 Tagen bis zu zwei Jahren u. ſ. w. 


„MW 50. 


Anträge zu — VII. des fpeciellen Theils ' des Criminal 
Geſetzbuchs. 
1. 
Bei Art. 161. wuͤnſcht Unterzeichneter 


a.) den von der Deputation unter a. vorgeſchlagenen Zuſatz in de 
Maaſe ausgedruͤckt zu ſehen, wie ſolchen die Deputation der — Kamme 
Seite 111 ihres Berichts gefaßt hat; 

b.) in Uebereinſtimmung mit vorſtehendem Antrage den von ber Di 
putation unter b. e. Seite 114 vorgefhlagenen Sag fo zu ftellen: 


4.) Wenn ——— in Gefahr fommen, in welchen fi) gemöhnlic 
oder wenigſtens zur Zeit ber That Menfchen aufhalten. 


287 


2. 


Sm Art. 162. wuͤnſche ih im Satze 2. nach dem Worte — 
baͤude“ die Worte hinzugefuͤgt: 
in feinem verbrennbaren Theile völlig. 


3. 
Im Art. 163. möchte eben fo wie bei Art. 162. nach dem Worte Woh: 
nungen wohl auf Art. 161. in Parenrhefe verwiefen werden. 
: 4. 
Im Art. 171. wuͤnſche ich 
a.) Zeile 2. nach dem Worte „Berhältniffe” die Worte: 
der groͤſſern oder geringern Fahrläffigfeit 
eingefchaltet, auch 
b.) die Strafe folgendermaafen beftimme zu fehen: 
mit Verweis, Gefaͤngniß bis zu zwei Fahren oder Arbeitshaus ıc. 
Ernft Friedrich Hark, 


„M 51. 


Amendement Sr. Rönigl. Hoh. des Prinzen Johann zum fpeciel: 
len Theil des Eriminalgefegbuds. 

Den Art. 161. und 162. wuͤnſche ich Folgendermaafen gefaßt: 

Art. 161. (nach dem Deputationsgutachten) 

Wer eine Feuersbrunft in bewohnten oder andern Gebäuden erregt, wo 
ſich gewoͤhnlich oder wenigſtens zu der Zeu, wenn dieſelbe mit Gefahr 
Menſchen ıc. 

1.) Wenn — — gekommen iſt und dieſe ꝛc. 


2.) Wenn in Staͤdten und Doͤrfern Feuer angelegt worden, und 
damit das Umſichgreifen der Flamme nicht gehemmt werde, entweder 


a.) die Loͤſchmittel entfernt oder unbrauchbar gemacht wurden, oder 
b.) an verſchiedenen Orten zugleich Feuer angelegt ward, und die: 
fes wenigftens an einem Orte zum Ausbruche gekommen ift. 
3.) 4.) nad dem Deputationsgutachten. 
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Artifel 162. 
1.) Wenn unter der gleichen. Vorausſetzung wie Art. 161. unter id. ein 
Menſch, der fih in dem in Brand gerathenen Gebäude er — da⸗ 


bei lebensgefaͤhrlich verwundet oder verſtuͤmmelt worden iſt. 
ıc. nach dem Deputationsgutachten. 


Ne 62. 
Zu dem Deputationsgutachten ©. -F14, oben: 
4.) „in fo fern dadurch Gebäude ꝛc.“ 
atur _ 


in fo fern dadurch Menſchen ‚oder Gebäude ic. 
Seite 115 ad Art. 168 b. unten: 
‚ober der Vertrieb ſolcher vergifterer —— u 
ponatur 
oder der wärfentli he Vettrieb ſolcher tr. 


Deutrich. 


“MM 53. 
6.166. 


Das Verbrechen der Brandſtiftung äft für vollbracht a ER — der 
von dem Verbrecher angelegte Brandſtoff zur Flamme aus ebrogen, und 
diefe einen der $. 161. sedachten Begenftände esgeiffen * 


6.10. : . 


Die Verbreitung von Viehſeuchen, oder die MWergiftung von Beiden, um 
fremdes Vieh zu befpädigen oder zu toͤdten, ift nah Verhaͤltniß des verur⸗ 
ſachten Schadens mit Zuchthausſtrafe zweiten Grades von ein bis zu ſechs 
Jahren zu belegen. 

Br. Belt. 
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27, 
Den 43. Ianuar 1837. 


, Gegenwaͤttig if: 
Se. Exeellen Herr Staatsminifter von Zeſchau. 


Die anweſenden 37 Mitglieder dee erſten Kammer genehmigen: das über die 
Ichte — dufgenömiiene —— und Fü — | 
83. *1 
Vortrag aus der Regiſtrande Num. 74. bis 77. 
der Vortrag aus der Regiſtrande. Dabei wird beſchloſſen, 

Nr. 74. eine Eingabe des Herrn Paſtors Thamm wegen Veranſtal⸗ 
tung einer ‚allgemeinen Zeitſchtift für Erziehung, und Einrichtung eines allge: 
meinen gegenfeitigen Unterrichts, an die vierte e Deputation abzugeben. - Dagegen 
wird wegen 

Nr. 75. einem Koͤnigl. Decrete vom 7. 1. M. zwei in geheimer Sitzung 
ju berathende Geſetz- Entwürfe betreffend, noch heute Vortrag bei verſchloſſenen 
Tribunen erfolgen. Ein unter 

Nr, 76. eingelangter Bericht der erften Deputation, das Königl Des 
et wegen der Protocolführung f. w. d. a. betreffen, fofl gend und feiner 
zeit auf Die Tagesordnung gebracht werden, 

Me. 77. aber, eine Eingabe des Vereins zu Heihmg und Unterſtuͤtzung 
hülfsbevärftiger Blinden, womit derſelbe die achtzehnte Nachricht uͤber frine 
Virffamfeit überreicht und um die Fortdauer des ihm bisher aus. Staatskaf: 
ſen bewilligten Zuſchuſſes bittet, wird der zweiten Deputation uͤberwieſen. 

84. 
Beufrlaubung. 
Herrn Kämmerkerrn von Watzdorf wird der erbetene Urlaub auf die Zeit 
vom 16, bis.21. Januar l. J. zugeftanden, fodann aber gelangt man zut 
Tagesorduung, 
und ſomit 
A 85. 
Berathung über das Königl. Decret, das Staatsſchuldenweſen betreffend. 

ur Berathung des Berichts der zweiten Deputation über bas eg Deeret 

vegen Des Staatsſchuldenweſens. 
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Herr Bürgermeifter Schil trägt als Meferent den Bericht wor, welcher in 
Nachgehüng der Abtheilungen des Decrets in mehrere einzelne Puncte zerfallt. 
Der 
erſte Punct enthaͤlt blos eine Nachweiſung des dermaligen Standes ber 
Staatsſchulden, welchem der Bericht eine Ueberfiht des feit ulto. December 
1833, wirklich getilgten Theils der Staatsſchuld beifuͤgt. 


Her &taatsminifter von Zefhau, welcher allenchalben: die nöthigen Erläu: 
terungen beifügt, erklärt ſich mit dieſer Meberficht einverſtanden, und bemerft, 
wie eine fo ftarfe Abzahlung freili nur durch Benutzung der Kaffenbeftände 
moͤglich geworben fen, welche letztere denn aus den Activen allerdings wieder 
‚fo weit nöthig herzufteßlen feyn würden, was indeffen, wie ſich bei der dieß— 
falfigen _befondern Berathung ergeben werbe, ohne Schwierigkeit zu bewirken 
ſtehe. 

Da der erſte Punct einen Beſchluß nicht erheiſcht, ſo geht man fofort zum 
zweiten über, welcher die von der Regierung beantragte Anftandnahme mit Ue⸗ 
berweifung der Hauptftaatskaffenfhulden an die Staatsſchuldenkaſſe betrifft. 


Herr Buͤrgermeiſter Ritterſtaͤdt bemerkt dabei, wie er det Deputation nicht 
beitreten fönne, wenn fie Auffere, daß die völlige Erledigung der Hauptftaats: 
Eaffenfehulden bald erfolgen werde, da Heirathsguts⸗ und Wiederlags-Kapitalien 
auch baar befteflte Cautionen fi nicht nach Belieben auffündigen und zuruͤck⸗ 
zahlen ließen. 

Nachdem hierauf der Herr Dieferent erläuterungsweife bemerkt hat, daß 
bei jener Aeufferung des Berichts allerdings nur ‚der zur Abftoßung geeignete 
Theil der Hauptftaarsfaffenfhulden in das Auge gefaßt worden fen, Auffert 

Herr Staatsminifter von Zeſchau, daß allerdings au die Cautionsſchuld 
fi) vermindern und am Ende ganz apfhören werde, indem die Einrichtung 
getroffen worden ſey, daß neue baare Cautionen gegen Verzinfung nicht mehr 
angenommen würden, weshalb denn jetzt nur noch Staatspapiere deponirt oder 
Hypotheken zum Behuf der autionsleiftung beftellt würden. 

Die zweite Kammer ift dem Vorſchlage der Megierung beigetreten, Die 
Deputation raͤth an, ein Gleiches zu thun, und die Kammer tritt dem 

einftimmig 
bei. 
Eben fo tritt bei dem 


dritten Punete, - welcher bie —— der oberlauſitzer Stiftungskapita⸗ 
lien in Form einer auf das Budjet zu bringenden Rente betrifft, die Kammer 
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der zweiten Kammer nad) dem Mathe ihrer Deputation allenthalben, und na: 
mentlich auch hinfichtlid des Beiſatzes „zur Zeit” 
einjtimmig 
bei. 
Der 

vierte Punct betrifft das beabfichtigte gleihmäfige Verfahren mit mehrern 
als unablöslich bereits anerfannten oder noch anzuerfinnenden Kapitalien, und 
es hat hierzu die zweite Kammer nicht nur ihre Zuftimmung ertheile, fondern 
aud ven Wunſch ausgefprochen, es möge dafür geforge werden, daf der Ur» 
fprung der zu beftellenden Renten der Vergeffenheit nicht anheim falle. 

Diefer letzte Wunſch ift, wie Herr Staatsminifter von Zeſchau bemerkt, 
dadurch bereits erfüllt, daß die erforderlihen Summen im Budjet ausdrüdlich 
als Jahresrenten unablöslidher Kapitalien aufgeführt werden, und findet man 
eine befondere Bemerfung darüber, daß jene Jahresrenten für die oberlaufiger 
Stiftungsfapitalien nur als zur Zeit conftitwirt angefehen werden follen, des: 
halb nicht nöthig, weil ja die betreffenden Verhandlungen pars actorum wer: 
den und ſtets wieder aufjufinden find. 

Dem Rathe der Deputation gemäs tritt man hierauf ber zweiten Kammer 


auch hier 


einmüthig 
bei. 
Bein 
fünften Puncte, nad welchem nur noch das Kapital des Joſephinenſtifts 
n 200,000 Thaler — — als unablöslih angefehen und nach den beim vier: 


ten Puncte aufgeftellten Grundfägen behandele werden fol, verſichert Herr 
Staatsminifter von Zeſchau, wie die Urfunden, aus welchen die unbeftreitbare 
Unablöslichfeit diefes Kapitals, welches auch Seiten des Gläubigers nicht ge: 
fündigt werden fönne, hervorgehe, volftäntig vorlägen, und finder ſodann der 
Antrag der Deputation, dem DBefchluffe der zweiten Kammer auch hier beizu: 
treten, 
unanime 
Annahme. 
Der 

fechfte und 

fiebente Punet des Decrets veranlaffen Feine Discuffion, erheifchen auch 
keine Erklaͤrung Seiten der Kammer, und ſo gelangt man zum 

achten Puncte, welcher zwei wichtige Gegenſtaͤnde enthaͤlt. 
Zweite Abtheilung. 1 30. 39 
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Es foßen nämlich; zuvoͤrderſt 

” a.) nad) dem. Worfchlage der Megierung bie noch von ber Anleihe vom 
Jahre 1807. vorhandenen, insgefammt in der Staatsfaffe befindlichen, land: 
ſchaftlichen Obligationen gegen neue Steuerſcheine vom Jahre 1830. umge 
tauſcht werden. Dieß findet, dem Beifpicle der zweiten Kammer gemäg, 

einftimmige 
Genehmigung, und befchließt man eben fo 
einftimmig, 
dem zur Verwaltung ber Staatefhulden erwaͤhlten und refp. noch zu erwäh- 
Ienden Ausſchuſſe Vollmacht zur Ausſtellung ber hierzu erforderlichen Obliga- 
tionen der Anleihe von 1830. zu ertheilen. 
Demnaͤchſt fommt hier | 

b.) die Seftftelumg des Schuldentilgungsplans in Frage. Im Einver: 
fländniffe mit der Regierung hat- die zweite Kammer befchloffen, einen Tilgungs: 
fonds von 14 Procent der dermaligen Schuld, fo weit ſolche bei der Staats: 
fhuldenfaffe in Frage kommt, auszufegen, die Deputation der erften Kammer 
aber rärh aus den im ihrem Berichte angegebenen Gründen an, den Tilgungs: 
fonds nur auf Ein Procent, jedod in der Maafe feftzuftellen, daß folder bis 
zur völligen Abzahlung durch Zufchlag der erfpart werdenden Zinfen wächft. 

Dei der über diefen Gegenftand entfichenden Discuffion findet. fih nun 
feine Stimme, welche die Tilgung auf 15 Procene feftgefet zu fehen wuͤnſchte, 
wohl aber erflären. ſich viele Mitglieder der Kammer für den Vorſchlag der 
Deputation. Sie finden den hauptſaͤchlichſten Grund dafür darin, daf auf 
diefem Wege den Steuerpflichtigen, trog der fehnellern Tilgung der Schul, 
doch nicht erft in fpätern Jahren, fondern ſchon jetzt eine Erleichterung werde 
zu Theil werden fönnen, was dringend nothwendig erfcheine, da troß der durch 
ben Zollverband herbeigeführten gröffern Thaͤtigkeit der Fabriken, die große Meſſe 
der Arbeiter in denfelben dennoch in hoͤchſt bedrängten Verhaͤltniſſen lebe, und 
die gedruͤckten Preife der landwirthſchaftlichen Erzeugniſſe, verbunden mit den 
Dpfern, welche die Ablöfung erheifhe, auf dem Grundbeſitzer, befonders dem 
Fleinern, ſchwer laſteten. 

Herr Domherr D. Günther bemerkt, wie man von dem in der Regel als 
gültig anzuerfennenden Sage, daß jede Generation ihre Schulden felbft ju be» 
zahlen habe, ein Tilgungsplan alfo die Erledigung der Paflivlaft niche über 33 
bis 35 Jahre hinausſchieben folle, in dem vorliegenden Falle wohl abgehen 
fönne, da die Schuldentaft theils noch aus Älterer Zeit herftamme, theils durch 
ganz aufferordentliche Ereigniffe, welche auch bereits auf der jetzigen Generation 
gelafter haͤtten, herbeigeführt worden fey, und erklärt ſich ſodann 
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Herr Staatsminifter von Zeſchau dahin? Die Megierung habe am ficher: 
fien zu gehen geglaubt, wenn fie die Frage, im welcher Maafe der Schulden: 
tilgungsplan einzurichten fen, dem von den Kammern felbft zur Verwaltung 
der Staatsfhuldenfaffe ernannten Ausfhuffe zur Begutachtung vorgelegt: habe. 
Diefer habe fih für die Tilgung nad Höhe 14 Procent ohne Zufchlag des 
Zinserfparniffes entfchieden, umd die Megierung habe fein Bedenken getragen, 
dem beizutreten, da das Avertiffement vom 7. Juli 1830. nur eine Tilgung 
von Einem Procente zufichere, und es mindeftens nicht ausgefprochen fen, ob 
man ſich dabei eine Erhöhung der Tilgung durch Zufchlagung der erfparten 
Zinfen gedacht habe. Bei der Ungewißheit darüber, wie man fich die Sache 
damals gedacht habe, fey num der Megierung das Urtheil der Deputation der 
erften Kammer fehr wichtig, da fie Herrn Buͤrgermeiſter D. Deutrich zu ihren 
Mitgliedern zähle, welcher bei Begründung der Anleihe von 4830. mitgewirkt, 
ja das Avertiffement vom 7. Juli 1830. felbft bearbeitet habe, und cs merde 
die Megierung unter ſolchen Umftänden ihre Zuflimmung zu der von der De: 
putarion vorgefhlagenen Tilgungsweife, dafern fie von den Kammern befchlofs 
fen werben follte, zu ertheilen nicht anſtehen. 

Wenn man, ergegnet hierauf Herr Stellvertreter D. Deutrih, in dem 
mehrerwähnten Avertiffement darüber, ob der Tilgungsfonds ein werbender feyn 
ſolle, fidy nicht beftimmt ausgefprochen habe, fo liege der Grund davon darin, 
daß die Stände des Jahres 1830. den fünftigen Ständeverfammlungen nicht 
weiter vorzugreifen gewünfcht hätten, als dieß die Sache und der Credit bes 
Landes gebiererifh erheifcht hätten. Erwaͤge man indeffen, daß auch der fruͤ⸗ 
here Tilgungefonds der fähfifben Staatsſchulden ein werbender gewefen fen, fo 
müffe man glauben, daß die Gläubiger eine ähnliche DBeftimmung audy in dem 
Avertiffement vom 7. Yuli 1830. zu erblicken ſich wohl hätten veranlaßt finden 
fonnen. Dieß, und nicht die für den Augenblick eintretende Verminderung 
ber Ausgaben, habe ihn, nachdem er mit fi) und feinem Gewiffen zu Mathe 
gegangen, beftimmt, ſich für den von der Deputation vorgefblagenen Weg zu 
erflären, den er um fo mehr empfehle, als unverbruͤchliche Erfülung der er: 
theilten Zufagen es fen, welche den Eredit Sachſens bisher fo hoch geſtellt habe 
und diefes erfreuliche Ergebniß zu erhalten geeignet fey. 

Herr Bürgermeifter Bernharbi Auffert, wie er dem Antrage der Deputation 
noch freudiger beiffimmen wärbe, wenn die dadurch gehoffte Erleichterung nicht 
erft auf das Jahr 1838. verwiefen wäre, fondern den Eontribuenten, und na= 
mentlich denen bei der Gewerbefteuer, ſchon im Fahre 1837. zu Theil werden 
könnte; es wird ihm hierauf indeffen ergegnet, daß wegen gewiſſer Abänderuns 
gen hinfishelich der Perfonalabgaben bereits ein Königliches Decret vorliege, und 

39° .. 
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da es von ben Umftänden abhängen werde, ob dasjenige, was in deffen Folge) 
und fonft bei der Sache beſchloſſen werben dürfte, vielleicht ſchon bei Erhebung 
des zweiten Termins ber Perfonalabgaben für 1837. in das Leben treten 
koͤnne. | 

Endlich wird nun noch bemerflih gemacht, wie es wuͤnſchenswerth fer, 
bei Feftftellung des Tilgungsplans, welcher die völige Abftopung der Schuld 
bis über die Zeit des murhmaaslichen Friebenszuftandes hinausruͤcke, eine ſchnel⸗ 
lere Abzahlung ausdruͤcklich vorzubehalten,. und. es ift hiermit Here Staatsminiſter 
von Zefchau einverftanden, indem er bemerfli macht, daß der Seite 192 fg. 
der erften Abtheilung der Sandtags-Acten unter C. zu findende, feiner Zeit zu 
veröffentlichende, Tilgungsplan im $. 5. den Vorbehalt fehnellerer Abzahlung 
ausbrüclich feftftele. Diefer Plan werde nun zwar nad dem Worfchlage der 
Deputation einige Abänderung erleiden, in feinen übrigen, von dieſer nothwen⸗ 
digen Abänderung nicht betcoffenen Teilen aber, wenn ihm die Kammein bei: 
träten, fo bleiben, wie er ſich abgedruckt befinde, folglich auch den beregten 
Vorbehalt umfaffen. 

Bevor man zur Abftimmung gelangt, fpricht endlich noch der Herr Prä: 
fident feine Yeberzeugung dahin aus: Bei dem wohlbegründeten Vertrauen, 
welches der Saͤchſiſche Staat genieffe, würde zur Erhaltung des Credits am 
Ende wohl auch ein nicht werbender Tilgungsfonds, fogar von Einem Procente, 
genügen. Allein es fey diefer Eredit ein Erbtheil aus früheren Zeiten, und man 
würbe nicht wohl thun, von dem Wege, auf welchem er erworben worden, ab» 
zugehen, ohme mit Sicherheit etwas Beſſeres an deffen Stelle fegen zu koͤnnen. 
Schon dieß beftimme ihn, für den Vorſchlag der Deputation zu votiren. 
Hierzu kaͤmen aber noch Ruͤckſichten der Billigkeit, namentlich gegen den lei: 
nern Gewerbtreibenden und Grundbeſitzer, die er hier geltend gemacht zu fehen 
fih um fo mehr gefreut habe, ats die Kammer fein Mitglied zähle, welches die- 
fen Elaffen der Geſellſchaft angehöre. Nehme man hierzu noch die gröffere Be— 
ſchleunigung der völligen Tilgung der Schuld und die von der Deputation nach: 
gewieſene Erfparniß an der überhaupt zu verwendenden Totalfumme, fo koͤnn— 
ten dagegen Ruͤckſichten auf die Gläubiger, die vieleicht eine möglichft langſame 
Abzahlung wuͤnſchen würden, und einige Erſchwerung des Rechnungswerks, 
die ohnehin nicht bedeutend fey, unmöglid in Anfchlag kommen. 

Bei der hierauf erfolgenden Abftimmung wird der Vorſchlag der Depu⸗ 
tation 
einhellig 
genehmigt, und man tritt eben fo 
einftinmig 
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dem. erwähnten, nur fo weit, als dieß der heute gefaßte Beſchluß erheifcht, ab: 
juändernden, Tilgungsplane bei, welcher fi Seite 192 fgg. der erften Abtheilung 
der Landtags⸗Acten unter O. abgedruckt befindet. 
Beim 
neunten — bemerkt 
Herr Staatsminiſter von Zeſchau, wie die Kegierung durch die mit Preuffen 
abgefchloffene Eunvention an den für den hier erwähnten Theil. der Kammer: 
Ereditfaffen: Schuld befichenden Tilgungsplan gebunden fey und die Kammer 
tritt fowohl hier als ‚beim 
zehnten, die Kündigung der unverwandelten alten Kammer« und Ge: 
neralaccisſcheine betreffenden, Puncte dem Vorſchlage ihrer Depufation, und 
fomit den Beſchluͤſſen der zweiten Kammer 


einftimnrig N 
bei. 
Dagegen bedürfen die noch Übrigen Puncte, namentlich der 
eilfte, 
zwölfte und 
dreischnte, ' 


einen Beſchluß nicht, und kann man ſonach zur Abftimmung durch Namens: 
aufruf übergehen, 

Sie erfolgt, nachdem Herr Staatsminifter von Zeſchau den Saal verlaf: 
fen hat, und es finden dabei die bei den einzelnen Puncten gefaßten Befchlüffe 
in ihrer Totalitaͤt die Genehmigung 

aller Stimmen, 
wernad denn nun diefes Protocol « an die zweite Kammer zu befoͤrdern ſeyn 
wird. 

So kann man nunmehr zum zweiten Gegenſtande ber heutigen Tages: 
ordnung, 

86. 
Wahl der Mitglieder des Aueſchuſſes zur Verwaltung der Staatsſchuldenkaſſe und 
ihrer Stellvertreter. 
der Wahl dreier Mitglieder und dreier Stellvertreter zum Ausſchuſſe für Ver: 
waltung der. Staatsſchuldenkaſſe übergehen. 

Nachdem vom Präfidio die betreffenden Gefeg: und Actenſtellen mitgerheile 
worden find, verfchreitet man fofort zur Wahl, welche in der Maafe erfolgt, 
daß jedesmal drei Namen auf die Stimmyertel gefehrieben werden, und erft 
beim dritten Scrutinio relative Mehrheit entſcheidet. 
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Zu wirflihen Mitgliedern des Ausfchufles erlangen bei der erften Abftim: 

mung nur mit 

34 Stimmen Herr Bürgermeifter Hübler und mit 

23 Stimmen Herr Bürgermeifter D. Deutrich 
eine abfolute Mehrheit, wogegen die übrigen Vota ſich auf 16 andere Kam: 
mermitgliever in geringerer Zahl vercheilen, 

Das zweite Serutinium, an welhem 36 Stände Antheil nehmen, ge: 
währt feine abfolute Majorirät, indem bie meiften Stimmen, naͤmlich nur 8, 
auf Herrn Geheimen Nach von Mindwig gefallen find, wogegen bei der drit: 
ten Abftimmung eine relative Mehrheit von 

15 Stimmen für ebengenannten Heren Geheimen Rath von Mind: 
witz entfcheiber. 

Bei der Wahl ber Stellvertreter erlangt bei der erften Abftimmung nur 
Herr Geheimer Kath von Zedtwitz eine abſolute Majorität von 

19 Stümmen, 
wogegen eine folche beim zweiten Serutinio nur Herrn Kammerherrn Freiherrn 
von Beuft mit 
26 Stimmen zu Theil wird. 
Bei der dritten Abftimmung endlich ift Herr D. Cruſius mis abfoluter 
Majorität von 
24 Stimmen 
als gewählt zu erfennen. 

Die Gewählten erklären ſich, fo weit fie anweſend find, bereit, die ihnen 
übertragene Function anzunchmen, und wie fi) hiermit diefes Wahlgefchäft be 
endigt, fo fol das darüber aufgenommene Prost nunmehr der jweiten Kam- 
mer mitgetheilt werden. 

Nachdem hierauf zur Tagesordnung für morgen die fernerweite Berathung 
des Eriminalgeferbuchs beſtimmt worden ift, fordert der Herr Praͤſident die 
Zuhörer auf, die Gallerieen zu verlaffen, da nod) eine geheime Berathung ftarr- 
finden fol, und wird ſodann die öffentliche Sigung gefchloffen. 


Bemerkt von 
Ernft Guſtav von Gersdorf. | Ernft Friedrich Hartz, 
Dtto Graf Vizthum. S. d. L K. 
v. Erdmannsdorf. 
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28. 
Den 14. Januar 1837. 


Gegenwärtig find; 
Se. Ereellen; Herr Staatsminifter von Könnerik, 
Herr Geheimer Juſtizrath D. Groff. 


Nachdem die anwefenden 36 Mitglieder der erften Kammer das Protocoll der 
geftrigen Sitzung genehmigt haben, wird 


87. 
Vortrag aus der Regiſtrande. 

vorgetragen, daß zwei Protocollertracte der zweiten Kammer vom 11. I, M. 
eingegangen fegen, wovon der eine unter 

Mr. 78. den Vortrag der dieffeitigen Erflärung über das Königliche De: 
cret wegen der ritterfchaftlihen Beiträge zu den ertraordinären Staatsbebürfnif: 
fen der Jahre 1830. und 1831., der andere umter 

Mr. 79. aber den Vortrag der ftändifchen Schrift auf das Königliche Des 
eret wegen der Landtagsordnung ıc. betrifft. Der erftere fol zw den Acten ge: 
nommen, bie bei letzterm erwähnte Schrift aber nunmehr abgelaffen werden. 


88. 
Beurlaubungen, Entfhuldigungen. 

Beurlaubt wird hiernächft Herr Amtshauptmann Freiherr von Biedermann 
auf die Zeit vom 16. bis 19. I, M. und erfolge die Anzeige, daß Herr Graf 
von Hohenthal für heute durch Unwohlſeyn entſchuldigt fey. 

Sodann gelangt man zur 

Tagesordnung, 
und fomit 
89, 
Fortfegung der Berathung des Crimlnalgeſetzbuchs. 
zur fermerweiten Berathung des Eriminalgefegbuchs, bei welcher zuvoͤrderſt 

Se. Königliche Hoheit Prinz Johann gedenkt, daß der Deputation in ber 
Sitzung vom 11. l. M. aufgetragen worden ſey, nochmals zu erwägen, ob 
und in welcher Maafe der im | j 

Art. 161. des Gefeg: Entwurfs unter 4. aufgeführte Fall dafelbft ſtehen 
leiben ſolle. Nach der von den Herren Regierungsbevollmächtigten gegebenen 
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Erläuterung fey daſelbſt blos die mit offner Gewalt vollführte Brandftiftung | 
gemeint. Eine folhe könne nun nicht wohl anders, als im Falle des Raubes 
oder des Aufruhrs vorkommen, und da der Fall des Maubes fhon durch den 
dritten Punct des Art. 161. getroffen werde, fo bleibe noch der des Aufruhrs | 
übrig, mit dem man ben der Öffentlichen Gewalt zu verbinden habe. In fol: 
chem Falle werde num aber die Dämpfung des’ Feuers fo erſchwert, daß man 
hier die Brandftiftung mit der Todesftrafe zu bedrohen nicht anftehen fönne nach 
den einmal angenommenen Grundfägen. Die Deputation ſchlage demnach im 
Einverftändniffe mit den Königlihen Commiffarien vor, in den mehr beregten 
Artikel als Punct 4. Folgendes aufzunehmen: 
4.) wenn das Verbrechen bei ausgebrochenem Aufruhre oder ihm gleich 
zu achtender öffentlichen Gewalt (Art. 110.) verübt worden ift, 
wogegen natürlich das in Wegfall gelange, was der Geſetz-Entwurf unter Mr. 
4. enthalte. 
Dieß wird 
einſtimmig 
und ſodann Art. 161., wie er ſich nunmehr geſtaltet hat, 
mit 31 Stimmen gegen 2, 
genehmigt, der 
Art. 162. aber bleibt nun ſo, wie er geſtern angenommen worden iſt. 
So gelangt man nunmehr zum achten Kapitel und namentlich zu 
Art. 172., bei welchen die Deputation auf eine erhoͤhete Strafe des 
Meineides von 1 bis 3 Jahren Zuchthaus zweiten Grades angetragen hat. 
Gegen diefen Antrag erfläre fih Herr Staatsminifter von Könnerig, in: 
dem er zwar die Erhöhung des Maximi der Strafe unbedenklich findet, es je: 
doch für unerläßlich erachtet, als Minimum Arbeitshaus feftzuftellen. Der Grund 
der Meineide liege nicht immer alleın in ber gefunfenen Moralität, ſondern 
häufig auch in unangemeffenen geſetzlichen Vorſchriften, welche die Eide zu ſehr 
vervielfältigt und fie oft bei minder wichtigen Dingen zur Anwendung gebracht 
hätten. Suche man den Grund der härtern Beſtrafung des Meineides in ber 
Verlegung der Ehrerbietung gegen die Meligion, fo würde auch die Gotteslaͤ— 
fterung eine härtere Strafe erheifchen, als der Geſetz- Entwurf vorſchlage, be: 
firafe man. aber die Mechtsverlegung, fo fen ſolche in der That nicht immer fi 
groß, daß fie die Belegung mit Zuchrhausftrafe zu rechtfertigen vermoͤge. 
Diefen Gründen fügt Herr Geh. Juſtizrath D. Groſſ bei, dag die Mein 
eide häufig auch durch die unpaffende, der Würde und MWichrigfeit der Sa 
be nicht angemeffene Art, in welcher mit Erforberung und Abnahme de 
Eive verfahren werde, befördert würden, wovon man fich leicht uͤberzeuge 
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birfte, wenn man. z. B. daran benfe, daß der Werluſt jeden Wanderbuchs 
beſchworen werden -muhffe: : Uebrigens beruhe mancher Meineid, welcher aller⸗ 
dings als ein doloſer erkannt werden muͤſſe, weniger auf einem eigentlich ver⸗ 
brecherifchen Willen, als auf einer falſchen Auſicht, über ‚die Zulaͤſſigkeit 
des Mittels zur Abwehrung eines gegen. den Eee oo an rd 
unrechtmaͤſi gen Anſpruchs. 

Dieſe Anſicht theilt auch Herr von Polen; haupefächlich aus dem PR 
weil die Fälle des dolofen und leidhtfinnigen Eides einander. oft fehr nahe 
lägen, „und es im ;concreten Falle häufig ſchwer ſeyn werde, bie Fihrige 
Grenze zwifchen beiden zu finden, es verwendet fih auch 1J 

Herr Domherr D. Guͤnther, der übrigens; mit der Erhöhung des Ma⸗ 
ximi einverſtanden iſt, für die Beibehaltung des Arbeltshauſes als Mini⸗ 
mum; indem er bemerklich macht, daß ein Meineid nicht immer in einer vers 
worfenen irrefigiöfen Gefinnung, fondern ‚zuweilen ‚auch in einer falfchen An 
ſicht über den Conflict der Pflichten, 5. DB. wenn, wie vorgefommen, eine 
Frau ihren Ehemann dadurch ‘won ſchwerer Strafe befreien könne, feinen 
Grund habe. Solche Fälle erheiſchten eine ;mildere Strafe und möge man 
nicht . vergeffen, daß namentlich. in Polizeiſachen ber — baufig nicht 
Zeit behalte, ſich die Sache ruhig zu uͤherlegen. 

Nachdem noch Herr; Graf von Einſiedel bemerklich gemacht har, daß 
mancher Meineid wohl auch Folge einer über die vorhandenen Beweismittel 
den Sachwaltern gegebenen unüberlegten' Erffärung ſey, die dann ohne Ver: 
luſt des: ganzen Progeffes. nicht zuruͤckgenommen werden koͤnne, erheben ſich 

der Here Meferent und viele andere Stimmen zur DVerrheidigung des De: 
putatloneghtachtens. Sie finden es wichtig, daß. das Verbrechen des Mein: 
eides ſtets mit einer entchrenden Sirafe belegt werbe, da es, wenn man Ars 
beitshausftrafe zulaffe, die Meinung des Volks entweder über. die entehrende 
Qualität ’des Meineides verrücen, oder fie dahin lenken muͤſſe, die Arbeits» 
hausftrafe als entehrend zu betrachten. Leider fämen Meineive nicht felten 
vor, und wenn man angefuͤhrt habe, daß die Fälle des wiffentlichen und 
des Teichrfinnigen Meineides zuweilen ſchwer zu unterſcheiden feyen, fo beforge 
man dieß nicht, ba alenchalben vom Dichter die Grenze zwifchen dolus und 
eulpa gefunden werben muͤſſe. Das Beifpiel der Gortesläfterung paffe nicht, 
denn fie fen ein meift im Augenblicke der Leidenſchaft erfolgter Ausbruch der 
Roheit, der Meineid aber ein mit Ueberlegung begangenes Berbrechen, wel: 
ches, um fo härter beſtraft werden muͤſſe, da es die ideale Grundlage des 

Iweite Abtbeilung. 1. 38, 40 
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Staats zerftöre, ;. B. ſelbſt das Vertrauen zum Militär gefätde, und da 
eine milde Strafe den Meineid in den Augen ver glaubenzfofen * Dinge 
als minder verabfhenungswirdig darſtellen wutde. 

Nachdem ſich noch der Herr Praͤſident fr die Anſicht der Deputarion 
erkläre hat, gelangt man zum Abftimmung, 'bei welcher die von der Dep: 
tation vorgefihlagene Erhöhung des Mayimi auf 3 Jahr Zuchthaus jiveiten 
Grades 


einfimmig, | 
die won eben, derfelben beantragte Erhoͤhung dee Mini ch 1 Safe Zuche 
haus zweiten Grades aber, 
mit 29 Stimmen gegen 7, 
angenommen werben. 

Durch die gefhehenen Aeufferungen findet ſih übrigens Hear —* 

mann Freiherr von Biedermann veranlaßt, darauf anzuttagen: 

man möge die Regierung in de" Schrift erſuchen, die Geſetzgebung 
fowohl in erimineller und ciwilrechrlicher als polizeilicher Hinficht zu 
teviviren, um dadurch vie Zahl der Eide angemeffen zu vermindern, 
auch möge eine Verfügung an die betreffenden Juſtiz⸗ und Polizey⸗ 
Behörden beantragt werden, um denfelben die Anwendung des gehoͤ— 
rigen Ernſts und —— Feierlichkriten dd Abnahme der Eide 
einzufchärfen, 

Dieß findet die. erforderliche Unterflüsung , e9 wird aber von Herrn 
Staatsminifter. von Könnerig ergegnet, wie. der Antrag wegen Reviſton 
der gefammten Gefeggebung: zum Behuf der Derminderung ver Eide fo um: 
faffend fey, daß er als völlig unausführbar anerfannt werden mäffe. Uebri⸗ 
gens verliere die Regierung die Sache fiinesweges aus dem Auge, und es 
werde wegen Abfchaffung. einiger Eide, 5 DB. ber vor Gefährde, noch im 
taufe der jetzigen Staͤndeverſammlung ein Geſetzvorſchlag an die Kammern 
gelangen. 

Ya ähnlichem Sinne fprechen fich mehrere Stimmen aus, indem fie zu— 
gleich bemerken, .vaß der zweite Theil des Antrags Sache der Verwaltung 
fey, und nimmt hierauf Herr’ Amtshauptmann von Biedermann-feinen An⸗ 
trag wieber zuruͤck, was aud Herrn von Carlowitz — ein — 
tigtes Unteramendement zu demſelben nicht zu ſtellen. 

Her D. Erufius macht demnaͤchſt noch bemerklich, wie der — 
bericht die ſehhr wichtige, aus der Faſſung des Geſethes ſelbſt nicht zu entneh— 
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mende Erkäuterung enthalte, daß in den vorliegenden Artifeln- bios von aſſer⸗ 
torijchen micht aber von promifforifchen Eiden die Rede fey. Er frage an, 
wie diefe und ähnliche Erläuterungen zur Kenntaiß der künftigen Dichter ge: 
langen würden, indem er, falls hierüber ‚feine beruhigende Erklärung ertheilt 
werben follte, einen Zufag zu Art. 172. für nöchig halte. 
Ein ſolcher Zufag wird indeffen, obwohl mehrere Stimmen die Richtig: 
keit der Bemerkung und die Wichtigkeit. der Sache anerfennen, nicht mehr 
für zuläffig erachtet, da der Schluß der Debatte über Art. 172. bereits er» 
folgt iſt, und, erflärt Here D. Erufius, ‚wie ‚er nach Befinden: fpäter einen 
allgemeinen Antrag wegen der Seiten der Regierung ertheilten Erläuterungen 
fielen werde. 
Es erfolgt hierauf. die Annahme des Art. 172;, 
mit 35 Stimmen gegen 1, 
und gelangt man zu den 
Art. 173. und 174., welde mit den von ber Deputation branträgten 
Abänderungen, eben fo mie 
Art. 175. unverändert 
einftimmige 
Genehmigung. finden, 
Beim 


Art. 176. findet Herr Domherr D. Günther den Begriff bes leichtſin⸗ 
aigen Eides zu eng gefaßt, indem der Gefeg-Enrwurf ſolchen nur dann 
fiatuire, wenn etwas Unwahres eidlich verſichert worden. Dieß gemüge aber 
niche, da offenbar auch dann ein leichtfinniger Eid vorhanden ſey, wenn 
Jemand Etwas beſchwoͤre, was zwar am ſich richtig fep, von deſſen Wahr: 
heit er aber feine Kenntniß oder Ueberzeugung habe. Es wird dieß durch 
Beifpiele erläutert und darauf ber Antrag gegründet, den Anfang des Ar: 
tilels fo zu faſſen: 

Wer aus Leichtſinn eine Behauptung, von deren Richtigkeit er nicht 
völlig uͤberzeugt iſt, wor Gericht eidlich erhaͤrtet hat, iſt u. ſ. w. 

Dieß wird auch unterſtuͤzt, ſodann aber von mehrern Seiten dagegen 
angeführt, daß hier ein culpoſes Verbrechen vorliege, welches nach der im 
gangen Geſetzbuche angenommenen Anſicht nut dann einer Strafe unterliege, 
wenn es einen Erfolg gehabt habe, der hier aber fehle. ‚Andere finden im 
dem von Herrn D. Günther berüßeten Falle einen dolofen Meineid, noch 
Andere glauben, daß die durch Art. 1. für bie — des Geſetzbuchs 

0” 
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gegebene. Freiheit ber Auslegung auch hier"genüge, «noch Andere endlich glau⸗ 
ben, daß wenn. beim doloſen Meineive die Beeidung einer unrichtigen Be: 
hauptung erfordert worden‘ feyy.'ehn Gleiches: auch beim Meineide aus Leicht⸗ 
ſinn nicht umgangen werden koͤnne, wenn man dpi > ———— 
und eine Caſuiſtik verlieren wolle 

Da indeffen auch wiederum mehrere &chninen bie Dub der gemach⸗ 
ten Bemerkung anerkennen, ß we am Ende 

einſtimmig ae 

beſchloſſen, die Deputation zu afuhen;; daß ſed die Ser’ mit — PFERM 
Herren Sommiffarien prüfen, und in nächfter, dem Criminalgeſetzbuche ge: 
widmeten Sitzung Vorſchlaͤge darüber eröffnen möge, ob und in welcher 


Maafe der Art. 176, eine ER im Sinne des a. Di — 
beduͤrfe. 


In dem 

Are. 177. fol nah dem ———— der Deputacion unter a. Seite 118 
ihres Berichts das Citat des Art. 176. eingeſchaltet werden, und es wird 
dieß 

einſtimmig 
genehmigt, mit dem Vorbehalte, nad) Befinden. auch noch bag‘ Eiras eines 
Art. 176 b. einzufdalten, dafern vielleicht ein ſolcher im Folge bes vorfte= 
hend erwähnten Güntherfchen Antrags beliebt ‚werden ſollte. „“ 

Bon: der Deputation iſt demnaͤchſt unter h. auf eine Milderung der Strafe 
des Meineides beim- Widertufe * Brabschen von‘ Zuchthaus af Arbeits» 
haus angetragen werden - 

Herr Vürgermeifter Wehner Anti aber dieſe Herabfeguiig nicht genügend, 
indem er zugleich auf den von der Deputation der zweiten Kammer’ Seite 
115 und 196 ihres Berichts gemachten, noch! toeit gelindern Worſchlag hin- 
weifer. Er tritt zwar dieſem letztern nicht ganz bei, wuͤnſcht ihn indeffen 
in der Maaſe Angenommen’ zu fehen, ba darin ſtatt „Arbeitähausftrafe 
bis zu 6 Monaten‘ geſetzt werbe „Arbeitehausftrafe bis zu zwei Jahren‘. 

Machdem dieß unterſtuͤtzt worden iſt, wird. von mehrern Seiten da— 
gegen eingehalten, wie hier ein‘. voͤllig conſumirtes Werbrechen vorliege, 
was uͤberdieß in der Regel ohnehin nicht haͤrter werde geſtraft werden, 
als hoͤchſtens mit .2 Jahren Arbeitshaus, waͤhrend in benn wenigen: Faͤl⸗ 
len, wo der Vorſchlag det Deputation sine. hoͤhere Strafe. zulaſſe 
ſolche wegen der großen Schändlicpfeie der Abſicht wohl verdient ſey 
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Dir  Vorfehlag des Herrn Buͤrgermeiſters Wehner ſetze die Strafe aufs 
fer dem richtigen Werhättniffe zu der. Strafe des Verſuchs, und wenn. auch 
der 'Meineidige den Preis feines Verbrechens aufgebe, fo bleibe doch die im 
Meineide begangene Gotteslaͤſterung unveraͤndert; am Ende werbe der, wel⸗ 
cher beforgen müffe, fein Werbrechen entdeckt zu fehen, ſich durch Widerruf 
minder firaffällig zu machen fuchen, ohne daß ſelbſt eine wahre Reue inge⸗ 
treten ſey. 

Dagegen findet der Wehnerſche Vorſchlag auch wieder feine Vertheidiger, 
und es verfichert namentlich Herr Domherr D. Günther, wie es nichts Selte— 
nes ſey, dag Meineidige, felbft im Falle bei Unterfuchungen geleifterer Purgas 
torien, freiwillig ihr Verbrechen befenneren und fi ber ER unterwuͤrfen, 
um nur der Quaal ihres Gewiſſens zu entgehen. 

Se. Königliche Hoheit Prinz Johann macht hierauf zur Ausgleihung den 
Vorſchlag, den Artikel, uͤbrigens unter Beibehaltung der von der RER 
Seite 118 ihres Berichts beantragten Faſſung, fo zu ſtellen: 

auf ein Viertheil bis zur Hälfte der Dauer der u. few. 

Dieß wird, nachdem ſich Herr Buͤrgermeiſter Wehner damit einverſtanden 
erklaͤrt hat, unterſtuͤtzt, auch, ſo wie im Uebrigen der A der Deputa⸗ 
tion- und der Artikel 177: ſelbſt, 

einftimmig 
angenommen. 

Zu den num folgenden Artitefn 178— 182, hat, laut der Beilage diefes 
Peotocolls unter 54., Herr. Amtshauptmann: von Melk daranf angetragei, hier 
den Gefeg: Entwurf dahin abzuändern, daß allenthalben ſtatt Gefängnißftrafe 
Arbeitshaus, umd ſtatt diefes letztern Zuchthaus Play ergreifen moͤge. 

Zur Bevorwortung dieſes Vorſchlags führt der Herr Antragftelle am: 
Es fey eine der wichrigften Pflichten des Staats, für Aufrechehaltung und Hei⸗ 
lighaltung der Religion zu forgen. Wo dieß nicht gefchehe; da werde die Mo: 
rafität and bie Baſis des Staatsverbandes untergraben, dieß aber müffe ges 
ſchehen, wenn man z. B. die Öortesläfterung nicht härter ſtrafen wolle, als 
einen Diebftahl von 10 bis 50 Thalern, als eine fimple Verleumdung und 
dergl. mehr. Die Deputation der zweiten Kammer wolle in mehrern hier ein 
ſchlagenden Artifeln das Strafmaas noch herabſetzen und beziehe fich dabei dar: 
auf, daß wir in einem aufgeflärten, toleranten Sande lebten. Ihm ſcheine 
dieß Fein Grund zu einer Maasregel zu ſeyn, die den Verdacht des Indiffe⸗ 
eöntismus würde erwerfen koͤnnen, und: vermiffe er auch die Motiven der Re⸗ 
gierung zu fo milder Strafe, wenn er fie nicht etwa in der allgemeinen Bezie— 
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hung auf die angeblich gelaͤuterten Anfichten unſerer ‚Zeit finden, ſolle, Denen er 
hier mindeſtens nicht beizutreten wermöge.. Die von der Deputation der: zweiten 
Kammer genommene Beziehung auf die Gefehgebung anderer Staaten beweiſe 
nichts, da Deligion und Eultus in Farholifhen Staaten, weit weniger ciner 
ſtrafwuͤrdigen Nichtachtung unterworfen wären. 

Ob nun wohl der Antrag die erforderliche Unterſtuͤtzung nicht erhält, fo 
nimmt doch Herr Staatsminifter von Könnerig das Wort, um auf die Aeuſ— 
ferungen des Herrn von Welck, die Vorwürfe gegen die Megierung enthielten, 
zu antworten. Da’ die hier in Frage fichenden Derbredyen nach dem Gefeh: 
Entwurfe nicht milder beſtraft werden follten, als dieß bisher ſchon wirklich 
der Fall gewefen, fo habe es auch befonderer Motiven nicht bedurft, was aber 
die geläuterten Anfichten der neuern Zeit betreffe, fo beftünden fie darin, daß 
man, und gewiß mit Mecht, im der Gorttesläfterung nicht mehr eine Veleidi- 
gung Gottes erblide, fondern nur eime ſtraͤfliche DENN des veligiöfen Ge: 
fühls Anderer. 

In der Gortesläfterung, bemerkt hierauf &. Königliche Hoheit Prin; 
Johann, habe die Deputation den unprämetitirten Ausbrud) «einer Roheit er: 
fennen zu muͤſſen geglaubt, und hiernach die angedroheten Strafen fie gnuͤ⸗ 
gend gehalten, wofuͤr ſie denn auch 

Herr D. Großmann erkennt, und das um ſo mehr, als es gerade in ſol⸗ 
chem Falle weit weniger bedenklich ſey, die Strafe kuͤnftig zu erhoͤhen, wenn 
ſich dieß noͤthig zeigen ſollte, denn fie jemals zu ermäfigen. 

Es hat demnaͤchſt fuͤr 

Art. 178. die Deputation eine veränderte Faſſung Seite 119 ihres Be⸗ 
richts vorgeſchlagen, 

Herr Geheimer Juſtizrath D. Groſſ macht aber bemerklich, daß es ſchon 
um der kuͤnftigen Vereinigung willen zweckmaͤſig erſcheine, lieber die von der 
Deputation der jweiten Kammer Seite 116 ihres Berichts vorgefchlagene Wort- 
ftelung anzunehmen. 

Dieß wird, nachdem ſich die Deputation einverftanden erflärt hat, und 
zugleich mit Art. 178. ſelbſt, 

mit 31 Stimmen gegen 1, 
genehmigt. 
Eben fo finden die 
Art. 179. und 180. unverändert, 
mit 31 Stimmen geger 1, 
Annahme, und hat ſodann Unterzeichneter laut der Beilage 55. einen Zu⸗ 
fat als 
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Art. 186 b. beantragt, zu deffen Unterſtuͤtzung er anfuͤhrt: Es fen unbe: 
sifelt ein weit härteres Verbrechen, wenn fi Mehrere zur Störung bes 
orteebienftes verbänden und ſolche gemeinſchefelich ausführten, als wenn dieß 
ı Einelner, vieleicht ohne prämeritirren Vorſatz, thue. Gleichwohl ſeyen 
x. den erftgedachten Fall im Gefeg: Entwurfe keine Beſtimmungen gegeben, 
Art. 181. von der Verhinderung, ' nicht aber von der Störung des Got⸗ 
sdienfles handele, und dieſe Luͤcke auszufüllen, ſey der vorgefihlagene Zuſatz 
titel beſtimmt. 

Der Antrag wird hierauf unterftühe, dagegen aber von mihrern Seiten 
wefühet, wie der Spielraum, den die Xeuitd 179. und 180. bei Beſtim⸗ 
ung der Strafe gewährten, auch für den Fall einer von Mehrern ausgefuͤhr⸗ 
n Störung austeiche, die ei in de Regel in ein anderes Verbrechen 
xtachen werde. 

Der Vorſchlag des Lnterzeichneten wird ſodann, 

von 22 Stimmen gegen 9, 
gelehnt, und es erfolgt die Annahme des 

Art. 181. mie der von der Deputation beantragten Straferhoͤhung und des 

Art. 182. unveraͤndert, 
des 

mit 31 Stimmen gegen 1. 

Hier wird indeffen wegen Ablaufs der Zeit abgebrochen, und unter der 
eſtimmung, daß man ſich zu nächfter Verhandlung des Criminalgeſetzbuchs 
szu und mit Art. 213. vorzubereiten haben werde, sur Lagesorduung fuͤr 
chſte Sitzung: 

1.) der Bericht der erſten Deputation uͤber das Konigliche Decret, Ent: 
(effung auf mehrere ſtaͤndiſche Anträge ꝛc. enthaltend, fo wie 

2.) der anderweite Bericht derfelben Deputation über das Königlihe Der 
t wegen der Protocollführung ıc. 
timmt, 

Die Faffung der heute angenommenen Artikel enthaͤlt die Belag R. 


Miedergefchrieben von 
ft Guſtav von ag Ernſt $riedrih Hart, 
ietrih von Miltig. - Sec. d. J. K. 
ul von Metzſch. 
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R. 


Artifel 161. 


Wer eine Feuersbrunft in vewohnten oder andern Gebäuden erregt, wo ſich 
gewöhnlich oder. wenigftens zu der Zeit, wenn biefelbe ausbrechen fol, Men: 
ſchen aufhalten, ohne Unterfhied —— beftraft werden: 

1.) wenn dur das entſtandene Feuer ein Menſch getoͤdtet ober (eben: 
gefährlih verwundet. oder verftümmelt worden ift, und biefer Erfolg unter den 
vorhandenen befondern" Umftänden von dem Verbrecher mit Wahrfheinlichfeit 
vorausgefehen. werden fonnte; 

2.) wenn an verfehiedenen Orten einer Stadt ober eines Dorfes zugleich 
Feuer angelegt worden, und diefes wenigftens an Einem Orte zum Ausbruche 
gefommen iſt; 

3.) wenn der ausgebrochene Brand im der Abficht angeſtiftet wurde, um 
unter deſſen Beguͤnſtigung Raub und Mord auszufuͤhren; 

4.) wenn das Verbrechen bei ausgebrochenem Aufruhr oder ihm gleich zu 
achtender oͤffentlichen Gewalt (Art. 110.) verübt worden ift; * 

5.) wenn der Verbrecher, um die Loͤſchung zu verhuͤten, die Loͤſchmittel 
entfernt oder unbrauchbar gemacht hat; 

6.) wenn der Verbrecher an oder in der Naͤhe von Pulvervorraͤthen Feuer 
angelegt hat, im der Abſicht, dieſelben zu entzuͤnden, in ſofern dadurch Men« 
fen, oder Gebäude, in welchen fi gewöhnlid oder wenigfiens zur Zeit der 
That Menfchen aufhalten, in Gefahr fommen. 


Art. 162. 


Die Erregung —— Wohnungen (vergl. Art. 16 —— 
Wohngebäude abgebrannt iſt; 

2.) bei wiederholter —— gelangen; 

3.) wenn das Feuer an Gebäuden angelegt wird, in welchen fich eben eine 
große Anzahl von Menfchen verfammelt befindet, 





Art. 163. bis 171. 
befinden ſich in der Beilage des Protocolls vom 11. Januar. 


Art. 172. 


Ber — — — diſt mit ein bis drei Jehren Zuchthaus zwei⸗ 
ten Grades zu beſtrafen. 


307 


Art. 173, 

Iſt aber Strafen ein: 
1.) wenn — — Zuchthaus zweiten Grades von 2 bis zu 4 — 
2.) beſteht ſie deſſelben Grades von 3 bis zu 10 Jahren; 











3.) iſt das — — Zauchthaus erſten oder jweiten Grades von 8 bis 
u 15 Sahren. 
Art. 174. 
Hat derjenige —— fo ift in dem Falle unter Mr. 1. anf Zucht- 


haus zweiten Grades von 3 bis 10 Jahren, im Falle unter Nr. 2. auf Zucht: 
haus erften ober zweiten Grades von 6 bis 20 Jahren, und in dem Falle 
unter Mr. 3. auf lebenslängliches Zuchthaus erften oder zweiten Grades zu 
erlennen. 

Iſt an einem u. ſ. w. 


Art. 175. 
bleibt unverändert. £ 
Art. 176. 
R ausgefekt. ' 
: Art. 177. 
Wenn derjenige ſo iſt nur auf ein Viertheil bis zur Hälfte 


dr Dauer der in den rt. 172. 173. und 176. beftimmten Strafen unter 
Verwandlung der Zuchthaus: in Arbeitspausitrafe und in den Fälen u. f. w. 
Art. 178. 
Wer die der Keligion ſchuldige Ehrerbietung durch Sottelaſterungen oͤffent⸗ 
ic) verlegt, fol mit Gefaͤngniß u. ſ. w. 
Art. 179. 180. 
bleiben unveränbert. 








Art. 181. 
Die Verhinderung ift mit Gefängniß von 2 Monaten 
bis zu Einem Jahre, und an ben Anftiftern u. f. w. 
Art. 182. 
bleibt unverändert. | 
M 54. 


ad Art. 178— 182. 

Daß überall, wo in diefen Artikeln im Geſetz- Entwurf Gefängnißfirafe 
feftgefege ft, — Arbeitshaus- Strafe, und wo Arbeitshausftrafe beftimme 
ft — Zudthaus⸗ Strafe zweiten Grades, Platz greifen möge. — Ä 

Tr. von Wed. 
Jweite Abrheilung, 1. Bd. 4 
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M 55. 
Zu Kap. VI. des zweiten Theile des Eriminalgefegbuche. 


Nah Art. 180. wunſcht Unterzeihneter einen Zufagartifel 180 b. einge 
ſchaltet zu ſehen, folgenden Inhalts: 

Wenn die in den Artikeln 179. und 180. angegebenen Verbrecher 

von Mehrern gemeinfhaftlich in Folge vorhergehender Werabredun: 

begangen: werben, ſo find die dafelbft beftimmten Strafen für vi 

Anſtifter und Anführer, zw. verdoppeln, für die Zheilnehmer um di 


Hälfte zu erhöhen, 
Ernſt Friedrich Hark. 


29. 
Den 46. Sanuar 1837. 
Gegenivärtig „find: 
Se. Excellenʒ Her Staatentinifter von Lindenau, 
Se. Excellenʒ Herr Staatsminifter von Zeſchau, 
ſpaͤter auch | | | 


Se. Excellenʒ Herr Staatsminifter von Carlowis, und 
Se. Excellenʒ Herr Staatsminifter von Könnerig. 


Die anwefenden 37 Mitglieber der erften Kammer genehmigen das über vi 
vorige Sigung aufgenommene Protocol und ertheilen ſodann 


9. 
Beurlaubungen. 
Herrn von Poſern Bewilligung zur Verlaͤngerung feines Urlaubs bir 
zum 31. l. M. fo wie auch Herr Rittmeiſter von Hartitzſch auf heute und 


morgen und Herr ae ah von Leipziger auf den 15. bis 22.1. M. beur 
laubt werben. 


Zur 


- Tagesordnung 
übergehend, trägt 
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9. 
Berathung über den Bericht der erſten Deputation, das Königliche Decret 
enthaltend, die allerhöchfte Entichlieflung auf mehrere fläntifche 
Anträge ꝛtc. betreffen». 
Herr Buͤrgermeiſter Wehner, als Meferent, den Bericht der erſten De: 
puration über das’ Deeret vom 13. Movember 1836., die allerhöchfte Ent: 
ſchlieſſung auf mehrere ftändifche Anträge und allgemeine Mirtheilungen an die 
Stände betreffend, vor. 

Das Deere und mit ihm der Bericht zerfallen in zwei Haupttheile, de: 
ren jeder wieder mehrere einzelne Nummern enthält, und man folgt dieſen 
Abtheilungen auch bei der Berathung. | 

Anlangend 
i ad. 
den erften Haupttheil ſo hat ſich die Deputation 

ad 1.) die Gleichſtellung der Rechtsnormen in der Oberlauſitz mit denen 
der Erblande betreffend, 

ad 2.) die bei Vollſtreckung der Todesſtrafen zu beobadıtende Form be: 
treffend, 

ad 3.) ‚die Behörde zu Entfcheidung von —— zwiſchen Ju⸗ 
ſtiz- und Verwaltungsbehoͤrden betreffend, 

ad 4.) die Ueberweiſung ungangbarer Berggebäude ıc, an die Ortsobrig- 
feiten betreffend, 

ad 5.) die Fixirung der Brandfaffenbeiträge auf jede DBewilligungsperiode 
betreffend und 

ad 6.) die Beförderung der Sonntagsſchulen betreffend, 
durch die im Decrete enthaltenen Mittheilungen befriedigt gefunden und ber 
Kammer angerachen dabei Beruhigung zu fallen, was denn auch ohne wei: 
tere Discuſſion, und jwar bei jevem Puncte einzeln, 

einftimmig, 
genchmigt wird. 
Gleiche Beruhigung hat 

ad 7.) die Deputation bei.der Erklärung des Decrets in Betreff ber in 
manchen Städten noch befichenden indireeten Abgaben bei Einbringung ländli- 
her Erzeugniffe faffen zw fönnen geglaubt, 

Hert Amtshauptmann Freiherr von Weld aber tritt diefer Anſicht nicht 
bei, imden er den ſtaͤndiſchen Antrag fo lange nicht für völlig erledigt hal- 
ten fönne, als überhaupt noch er der angegebenen Art. in einzelnen 

41 
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Städten fortbeftünden. Er wuͤnſche, daß die Megierung ber möglichften Ab: 
ftelung dieſer Abgaben fortwährend ihre Aufmerffamfeit ſchenken möge, und 
beantrage deshalb: 
Man möge die Regierung erfuchen, nicht nur neue Abgaben ber an: 
geführten Art fünftig nicht einführen zu laffen, fondern auch ferner: 
weit fo viel möglich auf den Wegfall ber bereits beſtehenden Bedacht 
zu. nehmen. j 

Dieß wird zahlreich unterftügt und von mehrern Seiten bevorwortet, un: 
ter dem Anführen, daß, fo lange jene Abgaben fortbeftünden, die bei Errich: 
tung des Zollverbandes enrflandenen Hoffnungen unerfült blieben und daß es 
unbillig erfcheine, die Sandbewohner, denen die Eingangsabgaben doch zur 
Saft fielen, da fie deren Betrag dem Käufer nicht anrechnen koͤnnten, zur We: 
bertragung eines Theils der Schulden der Städte anzuhalten. 

Dagegen find der Herr Meferent und mehrere andere Kammermirglieder 
anderer Anſicht. Sie führen an: So wenig man fagen fünne, daß der 
Eingangszol von Eoloniahvaaren den Producenten derfelben treffe, eben fo 
wenig fen e8 gegründet, wenn man behaupten wolle, daß die Landbewohner 
es fenen, welche die frädrifchen Abgaben entrichteten, da’ fie diefe letztern, wie 
billig, auf ihre Producte fehlügen. Wenn die Städte das, was an Produc: 
ten in ihrem Bezirke felbft erzeuge werde, einer Beſteuerung unterwirfen, fo 
fen es natürlih, daß fie eine enefprechende Abgabe auch von dem erheben 
könnten und erheben müßten, was eingebracht werde, umd genüge es, Wenn 
nur DBeranftaltung getroffen werde, das frei zu laffen, was nicht in der 
Stadt felbft confumirt werde, fordern wieder ausgehe. Die in Frage ftchen: 
den Abgaben druͤckten Miemand mehr, als die Bewohner der Städte felbft, 
in denen fie beftünden, und es wünfche daher Miemand fehnlicher fie abzu— 
fchaffen. Allein es fen dieß nicht allenchalben moͤglich, mindeftens nicht fofort, 
und man fönne fi mit der im Deerete enthaltenen Erflärung vollkommen 
beruhigen, indem, wenn Mißbräuche entſtehen follten, jedem einzelnen Mit: 
gliede ver Kammern ja das Befugniß zuftche, die Sache auf dem Wege ver 
Petition auf das Neue zur Sprache zu bringen. 

Herr Geheimer Rath von Zedtwitz fpriche ſich dahin auss Er überzeuge 
fi) willig, daß es bei der Maffe der auf manchen Städten noch haftenden 
Kriegsfehulden nicht möglich fegn werde, jene Abgaben allenthalben fofore auf 
zuheben, allein er wuͤnſche auch, daß Letztere nicht etwa dazu verwendet wuͤr⸗ 
den, auch neuere Schulden dadurch zu filgen, die durch fehlerhafte Admini⸗ 
firation oder zu luxurioͤſe Einrichtungen veranlaßt würden. In diefem Sinne 
aber trage er darauf an: 
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Man möge die Megierung erfuchen, genaue Kenntniß von dem 
Schuldenweſen der Städte zu nehmen und indirecte ſtaͤdtiſche Abga— 

ben niemals wegen erſt neuerlich entfichender Schulden zu bewilligen. 

Auch dieß wird zwar unterſtuͤtzt, findet aber mehrfeitigen Widerfpruch, 
indem der Regierung ohnehin die genaueſten Morizen über das Schulvenwefen 
der- einzelnen Städte zugiengen, fie daher zur Kenntnifnahme von denfelben 
nicht erſt aufgefordert zu werden brauche, überdieß auch da, wo es auf Ent: 
werfung eines regelmäfigen Tilgungsplans anfomme, eine Gonderung der 
Schulden in. ältere und neuere weder angemeffen noch häufig felbjt möglich ſey. 


In Folge der geſchehenen Aeuſſerungen erflärt fodann Herr Staatsminifter 
von Zeſchau: Es fey der eigene Wunſch der Megierung , jene indirecten frädti« 
fhen Abgaben foweit irgend möglich abzufchaffen, und cs fey dem gemäs 
theils durch Verminderung, theils durch Aufhebung fo viel gefchehen, als nad) 
den Lmftänden habe gefchehen können, Die Regierung werde die Sache aud) 
forehin fters im Auge behalten und auf dem betretenen Wege thunlichft forte 
gehen, allein da faft alle Städte früher Zufcpläge zur Accife erhoben hätten, 
fo ſey deren Verlegenheit bei. Einführung des Zollverbandes allerdings feine 
geringe gewefen, und man habe hier und da von der frühern Einrichtung 
nothgedrungen Etwas beibehalten müffen. Den Antrag des Herrn Seeretärs 
von Zedtwitz koͤnne er zur Annahme nicht empfehlen, da er, fo vicl die 
Kenntnißnahme von dem Schulvenwefen der Städte anlange, unnöthig fey, 
dagegen aber die unbedingte Zuläffigfeit indirecter ſtaͤdtiſchen Abgaben wegen 
aller Kriegsfhulden beſtimmt ausgefprochen zu werden feheine. 

Herr Geheimer Rath von Zedtwig nimmt hierauf feinen Antrag wieder 
zurück, und da fi) mehrere Stimmen dahin erflären, wie ihnen der. Vor: 
flag der Deputation hauptſächlich in fo fern zu weit zu gehen feine, als 
nach demfelben der ftändifhe Antrag fiir völlig erledige erkannt werben folle, 
fo ſchlaͤgt 

der Herr Präfivent vor, die Kammer möge befhlieffen: 

wie fie fi nad der von Herrn Staatsminifter von Zeſchau gege⸗ 
benen Erklärung dermalen beruhigt finde. 

Diefer Vorſchlag wird auh, nachdem ſich mehrere Anwefende für den 
felben erklaͤrt haben, 


einftimmig 
angenommen und erledigt fich —— der Antrag des Herrn Amtshaupt: 


manns von Welck. 
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Menn die Deputation ferner 

ad 8.) die Anftelungsfportuln der Staatsdiener betreffend, und 

ad 9.) die Verpflihtung der katholiſchen Geiftlichen der Oberfaufig auf 
die Sandesverfaffung, die Abänderung der Form der Erlaffe des apoſtoliſchen 
Vicars und die Ausübung des juris eirca sacra über die katholiſche Kirche 
betreffend, Etwas nicht zu bemerken gefunden hat, vielmehr der Kammer von 
ihr angerathen wird,’ bei den gegebenen Erklärungen Beruhigung zu faffen, 
fo finder foldhes . 

einmuͤthige 

Zuſtimmung, und es erklaͤrt nur noch, auf eine dießfallſige Anfrage des 
Herrn D. Großmann, der 

Herr Staatsminiſter von Carlowitz, daß das Regulativ wegen Ausuͤbung 
des juris circa sacra über die katholiſche Kirche den Ständen noch wäh- 
rend ihrer dermaligen Verſammlung vorgelegt werden folle. 


Anlangend endlich 


ad 10.) die Verbefferung des Zuftandes der jüdifchen Glaubensgemoffen, 
fo erflärt zuvoͤrderſt 


Se. K. H. Prinz Johann, wie bei Faffung des von der Depurarion 
Seite 260 ihres Berichts geftellten Antrags ein Mißverftändnig obgewaltet 
zu haben feine, indem die Abſicht der Depuration keinesweges dahin gehe, 
unerwartet des beantragten Geſetzes interimiftifhe Maasregeln zur Erleichre: 
rung der Juden eintreren zu fehen, der zweite Theil des Antrags von dem 
Worte „inzwiſchen“ an, vielmehr nur die Gegenftände bezeichnen foile, auf 
welche man das Geſetz gerichtet zu fehen wuͤnſche. 

Herr Stellvertreter D. Deutrich Auffert, unter Beziehung auf die bin: 
ſichtlich der Entfernung der Juden vom Schacherhandel anderwärre gewon · 
nenen erfreulichen Reſultate, den Wunſch, daß das zu erwartende Geſetz wo 
irgend moͤglich noch der dermaligen Staͤndeverſammlung vorgelegt werden 
moͤge, und es ſchlieſſen ſich dem mehrere Stimmen an, indem ſie ſich dahin 
erklaͤren, daß es ihnen dem kuͤnftigen Geſetze vorzugreifen ſcheinen wiirde, 
wenn, nach dem Antrage der Deputation, unerwartet deſſelben den Juden 
das Befugniß ertheilt werden ſollte, buͤrgerliche Gewerbe auf eigene Hand zu 
betreiben, was doch vieleicht nur unter gewiffen Movdificationen, vielleicht 
namentlich unter DBefchränfungen hinfichrlih der Annahme von Geſellen und 
Schrlingen, durch das Fünftige Gefeg geſtattet werden dürfte. 
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Es habe, bemerkt hierauf Here Staatsminifter von Lindenau, diefer Ge— 
genftand ſchon oft der Berathung der -Megierung unterlegen, man habe Ma: 
terialien geſammelt, fie geſichtet, und es werde hoͤchſt wahrſcheinlich noch im 
Laufe dieſes Landtags möglich werden, einen Gefeg-Entwurf vorzulegen, bei 
welchem die Zragen wegen Acquifiton von Grundbefig, wegen Berreibung 
bürgerlicher Gewerbe und Niederlaſſung an andern Orten Sachſens, wo fi, 
jest ‚feine Juden befinden, zur Sprache und Berathung gelangen wuͤrden. 
Uebtigens werde vicheiche fhon im nächfter Woche ein Gefeg-Entwurf an die, 
Stände gelangen, nah welchem es den jüdifchen Gemeinden zu Dresden und, 
eipzig geſtattet werden folle, Grundeigenrhum zum Behuf der Anlegung von 
Spnagogen zu erwerben. 


Ob ſich nun wohl mehrere Stimmen hierbei völlig ‚beruhigen zu können 
alauben, fo wuͤnſcht doch Se. K. H. Prinz Johann ‚einen beftimmten Anz: 
trag am die Megierung geftelle zu ſehen, hauptſaͤchlich um die durch die Er— 
färung im Decrete ſehr beforgt gewordeiten Iſraeliten zu beruhigen, und es 
wird dieſer Vorfchlag in der Maaſe angenommen: 

daß man. die Staatsregierung. erfuchen will, das vermittelſt ſtaͤndi⸗ 
ſcher Schrift vom 29. October 1834. erbetene Geſetz uͤber die Ver⸗ 
haͤltniſſe der hierlaͤndiſchen iſraelitiſchen Glaubensgenoſſen wo moͤglich 
noch der dermaligen, ſpaͤteſtens aber der naͤchſten Staͤndeverſammlung 

vorzulegen. | 

Es wird dieß, 

| ‚mit 31 Stimmen gegen 1, 
angenommen , und gelangt der zweite Theil des Antrags der. Deputation in 
Wegfall. 
So gelangt man nun 
ad II, 
zum zweiten Haupttheile des Decrets und Berichts, bei welchem 

ad 1.) die Depuration vorgefhlagen hat, zu erflären, wie der Stände: 
verfammlung ein Bedenken gegen die Erlaffung des - provinzialjtändifchen 
Statuts, der Oberlaufis nicht beigehe. 

Herr Bürgermeifter Wehner als Meferent bemerfe hierbei jedoch, wie ſich 
die Deputation nach nochmaliger reiflicher Erwägung überzeugt habe, daß es 
einer folchen Erflärung nicht bebürfen. werde, da bas in Frage fiehende Sta⸗ 
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tut auedradlich nur zur Kenntnißnahme erbeten und vorgelegt worden ſey, 
weshalb er denn vorſchlage zus erflären, 


daß die Kammer den geftefiten Antrag durch erfolgte Borlegung des 
Statuts erledigt finde. 


Unterzeichneter tritt diefer Anſicht bei, indem er noch bemerft: Das pro: 
vinzialftändifhe Statut ſey zwar an fi ein Provinzial:Starut von der Art, 
deren Vorlegung an bie allgemeinen Stände nah $. 7. des oberlaufiger Ver. 
faffungsvertrags erfolgen müffe. Won diefer Kegel aber mache wegen des pros 
vinzialftändifchen Statuts der $. 54. gedachter Urkunde eine Ausnahme, aus 
dem Grunde, weil diefes Statut gemwiffermaafen einen Theil des Vertrags 
ausmache und noch mit dem frühern damals in anerfannter MWirffamfeit 
geftandenen Provinzialftänden der Oberlaufig zu verabhandeln geweſen fen, 
wie dieſes nicht nur in der Sitzung der erfin Kammer am 17. September 
1834. ausdrädlih fondern auch dadurch anerfannt worden fey, baß mehrere 
auf Vorbehalt der Prüfung und Monirung des Statuts gerichtete Anträge 
in beiden Kammern nicht angenommen worden feyen, und man bie Vorle⸗ 
gung des Statuts lediglich zur Kenninißnahme verlange und zugeſichert er: 
halten habe. 


Hierauf wird der oben erwähnte Antrag bes Heren DBürgermeifters 

Wehner 
einftinmig 

angenommen, man fritt auch 


ad 2.) dem Gutachten der Deputation, welches hinſichtlich des mit dem 
Haufe Schoͤnburg abgefchloffenen und des mit dem Beſttzer der Herrfchaft 
Wildenfels annoch abzufchlieffenden Meceffes bei der Mittheilung der Regie⸗ 
rung Beruhigung zu faſſen anraͤth, 

F einmuͤthig 

ei, 


Dagegen erregt 

ad 3.) der Antrag ber Deputation wegen des Salzwefens, Bl. 267. des 
Berichts, eine lange und Ichhafte Debatte. Er gehe in der Hauprfache da: 
bin, die beantragte DVerbefferung des Salzweſens ehemöglichft in Ihrem gan- 
zen Umfange eintreten zu laffen, vor allen Dingen aber durch Verordnung 
jeden Zwang zu Entnehmung gewiffer Salzquanta aufzuheben. 
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Nachdem mehrere Anwefende der Deputation ihren Dank für diefen Vor: 
ſchlag ausgefproden und ſich lebhaft für: deffen Annahme, befonders hinficht- 
li der Aufhebung jenes. Zwanges, ausgefproden haben, ſchließt füch ih: 
nen der 

Untergeichnete an, äuffere dabei jedoch, daß der Zwang zur Entnehmung 
gewiffer Salzquanta feiner Ueberzeugung nach nicht dur Verordnung fon- 
dern nur durch Gefeg werde aufgehoben werden fönrien, theils weil er durch 
Geſetz eingeführt fey, theils weil dabei die Rechte der: Salzſchenken berhet- 
ligt fegen und, zugleich mit regulirt werden müßten, wenn nicht eine Menge 
von Streitigkeiten, Irrungen, wohl gar Schävenanfprüden an die Regie— 
sung entfichen follten. Er ſchlaͤgt deshalb, indem er im Uebrigen der Depu: 
tation beitrite, vor, aus.dem Vorſchlage der legtern die Worte „durch Ber: 
ordnung“ wegzulaffen, und am Schluſſe beizufügen „und deshalb den Stän: 
den noch bei gegenwärtigem Landtage einen Gefegvorfchlag vorzulegen. “ 


Nahdem dieß ausreichend unterflüge worden iſt, ſtellt Herr Etaatsmi- 
nifter von Zeſchqu kurz die beim Salzwefen gegenwärtig beftchende Einrich- 
tung dar, und Auffert dabei, wie er diefelbe feinesweges allenthalben ange 
meffen finde, indem namentlich in der DVerfchiedenheit des Preifes in den ein: 
jenen Miederlagen ein um fo gröfferer Mebelftand liege, als man den Preis 
in den von den Salinen enrfernter liegenden Orten um etwas mehr ale den 
Vetrag des Fuhrlohns erhöht habe. Eine Gleihftellung des Preifes dürfte 
aber in den. Kammern ſchwerlich Anklang finden, ba fie, wenn niche bie. 
Staatskaſſe den empfindlichften Verluſt erleiven ſolle, allerdings‘ eine Erhd- 
kung für die im wefllichen Theile Sachfens befindlichen Niederlagen herbei: 
führen müßte. Eben fo unangemeffen fey an ſich der Zwang zur Enineh: 
mung beftimmter Quanta, allein er fey theils feit die Einfchleppung fremden 
Calzes ſich vermindert habe, teils durch die große Nachſicht der Megierung, 
welche die Mefte meift erlaffe, weit minder beſchwerend geworben, und bie 
Aufhebung defielben werde um fo gröffeen Schwierigkeiten unterliegen, ale 
dabei allerdings die Rechte der Salzſchenken fehr weſentlich berheilige feyen. Die 
Regierung wünfche, wenn einmal Etwas beim Salzwefen geſchehen folle, eine 
durchgreifende, volftändige Werbefferung beffelben, und darum ſey es nicht 
wünfdenswerth, dem Antrage der Deputarion gemäs, unerwartet der allge: 
meinen Maasregeln eine einzelne Vorſchrift herauszuheben und fie, ohme : 
Ruͤckſicht auf den. Einfluß den fie auf das: Ganze Auffere, für ungültig zu - 
trflären. ; i 

zweite Abtheilung 4, Ds. 42 
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Gegen diefe Aeufferung erheben fih nun mehrere Stimmen. Sie ftel: 
len die Unbilligkeit des ofterwähnten Zwanges und die Härte dar, mit wel: 
ber er infonderheit auf den ärmern Theilen des Landes hafte, welche vermöge 
der Einfachheit der dafelbft gewöhnlichen Lebensweiſe das vorgefchriebene Quan⸗ 
tum zu verbrauchen nicht im Stande feyen. , Die Aufhebung des Zwanges 
möge ihre Schwierigfeiten haben, alein fie ſey umerläßlich und baldigft noth⸗ 
wendig, und die Staatsfaffe werde dadurch nicht einmal eine Einbuße erlei- 
den, da ja doch die Mefte erlaffen zu werben pflegten. Schluͤgen die Rechte 
der Salzfchenfen ein, fo werde man $egtere leicht abfinden koͤnnen, in fofern 
man fie nad Höhe des gefeglihen Mabbars entſchaͤdige und ſolchen dagegen 
der Staatsfaffe zuflieffen laffe, am Ende aber werde. es irgend einer Ent: 
fbädigung auch gar nicht bedürfen, wenn ‚man die Salzſchenken und. das 
Verhaͤltniß fortbefichen laffe, daß jeder Confument an einen beſtimmten Schen: 
fen gewieſen ſey. Allenfals fünne man ja auch die Einrichtung treffen, daß 
jedem Schenfen nur fein ungefährer wirklicher Bedarf verabreiht würde, was 
ihn dann nöthigen — nur an die an ihn gewieſenen Conſumenten zu 
verkaufen. 

Anlangend das Bedenten bes Unterzeichneten, daß die Aufhebung des 
Zwanges zur Erfaufung gewiffer Salzquanta nur durch Gefez werde erfol- 
gen fünnen, fo erflärt fi Herr D. Großmann für denfelben, indem es für 
das conftitutionele Princip hoͤchſt wichtig fen, die Grenze zwifchen Gefes 
und Verordnung feftzuhalten, bier aber die Aufhebung einer Steuer vor— 
liege, die eben fo wenig als deren Auflegung ohne Gefe erfolgen könne. 


Dagegen find nun wieder viele andere Kammermitglicver der gegentheili- 
gen Mieinung. Mehrere finden in dem ofterwähnten Zwange lediglich eine 
um der Controle willen eingeführte Negiemaasregel, deren Aufhebung in das 
Gebiet der Verwaltung gehöre, und das um fo mehr, als hier nicht von 
einer Abgabe fondern von der Benutzung eines Monopols die Dede ſey, de— 
ren Beftimmung der Negierung eben fo zuflehe, als 3. B. die Feftftellung 
des Driefportos. Andere laffen zwar bie Prineipfrage unerörtert, halten aber 
die Aufhebung des Iwanges durch Verordnung jevenfals für unbedenklich, 
wenn die Staatsregierung hierzu ausdrückliche Autorifation  erlange, und es 
erflärt namentlih Se. K. H. Prinz Johann, wie er, für fo dringend norh- 
wendig er auch die Sache felbft erfenne, doch gegen die Vorlegung eines 
Geſetzes für den dermaligen Landtag ſich erflären muͤſſe, ta die Zahl der 
Derarhungsgegenftände bereits fo groß fey, daß man am Ende in dielelbe 
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Verlegenheit kommen dürfte, wie bei vorigem Landtage. Es genuͤge, wenn 
man die Zulaͤſſigkeit der Aufhebung durch Verordnung ausſpreche und bie 
Sache dann vertrauensvoll der Regierung uͤberlaſſe, weshalb er denn vor« 
ſchlage, dem Antrage der Deputation beizutreten, bemfelben jedoch Zeile 3 
nady den Worten „vor allen Dingen aber” die Worte „wenn ſolches thun⸗ 
lich“ einzufchaleen. 

Nachdem auch dieß unterffüge worden iſt, Auffere Herr Staatsninifter 
von Zefehan, wie die bloße Aufhebung des Zwanges, als einer Control» 
maasregel wohl unbedenflih dur Verordnung werde erfolgen koͤnnen, wo⸗ 
gegen ein Geſetz nothwendig werde, wenn zugleich mit über die übrigen das 
bei einfchlagenden Fragen und Verhältniffe entſchieden werden folle, und er: 
fläre fib fodann noch 

Herr DBürgermeifter Nitterftädt dahin, wie bie beantragte Maasregel als 
lerdings theils als Eontrolmaasregel, auf der andern Seite aber auch wieder⸗ 
um als die Aufhebung einer allen Staatsbürgern durch Gefet auferlegten 
Verpflichtung betrachtet werden könne. In letzterer Hinſicht ſcheine fie nun 
allerdings ein Gefeg zu erheifchen und werbe ſolches wohl nur. dann umgangen 
werden können, wenn die Stände ber Staatsregierung dazu ausdrücliche 
Autorifation ertheilten. 

Zur Ausgleihung der verſchiedenen Anfichten gefchieht endlih der Vor⸗ 
flag, die von Se. K. H. dem Prinzen Johann vorgefchlagenen Worte 
„wenn folches thunlich“ nicht an ber oben begeichneten Stelle, fondern Zeis 
fe 5 nah dem Worte „Saljdeputate“ einzufchalten, um dadurch anzudeu⸗ 
ten, daß die Megierung felbft, mach dem Umfange ber zu erlaffenden Bor: 
ſchriften zu ermeffen haben werde, ob fie ſich für ein Geſetz eigneten oder 
06 fie die Grenze einer Verordnung nicht überfchritten, und es verftehe ſich 
hiermit der Herr Antragfteller ein, indem er zugleich bemerft, wie er feiner 
Seits durch die Verfezung jener Worte an eine andere Stelle das Ermef: 
fen der Regierung feinesweges lediglich auf die Form der zu erlaffenden Be- 
ſtimmungen über die Aufhebung bes Zwanges befchränft, fondern foldes 
auch auf die Märhlichkeit- und Zweckmaͤſigkeit der Aufhebung ſelbſt erſtreckt 
ju ſehen wuͤnſche. 

Bei der nunmehr erfolgenden Abſtimmung wird der Vorſchlag ber De: 


putation 
einftimmig, 
der von Sr. Königlichen Hoheit dem Prinzen de hun: 
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mehr nach dem Worte „Saljzdeputate“ einzufchaltende, Zufag. der Worte 
„wenn foldhes thunlich“ aber, 

mit 26 Stimmen gegen 6, R 
angenommen. ni 

Herr Amtshauptmann von Welck bemerkt demnaͤchſt noch, wie es zu einer 
großen Erleichterung gereichen werde, wenn jedem Orte geſtattet werde, feinen 
Salzbevarf in der ihm am nächften gelegenen Miederlage zu erholen, was jetzt 
zum Theil nicht der Fall ſey. Er faßt indeffen Beruhigung, als von 

Herrn Staatsminifter von Zeſchau ergegnet wird, daß derartige Gefuche 
fo weit gewiß berücfihtigt würden, als dieß bie Verpältniffe der Nieder: 
lagen, ‚und namentlich die bei denfelben nach dem muchmaaslichen Bedarfe ih: 
res Sprengels vorhandenen Vorraͤthe geffatteten, 

Was num die noch übrigen Gegenftände des Decrets und Berichts an: 
langt, fo hat die. Deputafion 

ad 4.) die Erlaffung eines Straßenbaugefeges betreffend, 

ad 5.) die Wildſchaͤden betreffend, ' 

ad 6.) die Stempelgefergebung anlangend und 

ad 7.) die in dem Geſetze wegen der gemifchten Ehen bei ber Publication 
vorgenommene Abänderung betreffend, Erwas nicht zu erinnern gefunden, ver 
Kammer vielmehr angerathen, bei den im Decrete enthaltenen Miccheilungen 
Beruhigung zu faffen, und man tritt diefer Anſich 

einftimmig 

bei. Ä Mas: 

Endlich ift num noch die Erflärung der Kammermitglieder über die Ge 
nehmigung ber bei den eimelnen Puncten gefaßten Beſchlͤſſe in ihrer Totali- 
tät übrig. . Sie erfolge duch Namensaufruf und ergiebt eine es 

einftimmig 

bejahende Antwort. | > | ; 
Deſn zweiten auf der heutigen Tagesordnung ſtehenden Gegenftand noch 
vorzunehmen geflattet die Zeit nicht. Die Sikung wird daher aufgehoben 
und zur Verathung fir morgen 2: 

1.) der Bericht der erſten Deputation über das Decret wegen ber Proto- 
colführung u. ſ. w. fo wie 

2.) die fortgeſetzte Durchgehung des Eriminalgefegbuchs beftimmt. 

2 2a Bemerkt von cz 
Ernft Guſtav von Gersdorf. Ernft Friedrih Harg, 
Caspar Carl Philipp Utz von Schönberg. ES. hL RK 
Ernft Wilhelm Bernhardi. ö | — 
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Ber; 07 
Den 17T. Sanuer 1837. 


Gegenwärtig find; 


Se. Excellenz Herr Staarsminifter Noftig und Jaͤnckendorf, 
Se. Excellenz Herr. Staatsminifter von Koͤnneritz, 

Se. Excellenz Herr Staatsminifter von Zezſchwitz, 

Se. Excellenz Here Staatsminifter von Zeſchau, ingleichen 
Herr Geheimer Juſtizrath D. Groſſ. 


Die anwefenden 34 Mitglieder der erften Kammer befchlieffen, nad erfolgter 
Borkefung und Rt des über die letzte Sikung aufgenommenen 
Irotocolls, 

92. 
Vortrag aus der Regiſtrande. 
im Vortrage aus der Megifirande, 

Dr. 80. ein Gefuch des vormaligen Advocaten Rumpelt, wegen Wieder: 
ufhedung der gegen ihm verfügten Guspenfion von der — Praxis 
der er, ‚ an die vierte Depuration abzugeben. 


Legitimation eines neuen Bevollmächtigten be Herrn Grafen zu Solms-TWildenfels. 

Der Berfammlung zeigt demnaͤchſt der Herr Präfident an, daß ſich Herr 
zernhard Freiherr von Beuſt auf Gansgrün unter Ueberreihung einer Voll: 
ht, als Bevollmächtigter des Herrn Grafen zu Solms: Wildenfels Behufs 

s Eintrifts in die erſte Kammer angemeldet und daß das Directorium ſeine 
yitimation in fo weit ausreichend befunden habe, daß von ihm nur noch 
e Anfäffigkeit mil einem Rittergute nachzuweiſen fen. 

Die Vollmacht wird, dem Wunfche des Herrn Generalleutnant von 
Riltig gemäs, vorgelefen, und bie Kammer. ift damit, daß dem Eintritte 
s Heren Freiheren von Beuſt Fein Bedenken entgegen ftche, fobald er noch 
ine Anſaͤſſigkeit befcheinigt haben werde, einverftanden. 

94. 
Entfchuldigungen. 

Wegen Unwohlſeyns werden Herr Graf von Hohenthal und He Pr: 

tmeifter Wehner entſchuldigt und, verfchreitet man ſodaun zur 


Tagesordnung, 
ten erfter Gegenflanb — 
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95. 
Berarhung über das Königliche Decret wegen der Protocollführung ıc. 
der anderweite Bericht der erften Deputation über das Königliche Decret we: 
gen der Protocolführung und des Druds der Landtags: Acten ausmacht. 

Herr Bürgermeifter Ritterſtaͤdt, als Referent, träge diefen Bericht vor 
und man gelangt zunächft zu den darin unter A. und B. ausgehobenen Punc: 
ten, zu welchen es nach dem Vorſchlage der Deputation irgend einer beſon⸗ 
dern in die Schrift aufjunchmenden Erflärung nicht bedürfen wird, womit 
fi denn auch die Kammer 

unanim 
einverſteht. 

Bei den mit O. 1. 2. und 3a. bezeichneten Puncten beſteht ein vollftän: 
diges Einverftändniß unter beiden Kammern, es. bedarf alfo eines neuen Be: 
ſchluſſes nicht, bei 3 b. aber räch die Deputation der Kammer an, von ihrem frü- 
hern Beſchluſſe abzugehen und der zweiten Kammer beizutreten, was denn auch 

einftimmig 
geſchieht. | 

So find nun nur no die Seite 282 des Deputationsberichts unter aa. 
bis ee. aufgeführten Puncte übrig, umd es bemerft der Herr Meferent, wie 
allerdings bereits der Fall vorliege, wo es unmöglich feyn werde, dem unter aa. 
ausgefprochenen Verlangen nachzufommen, daß flets zwei Stenographen zugleich 
nachſchreiben follten, indem hierzu die Zahl der vorhandenen Schnelſchreiber 
nicht ausreichen werde. 

Nachdem hierauf Herr Staatsminiſter Noſtitz ergegnet hat, wie es aller: 
dings Sache der weitern Erörterung ber Megierung fegn werde, ob und auf 
welche Weife dem Wunfche der Stände werde Genüge gefchehen fönnen, tritt 
man bei aa. und bb. dem Beſchluſſe der — Kammer nach dem Rathe der 
Deputation 

einhellig 
bei. Eben fo wird bei cc. ber von dem Beſchluſſe der zweiten Kammer eimi- 
germaafen abweichende Vorfchlag der Deputation 
einftimmig 
angenommen und erfolgt bei dd. und ee. ebenfalls 
einmüthig 
"der Beitritt zum Beſchluſſe der zweiten Kammer. 

Man ift ſonach mit diefer legtern in allen Puncren, mit Ausnahme der 
bei cc. obmwaltenden Heinen Verſchiedenheit, einverftanden, und fol diefes ee 
tocoll unverlängt an die zweite Kammer abgegeben werden. 
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96. 
Fortgefegte Berathung des Eriminalgeſetzbuchs. 
zur fortgeſetzten Berathung des Eriminalgefeßbuchse, mobei Se. Königliche 
Hoheit Prinz Johann zuerft in Erinnerung bringt, daß der Deputation der 
Auftrag ertheilt worden fen, den zu 
Art. 176. von Herrn Domherrn D. Günther gemachten Vorſchlag zu 
prüfen und nach Befinden eine dießfalfige Faſſung zu entwerfen. 

Es handele fih um den Fall, wenn Jemand eine an fi) wahre That- 
fache befehwöre, ohne von deren Nichtigkeit überzeugt zu feyn, und die Depu- 
tation habe ſich weder von der Morhwendigfeit noch von der Näthlichfeit eines 
dießfallfigen Zufages überzeugen fönnen. Werde der Eid geleiftet, ohne daß 
der Schwörende die gehörige Sorgfalt angewendet habe, fih von der Mich: 
tigfeit deffen, was er beeiden folle, zu überzeugen, fo liege ein culpofes DVer- 
gehen wor, welches aber, da das beſchworene Factum zufällig richtig ſey, 
feinen Erfolg habe, alfo nach den im ganzen Gefegbuche angenommenen 
Grundfägen, nicht zu beftrafen ſey. Schwoͤre aber der zu Beftrafende wis 
der feine Ueberzeugung, fo fen es, wenn er bennoch die Wahrheit beſchworen 
habe, der Verſuch eines Meineides, der unbezweifelt in Gemäsheit des Art. 
172. zu beftrafen ſey. Unrärhlich fey aber auch der Zufaß, da er eine Menge 
von Denunciarionen hervorrufen dürfte, - denn es folle num nicht mehr auf 
die factifche Nichtigkeit des Beſchworenen, fondern auf die innere Ueberzeu- 
gung des Schwörendeh anfommen, die da, wo der Eid mit der Wahrheit 
übereinftimme, als-von dieſer abweichend wohl nicht leicht nachzumeifen feyn 
dürfte. 

Diefer Anficht tritt Herr Stellvertreter D. Deutrich bei, indem er Auf 
fert, daß die dem Richter durch Art. 1. des Geſetzbuchs gegebene Freiheit 
unbezweifelt auch für den hier zur Sprache gebrachten Fall genuͤgen werde. 

Herr Domherr D. Günther aber macht bemerflih, daß, wenn auch 
in dem im Frage  ftehenden Falle cine Rechtsverletzung micht eingetreten 
fey, doch der Frevel an dem Heiligften, was der Staat aufrecht erhalten 
fole, nicht minder begangen und vollführt worben ſey, weshalb denn auch 
die Beftrafung nicht ausbleiben dürfe. 

Für den Fal, daß die Kammer der Anſicht des Herrn D. Günther bei- 
treten follte, fchlägt die Deputation vor, den Art. 176. unverändert ju 
laſſen und einen Zuſatzartikel 
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Art. 1765. einzufchalten, des. Inhalts z 
Wenn Jemand eine wahre Behauptung, die er für falſch hält oder 
von deren Richtigkeit er Feine Kenntniß haben konnte, vor Gericht 
eidlich erhaͤrtet, fo iſt derſelbe mit der Hälfte der auf den Meineid 
gefegten Strafe zu belegen. 

Herr D. Günther erffärt fi) mit dieſer Faſſung einverftanden, und wird 
fobann Art. 176. unverändert 

einffimmig, 
der vorgeſchlagene Zufaßartifel 1765. aber, 
mie 19 Stimmen gegen 14, 
angenommen. 

Man geht nun zum neunten Kapitel, und sunächft zu 

Art. 183. über, bei welchem Unterzeichneter laut der Beilage Nr. 56. 
auf den Wegfall der Veſtimmung eines Minimi der Strafe und fenah auf 
Weglaffung der Worte „von Einem“ angetragen hat. 

Zur Bevorwortung führt er an: Obwohl die Ueberfchrift des Artikels 
nBerläumbung“ laute, fa feine es ihm doch theils mach der Faffung des Art. 
187., theils nad der im Art. 183. gegebenen. Definition, als ob in bLetztere 

auch der Fall eingefhloffen fey, wenn Jemandem in das Geficht Handlungen 
vorgeworfen würden, welche ihn in den Augen feiner Mitbürger herabzuſetzen 
geeignet ſeyen. Sollte dieſe Anſicht nun richtig ſeyn, ſo werde faſt bei jedem 
Zanke minder gebildeter Perfonen Etwas vorkommen, was unter die Beftim: 
mungen des Art. 183. falle, und dann ſcheine die Beſtimmung eines Minimi 
von 14 Tagen Gefängniß allerdings zu hoch. Sollte Dagegen unter den Art: 
183. blog die eigentliche, hinter dem Mücken des Deleidigten erfolgte Verlaͤum⸗ 
dung gehören, fo werde er feinen Antrag zwar zuruͤcknehmen, aber einen andern 
zu ftellen fi erlauben. 

Da nun hierauf Here Gcheimer Juſtizrath D. Groff ergegner, baf hier 
blos von der Berläumdung im eigentlichen Sinne des Worts die Mede fey, das 
Schuldgeben eines Verbrechens in das Geficht aber unter die Beſtimmungen des 
Art. 187. gehöre, fo nimmt | 

Unterzeichneter feinen Antrag auf Wegfall des Minimi der Strafe zwar 
zuruͤck, ſchlaͤgt aber zugleich vor, zu deutlicherer Feſtſtellung des hier vorliegen⸗ 
den Vergehens Zeile 1 nach den Worten „einem Andern“ die Worte 

hinter deffen Mücken 
einzufchalten. 

Dieß wird unterftügt und 

einftimmig 
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angenommen, Eben fo erlangt der Vorſchlag der Deputation und Art. 183. 


flo 
einhellige 
Genehmigung. 
Eben fo erlangt 
Art. 184. unverändert 
einftimmige 
Annahme, zu 
Art. 185. aber ift laut der Beilage 57. von Herm Domherrn D. Gin: 
ther darauf angefragen worden, Die von der Depmtation ber zweiten Kammer 
Seite 118 ihres Berichts vorgefchlagene Faffung anzunehmen. 

Zur Unterftügung bezieht fih der Herr Antraafteler auf die in jenem Be⸗ 
richte felbft angeführten Gründe, und änffert dabei, wie er zwar mit dem Gate, 
daß die Erzählung einer der Ehre eines Drirten nachtheifigen wahren Tharfache 
an ſich erlaubt ſeyn folle, nicht einverftanden fen, dagegen indeffen vor ihm ein 
Antrag nicht geftelle werde, wenn man nur wenigftens den Zuſatz der zweiten 
Kammer annelme, 

Der Antrag wird unterftügt, gegen denfelben aber von dem Herrn Defe: 
venten und mehrern Andern angeführte: Das Gefeg unterfheide zwifchen Ver— 
(äumdung und Ehrenfränfung, Wo nun die erzählte Tharfache wahr fen, da 
könne von einer Verlaͤumdung nicht die. Mede feyn, die Art, wie die Erzählung 
erfolge aber, koͤnne, trog der Wahrheit, eine Ehrenfränfung in voller Maafe 
enthalten, und warum folden Falls nicht auch die volle Strafe diefer letztern 
eintreten folle, laſſe ſich nicht abfehen, zumal da der Richter Spielraum genug 
habe, die Strafe zu ermäfigen, wenn die Behauptung richtig fer. 

Nachdem noch Herr D. Groff bemerflich gemacht hat, daß die Sache irgend 
einen praftifchen Erfolg nicht haben werde, da Art. 187. unter b. ein Minis 
mum der Strafe nicht beſtimme, wird der Antrag des Herrn D. Günther, 

‚ mit 27 Stimmen gegen 5, ' 
abgelehnt, der Art. 185. aber unverändert 
einftimmig 
angenommen. 
Bei 
Art. 186. hat die. Deputation Seite 119 und 120 ihres Berichts für 
den Fall unter 1. auf eine Verminderung des Minimi der Strafe auf Einen 
Monat angerragen, und es erlangt foldyes, fo wie Art. 186. felbft, 
unanime. 
Annahme. 


Zweite Abrheilung. 1 8b, 43 
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Eine lange Discuffion erregt hierauf 
Art. 187., zu welchem ein Vorſchlag ber Deputation, fo wie, nad In 
halt der Beilagen 56. und 57. ein Antrag des Heren Domheren D. Guͤnther 
und zwei des Unterzeichneten vorliegen. 

Was nun zuwörberft den erften Vorſchlag des Unterzeichneten — nad 
welchem in die nach dem Antrage der Deputation Seite 120 ihres Berichts 
aufjunehmenden Worte, nach „perfönlichen” noch die Worte „und Vermögens‘ 
einzufchalten ſeyn würden, fo erflärt Unterzeichneter, wie er dadurch das für 
Kaufleute fo äufferft gefährliche Abſchneiden des Credits durch Verbreitung fab— 
ſcher Nachrichten über deren Zahlungsfähigkeit in den Bereich des Eriminal: 
gefees zu ziehen wuͤnſche. 

Nachdem der Antrag unterftügt worden, erflären ſich mehrere Anweſende 
gegen venfelben, theils weil das, was Unterzeichneter meine, unbezweifele ſchen 
in dem Ausdrucke „perfönliche Verhältniffe” liege, theils weil der Ausdruck ju 
weit gehe, da er auch die Verbreitung zu günftiger Nachrichten über die Ber: 
mögensverhältniffe eines Dritten mit Strafe bedrohe. 

Ein anderer Antrag, den Herr D. Großmann auf den. von der Deputation 
der zweiten Kammer gemachten Vorſchlag, auch noch die Familienverhaͤltniſt 
mit aufzunehmen, ſtellt, finder die nöthige Unterftügung nicht, fo wie auch cin 
Vorſchlag des 

Heren Geheimen Finanzraths von Polenz, die Worte, „ober Ehrenbiji: 
gungen, auf welche derfelbe ein Recht hat, mit Abficht einer Beleidigung un 
terlaͤßt“ zu ftreichen, da fie nur zu einer Maffe unmiger Denunciationen füh— 
ten würden, die erforderliche Anzahl. von Fuͤrſprechern niche erlangt. 

Es ift demmächft von Herrn Domherrn D. Günther laut der Beilage 57. 
eine andere umfaffende Medaction für den Art. 187. vorgefchlagen worden, ju 
deren Bevorwortung der Herr Antragfteller anführt: Das Wort Injurie werde 
dur „Ehrenkraͤnkung“ keinesweges erſetzt, da eben fo nach römifchem Rechtt 
wie nach der Praris fehr viele Dinge Injurien ſeyen, bei denen eine Ehrver: 
letzung gar nicht vorfomme. , Bleibe alfo der Artikel fo ftehen, wie er gefaßt 
worden, fo würden fehr viele Fälle, die man bisher als Injurien beftraft hakı, 
und die nothwendig beftraft werden müßten, für zuläffig und ftraflos erachttt 
werden. Dieß zu vermeiden, fey der Zweck der von ihm vorgefchlagenen al 
fung, und er hoffe darin alle diejenigen Kategorien zufammengeftellt zu haben, 
auf welche es anfomme, was freilich zu entbehren gewefen ſeyn würde, wenn 
man auf feinen ſchon bei Art. 1. gemachten Antrag eingegangen wäre. 

Der Vorſchlag wird hierauf zahlreich unterftügt, auch vor mehrern Kanı 
mermitgliedern bevorwortet, welche namentlich darauf aufmerffan machen, dei 
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es nothwendig zur Selbfthülfe führen müffe, wenn eine Menge Fleiner Beleidi: 
gungen Fünftig nach der Faffung des Art. 187. ftraflos bleiben follten. 

Dagegen erheben fih nun auch mehrere Stimmen gegen den Güncherfchen 
Vorſchlag. Er ermeitere, bemerken fie, das Gebiet der Strafgefeggebung auf 
eine höchft bedenkliche Weife, ziehe Vieles, fogar den Scherz, in den Bereich 
crimineller Beftrafung, eröffne fonach den Denunciationen ein unabfehbares 
Feld, und mache die Strafbarfeit einer Handlung nicht von dem, mas unmit: 
telbar in ihr liege, fondern von den Beweggründen derfelben abhängig... Er 
fey aber auch nicht nörhig, da der Artifel mit dem Zufage der Deputation 
in der That alle diejenigen Handlungen treffe, welche mit Recht zu beftrafen 
feyen. . 

Machdem hierauf Herr D. Günther erinnert hat, wie er feinesweges das 
Gebiet der Eriminalgefeggebung erweitern, aber es freilich auch eben fo wenig 
auf eine unpaffende Weife befchränfen wolle, und wie er nicht den harmlofen 
Scherz, fondern nur das beftraft wiffen wolle, was aus Murthwiten oder 
Schadenfreude geſchehe, wuͤnſht 

Herr Buͤrgermeiſter Ritterſtaͤdt vor dem Worte „Muthwillen“ noch das 
Wort „Bosheit“ eingefchaltet, 

Herr von Polenz aber das Wort „Muthwillen“ entferne zu ſehen, da es 
denn doch zu weit führe. 

Der erfte diefer beiden Anträge wird, nachdem fi Herr D. Günther mit 
demfelben einverftanden erflärt hat, Ginreichend unterflüßt, ber — des 
Herrn von Polenz aber bleibt ohne die erforderliche Fuͤrſprache. 


Um nun die verfchiedenen Anfichten zu vereinigen, ſchlaͤgt Herr — 
mann von Welck vor, in der Hauptſache zwar die Faſſung des Geſetz-Entwurfs 
beizubehalten, derfelben jedoch nach dem Worte „ausdruͤcken“ die Worte zu in⸗ 
ſeriren: 

oder das Ehrgefuͤhl deſſelben nothwendiger Weiſe kraͤnken muß. 


Auch dieß wird unterſtuͤtzt, ſodann aber dagegen angeführt, daß dieſe Faf- 
fung wiederum nur die Ehrverlegungen treffe, die von Herrn D. Günther ge: 
rügte Luͤcke alfo nicht ausfüle, ingleihen, daß es fehr von den befondern Ver: 
hältniffen und Anfichten abhänge, was man in die Elaffe desjenigen rechnen 
wolle, wodurch das Ehrgefühl verlegt werden müffe. 


Ein zweiter von Sr. Königlichen Hoheit dem Prinzen Johann gemachter 
Vorſchlag geftaltet fih dur ein Anteramendement des Unterzeichneten dahin, 
dag man, ebenfalls unter Beibehaltung der Faſſung des Gefegvorfchlags, fa- 
gen möge: 
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die an ſich oder nach der gemeinen Meinung Geringſchaͤtzung ausdruͤcken 
oder eine Ehrenkraͤnkung oder Verlegung der perſoͤnlichen Achtung ent: 
halten, ober Ehrenbejeigungen m. f. w.  - 
und es wird dieß eben fo wie der Worfchlag des Herrn Amtshauptmanns von 
Welck genügend unterſtuͤtzt. 

Endlich aͤuſſert noch Herr Stellvertreter D. Deutrich, wie ihm das wefent: 
liche Moment zur Beurtheilung der Frage, ob eine Injurie vorliege oder nicht, 
in dem Verhaͤltniſſe zu liegen fcheine, im welchem der Beleidiger zu dem DBelei: 
digten fiche, da 5. B. dem Freunde Vieles geftattet fey, was ſich ein Dritter 
ohne Ehrverlegung nicht erlauben dürfe. Er ſchlaͤgt deshalb vor, in der zwei: 
ten Zeile des Gefer : Entwurfs zu fegen: 

an fi oder im WVerhälmiffe zu der Perfon, gegen die fie begangen 
werben oder nach der gemeinen Meinung u. f. w. 

Der Borfchlag gelangt aber nicht zur Abftimmung, da ihn der Herr Ans 

tragftellee noch vor der bießfallfigen Fragftellung zuruͤcknimmt, weil er fich über: 
zeugt, daß das, was er wünfche, ſchon durch den Ausdrud „ verfönliche Ad: 
tung” getroffen werbe. 

Nachdem endlich die Discuffion über den beſprochenen Gegenftand gefchlof: 
fen worden ift, gelangt man zur Abftimmung und es wird. dabei der Vorſchlag 
der Deputation 

einftimmig 
angenommen, ſodann ber erfte Vorſchlag des Unterzeichneten, 

mit 17 Stimmen gegen 15, 
abgelehnt, ferner der Vorſchlag des Herrn D. Günther nebft dem Ritterſtaͤdt⸗ 
ſchen Unteramendement, 

mit 24 Stimmen gegen 8, 
abgelehnt, dagegen aber die von Sr. Königlichen Hoheit dem Prinzen Johann 
zulege vorgefchlagene Faffung, 

mit 31 Stimmen gegen 1, 
angenommen. 

So ift nun nur noch das zweite laut der Beilage 56. von Unterzeichnetem 
geftellte Amendement übrig, welches eine erhöhete Strafe der Injurie beabſich 
tigt, dafern fie von Mehrern gemeinſchaftlich in Folge vorgängiger Verabrt— 
dung zugefügt wird. 

Der Antrag wird zwar unterſtuͤtzt, jedoch, nachdem dagegen bemerflich ge 
macht worden ift, daß der bei Beſtimmung des Strafmaafes gelaffene Spiel: 
raum auch für die von Unterzeichneten angeregten Fälle genüge, 

mit 19 Stimmen gegen 13, 
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abgelehnt, und fodann der Art. 187. felbft, mie er ſich nad den bisherigen 
Beſchluͤſſen geftaltet hat, 
von 30 Stimmen gegen 2, 
angenommen. 
Hier gebietet die Zeit, abzubrechen, und foll morgen fortgefahren werben. 
Die Faſſung der heute durchgegangenen Artikel enchält die Beilage S. 


Miedergefchrieben von 
Ernft Guſtav von Gersdorf. Ernft Friedrih Hark, 
Chriſtian Friedrich Meinhold. | Ser. d. 1.8. 
Ziegler und Klipphaufen, 


S. 


Artikel 176. 
bleibt unverändert, 
Art. 176 b. 
Wenn Jemand eine wahre Behauptung, die er für falſch hält oder von 
deren Nichtigkeit er Feine Kenntniß haben konnte, vor Gericht eidlich erhärtet, 
fo ift derfelbe mit der Hälfte ver auf den Meineid gefeten Strafen zu belegen. 


| ‚ Art. 177— 132. 
befinden ſich in der Beilage R. des Protocolls vom 14. Sanuar. 


{ Art. 183. 


Wer fälfchlicyer Weife einem Andern hinter deffen Ruͤcken ein Verbrechen 
ift mit Gefängnig von 14 Tagen bis zu Sehe Wochen u. f. w.. 


r Art. 184. 185. x 
bleiben unverändert. 


Art. 186. 
Wer — — mit Gefängniß von Einem bis jun Sechs Monaten 
.f.w w. 
Art. 187. 


Wer gegen einen Andern Handlungen oder Aeufferungen ſich erlaubt, die 
in fich ‚oder nad) der gemeinen Meinung Geringfhätung ausdruͤcken, ober eine 
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| Ehrenfränfung oder Verlegung der perfönlihen Achtung enthalten, ingleichen 
wer abfichtlich falfhe Nachrichten über eines Andern perfönliche Verhältniffe ver- 


breitet oder Ehrenbezeigungen, auf welche — ein Recht hat, mit Abſicht 
einer Beleidigung unterlaͤßt, iſt u. ſ. w. 


M 56. 
Antraͤge zu Cap. IX. des zweiten Theils des Criminalgeſetzbuchs. 
4. 


Aus Art. 183. Zeile 4 wuͤnſcht Unterzeichneter, wie auch die Deputation 
der zweiten Kammer Seite 117 ihres Berichts vorgeſchlagen hat, die Worte 
von Einem 
entfernt zu ſehen. 
2. 
Bei Art. 187. wuͤnſche ich 
a.) in den von der Deputation S. 120 ihres Veriches vorgeſchlagenen 
Zuſatz nach dem Worte „perſoͤnliche“ die Worte: 
oder Vermögens 
eingeſchaltet, auch 
b.) am Schluſſe folgenden Zuſatz beigefügt zu ſehen: 
Wird die Beleidigung von Mehrern gemeinfhaftlih in Folge deshalb 
getroffener Verabredung zugefügt, fo kann die Strafe um die Hälfte 
erhöht werben. 
(NB. Der Antrag unter a. fol das bei Kaufleuten fo gefährliche Abſchneiden 
des Credits treffen.) 
3. 
Dem Art. 188. wuͤnſche ich Zeile 3 nah den Worten „berechtigt war” 
eingefchaltet zu fehen: 
oder fonft in guter Abficht handelte. 
Ernft Friedrich Hark. 


JE 57. 
Amendements zum 485. und 187. Artikel des Criminalgeſetz⸗ 
Entwurfs. 
Artikel 185. 


Wird die von der zweiten Kammer Seite 118 für dieſen Artikel entwor— 
fene Faffung beantragt. 
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Art. 187. 


Wer gegen einen Andern Handlungen ober Xeufferungen ſich erlaubt, die 
an ſich ober nach der gemeinen Meinung Verachtung ausdruͤcken, oder Ehren: 
bezeigungen, auf welche derſelbe ein Recht hat, mie Abficht einer Beleidigung 
unterläßt, ingleihen wer aus Muthwillen oder Schadenfreude einen Andern in 
Unruhe verfegt, lächerlich macht, falfche Nachrichten über deſſen perfönliche Ber: 
hältniffe verbreitet, oder auch ihm Förperlih unangenehme Empfindungen zu: 
zieht, iſt, in foweit diefe Handlungen nicht in fehwerere Verbrechen übergehen, 
a.) bei fi zc. 

Die Ueberſchrift des 9. Kapitels S. 45 des Entwurfs würbe nun heif- 
fen müffen: 

. Von Ehrenverlegungen und Beleidigungen anderer Art. 
D. Günther. 


31. 
Den 18. Januar 1837, 


Gegenwärtig find: 


Se. Ercellen; Here Staatsminifter von Könneriß, 
Se. Ereellenz; Herr Staatsminifter von Zezſchwitz, ingleicher 
Herr Geheimer Juſtizrath D. Groff. 


Die Verfammlung beficht aus 34 Mitgliedern der erften Kammer. 
Nach bewirkter Genehmigung des Protocolls der geftrigen Sitzung erfolgt 


97. 
Vortrag aus der Regiſtrande. . 

der Vortrag aus der Megiffrande, zu welcher 

Mr. 81. ein Protocollextract der zweiten Kammer, bie Petition des Abge: 
ordneten Herrn Scholze wegen Abftellung mehrerer landwirthſchaftlichen Ge: 
brechen betreffend, und unter 

Mr. 82. der Vorbericht der erften Deputation über dag Gefeg wegen Auf: 
hebung der Bannrechte, 
eingegangen find. Erſtgedachter Protocolertract wird. ber dritten Deputation 
uͤberwieſen, letztgedachter Bericht aber foll gedruckt und ſodann baldigft auf die 
Tagesordnung gebracht werben. 
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| 98. 

Wirderbefegung der für den Beſitzer der Herrſchaft Wildenfels beftimmten Stille in 
der Kammer, 

Vom Präfivio wird ‚fodann angezeigt, daß ſich Herr Freiherr von Beufl 
über feine erfolgte Beleihung mit dem Ritterguthe Gansgrün durch ein Zeug: 
niß des Königlichen Appellationsgerichts zu Dresden ausgewiefen habe, und 
daß ſonach nunmehr fein Eintritt in die Kammer erfolgen koͤnne. 


99. 
Entfchultigungen. j 
Entfhuldige find für heute Herr Generalleutnant von Miltig durch Ge: 
fhäfte, Herr Bürgermeifter Wehner durch fortdauerndes Unwohlſeyn, und fährt 
man, gelangt zur - 
Tagesordnung, 


100. 2 
Fortgefegte Berathung des Criminalgeſetzbuchs. 
in der Derathung des Criminalgefegbuchs bei 

Art. 188. fort, zu welchem laut der Beilage des geftrigen Protocolls 
Mr. 56. Unterzeichneter die Einfchaltung der Worte „oder fonft in guter Ab: 
ficht handelte” vorgeſchlagen hat. 

Der Herr Meferent bemerkt, wie die. Deputation mit ‚der Abficht dieſes 
Antrags ganz einverftanden fen, auch die Anfiche theile, daß der Artifel in 
deren Gemäsheit eine Abänderung bebärfe, wie fie jedoch den Zweck beffer durch 
eine andere Faffung zu erreichen hoffe, umd zwar in der Maafe, daß gefere 
wuͤrde: 

wenn bei demjenigen, der fie gethan, nach den vorliegenden Verhält: 
niffen eine beleidigende Abficht nicht angenommen werben fonnte, und 
nicht fhon die Form u. f. w. 

Unterzeichneter. ift hiermit, da fein Zweck auch auf dieſe Weife erreicht 

werde, einverfianden, und wird fodann der Vorſchlag fo wie Art. 188. felbft 
einftinmig 

angenommen. 
Für 

Art. 189. wird die von der Deputation vorgefchlagene Faffung 

unanim 
genehmigt, bei 
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Art. 190. aber bemerft Herr Geheimer Juſtizrath D. Groff, wie er hier 
die von der Deputation der zweiten Kammer Seite 120 ihres Berichts vorge: 
fhlagene Faffung zur Annahme empfehle, da die zur Beifügung vorgefchlage: 
nen Worte, wenn fie fi am Ende auch von felbft verſtuͤnden, doch unbedenf: 
li wären, und. es rathſam erfcheine, die künftige Bereinigung zu erleichtern. 


Die Deputation ift hiermit einverftanden und es werden zuerft diefer Vor: 
flag, fodann aber der Artikel felbft 
einmüthig 
angenommen. 
Eben fo finder 
Art. 191. unverändert 
einftimmige 
Annahme, und der Vorfchlag der Deputation, den 
Art. 192. ganz wegzulaffen, 
.  einflinnmige 
Genehmigung. 


Zu 

Art. 193. hat die Deputation dreierlei Vorſchlaͤge unter a. b. und c. ge: 
mache, und namentlich zuvoͤrderſt unter a. vorgeſchlagen, dem erften Satze des 
Artikels eine veränderte Faffung zu geben. 

Herr Geheimer Juſtizrath D, Groff wuͤnſcht, daß man lieber die Seite 
122 des Berichts der Deputarion der zweiten Kammer vorgefchlagene Faſſang 
wählen möge, und bie Deputation erflärt ſich hiermit einverftanden, in fofern 
nur ftatt „Ehrenfränfungen” das Wort „Beleidigungen“ geſetzt werbe, was 
die zu Art. 187. gefaßten Befchlüffe nothwendig zu machen fchienen. 

Man ift hiermit einverftanden, und wird unter diefer Mobification die 
Faſſung der Deputation der zweiten Kammer 

- einftimmig 
angenommen. 

Nachdem dieß gefchehen, gelangt es indeffen zur Sprache, daß die fo <ben 
angenommene Faffung nicht bios eine formelle, fondern auch eine materielle 
Verſchiedenheit vom Geſetz⸗ Entwurfe und dem Vorſchlage der dieſſeitigen De: 
putation enthalte, indem nad den beiden Letztern alle an Ascendenten began: 
gene Ehrenverlegungen ex oflicio gerügt werden follen, während bie Deputa: 
tion der zweiten Kammer dieß nur bei Nealinjurien beftimme. Nachdem fi 
nun zuvörberft die Kammer mit einer Mehrheit 

von 21 Stimmen gegen 12 


Iweite Abtheilung, 1. Bd. 44 
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dahin ausgefprochen hat, daß fie bei Annahme der jenfeitigen Faffung den 
Beſchluß einer materiellen Abänderung bes Gefeg: Entwurfs nicht gefaßt 
habe, trägt 

Her Domherr D. Günther darauf an, zu beftimmen, daß bloße Verbal: 
injurien, felbft wenn fie gegen Verwandte in auffleigender Linie begangen: wor: 
den fegen,. nur auf Anzeige ber DVerlegten zur Unterfuchung und Strafe gezo— 

gen werben möchten. Er führt zur Unterflügung an, daß die Veranftaltung 
von Unterfuchungen wegen blos wörtlicher Beleidigungen den Frieden der Fa: 
milien ohne Moch flören würde, und daß man daher hier wohl eine Mückficht 
zu nehmen habe, die bei den Mealinjurien, befonders den gröbern, allerdings 
deshalb nicht zuläffig erfcheine, weil jede thärliche Beleidigung in gewiffer- Hin: 
fiht ftets eine Störung der oͤffentlichen Sicherheit fen. 

Der Antrag wird hierauf zwar zahlreich unterftügt, fobann aber gegen 
denfelben angeführt: Die Beleidigung der Aeltern verletze die Sittlichkeit, fie 
beeinträchtige alfo ein Mationalgut, und dürfe nicht unbeftraft bleiben, wenn 
auch die Verletzten ſchwach genug feyn follten, die Anzeige zu unterlaſſen. Die 
Ahndung folder Vergehen ohne vorgängige Anzeige der Beleidigten fen aber 
hauptfächlic im Intereſſe einer Claſſe nöthig, die von ihren Kindern oft viel 
zu leiden habe, der Auszügler nämlih. Diefe hiengen von ihren Kindern meift 
zu fehr ab, als daß man von ihnen eine Anzeige erlittener Beleidigungen erwar- 
ten dürfe. Sie würden daher den Unbilden ihrer Kinder ſchutzlos preisgegeben 
ſeyn, wenn man dem Dichter nicht das Recht geben wollte, ſich ihrer auch 
ohne ihre vorgängige Anzeige anzunehmen. 

Es wird hierauf der Guͤntherſche Antrag, 

mit 23 Stimmen gegen 10, 
abgelehnt, wogegen die Borfchläge der Deputation und zwar der unter b. 
einftimmig, 
der unter c. aber 
mit 32 Stimmen gegen 1. 
Annahme finden. Der Artikel 193. wird, fo wie er ſich nunmehr geftaltet hat, 
unanim 
angenommen, wie denn auch der von ber Diner Seite 121 vorgeſchla⸗ 
gene Zuſatz, 
Art. 193b. unverändert und 
einftimmig 
approbirt wird. 
Man gelangt nunmehr zum zehnten Kapitel, und zuerſt zu 
Art. 194., welcher ohne Discuffion 
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einftimmige 
Annahme findet. 
Bei 
Art. 195. bemerft 

Herr Domhere D. Günther: Der Artikel ſpreche nur von der Entziehung 
bes Beſitzes einer eigenen-bemeglihen Sache. Dieß reiche aber nicht aus, da 
der hier vorliegende Fall auch bei einer unbeweglihen Sache vorfommen könne, 
. B. wenn ein Hauswirth feinen Miethsmann eigenmächtig und widerrechtlich 
aus dem ermierheten Quartiere verdränge, und er trage daher darauf an, ent: 
weder nach „beweglichen” zu fegen „ober unbeweglichen“ oder das Wort „be: 
weglichen" in „Eörperlichen” zu verwandeln. 

Dieß, und namentlich zunächft der erfte diefer Vorſchlaͤge, wird auch un- 
terftüßt, es erheben. ſich aber ſodann mehrere Stimmen gegen benfelben. Die 
Entziehung einer unbeweglichen Sache, bemerken fie, werde entweber unter die 
Veftimmung des Art. 194. fallen, oder einen bloßen Civilanſpruch begründen, 
indem fie meift blos in dem Bruche eines abgefchloffenen Vertrags beftche. 
Beweglihe Sachen, deren Beſitz widerrechtlich entzogen werde, erheifchten an: 
dere Maasregeln als unbewegliche, da erftere leicht ganz verloren gehen koͤnnten, 
der wiberrechrlich aus dem Beſitze unbeweglicher Sachen Gefetste aber ftets wie⸗ 
der zum Beſitze gelangen koͤnne. Endlich werde der Güntherfche Antrag eine 
Inconſequen; begründen, denn er wolle die widerrechtliche Beſitznahme einer 
unbetveglihen Sache dann ftrafen, wenn ber Vefigergreifer das Eigenthums- 
recht an ber Sache habe, während fi im ganzen Geſetzbuche Feine DBeftim: 
mung finde, mach welcher der beftraft werben koͤnne, der fich mwiderrechrlich in 
den Beſitz eines ihm nicht gehörigen Grundftücs fee. Das von Herrn D, 
Günther bezeichnete Factum fen daher auch bisher. niemals beftraft worden. 

Diefer legten Behauptung widerfpricht Herr D. Günther, indem er daran 
erinnert, daß Verruͤckung von Grenzfteinen, Abacerung an fremden Grund: 
ftücken ſtets beftraft worden feyen, und macht er zugleich bemerflich, wie ber 
Fall der Selbfthülfe ein wirkliches oder vermeintliches Recht zur Beſitznahme 
voransfehe, der Art. 194. alfo für alle die Fälle nicht gemüge, wo der Thaͤter 
wiſſe, daß ihm Fein Recht zur Beſitznahme zuftehe. 

Von Herrn Stellvertreter D. Deutrih wird hierauf vorgefhlagen, das 
Wort „beweglihen” wegzulaffen und ihm ein anderes nicht zu ſubſtituiren, wo— 
durch mindeftens fo viel erlangt werde, daß unbewegliche Sachen nicht ausgefchlof: 
fen wären. 

Dieß erlangt zahlreiche Unterftügung und wird, nachdem der Vorſchlag 
des Herrn D. Günther, 
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mit 25 Stimmen gegen 8, 
abgelehnt worden ift, mit einer Mehrheit 
von 24 Stimmen gegen 9, 
angenommen. Er 
Der Vorfchlag der Deputation wegen Erhöhung des Maximi der Strafe 
und der Artifel 195. erlangen 
einftimmige 
Annahme. 


Art. 196. liegen mehrere theils generelle theils fpecielke Anträge vor. 
Man befchließt zuvoͤrderſt den Artikel felbft und die fpeciellen Amendements 
vorzunehmen, und es ift hier zuvoͤrderſt von 

Unterzeichnetem, laut der Beilage 57, darauf angetragen worden, beim 
erften Puncte den von der Deputation der zweiten Kammer Seite 124 ihres 
Berichts vorgefhlagenen Zufag aufzunehmen, nach welchen die höchfte Strafe 
bes Zweifampfs falls einer der Kämpfenden bleibt, auch dann eintteten fol, wenn 
das Duell, unter Bedingungen verabredet und volljogen warb, nach welchen 
der Tod eines Theils nach der hoͤchſten Wahrfcheinlichkeie erfolgen mußte. 

Zur Bevorwortung führt Unterzeichneter an, wie der Zweck der Geſetzge⸗ 
bung für den vorliegenden Gegenſtand nad) der eigenen Angabe der Deputation 
dahin gehen folle, die gefährlichen Folgen der Duelle möglichft zu vermindern. 
Um dieß zu erreichen mäffe man nun dahin wirfen, daß die minder gefäßrlichen 
Arten des Zweifampfs gewählt würden, und dieß geſchehe, wenn man, wie 
vorgefhlagen, die gefährlichen mit härterer Strafe bedrohe. 

Nachdem, der Antrag unterſtuͤtzt worden ift, finder derfelbe von mehrern 
Seiten Widerſpruch. Es wird nämlich angeführt: Die Depuration verfolge 
allerdings denfelben Zweck, wie der geftellte Antrag, allein fie hege die Ueber— 
zeugung, daß die von ihr vorgeſchlagenen Mittel zur Erreichung der Ab: 
fit, fo weit folde überhaupt möglih, auslangten. Kein Geſetzbuch ftelle 
den von Unterzeichnetem in Anregung gebrachten Fall, obwohl ſolcher hier und 
da befonders erwähnt werde, dem Falle gleich, welcher im Gefeg : Entwurfe 
unter 1. aufgeführt fey, und es erfcheine die gerade hier um fo weniger zu: 
läffıg, da im zweiten Puncte die Strafe nur auf 3 bis 6 Jahr Gefängnif 
beſtimmt ſey, während fie im erſten 5 bis 20 Jahre Gefaͤngniß betrage. Der 
Unterſchied ſey alſo hoͤchſt bedeutend, und es erſcheine der Antrag nicht zulaͤſſig, 
da in dem Falle deſſelben die beſtimmte Abſicht fehle, auf welche der Geſetz⸗ 
Entwurf allenthalben ſo viel ſetze. Endlich habe die Sache practiſche Schwie⸗ 
rigkeiten, da der Ausdruck „Umftände, unter welchen der Tod eines Theils 
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nady ber hoͤchſten Wahrfcheinlichkeit erfolgen mußte,“ eine große Unbeftimmeheic 
enthalte, wenn. man nicht etwa jedes Duell auf Piftolen hierher rechnen wolle, 
und müffe man noch erwägen, daß dem, welcher geſtraft werden folle, feines: 
weges immer die Wahl der Waffen zugeftanden habe. 

Herr D. Großmann fegt die Gefährlichkeie des Zweitampfe und deſſen 
höhere Strafbarkeit hauptſaͤchlich auf die Verlegung der Kampfregeln und ſchlaͤgt 
vor, die Steafbeftimmung im erften Falle auf 5 bis 10 Jahre Gefängniß 
zu ermäfigen, da eine fo hohe Strafe, als hier beftimmt werde, doch nicht 
jur Vollſtreckung komme, 

Es wird dieß indeſſen nicht unterſtuͤtzt, m auch der Vorſchlag des 
Untergeichneten, 

mie 26 Stimmen gegen 6, 
abgelehnt. 

Zum zweiten Punete hat Unteejeichneter ben Antrag gemacht, einen’ zweiten 
von der Deputation der zweiten Kammer Seite 124 ihres Berichts vorgefchla: 
genen Zufas aufzunehmen; nad) welchem: jedes Duell ohne Secundanten und 
Zeugen zu der zweiten Elaffe des Art. 196. gerechnet, alfo mit 3 bis 6 ah: 
ven Gefängniß beftraft werben. fol. 

Nachdem der Vorſchlag umterftügt worden ift; wird bemerklich gemacht, 
wie er ſich mit der Beſtimmung nicht wohl zu vertragen ſcheine, daß auch die 
Secundanten und Zeugen beftraft. werden follten. ‚Es werde daher mindeftens 
zum Theil von dem zu Art. 198, zu faffenden Beſchluſſe abhängen, ob der 
Antrag. zuläfjig erfcheine oder‘ nicht, und möge die Discuſſion und Befchluß- 
faffung über denfelben lieber bis nah Art. 198. ausgefegt werben. 

Unterzeichneter erflärt fih hiermit einverftanden, die Kammer ebenfalls, und 
bemerft fodann noch 

Unterzeichneter, wie er ſich genöthigt fehe, den laut der Beilage 57. wegen 
eines Zuſatzes zum zweiten Puncte gemachten Antrag fallen zu laffen, da fein 
Vorſchlag zum erften Punete abgeworfen worden fen. 

Weiter liegen fpecielle Anträge zu Art. 196. nicht vor, und kann man ſich da: 
her nunmehr ‘zu der generellen Oanlägen verwenden, deren erfter laut der 
Beilage Mr. 58. von 

Herrn D. Großmann eröffnet worden iſt. Er bezweckt die Errichtung 
von Ehrengerichten unter dem Adel, dem Militär und den Studierenden, fo wie 
die härtere Beſtrafung Derjenigen, welche die Ehrengerichte übergehen und wel: 
de fih auf Piftolen ſchlagen. 

Zur Bevorwortung feines Antrags führt Herr D. Großmann an: Wenn 
er fich bei der_allgemeinen Debatte über das Eriminalgefezbuch für die haͤrteſte 
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Beftrafung des Duells ausgefprochen habe, fo ſey er von dieſer Anficht zuruͤck 
gefommen, da das DBeifpiel Baierns zeige, daß bas Ziel ber Ausrottung der 
Duelle auf diefem Wege nicht zu erreichen ſey. Er finde fi) demnach mit dem 
Gefeg » Entwurfe in mehrern Puncten einverftanden, namentlich darin, daß er 
das Duell nicht für nothwendig halten koͤnne, ſich vielmehr von beffen völliger 
Unrechtmaͤſigkeit und Immoralitaͤt überzeugen muüffe und darin, daß bie Härte 
der zu verhängenden Strafen zur Abſchaffung der Duelle nicht fuͤhre. Ver— 
moͤge nun fonad das Gefe feinen Entzweck nicht zu erreichen, werde es frucht- 
(08 gegen die obwaltenden Standesvorurtheile anfämpfen, fo muͤſſe man auf 
eine. Einrichtung denfen, die der Standesehre genüge, und da. fenne er nichts 
Anderes, als die von ihm vorgefhlagenen Ehrengerichte, Die ihrem Zwecke um 
fo mehr entfprechen dürften, als fie allein geeignet feyen, die Sache aus dem 
Gefihtspuncte des Standes, in dem das Duell vorfomme, anzufehen, und in: 
dem fie der Anficht der Betheiligten nicht entgegen flünden, da ein Hauptzweck 
der Duelle doch wohl darin beftche, fich der gefelichen Disciplin zu entziehen. 
Sollten aber die Ehrengerichte, die allerdings nur in ben Ständen einzufüh: 
ren wären, wo Duelle vorfämen, alfo beim Adel, dem Militär und den Stu: 
dierenden, von Erfolg ſeyn, fo muͤſſe man ihnen dadurch einen Werth beilegen, 
daß. man jeden Zweifampf härter firafe, zu welchem die Partheien fofort und 
ohne vorher das Ehrengericht anzurufen, verſchritten ſeyen. Endlich habe er 
noch eine höhere Beftrafung des Duells auf Piftolen beantragt, um dieſe befon: 
ders gefährliche Art des Zweifampfs zu vermindern. 

Der Antrag zerfällt fonach im zwei Haupttheile, und es wird. ben wegen 
des Duells auf Piftolen nicht, der wegen der Ehrengerichte aber. ausreichen) 
unterflüßt. 

Bei der Discuffion über den Antrag zeigen ſich zuvörderft verſchiedene An- 
ſichten über die, der Sitte des Duells zum Grunde liegende dee, indem Er. 
Königlihe Hoheit Prinz Johann darin eine-germanifche Sitte erkennt, melde 
auf der, freilich unrichtigen, Anſicht beruhe, daß der-Tapferfte auch ſtets 
der Ehrenwerthefte ſey, während 

Herr Staatsminifter von Zezſchwitz in dem Dusllen eine Art von Nothwehr 
erfennt, die freilich nicht der Rettung von Eigenthum, fondern der Bewahrung 
eines höhern Guts, der Ehre, gelte, wogegen 

Here Staatsminifter von Könnerig annimmt, daß die Grundidee des Duells 
in der Abſicht liege, zu zeigen, daß dem Beleidigten die Ehre höher ſtehe als 
das Sehen, welches er für ihre Bewahrung einzufegen. bereit fen. 

Anlangend nun den Antrag wegen der Ehrengerichte felbft, fo aͤuſſert Se— 
Königliche Hoheit Prinz Johann, wie es eines Antrags auf Errichtung von 
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Ehrengerichten beim Mike nicht bedärfe, da’ fie hier bereits beſtuͤnden. Wie 
fie indeffen hier den Erwartungen nicht ganz enefprochen hätten, fo ſtehe zu be: 
forgen, daß daffelbe bei andern Ständen der-Fall ſeyn werde, fo lange fie nicht 
felbft auf die Nothwendigkeit und Zuläffigkeit eines Duells zu erfennen befugt 
ſeyen. Diefe Befugniß aber koͤnne ihnen, ſo lange fie gefeßlich beſtuͤnden, nicht 
wohl gegeben werden, und darum werde es vielleicht wirffamer feyn, die Eh— 
rengerichte nicht geſetzlich Kerzuftellen, fondern fie nur zu conniviren. Unter fol: 
hen Umſtaͤnden nun vermöge er'es nicht, fich einem Anträge anzufchlieffen, der 
beftimme auf Errichtung von Ehrengerichten geſtellt wäre, wohl aber könne und 
werde er fich einverftehen, wenn man-fih damit begmüge, bie Sache nur der 
Degierung zur Erwägung anheim zu geben. 

In ähnlichem Sinne ſpricht fi Here von Carlowitz aus, 

Herr Bürgermeifter Nitterftäde aber erflärt ſich auf das Beſtimmteſte "ges 
gen den Antrag, indem die Ehrengerichte nach allen bisherigen Erfahrungen 
der Erwartung, die man von ihnen gehegt habe, nicht entfprochen hätten, was 
auch gamz natürlich ſey, da fie eine Genugthuung der Art, wie fie das Vor⸗ 
urtheil verlange, nun einmal nicht zu gewähren vermoͤchten. Am unpaffenoften 
erfcheine ihm der Antrag deshalb, weil die Ehrengerichte nur für geriffe Stände 
errichtet werden folten, und weil hierdurch die Gleichheit vor dem Geſetze were - 
legt, und der Kaftengeift, genährt werde, 

Eben ‚diefen Grund macht infonderheit,auch Herr Geh. Yuftizrath D.-Groff 
geltend, und bemerft, wie der ganze Vorſchlag ohne Anwendung bleiben muͤſſe, 
wenn Perfonen von verfchiedenen jener drei von dem Herrn Antragfteller genann⸗ 
ten Stände in Streit geriethen, ober wenn jemand concurrire, ber ‚einen 
andern Stande angehöre. Es koͤnnten ferner Die Ehrengerichte: doch nicht ohne 
Geſetze ſprechen, und wären dieß die gewöhnlichen Gefege, fo fehe man nicht 
ab, warum es dazu befonderer Richter beduͤrfe, verlange man aber andere Ge⸗ 
, ſo ſuche man ſolche vergeblich. 

Nachdem hierauf Herr D. Großmann ergegnet hat, daß er nur die mehr 
erwähnten drei Stände bezeichnet habe, weil mur bei ihnen Duelle vorzufommen 
pflegten, ingleichen, daß die Ehrengerichte keine Geſetze erhalten, fondern eben 
ohne ſolche nach der Anficht und dem Gefühle ihres. Standes urtheilen, follten, 
äuffert auch 

Herr Staatsminifter von Könnerig das Bedenken, daß der Ausfpruch eis 
nes - Ehrengerichts zur Herftellung der verletzten Ehre bei den Anſichten der Ber 
theiligten nicht genügen werde. Der Antrag erfcheine alfo bedenklich, in fofern 
er niche blos auf Erwägung des, freilich bereits vielfach geprüften und niche 
bewährt gefundenen Gegenſtandes, fondern beftimme auf Einführung der Eh: 
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vengerichte. geftellt werben follte, und es werde immer nichts weiter übrig bleiben, 
als der vom Geſetz⸗ Entwurfe gewählte Weg einer angemeffenen Beftrafung des 
Zweifampfs. 

Am Schluffe der Debatte ſchlaͤgt nun Se. Königliche Hoheit Prinz Jo— 
hann vor, den in die Schrift aufjunehmenden Großmannfhen Antrag dahin 
zu modificiren; 

man. erfche bie Staatsregierung, in Erwägung ju siehen, ob bie 
Errichtung von Ehrengerichten, welche nach dem Grundſatze „Gleiche 
fönnen nur von Gleichen gerichtet werden“ ‚alle Ehrenverlegungen durch 
ſchiedsrichterlichen Ausfpruch wo möglich. beizulegen verpflichtet und be: 
rechtigt würden, als zweckmaͤſig fich darſtelle. 

Hear D. Großmann ift mit diefer Modificarion feines Antrags — 
den und wird Letzterer in ſolcher Maaſe, 

mit 24 Stimmen gegen 9, 
angenommen. 

Bei der ſonach veraͤnderten Stellung des Antrags nun die hergeſchia⸗ 
gene Beſtimmung über die härtere. Strafe des mit Uebergehung bes Ehrenge: 
richts vorgenommenen Duells für. jegt auf. fi berußen, und geht man: zu dem 
jweiten, zu Art. 196. gemachten , generellen Antrage: über, welchen 

Herr von Ziegler laut der Beilage: Mt. 59. dahin geſtellt hat, baß die 
Ahndung des Zwelkampfs unter Militaͤrperſonen und Studierenden lediglich der 
Militär: und resp. Univerſitaͤtsbehoͤrde uͤberlaſſen werden möge. | 

Zur Unterftügung führt Here von Ziegler an, daß gerade die von ihm 
borgefchlägenen Behörden das Vergehen am beften zu wuͤrdigen wiſſen würden, 
und daß uͤberhaupt zu harte Strafen nur zur Verheimlichung und Erhöhung 
der Gefährlichkeit: der Duelle, micht aber zu deren Auerotcung zu fuͤhten im 
Stande ſeyen. 

Der Antrag findet hierauf die erforderliche Unterſtuͤtzung nice, und muß 
die Abſtimmung über Art. 196, ausgeſetzt bleiben, weil die Entſcheidung über 
ven Antrag Des Unterzeichneten zu dem zweiten Puncte noch zuruͤckſteht. 

v. Hierbei, bricht man indeſſen ab, da zwei Uhr bereits vorüber ift. ' 

Die Faſſung der. heute angenommenen Artifel enthält die Beilage T. 


Anher bemerkt von 
Ernſt Guſtav von Gersdorf Ernſt Friedrich Hartz, 


D. Deuttich. S. d. J. K. 
Ludwig von Zedtwitz. 
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Artikel 188. 
Die Vorhaltung — — wenn: bei denjenigen, der fie gethan, nach 


den vorliegenden Verhaͤltniſſen eine beleidigende Abfiht nicht angenommen ‚wer: 
den fonnte, und nicht fhon die Form u. f. w. 


Artikel 189, 
tie Seite 120 des Deputationsberichts. 


Artikel 190. . 

Auſſer — oder bürgerlichen Verhäftniffen, insbefondere in fofern 
ihm die Beleidigung während feiner Amtsverrichtungen oder in Bezug auf fel: 
bige zugefügt worden ift; E P | 

nach den rechtlichen ꝛc. 
Artikel 191. 
bleibt unveraͤndert. 
Artikel 192. 
faͤllt aus. 
Artikel 193. 

Die in den Art. 183. 184. 187. und 189. erwähnten Verlaͤumdungen 
und Beleidigungen mit Ausnahme der gegen. Verwandte in auffteigender Linie 
verübten, find. nur auf den Antrag dabei, betheiligter. Perfonen zur Unterſuchung 
und Strafe zu ziehen, mit Vorbehalt des Verfahrens von Amtswegen gegen 
die dabei zugleich vorgefallenen Störungen ber öffentlichen Sicherheit, Ruhe 
und Ordnung. 

Zu einem ſolchen Antrage find bei Ehrenverlegungen gegen Eheweiber, Kin: 
der, im öffentlichen Dienfte angeftellte Perfonen und öffentliche Behörden, auch 
die Ehemänner, Vater und die amtlihen Vorgeſetzten — Seitenverwandten 
und Verſchwaͤgerten bis zum vierten Grade einſchließlich der Erben derfelben 
berechtigt. end ' 

Artikel 193b. 
wie Seite 121 des Deputationsberichte. 


Ä Artikel 194 
bleibt unverändert. 


Zweite Abrheilung. 1.95. 45 
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Artifel 195. 
Die Entziehung einer eigenen Sache — — — mit Gefäng: 
niß bis zu fehs Monaten zu beftrafen. 
Artifel 196. 
ift noch ausgefeht. 


M 51. 
zu m X, des fpeciellen Theils des Criminalgeſetzbuchs. 
1. | 


Zu Art. 196. wuͤnſche ich 
a.) die beiden von ber Deputation ber zweiten Kammer Seite 124 ihres 
Berichts vorgefchlagenen Zufäge aufgenommen, auch 
b.) am Schluffe des Punctes unter 2. die Worte hinzugefügt zu fehen : 
oder die unter 1. angegebenen erfchwerenden Umftände eintraten und 
zwar eine Verwundung jedoch Feine Tödtung erfolgte. 


2. 


Als Unteramendement zu der von der Deputation vorgefchlagenen Faſſung 
des Art. 197. beantragt Unterzeichneter 
a.) Zeile 1. nach den Worten „im Allgemeinen” die Worte: 
nicht ſtets der Herausforderer. fondern 
einzufchalten und im deſſen Faffımg 
b.) ben Schlußfag „Sm Zweifelsfalle“ u. ſ. w. wegjulaffen. 


3. 


Ebenfalls als Unteramendement zu Art. 197 b. trägt Unterzeichneter darauf 
an, nad den Worten „1 — 2 Jahren” 
Arbeits» oder | 
einzuhalten. i 
-, Den zweiten Theil des Art. 200. wünfche ich fo gefaßt zu fehen: 
Mit Gefängniß von 14 Tagen bis zu drei Monaten find, in fofern 
die Handlung nicht in ein fohwereres Verbrechen über: 
- geht, diejenigen zu belegen, welche einem Betheiligten wegen Beile: 
gung oder Ablehnung eines Zweifampfs, Unterlaffung oder An- 
jeige einer Herausforderung, Verachtung bejeigen. 
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Den Zufaartifel 200b. wünfche ich fo gefaßt zu ſehen: 


Als gleichartig mit dem Zweilampfe (Art. 196. und 197.) ift bie 
im erften Theile des Art. 199. erwähnte Ausforderung anzufehen, 
wogegen die Art. 195. und 200. verpönten, fo wie die im zweiten 
Theile des Art, 199. erwähnten Vergehen als für ſich beftchend zu 
betrachten find. 


(Zweifampf und Secundiren beim Zweifampfe ſcheint mir nicht 
gleichartig.) 
Ernſt Friedrich Harp. 
M 58. 


Einer hohen Kammer beehre ich mich zu $. 196. und folgende des Eri- 
minalgefegentwurfs folgende Vorſchlaͤge ergebenft vorzulegen: 


1.) 


2.) 


daß in der Schrift die hohe Staatsregierung um Errichtung von 
Ehrengerichten unter dem Adel, im Offisierscorps und unter den 
Studierenden auf der Univerficät Seipzig, welche nach dem Grund: 
fage „Gleiche körmen nur von Gleichen gerichtet werben” alle Ep: 


‚renverlegungen durch fchiedsrichterlichen Ausſpruch, wo möglich, bei⸗— 


zulegen verpflichtet und berechriget würden, gehorfamft zu erfuchen fen; 
daß, um den Einfluß der Ehrengerichte fiher zu ftellen, bei jeder 
Duellunterfuchung der Richter verpflichtet werde, den Grad ber Schuld 
mic auf Ruͤckſicht auf den Verſuch güslicher Beilegung des entftan- 
denen, das Duell veranlaffenden Zwecks zu bemeffen, fo daß Ueber: 
gehung des Ehrengerichts von Seiten des Herausforderers für dieſen 
das Marimum der Strafe zur Folge hätte; daß demnach die Be— 
ſtimmung getroffen werde: 

Duellanten, die fi auf Piftolen gefchlagen und das Ehren: 
gericht übergangen haben, find mit dem Mapimo der für jeden ein- 
zelnen Fall feftgefegten Strafe zu belegen. 


D. Großmann. 
N 59. 


Unterzeichneter erlaubt ſich die Anträge: 
Am Schluffe des Artikel 196. den Zuſatz: 


45° 
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Der Zweifampf unter Perfonen, welche zum Milicärftande gehören, 
fol allein der Ahndung ‚der Militärbehörde überlaffen feyn. 

‚ Ein Gleiches findet für die Studierenden ftatt, wo bie Ahnbung 
der Univerficäesbehörde zuftändig. ift. 


Bei Artifel 198. 


Diejenigen, welche als Kampfhelfer, Secundanten oder beſtellte 
Zeugen einem Zweifampf beiwohnen, find nur dann mit Gefängnif- 
ſtrafe von 3 bis 6 Monaten zu beftrafen, wenn ſie erweislich nicht 
Alles angewendet haben, um die den Zweikampf Beabſichtigten zu 
verföhnen. 

Ziegler und Klipphaufen. 





32, 
Den 49. Januar 1837. 


Gegenwärtig find: 


Se. Excellenzʒ Herr Staatsminiſter von Koͤnneritz. 
Se. Excellenʒ Herr Staatsminiſter von Zezſchwitz. 
Herr Geheimer Juſtizrath D. Groſſ. 


Es find 36. Mitglieder ber erſten Kammer verfammelt. Ä 

Nachdem das Protocol der legten Sitzung genehmigt, vom Praͤſidio auch 
ver Dank für mehrere. von; dem, Directorio der &eipzig = Dresdner⸗Eiſenbahn⸗ 
Compagnie an die Mitglieder der. Kammer vertheilte Druckſchriften ausgeſpro 
‚ben und Herr D. Erufius erſucht worden ift, diefen Dank gedachtem Direc: 
torio auszudrüden, wird er | 
' 5 Au 101. 

"Verpflichtung des Herrn Freiheren von Beuſt aus Gansgruͤn. 
der neue Bevollmächtigte des Herrn Grafen zu Solms: Wildenfels, 

Herr Bernhard Freiherr von Beuft, in den Saal gerufen. Er leiſtet 
ſodann, nach vorgaͤngiger Erinnerung an die Wichtigkeit der Handlung, den 
$. 82. der Verfaſſungsurkunde vorgeſchriebenen Eid, unter Beobachtung der 
gewöhnlichen Feierlichfeiten Vormittags drei Viertel auf eilf Uhr ab, umd 
nimmt fodann den ihm gebührenden Play unter den Mitgliedern der Kammer 
ein. 
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Man verfchreitet fodann ohne Weiteres zur 
Tagesordnung, 


102. 
Ferherweite. Berarhuug de Eriminalgefegbuchs , Act. 197 — 213. 
auf welcher fich die fortgeſetzte Berathung des Criminalgeſetzbuchs beſindet ‚die 
mit 
Art. 197. beginnt. 


Es hat zu diefem Artifel laut der Beilage 57. des geffrigen Protocolls 
Unterzeichneter einen Antrag geftellt, welcher dahin geht, theils einige 
Worte einzuſchalten, theils den letzten Sat der Faſſung der Deputation in 
Wegfall zu bringen. 

Devor diefer Antrag noch jur Unterfiügung gelangt, erflärt Se. König: 
lihe Hoheit Prinz Johann, mie die Deputation mit dem Sinne des Antrags 
tinverftanden fen, diefer jedoch ſchon dann vollftändig erreicht zu werben ſcheine, 
wenn nur, was Seiten der Deputation vorgefchlagen werde, der legte Ga 
ihrer Faffung „Im Zweifelsfalle” u. f. w. in Wegfall komme. Dagegen 
halte fie den von Unterzeichnetem vorgefchlagenen Zufag für überflüffig. 

Unterzeichneter erflärt -diefen Zuſatz fallen laffen zu wollen, wenn nur ber 
andere, von der Deputation bevorwortete, Theil feines Antrags durchgehe, 
und nimmt ſodann 

Herr Geheimer Juſtizrath D. Groff das Wort: Die Regierung muͤſſe fich 
ganz gegen die von der Deputation vorgefählagene veränderte Faſſung des 
Art. 197. erflären, da fie den Sat in Wegfall Bringe, daß in der Megel 
der Herausforderer härter geftraft werden folle, als der Geforderte. Bei dem 
Verbrechen des Duells fomme es keinesweges darauf an, mer den Streit, 
der das Duell veranlaßt, angefangen habe, fondern darauf, wer das dem 
Duell entgegenftchende Strafgefig zuerft verlege habe, und das ſey offenbar 
der Herausforderer, in fofern niche fein Gegner mit der beſtimmten Abfiche 
beleidigt habe, eine Ausforderung zu veranlaffen, wie denn diefen befondern 
Fall der Geſetz- Entwurf ausdruͤcklich aushebe. 

In gleihem Sinne ſpricht fih Herr Staatsminifter von Könnerig aus, 
indem er noch bemerkt, daß die Faſſung der Deputation die Nothwendigkeit, 
in gereiffen Fällen zu einer Ausforderung zu fehreiten, anzuerkennen ſcheine, 
und fomit das Duell gewiffermaafen fanctionire. 
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Dagegen wird Seiten des Herrn Neferenten und mehrerer Kammermitgli 
der auch wieder zur DBertheidigung des Deputationsvorfchlags angeführt: E 
wie die Sache wirklich liege, und da dem Staate die Mittel nicht zu Gebe 
flünden, den, der fi einer Ausforderung entziehe, gegen alle Machtheile ; 
fügen, ftehe es nicht zu verfennen, daß in manchen Fällen eine Art v 
Zwang vorliege, zur Herausforberung zu verfchreiten, und in ſolchem Falle { 
der, welcher diefen Zwang abfichtlih oder aus Uebereilung und Leidenſchaft he 
beiführe, offenbar der eigentliche Urheber des Duells und härter als der Au 
forderer zu ſtrafen. Dieß auszufprechen beabfichtige die Deputation, währe 
der Geſetz⸗ Entwurf den Geforderten nur dann als den Auctor des Duells a 
erfenne, wenn er mit überlegter Abfiche die Ausforderung provocirt habe. € 
werde dieß befonders häufig beim Rencontre der Fal feyn, den das Geſetz, d 
gegebenen Erläuterung zufolge, dem Duelle gleichftelle. Man müffe, wol 
man die Duelle vermindern, deren Quelle verftopfen, und das fhue der Wo 
ſchlag der Deputation, der übrigens Feinesweges allemal den auctor rixae hä 
ter ftrafen- wolle, fondern nur den, ber durch feine Handlung nad der Me 
nung des betreffenden Standes die Mothmwendigfeit des Duells herbeig 
führt habe. 

Nachdem die Gegner des Deputarionsvorfhlags hierauf erwiedert habe 
daß der Nichter ſchwerlich im Stande feyn werde, jedesmal zu entfeheiden, we 
des Factum denn eigentlich diefe Nothwendigkeit herbeigeführt habe, daß 
fein Duell ohne Yusforderung geben Eönne, und daß man doch zunaͤchſt d 
beftimmte That. in das Auge zu faffen habe, gelangt man zur Abftimmun, 
bei welcher der Artifel 197. nach der durch Weglaffung des letzten Sages al 
gefürzten Faſſung der Deputation, i 

mit 28° Stimmen gegen 7, 
angenommen wird. | 

Es ift demnähft von der Deputation Seite 124 ihres Berichts ei 
Zufat; als 

Art. 197 b. vorgefchlagen worden, welcher für denjenigen, der jum bri 
ten Male wegen Duells in Unterfuchung kommt und in diefem dritten Fal 
ben Zweifampf nachweislich mit Abficht herbeigeführt hat, Zudthausftrafe i 
verfchiedenen Abftufungen feftfegt. 

Zu demfelben find zwei Anträge von Herrn von Carlowitz und von Unte 
yeichnetem eingegangen. 

Der erfie derfelben geht laut der Beilage 60. dahin, daß es zu der bi 
vorgefchriebenen Strafe genügen möge, wenn auch die beiden erften Duel 
nicht zur Unterfuhung und Beſtrafung gelangt wären, und es har fi d 
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Deputation diefem Anfrage, wie der Herr Referent anzeigt, in fo weit genä- 
hert, als fie nicht gerade die Beftrafung verlangen, fondern es für genügend 
erfennen will, wenn nur Unterfuchung und Ueberführung eingetreten ift, da bie 
Strafe des Duells in befondern Fällen wohl auch dur Begnadigung befei- 
tige zu werden pflegt. 

Herr Regierungsrath von Carlowig findet ſich hierdurch befriedigt, und 
wird fofort von dem Herrn Meferenten eine entfprechende Faſſung vorge 
fhlagen. 

Dagegen hat Unterzeichneter, laut der Beilage des geftrigen Protocolls 
Mr. 57. gewünfcht, daß dem Michter in dem Art. 197 b. erwähnten Falle 
die Wahl zwifchen Arbeitshaus und Zuchthaus gelaffen werden möge, und er 
führt zur DBevorwortung an: Die hier beftimmten Strafen ſeyen ſchon ber 
Zeit nach in der Mehrzahl der einzelnen Elaffen im Mittel höher geftellt, als 
die Art. 196. für eben diefe Fälle normirten. Da num Zuchthaus zeiten 
Grades in feiner Geltung das Vierfache von . Gefängnißftrafe fen, fo ergebe 
ſich hieraus, daß die Strafe des dritten abſichtlich herbeigeführten Duells mins 
deftens viermal fo hoch als die gewöhnliche Strafe, in der Regel aber noch 
härter fey. _ Dieß feine denn doch zu viel, und wenn die vierfache Strafe 
auch im Mapimo paffend erfcheine, fo ſcheine doc ein geringeres Minimum 
nothwendig. Dieß bewirfe der Vorſchlag, der noch überdieß den Vortheil ges 
währe, nicht nothwendig auf eine entehrende Strafe erfennen zu müffen. 

Nachdem der Antrag unterftügt worden ift, erflären fich die Herren Re— 
gierungscommiffarien gegen ben ganzen Zufaßartifel, indem fie anführen: Der 
Umftand, daß Jemand bereits drei Duelle gehabt habe, characterifire-ihm noch 
feinesweges als einen murhroifligen Naufbold, zumal da ja die frühern Zwei⸗ 
kaͤmpfe vielleicht viele Jahre zuruͤck, z. B. im die Zeit der academifchen Stu: 
dien, fallen könnten. Ueberdieß werde die abſichtliche Herbeiführung des Zwei⸗ 
Fampfs eben fo fehmwer zu erweifen als felbft zu beurtheilen ſeyn, und es fcheine 
feinesweges angemeffen, ein Berbrechen, welches aus Ehrgefühl begangen werde, 
mit eimer- entehrenden Strafe zu belegen. 

Diefen Gründen fügt Herr Domherr D. Günther noch bei, wie ihm kaum 
ein Fall denkbar ſey, wo der Artikel zur Anwendung fommen fönne, man 
müßte fi denn den denfen, wo Jemand Andere fordere, um ſich zur Zuruͤck⸗ 
nahme der Provocation durch Geld bewegen zu laffen, was aber offenbar in 
die Elaffe der Erpreffungen gehören wuͤrde. 

Gegen diefe Einwürfe machen indeffen der Here Meferent und mehrere De: 
putationsglieder geltend, daß der, welcher feine Ehre fo wenig achte, um unter 
deren Vorwendung Händel zu fuchen, wohl mit einer entehrenden Strafe be- 
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legt werben Fönne, denn er fehle nicht aus Ehrgefuͤhl, fondern aus andern 
ffrafbaren Gründen. Je ſchwerer für einen wirklich Veleidigten die Wahl zwi: 
ſchen dem Gehorfam gegen das Geſetz oder der Unterwerfung unter das Bor: 
urtheil fen, um fo ernftere Maasregeln müffe man ergreifen, den Ruhigen ges 
gen muchwillig herbeigeführte Verlegenheiten ficher zu ftelen, und dieß fenen 
denn auch die Gründe, welche gegen den Antrag des Unterzeichneten- fprächen. 

Unterzeichneter erlaubt fi demnächft noch einen zweiten neuen Antrag, wel- 
her dahin geht, daß die Art. 197 b. vorgefchriebenen Strafen nur dann ein= 
treten möchten, wenn audy die beiden erften Duelle erweislich mit Abficht her: 
beigeführt worden fegen. Er hofft Hierdurch mindeftens einen Theil der gegen 
den Zuſatzartikel erhobenen Bedenken zu befeirigen und bemerkt, daß, wenn auch 
nach ſolchem Amendement die hier angedrohete Strafe nur felren zur Antven- 
dung fommen follte, doch ſchon ihre Androhung nicht ohne allen Erfolg: biei: 
ben dürfte. Uebrigens verftche es ſich ja von felbft, Daß der, welcher ein 
Duell muthwillig veranlagt habe, ohnehin innerhalb- des im Art. 196; ——— 
ten Strafmaaſes haͤrter werde beſtraft werden. 


Der Antrag wird hierauf unterſtuͤtzt, und ſchlaͤgt ſodann noch Herr Stell⸗ 
vertreter D. Deutrich vor, in dem Art. 197 b. ſtatt: „fo iſt — — zu beſtrafen“ 
zu ſetzen: „ſo kann —— beſtraft werden“, es erlangt ſolches aber die noͤthige 
Anzahl von Fuͤrſprechern nicht. 


Nachdem endlich, noch Se. Königliche Hoheit Prinz Johann für den Fall, 
daf der legte Antrag des Unterzeichneten angenommen werben follte, folgende 
Faffung vorgeſchlagen hat! 

Wenn ein Theilnehmer an einem Zweifampfe, der ſchon zweimal wer 
gen Zweifampfs in Unterfuhung gewefen und überführt worden. ift, 
den Zweifampf ohne Beleidigung Seiten des Andern mit Abficht here 
beigeführt zu haben, einen Zweifampf ‚abermals unter gleichen Umftän- 
den erweislich mie Abficht herbeigeführt hat, fo ift derfelbe u. f. w. 
gelangt man zur Abftimmung, bei weldyer der zweite Vorſchlag des Unterzeich- 
neten, und mit ihm der Zufagartifel nach vorfichender Faffung, 
von 23 Stimmen gegen 12, 
angenommen wird. 


Anlangend den erfien Vorſchlag des Unterzeichneten wegen Einfchaltung 
der Worte „Arbeitshaus oder”, fo wird hierbei nach dem von Unterzeichnetem 
aufgenommenen Vorſchlage des Herrn Deferenten in Parenthefe Art. 16. an- 
zusichen feyn, um zw zeigen, daß auch hier Arbeitshausftrafe nicht über 10 
Fahre dauern darf, 
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Auch diefer Vorſchlag wird im Uebrigen, 
von 26 Stimmen gegen 9, 
angenommen, und find fonach jene Worte nebft dem Citat bes Art. 16. noch 
einzufchalten. 
Zu dem nun folgenden 

Art. 198, liegen zwei Anträge vor, deren. einer laut der Beilage 59. des 
geſtrigen Protocolls von Herrn von Ziegler gemacht worden iſt, während ben 
andern Herr Domherr D. Günther laut der Beilage des heutigen Protocolls 
Nr. 61. geftelle hat. 

Der Vorſchlag des Herrn von Ziegler geht dahin, die Serundanten und 
Zeugen nur dann zu ftrafen, wenn fie erweislich nicht Alles gethan haben, um 
die Partheien zu verföhnen, und es führt der Herr Antragfieller zur Lnter- 
fiigung an, wie er hierin eins der beften Mittel finde, ‚die Zahl der Duelle, 
da man ſolchen einmal nicht ganz vorbeugen fünne, mindeftens zu befchränfen. 

Dagegen geht der Vorfchlag des Herrn Domherrn D. Günther dahin, 
die Secundanten nur in dem Art. 196. unter 1. erwähnten Falle mir 3 bis 
6 Monaten Gefängniß zu belegen, fie aber in allen andern Fällen ganz fraf: 
los zu laffen, und erflärt der Herr Antragfteller, wie er auch den ‚von der De- 
putation Seite 125 ihres Berichts ad Art. 198. und 199, unter b. vorge: 
fülagenen Zufaß in feine Faffung aufnehme. Zur Unterftügung des Borfchlags 
wird angeführt: Sowohl nad dem Gefeg: Entwurfe als’ nach den geftern und 
hute in der Kammer gefchehenen Aeufferungen walte über das Duell eine viel 
mildere Anficht ob, als nad) der. bisherigen Geſetzgebung. Dieß ändere auch 
die Stellung der Secundanten, die nunmehr nur dazu da zu ſeyn ſchienen, 
um, eben fo wie die Aerzte, die Gefährlichkeit der Duelle zu vermindern, in: 
dem fie dafür forgten, daß die Regeln beobachtet würden, welche den Fwei- 
kampf nicht zu einer rohen Schlägerei oder Mörderei werden ließen. Es fen 
alfo eine Forderung der Geſetzpolitik, die Zuziehung der Secundanten zu er: 
ichtern, und dieß gefchehe, wenn man fie auffer dem einen ſchwerſten Falle, 
yanz ſtraflos laſſe. Meberdieß ſey das von der Deputarion vorgeſchlagene Mi: 
imum der Strafe fo gering, daß Iehtere faft nur des Anftandes wegen ange: 
woht zu werden fcheine, was dem Anfehn des Gefekes nothwendig fehaden 
nuͤſſe. 

Nachdem beide Antraͤge Unterſtuͤtzung gefunden haben, erklaͤrt ſich zuvoͤr⸗ 
erſt Here Staatsminiſter von Koͤnneritz gegen dieſelben. Das Verhaͤltniß der 
Secundanten, bemerkt er, fen ein ganz anderes, als das der Aerzte, da erſtere 
virflihe Beguͤnſtiger des Verbrechens feyen, legtere aber es nur mit deffen 
jolgen zu thun härten. An Secundanten habe es felbjt bei den bisherigen 

zweite Abrheilung. 1. Bd. 46 
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harten Strafen nicht gefehlt, und je mehr‘ fie- zur Ausföhnung der Parthei 
wirfen fönnten, um fo mehr erfordere es die Geſetzpolitik, ihr eigenes Intere 
damit in Verbindung zu bringen, daß die beabfichfigten- Duelle vermie 
würden, 

In gleihem Sinne äuffert ſich Se. Königliche Hoheit’ Prinz Johen 
Es ſey gar manche im Criminalgeſetzbuche angedrohete Strafe von der Art 
daß ſie wenig mehr bewirke, als den geſetzlichen Ausdruck der Mißbilligung 
der aber häufig nicht entbehrt wetden koͤnne, und muͤſſe man es doch wohl für 
unpaffend erfennen, die Begünftiger einer That, die man allgemein für ein 
Verbrechen anerfenne, ganz ftraflos zu laſſen. 

Da enblih noh von Heren von Carlowitz das Maximum der Strafe 
im erften Falle des Art. 198. für zu hoch erflärt wird, fo ſchlaͤgt ber 

Herr Referent vor, foldes von 3 Monaten auf 

acht Wochen 
Gefängniß herabzuſetzen, und es wird ſolches unterftügt. 

Die von der Deputation Seite 125 ihres Berichts unter a. und b. vor: 
gefchlagenen Zufäge und Abänderungen finden feine weitere Ergegnung, als fol: 
bei den, zum Theil mie ihnen zufammentreffenden, Amendements bereits ftatt: 
gefunden hat, und gelangt man nunmehr zur Abftimmung, bei welcher der 
Guͤntherſche Antrag, 

mit 25 Stimmen gegen 11, 
und der Zieglerfche Antrag, 

mit 30 Stimmen gegen 6, . 
abgelehnt werben. 

Dagegen findet der Antrag der Deputation unter a. nebft der von der De 
putation genehmigten Herabfekung des Marimi im erſten Falle auf 8 Wochen, 

mit 29 Stimmen gegen 7, 
ber Vorſchlag der Deputation unter b. aber und Art. 198. felbft 
einftimmig 
Genehmigung. 
So fann man nun auf den bei 
Art. 196. ausgefegt gebliebenen Punct zurücgehen. Es ift bieg da 
laut der Beilage 59. des geftrigen Protocols von Unterzeichnetem gemachte An 
trag, einen* Zufa ber Deputation der zweiten Kammer aufzunehmen, nad 
welchem der Zweifampf ohne Secumdanten und Zeugen ohne Ruͤckſicht auf der 
Erfolg mit 3 bis 6 Fahren Gefängniß zu beftrafen feyn würde. 

Derfelbe ift bereits geftern bevorwortet und unterftägt worden, es erflärcı 

fih aber mehrere Stimmen gegen denfelben hauptſaͤchlich deshalb, weil fie ein 
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Inconſequenz barinnen finden, baß ‚man nach Art, 198. bie Secundanten 
und Zeugen ftrafen will, hier aber deren Gegenwart zum Defimmpngsgrunde 
für eine minder harte Strafe machen fol. 

Diefen Gründen fügt Herr Staatsminifter von Koͤnneritz no bei, daß 
der in Unterfuchung gefommene Duellant, wenn er, die Secundanten, um. fie 
der Strafe nicht zu unterwerfen, nicht nennen mol, am Ende härter werde 
beftraft werben müffen, als das Geſetz verlange, und wird > job ber Antrag 
des Unterzeichneten, 

mit 34 Stimmen gegen 4, 
abgelehnt, der Artikel 196. aber 
einftimmig 
genehmigt. 
Nachdem bei 
Art. 199. Herr Staatsminifter von Könnerig auf eine Anfrage des 
Herrn von Carlowig die Erläuterung gegeben hat, daß es. für die, Secundan: 
ten allerdings einen Milderungsgrund innerhalb des Strafmanfes abgeben werde, 
wenn fie ſich ernftlich bemüht hätten, das Duell zu verhindern, wird ber Vor: 
flag der Deputation wegen Wegfalls der, Beſtimmung eines: Minimi der. 
Strafe für die. Secundanten, eben fo wie der Artikel ſelbſt, 
einftimmig 
genehmigt und hat zu 
"Art. 200. Unterzeichneter laut der Beilage 57. des geſtrigen Protocolls 
einen Antrag eingereicht, welcher einen doppelten Zuſatz zur Feſſung der De⸗ 
putation enthaͤlt. 

Der erſte dieſer Zuſaͤtze enthaͤlt die Worte „in ſofern die Handlung nicht 
in-ein ſchwereres Verbrechen übergeht” und wird durch Verweiſung auf mich; 
rere andere Artifel, wo ſich ähnliche DBeftimmungen finden, z. B. auf. Art 
194. bevorwortet. Da ſich indeffen mehrere , Stimmen. gegen: den Zufat er: 
klaͤren, der fi) von felbft verfiche, fo nimmt Unterzeichnerer den. Antrag zuräd: 

Dagegen hat den zweiten Zufag des Unterzeichneten, ‚welcher die Worte 
„Mnterlaffung oder Anzeige einer Herausforderung” enthält, die Deputation zu 
dem ihrigen gemacht und er wird nebſt ber Faſſang der Deputatian 

einſtimmig ra 
angenommen. 

Herr Geh. Juſtizrath D. Groſſ bemerkt demnaͤchſt, wie die Deputation der 
zweien Kammer vorgeſchlagen habe, das Strafmaas im, zweiten: in dieſem Ar: 
tikel zu findenden Falle auf 1 bis 6 Monate Gefängnig zu — wolches 
er der dieſſeitigen Kammer ebenfalls anzunehmen anrathe. 

46* 
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Man tritt dem jeboch mit einer Mehrheit 
von 20 Stimmen gegen 15, 
nicht bei, und findet fodann der Art. 200. 
einftimmige 
"Annahme. — 
"Bon der Deputation iſt ſodann Seite 126 ihres Berichts ein Zuſatz 
Art. 200b. vorgefchlagen worden, welchen der Here Referent mit Zu: 
fimmung ber übrigen Deputationsmitgliedver aus dem Grunde, weil im Art. 
199. auch der Secundanten gedacht werde, dahin abzuändern vorſchlaͤgt, daß 
er am Schluſſe heiffen würbe: 
die Art. 196. und 199. im erften Satze, nicht minder die im den Arti— 
fein 198. und 199. im zweiten Satze gedachten unter einander als 
gleichartig zu betrachten. 
Die Kammer genehmigt dieß und ben Art. 200 b. 
einſtimmig. 
Es folgt nunmehr das eilfte Kapitel, wobei zuvoͤrderſt ber 
Art. 201. in Frage komme, zu welchem Herr D. Großmann bemerfr, 
daf die Strafe des Ehebruchs, welcher doch die heifigften Familienrechte ver: 
leßge, offenbar zu mild beflimme werden folle. 

Man werde fi) davon leicht überzeugen, wenn man die hier beſtimmten 
Strafen mit den im folgenden Kapitel auf Diebſtahl und Veruntrauung ge: 
festen vergleiche, und trage er darauf an, als Minimum fir den einfachen 
Ehebruch 2 Monate Gefängniß anzunehmen. 

Hiergegen wird indeſſen von dem Herrn Referenten eingehalten, daß man 
bie im Geſetz- Entwurfe normirte Strafe erſt bei: vorigem Landtage feſtgeſtellt 
babe, und, daß eine Erhoͤhung auch in der zweiten Kammer gewiß feine Zu: 
ſtimmung finden würde, 

Der Großmannſche Antrag bleibt hierauf ohne Unterftügung, der Art. 201. 
aber wird unverändert 

einftimntig 
angenommen. 
Eben fo erfolgt bei den 
Art. 202. und 203. ohne Abänderung 
einftimmige 
Annahme, und erlangt 
Art. 204. unter dem von der Deputation beantragten Wegfalle des Ip: 
ten Satzes 
einhellige 
Genehmigung. 
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Bei 

Art. 205. hat die Deputation vorgeſchlagen, die Worte „in ſofern nicht 
bereits die Verjährung des Dergehens eingetreten iſt“ weggulaffen ‚und «8 
erflärt 

Herr Geh. Juſtizrath D. Groff das Einverftändniß der Regierung mit bie: 
fer, allerdings wichtigen, Abänderung, deren dolgen der Deputationsbericht ent⸗ 
wickelt. 

Sie wird; eben fo wie Art. 205. ſelbſt, 

einmuͤthig 
angenommen, der 
Art. 206. aber findet unverändert 
einftimmige 
Genehmigung. 

Zu den nun folgenden Art. 207. und 208. bat Unterzeichneter Taut der 
Beilage 62. einen Vorſchlag gemacht, nach welchem durch einen Zufagartifel 
208b. beſtimmt werden würde, daß die Unterfuchung wegen böslidher Ber: 
laſſung in dem Artifel 208. aufgeführten Falle, wo nicht blos die Familie 
fondern auch die betreffende Gemeinde intereffirt iſt, ex officio zu veranftalten, 
in dem Art. 207. angegebenen Falle aber die Anzeige einer. dadurch in ihren 
Rechten verlegten Perfon abzuwarten feyn würde. Eventuell aber, und dafern 
diefee Vorſchlag nicht Annahme finden follte, ift die Aufnahme des von der 
Deputation ‚der zweiten Kammer Seite 126 ihres. Berichts zu Art. 207. vor 
gefchlagenen Zuſatzes beantragt worden. . 

Da Unterzeichneter feinen Antrag unter andern auch mit der Bemerkung 
unterftüst, daß ſich mit dem eventuell gemachten Vorfchlage, nah Verſicherung 
der Deputation der zweiten Kammer, die Königlichen Herren Commiffarien ein 
verftanden erflärt hätten, fo aͤuſſert 

Herr Staatsminifter von Könnerig, wie diefe Verfiherung auf einem Mif- 
verftändniffe zur beruhen fcheine, da die Art. 207. und 208. ganz überflüffig 
werden würden, wenn die Unterfuchung ber böstichen Verlaffung nicht ex offi- 
cio erfolgen follte. Der Zweck diefer Artikel gehe nämlicy dahin, den Eollu: 
fionen zu begegnen, welche bei Ehefcheibungen auf den Grund der Defertion 
fo oft vorfämen, und das werbe nicht erreicht, wenn die Anzeige des Verletz⸗ 
ten abgewartet werben müffe. 

Da fi mehrere Stimmen in eben diefem Sinne erflären, fo läßt Unter: 
zeichneter feinen Antrag wieder fallen, der Art. 207. aber wird unverändert 

unanim 
angenommen. 
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Bei 
Art. 208, geht laut der Beilage 62, der Vorſchlag bes Unterzeichneten 
dahin, die Worte „oder Vater“ einzufchalten, damit auch Derjenige- geftraft 
werden Fönne, welcher zwar nicht feine Gattin, wohl aber feine Kinder verlaffe, 
und bie Gemeinde zwinge, bie Sorge für. ſie zu übernehmen, was, wenn es 
auch nicht der logifchen Ordnung nach Hierher ‚gehöre, doch der boͤslichen Ver: 
laffung ganz nahe ftehe. 
Die Deputation hat dieß zu ihrem eigenen Vorſchlage gemacht, und es 
wird folher, fo wie Art. 208. felbft, | 
einftimmig 
angenommen. 
Die nun folgenden 
Art. 209. 210. 211. und 212, erlangen — die Zuſtimmung 
aller Anweſenden, 
der 
Art. 213. aber wird mit der von der Deputation vorgeſchlagenen e 
ſchaltung 
einhellig 
angenommen. 


Hier zwingt der Ablauf der Zeit, die Sitzung aufzuheben. 


Die Tagesordnung fuͤr morgen iſt die Fortſetzung der heutigen und enthaͤlt 
die Beilage U. die Faſſung der heute durchgegangenen Artikel, 


Bemerkt von 
Ernft Guſtav von Gersdorf. Ef, Briebri Darts 
Johann Derzog zu Sachen. Seer, d. I 


Bernhard‘ Freih. v. Beuſt. 





U. 


Artikel 196. 
bleibt unverändert. 


Art, 197. 


wie Seite 123 des Deputationsberichts, jedoch unter Weglaffung des letzten 
Satzes von den Worten an: „im Zweifelsfalle“. 
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Art. 1075. 

Wenn ein Theilnehmer an einem Zweifampfe, ber fehon zweimal wegen 
Zmeifampfs in Unterfuchung geweſen und überführt worden ift, den Zweifampf 
ohne Beleidigung Seiten des Andern mit Abſicht herbeigeführt zu haben, einen 
Zweifampf abermals unter gleichen Umſtaͤnden erweislich mit Abficht herbeige: 
führt har, fo ift derfelbe in dem Falle des Art. 196. unter 1. mit 5 bis 20 
Jahren, in dem Falle unter 2. mit 4 bis. 6 Jahren, in dem Falle unter 3. 
mit 2 bis 3 Jahren, in dem Falle unter 4. mit 1 bis 2 Jahren Arbeits: 
haus (vergleiche jedoch Art. 16.) oder Zuchthaus zweiten Grades zu beftrafen. 


| Art. 198. 

Diejenigem — — mit Gefängnißftrafe bis zu acht Wochen zu bele: 
gen. Hat jedoch ſtatt. Ingleichen find Secumdanten, welche bei 
einem Zweifampfe auf Leben und Tod die wirkliche Toͤdtung durch ihre Bemuͤ⸗ 
hungen gehindert haben, von aller Strafe frei. 

Art. 199. 

Mit Gefaͤngniß — — gegangen iſt. 

Secundanten und Zeugen ſind in dieſem Falle mit Gefaͤngnißſtrafe bis zu 
Vierzehn Tagen zu belegen. Sind die u. ſ. w. 


Art. 200. 

Die abſichtliche Anreizung eines Andern zum Zweikampfe oder deſſen Fort⸗ 
ſetzung iſt mit Gefaͤngniß von 4 Wochen bis zu Einem Jahre zu beſtrafen. 
Mit Gefaͤngnißſtrafe von 14 Tagen bis zu 3 Monaten find diejenigen zu be: 
legen, welche einen Berheiligten wegen Beilegung ober Ablehnung eines Zwei: 
Kampfs, Unterlaffung oder Anzeige einer Herausforderung, Verachtung bejeigen. 


Art. 200b. 


Die Artifel 195. und 200. gedachten Vergehen find als für ſich befte: 
hend, die Artikel 196. und 199. im erſten Gate, nicht minder die in den 
Artikeln 198. und 199. im. zweiten Sage gedachten unter einander als gleich: 


artig zu betrachten. 





| | Art. 201. 202. 203. 

bleiben unverändert. 
Art. 204. 

Wegen einfachen — — zu verfahren. 
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Art. 205. 
Einer Klage — — vorausgchen. Doch verbleibt u. f. w. 
Art. 206. 207. . 


bleiben unverändert. 
Art. 208. 


Diefe Strafe — — Ehemann ober Vater feine Frau u. f. w. 
Art. 209. 210. 211. 212. = 


bleiben unverändert. 
| Art. 213. 


Iſt die erſte — — ſechsmonatliches bis ziweijäßriges, bei den mit: 
ſchuldigen Perſonen auf 1 bis 2monatliches Gefaͤngniß herabzuſetzen u. f. w. 





N 60. 
Amendement zu Art. A9Tb. 


In dieſem Zufagartifel handelt es fich feinesweges um die Strafe dis Ruͤck⸗ 
falls, daher denn auch deifen Unferfpeidungsmerfmale hier nicht nothwendig zur 
Anwendung fommen mäffen. 

Zur Feftftellung des Begriffs eines Raufboldes gehört ferner nicht die wie: 
berholte Beftrafung, fondern nur die wiederholte That. 

Endlich kommt es bei Duellen feltener zu einer Unterfuhung und Beftra- 
fung, mie bei anderen Vergehen, namentlich tritt häufig Abolition ein, 

Aus allen diefen Gründen dürfte es zu Erreichung des Zwecks der Art. 
197b. angedrohten Strafe förderlicher feyn, wenn man deren. Eintriet nicht 
von einer vorhergehenden Beſtrafung, fondern lediglich davon abhängig machte, 
daß der Inculpat überführt würde, zweimal einen Zweifampf dur eigne 
Schuld hervorgerufen zu haben. Daher trage ich an auf folgende veränderte 
Faffung des Art. 197b.: 

„Wenn ein Theilnehmer an einem Zweifampfe, der überführt wird, 
ſchon zweimal einen Zweifampf beftanden zu haben, ohne ꝛc.“ 
vorausgefegt, daß die Worte des Art. „ohne ſeyn⸗ mit den Worten 
„der ſchon ift und nicht mit den nachfolgenden Worten „den Zwei- 
kampf herbeigeführt” in Verbindung gebracht werden follen, was 

mir nicht Far ſcheint. 











von Carlowitz. 


N 61. 
Amendement zu Art. 198. 


Diejenigen, welche als Secundanten oder beftellte Zeugen einem Zweikampfe 
beiwohnen, find, wenn die im Art. 196. unter 1. erwähnte Verabredung ftatt: 
gefunden hat, und fie davon unterrichtet gewefen find, mit Gefängniß von drei 
bis fehs Monaten zu beftrafen. Dagegen findet gegen die genannten Perfonen 
auffer dieſem Falle, fo wie jedenfalls gegen die zu dem Fweifampfe zugezogenen 
ärztlichen Beiftände, feine Strafe ftatt. - 


D. Günther. . 
M 62. 
Anträge zu Cap. XI des ſpeciellen Theils des Eriminal: 
geſetzbuchs. 


Im Art. 208. wunſche ich 
a.) nach den Worten „Ehemann“ die Worte: 
oder Vater 
eingeſchaltet, auch 
b.) einen Zuſatzartikel 208 b. des Inhalts eingeſchaltet zu ſehen: 
Wegen boͤslicher Verlaſſung iſt, in ſofern nicht der im Art. 208. 
erwaͤhnte Fall eintritt, nur auf Antrag einer dadurch in ihren Rechten 
verletzten Perſon mit der Unterſuchung zu verfahren. 
Sollten vorſtehende Anträge nicht Annahme finden, fo wuͤrde ich wenigſtens 
e.) wuͤnſchen, in den Art. 207, dem Vorſchlage der Deputation der zwei⸗ 
ten Kammer Seite 126 ihres Berichts gemäs, die Worte: 
auf Antrag des verlaffenen Theils 
eingefchaltet zu fehen. 
Ernft Friedrih Hark. 


Imweite Abtbeilung. 1. Bd. 47 
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Den 20. Januar 1837. 


Gegenwärtig find: 


Se. Excellenz Here Staatsminifter von Könnerig und 
Herr Geheimer Juſtizrath D. Groff, fpäter 
Se. Epeellenz Herr Staatsminifter von Zeſchau. 


Die Verfammlung, beftchend aus 36 Mitgliedern der erften Kammer, geneh: 
migt nach einer fofort eingezeichneten Berichtigung das über die geftrige Sitzung 
aufgenommene Protocol und erfolgt fodann 


103. 
Vortrag aus der Regiſtrande Mr, 83. bis 87. 
ber Vortrag aus der Regiſtrande. Dabei wird befchloffen: 


Mr. 83. eine Petition der Gemeinden zu Olbersdorf und mehrern andern 
Drten um Beſchlußfaſſung auf ihre frühere Bitte um Erleichterung hinſichtlich 
der Erbunterehänigfeitsrente, an die vierte Deputation abzugeben. Dagegen 
ſollen zwei Berichte der zweiten Deputation, wovon der unter 


Mr. 84. die Bewilligung für einige Baulichkeiten bei den Straf: und 
BVerforganftalten, der unter 


Mr. 85. aber die mit dem Staatsgute vorgenommenen und ferner vorzu— 
nehmenden VBeräufferungen und DBeränderungen betrifft, zum Druck und auf 
die Tagesordnung gebracht werden, der Druck fol fich indeffen bei Mr. 85. 
auf die Beilagen des betreffenden Decrets nicht. mit erſtrecken. 

Eine unter 

Mr. 86. eingetragene Petition des Gewerbvereins zu Annaberg gegen die 
bürgerliche und politifche Emancipation der Juden ſoll einftweilen zurückgelegt. 
werden, da wegen eines, hinfichtlih des Zuftandes der Juden zu erbittenden 
Gefeges bereits Beſchluß gefaßt ift, und wird ihre Inhalt in Erwägung zu 
ziehen feyn, wenn jenes Geſetz im Entwurfe zur Verathung vorgelegt wer: 
ben wird. 

Endlich hat nun noch unter. 

Mr. 87. Herr D. Volkmann in Chemnitz, in angeblichem Auftrage zweier 
Sohnfahrer, Mamens Trojan und Dertel zu Chemnitz, eine Petition eingereicht, 
welche auf Miederfchlagung einer gegen Trojan gerichteten Unterfuchung und 
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Befreiung des Gewerbes der tohnkutſcher von gewiſſen, ihnen im Intereſſe des 
Poſtweſens auferlegten Beſchraͤnkungen gerichtet iſt. 

Herr Buͤrgermeiſter Wehner giebt hierbei zu vernehmen, wie er zwar kaum 
glaube, daß das erſte dieſer Geſuche vor die Kammer gehoͤre, wie er jedoch das 
zweite derſelben für fo wohl begruͤndet halte, daß er daſſelbe zu dem ſeinigen 
made. Unter ſolchen Umftänden wird dieſe Petition an die dritte Deputation 
verwiefen. 


Man verfchreitet Gieranf jur 
Tagesordnung, 
welche 
104, 
Fortgefigte Berathung des Eriminalgefepbuche. 

die fernerweite Berathung des Eriminalgefegbuchs enthält, in welcher man mit 
dem zwölften Kapitel, und namentlich mit 

Art. 214. beginnt. 

Derfelbe zerfällt in zwei Haupetheile, wovon der erfte die Begriffsbeſtim⸗ 
mung des Diebftahls, der andere aber, die Angabe des Strafmaafes enthält. 
Man befindet. bei der Discuffion beide Theile zu trennen, umd verwendet ſich 
zunächft zu der Begriffsbeftimmung, gegen welche Seiten der Deputation Et 
was nicht erinnert worden if. Dagegen haben laut der Beilagen Mr. 63. 
und 64. Herr Bürgermeifter Schil und Unterzeichneter darauf angetragen, daß 
na dem von der Deputation der zweiten Kammer gemachten Vorſchlage ſtatt 
der Worte „um diefelbe für fi oder Andere zu gewinnen“ die Worte „um 
ſich diefelbe rechtswidrig zuzueignen” gewählt werden möchten. 


Zur Unterftügung führen die Antragfteller an, wie man fich einen Dieb: 

ftahl recht wohl auch ohme die Abfiht, daraus einen. Gewinn zu ziehen, den 
fen könne, weshalb denn die von der Deputation ber zweiten Kammer ge: 
wählte Bezeichnung bie richrigere zu ſeyn febeine, wie fie denn auch die gewoͤhn⸗ 
fiche fen. Ueberdieß laffe die gröffere Leichtigkeit der künftigen Bereinigung 
mit der zweiten Kammer wünfchen, nicht ohme Noth eine Differenz beizube: 
alten. 
Nachdem der Antrag genügend unterſtuͤtzt worden ift, erflärt zuvoͤrderſt 

Se. Königliche Hoheit Prinz Johann, wie die Deputation zwifchen beiden 
Ausprücen zwar feinen fehr großen Unterfhied gefunden habe, wie fie indeffen 
in ihrer Mehrheit der Faffung des Gefeg: Entwurfs entſchieden den Vorzug 
geben zur muͤſſen glaube. 

47° 
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Herr Steretär von Zedtwitz finder die gewinnſuͤchtige Abficht zum Be— 
griffe des Diebftahls unerlaͤßlich, indem aufferdem gar manche Fälle der Selbft: 
hülfe auch hierher zu gehören fcheinen würden, die objectiv, d. h. in Beziehung 
auf den Beſchaͤdigten zwar gleich feyn könnten, fubjectiv aber, d. h. in Be 
‚siehung ‚auf den Verbrecher, etwas ganz Anderes wären. Wolle man die 
Worte der Deputation der zweiten Kammer ſchlechterdings annehmen, fo ſchlage 
er eventuell vor, fie wenigftens fo zu faſſen: 

um ſich diefelbe in gewinnfüchtiger Abſicht rechtswidrig anzueignen. 

Dieß finder indeffen die erforderlihe Unterftügung nicht, und verwendet 
fih ferner Herr Staatsminifter von Könnerig für die unveränderte Beibehal: 
tung des Geſetz⸗ Entwurfs, der gewiß ganz richtig gefaßt erfcheinen werde, 
wenn man erwwäge, daß das Wort „gewinnen“ hier. keinesweges blos eiren 
pecuniären Mugen andeute, fondern jeden Genuß. oder andern Vortheil, der 
z. B. auch dann vorhanden fen, wenn der Dieb das Geftohlene fofort wieder 
verſchenke. Uebrigens verftehe es fih ven felbft, daß hierunter auch der Ge 
nuß von Efwaaren begriffen werde, und daß die gewinnfüchtige Abficht nicht 
erft bewiefen zu werden brauche, fondern präfumirt werde, auch fen der Auss 
druck „aneignen’ ein ziemlich unbeftimmter. 

Nachdem hierauf noch mehrere Stimmen theils für theils wider das Amen: 
dement fich erhoben haben, und man bemüht gewefen ift, die Sache dur 
Beifpiele zu erläutern, erklären beide Antragftefler, wie fie fi) durch die ge: 
gebenen Erkiuterungen und infonderheit durch den umfaffenden Sinn, den 
man dem Worte „gewinnen unterlege, befriedigt fänden, und ihren Ans 
frag zuruͤcknahmen. 

So geht man nunmehr zum zweiten Theile des Art. 214. über, welcher 
die Strafbeftimmumgen enthält, und es trägt ber Herr Referent das hierauf 
ſich beziehende Deputationsgutachten vor, welches die im Geſetz⸗ Entwurfe vor: 
gefchlagenen Strafen um Etwas erhöhen auch ftatt 3 Abftufungen 4 einführen will. 

Hierbei bemerft nun Here Amtshauptmann Freiherr von Welck: Nicht 
nur gegen die im Art. 214. vorgefihlagenen, fondern gegen alle im Kap. 
XH. normirten Strafbeftimmungen gehe ihm das wefentlide Bedenken 
bei, daß fie bei Weiten zu mild ſeyen, ein Uebel, welchem ver Borfchlag 
der Deputation zwar um etwas aber nicht genug nachhelfe. Sey es eine nicht 
zu verfennende Regel, daß man bei einer neuen Strafgefeggebung ſich nicht 
allzugroße Abweichungen von dem geftarten dürfe, was vorher gegolten habe, 
fo fen dem hier auf das Auffallendfte entgegen gehandelt. Wenn ferner der 
Diebftahl in der Meinung des Volks gewiß und mit vollem Rechte für ent: 
ehrend angefehen werde, fo müffe es auffallen, daß er nicht auch mit einer 
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entehrenden "Strafe belegt werben folle. Eine ſolche folle naͤmlich Arbeitshaus 
niche ſeyn, dennoch aber die Wirfung haben, in den geeigneten Fällen von 
ſtaats⸗ und ftabrbürgerlichen Ehrenrechten auszufchlieffen. Ueber letztere ent⸗ 
(beide nach dem Wahlgefege und der Städteordnung zum Theil die allgemeine 
Meinung und es fiche zu beforgen, daß auch diefe am Ende den Diebftahl 
nicht mehr für entehrend erfennen werbe, wenn es bei den Beftimmungen des 
Gefeg- Entwurfs bleibe. Ein gleiches Verhaͤltniß trete bei der Aushebung zum 
Militär ein, bei welcher bisher jeder, der geftohlen habe, zuruͤckgewieſen wor: 
den fen. De mehr übrigens feit einiger Zeit die Zahl der Dicbftähle und die 
Unficherheit des Eigentums überhaupt zugenommen habe, um fo mehr erfor: 
dere es die Politik und das Intereſſe der Moral den Diebftahl nicht zu mild 
zu ſtrafen. Dieß feyen die Gründe, aus welchen er fi) bewogen finde,‘ dars 
auf anjutragen, es möge ſchon beim erften einfachen Dicbftahle, wenn der— 
felbe über 10 Thaler betrage, Zuchthausſtrafe zweiten Grades in geeigneter 
Maafe und Abſtufung eintreten und die Deputation erfucht werden, das ganze 
zwoͤlfte Kapitel nochmals durchzugehen, und über die hiernach nöthig werden 
den Abänderungen der Kammer gutachtlichen Vortrag zu erftatten. 

Nachdem diefer Vorſchlag ausreichend unterftügt worden ift, erflärt fich 
zuvoörderſt der Herr Referent gegen denfelben. Was den angeführten zu ſchnel⸗ 
len Mebergang zu auffallend mildern Strafen anlange, fo fey derfelbe mehr 
fheinbar als roirflih, da die bisherigen gefeglihen Strafen nur ſelten zur 
Vollftrefung gekommen. Man habe eine Menge von Milverungsgrinden 
aufgefucht, welche nunmehr wegfielen, und es ſey gewiß richtiger, die enteh—⸗ 
rende Strafe nicht von der Summe bes Entwendeten, fondern von dem 
Kücfalle abhängig zu machen. Wolle man beim Diebftahle und natürlich 
auch bei den ihm verwandten Verbrechen, Zuchthaus eintreten laffen, fo werde 
die Einrichtung des Arbeitshaufes ganz Überfläffig werden, und cs fiche von 
den Beftimmungen, wie fie die Deputation vorfhlage, cine Werruͤckung der 
Volksanſicht Feinesweges zu beforgen, ba nach ihr der Diebftahl felbjt ohne 
Nückficht auf die Strafe entehre, wie ſchon daraus hervorgehe, daß auch bie: 
ber viele, befonders geringere, Entwendungen nur mit Gefängniß geahndet 
worden. : 

Diefer Anſicht fchlieffen fi mehrere Kammermitglieder an. Insbeſondere 
verfichert Here Domherr D. Günther, wie nach der ihm im feinem Amte ge- 
wordenen Erfahrung im neuefter Zeit zwar die Verbrechen aus Murhrillen 
und mit Gewalt geftiegen feyen, die Vergehungen gegen das Eigenthum aber, 
vielleicht mit alleiniger Ausnahme der Forft: und Felddeuben, ſich vermindert 
hätten, Wäre aber auch das Gegenteil der Fall, fo würde dieß doch noch feinen 
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Grund zur Erhöhung der Strafe geben, da die Erfahrung zeige, daß harte 
Strafen den Diebftahl nicht verminderten, milde ihn nicht vermehrten, wie 
das Beifpie! Englands auf der einen, Preuffens auf der andern Seite bewähre. 
Der Staat fey es feiner Würde fhuldig, die Verbrechen gegen das Eigenthum 
nicht verhältnigmäfig härter zu ftrafen, als die, wodurch höhere Gürer verlegt 
würden, und der Sat, daß man entehrende Verbrechen auch mit entehrenden 
Strafen belegen müffe, ſey unrichfig, da man fonft auch den, durchaus nicht 
durchjuführenden Sat gelten laffen müßte, daß nicht entehrende Verbrechen 
auch nur mit nicht entehrenden Strafen geahndet werben dürften. Ueberhaupt 
entehre in Deurfchland nicht das Verbrechen, fondern nur eine gewiffe Elaffe 
von Strafen. F 

Nachdem ferner angeführt worden iſt, wie man hauptſaͤchlich darauf zu 
fehen habe, daß der Diebftahl nicht zum Gewerbe werde, was von der De 
putation bei Beſtimmung höherer Strafen fir den Ruͤckfall ganz beachtet 
worden, und wie minder verdorbene Leute oft erft im Zuchthaufe zu vollende: 
ten Verbrechern würden, erflärt ſich auch 

Herr Geheimer Juſtizrath D. Groff gegen den Welckſchen Antrag, wel 
cher den Uebergang von den bisherigen unverhältnigmäfig harten Strafen zu 
den mildern Beftimmungen anderer. Staaten unmöglich machen und den Unter: 
ſchied jwifchen einfachen und qualificirren Diebftählen ganz aufheben würde. 

Dagegen verwenden fi auch wiederum einige Stimmen für den Weld: 
ſchen Antrag. Insbeſondere verfihert Herr D. Großmann, wie ein Blick in 
das Leben feine Ungewißyeit mehr darüber faffe, daß ſich die Diebftähle ver: 
mehrten, was eine nothwendige Folge der vermehrten Bevölferung und. des 
fteigenden Luxus ſey. Sollten wirfli weniger Verbrechen diefer Art zur Un- 
terfuhung und Beftrafung gelangen, fo fönne dieß nur in der geöffern 
Schlauheit der Diebe und in der Furche der Beſtohlenen vor deren Mache feir 
nen Grund haben. Das Intereſſe ber Moral erheifche die ernftere Beftrafung 
der Eigentgumsvergehen, und felbft gegen die mildeften Strafen werde es nicht 
an Milderungsgründen fehlen. 

Ob fi, bemerkt fodann Herr Staatsminifter von Koͤnneritz, die Eigen: 
thumsverbrechen neuerlich vermehrt ober vermindert hätten, darüber lägen ihm 
genaue Motizen nicht vor, und wie fonady hiervon ein Grund nicht hergenom: 
men werden fönne, fo fey man auch im Irrthume, wenn man den Geſetz⸗ 
Entwurf, und namentlih die Vorfchläge der Deputation, fehr mild finde. 
Der Gefet : Entwurf vermehre die Zahl der ausgezeichneten Diebftähle und er: 
kenne das Verbrechen viel eher für conſumirt, als die bisherige Praris. Den 
Dieb entehre feine Gefinnung, und die werde die Öffentliche Meinung nad 
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wie vor beurtheilen, die Strafe aber koͤnne nicht. nach der Gefinnung fondern 
nur nach der That abgemeffen: werden. Endlich habe man Arbeitshaus ges 
wähle,. um dem Beftraften fein Fortkommen zu ermöglichen, welches der ent- 
laffene Züchtling fo ſchwer finde. 

Zum Schluß erklärt der Herr Referent noh: Die Zuruͤckgabe an die De 
putation, wie foldhe Herr von Welck vorgeſchlagen habe, koͤnne zu nichts 
führen, da die Sache bereits reiflih erwogen ſey; follte man aber wirklich 
eine burchgreifende Straferhöhung befchlieffen, -fo würde dadurd das Syſtem 
des ganzen Geſetzbuchs verrüct werden. Es wird dieß durch Wergleihung 
mit den auf andere ſchwerere Verbrechen gefenten Strafen erläutert, und zus: 
legt bemerkt, daß die Annahme einer allgemeinen Erhöhung der Strafen der 
Eigenthumsverbrechen die. Erlaffung des ganzen Gefezbuchs unmöglich machen, 
alfo einer Verwerfung deſſelben gleich zu achten feyn würde. 

Dei der hierauf erfolgenden Abjtimmung wird der Vorſchlag der Depus 
tation, wie fich ſolcher Seite 130 ihres Berichts finder, 

mit 27 Stimmen gegen 9, 
angenommen. Der Welckſche Antrag ift hierdurch zugleich abgelehnt und ers 
folgt nun die Genehmigung des Art. 214. felbft 

mit 35 Stimmen gegen 1. ‚ 

&o kann man nunmehr auf 
Art. 11. zurückgehen, deffen erfter Sag, laut Protocolls vom 16. v. M. 

und Jahres, bis nach. der Befihlußfaffung über Art. 214. ausgefegt geblie- 
ben ift. 

Wenn nämlich der Gefeg: Entwurf an jener Stelle feftfegt, daß nur vie 
über 3 Monate anfteigenden Gefängnißftrafen im. Landesgefängniffe, die gerin⸗ 
geren aber in den Gerichtsgefängniffen.zu verbüffen feyen, fo hatten Herr von 
Carlowig und Herr Graf von Hohenthal darauf angetragen, hier ftatt 3 
Monaten 8 Wochen zur Grenzlinie anzunehmen, und es hatte fi die Depus 
tarion fir den, num eingetretenen, Fall, daß ihr Gutachten zu At. 214. 
angenommen würde, gegen diefen Antrag erklaͤrt. 

Zur Unterftügung feines Vorſchlags führt Herr von Carlowitz an: Was 
er beantrage, fey feine Neuerung, da bisher nur in fehr feltenen Ausnahmefäl- 
len Gefängnißfirafen über acht Wochen zur Vollſtreckung gefommen feyen. Die 
Megierung führe gegen feine Anſicht hauptſaͤchlich zwei Gründe an, einmal die 
Vermehrung der Koften durch den Transport und dann die dadurch vermehrte 
Härte der Strafe, daß der Gefangene der Unterftügung der Geinigen mehr 
entzogen werde, Was den erfien Grund anlange, fo könne derfelbe gar feine 
cönfequente Beachtung finden, da man fonft auch feinen Verbrecher in das 
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Sandesgefängniß oder in die Strafanftalten ſchaffen dürfte, das zweite Beden⸗ 
fen aber werde fi) dadurch heben, daß die Verbuͤſſung der Strafe im kandes: 
gefängniffe, ſchon wegen der ungleichen Einrichtung der Gerichtsgefängniffe, 
meift minder druͤckend ſeyn dürfte. Der Vorſchlag der Deputation zu Art. 214. 
helfe einigermaafen nad, aber nicht genügend, zumal da es noch fehr un: 
gewiß ſey, ob der dieffeitige Beſchluß im der zweiten Kammer Anklang finden 
dürfte, und fünne man nicht überfehen, daß die Kammer gar manches mehr 
in das Criminalgebiet gezogen habe als die Regierung, wie dieß z. B. nament: 
lich Hinfichrlih der Beleidigungen der Fall ſey. Endlich beſorge er eine um fo 
gröffere Beſchwerung der Patrimonialgerichte, als kurze Arbeitshausftrafen wohl 
nur felten vorfommen, dagegen wo möglich lieber Gefängnißftrafen gewählt wer: 
den dürften. 

Nachdem Herr Graf von Hohentkal dieſen Aeufferungen allenrhalben bei: 
getreten ift, findet der Vorſchlag zahlreiche Unterftügung, und Auffert ſich fo- 
dann 

Herr Staatsminifter von Könnerig gegen denfelben: Auch bisher ſchon 
fegen längere, ja alle Gefängnißftrafen ohne Unterfchied in den Gerichtsgefäng: 
niffen zu verbüffen gewefen, und es feyen diefelben häufig, 3. B. in Begnadi- 
gungsfällen bis weit über 8 und 12 Wochen angeftiegen. Wenn jet alles, 
was über 3 Monate dauere, vom Staate übernommen werde, fo liege darin 
‚wieder eine, die Sache mindeftens zum Theil ausgleihende Erleichterung. Ob 
die zweite Kammer dem zu Art. 214. heute gefaßten Befchluffe beitreren werde, 
laſſe ſich allerdings nicht beftimmen, aber fo viel fey gewiß, daß wenn dief 
niche der Fall ſeyn und gleichwohl der Antrag des Herrn von Carlowitz durch: 
gehen follte, der ganze Geſetz- Entwurf umausführbar werden würde, da als- 
dann die Errichtung des Landesgefängniffes ihrem Zwecke nicht mehr entfprechen 
fönnte. Daß der Transport in eine entfernte Anſtalt die Strafe erſchwere und 
mittelbar verlängere, ſey gewiß, allein dieß Fönne bei länger dauernden Stra⸗ 
fen natürlich weniger im Anfchlag kommen, als bei kurzen. Habe man- endlich 
die Strafbeftimmungen des Gefer : Entwurfs einmal für angemeſſen erkannt, 
fo Taffe ſich auch eine Abänderung derfelben, blos um den Parrimonialgerichten 
einige Koften zu erfparen, nicht rechtfertigen 

In gleichem Sinne fpricht fih Se. Königliche Hoheit Prinz Johann aus, 
indem er zunaͤchſt darauf aufmerkſam macht, daß es ſich hier ja nicht um alle 
Gefängnißftrafen, fondern nur um die handele, deren Dauer von mehr als 8 
bis zu 12 Wochen betrage. Verbrechen gegen das Eigenthum, welche mindeftens 
drei Viertheile der gefammten Verbrechen bilderen, Fämen nach dem zu Art. 
214. gefaßten Beſchluſſe nicht in Frage, und fo werde am Ende nur wenig 


363 


brig bleiben, was. in Anfchlag kommen Fönnte. Dagegen erſchwere der Car: 
owihiſche Vorſchlag die Strafverwandelung und "mache eine große Menge von 
Kbänderungen dm Straſoeſerbuche und den bereits gefaßten Beſchluͤſſen noth: 
vendig.  , 
Nachdem noch von den Herren Bürgermeiftern Bernharbi und Gottſchald 
ur Widerlegung der von Herrn von Carlowitz aufgeftellten Bedenken, theils 
wf die vielen und langen wegen Ehebruchs zu verbiffen gewefenen Gefängniß- 
trafen, theils darauf- hingewieſen "worden ift, daß die Megierung da, wo es 
m zweckmaͤſigen Gefängniffen. fehle, gewiß. für deren ii beforgt ſeyn 
macht: 
Se, Königliche Hoheit. Prinz Johann den Vorſchlag, daß man, um ſich 

hir den Fal, daß die zweite Kammer dem dieffeitigen Befchluffe zu Art. 214. 
aicht beitreten follte, ficher zu fiellen, die unveraͤnderte Annahme des erften 
Satzes im Art. 11. von: der Genehmigung bes Deputationsvorfchlags. zu Art.. 
214. abhängig machen möge, es findet dieß aber die erforderliche Unterflügung 
ht. 

Dei- der hierauf erfolgenden Abftimmung wird ber Vorſchlag des Herrn 
von Carlowitz und Grafen Hohenthal, 

‚ mit. 21 Stimmen.gegen 13, 

mgenommen, und erklaͤrt hierauf Se, Königliche Hoheit Prinz Johann, wie 
Tin einer der naͤchſten Sitzungen der Kammer diejenigen Puncte vorlegen werde, 
vilche nach dem fo eben gefaßten — einer Abänderung ju unterwerfen 
em würden. 

Der hierauf zur Berarhung gezogene 

Art. 215. wird ohne Discuffion 

einftimmig 

angenommen, ımd haben ſodann laut der Beilagen. diefes. Protocolls Nr. 63. 
md 64. Herr Bürgermeifter Schill und Unterzeichneter darauf angetragen, den 
on der Deputation der zweiten Kammer Seite 127 ihres Berichts vorgefchla: 
‚en Zuſatz 

Art. 2156. aufjuncheen, welcher: es beſtimmt ausſpricht, daß der Dieb⸗ 
m vollendet ift, fobald der Dieb die entwendete Sache an ſi — 


Die Antragfteller füßren zur Unterftäung an, daß das, was diefer Ar- 
fl befage, allerdings ſchon aus der im Art. 214. enthaltenen Definition des 
j diebſtahls zu folgern ſey, daß aber, weil dadurch die bisherige Saͤchſiſche Pra⸗ 
„Ss verändert werbe, dieß fo. beſtimmt, daß darüber fein Zweifel entftehen könne, 
nszudrücken durchaus rathfam erſcheine, wie ſich denn ‚auch damit die Herren 

Sweite Abtheilung. 1. Bd. 48 
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Regierungscommiffarien nach Inhalt des jenſeitigen Berichts einverſtanden er⸗ 
klaͤrt haͤtten. 

Der Antrag wird zahlreich unterſtuͤtzt, ſodann aber von dem Herrn Diefe: 
renten dagegen angeführt, wie der Zufag dem in der großen Kürze beftehenden 
Borzuge des Gefeg- Entwurfs ſchade, da er nichts weiter enthalte, als eine 
Wiederholung deffen, was ſchon im Art. 214. ganz klar flehe, und da er fo: 
nad) ein wahrer Pleonasmus ſeyn würbe, 

Dagegen verwenden fich auch. wiederum mehrere Stimmen, zum Theil mit 
der Aeufferung, daß der Zufa bei der definitiven Medaction am beften dem 
Art. 214. zu inferiren ſeyn werde, für den Antrag, der theils wegen der Un: 
beftimmeheit des im Art. 214. gebrauchten Ausdrucks „gewinnen“ für unerlaͤß⸗ 
lich nothwendig, theils mindeftens. für wuͤnſchenswerth erflärt wirb, da, wie 
ſchon der Bericht der Deputation der zweiten Kammer zeige, Zweifel über den 
wahren Sinn des Art. 214. mindeftens möglich — 

Der Zuſatzartikel wird hierauf, 

mit 31 Stimmen gegen 4, 
angenommen, ſodann aber, da zwei Uhr bereits vorüber, die Sitzung — 
hoben. 

Die Faſſung der heute angenommenen Artikel enthaͤlt die Beilage V., die 
Tagesordnung für morgen iſt Fortſetzung der heutigen Berathung. 


Aufgezeichnet von 


Ernft Guſtav von Gersdorf. Ernft Sriedrih Hartz, 
Albert von Earlowig. S. d. J. K. 
D. Carl Fr. Guͤnther. | 
V. 
Artikel 11. 


Gefaͤngnißſtrafen von und unter Acht Wochen ſind in den — 
niſſen, hoͤher anſteigende im eketgs huge zus verbilffen. 
In fofern u. ſ. w. 
( Bergl. die Beilage C, des Protocolls vom 16. December 1836.) 


Artikel. 214. 
Wer 


—— beftrafen: 
1.) bei einem Betrage des x Dichſtahis bis mit-5 Thaler mit Gefängnig 
bie 8 Wochen; 
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2.) bei einem Betrage des Diebftahls über 5 Taler bis mit 10 Thaler 
mit Gefängnif von 4 bis 8 Wochen oder Arbeitshaus bis 3 Monate; 
3.) bei einem Betrage des Diebftahls über 10 Thaler bis mit 50 Thaler 
mit Arbeitshaus bis 3 Jahre; 
4.) bei einem Betrage des Diebftahls über 50 Thaler mit Arbeitshaus 
von 1 bis 8 Jahren. 
Artifel 215. 
bleibt unveraͤndert. 
Artifel 215b. 
Der Diebftahl ift vollendet, fobald der Dieb die Sache an ſich genom: 
men hat. 


63. 
Anträge zum XII. Kapitel, 
1. 
yı Art. 214., daß fatt der Worte in der zweiten und dritten Zeile „um dies 
felbe für fi) oder andere zu gewinnen” nach dem Borfchlage der Deputation der. 
jweiten Kammer gefegt werde: 
„um fich biefelbe rechtswidrig anzueignen.“ 
2. 
daß der von berfelben Deputation vorgefchlagene Art. 2156. des Inhalte: 
nommen hat” 
aufgenommen werbe. 


3. 
Daß bei Art. 216. nach dem Worte „befindlic“ in ber zweiten Zeile die 
Worte eingefchaltet werden: 
„oder fonft zum Eigenthume der Kirche gehörige.” 
4. 
zu Art. 219., daß der Aufatı der Deputatien der zweiten Kammer nad) ber 
jweiten Zeile beigefügt werbe. 


Erſcheint die Aufnahme des von derfelben Deputation vorgefchlagenen Zu: 
ſatzartikels 220 b. — befonders nach den Verhandlungen in der wenn Kam: 
mer über Feldviebftähle — — g. 
48° 
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6. 

Dürfte nach Art. 227. des Kobalddiebſtahls befonders ‚gedacht werben, und 

felbiger unter die ausgezeichneten Diebftähle aufzunehmen ſeyn; vielleicht durch 
folgenden Zufagartifel: 

‚Bei Enttvendung von Kobald aus den Gruben, Vorrathsbehaͤltniſſen 

oder von den Blaufarbwerken treten die Art. 219. beftimmten Stra 


fen ein. 
Carl Ludwig Schill. 
N 64. | 
Anträge zu Kapitel XII. des fpeciellen Theils des Eriminal; 
gefegbuchs. 
1. 


Im Art. 214. wuͤnſche ich die von der Deputation der zweiten Kammer 
vorgefchlagene Abänderung — zu Fon. 


2. 
Den von der Deputation der zweiten — —2 — Aufagarti 
fel 2156. beantrage ich aufzunehmen. 
3. 
In den Art. 219. nr — den Zuſat —— — aufgmom: 
men zu ſehen. 
2 


Ich erlaube mir, die Aufnahme des von der Deputation der sweiten Kam⸗ 
mer vorgeſchlagenen Zufagartifels 220. zu beantragen. 
5. , 
Im Art. 226. wünſche ich das Maximum der Strafe erhöht, auch be: 
ſtimmt zu fehen, ob im Falle der Wiederholung eine Erhöhung ſtattſinden 
und. ob ‚fie nach den Beſtimmungen bes. Art. 58. oder des Art. 2246. bemeſſen 


werden fol. Ich habe bie mildere Anſicht vorgezogen; wornad) denn der Schluß; 
des Artifels heiffen würde: 


bis zu 2 Jahren, bein Ruͤckfalle aber. bis zu 4 Jahren zu ahnden. 
Ernſt Friedrich Harp. 


+ 
> 
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Au we: 8 
Den 21. Sanuar 1837. 


Gegenwaͤrtig find; 


&. Ereehen; Her? Staatsminifter von Kömmerig, 
Herr Geheimer Juſtizrath D. BGroſſ. ni 


E⸗ ſind 34 Mitglieder der erſten Kammer anweſend. 
* — das Protocol der letzten — und wird ſodann 


105. 
ein Vortrag aus ‚der Regiſtrande. Nr. 88. — 90. 
aus de Regiſtrande vorgetragen, daß unter 
Mei. 88: die: Protocolle der zweiten Kammer vom 12 bie 17. Ü A, 
betreffend das Geſetz wegen der — eingegangen ſeyen. Sie find an 
die erſte Deputation — | * 
Dagegen fol. et © Baer: 
Mr. 89. eine, Petition der Braucommun ju Sal, ’gegen die etwauige 
Aufhebung der VBannrechte und um Veruͤckſichtigung der dabei einſchlagenden 
beſondern Verhaͤltniſſe der Petenten an Herrn von Carlowitz abgegeben wers 
den, »umdavor beim Wortrage des Berichts der erften Deputation in’ Ber 
treff der Aufhebung: der Bannrechte geeigneten ra zu we J 
Endlich hat unter 
Me: 90: ber: Zehntner amb Sammerinfpecrer He Haſſe zu ESEdneebeig in 
einer, Petition Maasregeln zur ausbauernden Erhaltung und Vermehrung der 
Saͤchſiſchen Eifenerzeugung beantragt und es ift diefer Gegenftand, welchen Herr 
Buůͤrgermeiſter Schill zur Beachtung. empfiehlt ohne jedoch die Petition zu der 
ſeinigen zu machen, an bie vierte Deputation — 
— Ben zur 


Tagksordmung 
sang, —* man | F 
106. 
gorheſchi verahun⸗ des Criminalgeſetzbuchs. 
in der Berathung des Eriminalgeſetzbuchs fort, wobei zuvoͤrderſt 
Se. Koniguche Hoheit Prinz Johann erwähnt, wie die geffern erfolgte 
Abſtimmung über die Grenze der im Landesgefaͤngniſſe und in den Gerichts- 
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gefängniffen abzubüffenden Strafen allerdings eine große Veränderung im gan 
den Gefetsbuche hervorbringen werde. Die Begutachtung der hier in Frag 
kommenden Stellen des Geſetzbuchs erfordere eine umftändliche Berathung da 
Deputation, die una fo ſchwieriger fen, weil noch nicht alle Protocolle gedruch 
‚ vorlägen. Er bitte deshalb um die Erlaubniß, vor der Hand nur im eine 
der naͤchſten Sitzungen die beim allgemeinen Theile nothwendig erfcheinender: 
Abänderungen der Kammer nahmhaft machen zu duͤrfen, damit die Sach 
ſodann baldigft an die zweite Kammer gelange, 

Machdem Herr Staatsminifter von Könnerig die Nothwendigkeit vielfa: 
her Abänderungen des Gefeg Entwurfs und der über denfelben gefaßten Be: 
fehlüffe befiätige und bemerkt hat, wie es am. Ende möchig ſeyn werde, ein: 
neue Abftimmung über alle bisher angenommenen Strafbeftimmungen vorzu: 
nehmen, ergegnet 

Herr von Carlowitz, wie er zwar gegen die von der Deputation vorzu⸗ 
nehmende nochmalige Durchgehung des Geſetn : Entwurfs in. der oben angege: 
benen Beziehung Erwas wicht einwende, wie er jedoch fo große Abänderungen 
nicht für mörhig halte, da die Gefängniffkrafe, fie möge nun hier odef dort 
verbüßt werden, dieſelbe Strafart bleibe und der Kammer fein bereits zu 
Art. 11. geftellter Antrag bei ihren Abftimmungen über die VBeflrafung der 
einzelnen Verbrechen nicht fremd geweſen fen. 

Dagegen macht Herr Staatsminifter von Könnerig barauf aufmerffam, 
daß allerdings ein großer Unterſchied darin liege, ob Jemanb bie Freiheits- 
firafe in der Stille in feiner Heimath verbiffe, we er in der "Nähe der Sei⸗ 
nigen bleibe und feine Geſchaͤfte auch von dem Gefängniffe aus betreiben und 
feiten könne, oder ob er mit Erregung eines gewiffen Aufſehens durch einen 
Theil des Landes als Gefangener transportirt und am einen entfernten Ort 
gebracht werde, mo er feiner Familie und feinen Verhaͤltniſſen ganz entjogen 


en. 
Da im Uebrigen gegen ben Worſchlag bes Herrn Deferenten Miemand 
weiter eine Einwendung macht, werfchreitet man zu 

Art. 216., bei welchem laut ber Beilage des geftrigen Protocofls Mr. 63. 
und laut der Beilage des heutigen Protocolls Mr. 65. die Herren Buͤrgermei⸗ 
ſter Schill und Wehner darauf angetragen haben, die von der Deputation 
der zweiten Kammer vorgefchlagenen Worte „oder fonft zum Eigenthume ver 
Kirche gehörige” einzufchalten. 

Sie führen zur Bevorwortung an, wie ihnen ber Begriff des Kirchen: 
diehftahls zu eng gefaßt zu ſeyn fcheine, und fie in denfelben auch jede Ent: 


x 
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wenbung eines überhaupt zum Kirchenvermiögen gehörigen Gegeriftandes aus 
kirchlichen Gebäuden aufgenommen‘ zu ſehen wuͤnſchten. 

Nachdem dieß unterflite worden iſt, erflärt Se. Königliche Hoheit Prinz 
Johann, wie die Deputation dem Antrage nicht beizuftimmen vermochte habe. 
Der Geſetz⸗Entwurf ſtelle zwei Elaffen des Kirchenraubes auf, welche beide 
zwar die Entwendung aus einem dem Gortesdienfte gewidmeten Gebäude vor 
aus ſetzten von denen ber erſte aber an den bei Ausübung des Gottesdienſtes 
in Anwendung befindlichen Gegenftänden begangen werbe, dagegen der zweite, 
milder zu beftrafende, alle anbern im gottesbienftlichen Gebäude verwahrten Ges 
genftände betreffe, z welchen denn auch das Kirchenvermögen gehöre. Wenn 
nun der Antrag das Kirchenvermoͤgen in bie erfte Elaffe verfee, fo verwiſche 
er dadurch ven im Geſetz-Entwurfe begründeten Unterſchied beider Claſſen des 
Verbrechens, ind e8 werde dadurch nicht einmal eine große Veränderung her⸗ 
vorgebradht, da der Kirchendichftahl ohnehin meift ‚mit Einbruch verbunden 
und ſchon deshalb härter zu ftrafen fen. 

Herr Geheimer Juſtizrath D. Groff theilt-diefe Anſicht, und macht inſon⸗ 
derheit bemerflich, wie die Entwendung von Gegenftänden, die zum unmittel- 
baren Gebrauche beim Gortesdienfte beſtimmt ſeyen, ſchon um der dabei vor= 
auszufegenden geöffern Frechheit und Roheit willen jedenfalls härter geftraft 
werden müffe, als der Diebftahl am Kirchenvermögen, was aber nach An- 
nahme des Antrags nicht mehr der Fall feyn würde, worauf denn die Her 
ten Antragſteller ihr Amendement zurücknehmen. 

Herr D. Großmann nimmt ſolches indeſſen wieder auf und verſichert, als 
ihm eingehalten ‘wird, daß dadurch nicht einmal eine weſentlich Höhere Strafe 
werde bewirkt werden, wie ihm hauprfächlich daran liege, den Diebſtahl am 
Kirchenvermögen dem, welder an rebus sacrs begangen werde, 'gleichjuftel- 
len, es wird, jedoch der Antrag, 

mit 19 Stimmen gegen 10, 
abgelehut. 
dagegen der Seite 130: zu findende Vorſchlag der Deputation unter a. uud 
b., fö wie der Artikel ſelbſt, 
einftimmig 
angenommen. 

Bei 

Art... 217. bemerft 

Herr Amtshauptmann Freiherr von Vudermann wie es ihm nicht noͤthig 
ſcheine, eine Beſtimmung wegen Ausgrabung von Leichnamen in das Geſetz 
aufzunehmen, ba dieſes Verbrechen in Sachſen wohl noch nicht vorgefommen 
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fey. Darauf aber durch das Geſetz erſt aufmerkſam zu machen, ſcheine i 
nicht rathfam. Er trage deshalb darauf. an, den zweiten Theil des Are 217 
ganz wegzulaffen. Sollte dieß indeffen nicht Anklang finden, fo erſcheine ih 
mindeftens. der Ort, wo man das bejzeichnete Vergehen zu erwähnen gedenf 
nicht paffend, da der Leichnam eines WVerftorbenen wohl nicht als Jemand 
Eigenthum betrachtet werben fönne, ſonach aber die Art. 214. gegebene Du 
finition hierher nicht paffe. Deshalb ſchlage er eventuell, und dafern fein m 
ſter Antrag nicht Anklang finden follte, vor, die im zweiten Theile des Art 
217. enthaltene Beftimmung wenigftens hier zu entfernen und fie in das 
Kap. XVII., welches von Verletzungen der Sittlichkeit handele, und nantent: 
lich zu Art. 305. zu bringen. 

Beide Anträge erlangen indeſſen die erforderliche Unterſtuͤtzung nicht, und 
werden hierauf der Antrag der Deputation Seite 130 und 131 unter c. 
fowie der Artikel felbft 

einftimmig 
genehmigt. 
Der 
Art. 218. findet unter der yon ber — Seite * unter a vor⸗ 
geſchlagenen Abaͤnderung ebenfalls 
einhellige 
Zuſtimmung, und iſt zu 
Art. 219. laut der Beilagen des geſtrigen Protocolls Nr. 08. und 
64., ſowie laut der Beilage 65. des heutigen Protocolls, von den Herren 
Bürgermeiftern Wehner und Schil, fowie von Unterzeichnetem darauf. ange 
tragen worden, durch Aufnahme des von der Deputation der zweiten Kammer 
Seite 129 ihres Berichts vorgefchlagenn Zufages, den durch. Einfteigen oder 
Einſchleichen verübten naͤchtlichen Diebftahl hier mie aufzunehmen, ihn alfo in 
die Elaffe des Einbruchs mit zu verſetzen. 

Zur Unterftügung führen die Antragftellee an, wie man ben von ihner 
bezeichneten Fall doch unmöglich zu. dem gemeinen, : lediglich durch vorher viel 
leicht nicht beabfichtigtes Wegnehmen vollbradhten, Diebftäplen rechnen koͤnne 
zumal da man geftern von fo vielen Seiten die Strafe diefes letztern zu mil 
gefunden habe. Da übrigens nah der Schlußclaufel der von der. Dieffeitige 
Deputation beantragten Faſſung die Gefährlichfeit der Handlung einen Zumef 
fungsgrund innerhalb des beftimmten Strafmaafıes abgeben folle, fo werd 
daraus von felbft hervorgehen, daß der Einbruch härter zu beftrafen fen, al 
das, Einfteigen und Einfdleichen, und es werde ſich fonach cine Art von Mir 
telclaſſe bilden, was jedenfalls zu wünfchen ftehe. 

Gegen diefen zahlreich unterflügten Antrag werden indeffen, theils von de 
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Herren Megierımgsbeauftragten, theils von bem Herrn Meferenten und andern 
Kammermirglievern mehrfache Bedenken erhoben. Sie beftchen darinn, daß 
es häufig zweifelhaft ſeyn dürfte, ob ein Factum als Einfteigen und Einfchlei- 
den, oder:als gemeiner Diebftahl anzufehen fen, daß die von den Antragftellern 
begeichneten: Fälle ohnehin innerhalb des, für fie völlig genügenden Strafmaa- 
fes des Art. 214. härter beftraft werden wuͤrden, daß es nicht rathſam fey, 
die Elaffen des ausgezeichneten Diebftahls zu fehr zu vermehren, wodurch eine 
den Michter in Verlegenheit ſetzende Cafuiftif enefiche, und daß bei dem Syn: 
tinandergreifen der Strafmaaſe ber Art. 214. und 219. das Amendement 
kaum einen’ mwefentlidhen Erfolg haben dürfte. 

Im Laufe der Discufion fehläge Herr Amtshauptmann von Weld-vor, 
aus dem beantragten Zuſatze das Wort „nächtlichen wegzulaffen, Hert Kam: 
merherr von Metzſch aber wuͤnſcht, das Wort „bewohnte“ in „verfchloffene‘ 
verwandelt zu fehen: 

Beide Vorfchläge finden indeffen die erforderliche Unterftügung nicht, und 
wird fodann ber geflellte Antrag, 

mit 20 Stimmen gegen 14, 
abgelehnt, es erlangte auch der Artikel felbft, fo wie 
Art. 220. unverändert 
einhellige 
Genehmigung. 

Hiernächft ift, wiederum laut der Beilagen des geftrigen und heutigen Pro: 
tocolls Mr. 63. 64. und 65. von den Herren DBürgermeiftern Wehner und 
Shil, fo wie von dem Unterzeichneten darauf angetragen worden, den von 
der Deputation der zweiten Kammer Seite 130 ihres Berichts wegen ber 
Diebftähle-an ven im Freien ohne befondere Verwahrung bleibenden Gegen: 
fänden vorgefchlagenen Zufaßparagraphen 

Art. 220 b. aufjunehmen. 

Zur Bevorwortung wird angeführt: Se weniger fi hier der Einzelne 
durch Vorſicht gegen den Diebftahl ſchuͤtzen könne, um fo mehr liege es in der 
Pflicht des Staats Schu zu gewähren. Diefer fen, nach ‚den erft neuerlich in 
der zweiten Kammer laut gewordenen Klagen über das Ueberhandnehmen der 
Felddiebſtaͤhle, dringend nothwendig, und er werde von dem Criminalgefee er: 
wartet, auf das man bei den Verhandlungen der zweiten Kammer ausdruͤcklich 
verwiefen habe. Uebrigens wünfche Herr Bürgermeifter Schill in die Faffung 
der zweiten Kammer zu mehrerer Beftimmtheit nach dem Worte „Bleichſtuͤcken“ 
noch das Wort „Feldfruͤchte“ aufgenommen zu fehen, und es wirb der An: 


trag in folder Maafe ausreichend unterftüßt. 
Iweite Abtheilung. 1. Bd. 49 
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Dagegen erflären fi) die Herren Regierungsbevollmächtigten, der Herr 
Referent und mehrere Rammermitgliever gegen deu Antrag. Nicht die Härte 
der Strafen, bemerken fie, fondern nur bie Wachſamkeit der Behörden und die 
Einführung eines ſchnellern Verfahrens, was aber bei härtern Strafen. freilich 
minder zuläffig fey, werde dem Uebel zu fleuern im Stande fen, jumal wenn 
man ‚gerade hier mit Anwendung Förperlicher Züchtigung nicht zu. bebenflich fen. 
Der Gefeg: Entwurf habe diejenigen Arten, des Diebftahls für ſchwerer erachtet, 
bei welchen mehr Hinderniffe zu befiegen feyen, und welche daher .eine gröffere 
Feftigfeit des gefegwidrigen Willens erheifchten. Wolle man nun im Gegen- 
theile auch wieder die Entwenbungen härter beftrafen, welche leicht vollbracht 
werben fönnten, fo enthalte dieß einen Widerſpruch, und es diene eben fo dieſe 
Leichtigkeit als der Umftand zur Begründung einer mildern Anſicht, daß. hier 
meift von Confumtibilien die Rede fey, deren Entwenbung oft die Dringlich 
feit des Bebürfniffes entſchuldige. Am wenigften aber feheine es angemeffen, 
ein Gefe wie das vorliegende nach einem, murhmaaslich nur momentan fo hoch 
angeftiegenen, Verhaͤltniſſe zu berechnen, und jedenfalls liege eine unpaffende Härte 
darinn, jeben, felbft den Meinften Felddiebſtahl, der vieleicht nur aus Lüftern- 
heit begangen werde, mit 14 Tagen Gefängniß beſtrafen zu wollen. 

Diefe Bemerkung veranlaßt den Herrn Amtshauptmann von Biedermann 
auf den Wegfall des zur Einſchaltung vorgefchlagenen Worts „Feldfruͤchte“ 
anzutragen, fo tie auch Unterzeichneter darauf anträgt, den legten Sat aus ber 
zur Annahme empfohlenen Faffung der zweiten Kammer wegjulaffen. 

Mit dieſem letztern Antrage vereinigen‘ fi) auch die Herren Bürgermeifter 
Wehner und Schill, und es finder der Vorſchlag des Herrn Amtshauptmann 
von Biedermann genägende Unterftügung. 

Nachdem noch Herr Bürgermeifter Bernhardi des auch hierher gehörigen 
Floßholzes gedacht hat, welches er indeffen als unter der Faflung des Artikels 
mit begriffen anerfennt, und nachdem noch Herr. von Earlowig bemerft hat, 
wie der vorliegende Zweck vielleicht am beften erreicht werben wuͤrde, wenn 
man die Beftimmungen wegen der Felbviebftähle gleich denen wegen der Forft: 
diebftäßle zu einem befondern Gefege ausſetzte, wird ber Untervorſchlag bes 
Herrn Amtshauptmann von Biedermann, 
mit 23 Stimmen: gegen. 5, 

abgelehnt, der Hauptantrag aber, in der Maafe, wie er anfangs. unterſtuͤtzt 
worden, jeboch unter Weglaffung des letzten Satzes des zur Aufnahme vorge: 
ſchlagenen Zufagartifels, und ſomit letzterer felbft, | 

von 27 Stimmen gegen 6, 
angenommen. 
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Bon Herrn Bürgermeifter Schill ift demnaͤchſt lauf der Beilage 63. des 
geftrigen Protocolls auf einen nah Art. 227. einzuſchiebenden Zufagartifel 
wegen härterer Beftrafung des Kobalvdiebftahls angetragen worden, der Herr 
Dieferent aber bemerkt, wie berfelbe, wenn er zur — gelangen ſollte, 
wohl beſſer hier als 
Art. 220 0. feine Stelle finden’ wuͤrde. 

. Herr Bürgermeifter Schill ift hiermit einverftanden und führt an: Mach 
frühern Gefegen fen jeder, aud der Fleinfte Diebftahl von Kobald mit dem 
Tode’ zu beftrafen gewefen. Später fen dieß zwar nicht mehr erecutirt worden, 
jedoch flets eine härtere Strafe als beim gemeinen Diebftahle eingetreten, und 
dieß fen auch forthin nöthig, um einen fo wichtigen Theil des Bergbaues zu 
fügen, der der Verinträchtigung dur Entwendung um fo mehr ausgeſetzt 
fen, als Letztere gerade hier Aufferft verführerifch fey, und häufig vorfomme. 

Die wird zwar unterftügt, dagegen jeboch eingehalten, daß das ſoge— 
nannte Kobaldmandat ſchon laͤngſt und namentlich feit der geheimen nftruc 
tion auffer Anwendung gefommen fen, daß in der Megel wohl mehr Berum: 
trauung als eigentlicher Diebftahl vorliege, daß es nicht gut fen, Geſetze fo 
fehr nach einem fpecielen Falle zu berechnen, und daß, wenn der Grund der 
frühern fo aufferordentlih harten Strafe wohl zunaͤchſt in der Beruͤckſichtigung 
des Megales gelegen habe, eine ſolche Ruͤckſicht nach den jegigen geläuterten 
Anſichten nicht mehr zuläffig erſcheine. 

Der Antrag wird bei geftellter Frage, 

mit 19 Stimmen gegen 12, 
abgelehnt, und erlangen fodann die 
Art. 221. 222. 223. mit den Abänderungen der Deputarion, 
Art. 224. aber unverändert die Genehmigung 
aller Anweſenden. 

Einer der wichtigften Paragraphen ift der wegen des Ruͤckfalls beim Dieb: 

ftahle von der Deputation Seite 135 und 136 ihres Berichts beantragte 


Zuſatz 
Art; 224b. und es wird ſolcher, nachdem der Herr Referent auf Ans 
frage bemerflich gemacht hat, daß auch hier Gefängnißftrafe auf mehr als 8 
Wochen nicht vorgefhrieben fey, ſodann vielmehr fogleich Arbeitshaus eintrete, 
einftimmig 
angenommen. 
Der nun folgende 
Art. 225. findet ohne Abänderung und Discufjion 
49* 
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allerfeitige 
Zuftimmung, fo wie auch der zu | 
Art. 226. von der Deputarion Seite 136 ihres Berichts gemachte Vor: 
ſchlag | Ä 
einmüthig 
genehmigt wird. i 
Zu dieſem Artifel hat demnächft Unterzeichneter laut ber Beilage des geſtri⸗ 
gen Protocols Mr. 64. einen Antrag gemacht, welcher eine Erhöhung der 
Strafe im Marimo bis auf 2 Jahre Arbeitshaus und eine Beſtimmung we: 
gen des Ruͤckfalls bezweckt. 


Die Deputation hat biefen Vorſchlag zu dem ihrigen gemacht, und cs 
erlangt folcher Ä 

einftunmige Annahme, 

Bon dem Heren Referenten wird fodann darauf aufmerffam gemacht, wie 
der geftern zu Art. 11. gefaßte Beſchluß eine Vertaufhung der Worte „bis 
zu 3 Monaten“ mit den Worten „bis zu 8 Wochen“ nothwendig zu machen 
feine. 

Herr Staatsminifter von Könnerig ſtellt dieß der Kammer zwar ganz an: 
heim, wuͤnſcht aber,. daß mindeftens der Grund diefer Veränderung im Pro: 
tocolle beſtimmt angegeben werde, und Auffert ſodann 


Here Bürgermeifter Wehner, wie er zwar unter den obwaltenden Umftän: 
den dem Antrage ebenfalls beitrete, ſich jedoch nach Befinden wegen Uebertra: 
gung der Koften der im Sandesgefängniffe zu verbüffenden Strafen durch die 
Gerichtsobrigkeiten feine Anträge vorbehalte. 

Nachdem hierauf Herr von Carlowitz ergegnet hat, da er einem etwanigen 
Antrage ſolcher Art die nöthigen Gründe entgegen zu ſetzen wiſſen werbe, wird 
der Antrag Sr. Königlichen Hoheit des Prinzen Johann und der Artikel ſelbſt, 
wie er ſich durch die bisherigen Beſchluͤſſe geſtaltet hat, 

einſtimmig 
angenommen. ° 


u 
Art. 227. bemerkt zuvoͤrderſt 
Herr Staatsminifter von Koͤnneritz, wie es, wenn man aus den bei vori- 
gem Artifel angegebenen Gründen auch hier die Strafe von 12 auf 8 Wochen 
Gefängniß herabfegen wolle, allerdings die Wirkung einer wahren Ermäfigung 
der Strafe haben werde, während man bei Art. 226. nicht eine ſolche, fon: 
dern nur eine theihweife Veränderung der Strafart habe eintreten Taffen. 
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Mehrere Kammermitgliever Auffern indeffen, wie gerabe hier, zumal bei 
dem von der Deputation unter a. Seite 136 ihres Berichts gemachten Vor- 
ſchlage, eine Ermäfigung, die man freilich nur in Betracht des Befchluffes zu 
Art. 14. eintreten laffe, allenfalls zuläffig fey, und wird hierauf diefe Herab⸗ 
fegung,, fo wie der erwähnte Antrag ber Deputation unter a., 

von allen Anmwefenden 
genehmigt. 
In Beiehung auf den Vorſchlag der Deputation unter. b. Auffert 

- Herr Bürgermeifter Nitterftädt, wie das hier angeführte. Beifpiel nun wohl 
faum mehr paffen, der Fall vielmehr zu dem heute genehmigten Artifel 220 b. 
gehören dürfte. Man finder indeffen hierin fein Bedenfen, da nur von einem 
Beiſpiele die Mede ſey, auch bei etwanigen Eoflifionen der Beftimmungen der 
Artifel 220b. und 227. der Richter wohl allemal den mildern Ausweg zu 
wählen kein Bedenken tragen werde. 

Es werben hierauf die Vorſchlaͤge der Deputation, fo wie der Antrag des 
Herrn Referenten, forwohl in dem. erften Theile des Artikels nach Art. 214. 2. 
und 3., als im Zufage. der Deputation unter b. nah Art. 219. beivemale 
noch den Art. 220 kzanzuziehen, endlich auch der Art. 227. felbft 

einftimmig 
angenommen. 

Es erbittet ſich hierauf Herr von Earlowig das Wort: Sein zu Art. 11. 
gemachter und geflern angenommener Antrag habe den Zwerf, die Ueberfüllung 
der. Gerichtsgefängniffe zw vermeiden. Diefer Zweck werde aber unerfüllt blei⸗ 
ben, wenn alle im Gefeg: Entwurfe auf 3 Monate beftimmten Strafen, , wie 
dieß das Anfehen gewinne, auf 8 Wochen herabgefegt werden follten, und «8 
laffe fih im Einzelnen mindeftens nicht überfehen, in wie weit dieß ohne In— 
confequenz und Machtheil für den von ihm. beabfichtigten Zweck gefchehen fönne. 
Nur im Ganzen werde dieß beurrheilt werden Fönnen, und er trage deshalb dar⸗ 
auf an, man möge in der Berathung des Gefe: Entwurfs fortfahren, als 
ob der Art. 11. keine Aenderung erlitten hätte, und es möge ſodann die De- 
putation im Allgemeinen beurtheilen und- fpeciel begutachten, ob und wo fich 
nach Maasgabe der Abänderung des Art. 14, Mobificationen nöthig machten. 

Es entfpinnt fich über, diefen Vorſchlag eine umfänglihe Debatte, in wel: 
cher Herr Bürgermeifter Wehner darauf anträgt, die fernere Berathung des 
Eriminalgefegbuchs für den Augenblick zu fiftiven, und darin nicht eher fortzu: 

fahren, als bis die Deputation erörtert und begutachtet haben werde, wo fih 
Veränderungen des Gefeg: Entwurfs und der Vorſchlaͤge des Berichts in Folge 
der abgeänderten Beftimmung des Art. 11. nothwendig machten. 
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Gegen bie hierdurch eintretende Verzögerung fprechen fich indeſſen mehrere 
Stimmen aus, und nachdem Herr Graf von Hohenthal ſich gegen die Anficht 
verwahrt hat, als ob eine ſolche Verzögerung durch den von ihm und Herrn 
von Carlowitz zu Art. 11. gemachten Vorſchlag, ben die Kammer ja längft 
gefannt habe, notwendig geworden ſey, erlaubt fich 

Unterzeichneter den Vorſchlag, es möge in der Berathung des Gefeh-Ent: 
wurfs ungeftört fortgefahren, von der Deputation aber mindeftens vor jeder 
Sitzung fo weit, als der muthmaaslich vorfommende Abfchnitt reiche, berathen 
werden, welche WBeränderung darin der mehrermähnte Beſchluß zu Art. 11. 
nothwendig made. Unterzeichnerer fpricht hierbei den Wunſch aus, es möge 
bie Deputation das Princip, nach welchen Verbrecher, die eine in der öffent: 
lichen Meinung entehrende That begangen hätten, in das Sandesgefängniß nie: 
mals zu verfegen ſeyen, aufrecht zu erhalten fuchen, und entfpinne fich über die: 
fen letztern Punct eine anderweite Discuffion, bei welcher zwar eingeräumt wird, 
daß die Kammer zur Zeit noch feine Gelegenheit gehabt habe, jenes Princip 
durch Abftimmung anzuerkennen, auf ber andern Seite aber nicht in Abrede 
geftelle wird, daß baffelbe wiederholt, infonderheit in den Motiven Seite 88 
ausgefprochen fen, und daß dagegen weder Seiten der Deputation noch in der 
Kammer ein Bedenken ſich ausgefprochen habe. 

Nachdem ferner fowohl Herr von Carlowitz als Herr Bürgermeifter Weh- 
ner erflärt haben, ihre Anträge fallen zu laſſen, dafern der des Unterzeichneten 
durchgehen follte, Auffert Herr Buͤrgermeiſter Mitrerftäde den Wunfch, daß die 
Kammer fidy mindeftens im Voraus darüber durch Stimmenmehrheit beftimmt 
ausfprechen möge, ob das mehrerwähnte Prineip hinſichtlich des Landesgefäng- 
niſſes aufrecht erhalten werben folle, was er felbft fir umerläglich erkenne. 

Es erfolgt inbeffen eine Abſtimmung darüber nicht, der Herr Präflvene 
ſchließt vielmehr die Discuffion, und erfucht die Deputation, in der von Un: 
terzeichnetem beantragten Maafe, die er felbft zu proponiren beabfichtigt, und 
gegen die, nach Zuruͤcknahme der beiden andern Vorfchläge, Niemand Etwas 
erinnert habe, zu verfahren, 

Die Sitzung wird hierauf, da die Zeit abgelaufen iſt, aufgehoben. 

Die Faffung der heute angenommenen Artikel enthält die Beilage W. 

Anher bemerkt von 
Ernft Guftav von Gersdorf. Ernft Friedrich Hark, 
Peter Alfred Graf Hohenthal. Ser. d. LK. 
Heinrich Graf von Einſiedel. 
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W. 
Artikel 216. 
ern — — von Einem bis zu Acht Jahren, bei Entwendungen 
anderer Gegenftände aus dergleichen Gebäuden aber in den Fällen Art. 214. 


unter 1. und 2. Arbeitshaus von 2 bis 6 Monaten zu erfennen, in ben 
übrigen Fällen aber die verwirfte Arbeitshausfttafe um die Hälfte zu erhöhen. 


Art. 217. 


Bei — — findet ſchon in den Fällen Art. 214. unter 1. und 2. 
Arbeitshaus von 3 bis 6 Monaten, in dem Falle unter 3. mindeftens drei 
Monate Arbeitshaus ftatt. 

Die Entwendung u. f. w. | 
Art. 218: 

Nicht weniger tritt in den Fällen ımter 1. 2. und 3. Arbeitshaus von 3 
Monaten bis 3 Jahr Zuchthaus zweiten Grades, in den Fällen unter 4. ein 
bis 8 Jahr Zuchthaus zweiten Grades bei allen Entwendungen ein u. f, w: 


Art. 219. 


Jede iſt mit Arbeitshaus yon 3 Monaten bis 3 Jahren oder 
Zuchthaus zweiten Grades bis 8 Jahre zu.ahnden. Als Zumeffungsgrund gilt 
hierbei der Betrag des Entwendeten und die Gefährlichkeit der Handlung. 





Art. 220. 
bleibt unverändert. 
Art. 2206. 

Als ein eigenthümlicher Erſchwerungsgrund iſt es zu betrachten, wenn ber 
Diebftahl an Vieh auf. der Weide, im Pferd oder im Triebe, an Bienen: 
ſtoͤcken, an landwirthſchaftlichen Gerärhfchaften im Freien, an Hof: und Gar: 
tens oder andern DBefriedigungen, an Bleihftücen, Feldfruͤchten und andern 
Gegenftänden, welche ohne befondere Verwahrung der Öffentlichen Sicherheit 
anvertraut werden müffen, begangen worden iſt. 


Art. 221. 
fo ift auf die im Art. 218. angebroßeten Stra: 





Haben ſich 


fen zu erfennen. 
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Art. 222. 
ivie Seite 132 des Deputationsberichts zu finden. 
"Art. 223. 
Hat ſich — — zweiten Grades von 1 bis 10 Yahren ein; hat er 
zwei bis zehnjährige Zuchthausftrafe erften Grades zu erfennen. 
Art. 224. 
bleibt unverändert. 
| Art. 224b. 
wie Seite 135 und 136 des Deputationsberichts zu finden, 
Art. 225. 
bleibt "unverändert... 
Art. 226. 


Entwendungen ,. welche zwifchen Ehegatten, Blutsverwandten in auf: und 
abfteigender Linie, Geitenverwandten bis mit dem vierten Grade, Verſchwaͤ⸗ 
gerten in gleichem Grabe, fo wie Adoptiv > nur mit Gefängniß bis 
zu 8 Wochen oder Arbeitshausftrafe bis zu 2 Jahren, beim Ruͤckfalle aber 
bis zu vier Jahren zu ahnden. 





Art. 227. 


Entwendungen von Ef und Trinfwaaren, welche zu bloßer Befriedigung 
der Lüfternheit zum unmittelbaren Genuß begangen werden, find auch in den 
Art. 214. unter 2. 3. und 4. und Art. 220b. gedachten Fällen nur mit Ge: 
fängniß bis zu acht Wochen zu beftrafen, Treten gefteigert werben. 
Die Unterfuhung wegen bergleihen Entwendungen findet in den Art. 214. 
219. und 220b. gedachten Fällen nur auf Anzeige des Berheiligten ſtatt. 








„65. 
Der Unterzeichnete beantragt : 
ju Art. 216. 


hinter das auf der 2ten Zeile zu Iefende Wort: befindliche, einzuſchalten: 
oder ſonſt zum Eigenthum der Kirche gehoͤrige. 
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Zu Art. 219. 


Die Einfhaltung des S. 119 des Gutachtens der Deputation der zweiten 
Kammer befindlichen Zufages: 
ober >. naͤchtliches Einfteigen, u. f. w. 


Zu Art. 220. 


Xufnafme bes Zufaartifels 220 b., wie ſolcher S. 130 des Gutachtens 
der Deputation. der zweiten Kammer abgefaßt ift. 
Wehner. 





35. 
Den 23. Januar 1837. 


Gegenwärtig find: 
Se. Ereellenz Herr Staatsminifter von Könnerig, 
Herr Geheimer Juſtiztath D. Groſſ. 


Es find 40 Mitglieder der erften Kammer anweſend. 

Nachdem fie das Protocol der legten Sigung unter einer Abänderung bei 
Art. 219. für richtig erfannt haben, genehmigen fie die Berichtigung eines 
Irthums, welcher in die dem Protocolle vom 19. Januar beigegebenen Faffung 
des Art. 198. fih eingefchlihen hat, und wird fodann 


107. 
Vortrag aus der Regiſtrande. 
aus der Megiftrande vorgerragen, daß unter 
Mr. 91. der Schneidermeifter Dettin zu $eipzig einen Nachtrag zu feiner 
fruͤhern unter Mr. 17. eingefragenen Beſchwerde RE babe. Sie wird 
jur vierten Deputation verwiefen, ſodann aber 


108. 
Beurlaubung. 
Heren D. Erufius Urlaub auf den 25. bis 28. 1. M. erteilt, und geht man 
hierauf zur | 


über, welche 
Iweite Abtbeilung 1. Bd. 50 


“ Tagesorbnung 
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1.10% 
Fernermeite Berathung des Criminalgefetzbuchs. 
die fortgeſetzte Berathung des Criminalgefegbuchs enthaͤͤt. 

Se. Koͤnigliche Hoheit Prinz Johann traͤgt hierbei ‚guobcherft v vor, wie die 
Deputation den bisher berathenen Theil des Criminalgeſetzbuchs nochmals durd- 
gegangen habe, um zu prüfen; welche Abänderungen ſich darin in Folge dis 
zu Art. 11..gefaßten. Beſchluſſes nothwendig machen würden.‘ Man ſey da: 
bei von der Anficht ausgegangen, das Princip aufrecht zu erhaften, nach wıl: 
chem: Verbrecher, die eim im der Öffentlichen Meinung entchrendes Verbrechen 
begangen hätten, in das Landesgefängniß nicht aufgenommen werben follten, 
und ſchlage dem gemäs bie Deputation fünf verſchiedene Abänderungen ber bis- 
herigen Befchläffe vor. 

Nachdem Herr Staatsminifter von Könnerig erflärt hat, wie die Regie— 
rung am der Discuffion über diefe Abänderungen keinen Theil nehmen werde, 
da fie es nicht angemeffen finden Fönne, blos um Verminderung der Strafver: 
"büffungen in den Gerichtsgefängniffen willen, Beftimmungen geändert zu fehen, 
die man gemeinfhaftlich für paffend. erfannt habe, und da man dabei nochwen: 
dig aus einer Inconſequenz in bie andere gerathen ia — Se. Ki: 
nigliche Hoheit Prinz Johann: 

1.) im Art. 13. Zeile 1. ſtatt RER zu pet „achtwoͤchentli⸗ 
cher“ und findet ſolches, 

mit 35 Stimmen gegen, 2, 
Genehmigung. _ 
Die 
2.) zweite Abänderung macht fich bei Art. 16. nothwendig, wo die am 
Schluffe des zweiten Satzes zu findenden Worte „nicht über drei Monate er: 
kannt werden“ mit den Worten „nicht über acht Wochen erfannt werden“ zu 
vertaufchen vorgefhlagen wird. 

Herr von Polenz glaube ſich mic diefem Vorſchlage nicht einverſtehen zu 
koͤnnen, wie ihm denn das ganze Princip wegen der Gattung der in: das San: 
desgefängniß aufzunehmenden Verbrecher weder paffend, noch ausführbar fcheint, 
da man ja doch in die Ortsgefängniffe eben fo Diebe als andere Perfonen auf: 
nehmen müffe, die ſich durch ihr Vergehen in der öffentlichen Meinung weni: 
ger entehrt haben, und da, wenn die hierdurch entftchende Vermifchung beider 
Arten von Gefangenen im Ortsgefängniffe nicht befeyimpfe, man niche abfehen 
fönne, warum dieß im Sandesgefängniffe der Fall feyn folle. Unbedenküch 
Fönne man daher alle Arten von Verbrechern im Sandesgefängniffe detiniren 
und die durch die gröffere Entfernung von der Heimath entfichende Verſchaͤt 
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fung ber Strafe durch Anlegung mehrerer Sandesgefängniffe in allen =fellen 
des Sandes mildern. 

Machdem diefe Anfihe von ‚mehren Seiten befteitten, . namentlich. auch 
von ‚Heren von Carlowig daran erinnert worben iſt, daß bie Kammer 
feinen Antrag wegen Einführung einer. befondern Feftungsftrafe nicht angenom⸗ 
men habe, wird die zu Art. 16. vorgefchlagene Abänderung, 

mit 38 Stimmen gegen 2, 
genehmigt. 
Nach dem Worſchlage der Deputation wird ferner 

3.) bei Art. 52. drei Mal ſtatt „drei Monate” vielmehr „acht Wochen‘ 
ferner 

4.) bei Art. 58, ebenfalls drei Mal ftatt „drei Monate” vielmehr macht 
Wochen“ zu fegen ſeyn, und erlangt dieß, 

mit 38. Stimmen gegen 1, 
Genehmigung. 
Endlich ift nun noch 

5.). Art. 167. übrig, wo die Deputation die Strafe unbebingt auf 8 Wo⸗ 
den Gefaͤugniß zu ermaͤſigen auraͤth, ohne an die Stelle der im Artikel zu ſin⸗ 
denden höhern Strafe Arbeitshaus zu fegen. 

Auch dieß wird, und zwar 

einftinmig, 
genehmigt, und fährt man, ba die ER anderweite — der‘ 
bereits ‚angenommenen Artikel nicht vorgefchlagen hat, in der RER da, 
wo man das letzte Mal fichen geblieben, namentlich bei 

Art. 228. fort, welcher mit den von der Deputation Seite 137 ihres 
Berichts vorgefhlagenen Abänderungen 

einftimmig 
angenommen wird. 

Gleichergeſtalt wird 

Art. 229. mit den Abänderungen der Deputation und nad) ber Seite 138 
ihres Berichts vorgefchlagenen Faffung 

einmuͤthig 
genehmigt. 
u’. 
Art. 230. ift laut der Beilage diefes Protocols Mr. 66. von Herrn von 
Cartlowitz eine andere Faffung vorgeſchlagen worden, ımd es führt darüber - 

Se. Königliche Hoheit Prinz Johann an: Der Herr Antragfteller finde 

die Faffung des Gefeg: Entwurfs zu eng und beſorge deshalb, daß nicht Alles, 
50* 
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was. wirllich Veruntrauuug ſey, ‚nach. den hier zu findenden Beſtimmungen werde 
geſtraft werden koͤnnen. Die Deputation theile dieſe Anſicht, beſonders weil 
der Artikel, wie er im Geſetz -Entwurfe laute, theils ſchon die Abſicht zu ſtra⸗ 
fen. ſcheine, theils Feine: Ruͤckſicht auf die durch beſondere Inſtructionen gege⸗ 
benen Vorſchriften nehme. Dagegen habe man auch dem Carlowitziſchen Vor⸗ 
ſchlage nicht beitreten koͤnnen, welcher. eine zu große Exemplification enthalte, 
und es ſey demnach die Deputation übereingefommen, der Kammer folgende 
Faſſung vorzufchlagen: 

Wer — vorninumt, aus welcher bie Abſicht einer rechtswidri⸗ 

gen Aneignung entweder an ſich oder nach den uͤbernommenen beſondern 

Verpflichtungen ſich ergiebt, der iſt u. ſ. w. 

Hiermit iſt jedoch Herr von Carlowitz nicht einverſtanden. Er macht dar: 
auf aufmerffam, wie es allerdings feine großen Schwierigfeiten habe, durch 
eine Definition zu beftimmen, wenn das Verbrechen der Veruntrauung con: 
fumire fg. Das Mandat vom anvertrauten Gute vom 23. März 1822. 
gebe deshalb auch mehrere Fälle an, wo Veruntrauung als begangen zu 
betrachten fern folle, und dieſe wuͤrden weder durch den Gefetz- Entwurf 
noch durch die Faſſung der Depurarion volftändig getroffen, weshalb cr 
denn eine dritte, dem Baierſchen Gefez : Entwurfe nachgebildete, Faffung vor: 
gefchlagen habe. 

Sie wird unterftügt, Herr Geh. Juſtizrath D. Groff aber erflärt fih ge: 
gen diefelbe und glaubt, daß der Gefeg- Entwurf völlig genügen werde, wenn 
man nur den Ausdruck „fi rechtswidrig zueigne” richtig verſtehe. Wolle man 
vom Gefez: Entwurfe abgehen, fo möge wenigftens die große im Carlowigis 
ſchen Vorſchlage liegende Eremplification vermieden und der von dem Herrn 
Deferenten vorhin eröffnete Antrag der Deputation angenommen werben. 


In gleichem Sinne fpriche ſich der Herr Referent aus, welcher noch bemerklich 
macht, daß die Faffung des Herrn von Carlowitz, obwohl er ven Begriff der 
Veruntrauung erweitern wolle, doch zu eng fen, da nicht blos die dem Eigen- 
thuͤmer zuftehenden Handlungen, fondern oft auch fehon das, was dem Mus: 
nießer zuftche, eine Veruntrauung begründen fönnten. 


Nachdem hierauf noch die Frage des Herrn von Polenz, wie derjenige zu 
beftrafen fey, welcher die ihm anvertraute nicht in baarem Gelde beftchende Sa: 
he, ohne die Abfiche, ſich folche zuzueignen, rechtswidrig benuge? durch Ber: 
weifung auf. Art. 270. beantwortet worden ift, wig) ber Vorſchlag der De- 
putation, 

mit 37 Stimmen gegen 1, 
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angenommen; wodutch auch der Artikel — ER: —— 
von Carlowitz aber ee iſt 
Auch zu 

Art. 281. hat Here von Earlorig (aut —— 66. — ge⸗ 
macht, welcher. die Aufnahme der Worte „eidlich oder. handſchlaͤglich“ "betrifft, 
und fuͤhrt derſelbe zur Mnterftüging an: Es. fen der allgemeine Wunſch, . die 
Eide, befonbers. die promiſſoriſchen, fos viel ‚als möglich zw vermindern. Das 
ju werde es nun. gar fehr beitragen, wenn zur Begründung eines ausgezeichne ⸗ 
ten Betruges ‚nichtmehr, wie nach den bisherigen Mandaten vom anvertrauten 
Gute; eine eibliche Verpflichtung nothwendig fen, fondern dazu auch eine hand: 
fehlägliche genüge, die ſolchenfalls befonders bei Privardienern eintreten darfte 
Dieß klar auszuſprechen fen aber. der einzige Zweck feines. Antrags. 

Nachdem letzterer unterſtuͤtzt worden iſt, erklaͤrt Herr Geh. Juſtizrath D. 
Groſſ, wie das, was Herr von Carlowitz wuͤnſche, ſchon in der Faſſung des 
Geſetz⸗ Entwurfs liege, da derſelbe nur die Verpflichtung vor einer öffentlichen 

Behörde, keinesweges aber einen Eid verlange. Die Abſicht der Negierung treffe 
alſo mit der des Herrn Antragftellers überein, es beduͤrfe aber des Zuſatzes nicht. 


Herr von Earlowig läßt hierauf, befriedigt durch Die fo eben vernommene 
Erflärung, feinen Autrag v wieder en 3 und wird der Artifel nach der Faſſung 
der Deputation 

einftimmig 
angenommen, welches auch mit bem von ber Deputation Seite 139 ihres 
Berichts vorgeſchlagenen Zuſatze 
Art. 231b. ebenſo 

einſtimmig 
der Fall iſt. 

So gelangt man zu Kap. XUF. und zunaͤchſt zu 

Art. 232., zu welchem — eine andere Faſſung laut der Bei: 
lage 67. vorgefchlagen hat. 

Er führe zur Unterftügung an, wie bie im. Geſetz⸗ Entwurfe gegebene De⸗ 
finition nicht den Betrug ſelbſt, ſondern nur. deſſen Verſuch treffe, da fie we: 
der die Erreichung eines Gewinns noch die Zufuͤgung eines Schadens verlange: 
Trete weder dag Eine noch das Andere ein, fo habe der Betrüger feinen Zweck 
nicht erreicht und das Verbrechen fey micht vollenden; Es werde ſich Feine Hand» 
lung auffinden laffen, welche nach der hier aufgeftellten Definition als. bioßer 
Verfuch des Betrugs angefehen werden könne, und: dem folle der Vorſchlag 
abhelfen. 
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Nachdem Seterer unserftüt worden ift, wird bemfelben entgegen geſtellt, 
wie der bei Art. 214. angenommene, gegen die bisherige Praxis abgeänverte, 
Grundfag, über die Vollendung des Diebftahls auch hier eine Veränderung, 
des Begriffs des Diebſtahls erheiſcht habe. So wie dort das. Verbrechen voll: 
endet ‚fey), wenn auch der Dieb die geftohlene Sache noch nicht: in feinen Ges 
wahrfam gebracht, alfo den: beabfichtigten: Wortheil noch nicht erlangt habe, ‚fo bes 
bürfe es auch hier. forthin nicht, daß der Zweck bes — erreicht werde, 
um die volle Strafe eintreten zu laſſen. 

Im Fortgange der Verhandlung Auffert indeffen der Her Meferent, wie 
in der Faſſung des Geſetz⸗ Entwurfs allerdings ein Kennzeichen der Vollendung 
des Betrugs zu fehlen fcheine, Das naͤmlich, daß die Täufchung des Dritten 
wenigftens gelungen ſeyn muͤſſe, und ſchlaͤgt derfelbe daher vor, einen Zufat: 
artikel einzuſchalten, welcher ſich durch ein Unterammendement des Herrn DBürs 
germeiſters Schill dahin mobificire 

der Betrug iſt vollendet, ſobald der, gegen den er gerichtet, wirflid) 
getäufcht worden iſt. 

Nachdem dieß unterfiügt worden, äuffert fi ch Herr Domherr D. Günther 
dahin: An ſich ſey das Bedenken des Unterzeichneten ganz begruͤndet, fuͤr 
den Zuſatzartikel aber vermoͤge er fi ch nicht zu erflären. Indeſſen leide der 
Artikel an fehr vielen Mängeln, Es werde darin nämlich zuvörderft der Conat 
nicht mehr vom vollendeten Verbrechen unterſchieden, und das werde eine 
Menge von üblen Folgen haben. Ferner gedenfe der Artikel auffer dem Ver: 
mögen auch anderer Rechte, was doch wohl hier gleidhbedeutend mit Güter ſeyn 
fole. Zu den Gütern des Menfchen gehörten aber unter andern auch Gefund: 
heit und Leben, und fo könne felbft ein Mord hierher gezogen werden, wenn 
er durch Täufchung begangen werde. Der Artifel verlange fermer einen uner: 
laubten Vortheil, aber man fehe nicht, ob derfelbe unerlaubte ſeyn folle nach 
Art und Weife des Erwerbs, oder deshalb, weil der Betrüger darauf fein Recht 
habe, oder ob die Unrechtmaͤſigkeit in der Sache ſelbſt fiegen und an fich ver: 
handen ſeyn müffe. Der Artikel mache es ferner zum Verbrechen, wenn vie 
Wahrheit der Pflicht oder, wie die Deputation wolle, der rechtlichen Verbind⸗ 
lichkeit entgegen, verfchwiegen werde. Dazu würde aber vor allen Dingen im 
Ceiminalgefegbuche erft geboten feyn müffen, wo bei Strafe die Wahrbeit zu 
fagen fey, wo alfo die Grenze zwiſchen moralifcher und rechtlicher Verbindlich⸗ 
feit hier liege, was freilich nicht fehlen wuͤrde, wenn man feine Borfchläge zu 
Art. 1. angenommen hätte. Endlich umfaſſe au) das Strafmaas feine aus: 
reichende Scala für afle die Fälle, welche nach der Definition des Artikels hier 
in Frage kommen fönnten, da fie bis zum Morde zu führen vermöchten. Ale 
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diefe Uebelſtaͤnde nun fämen daher, daß man den Betrug durchweg für 
ein felbftftändiges Verbrechen angefehen und nicht beachtet habe, wie er meift 
nae Mittel zur Begehung eines andern Verbrechens ſey. Dieß fey indeſſen 
beim ausgezeichneten Betruge allerdings nicht der Fall; er, verletze niche blos. den 
Einzelnen, fondern ein allgemeines Gut, öffentliche Treue und Glauben, und 
darum ſey er. an ſich ein Verbrechen, abgefehen davon, ob dadurch Schaden 
jugefügt werde ober. nicht... Darum erfcheine in dem einen Yale als Ber: 
ſuch, was hei Verlegung der öffentlichen Treue und des, öffentlichen Glaubens 
ſchon ein vollenderes Verbrechen ſey, und darum fey aus dem Artikel nicht 
nachzuhelfen, fo lange man nicht jenen weſentlichen Unterſchied beachte. Hier⸗ 
in aber liege auch der Grund, warum er fein feiner Anfiche enefprechenbes 
Amendement zw ſtellen verntöge, ohne eine gaͤnzliche Umarbeitung borzufchlagen, 

Den fo eben angedeuteten Unterfchied: findet hierauf Se. Königliche Hoheit 
Prinz Johann dadurch feftgehalten,. daß über den ausgezeichneten Betrug die 
Art. 234. flg. befondere Vorſchriften enthielten. Was das Object des Wer: 
brechens anlange, fo habe ever ein Recht auf die ihm zugänglichen Guͤter, 
und wer ihn an Erlangung oder Bewahrung diefer Güter hindere, verletze das 
durch ein Recht. Der Artikel fole nun nar die widerrechtliche Taäͤuſchung an 
ſich treffen, arte fie aber Durch Verlegung höherer Gürer in ein fchwereres Ver⸗ 
brechen aus, fo werde natürlich auch die Strafe des ſchwerern Berbrechens 
eintreten. ‚Der Betrug am Eigenthume aber fönne nicht wohl an einer andern 
Stelle als hier getroffen werden. Daß das Criminalgeſetzbuch nicht ausdruͤcke, 
wo die rechtliche Verbindlichkeit, die Wahrheit nicht zur verſchweigen, beginne, fen 
wahr, allein ähnliche Bedenken würden ſich häufig erregen laffen, wenn man dem 
unterliegenden Grundfag durchführen wolle. Endlich genüge der Spielraum des 
Strafmaaſes gewiß für alle Sie, me wo: nicht, wie oben erwähnt, ſchwerere 
Verbrechen vorlägen. 

Nachdem diefen Anfichten Herr Gehehmer Juftigrach D. Geoff beigetreten 
ift, erflärt - 

Herr Domherr D. Günther, wie er feine Bedenken. fo lange nicht für 
erledigt halten fönne, als man ben Betrug durchweg wie ein ſelbſtſtaͤndiges 
Verbrechen behandele, und es läßt ſodann 

Unterzeichneter feinen Antrag gegen bein vorgefchlagenen Zuſatzartikel fallen, 
ndem er beifügt, daß er dieß im der Worausfegung thue, es werde der Rich-⸗ 
er bei Beftimmung der Strafe innerhalb ber durch Art. 232. geſetzten Grenze 
ters darauf Ruͤckſicht nehmen, ob der Zweck dies Derrugs erreicht worden m 
der nicht. 
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Dei der Abftimmung wird nun: zuvoͤrderſt Yet. 232 b. nach ber oben vor: 
gefchlagenen Saffung, 

- mit 36 Stimmen'gegen 3, 

angenommen, und der Vocſchlag der: Deputatlon zu, Art. 232. einſtimmig 
genehmigt. . ' 

Bon Unterzeichnetem iſt demmächft noch laut der Beilage 67. der Vor: 
. flag gemacht worben, ben Schluß des Art. 232. fo zu faffen, wie die De: 
putation der zweiten Kammer Seite 135 ihres Berichts auf den beiden er- 
ften Zeilen angegeben hat. Ä 

Unterzeichneter verweiſet zur Bevorwortung biefes Antrags auf die in oben: 
erwaͤhntem Deputationsbericpte angegebenen Gründe, modificirt feinen Vor⸗ 
flag dahin, daß in Betracht des zu Art. 11. gefaßten Befchluffes ftatt „bis 
zu drei Monateh” zu fegen feyn werde „bis zu 8 Wochen“ und finder ſodann 
der Vorſchlag die nöthige Unterſtuͤtzung. 

. Der Herr Meferent erklaͤrt fi) gegen die beantragte Faffung der zweiten 
Kammer, indem fie den Verweis ausfchlieffe, den der Gefeg- Entwurf im nie: 
deigften Grade zulaffe, auch die Kammer bereits bei Art. 63. den Ausbrud 
„willkuͤhrliche Strafe” genehmigt habe, es wird indeffen der Vorſchlag des Un: 
terzeichneten, - ’ 

mit 23 Stimmen gegen 14, 
und hierauf der Art. 232. ſelbſt, 
mit 33 Stimmen gegen 4, 
angenommen. 


Für 

Art. 233. hat die Deputation eine veränderte Faffung v 
erflärt ſich aber Ä * is re 

Herr Domfere D. Günther gegen diefelbe; indem fie eine Menge von Fat 
len für ſtrafbar erfläre, die es bisher nicht geweſen feyen, auch nicht ſeyn koͤnn 
ten. Je ſchwieriger die Lehre vom dolus bei Verträgen fey, um fo vorficpri 
ger muͤſſe man gerade hier unterfheiden. Der Betrug fen bey Verträgen ſtett 
firafbar, wenn er die Einleitung des Vertrags betreffe, und zwar ‚mindeftent 
als Verſuch. Bei Abſchlieſſung von Verträgen aber koͤnne er nur dann ir 
das Gebiet des Eriminalrechts gezogen werden, wenn er nicht relative fonderı 
abfolute Eigenſchaften betreffe. Uebrigens ſey er nach den bei Art. 232. ent 
widelten Anſichten freilich auch mie der Faffung des Gefeg- Entwurfs nicht ein 
verftanden. 
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Nachdem hierauf der Herr Meferent ergegnet hat, daß der Betrug, wenn 
er blog relative Eigenfhaften betreffe, den Contract nicht refeindire, wornach 
denn die Faffung der Deputation eben den Sinn des Herrn D. Günther zu 
treffen "fcheine, wird der Vorſchlag der Deputation und mit der Ärtikel 
ſabſt, 

von 25 ESammen gegen 10, 
angenommen. 
Bei 

Art. 234. erklaͤrt Se. Koͤnigliche Hoheit Prinz Johann, wie er ſich durch 
die vorhin von Herrn Domherrn D. Guͤnther entwickelten Anſichten veranlaßt 
finde, darauf anzutragen, daß die im Geſetz-Entwurfe zu findenden Worte 
„um fi) oder andern damit einen Vortheil zu verfchaffen” wegzulaffen, und 
dagegen nah dem Worte Wer⸗ die Worte einzuſchalten „in unerlaubter 
Abſicht“. 

Dieß wird unterſtuͤtzt, und, nachdem ſich Herr Geheimer Juſtizrath D. 
Groff einverftanden erklaͤrt hat, fo wie der Artikel ſelbſt 

einftimmig 
genehmigt. 
Zu Ä 
Art. 235. hat die Deputation Seite 140 ihres Berichts eine Veraͤn— 
derung der Strafbeftimmung vorgefchlagen, 

Herr von Carlowis aber hat ſich dadurch nicht befriedigt gefunden, viel: 
mehr. laut der Beilage diefes Protocolls Mr. 68. die Strafe der hier vorlie: 
genden Fälfchung, dafern der in Frage fommende Berrag über 500 Thlr. — — 
anfteigt, auf 4 bis 8 Jahr Zuchthaus zweiten Grades erhöht. zu fehen ge- 
wünfcht. Die Gründe des Antrags find in der Beilage, welche vorgelefen 
wird, entwickelt, der 

Herr Referent aber bemerkt dagegen, wie es keinesweges paffend erfcheine, 
hier eine andere Steigerung nad dem Betrage anzımehmen, als bei andern 
Eigenthumsverbredhen. Da ſich indeffen die Deputation überzeugt habe, daß 
es paffend erfiheine, hier das Marimum der Strafe eben fo wie beim qualifi: 
cirten Diebftahle zu beftimmen, fo fihlage die Deputation vor, in ber von 
ihr proponirten Faffıng ftatt „6 Jahr Zuchthaus zweiten Grades” zu feten 
„8 Jahr Zuchthaus zweiten Grades”. 

Herr von Carlowig finder ſich hierdurch befriedigt, und wird mit Diefer 
Abänderung die Faffung der Deputation, 

von 36 Stimmen gegen 1, 
angenommen. 
Smeite Abtheilung. 1.8. 51 
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Mit dem laut der Beilage 67. von Unterzeichnetem gemachten Vorſchlage, 
dem Antrage der Deputation der zweiten Kammer Seite 136° ihres Berichts 
gemäs, das Wort „öffentlichen“ einzufchalten, ift die Deputation, obwohl fie 
diefe Einfhaltung nicht für nothwendig erachtet, einverftanden, und wird foldye, 
fo wie der Artikel felbft, 

einhellig 
genehmigt. 
Zu 

Art. 236. ift von der Deputation Seite 141 ihres Berichts eine ver 
änderte Strafbeftimmung vorgefchlagen worden und bemerft der Herr Refe— 
vent, wie der Artikel nach den heute bereits gefaßten Befchlüffen noch eine dop: 
pelte Abänderung bedürfen, werde, indem 

a.) Zeile 4. der eben erwähnten Faſſung der Deputation ftatt „A Jahr 
Zuchthaus” nunmehr „6 Fahr Zuchthaus” zu fegen, auch 

b.) Zeile 2. des Artifels nach dem Gefeg: Entwurfe hinter dem Worte 
„Privaturfunden” die Worte „in unredlicher Abfiche” einzufchalten nöthig ſey. 

Beides wird unterflügt, und nebft dem — der Deputation 

von allen Anweſenden 
genehmigt. 
Eben ſo findet der laut der Beilage 67. von Unterzeichnetem gemachte 
Vorſchlag, nach dem Antrage der Deputation der zweiten Kammer Seite 136 
ihres Berichts das Wort „Bortheil” mit „Entzweck“ zu vertauſchen, nad: 
dem fi auch Herr Geheimer Juſtizrath D. Groff damit einverftanden er: 
klärt hat, 

einftimmige 

Annahme, welche auch dem Art. 236. felbft zu Theil wird, 
Bei dem 

Art. 237. hat die Deputation vorgefchlagen, das Minimum der Strafe 
ganz hinwegzulaffen, und es richtet biefelbe, wie der Herr Meferent bemerkt, 
einen zweiten Antrag dahin, in Folge des zu Art. 11, gefaßten Befchluffes 
auh das Marimum der Strafe herabzufegen und zwar auf 8 Wochen Ge: 
fängniß, da bei der verhälmigmäfigen Geringfügigfeit der hier vorliegenden 
Vergehen diefe Strafe ausreichen dürfte, 

Beide Vorfchläge werden, fo wie der Artikel felbft, 

unanim 
angenommen. 
Unterzeichneter aͤuſſert demnaͤchſt: 


Die hier vorliegenden Verfaͤlſchungen ſeyen - fer geringer Art, und 
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fie würden faft fters bei den Polizeibehörben entdeckt, dafelbft auch zur Zeit 
beftraft, es werde aber zu großen MWeiterungen und Erſchwerniſſen führen, 
wenn hier die Unterfuhung und DBeftrafung jedesmal von der Juſtizbehoͤrde 
bewirkt werben follte. Nun laffe zwar der Bericht der Deputation der zwei: 
ten Kammer erfehen, daß die Megierung nicht abgeneigt ſey, es hier aud) 
fünftig bei der bisherigen Abtheilung des Meffortverhältniffes bewenden zu laf: 
fen, es ftche jedoch zu wuͤnſchen, daß auch die erfie Kammer ſich mit der 
Sache in Voraus einverftanden erfläre, und deshalb ſchlage er vor: 
in der Schrift darauf anzutragen, daß auf geeignete Weife eine Ein: 
richtung getroffen werden möge, nach welcher die im Art, 237. ver: 
pönten Vergehen mindeftens in ihren niebern. Graden und foweit dieß 
fonft paffend fen, auch fernerhin von den Polizeibehörden zur Unter: 
fuhung und Strafe zu ziehen ſeyen. 
Die wird auch, nach vorgängiger 
einffimmig 
genehmigt, 
Zu 
Art. 238. hat 
a.) die Deputation einen Zuſatz vorgefchlagen, welcher 
von allen Anmwefenden 
genehmigt wird. 
Es feplägt demnächft 
b.) Herr von Earlowig vor, zum Behuf der Eonformirät mit mehrern 
heute gefaßten Befchläffen die Worte „u Erlangung eines unerlaubten Vor: 
theils/ mit den Worten „in unerlaubter Abſicht“ zu vertaufchen, welches un- 
terſtuͤtzt und 
einhellig 
genehmigt wird, 
Endlich beantragt noch 
e.) Herr Geheimer Juſtizrath D. Groff, aus der von der Deputation 
der zweiten Kammer Seite 137 ihres Berichts vorgefchlagenen Faffung die 
Worte „ober wegen eines dadurch verübten Betrugs“ aufzunehmen, und auch 
dieß, ſo wie der Artikel ſelbſt, erlangt 
einhellige 
Zuſtimmung. 
Zu 
Art. 239. hat Herr von Carlowitz nach Seite 141 des Deputationg- 
berichts ein Separatvorum abgegeben, welches dahingeht, aus der Faffung 
51* 
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des Artifels die Worte „oder verhältnißgmäfiger Geldftrafe” zu entfernen, un 
bezieht fi der Herr Antragfteller zur Unterftägung auf die im Berichte felbi 
angegebenen Gründe. 

Es wird indeffen dagegen eingehalten, daß der in dem hier verpönten Fal 
erlangte Gewinn in der Megel nicht zu bemeffen, Häufig nur ein eingebilverer 
fen, und daß es ja von dem Ermeffen des Dichters in jedem einzelnen Fall 
abhänge, ob er Geldftrafe für angemeffen halte, oder Gefängniß paffender finde. 

Der Antrag des Herrn von Carlowig wird hierauf, 

mit 27 Stimmen gegen 8, 
abgelehnt, der Artikel felbft aber unverändert 
einftimmig 
angenommen, wie denn auch 
Art. 240. unverändert 
einhellige 
Genehmigung erlangt. 
Aus dem 
Art. 241., wie folchen der Gefeg-Entwurf enthält, will 

a.) die Deputation die Worte „oder von Andern — — ausgeführt 
worden iſt“ entfernt fehen, 

Herr Domherr D. Günther aber erklärt ſich gegen diefen Vorſchlag, in- 
dem gerade der von der Deputation ausgefchiedene Fall einen Mißbrauch des 
öffentlichen Vertrauens enthalte, und daher ganz hierher gehöre. 

Als hierauf von Sr. Königlichen Hoheit Prinz Johann ergegnet worben, 
daß in dem mehrerwähnten Falle nicht ein Mißbraud der Amtspflicht liege, 
welcher doch dem eigentlichen Erſchwerungsgrund abgebe, ſchlaͤgt 

Herr Geh. Juſtizrath D. Groff vor, den erften Gay aus der von ber 
Deputation der zweiten Kammer Seite 139 ihres Berichts vorgefhlagenen Faf: 
fung, ingleihen den zweiten Sat bis zu den Worten „gemißbraucht haben“ 

anzunehmen, und finder dieß 
| einflimmige 
Genehmigung. 
Wenn demnächft die dieffeitige Deputation 

b.) vorgef&lagen hat, eine veränderte Strafbeftimmung eintreten zu laffen, 
welche fi nunmehr unmittelbar an die vorftchend angenommene Faffung an: 
fehlieffen wird, fo bemerft 

Herr Amtshauptmann Freiherr von Biedermann, wie ihm die vorgefchla- 
genen Strafen insbefondere im Vergleiche zu dem, was bei Art. 231. beftimunt 
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worden fen, zu mild erfchienen und er mindeftens die ‚Erhöhung der 4 Fahre 
Zuchthaus zweiten Grades bis auf 6 Jahre beantragen müffe, 

Der Herr Meferent findet diefen Antrag unbebenflih, dafern nur aud) 
am Schluſſe des Artikels ftatt 6 Fahren Arbeitshaus 8 Jahre beftimmt würden. 

Die hiernach vorgefchlagene doppelte — wird unterflätt und fo 
wie der Artikel felbft 

einhellig 
genehmigt. 

Hier muß indeffen wegen Ablaufs der Zeit abgebrochen werben, und wird 
zur Tagesordnung für die nächfte, übermorgen zu haltende, Sitzung der Vor: 
bericht der erften Deputation über den Geſetz Entwurf wegen Aufhebung der 
Bannrechte beftimmt. 

Die Faffung der heute angenommenen Artikel enchält die Beilage X. 


Anher bemerfe von 
Ernft Guſtav von. Gersporf. Ernft Friedrich Hark, 
Ehriftoph Friedrih von Ammon D. S. d. LK. 
B. Mauermann. 





X. 


Art. 228. 


Diejenigen ⸗ —. Wer wiſſentlich Dieben oder Raͤubern Auflage 
bei ſich verſtattet, oder aus dem Vertriebe geſtohlner oder geraubter Sachen 
ein Gewerbe macht, iſt mit Arbeitshausſtrafe von Einem SJahre big zu ſechs⸗ 
jähriger Zuchrhausftrafe zweiten Grades zu belegen. 


Art. 229. 
wie Seite 138 des Deputationsberichts zu finden. 


Art. 230. 


Dir — — vornimmt, aus welcher die Abſicht einer rechtswidrigen 
Aneignung entweber an ſich oder nach den übernommenen befondern Berpflich» 
tungen ſich ergiebt, iſt nach Verhaͤltniß des Werths derfelben mit den Strafen 
des einfachen Diebftahls zu belegen. 


392 


Art. 231. 


Gegen Staatsdinee —— verpflichtet worden find, tritt bei einem 
Betrage des Veruntrauten bis mit 50 Thalern 2 Monate Arbeitshaus bis 3 
Jahr Zuchthaus zweiten Grades, bei einem Betrage über 50 Thaler Zuchthaus 
zweiten Grades von 1 bis 8 Jahren ein. 


s Art. 231b. 
wie Seite 139 des Deputationsberichts. 
Art. 232. 

Wer — — mit Verlegung der rechrlichen Verbindlichkeit, die Wahr: 
heit zu fagn — — nicht eintreten kann, mit Gefängnißftrafe bis zu acht 
Wochen oder Arbeitshausftrafe bis zu 6 Jahren zu belegen. 

Art. 232b. 


Der Betrug ift vollendet, fobald der, gegen dem er gerichtet, wirklich ge: 
täufcht worden ift. 
Art. 233, 


wie Seite 140 des Deputationsberidhts zu finden, 
Art. 234. 
Wer in unerlaubter Abficht unter dem Namen u. f. mw. 
Art. 235. 


ft von einer ſolchen falſchen oder verfälfchten oͤffentlichen Urfunde bereits 
mit Erfolg Gebrauch gemacht worden, fo ift die Strafe bei einem Betrage 
des verurfachten oder beabſichtigten Machtheils bis mit 50 Thaler auf 6 Mo: 
nate Gefängniß bis mit 5 Jahr Arbeitshaus, bei einem Betrage deffelben über 
50 Thaler mit Arbeitshaus bis 8 Jahr Zuchthaus zweiten Grades, wenn aber 
feine Schägung eintreten fann, auf 6 Monate Gefängniß bis 10 Jahr Ar- 
beitshaus zu beftimmen. 

Art. 236. 


Die — — aͤchter Privaturfunden in unerlaubter Abfiche ift mit Ge: 
fängnig —— ber beabfichtigte Entzweck bereits erreicht, fo ift bei einem 
Berrage des verurfachten oder beabfichtigten Nachtheils bis mit 50 Thalern auf 
6 Monate Gefängniß bis 4 Jahr Arbeitshaus, bei einem Betrage beffelben 
über 50 Thaler auf Arbeitshaus bis 6 Fahr Zuchthaus zweiten Grades, und 
wenn feine Schägung eintreten kann, auf 6 Monate Gefängniß bie 8 Jahr 
Arbeitshaus zu erfennen. 
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j Art. 237. 

Iſt jedoch —— fo findet nur Gefängnißftrafe bis zu 8 Wochen flatt. 
Art. 238. 

Die Fertigung — — oder Stempeln in unerlaubter Abſicht ift, in 


foferm — bezeichneten Urkunden oder wegen eines dadurch verübten 
Berrugs eine höhere — — zu ahnden. Der Gebrauch von echten Sie 
geln und Stempeln zu bemfelben Zwecke ift unter der gleihen Vorausſetzung 
mit Gefängniß von 14 Tagen bis zu 8 Wochen zu beftrafen. 


Art. 239. 240. 


bleiben unverändert. N 
Art. 241. 


Wenn ein Betrug durch Fälfhli angenommene Amtstitel oder ſich beige: 
legte amtliche Eigenfhaften ausgeführt worden ift, fo ift diefes als ein erſchwe⸗ 
render Umſtand zu betradhten, wodurd die Strafe des Berrugs innerhalb des 
Art. 232. und 214: beflimmten Strafmaafes gefteigert wird. Wenn aber 
öffentlich angeftelte Perfonen ihre Amtsverhältniffe zu dem Zwecke eines Be: 
trugs gemißbraucht haben, fo ift bei einem Betrage des verurfachten oder beabs 
fihtigten Nachtheils bis mit 50 Thaler auf 3 bis.6 Monate Gefängniß bis 
mit 4 Jahren Arbeitshaus, bei einem Betrage deffelben über 50 Thaler auf 
Arbeitshaus bis 6 Jahr Zuchthaus zweien Grades und wenn feine Schäung 
eintreten kann, auf 3 bis 6 Monate Gefängniß bis 8 Jahre Arbeitshaus zu 
erfennen. 


N 66. 
Amendement zu Art. 230. 231. und 270. 


1.) Nach der Faffung des Art. 230., wie fie ſich namentlich durch die beiden 
Deputationsberichte geftaltet,. würde die Strafe der Veruntrauung gegen die 
Beftimmungen des Mandats vom anvertrauten Gute vom Jahre 1822. (Ge: 
fehfammlung von 1822. S. 340) nicht nur um bie Hälfte herabgefegt; fon: 
dern es werden auch, was noch bedenflicher ift, allen den Ausflüchten Thor 
und Thüren geöffnet, durch welche fi), den von dem Jahre 1822. gemachten 
Erfahrungen zu Folge, die Kaffenbeamten mittelft fünftliher Manipulationen 
der Strafe zu entziehen wußten; Ausflüchten, die eben das Mandat voh 1822. 
in feinem 2ten Sen abſchnitt. 
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Wenn z. B. ein Kaffenbeamter Geld aus der ihm amvertrauten Kaffe 
nimmt, und dafür eine Schuldverſchreibung im diefe Icgt, oder den entnomme— 
nen Betrag als einen Vorſchuß auf mehrjägrige Befoldung verausgabt, oder 
wenn er biefen Betrag feiner Ehegattin oder fonft Jemand ſchenkt, oder wenn 
er Einnahmen, die er zu erheben hatte, Andern überläßt, fo wirde derſelbe ſich 
, ‚war nicht von der Verbindlichfeit zum Erfage, wohl aber von der geſetzlichen 
Strafe befreien, und etwa nur mit der Art. 270. auf die widerrechrliche Be— 
nugung fremder Sachen gefetsten Strafe belegt werben fönnen. 


Iſt nun aber Veruntrauung gegen die geitherige Geſetzgebung, fo wie ge: 
gen ausländifche, z. B. die Defterreichifche, ohnehin nur gelind beftraft, und 
ift fie auf der andern Seite ein höchft gefährliches Verbrechen, theils weil man 
fi) gegen daffelbe nicht wie beim Diebſtahl durch Schloß und Riegel ſichern 
kann, theils wegen der großen Summen, die für Staatsfaffen, Corporationen, 
Actiengeſellſchaften ꝛc. dadurch verloren gehen Fönnen; fo muß wenigflens dafuͤr 
geforgt werden, daß die Strafe nicht umgangen werben Fünne, 


Dieß ift eben nach jener Faffung zu beforgen; denn eine Abſicht, die 
anvertraute Sache ſich zuzueignen, (f. die Faffung des Entwurfs) lieffe fich aus 
den angeführten Handlungen allenfalls noch fcblieffen; keinesweges "aber eine 
rechtswidrige Aneignung (f. die Faſſung der Berichte). Ya, wäre die Sache 
auch nur zweifelhaft, fo. würden ſchon die Gerichtshöfe die mildere Auslegung 
annehmen. 

Die von uns aufgeſtellte Definition der Veruntrauung mag daher zwar 
präcifer als die des Entwurfs feyn, nur mit der Bairifhen und Hannoͤverſchen 
Faſſung uͤbereinſtimmen, allein ſie erheiſcht, daß nun auch wie dort beſtimmt 
werde, welche Handlungen fuͤr ſolche zu halten ſind, woraus die rechtswidrige 
Aneignung ſich ergiebt, welche daher als Veruntrauung zu achten ſind. 


Wie dieß daher beim Diebſtahle Art. 214. geſchehen ſoll, fo möchte au 
hier eine Veflimmung darüber‘ aufzunehmen feyn, und zwar weil das Merkmal 
des Diebſtahls — das Anfichnchmen der fremden Sache — auf das Ber: 
brechen der Veruntrauung. nicht völlig paßt, eine befondere Beſtimmung. 
Ich bringe daher nah dem Vorgange Baierne, das in feinem 235, Art. 
eine ſolche Beſtimmung enchält, in Vorſchlag, nach den Worten: 
zu verwalten hat’ 

den Artikel fo zu faffen: 
„und ſolche dem zur Zurüdfoderung Berechtigten vorenshält, oder 
abläugnet, oder ganz oder zum Theil verbraucht, veraͤuſſert oder fonit 
irgend eine Handlung, wozu blos der Eigenthämgr berechtigt ift, da: 
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Strafen des einfachen Diebſtahls zu belegen.“ 


2) Ferner möhre, um eines Theils Zweifeln zu —— und andern 

Theils unnoͤthige Eide zu verhuͤten, Art. 231. vor dem Wort: 
„ verpflichtet” 

einzufchalten ſeyn: 
„eidlich oder handſchlaͤglich“. 

3.) Endlich wird durch die Faffung des Art. 230. die widerrechtliche Bes 
nugung einer ‚Sache nicht direct betroffen, indem die Benutzung ein Recht iſt, 
welches nicht blos dem Eigenthümer, fondern auch dem Nutznießer zufteht. 
Deshalb und weil die widerrechrliche Benutzung, namentlich bei Kaffenverwals 
tern, zu fehe verderblichen Folgen führen Fann, möchte dem Art. 270. folgen: 
der Zuſatz angereiht werben: 

„In das Verbrechen der Veruntrauung artet eine ſolche REN 
„liche Benutzung dann aus, wenn fie von den Art. 234. bezeichneten 
„Perſonen in Anfehung der ihnen in ihrer amtlichen Stellung anver: 
„trauten Sachen erfolge”. - 


von Entinit. 
MM 61. 
Anträge zu Cap. XI. des fpeciellen Theils des Criminal⸗ 
geſetzbuchs. 
2. 


Im Art. 232. , feinen mir 
a.) die.dafelbft. gegebene Definition des Betrugs nicht. ben Betrug ſelbſt, 
ſondern nur den Conat deſſelben zu treffen, da ſie die erfolgte Erlangung eines 
Gewinns oder Benachtheiligung eines Dritten nicht verlangt. Ich ſchlage des: 
halb vor, den Artikel fo zu faſſen: 
Wer Jemanden an feinem Vermögen oder. an andern Rechten dadurch 
benachtheiligt, oder ſich oder Andern dadurch einen OR? Bor: 
theil verfchafft, daß er wiffentlih u. f. w. 
und würde fodann auch Zeile 5. das Wörtchen 
„wer“ 
ausfallen muͤſſen. 
b.) Den Schluß des Art. 232. wuͤnſche ih fo gefaßt zu — wie ihn 
die Deputation der zweiten Kammer in dem erſten beiden Zeilen der Seite 135 
ihres Berichts vorſchlaͤgt. 
Zweite Abtheilung. 1. 8. 52 
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2. 
In den Art. 235. wuͤnſche ih nad dem Vorſchlage der Deputation der 
zweiten Kammer Zeile 1. das Wort 
öffentlichen 
eingefchaltet zu fehen. 
3. 


Im Art. 236. bitte ich nach dem Vorſchlage der zweiten Kammer, ben 
auch die Herren Regierungscommiffarien genehmigt haben, ſtatt „Vortheil“ 
Entʒweck 
geſetzt zu ſehen. 
4. 


Im Art. 243. wuͤnſche ich Zeile 2. nach dem Worte „Waaren“ die Worte: 
zum Wiederverkauf 
eingeſchaltet zu ſehen. 
5. 


Im Art. 244. ſchlage ich vor, Zeile 6. nach dem Worte „gerichtlich“ die 
Worte einzufchalten : 
oder minbdeftens feinen Gläubigern. privarim. 


6. 
Im Art. 245. wünfche ic) 

a.) Seite 59. Zeile 8. nad dem Worte „verfaͤlſcht“ die Worte: 
Handelsbuͤcher gar nicht, oder ſolche abfihtlih fo geführt Kat, daß 
daraus fein Activ- und Paffivzuftand nicht erfehen werden .. 

ingfeichen 

b.) Seite 59. Zeile 9. nach dem Worte „oder Effecten” bie Worte: 
in höherem Betrage als fie zur Deckung feiner Beduͤrfniſſe auf ange⸗ 
meſſene kurze Zeit noͤthig find 

eingeſchaltet zu ſehen. 
Fi 

Den Anfang des Artikels 248, wuͤnſche ich fo gefaßt zu  fehen: 

Mer, um fi) dadurch einen Vortheil zu verfchaffen oder Andern einen 
Machtheil zujufügen, mit einem Menfchen u. f. w. 


Ernft Friedrih Hark. 
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M 6s. 
Amendement zu Art. 234. flg. 


Bei nochmaliger Durchleſung des Entwurfs fehien mir die auf die Faͤlſchung 
gefegte Strafe viel zu niedrig zu ſeyn. 


Ich ward in diefer Anfiche durch Nachſchlagen fremder Gefegebungen auf: 
fallend beftärft, und erlaube mir hierüber folgende Bemerkungen: 

Baiern Art. 266. (cf. Art. 220.) belegt die Faͤlſchung von Privat: 
urfunden, wenn ſolche den Betrag von 25 Gulden überfteigt, mit 3 — 8 Jahr 
Arbeitshaus, die öffentlichen Urfunden nad Art. 337. mit resp. 12 — 20 
Jahr Zuchthaus. 

Didenburg flraft in feinem Geſetzbuch Art. 270. die Fälfhung von 
Privaturfunden ohne Unterfchled, ob die Befhädigung erfolge oder nicht, mit 
4— 8 Jahr Arbeitshaus; die Faͤlſchung öffentlicher Urfunden nah Art. 342. 
mit 8 bis 12 Jahr Zuchthaus. 

Nah dem Code pénal lib. 3. tit. 4. $. 3. werben Fälfchungen, 
welche von öffentlichen Beamten in ihrer Amteeigenfchaft ausgeführt worden, 
mit travaux forc&s belegt, und zwar lebenslaͤnglich; mit zeitlicher Strafe der 
Art diejenigen, die eine öffentliche Urkunde oder eine Urfumde in Handels: und 
Bankſachen verfälfcht haben; und endlich mit r&clusion die übrigen Verfaͤlſcher 


Der Hannoͤverſche Entwurf beftraft Fälfhung von Privaturfunden 
nach Art. 316. (cf. Art. 288.) wie ausgezeichneten Diebftahl alfo, je nach 
dem Werthe des.Gegenftandes mit Arbeitshaus bis 8 Fahr Zuchthaus. 

In Defterreich ftcht nach $. 1808. 181. und 182. wenn der Betrag 
des Gewinnes die Summe von 300 Gulden nicht überfteigt, Kerfer von 6 
Monaten bis 1 Jahr, bei höherem Betrage fehwerer Kerfer. 

England beftrafte Fälfhungen mit dem Tode, jet, fo viel ich weiß, mit 
tebenslänglicher Deportation. 

Schwer ift aber diefes Verbrechen deshalb, weil es ftets prämebitirt iſt, 
weil es nicht fowohl aus North als aus Gewinnfucht, und meift nur von Ge: 
bildeteren begangen wird, und meil fi Miemand dagegen fchügen Fann. 

Gefährlich ift es, feit die Chemie Forefchritte macht, in hohem Grabe, 

Daher bleiben nur hohe Strafen übrig, und, nad dem Beiſpiel fremder 
Geſetzgebungen möchte es hierin mindeſtens dem ausgezeichneten Diebſtahl, den 
die Deputation im Marimo mit Zuchthaus zweiten Grades von 8 Jahren be: 


ftrafen will, gleichgeftellt werden. 
52° 
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Wie in Defterreih und Hannover möchte daher bei hohen Beträgen, wo 
Schaden auf der einen und Reiz auf der andern Seite gröffer find, eine erhöhte 
Strafe angedroht und nach den Worten : 

„Zuchthaus zweiten Grades” 
eingeſchaltet werben: 
bei einem Betrage deffelben über fünfkundert Thaler mit Zuchthaus 
„zweiten Grades von 4 bis 8 Jahren“, 
Einen ähnlichen Zuſatz koͤnnte dann auch Art. 235, erhalten. - 


von Carlowitz. 





36. | 
Den 25. Januar 1837. . 


Gegenwärtig find: 


Se. Ereellen; Herr Staatsminifier von Lindenau, 

Se. Excellenz Her Staatsminifter von Noftig und Jändendorf, 
Se. Excellenz Herr Staatsminifter von Carlowig, 

Se. Excellenʒ Herr Staatsminifter von Zefhwik, 

Se. Excellenʒ Herr Geheimer Rath von Wietersheim, 

Herr Geheimer Regierungsrath D. Merbach. 


Nachdem die anmefenden 35 Mitglieder der erften Kammer das über die letzte 
Sitzung aufgenommene Protocoll genehmigt haben, wird 


110. 
Vortrag aus der Regiſtrande Nr. 92, 93. 
beim Vortrage aus der Regiſtrande befchloffen: 
Nr. 92. ein Geſuch Karl Friedrich Zieroldts zu Ordtmannsdorf um Auf- 
nahme in eine Derforganftalt an die vierre Deputation abzugeben, 
Mr. 93. aber, einen Bericht der dritten Drputation, das Königliche De- 


eret wegen der Lotterie berreffend, zum Druck zu befördern und feiner Zeir auf 
die Tagesordnung zu bringen. 


111. 
Entſchuldigungen. 
Als unwohl werden Herr Generalleutnant von Miltitz, Herr Kammerherr 
von Pflugk, Herr Amtshauptmann Freiherr von Welck und Herr D. Cruſius ene- 
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ſchuldigtz es zeige auch das Präftbium an, daß aus gleichem Grunde Se. 
Königliche Hoheit Prinz Johann heute an der Sigung Theil zu nehmen ver: 
hindert fen. | 


Auf der 
Tagesorbmung, 
zu welcher man nunmehr gelangt, befinde fich der 
112. 


Berathung Aber den Vorbericht toegen des Geſetzes über Aufhebung der Bannrechte. 


Vorbericht der erften Deputation über den Geſetz- Entwurf wegen Aufhebung 
der Bannrechte, und es betritt zu deffen Vortrag der Meferent, Herr von Car: 
(ewig, den Rednerſtuhl, welcher in einer kurzen Einleitung theils der Gründe 
gedenft, aus welchen es die erfte Deputation unterlaffen habe, vor Erftattung 
ihres Berichts mit der zweiten Deputation in Communication zu treten, theils 
derjenigen Petition Erwähnung thut, welche Seiten der Braucommun zu Hain 
erft nach Erftattung des vorliegenden Berichts eingereicht. und an die Deputa: 
tion abgegeben worden if. Nachdem der Herr Meferent den Inhalt diefer 
Petition kurz referirt hat, trägt er die beiden den zu berathenden Gegenftand 
betreffenden Decrete, die 99. 1. 2. und 7. des Gefek: Entwurfs und den er: 
ſtatteten Bericht bis zu Seite 300 vor, und es nimmt fodann zunächft 


Herr Stellvertreter D. Deutrich das Wort: Es gelte, bemerft er, bier 
die Pringipfrage zu entfcheiden, ob wohlerworbene nutzbare Rechte, welche den 
Schug der Gefege für ſich Härten, ohne Entfchädigung aufgehoben werden 
könnten? was die Regierung in mehrern Fällen bejahend beantworte, Sie 
thue dieß zwerft beim Bierzwange und beziehe ſich dabei theils auf Nechtsgründe, 
theils auf die Schwierigkeit der Entſchaͤdigung. Anlangend den Rechtsgrund 
aber, nach welchem durch Geſetz gewährte Rechte auch durch Gefeß follten wie: 
der aufgehoben werden fünnen, fo fey die Regierung hier mit fich felbft im 
Widerfpruche, indem es in den Motiven anerfannt werde, daf der Sachſen⸗ 
fpiegel den Bierzwang nicht erft eingeführt, fondern ihn als bereits beftehend 
anerkaunt habe, Hierauf komme indeffen nicht einmal Etwas an, da man an: 
juerfennen habe, daß der wohlbegruͤndete Befisftand zu fichern fen, fein Grund 
möge num auf Gefeg, Privilegium oder anderm Titel beruhen, und fey dieß 
am fo mehr der Fall, als der Staat diefen Beſitz fogar mit Abgaben belegt 
jabe, Eben fo unhaltbar fey der Grund, welchen man für die Aufhebung des 
Bierverlagsrechts der Landbrauereien ohne Entfhädigung angeführt habe. Er 
veftehe hauptfählih darin, daß biefes Recht läftig, feine Entſchaͤdigung ſchwie⸗ 
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rig ſey, umd daß die Mittergüter durch die mittelft Aufhebung bes ſtaͤdtiſchen 
Bierzwangs entftchende gröffere Freiheit gewinnen würden, auch daß man bie 
Landbrauereien vor denen der Städte nicht bevorzugen wolle. Alſo nicht die 
Gerechtigkeit fey Hier der Maasftab, fondern ein Unrecht folle das andere be— 
gründen. Aehnliche, feiner Zeit zu erwähnende, Gründe flünden der Aufhebung 
der Fleinen Bannrechte ohne Vergütung entgegen, von denen befonders das des 
$umpenfammelns nicht unwichtig ſey. Mit diefen Grundfägen habe fih nun, 
wie er danfbar erfenne, die Deputation nicht vereinigen fönnen, wie denn auch) 
die frühern Stände ftets nur eine Aufhebung der VBannrechte gegen Entfcyädi- 
gung im Auge gehabt Härten. In eben folder Maafe hätten fi die Kam- 
mern bei vorigem Landtage ausgefprochen, umd es ſey damals von einem Kö: 
niglihen Commiffar ausdrüdlich erfläre worden, tie die Negierung Grundlagen 
zur Entfchädigung bereits ausgemittelt habe und ein auf ſolche bafirtes Geſetz 
vorlegen werde. Wenn gleichwohl das fpäter vorgelegte Gefeg einer andern 
Anſicht gefolgt fen, fo zeige ſich klar, daß nicht die urfprüngliche rechtliche An- 
fiht, fondern nur die Schwierigkeit der Ausführung die Regierung beftimme 
habe, die Entfhädigung zu entfernen. Solche Grundfäge aber müffe man für 
höchft gefährlich erkennen, denn fie fhwächten im Volke die Achtung vor dem 
Rechte und den Glauben an den Schug wohlerworbener Gerechtfame, fie fenen 

aber auch gegen die ausbrücliche Beſtimmung und den Geift und. Sinn der 
Verfaſſungsurkunde, wie dieß deren $$. 26. 31. und 39. bewiefen, während 
die Unhaltbarkeit deffen, was aus $ 27. gefolgert werben wolle, ſchon der 
Deputationsbericht nachweife, und fi) das, was wegen der durch den Zoflvers 
band angeblich herbeigeführten Nothwendigkeit der Aufhebung der Bannrechte 
gefagt fen, ſchon durch die wegen Behandlung der dem Zollverbande angehöri: 
gen Ausländer auf den Fahrmärften erlaffenen Beftimmungen widerlege. An: 
langend num die Sache felbft, fo finde auch er die Aufhebung des Bierzwange 
wünfchenswerth, jedoch nur gegen Entfhädigung, und müffe er gegen die vor 
der Deputation gemachten Bemerkungen erinnern, daß ſich der ſtaͤdtiſche Brau 
urbar neuerlich hier und da fehr gehoben habe, und daß man das Baierfch, 
Bier, welches doch nur als $urusartifel zu betrachten fep, gewiß bald durd 
im Inlande erzeugte Producte erfegen werde. Wenn die Deputation auch das 
$. 2. des Geſetzes unter a. erwähnte Recht der brauberechtigten Grundftüce zu 
alleinigen Betreibung der Braunahrung in ihren Städten aufheben wolle, fi 
muͤſſe er fi ganz dagegen erflären. Es greife dieß zu tief in den Befikftant 
ein, und drohe den Wohlftand vieler Familien zu vernichten. Die vorgeſchla 
gene Entfhädigung von 8 Grofchen fönne er für ausreichend nicht erachten, fi 
wenig er auch werfenne, daß es vieleicht Städte gebe, "wo es gar feiner Ent 
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ſchaͤdigung beduͤrfen werde, wenn bie Ablöfung gelänge. Bei dem Sandtage 
1824. hätten fi) die damaligen Stände bemüht, eine für alle Fälle paffende 
Entſchaͤdigung auszumitteln, es habe ſich aber eine fo große Verſchiedenheit der 
Verhältniffe gezeigt, daß es damals nicht gelungen ſey. Diefe Verſchiedenheit 
dauere noch fort, man fey aber mit derfelben nicht genugfam befannt, und die 
Regierung felbft feine fie nicht ausreichend zu Fenmen. Deshalb dürfte es 
denn auch noch nicht am der Zeit feyn, beftimmte Borfchläge über die Entſchaͤ⸗ 
digung zu machen, er wieberhole vielmehr den dem Praͤſtdio bereits fchriftlich 
übergebenen Antrag: 
die Annahme des vorliegenden Gefeg- Entwurfs abzulehnen, dagegen 
die hohe Staatsregierung zu erfuchen, über die Verhältniffe, welche in 
DBerreff der im 1. 2. 4. und 24. Paragraphen des Gefe : Entwurfs 
erwähnten Rechte in jeder Stadt und auf dem Sande beftchen, in fo- 
fern dieß noch nicht gefhehen, durch die Kreisdirectionen Erörterungen 
anftellen zu laffen, und auf dag Mefultat diefer Erörterungen angemef: 
fene Entfhädigungsfäge, mit Vorbehalt des Berweifes eines gröffern 
Verlufts, zu gründen, und dieſen Gegenftand mittelft anderweiten Ge: 
fe : Entwurfs an die Stände zu bringen. 

Hierauf nimmt Herr Staatsminifter von Lindenau das Wort, um ſich 
dahin auszufprehen: Ohne vorerft in die Einzelnheiten des Gefeges und der 
Bemerfungen und Anträge einzugehen, die von dem Herrn Meferenten und dem 
Heren Stellvertreter gegen erfteres gemacht worden feyen, glaube er doch eine 
kurze Miteheilung über den Gefihtspunct machen zu müffen, ‚von dem die Me 
gierung bei Abfaffung des Gefekes geleitet worden. Wenn er babei auf ben 
Grund vderfelben Urkunde und der Verfaffung zu ganz andern Refultaten als 
der Herr Stellvertreter gelange, fo laffe ſich diefe Verſchiedenheit leicht in dem 
Umftande nachweifen, daß Letzterer die verfchiedene Art, ein Recht zu begrün: 
den, ganz unberuͤckſichtigt laffe, während er, feinerfeits, dagegen die Frage, ob 
für deffen Wegfall Entfhädigung gewährt werben folle oder nicht, von dieſer 
Verſchiedenheit zunächft und hauptſaͤchlich abhängig mache. Gewiß muͤſſe es zu 
den nächften und wichrigften Zwecken der neuen Befeggebung gehören, die in 
den $$. 26. 27. 28. der Verfaffungsurfunde enthaltenen Beftimmungen über 
Gleichheit der Rechte und Pflichten, über Freiheit des Eigenthums, Freiheit 
aller Staatsbürger in der Wahl ihres Berufs und Gewerbes zu verwirklichen 
und in das geben zu führen. Allerdings werde bei der Ausführung diefer An- 
ordnungen auch dasjenige forgfam zu beachten feyn, was die $$. 31. und 39. 
über Recht, Eigenthum und deffen Entſchaͤdigung vorfhrieben, während auch 
dabei die Andeutungen des hiftorifchen Nechts nicht aus den Augen zu verlieren 
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feyen. Daß freilich diefe gegenfeitige Ausgleihung des verfaffungsmäfigen und 
hiftorifhen Rechts nur nach und nad) gelingen koͤnne, und zu den ſchwierigſten 
Aufgaben des conftitusionellen Staats und feiner Staatsgewalten gehöre, habe 
die Erfahrung aller Zeiten zur Genüge bewiefen. — Ein vollfommnes Ein: 
verſtaͤndniß werde wohl zwiſchen Ständen und Regierung darüber vorhanden 
feyn, daß jedes nugbare Recht, welches auf Vertrag oder beftimmten Rechts: 
titeln beruhe, nur gegen Entfhädigung entzogen werden Fönne; allein etwas 
Anderes ſey es mit Rechten, die in Veranlaſſung befonderer Verhältniffe, ci: 
genthuͤmlicher Zeiten und Bedürfniffe durch Geſetz ertheilt worden. Wolle er 
nun auch nicht im Allgemeinen ben an ſich rationellen Grundfag ausſprechen, 
daß jedes Mecht, welches ohne fpecielle Gegenleiftung geſetzlich ertheilt worden, 
auch unter veränderten Umftänden wieder durch das Gefeg ohne Entfchädigung 
aufgehoben werden fönne, fo glaube er doch, daß nad) diefem Grundfage vor: 
zugsweife dann zu verfahren feyn werde, wenn es fi) darum handele, die in 
der Verfaffungsurfunde allen Staatsbürgern zugefagten Rechte zur Ausführung 
zu bringen. — Nah Maasgabe des Gefagten würden daher Gegenftände der 
vorliegenden Art dahin zu behandeln feyn, Daß für die Aufhebung vertrags: 
mäfiger Rechte allemal Entfhädigung geleifter werden müffe, während dagegen 
die Leiſtung einer Entſchaͤdigung für gefeglih erworbene Rechte, Sache der Be: 
rathung und Verhandlung feyn könne: m diefer Beziehung habe er die Bes 
merfung beizufügen, wie die Negierung zeither von der Anſicht geleitet worden 
ſey, daß, wenn eine Entſchaͤdigung der letztern Art als Billigkeit für Einzelne, 
dagegen als Unbilligkeit für die Mehrzahl der Staatsbürger erſcheine, _ eine 
ſolche aus Staatsfaffen zu leiftende Entſchaͤdigung von der Regierung nicht be: 
antragt werden koͤnne. — Auf diefen einfachen und, wie er glaube, durch Ver— 
faffung und Staatsrecht gerechtfertigeen Grundfägen beruhe der vorgelegte Ge: 
ſetz- Entwinf. 

Es äuffert ſich demnaͤchſt Herr Bürgermeifter Wehner, welcher. übrigens 
dem Deutrichſchen Anfrage nicht entgegen feyn will, im Sinne ds Deputa— 
tionsberichts. Er bemerkt, wie ſich Zwangsrechte nicht mehr halten lieſſen 
Sonderintereffen dem, was das Allgemeine erheifche, nachſtehen müßten, unt 
ſchon der Fortſchritt der Induſtrie die Fortdauer des Bierzwangs nicht meh 
geftatte. Laſſe fih nun auch ein erhöheter Auffhwung des Braugewerbes ir 
Sachſen hoffen, fo würden davon doch die Städte feinen Vortheil ziehen, di 
die Brauerei, wenn fie mit Deconomie verbunden ſey, beffer benutzt werder 
fönne, und fo müffe man auf Entſchaͤdigung beftehen. Anlangend das $. 2 
sub a. erwähnte Recht der Brauhöfe in den Städten und deffen Aufhebung 
fo muͤſſe man fi zur richtigen Beurtheilung deffelben die Fragen beantworten 
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welche Nachtheile durch die Aufhebung die Brauberechtigten, und welche Nach 
theile durch die Fortdauen. bie übrigen Bewohner ber Städte träfen? ’ Da 
werde man. denn finden, daß die Brauberechtigten eigentlich nichts verloͤren, 
indem ihnen das: ausfehließliche Recht zu brauen verbleibe, ſo lange fie gutes 
und wohlfeiles Bier lieferten, wogegen bei der. Fortdauer der bisherigen Wer: 
faffung alle übrigen Bewohner der Städte offenbar zurücfgefegt wären,” da fie 
allein um Conceſſion zur Errichtung von Brauereien nicht wilrden nachfuchen 
fönnen, während dieß jedem Landbewohner geſtattet bliebe. =, Ä 


Bon Herrn Staatsminifter Noftig und Jaͤnckendorf wird hierauf bemerkt 
Ueber die Hauptſache, darüber nämlih, daß ver Bierzwang aufgehoben wer: 
den folle, ſey die Deputation mit der Megierung einverftanden, und felbft in 
den Gründen Hierzu finde feine fo weſentliche Abweichung fiat, als der De- 
putationsberiht annehme. Die Regierung beziehe fih auf $. 27. der Ver: 
faffungs» Urfunde um nachzuweiſen, daß die Aufhebung der Bannrechte nicht 
länger aufgefhoben werden koͤnne, und die Deputation finde diefe Nothwen— 
digkeit wenn auch nicht in jenem Paragraphen doch im Geifte und Sinne der 
Verfaffungs-Urfunde begründet. Die Verfchiedenheit der Anſicht über das, 
was der Zollvertrag erheiſche, ſey unter ſolchen Umftänden ohne Einfluß, die 
Wichtigkeit und Nothwendigkeit der Maasregel aus dem nationaldconomifhen' 
Gefichtspuncte aber werde von beiden Theilen anerkannt. Betreffend die Ent: 
fhädigung, fo fen die fiherfte Grenzlinie die, welche Herr Staatsminifter von 
&indenau angegeben. Verlaſſe man diefe einmal, fo werde dag zu großen 
Eonfequenzen, zu Anfprüchen aller Art führen, wenn man irgend Verände: 
rungen nothwendig finde. Unmoͤglich aber koͤnne das Beifpiel anderer Staa: 
ten ohme Beachtung bleiben, und das fpreche für die Megierung, da die hier 
und da zugeficherte Vergütung nur eine iluforifche ſey, erſt ganz neuerlich aber 
in Altenburg der Bierzwang ohne alle Entfhädigung aufgehört habe. Die 
fiherfte Entſchaͤdigung liege in der freien Concurren;. 

Der Grundſatz, ergegnet hierauf Herr Domherr D. Günther, daß Rechte, 
die durch Geſetz ertheilt worden, aud durch Geſetz ohne Entſchaͤdigung wieder 
aufgehoben werden fönnten, würde an fi) gegen die Deputation nichts bewei— 
fen, da fie in Abrede ſtelle, daß der Bierzwang durch Geſetz eingeführt ſey. 
Ueberdieß ſey jener Grundfag unrichfig, wenn es ſchon wahr, daß die meiften 
durch Gefeg begründeten Rechte auf demfelben Wege zurückgenommen werden. 
dürften. Hier komme es indeffen nicht auf die Are. der. Entſtehung an, fon: 
dern der Satz ſey unbeftreirbar: Kein Recht kann ohne Entfehädigung auf: 
gehoben werden, in fofern es den Character eines Privat: oder Vermögens: 
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Rechts feiner Matur nach hat, oder im Laufe der Zeit angenommen hat. Die 
mit der Brauereigerechtigkeit verbundenen Gerechtſame feyen nun ein Theil des 
Vermögens der Betheiligten geworden, ein Gegenftand des Kaufs, Verkaufs 
und Verkehrs, und darum erheifche ihre Aufhebung nothwendig Entfchädigung. 
-  Mnterzeichneter erklärt hierauf, wie er in der Berfaffungs : Urfunde gerade 
das Gegentheil deſſen, was die Herren Staatsminifter daraus entwickelt hät 
ten, finde. Der $. 31. ſtelle alle Rechte und alles Eigenthum der Staats: 
bürger in gleicher Maaſe unter den Schug der Berfaffung, und er made das 
bei feine Ausnahme, die wenn fie im Sinne der Gründer der. Verfaffung ge: 
legen hätte, nothwendig hätte ausgefprochen werden müffen, und gewiß aud) 
ausgefprohen worden wäre. Daß ıhan aber durch Geſetz erlangte Rechte 
feinesweges minder achten dürfe, zeige Art. 27. deutlich, der. ausdrücklich der: 
jenigen Beſchraͤnkungen als gültig und zuläffig gedenfe, melde Gefeg und 
Recht vorſchrieben. Wort und Geift der Verfaffungs: Urkunde fprächen alfo 
gleich beftimmt gegen die Aufhebung ohne Entſchaͤdigung. Was: nun diefe 
Aufhebung felbft anlange, fo müffe man ſich zunächft über deren Raͤthlichkeit 
verftändigen, und auch die feine noch nicht fo ganz unzweifelhaft. Es werde 
nämlicy zuvoͤrderſt die Entfhädigung, ohne welche die Sache nun einmal un: 
zuläffig fen, einen großen Aufwand verurſachen, ihr Erfolg werde ferner feyn, 
daß der Mahrungszweig, welcher jet Taufenden von Familien ein mäfiges 
Ausfommen ober mindeftens einen nahmhaften Zufhuß zur Deckung ihres Be: 
darfs gewähre, in wenigen Jahrzehnden im die Hände von einzelnen reichen Leu⸗ 
ten fommen werde, daß eine Maffe von Hypotheken ſchlecht würden, die auf 
brauberechtigten Grundftücen hafteten, daß die ſtrenge Conteole über die Rein: 
heit des Biers, die nur in den Städten moͤglich, aufhöre, daß die Abgaben: 
verhäftniffe geftört würden und dergleichen mehr. Trotz alle dem wage er es 
nicht, auf die Fortdauer des Bierzwangs anzufragen, allein es werde daraus 
mindeftens fo viel hervorgehen, daß der durch den Vorſchlag des Heren D. 
Deutrich entftehende Verzug Fein großes Ungluͤck ſey. Er flimme daher für 
diefen eben erwähnten Vorſchlag. 

Für die Deputation und infonderheie den Deutrichſchen Vorſchlag ſpricht 
ſich fodann Here Bürgermeifter Hübler aus, welcher infonderheit darauf ver: 
weifet, daß der Bierzwang häufig durch Privilegium und felbft titulo oneroso 
erworben ſey. Vor Allem möge.man dem Principe der Gerechtigkeit huldigen 
und fich durch Schwierigkeiten nicht abſchrecken laffen. Der Staat möge fic 
nicht enebrechen, die Entfchädigung zu tragen, denn bie gröffere Freiheit des 
Verkehrs nuse Allen. 

In gleichem Sinne aͤuſſert fih Herr Bürgermeifter Ritterſtaͤdt, welcher 
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insbeföndere auch fich für die Aufhebung des $. 2a. bezeichneten Rechts er: 
flärt, deffen Fortdauer infonderheit die Armen benachrheiligen koͤnne, welche, 
unvermögend ſich Bier in gröffern Quantitaͤten einzulegen, das Product der 
Brauberechtigten der Städte zu kaufen gendrhigt fernen, es möge auch noch 
fo ſchlecht ſeyn. Eine zwerfmäfige, dauernd für gutes Vier garantirende Ein: 
richtung bei den Braucommunen zu treffen, fen aber kaum ansführbear. Eine 
Entſchaͤdigung fey nicht zu umgehen, man habe fie felbft wegen der, ebenfalls 
nur. auf Geſetz beruhenden Baudienſte gewährt, und Conſequenzen ſehen nicht 
zu beſorgen, da hier ja von einem eigentlichen Vermoͤgensrechte die Rede 

Her D. Großmann findet, daß die rationale Geflaltung aller Verhäft: 
niffe die Aufhebung der Bierzwangsrechte gebieterifch erheifche, daß es aber im 
Intereſſe Aller liege, hiftorifche Rechte nicht ohne Entſchaͤdigung aufzuheben. 
Das Gefeg gründe fi auf ein Princip, vor welchem der Wohldenfende zu: 
rück fchaudere und bie Motiven enthielten nur eine Beſchoͤnigung des Müslich- 
feitsprimcips. Denfe man aber an. die Beifpiele anderer Staaten, fo möge 
man fih an die von Würtemberg umd England halten, die neuerlich erft ſo 
glänzende Beifpiele gerechter Entſchaͤdigung fir aufgehobene Befugniſſe gewährt 
hätten, bie weit mindern Anfpruch auf den Schutz des Staats gehabt. 

Mahdem Herr Staatsminifter von Lindenau diefe Aeufferungen beantwor⸗ 
tet, Die Gründe der Regierung für den Gefegvorfhlag nochmals kurz tecapitu: 
fire, und fie gegen ben Vorwurf, als ob darin mm eine Beſchoͤnigung liege, 
in Schuß genommen hat, macht 

Herr Bürgermeifter Schill bemerflih, mie auffer den durch Gefek und 
durch Vertrag begründeten Rechten noch eine dritte Elaffe eriffire, die nämlich, 
welche ihren Grund im Hertommen. habe, und dahin gehöre eben der Vier: 
zwang, den bie jekigen Berechtigten mit ihren Grundfhicen wohl ohne Aus} 
nahme titulo oneroso erworben hätten. Die Btaugerechtigkeit Habe man fo: 
gar vermöge ber geftatteten Dismembration als ein befonderes in Eomtmercio 
begriffenes Recht anerkannt. 

Der Here Referent rechefertigt hierauf noch Fury die Anſicht der Deputas 
fion gegen die ihr von den Herren Miniſtern gemachten Einmürfe, die etwas 
weſentliches Neues nicht enthalten hätten, und wendet ſich dann zu dern Ant 
trage des Herrn D. Deutrich, der mie dem’ ber Deputation in der Hauprfuche 
zufarnmentreffe, denn auch fie wolle das Naͤhere, namentlich die Beruͤcſichti— 
gung -fpecieller Verhäftniffe, der Regierung‘ überlaffen. Indeſſen ſey es noth— 
wendig gewefen einen beſtimmten Vorſchlag aufzuſtellen, well es ſonſt das Ant 
fehen gewonnen haben würde, daß Die Stande eben fo unuͤberſteigliche Schwie 
rigkeiten in der Sache gefunden haͤtten, als die Regierung. Wert: Herr » 
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Deutrich den ausgeworfenen Entfhädigungsfag zu gering finde, fo muͤſſe man 
ergegnen, daß er hier und da vielleicht auch zu. hoch feyn koͤnne und daß ihn 
die Deputation ‚felbft nur für appropimativ halte. Die fogenammten Eleinen 
Dannrechte betreffend, fo möge man fie lieber aus der jesigen Discuffion und 
namentlich auch aus dem von dem Herrn Stellvertrerer gemachten Antrage weg: 
laffen, ‚da die Deputation. bei Begutachtung. des übrigen Theils des Gefetses 
ohnehin auf deren Ablöfung anzutragen beabfichrige. 

Nachdem hierauf Here. Stelvertreter D. Deutrich erflärt hat, wie er fü: 
nen Antrag, foweit er den $. 24. betreffe, fallen laſſe, nimmt 

Herr Geheimer Regierungsrath D. Merbach das Wort, und erflärt ſich 
dahin: Es ſcheine über den eigentlichen Gegenftand, um den es ſich handele, 
ein Mißverftändniß obzuwalten, indem die Deputation in ihrem Berichte ftets 
vom DBrauurbav und der Braunahrung ſpreche, während der Geſetz- Entwurf 
diefe nicht tangire, fondern nur den Bierzwang und das Bierverlagsrecht. 
Diefe letztern feyen nun Feinesweges Rechte der einzelnen Brauberechtigten, fon: 
dern der Städte und Brauconforten im Ganzen, und fomit widerlege ſich 
denn auch das, was von Herrn Domperrn D. Günther angeführt worden. 
Eben fo befinde fi die Depuration im Irthume, wenn fie die $. 7. des Ge 
fees vorbehaltene Conceffionsertheilung auch auf die Städte erſtrecke. Dich 
liege- feinesweges im Sinne der Regierung, es würden alſo auch die Braus 
conforten in den Städten, wenn ‚das $. 2, unter a. aufgeführte Recht chen: 
falls aufgehoben werben follte, durch $. 7. feinen Schug finden, und muͤſſe 
man ber Anficht beitreten, daß die — Verguͤtung von 2 Groſchen für 
den Kopf völig unzureichend ſey, die von der Deputation ‚vorgefihlagene 
Maasregel aber tief in das Eigenthum eingreifen und nur dazu dienen wuͤrde, 
einzelne Unternehmer zu bereichern. 

Herr von Carlowitz ergegnet hierauf: Wenn die Deputation in ihrem 
Berichte auch die Ausdrüde Brauurbar und Braunahrung vielleicht nicht ſtreng 
richtig gebraucht haben follte, fo fey dadurch doch gewiß Fein Mißverftändnif 
entftanden, denn Jeder wiſſe, wie aud die Discuflion zeige, recht gut, wovon 
die Rede fig. Mebrigens gehe eben die Abficht der Deputation dahin, den $. 7. 
auch auf die Städte zu erfirecken, wenn ihr Vorſchlag wegen Aufhebung bes 
Ausfhlieffungsrechts der Brauconforten in den Staͤdten Annahme finden follte. 

Zuletzt ſpricht ſich noch der Herr Präfivent dahin aus: Der Antrag des Herri 
Stellvertreters D. Deutrich ſey fo wichtig, daß er erft dann zur Frage übe 
deſſen Unterflügung fehreiten zu dürfen geglaubt habe, wenn vorher Anfichter 
darüber ausgetauſcht worden. Regierung und Kammer ſchienen darüber ein 
verftanden, daß die Bierzwangsrechte aufgehoben werben follten, und dag maı 
Diechte, welche auf Bertrag beruhen, nicht ohne Entſchaͤdigung nehmen Fönne 
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Verſchieden fey dagegen die Anficht darüber, welche Rechte als vertragsmäfige 
zu betrachten und wie weit’ auch die durch Geſetz begründeten Rechte eine Ent: 
ſchaͤdigung erheifchten. Beide Theile beriefen fih auf die Verfaffungsurfunde, 
ihre Auslegung ſey für Regierung, Boll und deſſen Vertreter gleih wichrig 
umd es zieme ſich, hier eher zu viel als zu wenig Borficht anzıtwenden. Die 
Beziehung auf frühere, freiwillig gebrachte Opfer beweife nichts, und Gerech— 
tigkeit habe man fters als höchftes Ziel im Auge zu behalten. Schwierigkeiten 
könnten dieß nicht ändern, und fie wuͤrden verfchwinden, wenn man nur die 
Opfer theile, fo daß die Entſchaͤdigung in der Regel den Verpflichteten ange: 
fonnen würde, der Staat aber unterftügend blos da einfräte, wo anfferdem die 
Sache als unausführbar erfcheine. - Er ftelle indeffen zur Zeit -Feinen Antrag 
diefer Art, da es gemüge, die Idee ausgefprochen zu haben, wenn nur der 
Deutrichfche Antrag angenommen werde, 

Das Präfidinm ‚richtet hierauf auf Letztern die Unterftägungsfrage und es 
finder hierbei der Antrag zahlreiche Fuͤrſprecher, fo daß er als unterſtuͤtzt aner⸗ 
fannt wird, 

Hierbei wird indeffen wegen Ablaufs der Zeit abgebrochen und hat Vor: 
fiehendes, fo wie daß die Tagesordnung der nächften Sitzung bie dortſetzung 
der heutigen Berathung bildet, anher bemerkt 


Ernſt Guſtav von Gersdorf. Ernſt Friedrich Hark, 
D. Chriſtian Gottlob Leberecht Großmann. S. d. J. K. 
Guſtav Heinrich Frh. von Biedermann. 


37. 
Den 28. Januar 1837. 


Gegenwaͤrtig find: 
Se. Ereellenz Herr Staatsminiſter von Lindenau und 
Se. Ereellenz Herr Stastsminifter von Zeſchau. 


Es find 32 Mitglieder der erſten Kammer gegenwärtig. 
Nach erfolgter Genehmigung des Protocols über die letzte Sitzung wird 
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113. 
Vortrag aus der Regiftrande. 
vorgetragen, daß unter 

Mr. 94. die Herren Heder und Söhne zu Chemnig und viele — 
eine Abſchrift der an die zweite Kammer uͤbergebenen Petition wegen Abände: 
rung des Perfonal: und Gewerb-Steuergefeges mittelſt befondern Schreibens ein» 
gereicht hätten. 

Es foll diefe Schrift an die zweite Deputation abgegeben werden, da diefe 
das bereits vorgelegte Decret wegen Abänderung ber ee en 
feiner Zeit zu begutachten haben wird. 

114. 
Entſchuldigungen. 

An der heutigen Sitzung Theil zu nehmen ſind durch Unpaͤßlichkeit ver⸗ 
hindert Se. Königliche Hoheit Prinz Johann, Herr General-Leutnant von 
Milig, Here Graf von Hohenthal, Herr Geh. Kath von Minfwig, Herr 
von Earlowig, Here Bifhof Mauermann, Herr Amtshauptmann von Weld, 
Herr Kammerherr Pflug und Herr D. Erufius. 

Mach erfolgter Anzeige der in vorftchend bemerkter Maafe eingegangenen 
Entſchuldigungen, verfehreitet man fofort zur 

Tagesorbnung, 
und nimmt zuerſt 
115. | 
Bewilligung zu einigen Banlichkeiten bei den Straf⸗ und Verſorganſtalten. 
den Bericht der zweiten Deputation über das Königliche Decret wegen Bewwil- 
ligung für einige Baulichfeiten bei den Straf und Verforganftalten vor. 

Herr Bürgermeifter Schill trägt als Referent diefen Bericht vor, und es 
findet zwoörderft der Seite 311 des Berichts befindliche Antrag der Depu⸗ 
tation, 

die Kammer möge zu der erfolgten Verwendung von 2567 Thle. — — 


und 2866 Thlr. — — jur Beleuchtung der Anftalt zu Zwickau mie 
Gaslicht und Einrichtung zweier Wollfämmereien dafelbft ihre Zuſtim⸗ 
mung erflären, 
einftimmige 
Genehmigung. 
Ein fernerer Antrag ber Deputation befindet fi Seite 312 und geht 
Da in, 
die Kammer möge die Verwendung von 10547 Thlr. — — zu An- 


legung und Einrichtung einer Kirche und Ausbauung der bisherigen 
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Kirche zu witthſchaftlichen Vebürfniffen bei ber Anſtalt zu Zwickau 
aus den gemachten Erfparniffen bewilligen. 

Auch diefem Antrage tritt die Kammer ohne Discuffion 

einhellig 
bei, und bewilligt ſodann die für Bauten bei der Auſtalt zu Waldheim verlang ⸗ 
ten 996 Thlr. — — ebenfalls aus den Beftänden der gemachten Erfparniffe 
unanim. 

Man gelangt nunmehr zu demjenigen, mas das Blindeninſtitut zu Dres: 
den betrifft, und bitter, nachdem ſich zuvoͤrderſt Herr Bürgermeifter Huͤbler über 
die vorzügliche Einrichtung des Inſtituts ausgefprochen und die Anmwefenden zu 
deffen Befuch aufgefordert hat, 

Herr Bürgermeifter Wehner zu feiner Belehrung und Ausfunft darüber, 
ob die Verwendung von 7900 Thle. — — Legaten zum Ban des Blinden⸗ 
inftituts auch den Dispofitionen der Wohlthäter der Anftalt allenthalben gemäs 


gewefen fey. 


Herr Staatsminifter von Lindenau äuffert hierauf: Die für das Blinden - 


inftitut eingegangenen Vermaͤchtniſſe wären in ber Kegel entweder zum Beſten 
des Inſtituts im Allgemeinen oder jur Begründung von Freiftellen in demfel- 
ben beftimme. Das, was diefen legtern Zweck habe, bilde einen befondern 
Fonds, dasjenige aber, was zum DBeften des Inſtituts im Allgemeinen beſtimmt 
fey, habe. man im Sinne der Stifter nicht beffer verwenden zu Fönnen geglaubt, 
als eben zum Bau eines neuen zweckmaͤſigen Haufes. 

Die Kammer erklärt fi hierauf, dem Antrage der Deputation Seite 313 
gemäs, mit den über den Bau des neuen Blindenhaufes und die dazu verwen: 
deren Gelder gegebenen Nachweifungen 


einftimmig 
zufrieden geftellt, bewilligt auch aus den erwähnten Beftänden 
3718 Thlr. — — zur Vollendung der Bauten beim Blindeninftitute, 


50 = — — zur Einrichtung eines Lichenhauſes und Seetions⸗ 
zimmers bei der Anſtalt in Colditz, ſo wie 
1133 = — — zu den beantragten Bauten bei der Fr in Braͤuns⸗ 


dorf 
einftimmig. 
Die hierauf nach Abtrite der Herren Minifter erfolgende Abſtimmung durch 
Namensaufruf gewaͤhrt ein 
einſtimmiges 
Ja, und find ſonach die bei dem einzelnen Puncten gefaßten Veſchluͤſſe nun⸗ 
mehr auch im Ganzen genehmigt. 
Man gelangt nunmehr zum zweiten Gegenſtande der heutigen Tagesordnung, 
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1 ,ıY: 31% er 
Die mit dem Etaatsgute vorgenommenen und ferner vorzunehmenten Veraͤuſſe⸗ 
rungen und Veraͤnderungen. 
dem Berichte der zweiten Deputation über das Königliche Decret, betreffend 
die mit dem Staatsgute vorgenommenen umd ferner vorzunchmenden‘ — 
rungen und Veraͤnderungen. 

Herr Geh. Finanzrarh von Polenz träge das eben erwähnte Decret und 
den Bericht von der Rednerbuͤhne aus vor, und es finden die beiden Antraͤge 
der Deputation 

a.) in den Verkauf des Ritterguts Laußnitz zu willigen und 

b.) die volle Zuftimmung zu der bei Veräufferung und DBeränderung bes 
Staatsguts beobachteten Verfahrungsweiſe zu ertheilen und den Wunſch auf 
Fortgang in dem bisher berrerenen Wege gegen die — ausju: 
ſprechen, Er 

einftimmige 
Annahme, fo wie auch beim Namensaufrufe die einzelnen gefaßten Beſchluͤſſe 
nunmehr aud im Ganzen 

unanime 
Genehmigung finden. 


Es folgt nun 
117. 
Berathung über das Königliche Decret die Staatslotterie betreffend, 
der Bericht der dritten Deputation über das Königliche Decret die Staatslot: 
terie betreffend, welcher von Heren VBürgermeifter Hübler fofort vorgetragen 
wird, indem man eine fpecielle Vorleſung des Decrets und feiner Beilage nicht 
erft nothwendig findet, weil man vorausfegt, daß dieſe Schriften allen Kam— 
mermitgliedern durch die Präparation gnügend befannt worden find. 


Die Deputation hat zuvoͤrderſt darauf angetragen, dem Befchluffe der zwei= 
ten Kammer, wegen Erneuerung des Geſuchs um fernerweite Schritte zu Auf- 
hebung aller Lotterieen in Deurfchland, beizutreten, diefes Gefuch jedoch ausdrüd- 
lih auch auf das Lotto zu erſtrecken. 

Herr Staatsminifter von Zeſchau verfichert, wie es ohnehin feinesweges in der 
Abſicht der Regierung liege, die Angelegenheit wegen Befeitigung der Lotterieen 
auf ſich beruhen zu laffen und wie man hierbei natürlich vorzugsweife auf das 
Lotto Küdfiht nehmen werde. Die Sache gebe indeffen freilich zur Zeit feine 
große Hoffnung des Erfolgs, da bei den meiften Staaten finanzielle Rücfich= 
ten entgegen flünden, und da Sachſen namentlih, wenn es auf Vefeitigung des 
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lottos antrage, nicht mit dem Anerbieten der Aufgabe eines ähnlichen Unterneh⸗ 
mens entgegen kommen koͤnne. 

Die Kammer tritt hierauf dem Antrage ihrer Deputation 

einſtimmig 
bei. 

Indem man nun zu den im Deputationsberichte ausgehobenen, von voriger 
Staͤndeverſammlung gemachten acht ſpeciellen Antraͤgen uͤbergeht, gelangt man 
zuerſt zu dem Puncte wegen Verminderung der Regiekoſten. Die zweite Kam⸗ 
mer hat ſich bei den hieruͤber gemachten Mittheilungen beruhigt, ſich jedoch vor⸗ 
behalten, wegen des Antheils, den die Stadt Leipzig von dem Gewinne der 
Lotterie bezieht, nach Befinden beim Budjet das Noͤthige zur Sprache zu 
bringen. 

Die Deputation rärh an, dem beizutreten und geſchieht folches 

unanim. 

Anlangend die im Berichte unter II. bis mit VII. aufgeführten Anträge, 
hat ſolche die zweite Kammer für vollftändig berücfichtige und ſonach erledigt 
erachtet und die Anweſenden erffären ſich, dem Rathe der Deputation gemäs, 

einftimmtig 
in gleicher Maafe. En 

Der achte und leiste Antrag endlich betrifft die Haltung von Lotteriecoflecten 
durch oͤffentlich Angeftellte. Die Regierung hat dem Antrage der Stände, je: 
des folche Verhaͤltniß aufzuheben, nur theilweife deferiren zu fönnen geglaubt, 
und es ift die jenfeitige Kammer hiermit zwar einverftanden gewefen, hat jedoch 
befchloffen, noch den Wunſch auszufprechen, bie Befchränfung ber Haltung 
son Eoflerten Seiten der öffentlich Angeftellten auch auf deren Eheweiber und 
andere Familienglieder zu erſtrecken, und die Verſammlung tritt auch hier ber 
zweiten Kammer 

einhellig 
bei, die Abjtimmung durch Namensaufruf aber ergiebt ein 

allgemeines 
Einverftändniß mit den bei den einzelnen Puncten gefaßten Beſchluͤſſen. 


Hiermit find nun- die Gegenftände der heutigen Tagesordnung beendigt, 
und ift man nur noch darüber einverflanden, daß. diefts Protocol in feinen 
einzelnen Abtheilungen an die zweite Kammer zu bringen feyn, und daß, bei 
dem hinſichtlich der Baulichfeiten, bei. den Straf = und Verſorganſtalten 
obwaltendem völigen Einverftändniffe, der Abfaffung der Schrift fein Beden⸗ 
fen entgegen ftehen wird. 

Zweite Abtbeilung. 1. Bd. 54 
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Die nächfte Sitzung wird übermorgen, Montags, flattfinden, bie dieß— 
fallfige Tagesordnung aber durch Karten angezeigt werden. 


Bemerkt von 

Ernft Guſtav von Gersdorf. Ernft Sriedrih Hark, 
Graf Schönburg.. ©. d. J. 8. 
Wilhelm Eberhard Ferdinand Pflugk. 


38. 
Den 31. Januar 1837, 


Gegenwärtig find; 


Se. Epeellenz Herr Staatsminifter von Lindenau, 

Se. Excellenʒ Herr Staatsminifter von Zejſchwitz, 

Se. Excellenʒ Herr Staatsminifter Noftig und Jaͤnckendorf, ingleichen 
Herr Geheimer Regierungsrath D. Merbach. 


Die Verfammlung, beftchend aus 33 Mitgliedern der erften Kammer, geneh- 
migt das über die legte Sitzung aufgenommene Protocol, und wird ſodann 


118. 
Vortrag aus der Negiftrande Nr. 95.— 98. 


Vortrag über die neu eingegangenen Schriften erſtattet. Dabei befchlieft mar, 
Mr. 95. einen Bericht der zweiten Deputation über das Königliche De- 
eret, die künftige Verwendung gewiffer, der Hauptfaffe der allgemeinen Straf: 
und Verforganftalten gewidmeren Zuflüffe betreffend, zum Druck und feiner 
Zeit auf die Tagesordnung zu bringen. 
Dagegen wird 
Mr. 96. ein Protocollertract der zweiten Kammer vom 23. Januar, das 
Königliche Decret wegen verſchiedener Beftimmungen über die Befreiung von 
indirecten Abgaben betreffend, der zweiten, und 
Nr. 97. ein ähnlicher Protocolleptraet vom 26. Januar, die Petition 
des Abgeordneten Herrn Zifche wegen der Schugunterthänigfeit und des Stupl- 
zinſes berreffend, der driften Deputation uͤberwieſen. 
Bei 
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Mr. 98. einem Protocollegtracte vom 27. Januar, die zwifchen beiden 
Kammern binfichrlic des Decrets über die Protocolfführung u. f. w. noch bes 
ftandene Meine Differenz betreffend, zeigt fih nunmehr, nachdem man jenfeits 
beigetreten ift, völlige Uebereinſtimmung, und fol die Schrift in der Sache 
bei der erften Kammer abgefaßt werden. 


119. 
Beurlanbungen, Entſchuldigungen. 


Als neu erfranft werben entſchuldigt Herr Freiherr von Beuſt der jüngere, 
Herr Domherr D. Günther, Herr Kammerherr von Watzdorf; Urlaub aber 
erlangen Herr Generalleutnant von Miltig auf geftern und heute, Herr von 
Polenz für den 8. bis 12. Februar, Herr Kammerherr Freiherr von Beuſt 
auf den 2. bis 6. Februar und Herr D. Erufius für die Zeit von heute bis 
zum 5. Februar. 

Nach deffen Erfolg gelangt man zur 


Tagesordnung, 


120. 


Fortgeſetzte Berathung des Vorberichts uͤber das Geſetz wegen Aufhebung der 
Bannrechte. 
und ſomit zur fortgeſetzten Berathung des Vorberichts der erſten Deputation 
uͤber das Geſetz wegen Aufhebung der Bannrechte. 


Nachdem der Referent, Herr von Carlowitz, den Punct kurz bezeichnet hat, 
bei welchem die Discuffion am 25. I. M. ftehen geblieben, erbittet fich zuerft 


Herr von Polenz das Wort, um zu bemerfen, wie auch nach feiner 
Heberzeugung Recht und Billigkeit gleich ftarf forderten, daß der Bierzwang 
nicht ohne Entſchaͤdigung aufgehoben werde, und wie diefe Entfchädigung un- 
bevenflih auf die Staatsfaffen gewiefen werden fönne, da die Aufhebung läfti: 
ger Vefchränfungen nicht blos dem Einzelnen, fondern dem ganzen Staate 
nuße. Se leichter in conftitutionellen Staaten da, wo es allgemeine, als nuͤtz⸗ 
lich anerfannte Maasregeln gelte, die Rechte Einzelner verlegt würden, was bei 
der alten Verfaſſung, wo Jeder für das Intereſſe feiner Committenten zu fpre: 
en gehabt habe, weit weniger zu beforgen gewefen, um fo mehr zieme es jetzt 
der Megierung und den Ständen, ängftlih auf die firengfte Gerechrigfeit in 
Beziehung auf wohlerworbene Rechte zu halten. Die von der Aufgabe ber 
Vormiethe und der Bewachung der Nitterfige hergenommenen Argumente be: 
wiefen au denn «8 habe damals eine Art von Compromiß zwiſchen ber De: 

54* 
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gierung und ben Ständen über zwiſchen beiden differente Anfichten ftattgefun: 
den, in deſſen Folge denn auch über jene minder bedeutenden Rechte entſchieden 
worden ſey. Wenn die Deputation auch das $. 2. unter a. des Geſetzes er: 
waͤhnte Recht der Brauhöfe in den Städten aufheben wolle, fo fönne er dem 
nicht beiftimmen, denn man benachtheilige dadurch einen Theil der Bewohner 
der Städte, ohne dem andern zu nügen. Endlich bemerfe er nur noch, wie 
ihm die erſte von der Deputation Seite 301 ihres Berichts aufgeftellte Frage 
bedenklich erfcheine, in fofern man ſich dabei nicht den Vorbehalt mache, daf 
man auch über die Bedingungen der Aufhebung des Bierzwangs einig werde, 
und daß die Aufhebung nur unter diefen Bedingungen erfolgen ſolle. 


Herr Stellvertreter D. Deutrih wendet fi hierauf zuerft zu der Brage: 
ob beim Aufheben des Bierzwangs eine Entſchaͤdigung nothwendig fen, und 
recapitulirt kurz die in der Sitzung vom 25. Januar für die bejahende Mei: 
nung aufgeftellten Gründe, indem er infonderheit darauf hinweifet, daß der 
ſtaͤdtiſche Brauurbar auf dem Dierzwange als auf feiner Baſis ruhe, und da 
derfelbe befonders in Betracht des Zwanges höher belafter worden ſey. Anlan- 
gend dagegen die Modalirät der Entfhädigung, fo bedürfe man dazu eines 
fihern Maasftabes. Diefer ſey nur durch Keuntniß der in den einzelnen. $an- 
destheilen und Städten obwaltenden verſchiedenen Verhäleniffe zu gewinnen und 
ihn folle fein in letzter Sigung gemachter und unterftügter Antrag verfchaffen. 


Es nimmt hierauf Herr Staatsminifter von Zefhwig das Wort, um zu 
äuffern: Als das vorliegende Geſetz im Gefammeminifterio berathen worden, 
habe auch er demfelben beigeftimmt, und es ſey dieß aus folgenden Gründen 
geſchehen. Die Sache laſſe ſich naͤmlich unter drei Geſichtspuncte faſſen. Zu⸗ 
voͤrderſt ſey es im Allgemeinen wohl richtig, daß Rechte, die durch Geſetz ge- 
geben worden, auch auf demfelben Wege ohne Entſchaͤdigung aufgehoben wer- 
den koͤnnten. Man müffe aber ferner fragen, ob eine folche Aufhebung auch 
da zuläffig, wo es nicht Flar zu erweifen, ob das betreffende Recht allein durch 
Gefer oder zum Theil auch durch andere Rechtstitel eneftanden fey. Hier müffe 
man trennen. Da, wo ſolche Mechte allgemein feyen, und im ganzen Sande 
bei gleichen Verhaͤltniſſen glei beftünden, ſey allerdings zu präfumiren, daß 
der Grund in einem Geſetze und nicht in andern Rechtstiteln liege. Das gelte 
aber namentlih vom DBierzwange, und felbft die Polizeiordnung von 1480. 
fpreche für diefe Anſicht. Hierauf fey das Gefeg bafirt, welches Befugniffe, 
deren befonderer Titel ſich nachweifen laffe, ausdruͤcklich ausnehme. Der dritte 
Gefichtspunet endlich fen der, wie es zu halten, wo Rechte, deren Grund ledig: 
lich im Geſetze liege, durch die Fänge der Zeit oder fonft in das Eigenthum 
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übergegangen fegen. Allein auch Hier fönne man die Norhwendigfeit der Ent: 
fbädigung nicht fo unbedingt zugeftchen. Gar manche Städte und Gegenden 
haͤtten bei der frühern Verfaſſung hinfichtlich der indirecten Abgaben Vortheile 
gehabt, die ihmen jet entgiengen, aber Miemand habe nach Abſchluß des Zoll» 
verbandes eine Entſchaͤdigung für fie angefprochen. 

Nachdem hiergegen Herr D. Deutrich bemerft hat, daß das en eine 
allgemeine Ausnahme wegen der durd) Privarrechtstitel erworbenen Bierzwangs⸗ 
rechte, in der von Herrn Staatsminifter von Zezſchwitz angegebenen Maafe, 
feinesweges mache, aͤuſſert ſich 

Herr Vicepräfident D. von Ammon in folgender Maafe: Die Bannrechte 
ſeyen Inſtitute des Mittelalters, die urfprünglich ohne beftimmre räumliche Gren: 
zen befanden hätten, und nur nach und nach durch Kaiferliche Edicte in ſolche 
vertiefen worden feyen. Die Vertheilung des Eigenthums, welches fonft in 
großen Maffen beifammen gewefen, unter Viele, die Entfeffelung der Perfon 
und des Eigentums von frühern Befchränfungen, die Ausbreitung der Ge- 
werbe von den Städten auf das fand machten es norhwendig, daß die meiften 
Bannrechte fallen müßten, und dem entſpreche der Gefeg: Entwurf. Er ſey 
deshalb populär in edelften Sinne des Worts, uneigennügig, denn er gewähre 
den Megalien feinen gröffern Schu als Privargerechtfamen, und ftaatsflug, 
denn er beuge einer Menge von Prozeffen vor. Dagegen finde er eine Schat— 
tenfeite des Gefeges darin, daß es blos da eine Entſchaͤdigung anordne, wo 
der durch Vertrag begründete Bierverlag einer Schanfftätte in Frage ſey. Er 
könne nämlich dem Grundſatze, daß ein Gefeg die durch Geſetz gegebenen Nechte 
ohne Entſchaͤdigung aufheben dürfe, nicht fo unbedingt beiftimmen. Der Sat 
möge wahr feya, wo Conceſſionen vorlägen, die die Regierung aus freiem An: 
triebe gegeben habe, aber für unzuläffig erfenne er ihn da, wo ein Rechtsver⸗ 
haͤltniß dem Gefege ſchon vorausgegangen fey. In diefem letztern Falle ſpreche 
die Präfumtion für eine Erwerbung auf anderem Wege als dem des Gefekes, 
zumal wenn, wie hier, das Recht ge: und verfauft und beſteuert worden fey. 
Allgemeine Freiheit des Gewerbes ſey trefflich, wenn von einer neuen Conſti— 
twirung die Mede, aber wo fie auf beftchende Mechte treffe, da ſey es ein 
Machefpruch, ein Eingriff in das Eigenrhum, wenn man Entfehädigung ver⸗ 
weigere. Diefe müffe vielmehr der gewähren, der das Recht zu ftören beab: 
ſichtige. Sonach gehe fein Wunfh dahin, man möge 

a.) das Geſetz dankbar erfennen und nicht ablehnen, wohl aber 

b.) bei den $$. 1. bis 4. erwähnten Rechten auf Eutſchadigung er 
hen und 
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c.) die Modalitaͤt diefer Letztern, die Mittel zu deren Gewährung, als Ge— 
genftand der. Verwaltung der Negierung anheimftellen. 


Herr Graf von Hohenthal fügt den Gründen für die Nothwendigkeit einer 
Entſchaͤdigung noch bei, wie es im hoͤchſten Grade unbillig feyn würde, wenn 
das DBierverlagsrecht der Ritterguͤter entſchaͤdigt, dagegen den Staͤdten eine 
Vergütung ihres weit gröffern Verluſts verfagt werden ſollte, und äuffert fich 
fodann 

Untergeichneter dahin: Man habe in letzter Sitzung Seiten der Staats: 
regierung bezweifeln wollen, daß das Befugniß des Bierzwangs in das Eigen: 
thum übergegangen fey. Jeder Zweifel werde aber ſchwinden, wenn man fich 
daran erinnere, daß mit Borwiffen und Genehmigung der höhern und höchften 
Behörden Hier und da Vergleiche über die Suspenfion und Aufhebung des 
Bierzwangs abgefchloffen worden feyen. Ueber polizeiliche Einrichtungen koͤnne 
und dürfe fih Miemand vergleichen, nur über Rechte, die ihm als folche zu: 
ftünden, und fomit habe die Regierung vielfältig anerfannt, daß der Bierzwang 
als nußbares Recht in das Eigenthum übergegangen ſey. Nun fen aber die 
Aufhebung von Eigenthumsrechten ohne Entſchaͤdigung geradezu gegen den Sinn 
und Geift der Verfaffungsurfunde, was infonderheit auch daraus hervorgehe, 
daß $. 283. des urfprünglichen Entwurfs der Conftiturion (Landtags » Acten 
d. a. 1832. IIE Seite 1384) nur von der Abtretung und Entfhädigung 
des Eigenthums ſpreche, die Erwähnung der Rechte und Gerechtigkeiten im 
$. 31. der Verfaffungsurfunde aber, auf welche man ſonach einen befondern 
Werth gelegt habe, durch die Verhandlung mit den Ständen von 1831. auf: 
genommen worden fen, wie benn ber Sinn jener Stände befonders auch die 
Erklärung in der Beilage der Schrift vom 19. Juli 1831. über $. 28. 
(Sandtags: Acten d. a. 1837. IV. Seite 1935) Mar ausſpreche. Sonach fen 
der Geſetz⸗ Entwurf den Grundfägen der Verfaſſung feinesweges gemäs. — An: 
langend übrigens den Antrag des Herrn Dicepräfidenten von Ammen, fo 
ſcheine derfelbe mit dent des Herrn D. Deutrich zufammen zu fallen. 


Für diefen legterwähnten Antrag fpricht fi) au Herr Geh. Rath von 
Zedtwitz aus; weil es fich nicht überfehen laffe, ob der Vorſchlag der Deputa— 
tion wirflich ganz paffe. Entſchaͤdigung erheifhe der Bierzwang übrigens ſchon 
deshalb, weil er unter den Privilegien der Städte vielfach allerhöchfte Beſtaͤti— 
gung erlangt habe. 

Herr Buͤrgermeiſter Bernhardi äuffert hierauf den Wunfch, daß der Deu: 
trichſche Vorſchlag mindeftens die Aufhebung des Bierzwangs, der fih nun cin- 
mal nicht mehr halten laffe, nicht zu fehr verzögern möge, und beantragt deshalb, 
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dem Deutrichfchen Antrage noch das Gefuch beizufiigen, daß die Er- 
mittelungen, welche man beabfichtige, moͤglichſt befchleunigt werden 
möchten, und die Vorlegung des darauf zu gründenden Geſetzes noch 
im Laufe des jegigen Landtags erfolgen möge. 

Die beantragte Erörterung, ergegnet hierauf Herr Geh. Regierungsrarh 
D. Merbach, folle ſich auf die Verhaͤltniſſe aller Städte gegen das fand, gegen die 
Bewohner der Bannmeile, und wieder auf die in den Städten felbft zwifchen 
Brauenden und Confumenten obwaltenben Einrichtungen beziehen. Diefe Auf⸗ 
gabe fey aber von einem Umfange, der die ganze Sache gefährde, ja untergrabe 
und es fen vorauszufehen, daß jene Verhaͤltniſſe zu verfchieden wären, um fie unter 
allgemeine Gefichtspuncte zu bringen. Der Plan, auf jene Erdrterungen Grund: 
fäge a posteriori zu bilden, fey unausführbar, der einzige Weg, der. zum 
Zwecke führe,. beftehe darin, Grundfäge a priori feſtzuſtellen, und ihre Anmen- 
dung im Wege der Verwaltung der Regierung zu überlaffen. 

Herr D. Großmann findet den einzigen rationalen Weg zur Entſchaͤdigung 
darin, daß man ben zwanzigfachen Betrag des zu ermittelnden Werths zum 
Maasftabe der Entfchädigung nehme, wogegen ihm indeffen wonj mehrern 
Seiten eingehalten wird, daß eben bie Ermittlung des wahren Werths die zu 
löfende ſchwierige Aufgabe fep. 

Es fprechen ſich demnächft noch Herr Graf. von Hohenthal, Herr Amts: 
hauptmann Freiherr von Biedermann und Here VBürgermeifter Schill dahin 
aus, daß bei der dringend zu wuͤnſchenden baldigen Aufhebung des auf Feine 
MWeife mehr zu haltenden Bierzwanges auf, Vermeidung jeden Verzugs hinge- 
arbeitet werden müffe, und daß man in biefem Betracht felbft eine nicht auf 
fefte Grundſaͤtze bafirte, wenn auch unzureichende Entſchaͤdigung allenfalls an= 
nehmen koͤnne und müffe, um auf der einen Seite die Sache nicht wieder auf 
künftige tandtage zu verfchieben, auf der andern aber auch die Staatsfaffen 
und die Eontribuenten nicht zu fehr zu belaften: 

In ähnlichem Sinne äuffert fih Herr Buͤrgermeiſter Gottſchald, der ins 
deffen die von Herrn D. Deutrich vorgefchlagene Ermittelung wegen der großen 
Verſchiedenheit der einfchlagenden Verhaͤltniſſe für unerlaͤßlich erfennt, und er» 
klaͤrt ſich fodann 

Herr Staatsminiſter von Lindenau dahin: Daß die Regierung anfangs 
die Abſicht gehabt habe, eine Entſchaͤdigung fuͤr die Aufhebung des Bierzwangs 
zu gewähren, ſey wahr, allein fie ſey bei fortgeſetzter Erörterung der Sache 
von biefer Anficht wieder abgegangen, infonderheit auch beftinmt durch das 
Beifpiel anderer Staaten, die eine, Entfehädigung zwar ausgeſprochen hätten, 
jedoch unter Modification, wo die Entſchaͤdigung völlig illuſoriſch geworben, 
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Im preuſſiſchen Staate nanientlih-habe nur felten eine Stadt den Beweis ei: 


nes vrlittenen Machtheils unternommen, und dieß habe die Hoffnung begründer, 
daß die beabfichtigte Maasregel feinen wahren Nachtheil für die Städte her: 
beigeführt. Die Mittergüter aber würden entfchädigt Durch den Gewinn der 
ihnen aus ber Aufhebung des ftädtifchen Bierzwangs zufomme. — Es fin 
von Unterzeichnetem der dem Gefeg-Entwurfe unterliegende Grundbfag als ver 
Verfaffung entgegen bargeftellt worden, und zwar beſonders deshalb, weil die 
Regierung Verträge über Suspenfion und Aufhebung des Bierzwangs zuge: 
laffen. Dieß beweife aber nichts, denn man könne die Ablöfung geſetzlich be 
ftehender Mechte, fo lange das Geſetz in Kraft fen, geftatten, ohne beshalb die 
Matur derfelben zu verändern. Das Zollgefeg, fo wie Beſtimmungen über die 
Erbfolge, den Zinsfuß, den Münzfuß und dergleichen mehr härten wefentlichen 
Einfluß auf das Vermögen der einzelnen Staatsbürger, und doch werde hier 
Miemand an Enefhädigung denfen. Wenn übrigens früher die Gefehgebung 


auf dem Ermeffen der Regierung allein beruher habe, fo gehe fie jegt auf con: 


ſtitutionellem Wege aus dem vereinten Willen aller Staatsgewalten und fomit 
präfumtiv aus dem Willen des Volks hervor, und hier koͤnne von Unrecht, 
Willkuͤhr oder Tirannei nicht mehr die Rede feyn. 

Nachdem Here Stellvertreter D. Deutrich hiergegen darauf hingewiefen 
hat, daß zwifchen formellem und materiellem Rechte ein wefentlicher Unterfchied 
fey, und daß in dem vorliegenden Falle der $. 31. der DVerfaffungsurfunde 
die Freiheit der Gefeßgebung befchränfe, nimmt der Referent, 

Herr von Carlowitz, das Wort und aͤuſſert: Man könne unbedenklich die 
Frage darüber, ob Mechte die blos auf Gefeg beruheten, auch ohne Entfchä- 
digung durch Geſetz wieder aufgehoben werben dürften, auf ſich beruhen laffen, 
da fie bei der Entfcheidung über den Bierzwang ganz ohne Einfluß. Die 
Deputation leugne, daß diefes Bannrecht auf Geſetz beruhe, fie habe es für 
älter als die darauf bezüglichen Geſetze erklärt, und fey noch Feinesweges wider: 
legt. Anlangend den Deutrichſchen Vorſchlag, fo fey es zwar noch nicht Flar, 
wie weit unbeſchadet deffelben die Vorfchläge und Fragen der Deputation zur 
Erörterung und Abftimmung gebracht werden folten, allein es fiche jedenfalls 
zu beforgen, daß er großen Verzug in die Sache bringen, wohl gar die Regie— 
rung veranlaffen werde, auf ben alten Einwand. der Unausführbarfeit der Ent: 
ſchaͤdigung zurüczufommen, wenn man cs unterlaffen ſollte, ihr beftimmte Vor: 
fehläge vorzulegen. Der Ammonfche Antrag fcheine übrigens mit dem Deu: 
teichfchen feinesweges ganz zufammen zu fallen, da er der Megierung die ganze 
Sache in die Hand legen und nur die Mothwendigfeit der Entſchaͤdigung aus: 
gefprochen wiffen wolle, Beruhe demnaͤchſt auch der von der Deputation vor: 
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geſchlagene Entſchaͤdigungsſatz von acht. Grofchen für den Kopf nicht auf einer 
feſten Grundlage, ſo habe er wenigfiens ben Vorzug, daß man das ber Staats: 
faffe angemuthete Opfer überfehe, und folle er ja nur ein,. den Beweis reines 
gröffern Schadens nachlaffender Vergleichsvorſchlag ſeyn, den der Berechtigte 
annehmen könne oder nicht, Der Antrag des Herrn D. Großmann endlich 
wesbe mit dem von ber Deputation nachgelaffenen. Machweife eines gröffern 
Schabens zufammenfallen, fo fern der. Herr Antragfteller, nicht einen Vorſchlag 
zu einer. andern Werthsermittelung zu machen habe. 

Indem fi) nunmehr die Debatte über die -Hauptpuncte zum Schluſſe zu 
neigen ſcheint, emefücht die Frage, ob der Antrag. des Herrn — 
D. Deutrich die Abſtimmung uͤber die von der Deputation Seite 301 und 
302 unter 8. bis mit 10. aufgeſtellten Fragen ausſchlieſſe, es erklaͤrt aber 

Herr D. Deutrich, wie er bie Beſchlußfaſſung über dieſe Puncte Feines: 
meges zu hindern beabfichtige. Man möge fih immerhin über die Vorſchlaͤge 
der Deputation auch. wegen der Art der Entfchädigung erflären und folche im 
Falle der Genehmigung der Regierung mit hingeben, indem fein Wunfh nur 
dahin gehe, daß legtere diefe Vorfchläge nach dem Ergebniffe der anznftellenden 
Erörterungen prüfen, und nach Befinden andere beffere Modalitäten ber Ent: 
ſchaͤdigung den Ständen vorlegen möge. 


Der Here Praͤſident ſchließt hierauf die Debatte über die in, den erſten 
beiden’ Fragen der Deputation enthaltenen Hauptpuncte, und bringe das zu 
dem Deutrichfchen Vorfihlage von Herrn Buͤrgermeiſter Bernhardi geftellte 
Unteramendement zur Unterftügung, welche baffelbe zahlreich erlangt. 


Dagegen erflärt Herr Dicepräfident von Ammon einen befondern, von 
dem Deutrichfchen Vorſchlage abweichenden, Antrag nicht geftelle zu haben, 
Herr Superintendent D. Großmann aber nimmt feinen Antrag zuruͤck, da er 
ſich überzeugt, daß die Annahme -eines Averfionalquanti, wie foldhes die Depu: 
tation vorgefchlagen habe, am beften und fehnellften zum Ziele führen dürfte. . 

Schluͤßlich fpricht nun noch der Herr Präfident feine Anficht dahin - aus: 
Ueber die Morhwendigfeit der Aufhebung des Bierzwangs, fo wie darüber, daß 
ſolche nur gegen Entſchaͤdigung ftarefinden folle, feine man in der Kammer 
einig zu ſeyn. Die Regierung fürchte dagegen bie Aufftelung von Grund: 
fügen, welche fie in der Fortbildung. der Inſtitutionen des Staats, in einer 
angemeffenen Gefegebung hindern könnten, und allerdings müffe man niemals 
Prineipien annehmen, bie hier hemmend entgegen treten koͤnnten. Auf der an: 
dern Seite aber dürfe man auch nicht vergeffen, was Recht und Billigkeit 
forderten, und da möge man bei dem gewohnten Principe der Gerechtigkeit, dem 

Zweite Abtheilung. 1. Bd. 55 
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Regierung und Stände in Sachſen huldigten, nichts fürchten. Ein: Mittel: 
weg zroifchen beiden Extremen ſcheine alſo das Beſte, and den rathe er an. 
Irndem das Praͤſidium nunmehr zur Fragſtellung übergeht, zu welcher die 
Seite 301 fig; des Deputationsberichts unter 1. bis 16. angegebenen Puncte 
die Anleitung liefern, erneuert ſich das im Anfange der heutigen Sitzung von 
Heren ‚Geh: Finanzrath von Polen; geaͤuſſerte Bedenken, daß namlich nach 
Mansgabe des erſten Fragepunctes die Aufhebung des: Bierzwangs ausgeſpro⸗ 
hen werben ſolle, bevor man noch durch das. Ergebniß der Abſtimmung über 
die übrigen Fragen wiſſe, unter welchen Mobificationen foldyes beliebt werde. 
Auf ben Antrag des’ Herrn Buͤrgermeiſters Nirterftäde: verwendet. man fi) da⸗ 
her zuerſt zur zweiten Frage, welche. nunmehr dahin later: Ä ’ 
Sol, im Falle der Aufhebung diefer: Rechte, nicht nur fir das auf 
einzelne Schankſtaͤtten beſchraͤukte fondern aud für das allgemeine 
Bierverlagsrecht des platten. Landes ſo wie für dem ftädsifchen Bier: 
zwang ‚Entfhäbigung gegeben werben ? 
Dieß wird ’ 
einftimmig 
mit Ya beantwortet, 

Indem man nun zur erften Frage zuruͤckgeht, erbitter ſich Unterzeichneter 
darüber von dem Herrn Deferenten eine Erläuterung, ob die hier wegen des 
auf einzelne Schanfftäcten befhränften Bierverlagsrechts vorbehaltene Provo⸗ 
tation und beſondere Entſchaͤdigung blos bei denjenigen Schankſtaͤtten eintrete, 
bei denen das Bierverlagsrecht auf befondern Nechteriteln beruhe, oder aud) 
bei denen, wo das Bierverlagsrecht Tediglih Ausflug des allgemeinen Bier: 
wangs fer. | | | 

Der Herr Diefevent verweiſet zut Antwort auf $. 4: des Gefep- Ent- 
wurfs mit der Vernerfung, daß die Deputation die befondere Entſchaͤdigung 
und Provoeation lediglich für das K. 4. sub b. beyeichnete Vierverlagsrecht 
beabfichtige. GER — er — 
Herr Geheimer Regierungsrach D. Merbach aber erklaͤrt, daß an dieſer 
angezogenen Geſetzſtelle nur von dem Bierverlagsrechte einzelner Schank ſtaͤtten 
die Rede ſey, welches durch beſondere privatrechtliche Erwerbstitel erweislich be: 
gruͤndet worden ſey. —— ABEL I" a 

Nachdem hierauf bemerkt worden. ift, daß. alfo audy nur ein folches. Bier 
verlagsrecht bei ber im der erſten Frage gemachten Ausnahme gemeint fey, 
fpaltet; man diefe Frage ſelbſt in zwei Theile, und. es frage der Here Präfi- 
dent zuerft: 
| Soll der Bierzwang aufgehoben werden ? 
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a re ei hit dt IE 
Soll es bei dieſer Aufhebung in der Diegel einer Provocation nicht 
1: Betikefen; ſolche vielmehr mir bei dem auf einpine Scantpänen de 
ſchraͤnkten Bierverlagsrechte nothwendig ſeyn - - 
Auch dieß wird 
einhellig 
affitmirt, wie Demand die drie Frage 11 
* em: fanden und. den. Sherpwang. der" Gnänre —— 


Rn: werden? 
Bejafung findet. 


Die vierte Zange wii ach ee fan ud lautet der BR ber» 
felben: 
Sol es zunächft Sache jeder einzelnen Star ver ſeyn, bie auf fie 
fallende Totalfumme zu repartiren ? 

wogegen der zweite dahin geht: 
Sollen für ale, wo brauende Bürgerfhaft und Stabteommun ge: 
meinfhaftlihd an den Mutzungen des Bannrechts Antheil zu nehmen 
befugt find, die etwa nöthigen  befondern Beſtimmungen zn 
werden? 

Beide Fragen werden bejahet, erſtere 
letztere 
mit 32 Stimmen gegen 1. 

Indem man nun zu den nächftfolgenden Fragen gelangt, bemerkt: 
Unterzeichneter, wie es — an der Jeit zu ſeyn ſcheine, vor allen Dingen 
den Antrag des Herrn Siellvertreters D. Deutrich zur Abſtimmung zu bringen, 
und es treten dem mehrere der Anweſenden bei. 

Kerr Staateminiſter von Lindenau mache Hierbei bemerffih, wie die An: 
nahme des. Deutrichfchen Antrags, wenn fein Sinn anders dahin gehe, daß 
das von der Regierung nach dem Fragepuncte 15. zu erbittende Geſetz erft 
nach Vollendung der begehrten Ermittelung der Verhäftniffe in allem Städten 
und Thellen des Landes vorgelegt werden folle, dieſe Gefekvorlegung ganz ge: 
wiß über die Dauer bes dermaligen Landtags hinausfhieben werde. 

55° 
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Ob nun wohl Herr Stellvertreter D. Deutrih Hierauf ergegnet, wie ja 
die Regierung vielleicht ſchon einen großen Theil der erforderlichen durch feinen 
Antrag verlangten Motizen beſitzen dürfte, welche nur durch das etwa: Man: 
gelnde ergänzt: zu werben brauchten, fo erflären fich body mehrere Stimmen ge: 
gen den durch den Antrag entfichenden Verzug, und es wird —— — 

mit 22 Stimmen gegen 11, 
abgelehnt. 

Schon im Laufe der dieſer Abſtinmung vorausgehenden Debatte bat Un: 
terzeichneter ſich den Antrag erlaubt, daß im Falle’ der Abwerfung des: "Dei: 
trichſchen Antrags die Regierung bei Vorlegung bes. zu erbittenden Geſetz⸗Ent⸗ 
wurfs mindeftens nicht unbedingt. an die von ber Deputation- vorgeſchlagene 
Mobalität der Entfhädigung gebunden, fondern ihr anheim ‚gegeben werben 
möge, geeignetere Vorſchlaͤge zu machen, bafern ihr foldhe beigehen follten: 
Zu diefem Ende ſchlage er denn vor, in die 15. Frage nach bem Sem: 
„Vorſchlaͤge“ die Worte einzuſchalten: 

oder wenn ihr eine angemeſſenere Modalitaͤt der Entſchaͤdigung Sie 
folte, in deren Gemäsheit. 

Dieß finder, nachdem die fünfte Frage: 

Soll die Entfhädigung nad der Kopfjahl der Pflichtigen unter ber 
“im Deputationsberichte näher u Modalität berechnet werden? 
eine 
einmuͤthige 
Bejahung erlangt hat, zahlreiche Unterſtuͤtzung Ben aber Annahme 
von allen Anweſenden. 


Man vermender ſich nun zu der funfzehnten "Frage, über. deren Gegen: 
ftand man vor allen Dingen in Gewißheit gefegt zu feyn wuͤnſcht, umd es 
ftelle foldye das Praͤſidium unter Hinzunahme des Hartziſchen Antrags in fol: 
gender Maafe:- 

Sol die Staatsregierung erfucht werben, ben dem Bier ʒwangsrechte 
angehörigen Theil des Geſetz- Entwurfs nach den von der Kammer 
bereits genehmigten oder noch zu genehmigenden Vorſchlaͤgen, ober 
wenn ihr eine angemeffenere Modalität der Entſchaͤdigung  beigehen 
follte, in deren Gemäsheit umzuarbeiten und noch auf dieſem Land⸗ 
tage den ‚Ständen vorzulegen, wobei es fi) natürlich von felbft ver: 
fteht, daß das Mähere, und insbefondere die Beruͤckſichtigung etwa 
vorhandener fpecieller Verhaͤltniſſe ihrer Erwägung anheim geftelle 
bleibt ? 
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Sie wird 
einftimmig 
mit Ja beantwortet. 
So fann man num zur fechften Frage forefchreiten, welche den Eneſchidi— 
gungsſatz von 8 Groſchen fuͤr jeden der Zwangspflicht unterliegenden Kopf 
betrifft. 


Unterzeichneter ſpricht ſich hierbei dahin aus? Dieſer Sag ſey offenbar viel zu 
gering. Man werde fich leicht davon überzeugen, wenn man erwäge, daß ;- 
B. ein Ort von 100 Seelen an Entſchaͤdigung nicht mehr als 33 Thlr. 
8 gr. — gewähren würde, was, nad Höhe eines dreiprocentigen Staatspa- 
piers, eine jährliche Nevenue von 1 Thlr. — — ergebe, und daß dabei auf 
Meifende, die in ben Wirrhshäufern am belebten Straßen fo viel Bier confu: 
mirten, gar Feine Nücficht genommen ſey. Auf den nachgelaffenen Beweis 
eines gröffern Machrheils aber möge man ſich ja nicht beziehen, da ber Scha⸗ 
ben erft nach und nad) in feinem ganzen Umfange eintreten werde, wenn ſich 
Brauereien in der Mähe der Städte bildeten. Er unterlaffe es: indeffen für 
jegt einen höhern Sat vorzufchlagen, da es zur Zeit an ‚Unterlagen zu beffen 
Begründung fehle, meshalb er denn davon auch feinen Erfolg erwarte, und 
da ja die ganze Sache noch in die Hand der Megierung gelegt werde, die 
den Ruin ganzer Claffen ihrer Unterthanen gewiß nicht wolle. 

Herr Bürgermeifter Gottſchald fhlägt vor, einen Satz gar nicht auszu- 
ſprechen, die fechfte Frage vielmehr nur dahin zu ſtellen, daß für jeden bei 
der Frage 5. bezeichneten Kopf eine Averfionalfumme beftimmt werde, deren 
Quantum dem Vorſchlage der Megierung und dem Fünftigen Befchluffe der 
Stände vorbehalten bleibe und erlangt ſolches ausreichende Unterftütung. 

Die Zeit geftattet indeffen nicht mehr eine ausführliche ‘Debatte über den 
fecbften Punct, und es befindet deshalb das Präfibium, die Sitzung hier 
aufzuheben, beſtimmt auch zur Tagesordnung für morgen die Fortfeßung des 
heute berarhenen Gegenftandes und die fernerweite Beracheng des Criminalge⸗ 


ſetzbuchs. 

Worſtehendes hat niedergeſchrieben 
Ernſt Guſtav von Gersdorf. Ernſt Friedrich Hartz, 
Chriſtian Friedrich Wehner. S. d. J. K. 
Hans Adolph von Hartitzſch. 
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39. 
Den 1. Februar 1837. 
Gegenwärtig find: 
Se. Epeellenz Here Staatsminifter von Lindenau, 
Se. Excellenʒ Herr Staarsminifter Mofig und Fändendorf, - 
Se. Excellenʒ ‚Herr Geheimer Math von Wietersheim,  \ 


Here Geheimer Regierungsrath D. Merbach, 
Herr Geheimer Juſtizrath D. Groſſ. 


Die Verſammlung beſteht aus 38 Mitgliedern der erſten Kammer. Cie 4 

nehmigt das über bie geftiige Sigung aufgenommene Protocol und träg 

fodanı | — 
— 121. | 

Schtift, die Protocolfühenng und den Druck der Landtags: Arten betreffen. 
Herr Buͤrgermeiſter Ritterſtadt die Schrift über das Königliche Decver, di 
Protocollführung und den: Druck ver Landtags-Acten betreffend, im En 
- wurfe. vor. Sie wird 

einſtimmig 
genehmigt, und folk mittelſt Protocollextracts am bie zweite Kammer gelanigen. 
Man gelangt: hierauf ſofort zur | 

Tagesordnung 

und ſomit 

122. j 

Fortgeſetzte Berathung des DVorberichts wegen Aufhebung der Banurechte. 

zur fortgefegten Verathung des Worberichts in Vetreff der Aufhebung d 

Bannrechte und infonderheit des Bierzwangs. 

Man ift geftern bei der fechften der von der Deputation Seite 304 fi 
ihres Berichts aufgeftellten Fragen ſtehen geblieben und es war ein Antre 
unterftügt worden, welden Hert Buͤrgermeiſter Gottſchald zu demfelben 9 

tee, 

—— erllaͤtt indeſſen dieſen Antrag wieder fallen zu laſſen, ba bie we 
der Deputation proponirte. Abfindung von 3 Grofchen für den Kopf ja du 
num ein Vorſchlag fey, deffen nähere Prüfung der Regierung überlaffen fe 
und er ſich durd den von Unterzeichnetem zum 15. Fragepuncte gemachten un 
angenommenen Zufaß völlig beruhigt finde, 
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Dom Präfidio wird demnaͤchſt die‘ Frage geftelle: 
Sof ein Say von acht Groſchen den Ru als Averſionalſumme 
angenommen werden? 


und erfolgt ein 
einſtimmiges 
Ja. 


Eben ſo wird die 7te Frage: | 
Sol Berechtigten, die fich hierbei nicht beruhigen wollen, noch ein 
Mittel, ihren Schaden zu quantiſiciren, nachgelaffen bleiben ? 

von 


beine. 

Anden man nun zur Bten Frage gelangt, welche die Art diefer Quantifi 
cirung des durch den Verluſt des Bierzwangs erlittenen Schadens betrifft, 
bemerft 

Here Stellvertreter D. Deutrich: Bei den Aber dem vorliegenden Gegen: 
fand, früher, und namentlich im Jahre 1824., angeftellten Erörterungen habe 
es fi ergeben, daß hier und da die Stäpte den Bierzwang in Bezug auf 
einzelne Brauereien gegen einen Canon oder felbft gegen gewiffe Maturalleiftun: 
gen aufgegeben hätten. Wo dieß der Fall fen, da falle jede Möglichkeit hin- 
weg, ben erlittenen Schaden auf dem von der Deputation vorgefchlagenen Wege 
zu quantificiren, es mache fich deshalb für ſolche Fälle eine befondere Beftim- 
mung nöthig, und fchlage er deshalb vor, ber achten Frage noch die Worte 
beizufügen: 

aoder im Sal, daß der —— gegen: einem Sorop ober fonftige 
Abgaben oder Leiftungen nicht ausgeübt werben, ber; Martens, des 
6, burshfehnittlichen jährlichen Werlufte. 
Die finder die nöchige Unterſtuͤzung, es wird aber von — Seiten 
dagegen eingehalten, daß es vielleicht noch viele andere Fälle geben duͤrfte, wo 
der / Vorſchlag der Deputation nicht ausreiche. Eben in: Betracht dieſer ge⸗ 
denkbaven Fälle habe die Deputation in die achte Frage die Worte „in der 
Haupefache” aufgenommen und Im dem Püncte-d. Seite 296 bes Deputations: 
berichts, auf welchen ſich die vorliegende Frage beziehe, heiffe es ausdrücklich: 
„ſo wie den Erſatz des etwa fonft fich ergebenden erweislihen Schadens”. Die 
Deputatiom fchlieffe demnach andere, als die von ihr ſpeciell herühtten, Verhaͤlt⸗ 
niſſe keinesweges aus, und werde es Sache der Regierung ſeyn, ſolche in dem 
vorzulegenden Geſetz⸗ Entwurfe fo weit noͤthig zu ——— 


alen oreefesten 
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Herr D. Deutrich findet ſich durch diefe Erklärung beruhigt, nimmt feinen 

Antrag zuruͤck, und fragt fodann der Here Präfivent: 
Soll das im der vorigen Frage erwähnte Mittel das von der Depu- 
tation in Vorſchlag gebrachte, in der Hauptfache auf dem Machweife 
einer durchfchnittlichen Debitsberechnung beruhende, ſeyn? 
welches 
alle Anwefende 
mit Ja beantworten. 

Eben fo erlangt die neunte Frage: 

Sooll der Berechtigte mit diefer Berechnungsart ſowohl hinſichtlich ſei⸗ 
nes Erbietens zu derfelben als hinfichrli des anzutretenden Machweifes 
deg gehabten Schadens an eine einjährige prächufive Frift gebunden 
werden ? 

eine 
einhellig 
bejahende Antwort, welche auch der zehnten Frage: 
Sol, wenn der Berechtigte auf diefem letztern Berechnungswege ein 
Minderes ausführt, ihm die Mückkehr zu der Entſchaͤdigung nach der 
Kopfzahl nicht mehr freiftehen ? 
und zwar ebenfalls 
einmuͤthig 
zu Theil wird. 

Dagegen erregt die nun folgende eilfte Frage, welche die Aufhebung des 
den Brauberechtigten innerhalb der Städte zuſtehenden Verbietungsrechts gegen 
Errihtung neuer Brauereien betrifft, eine umfängliche Debatte. 

Zuvörberft erheben fih mehrere Sprecher gegen den, die Aufhebung des 
eben erwähnten Verbietungsrechts bezweckenden, Antrag der Deputation. Herr 
DBürgermeifter Hübler führt in diefem Sinne namentlich an, daß hier ein Recht 
in Frage ftehe, welches völlig privatrechtlicher Natur fey, und daher nad $.31. 
der Verfaffungsurfunde nur gegen volle Entſchaͤdigung aufgehoben werden koͤnne 
Diefe auszumicteln werde aber, bei. der fo großen Verſchiedenheit der Verhält 
niffe in den einzelnen Städten, an Unmöglichkeit grenzen. Ueberdieß liege in 
der Sache die größte Unbilligfeit, da fie namentlich in Fleinern Städten die 
Epriftenz der Brauberechtigten zu vernichten drohe. Ferner fen diefe Aufpebung 
nicht nothwendig, da ja bie Errichtung neuer Brauereien ohnehin auf Eoncef- 
fionsertheilung beruhe, und ſchon die Freiheit der Einbringung fremden Bieres 
in. die Städte die Brauconfortien nöthigen werde, für zweckmaͤſige Einrichtun— 

gen und gutes Bier zu forgen. Endlich dürfe man auch den politifhen Ge: 
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ſichtspunct nicht aus den Augen verlieren, daß gerade der hier vorlichende Ge: 
genftand, wenn man ihn nicht auf ſich beruhen laffe, die ganze Aufhebung der 
Bierbannrechte erfhweren, aufhalten, wohl gar vereiteln dürfte. 

Unterzeihneter bemüht fih, die von der Deputation für ihren Antrag an: 
geführten Gründe zu widerlegen, indem er Leitern keinesweges im Geifte der 
Staͤdteordnung begründet erachtet, das Bedenken, daß bei der Fortdauer der 
bisherigen Einrichtung Einheit und Betriebſamkeit im Braumefen der Städte 
nicht möglich ſey, durch die an vielen Orten bereits‘ getroffenen Einrichtungen 
und gemachten Erfahrungen widerlegt findet, und eine Unbilligfeit‘ zwar gegen 
die Brauconforten, die mit vielen Koften alle erforderlihen Einrichtungen ge: 
troffen hätten, nicht aber gegen die übrigen Staͤdtebewohner erkennt. Er be: 
forge dagegen den Ruin vieler Brauberechtigten, die Verruͤckung des auf die 
Braugercchtigfeit gegründeten Steuerverhälmiffes, und den empfindlichen Nach: 
theil, daß ein Gewerbe, welches jet Diele ganz oder zum Theil ernähre, bald 
allein in Hände weniger Reichen fallen dürfte. 

Herr Seeretär von Zedtwig macht es gegen ben Antrag der Deputation 
geltend, daß hier in der That von einer Verfügung über Eigenthumsrechte die 
Rede ſey, für welche man eine Entfhädigung anbiete, die vielleicht nicht. den 
hundertſten Theil des wahren Werths erreiche, daB die Nothwendigkeit, erſt 
Eonceffionen zu fuchen, einen ausreichenden Schuß nicht gewähre, daß die auf 
den Brauhöfen verficherten Kapitale gefährdet würden, und daß es nicht Sache 
des Staats, fondern der einzelnen Städte fen, wie fie ben ihnen in ihrer To: 
talität zuftehenden Brauurbar ererciren wollten, 

Herr Graf von Hohenthal beftätige die Wichrigfeit des in Frage ftehenden 
Rechts infonderheit für die kleinern Städte und erinnert an die auch in folchen 
vielfach bereits getroffenen zwecfmäfigen Einrichtungen beim Brauwefen, 

Herr DBürgermeifter Schill verweifer infonderheit darauf, daß die Brau— 
confortien zu Treffung der erforderlich geweſenen verbefferten Einrichtungen große 
Koften härten aufwenden, meift bedeutende Schulden. hätten contrahiren müf: 
jen, zu deren Deckung es bei Annahme des Deputationsvorfhlags an Mitteln 
fehlen dürfte, ingleichen erinnere er an das Beiſpiel Baierns, wo die. ftädti- 
fben Brauereien troß des aufgehobenen Bierzwangs noch mit Exfolg fortbe- 
fünden, 

Herr von Ziegler gedenft der großen Laſten, welche die Brauberechtigten 
in den Kriegsjahren zu tragen gehabt haben, 

Herr von Polenz macht auf den großen Unterſchied aufmerffam, welcher 
in der Concedirung neuer Brauereien in den Städten und auf dem Lande liege, 
fo wie darauf, daß ſchon in ber Tg der Einbringung fremden Biers 
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in die Städte ein ausreichendes Mittel liege, die Brauconſorten jur Erzeugung 
‚guten Bieres zu nöthigen, 

Herr D. Großmann endlich bemüht fi), durch eine auf die Verhaͤltniſſe 
von Leipzig bafirte Probeberechnung zu zeigen, wie die von der Deputation 
vorgefihlagene Entſchaͤdigung mit dem, was aufgegeben werden folle, in, durch: 
aus feinem auch nur entferne angemeffenen Verhaͤltniſſe ſtehe. 

Dagegen ſprechen fih nun aud wieder mehrere Stimmen für den Bor: 
fihlag der Deputarion aus. Zuvörderft bemerfe Herr Domherr D. Günther, 
wie die Depuration ihren Vorſchlag eben im fntereffe der ſtaͤdtiſchen Braus 
communen gemacht habe, deren Braunahrung rertungslos verloren fey, wenn 
man jenen Vorſchlag nicht annehme. Jetzt würden fie noch im Stande ſeyn, 
ihren Verluſt nach feinem wahren Werthe zu erweifen und ihn angemeffen ver: 
gütet zu erhalten, während dieß fpäter unmöglid werde, wenn erft die vor den 
Thoren der Städte zu errichtenden Brauereien den ftädrifhen Brauurbar rui: 
nirt haben würden. Alſo nur der Gerechtigkeit und Billigkeit entſpreche der 
Vorſchlag der Deputation, und möge man allenfalls die angebotene Entfchä- 
digung erhöhen. 

. Here Bürgermeifter Wehner glaubt zuwörderft eine in ber Kammer ob: 
waltende irrige Anficht berichtigen zu müffen, indem die Deputation ja nicht 
die Braugerechtigkeit den Brauconforten nehmen wolle, ſondern nur dag mit 
derfelben verbundene Verbietungsrecht, welches übrigens factiſch fogar unberührt 
bleibe, da neue Brauereien nicht errichtet werden follten, dafern ſich dazu nicht 
ein dringendes Beduͤrfniß zeige, welches nur dann eintreten fönne, wenn ent: 
weber fein gutes Vier geliefert werde, oder die Seelenzahl fo wachen follte, 
daß die DBrauconfortien das erforderliche Bier nicht mehr ſchaffen Fönnten, 
fo verlören die Brauberechrigten duch den Antrag der Deputation nichts, 
wohl aber ſey deffen Abwerfung eine Ungerechtigkeit gegen alle übrigen Bewoh: 
ner der Städte, die nun um Concedirung von Brauereien nicht nachſuchen 
dürften, was doch jedem Landbewohner frei fiche, und die, in fo fern fie 
nicht im Stande wären, ſich Landbier im Ganzen einzulegen, das ſtaͤdtiſche 
Bier coufumiren müßten, es möge auch nod fo ſchlecht ſeyn. Endlich ent 
halte der Vorfchlag indirect eine Wohlthat für die Brauberedhtigten der Städte 
felbft. Es werde naͤmlich in der Aufhebung ihres Verbietungsrechts das bejte 
Mittel liegen, fie zur Erzeugung guten Biers zu nöthigen und nur dieß ſichere 
ihnen nach der unabwendbaren Aufhebung des Bannrechts den Abfag, Der, 
einmal verloren, wenn man auch fpäter noch fo gutes Bier braue, nicht wie: 


der zu erlangen ſtehe. 
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Unbefannt mit den Verhäftniffen der Städte hinfichtlih des Brauurbars, 
bemerfe hierauf Se. Koͤnigliche Hoheit Prinz Yohann, befinde er ſich über 
feine. Abſtimmung in Verlegenheit, da die Anfichten der den Städten angehös 
renden Kammermitglieder unter fich felbft geheilt feyen. Wie dem. aber auch 
fey, fo shue man doch der Deputation Unrecht, einmal indem man von mehrern 
Seiten anzunehmen feine, daß fie volle Freiheit des Braugewerbes einführen 
wolle, während. fie im Gegentheile die Bewilligung von Conceffionen mehr 
als .felbft der Gefeg: Entwurf befchränfe und dann, indem man fie unbillig 
gegen die Brauberechtigten nenne. Dieß fey fie nicht, denn die Frage fiche 
nur, ob das Conceſſionsrecht der Regierung bis vor bie Thore der Staͤdte 
oder bis in diefe hinein fich erſtrecken ſolle. Die Brauberechtigten behielten in 
jedem Falle ihr Recht zu brauen, und erlitten fie einen, das angebotene Aver: 
fun überfteigenden, Verluſt, fo bleibe ihnen deffen Nachweis und der An-- 
fpruch auf dem gemäße Entſchaͤdigung unbenommen. 

Herr Bürgermeifter Ritterſtaͤdt verfichere, wie es Feinesweges in der Ab: 
ficht der Deputation liege, den Brauberechtigten zu ſchaden, um andere Städte: 
bemohner zu begünftigen. Alles fomme darauf an, wie man ſich die fünf: 
tige Ausuͤbung des Conceffionsrechts denfe, und bei diefer Ungewißheit liege 
der Deputation daran, dur ihren Vorſchlag mindeftens zu bewirken, daß 
die Bewohner der Städte nicht fchlechrer geftelle würben, als vie des Landes. 
Endlih möge man bedenken, daß das angebotene Ablöfungsquantum nicht 
blos 2 Grofchen, fondern 10 Groſchen für den Kopf betrage. 

In ähnlicher Weife äuffert fi) aud der Herr Meferent. Er erfennt das 
Gewicht der für und wider die Anfiche der Deputation angeführten Gründe, 
die auch bei diefer letztern bereits zur Sprache gekommen feyen, und es lange 
zweifelhaft gemacht hätten, wohin fi) die Majorität derfelben erflären werde. 
Gerechtigkeit ſey übrigens das Ziel ber Deputation gewefen, und bie Beforg- 
niß, am Ende ungerecht gegen die zum Brauen nicht befugten Bewohner der 
Städte zu werden, habe den Ausſchlag gegeben. Vollſtaͤndige Entſchaͤdigung 
werde gewährt, fobald der Verluſt nachgewiefen werben könne, der Vorſchlag 
der 2 Grofchen fey nur das Erbieten zu einem Vergleiche. | 

„Gegen die Anfiht der Deputation erflärt ſich fobann Herr Geheimer 
Kath von Wietersheim. Es handele ſich, bemerkt er, Hier um einen wah- 
ven Eingriff in Privatrechte. Der ſey nur zuläffig, wenn ihn das öffentliche 
Intereſſe oder wie $. 31. der Verfaffungsurfunde fage, dringende Mothwen- 
digfeit gebiet. Hier liege indeffen feins von beiden vor. Die Zahl der 
Brauenden in den Städten fey weit cher zu groß als zu Fein, und es koͤnne 
56* 
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nicht im öffentfichen Intereſſe liegen, fie zu vermehren, da man eher. beren 
Verminderung zu wuͤnſchen habe. In vielen‘ Staͤdten fen daher auch. die 
Ausübung des Dranurbars bereits auf wenige Einzelne ‚übertragen worden, 
und meift nur in kleinern Städten lege man noch einen Werth auf das Meihe- 
brauen, welcher feine Erflärung zum Theil in dem damit verbundenen Schanfe 
finde. Die Deputation müffe nun entweder ein , Eonceffionsfyftem oder. die 
völlige Freiheit des Braugewerbes im Auge haben. Erſteres werde feinen Er: 
folg haben, da man, wie bemerkt, die ohnehin zu große Zahl ver Brauens 
den doch nicht noch vermehren fönne, Letztere fen ganz unausführbar bei. einem 
Gewerbe, das zu feiner Einrichtung fo großen Aufwand erheifche. Volle 
Freiheit könne nur zur Unterdrücung des Aermern durch den Meichen, und 
diefes Letztern wiederum durch den noch Meichern führen. Um das Brauge 
werbe zu heben, verlange der Eine mehr Concurrenz, der Andere weniger. 
Keins von beiden fey richtig, denn die Aufhebung des Bierzwangs genige, um 
die Induſtrie zu wecken, und das DBeifpiel von Dresden und Altenburg zeige, 
daß diefe Aufhebung durdy die gröffere Freiheit verguͤtet werde. 

Machdem hierauf die Gegner des Deputationsvorfchlags bemerflich gemacht 
haben , wie die geftartete Nachweiſung eines gröffern Verluſts völlig illuſoriſch 
fey, da fich vielleicht erft nah Ablauf der zur Norm dienenden fünf Fahre 
neue Brauereien in den Städten bildeten, ber zu quantificirende Verluſt alfo 
erft nach Ablauf der Friſt einzutreten beginne, aͤuſſert 

Herr Stellvertreter D. Deutrich, wie bei der Ungewißheit des Erfolgs, 
den die Aufhebung der Bannrechte haben werde, die von Herrn Domherrn 
D. Günther aufgeftellte Schlußfolge mindeftens fehr zweifelhaft fen, und das 
um fo mehr, als man von der Regierung hoffen müffe, daß fie von dem 
Eonerffionsbefugniffe nicht in einer Weiſe Gebrauch machen werde, welche den 
Ruin der ftädeifchen Braubercchtigten herbeiführen müßte. 

Zuletzt erklaͤrt ſich noch Herr Buͤrgermeiſter Bernhardi gegen den Vor: 
flag der Deputation, indem er nicht abfehe, wie die Staatsfaffe dazu komme, 
die Brauberechtigten zum Vortheile der übrigen Staͤdtebewohner zu enefchädigen, 
demnächft hier eigentlich nur ein gravameu de futuro vorliege, er es unbil- 
lig finde, daß man die Brauberechtigten, die doch auch Steuercontribuenten 
fegen, zum Beitrage zu ihrer eigenen Enefhädigung „mittelbar mit anftrenge, 
endlih die Staͤdteordnung die Brauconfortien als beſondere Genoffenfchaften 
ancrfenne, 

Als nun, nad) Schluß der Debatte, der Herr Präfidene die Frage ſtellt: 

Soll audy das $. 2. sub. a. erwähnte Recht unter den von der De: 
putation näher angegebenen Beſtimmungen geſetzlich abgelöfer werden ? 
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wird folches, 

mit 32 Stimmen gegen 4, 
verneint, und gelangt man zum zwölften Fragepuncee, welcher die Conceſ⸗ 
ſionsertheilung betrifft. 

Herr Geheimer Regierungsrath D. Merbach äuſſert hierbei: Wenn in 
dieſem Puncte die Erhebung eines Conceſſionsgeldes in Erwaͤhnung gebracht 
werde, fo entſtehe die Frage, ob dieß ein nur einmal zu entrichtendes Bejei⸗ 
gungsqrantum oder ein forrgehender jährlicher Canon feyn folle. Erſteres fey 
unbebenflich, Letzteres aber durch $. 4. des Gewerbe: und Perfonal-Stenergefetes 
vom 22. November 1834. ausdruͤcklich unterfagt. 

Der Zwed der Deputation, ergegnet der Herr Meferent, fen nur dahin 
gegangen, die Conceffionsertheilungen an eine erſchwerende Bedingung zu bin= 
den, und koͤnne es gleich feyn, auf welchen der beiden von Herrn D. Mer: 
bach bezeichneten Wegen dieß erreicht werde, 

Unterzeichneter erlaubt fich hierbei noch zu bemerfen?: In den Motiven des 
Geſetzes habe fi die Regierung dahin erflärt, wie fie Eonceffionen wenigſtens 
für jegt nur in Faͤllen eines wirklichen Beduͤrfniſſes zu ertheilen beabfichtige. 
Damit erkläre ſich indeffen die Deputation Seite 299 nicht befriedigt, fon: 
dern fie verlange ausdruͤcklich, daß Conceſſionen nicht ohne dringendes Be: 
duͤrfniß ertheilt werden follten. Hiermit harmonire indeffen nicht, daß in dem 
zwölften Sragepuncte wieder auf die Motiven vermwiefen werbe, mas ber vorhin er: 
wähnten Anficht der Deputation widerfprechen würde. Dieß mache nun eine 
veränderte Faffung der Frage wünfchenswerth und fcheine es ganz angemeffen, 
wenn überdieß noch beftimme würde, daß vor Ertheilung von neuen Concef- 
fionen jedesmal noch diejenigen gehört werben follten, welchen früher die Auss 
übung des Bierzwangs an dem betreffenden Orte zugeftanden habe, wodurch 
indeffen ‚feinesweges ein Widerfpruchsrecht eingeräumt werden folle. In diefem 
Sinne ftelle er denn den Antrag: 

man möge eine Beftimmung des Inhalts in das Geſetz aufnehmen, 
daß neue Eonceffionen zur DBetreibung des Braugewerbes nur bei 
nachgewiefenem dringenden Bebürfniffe ertheilt werden möchten, und 
au dann nur, wenn vorher diejenigen gehört worden, welche früher 
zur Ausübung des Bierzwangs an bem betreffenden Orte berechtigt 
waren. 

Dieß finder zahlreiche Unterftügung, und erklaͤrt fih der Kerr Referent 
für den Antrag, fo wie auch Herr Staatsminifter Moftig denfelben unbe: 
denklich findet, da den früher Berechtigten ein Recht zum Widerfpruche nicht 
‚ngeftanden werden folle. 
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Der Herr Praͤſident ſtellt hierauf, unter Vorbehalt -des Hartifchen An: 

trags, die Frage: 
Sollen die in den Motiven angegebenen befchränfenden Beftimmungen 
der Eonceffionsertheilung des Braugewerbes in das Geſetz felbft mit 
aufgenommen und foll bei Ertheilung der Erlaubniß ein angemeffenes 
Eonceffionsgeld erhoben werben? . 
und wird folches, ‘ . 
mit 34 Stimmen gegen 1, 
bejahet, worauf denn auch die anderweite Frage: 
Soll der von dem Secretär der Kammer, Hark, vorgefchlagene Zu: 
fa in das Gefeg aufgenommen werden? 
bejahende Antwort von 
allen Anmwefenden 
erlangt, wodurd fi) denn die bei der vorhergehenden Frage erwähnten in ben 
Motiven angegebenen befpränfenden Beſtimmungen mobdificiren. | 
Nachdem hierauf der Herr Meferent den noch übrigen, am 25. v. M. 
nicht vorgetragenen Theil des Deputationsberichts vorgelefen hat, gelangt man 
zum 13ten Sragepumcte, welcher die Abänderung des $. A. des Geſetz-Ent-⸗ 
wurfs betrifft. 
Herr Gcheimer Regierungsrath D. Merbach vermag fi) mit dem Antrage 
der Deputation wegen Weglaffung einiger Worte aus dem oben erwähnten 
Paragraphen nicht einzuverftehen, indem nicht jebes Dierverlagsrecht einzelner 
Schankſtaͤtten, welches vielleicht nur im einer Anmaafung des angeblih Be— 
vechtigten beftehe, der Ablöfung beduͤrfe, fondern nur ein ſolches, welches auf 
erweislichem Rechtstitel berube, ber denn natürlich, da es hier Fein allgemei- 
nes Gefe gebe, ein privatrechtlicher feyn müffe. 
Hiermit ift nun zwar der Here Referent in ſoweit einverftanden, als na: 
türlic nur ein wirklich beftchendes, nicht ein blos widerrechtlih angemaßtes Bier- 
verlagsbefugniß der Entfhädigung unterworfen feyn koͤnne, er finder indeffen die 
angefochtenen Worte aus den im Berichte angegebenen Gründen bedenklich und 
überflüffig und wird fodann die Frage: 
Sollen die $. 4. erfichtlihen Worte „und beruft — — Erwerbstitel“ 
ausfallen ? 

von 
allen Anwefenden 

mit Ya beantwortet. 

Mnterzeichneter äuffert hierauf: Die Beſtimmung des $. 4. sub b. gehe, 
fo wie der Gefer: Entwurf laute, lediglich auf die Sandbrauereien, Nun laffe fich 
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aber denken, daß ganz aͤhnliche Verhäleniffe und Rechte auch bei den fiädti- . 
ſchen Brauereien und für diefelben vorkommen fönnten, und ſolchen Falls werde 
ein ganz gleicher Grund der Ablöfung vorliegen. Dieß könne namentlich ſehr 
leicht bei den zu den Städten gehörenden aber aufferhalb der Meile gelegenen 
Dörfern vorfommen, und er trage deshalb darauf an, 
es möge die Beftimmung des $. 4. sub b. aud) auf das ſich auf ein- 
jene Gaſthoͤfe oder Schanfftätten erſtreckende Bierverlagsrecht der ſtaͤd⸗ 
tifchen Brauereien ausgedehnt: werben. 

Dieß wird unterftüge und ſodann die Frage: 

Trire die Kammer dem fo eben gemachten Antrage ihres: Secretärs, 
Hark, bei? 
mit einem 

einſtimmigen 
Ja beantwortet. 

Es erbittet ſich hierauf Herr Graf von Hohenthal das Wort, um zu er⸗ 
innern: Mach den Beſtimmungen des $. 5. ſolle die Abloͤſung des Bierver⸗ 
lagsrechts einzelner Schanfftätten nicht nach dem vollen Betrage des davon bes 
jogenen reinen Gewinns, fondern nur nad Höhe eines Sechstheils bis hoͤch— 
ſtens eines Drittheils deſſelben beſtimmt werden Das feine ihm ungerecht, 
da hier von einem rein privarrechtlihen DVerhältniffe die Rede ſey. Bon der 
Nichrigfeit feiner Bemerfung werde man ſich nody mehr überzeugen, wenn er 
anführe, mie ihm ein Fal befannt fey, wo ein Kretſcham von der Gutsherr: 
(haft um etwa den dritten Theil des wahren Werchs veräuffert worden ſey, 
ldiglih weil man darauf die Verpflichtung gelegt habe, alles Bier von der 
verfaufenden Herrſchaft zu nehmen, oder wenn bei derfelben Bier nicht zu er: 
langen ftche, an fie eine Abgabe von 6 Groſchen für jede Tonne eingelegten 
fremden Biers zu zahlen. Sollte nun hier im Falle der Ablöfung eines Rechts, 
gegen welches allein der Kaufpreis fo niedrig geftelt worden fey, nur ein Theil 
des wahren Nutens vergütet werden, fo hebe man offenbar die Bedingung auf, 
unter welcher allein ein fo Aufferft geringer Kaufpreis habe ftipulirt werden koͤn— 
nen, und die Benachtheiligung fen Flar. Er trage deshalb darauf an, zu ber 
flimmen, 

daß die durch $. 5. zu normirende Entfchädigung dem vollen Betrage 
des von dem DVierverlagsrechte bezogenen Nutzens gleichgeftellt werde. 

Dieß erlangt indeffen die nöthige Unterftügung nicht, die geftellte vierzehnte 
Frage aber: 

Sol die $. 5. erwähnte Entſchaͤdigungsart mittelft Zapfengeldes in 
Wegfall kommen? 
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wird 
einftimmig 
bejahet. | 
Da nun die funfjehnte Frage bereits geftern beantwortet worden, fo ift 
nur noch die letzte, fechzehnte übrig. Sie lauter: SE 
Soll die Deputation ermächtigt werden, ‘unerwartet ber Vorlage eines 
neuen Geſetzes in Betreff des Bierzwangs und der Erklärung der zwei⸗ 
ten Kammer den übrigen Theil des Gefeg-Entwurfs zum Gegenftande 
einer befondern Berichtserſtattung zu machen? 
und, wirb wiederum J 
einmuͤthig 
mit Ja beantwortet. 
Eine Discuſſion uͤber die uͤbrigen den Bierzwang betreffenden Paragraphen 
bes Geſetz · Entwurfs, über welche ſich die Deputation nicht verbreitet, erachtet 
man nicht für nothig, und wird auf eine dießfallſige ven $. 8. betreffende An- 


frage des Herrn von Pofern ergegnet, daß fich hierzu bei künftiger Berathung 


bes vorzulegenden anderweiten Geſetzes Gelegenheit ergeben werde, 


Vom Präfidio wird nunmehr bemerkt, wie es ihm nothwendig fcheine, 
vor allen Dingen noch eine durch Mamensaufruf zu beantwortende Hauptfrage 
zu ftellen, aud die Sache vor allen Dingen und eher eine Schrift abgehen 
fönne, an bie zweite Kammer zu bringen, und ift man hiermit allgemein ein⸗ 
verftanden. in gleiches Einverſtaͤndniß auch Seiten des noch anweferden 
Herrn Megierungscommiffars D. Merbach finder, auf Anregung des Unter: 
zeichneten, darüber flatt, daß die dermalige Abftimmung durch Namensaufruf 
der Entſchlieſſung über das kuͤnftig vorzulegende Gefeg wegen Aufhebung des 
Bierzwangs nicht präjudiciee, vielmehr die Abftimmung darüber, und die An— 
nahme oder Verwerfung deffelben völlig frei bleibe, wenn es auch ganz in Ge: 
mäsheit der jet befchloffenen Anträge ausfallen follte, 

Als hierauf der Herr Präfidene fragt: 

Genehmigt die Kammer nunmehr die bei den einzelnen Puncten in der 
vorliegenden Angelegenheit gefaßten Beſchluͤſſe auch in ihrer Toralirä: ? 


fo wird foldes beim Mamensaufrufe durch ein 


einftimmiges 

Ja beantwortet, und follen nunmehr die aufgenommenen Protocole an die 
zweite Kammer gebracht werben. 

Auf den zweiten Gegenftand der heutigen Tagesordnung überzugehen, ge- 

ſtattet die Zeit nicht mehr. Der Herr Praͤſident hebt deshalb die Sitzung auf, 
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5 beſtimmt zur Tagesorbnung für morgen bie fernerweite Verathung des 
iminalgeſetzbuchs. 

Bemerkt von 
Ernf Guſtav von Gersdorf. Ernſt Friedrich Hartz, 
Alerander Auguſt von Einfiedel. S. d. L K. 
Wilhelm von Polenz. 


40. 
Den 2. Februar 1837. 


Gegenwärtig ift: 
Herr Geh. Juſtizrath D. Groff. 


Nachdem die anmwefenden 34 Mitglieder der erften Kammer das * die geſtrige 
Sitzung aufgenommene Protocol genehmigt haben, wird 


123. 
Vortrag aus der Megiftrande. 
vroetragen, daß unter 

Num 99. ein Gefuch der Vorftände der homoͤopathiſchen Heilanftalt zu 
cipjig, Herrn D, Hartmanns und Eonforten, eingegangen fey, worinn diefelben 
u fernern Erhaltung gedachter Anftalt um eine Beihuͤlfe von jährlih 300 Thlr. 
— — aus Staatsfaffen bitten, 

Herr Superintendent D. Großmann ſchildert die bisherige Wirffamfeit der 
wwoͤopathiſchen Heilanftalt in geipjig, bemerkt, daß fle, während fie bis jest 
diglich durch freiwillige Beiträge erhalten worden fey, gegenwärtig in Gefahr 
d, aus Mangel an Mitteln nicht mehr fortbeftcehen zu koͤnnen. Er finde fi) 
wigens bewogen, bie Petition zu der feinigen zu machen. 

Ob nun wohl hiernah die Sache zur dritten Deputation abzugeben wäre, 
halten doch mehrere Anmefende dafür, daß der Gegenftand zum Budjet ge: 
re, und da dieſes zuerft im der zweiten Kanımer vorfommt, fo befchliegt man, 

die Petition ohne Weiteres mittelſt Protocolleptracts an die zweite Kam» 
mer gelangen zu laffen, mit der Bitte, fie feiner Zeit mit den Bera⸗ 
thungen über den betreffenden Theil des Budjets wieder zur erſten 
Kammer zurüczugeben. 
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Es hat ferner unter 

Num. 100. Herr Hempel auf Ohorn gebeten, feine in Betreff der e ihm 
verweigerten Entlaffung des Communeinnehmers zu Ohorn ſchon bei voriger 
Staͤndeverſammlung überreichte Neclamation zu erledigen, Dieſe Sache wird 
an die vierte Depufation verwieſen, welche auch die früßere Meclamation zu 
bearbeiten gehabt hat. 

124. 
Benrlaubungen, Entfhuldigungen. 

As unwohl entſchuldigt ift heute Herr Rittmeiſter von Hartitzſch, beurlaubt 
wird für heute, morgen und übermorgen Herr von Hohenthal. 

Gelangt zur 

Tagesordnung, 


125. 
Fortgeſetzte Berathung des Criminalgeſetzbuchẽ. 
fährt man in der am 23. v. M. abgebrochenen Verathung des Criminalgeſetz⸗ 
buchs fort und beginne mit 
Art. 242. welcher unverändert und 
einftimmig 
angenommen wird. 


Bei 

Art. 243, hat Unterzeichneter laut der Beilage des Protocolle vom 23. 
v. M. Num. .67..darauf angetragen, Zeile 2. nad dem, Worte „Waaren“ 
die Worte: ar 

zum Wicderverfauf 

einzufchalten, und er führt zur Erläuterung diefes Antrags an: Wenn Jemand, 
obwohl infolvent, doch die zur Veftreitung feines täglichen Bedarfs erforderlichen 
tebensmittel oder andere Waaren auf Eredit nehme, fo würde er nad) den Wor: 
ten des Artifels mindeftens 8 Wochen, nad dem DVorfchlage der Deputation 
mindeftens 4 Wochen Gefängniß zu erwarten haben.  Dieß könne aber wohl 
der Einn des Gefeges nicht feyn, das in. der eriten Beftimmung des Art, 243. 
doch mur das betrüglihe Aufborgen. treffen ſolle. Vei Waaren trete foldes 
nun nur dann ein, wenn der Schuldner durch deren. Wiederverfauf ſich Geld 
verſchaffen wolle,. und dieß fey der Sinn des Amendements, welches übrigens 
fo geftelt worden, daß es eben fo auf Kaufleute als andere Perfonen paffe. 


Nachdem der Antrag unterftätt worden iſt, erheben ſich mehrere Stimmen 
gegen denfelben. Obwohl, führen fie an, der von. dem Antragfteller angeführte 
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Fall den Worten nach unter die Strafbeflimmung des Artikels zu fallen fcheine, 
fo werde doch jeder vernünftige Nichter ermeffen, daß hier die Strafe nicht ein 
treten könne, und beduͤrfe es fonach einer befchränfenden Erläuterung nicht. 
Dagegen ſchlieſſe der vorgeſchlagene Zuſatz allerdings Fälle aus, welche unbe: 
zweifelt beſtraft werben mußten, z. B. wenn ein Zahlungssinfähiger, theure 
Weine oder andere entbehrliche Luxusartikel in großen Quantitäten zur eigenen 
Conſumtion entuehme, oder wenn nicht Waaren zum Wiederverkauf, wohl aber 
Materialien zur Verarbeitung auf Credit in bedentendern Maffen erkauft wuͤr⸗ 
den. Andere finden felbft den von Unterzeichnetem aufgeftellten Fal zur Be: 
ſtrafung geeignet, da immer eine Täufchung des Credits vorliege und der, wels 
her ſich nicht felbft ernähren Fönne, ſich an die Armenanftalten zu werden habe. 

Herr Domherr D. Günther findet zwar. die Idee des Amendements richtig, 
hält: es aber nicht für zur Aufnahme geeignet, ſo lange nicht im Artikel felbft 
ein gehöriger Unterſchied zwiſchen betrügerifchem Aufborgen, Teichtfinnigen Schul- 
denmachen und- dem won Unterzeichnetem angeführten Falle gemacht werde, was 
aber freilich eine Umarbeitung des ganzen Artikels erheifchen wuͤrde. 

Unterzeichneter finder fih, da er nach -diefen Ergegnungen auf eine Annahme 
feines Antrags nicht hoffen darf, bewogen, letztern zurück zunehmen, und wird 
ſodann der Antrag der Deputafion wegen Herabfezung des Minimi der Strafe 
auf 4 Wochen Gefängnig 

einhellig 

genchmigt, Ä 

Herr D. Großmann äuffert Gierauf, wie im, die im Fortgange des Ar: 
tikels zu findenden Beſtimmungen, wegen bes durch zu großen Aufwand und 
zu hohe Speculationen . herbeigeführten Banquerotts bedenklich ſchienen, theils 
weil die Strafe von dem Erfolge abhängig gemacht werbe, theils weil beide 
angeführten Beſtimmungen zu vag feyen, und namentlich die letzte derfelben den 
Speculationsgeift feſſele. Er faßt imdeffen Beruhigung, als ihm eingehalten 
wird, daß Hier von einem culpofen Vergehen die Dede fey, welches allerdings 
nur dann der Strafe unterliege, wenn es einen. nachtheiligen Erfolg gehabt habe, 
und daß der Richter jedesmal zu ermeffen habe, ob und in wie weit das vor: 
liegende Factum ftrafbar fey oder nicht. 

Der Art. 243. findet hierauf, 

mit 32 Stimmen gegen 2, 

Annahme und gelangt man zu 

‚Art. 244. welchem Unterzeichneter laut der Beilage des Protocolls vom 
23. Januar Mr. 67. in der vorletzten Zeile nach dem Worte „gerichtlich“ die 
Worte: a 
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oder —* ſeinen Slaubigern privatim, 
eingeſchaltet zu ſehen wuͤnſcht. 

Zur Bevorwortung fuͤhrt er an, daß man im Incereſe Gläubige wie 
der Schuldner die auſſergerichtliche Beſeitigung der Schuldenweſen wuͤnſchen 
muͤſſe und daß dieſe faſt ganz unmoͤglich gemacht, mindeſtens erſchwert und 
mis Strafe bedroht würden, wenn der Artikel keinen Zuſatz erhalte. 

Das Amendement findet hierauf zwar die erforderliche Anzahl von Fürfpre: 
ern, es erflären ſolches jedoch mehrere Stimmen für unnötig und‘ bedenklich. 
In diefem Sinne führt infonderheit | 

Herr Geh. Juſtijrath D. Groff an: Die ganze Beſtimmung fey Feine 
neue, fondern im DBanqueroutiermandate ſchon da, es fen auch deren Veibehal- 
tung ohne die vorgefchlagene Befchränfung um fo nothwendiger, als ‘bie auſſer⸗ 
gerichtliche Anzeige der Inſolvenz den vorliegenden Zweck nicht erfille, weil trotz 
derfelben der inſolvente Schuldner in der Megel in der Dispofition. mit. feinem 
Gefchäfte und Vermögen nicht gehindere-werde. Ueberdieß würde. es bedenklich 
feyn, Beſtimmungen in Bezug auf den auſſergerichtlichen Accord hier aufzu⸗ 
nehmen, da «8 darüber zur Zeit noch an allen Vorſchriften fehle. Endlich 
folle nach dem Sinne der Regierung die ganze Dispofition des Artifels blos 
da zur Anwendung kommen, wo der Eoncurs wirflich -ausbreche, wogegen von 
Fällen, wo ein Accord abgefchloffen werde, gar Feine Notiz genommen.-wer= 
den folle. 

Diefen Gründen fügen Herr Buͤrgermeiſter Schill und Herr. Secretär 
von Zedtwitz noch bei, daß der Vorſchlag des. Unterzeichneten leicht zur Umge: 
hung des ganzen Geſehe⸗ fuͤhren koͤnne, wenn der Schuldner blos einem oder 
zweien ſeiner weit entfernten Glaͤubiger ſeine Lage zu eroͤffnen brauche, um ſich 
ſtraflos zu machen, und laſſe ſich uͤbrigens abſehen, daß die vorliegende Straf⸗ 
beſtimmung keinen Schuldner, der einen Accord zu Stande zu bringen hoffe, 
abhalten werde, ihm zw werfuchen. Wohl aber fen es rathſam, daß man das 
Intereſſe des Schuloners an der Abfchlieffung des eoiede erhöhe, damit er 
um fo eher. annehmliche Procente biete. 

Geftügt auf die Erklärung. des Heren D. Geoff, daß der ganze Artikel 
blos dann zur Anwendung kommen folle, wenn wirklich der Concurs ausbreche, 
ſchlaͤgt Se. Königliche Hoheit Prinz Johann vor, die erften Worte des Ar⸗ 
tifels fo zu faffen: 

Hat ein in gerichtlichen Concurs verfallener Schuldner u. f. w. 
Er nimmt indeffen. den Antrag wieder zuruͤck, da Unterzeichneter dagegen be: 
mæerklich macht, daß er die Beftrafung für den Fall nicht ausfchlieffe, we ein 
* Accord zwar tempeſtiv verfucht, fodann aber nicht zu Stande gebracht werde. 
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 Inzwifchen findet der Antrag. des Unterzeichneten auch mehrere Vertheidi⸗ 
ger, und führt infonderheit Herr Domherr D. Günther an: Der Xrtifel, 
fo wie er im Entwurfe ftehe, ftöre allerdings jeden Accord, da es allemal ein- 
zelne Gläubiger geben werde, die nicht, ober mindeftens nicht fobald einmwillig: 
tem, und: dba, wenn wor. deren Beitritt eine Meffe herannahe, der Schuldner 
felbft feine Inſolvenz gerichtlich anzeigen und fo den Vergleich vereiteln fole. 
Die Gebahrung mit feinem Vermögen zum Machtheile der Gläubiger, deren 
Verhinderung ganz in der Macht jedes Einzelnen fiche, fen durd andere Be: 
fiimmungen des Criminal: Gefegbucdhs verpönt, und die Erfahrung Ichre, daß 
fih ‚die Nachricht von’ der Inſolvenz eines Kaufmanns, wenn fie auch nur 
einem Einzelnen befannt fey, fehr ſchnell in der Handelswelt verbreite. Daß 
die im Artikel zu findenden Beftimmungen bereits gefeglich „beftünden, ſey wahr, 
die Praris habe fie aber als unpaffend und unausführbar ſchen laͤngſt abolirt 
oder doch ſehr gemildert. 

In gleichem Sinne erflären fi die Herren Buͤrgermeiſter Huͤbler und 
Ritterſtadt, und es träge letzterer nicht nur darauf an, in dem Hartziſchen 
Amendement zu fagen „feinen ſaͤmmtlichen Gläubigern”, fondern er nimmt 
and) neben diefene letern den Vorſchlag Sr. Königlichen Hoheit des Prinzen 
Johann wieder auf, was aud Here Domherr D. Günther thut. 

Nachdem nun leerer genügend unterftügt worden iſt, verfehreitet das 
Praͤſtdium zur Abftimmung, bei welcher der Vorſchlag Sr. Königlichen * 
heit des Prinzen Johann 

einſtimmig 
angenommen, der des Unterzeichneten aber, 
mit 22 Stimmen gegen 12, 
verworfen wird. 
Den Artikel felbft genehmigen 
33 Stimmien gegen 1. 
Den 

Art. 245. theile der Here Referent beim Vortrage in zwei Theile, und 
bemerkt zu dem erſten derſelben, welcher bis zu den Worten „zu beftrafen” 
reicht, wie er fi aus ben Bemerkungen der Deputation der zweiten Kam: 
mer überzeugt habe, daß doch wohl eine Abänderung norhwendig ſey. Er 
ſchlage deshalb vor, den ganzen Artikel in der Maafe umzugeftalten, wie fol- 
ches die Beilage diefes Protocolls Nr. 69, erfehen läßt. 


Dieß wird, ſoviel zuvoͤrderſt den erften Theil des Artikels betrifft, zahl: 
rei unterſtuͤtzt, und obwohl 
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Herr Geheimer Juſtijrath D. Geoff bemerkt, daß der: im .Eingange ge: 

brauchte Ausdruck „betruͤgliche Handlungen“ zu weit reichen. dürfte, 
mit 31 Stimmen gegen 1, 
angenommen. 

Hierdurch ift der Antrag der Deputation unter a. Seite 142 und 143 
ihres Berichts bereits mit angenommen, der Antvag ber Deputation unter b. 
wegen Erhöhung des Marimi der Strafe auf 6 Jahre Arbeitshaus aber wird, 

von 29 Stimmen gegen 3, 
ebenfalls angenommen. 


Anlangend nun den zweiten Theil bes Artikels, fo hat auch für diefen 
Se. Königliche Hoheit Prinz Johann laut der Beilage 69. eine veränderte 
Faſſung vorgefhlagen, deren Zweck hauptſaͤchlich dahin geht, es deutlicher, als 
im Entwurfe geſchehen, ausjudrüden, daß die Beftimmung wegen flüchtiger 
Schuldner auch auf Nichtfaufleute anwendbar feyn fol. Auch wird darinn 
die Strafe im Maximo bis zu 6 Jahren Zuchthaus zweiten. Grades erhöht, 
um gleichen Schritt mit der beim erften Abfchmitte des Artikels angenomme: 
nen Erhöhung zu halten. 

Der Vorſchlag wird unterftügt und, nachdem fi) aucd der anwefende 
Herr Negierungscommiffer mit demfelben einverftanden erklärt hat, 

einftinnmig 
angenommen. 

Zum zweiten Theile des Art. 245. hat demnächft Unterzeichneter laut der 
Beilage zum Protocolle vom 23. Januar Mr. 67. zwei Amendements unter 
a. und b. geftellt. Das zweite derfelben läßt derfelbe fallen, da ein aus ganz 
gleihem Grunde zu Art. 243. von ihm geftellter Antrag abgeworfen worden 
fey. Dagegen führt er zur Bevorwortung des Antrags unter a. an: Die 
Deputation der ‚zweiten Kammer habe mehrere der hier vorliegenden Artikel 
ganz umgearbeitet und eine Menge von Fällen aufgeführt, welche als ſtrafbar 
bezeichnet fegen. Unter denfelben befinde ſich nun mindeftens einer, ber fich 
unter feinen der im Artikel und deffen fo eben angenommener Abänderung zu 
findenden allgemeinen Ausdrüde fubfummiren laſſe. Es fey dieß der, wenn 
ein Kaufmann Handelsbücher gar nicht oder ſolche abfichtlih fo führe, daß 
daraus fein Activ» und Pafjivzuftand nicht erfehen werden koͤnne. Ein fol: 
bes Verfahren fünne man mit Recht als ein Zeichen des berrügerifhen Ban— 
querotts anfehen und es in den vorliegenden Artikel aufzunehmen fey der Zweck 
des Amendements. 

Letzteres wird hierauf zwar unterflügt, es wenden aber theils Herr Gehei: 
mer Juſtizrath D. Geoff, theils mehrere Kammermirglieder dagegen ein, cin: 
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mal daß es an genägenden Beftimmungen über die Führung der Handelsbuͤ— 
cher fehle, und dann daß es völlig ungerwiß fen, wer im Sinne Rechtens als 
Kaufmann zu betrachten fey, da man nicht von eben, welcher Handel trei⸗ 
be, 5. B. einen Handwerfsfram habe, verlangen Fönne, daß er — 
Handelsbücher führen ſolle. 
Der Antrag des Unterzeichneten wird hierauf, 
von 23 Stimmen gegen 7, 
abgelehnt, der Artifel 245. aber 
einftimmig 
angenommen. 
Bei 
Art. 246. hat die Deputation Seite 143 ihres Berichts zwei Anträge 
unter a. und b. gemacht. ie werden fo wie der Artikel felbft und 
Art. 247. unverändert 
einſtimmig 
angenommen. 
Aus 
Art. 248. wuͤnſcht die Deputation nach Seite 143 ihres Berichts das 
Wort „wiſſentlich“ entferne zu fehen, und erlangt folches, 
mit 32 Stimmen gegen 1, 
Annahme. 
Demnächft hat laut der Beilage zum Protocolle vom 23. u N Nr. 67. 
Unterzeichneter den Anfang des Artifels fo gefaßt zu fehen gewuͤnſcht: 
Wer, um fi dadurch einen. Vortheil zu verfchaffen oder Andern ei- 
nen Nachtheil zuzufügen, mit einem Menfchen u. ſ. w. 
und er führt zur Unterftügung diefes Antrags an, wie er dabei befonders ei: 
nen Fall im Auge gehabt habe, welcher in Sachſen gewiß alljährlich mehr: 
mals vorfomme, ben nämlich, wenn jemand eihem umter Vormundſchaft fte: 
henden Minorennen Geld vorfirefe, um ihn vom Militärdienfte zu befreien, 
Ein ſolches Geſchaͤft fönne zwar am ſich vortheilhaft für den Minorennen fenn, 
nach feinen Vermoͤgensverhaͤltniſſen aber von der obervormundfchaftlichen Be: 
hörde wohl für nachtheilig angefehen werden, und ſonach, obwohl ein in der 
edelften Abficht geleifterer Liebesdienft vorliege, am Ende ftraffällig erfcheinen. 
Dieß fole das Amendement befeitigen, welches übrigens nur den Criminalpaf- 
fus. betreffe, die. civilrechtliche Ungültigkeit des Darlchusgefhäfts aber nicht 
aufbebe. 
Der Antrag erlangt die nöthige Unterflüßung, findet aber auch mehrere 
Gegner, welche infonderheit anführen, daß hier von einem Gefchäfte die Rede 
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ſey, welches als nachtheilig für den Minorennen nicht angefehert werden koͤnnt, 
alſo der Strafbeſtimmung des Artikels nicht unterliege. 


Der Antrag erlangt ſodann, 

mit 25 Stimmen gegen 8, 
Annahme, der Artikel felbft aber 

einftimmige 
Genehmigung, welche auch den 

Art. 249. und 250. ohne Abänderung, cbenfalls 

einhellig, 
gu Theil wird. 
Sao fann man num zu dem vierscehnten, von Muͤnzverbrechen handelnden 
Kapitel übergehen, bei welchem, nad Anleitung des Depurationsberichts Gaitı 
144, zuerft der vorgefchlagene Zufagartifel 

Art. 257b. zur Sprache gelangt, durch welchen die Verfälfhung von 
Staats: und Ereditpapieren der Verfaͤlſchung des Metalle und Papiergeldet 
gleich geftellt wird. 

Gegen die Aufnahme diefes Artikels führt Herr Geheimer Juſtizrath D 
Groff an, daß wenn auch fein materielles, dod das formelle Bedenken ent 
gegen fiche, daß Staats= und Ereditpapiere nicht Geld noch ein eigentlich 
Tauſchmittel feyen, fondern eine Art von Waare, eigentlich Urkunden un! 
würde daher die Beſtimmung wegen derſelben in den Abfchnist von Verfaͤl 
ſchung der Urfunden gehören. 

Hiergegen wird indeffen eingehalten, daß bie Negierung felbft, wie oft be 
merkt, auf die logifche Ordnung der Beftimmungen über die einzelnen Ber 
brechen feinen großen Werth gelegt habe, daß andere Geſetzgebungen die Fäl 
fung von Staatspapieren ebenfalls in Verbindung mit den Muͤnzverbrecher 
gebracht Härten, und daß es hier zunaͤchſt nur darauf anfomme, zu normiren 
in welcher Maafe die Faͤlſchung von Staatspapieren härter als Die von ander 
Urkunden beftraft werben folle, 


Der Art. 257 b. erlangt hierauf, 
mit 29 Stimmen gegen 1, 
Annahme und geht man zu 
Art. 251. fort, bei welchem 

Herr Domherr D. Günther bemerfe: Er fen darüber nicht gewiß, mat 
die Regierung hier unter dem Worte „Acht verftche, und ob fic blos den fira 
fen wolle, der Geld unter dem wahren Werte, den es haben folle, fertige 
oder auch den, welcher ausländifche Münzen fertige, die an Gehalt dem vor 
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dem betreffenden Staate geprägten Gelde völlig gleich kaͤmen. Er vermuthe, 
daß die Beſtimmung des Artikels gegen beide Arten der Münzfälfhung gerich: 
tet ſeyn folle, dann aber finde er es freilich ganz unpaffend, daß nicht der Betrag 
des angerichteten Schadens fondern die Summe des gefertigten unb ausgegebes 
nen Geldes den Maasftab der Strafe abgeben ſolle. Bleibe es hierbei, fo 
werde der, welcher 100 Preufifhe Thaler von Zinn fertige, nicht härter ges 
ftraft werden fönnen, als der, welcher fie aus Silber und nach well Gehalte 
praͤge. 
Da hierauf ergegnet wird, daß der Fall, wo Jemand faſche Geld nach 
richtigem Werthe fertige, nicht vorkommen werde, auch 
Herr Geheimer Rath von Wietersheim verſichert, daß dieß ohne bedeuten: 
dem Werkufte ſchlechterdings miche geſchehen könne, fo erwibert 
Herr D. Günther, wie nad dermaligem Cours eine Umprägung des grö: 
bern Conventionsgeldes in Preuffifhe Thaler nach vollen Werthe noch einen 
jemlichen Gewinn abwerfen müffe, Achnliches auch in England bereits vorge: 
tommen ſey. Er ſtellt indeffen, fein Amendement, und bemerft noch 
Se. Königlibe Hoheit Prinz Johann zum Beruhigung wegen des angereg⸗ 
ten Bedenkens, daß die Summe des gefertigten und ausgegebenen falfchen Gel: 
tes nur einer der Factoren ſey, nach welchen die Strafe beſtimmt werden folle, 
während übrigens noch die Beſtimmungen des Art. 40. einwirken und veran: 
laſſen würden, daß der, welcher Geld von rihtigem Werthe mache, minder 
hart beftraft werde. 
Dem Antrage des Herrn Geh. Juſtizraths D. Greff Zeile 2. ftatt der 
Worte „für ächtes ausgiebt“ lieber zu fegen „als Acht ausgiebt“ tritt man 
einftimmig 
bei, nimmt auch den Art. 251. felbft mit diefer Abänderung 
einhellig 
an. 
Bi - 
Art. 252. hat die Deputation Seite 145 ihres Berichts beantragt, das 
Marimum der Strafe auf 6 Jahre Zuchthaus zweiter Elaffe zu erhöhen, Se. 
Königliche Hoheit Prinz Johann bemerft aber, dag ſich diefe Erhöhung bis 
auf 3 Jahre nothwendig made, da eine gleiche Verſchaͤrfung bei Art. 235. 
beliebt worden ſey. 
Diefer Antrag und der Art. 252. KÜR werden 
einftimmig 
angenommen. * 
Zweite Abtheilung. 1.285. 58 
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Die nun folgendeen J 
Art. 253. und 254. weiben unverändert 
einhellig 

genehmigt, bei 
Art. 255. aber bett 1. 

Here Domberr D, Günther, wie fi Pa der all recht * ben faffe, 
daß Jemand ven Weser achter Münzen vermindere, ohne dadurch einen Nutzen 
zu ziehen, z. DB. wenn er ſich dazu eines chemiſchen Mittels bediene, das er 
sicht gehörig anzuwenden verſtehe. Aus dieſem Grunde‘ feheine ihm denn nicht 
ſowohl der gezogene Gewinn als vielmehr der verurſachte Schaden ber Maas- 
ſtab der Strafe abgeben zu muſſen, und deshalb ſchlage er nor, den Worten 
des dadurd gezogenen Gewinns“ die Worte zu ſub ſtituiren „der! bewirkten 
Verringerung des Werths der Muͤnzen.“ J 


Nach erfolgter Unterſtuͤtzung diefes Antrags MWiagt Se. — Bei 
Prinz Johann vor, mindeftens: zugleich das im’ GeſetzEntwurfe angegebene Cri⸗ 
terium für die Zumeſſung der Strafe beizubehalten, und demnach zu ſetzen: 

nach dem Verhaͤltniſſe der hewirkten Verringerung bes Werthe der 
Münzen und des dadurch gezogenen Gewinns u. ſ. w. 


Herr D. Guͤnther ift en — und wird * Faffung fo wie 
Art. 255: ſelbſt 
unanim 
angenommen. 
Gleiche Annahme wird: dem 
Art. 256. ohne Abänderung: und 
einftimmig 
zu Theil, fo wie. auch / bei 
Art. 257. der Antrag des Herrn Geh. Juſtiraths D. Groſſ, nach dem 
Wunſche der Deputation der zweiten Kammer Seite 152 ihres Berichts, Die 
Worte „unter Verüdfi iptigung Gewinnes“ wegzulaffen und der Artikel 


ſelbſt 
von allen Anweſenden 
angenommen werben. 


Endlich hat nun noch- Unterzeichneter nach ak ber e Vilige diefes Pro- 
tocolls Mr. 70. den Wunſch ausgefprochen, daß der von der Deputarion der 
zweiten Kammer Seite 153 -ifres Berichts: vorgeſchlagene Zuſatzartikel 257 b. 
welcher hier 

Art. 257. werden würde, aufgenommen werden möge. 
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Zur Bevorwortung führt Unterzeichneter an: Die Eonfiscation ber gefertigten 
falfchen Münzen und der dabei gebrauchten Werkzeuge werde, auch wenn dieß hier 
nicht ausgefprochen fey, jedenfalls und zwar auf poligeilichem Wege erfolgen und 
erfolgen müffen. Indeſſen fen es wünfchenswerth, Confiscationen, fo weit ir: 
gend möglich, nur in Folge ausbrüdlichen Gefeges und darauf gegründeten Er: 
knntniffes eintreten zu laffen, und das erlange man durch den Zufagartifel, der 
fonach gewiß dem Geifte der Verfaffung entſpreche, die den Eonfiscationen, 
zumal den willführlichen, abhold fe. 

Der Antrag erlangt zahlreiche Unterſtuͤtzung, und obwohl 

Herr Geh. Yuftigeach D. Groff denſelben nicht nothwendig findet, da man 
ja auch nicht beftimmt habe, daß die bei Dieben vorgefundenen Dietriche con: 
fiscirt werden follten, fo verwenden ſich doch ber 

Herr Referent und Herr Buͤrgermeiſter Mitterftäbt für denfelben, indem 
fie darin eine Sicherumg des Rechtszuſtandes erkennen. Letzterer bemerkt im 
Uebrigen, daß nunmehr und nach Maasgabe deffen, was Art. 258. normirt fen, 
wohl audy die Eomfiscation unter die im allgemeinen Theile des Gefeßbuchs auf: 
geführten Strafen aufzunehmen ſeyn werde, was ſich bei der definitiven Redac⸗ 
tion Teiche machen laſſe. 

Mit dem Vorſchlage des Unterzeichneten, aus dem Zufagartifel 257 b. das 
Citat des Art. 255. wegjulaffen, fo wie mit dem Vorſchlage Sr. Königlihen 
Hoheit des Prinzen Johann, dagegen das Citat des Art. 257 b. aufzunehmen, 
ift man ‚allgemein einverftanden, und erlangt in folder Maafe der Zuſatzartikel 
felbft die Genehmigung | 

aller Anwefenden. | | 

Weiter Fortzufchreiten geſtattet der Ablauf der Zeit nicht. 

Die Zaffung der Heute angenommenen Artifel enthält die Beilage Y. 


Morgen fol in der heutigen Beratung fortgefahren werben. 
Vorſtehendes hat anher aufgezeichnet 
Ernſt Guſtav von Gersdorf. Ernſt Sriedrih Hark, 
Heinrih LXIH. 3. Reuß. S. d. J. K. 
Carl Balthaſar Huͤbler. 
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Y. 
Artifel 242. 
bleibe unverändert, 


Artikel 243. 
Wer — — mit Gefängnißftrafe von vier Wochen bis zu ſechs Mo— 
naten zu belegen. 
. Artikel 244. 


Hat ein in gerichtlichen Concurs verfallener Schuldner u. f. w. 


Artifel 245. 


Wer bei bevorſtehendem Eoncurfe betrügerifche Handlungen begeht, um feis 
nen Gläubigern Nachtheil zujufügen, oder einen derfelben vor dem Anden zu 
beguͤnſtigen, ingleichen wer wiſſentlich bei bevorſtehendem Concurſe vorräthige 
Waaren für unverhälenigmäfig niedrige Preiſe veraͤuſſert, feinen Schuldnern 
Forderungen erlaͤßt, oder auf irgend eine andere Art ſeine Zahlungsunfaͤhigkeit 
vergroͤſſert, ingleichen wer bei ausbrechendem Concurſe einen. Theil ſeines Der: 
moͤgens verheimlicht oder auf die Seite ſchafft, oder bei Angabe feines Ber: 
mögenszuftandes erbichtete Activforderungen aufführt, ift mit Arbeitshaus von 
Sechs Monaten bis zu Sechs Jahren zu beftrafen. Wenn ein Schuldner 
flüchtig wird und zw feiner Concursmaffe gehörige Gelder oder Effecten mit fich 
nimmt, findet gegen ihn Zuchthausſtrafe zweiten Grades von Einem bis zu 
Sechs Jahren flat. Mit gleicher Strafe ift ein Schuldner zu belegen, der 
faufmännifche Gefchäfte treibt und beim Ausbruche feiner Zahlungsunfähigkeit 
feine Handelsbücher oder andere bei der Regulirung feiner Gefchäfte weſentlich 
norhmwendige Papiere verheimlicht, vernichtet oder verfälfche. 


Artikel 246. 
Betrug in Hinſicht anf perfönliche Verhaͤltniſſe. 
Die Erdichtung eines eignen perfönlichen Verkälmiffes in widerrechtlicher 
Abſicht ift u. f. m. 
Artikel 247. 
bleibt unverändert. 
Artikel 248, 


Wer, um fi daburd einen Vortheil zu verfchaffen, oder Andern einen 
Nachtheil zuzufügen, mit einem Menfchen, welcher über das Seinige u. f. w. 
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Arrifel 249. 250. 
bleiben unverändert.] 
Artikel 251. 


Wer ——— verfertigt und als aͤcht ausgiebt, ift nach Verhaͤltniß u. ſ. w. 


Artitel 252. 
Wer — — mit eins bis achtjaͤhriger Zuchthausſtrafe zweiter Elaffe 
su belegen. 
Artifel 253. 254. 
bleiben. unverändert. 
Artikel 255. 
- Wer ——— ift nad) dem Verhältniffe ber bewirften Verringerung des 
Werths der Muͤnzen umd des dadurch gezogenen Gewinns u. f. w. 


Artikel 256, 
bleibe unverändert. 
Artikel 257. 


Mer — — iſt mit einer Gefängnißftrafe bie u. f. w. 


Artikel 257b. 
wie Seite 144 des Deputationsberichts zu finden. 


Artikel 257c. 


Meben der Strafe der in den Artikeln 251. 252. 256. 257. und 257b, 
bemerkten Verbrechen findet zugleich die Confiscation der zu Veruͤbung derfelben 
dienenden Werkzeuge und Materialien, fo wie der vorräthigen falfchen oder ver⸗ 
falſchten Münsforsen flatt. 


MM 69. 
Zu Artifel 245. 


Wer bei bevorfichendem Concurfe betrügliche Handlungen begeht, um feinen 
Glaͤubigern Nachrheil zuzufügen, oder einen derfelben vor dem andern zu begin: 
fligen, ingleihen wer wiſſentlich ———— zu beftrafen. 

Wenn ein Schuloner flüchtig wicd und —— zu 6 Jahre flatt. 

Mir gleicher Strafe ift ein Schuldner zu belegen, ver kaufmaͤnniſche Ge—⸗ 
ſchaͤfte treibt und bei dem Ausbruche — verfaͤlſcht. 
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Zu Artikel 252. 
„8 Jahr“ ſtatt 6 Jahr. 
Artikel 295. 


Nach den Worten „angeſtellte“ einzufchalten: 
„ingleichen Handelsdiener, Fabrifarbeiter und andere im ähnlichen Ber: 
hältmiffe ftehende Perfonen. 


Johann, Herzog zu Sachſen. 
N 70. 
Antrag zu Kapitel XIV. des fpeciellen Theils des Criminal: , 
geſetzbuchs. 
Untergihneter beantragt. die Aufnahme des von der Deputation Der zweiten 


Kammer Seite 153 ihres Berichts vorgefchlagenen Zufaßartifels 257 b. jedoch 
in der Maafe, daß daraus die Hinweifung auf Art. 255. wegfällt. 


Ernft Friedrih Hark. 


— 


41. 


Den 3. Februar 1837. 


Gegenwärtig iſt: 
Herr Geheimer Juſtizrath D. Groff. 


Die Verſammlung, beſtehend aus 37 Mitgliedern der erſten Kammer, gench: 
migt das Protocol der geftrigen Sitzung, und beſchließt fodann, 
126., 
Vortrag aus der Regiſtrande. 
drei zur Megiftrande gelangte Berichte, und zwar 
"Mr. 101. erflattet von der erften Deputation über den Geſetz- Entwurf 


regen Aufhebung des Mandats vom 14. September 1822., die Erwerbun 
von Bauergrundſtuͤcken betreffend, 


Mr. 102. erfiattet. von der erſten — uͤber das Geſetz wegen Auf 
hebung der Bannrechte, und 
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Mr. 103, erſtattet won der dritten Deputation über’ die * bes. Un⸗ 
terzeichneten um Herabſetzung des Salzpreiſes im den: von den Salinen entfern⸗ 
ter liegenden Niederlagen 

zum Druck zu befoͤrdern und ſi fie feiner Zeit auf die Tagesordnuung zu bringen. 
127. 
Beurlaubungen. 

Um Urlaub haben gebeten Herr von Ziegler auf die Zeit vom 6. bis 9., 

Herr Meinhold auf die Zeit vom 6. bis 12. 1. M., und es finden beide Ges 


ſuche Bewilligung. 
Gelangt zur 
Tagesordnung, 
fährt man in 
128. _ 


Fernerweite Brrathung des Eriminalgefegbuche. 
der Berathung des Criminalgeſetzbuchs da fort, wo man geſtern Regen geblie⸗ 
ben, und zwar beim funfzehnten Kapitel, zunaͤchſt aber bei 
Art. 258: Nach deſſen Vortrag erbittet ſich zuvoͤrderſt 
Herr von Ziegler das Wort: Man habe, beginnt er, die Vorſchrtiften 
über den Forftdiebftahl aus dem Eriminalgefegbuche entferne, um fie einem! 
eigenen, wie es fcheine mehr polizeilichen, Geſetze vorzubehalten, die Beſtimmun⸗ 
gen wegen bes Wilodiebftahls aber behalte man im’ Gefegbuche, und es vers 
bleibe dabei, daß fie criminell behandelt werden fühlten. Man ſcheine alfo Jagd 
und Wild für wichtiger anzufehen, als Hol und Wald, und das fönne er 
nicht billigen. Herr von Ziegler bemuͤht ſich hierauf, die. Wichtigkeit des Hol⸗ 
vs für Eultur, Gewerbe, Schifffahrt und felbft Menfchenleben zu eigen, und 
leitet daraus die Pflicht des Staates her, für Cultur und Schonung der For: 
fin zu ſorgen. Minder wichtig findet er dagegen bie Jagd, in der er. eine 
Reminiscenz des Mittelalters erfennt, und die er nach möglichfter Werminde- 
rung des Hochwildes und der Schweine in der Hauptfache auf die minder ge- 
fährliche und für die Forſtcultur minder nachtheilige niedere Jagd befchränfe zu 
fehen wuͤnſcht. Er gründet auf diefe Prämiffen den Antrag : 
die Staatsregierung zu erfuchen, daß fie die in den Entwurf des-pein- 
lichen Geſetzbuchs aufgenommenen Arrifel über Wildfrevel demſelben 
entnehme und die Jagdberechtigung und Verpflichtungen, Cultur, Be— 
nutzung und Aufrechthaltung derfelben nebſt polizeilichen Maasregeln 
“bei großen Jagden zum: Getgenftande eines eigenthuͤmlichen Geſetz-Ent⸗ 
wurfs ‚mache, um ſolchen den. Kammern Horzulegen. 
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Dieſer Antrag erlangt indeffen die noͤthige Anzahl von Fuͤrſprechern nicht, 

und. wird ſodann der Vorſchlag der: Depusation: zu Artikel 258.: Seite 145 

des Berichts — 
einſtimmig 

angenommen. —— 

Herr Kammerherr vom Metzſch findet demnaͤchſt diejenige Beſtimmung des 
Artikels bedenklich, nach welcher Jagdberechtigte, die ihr Weg über fremde Me: 
viere führt, berechtigt ſeyn ſollen, letztern ohne Abſchraubung des Schloſſes von 
ihrem Gewehre zu paffiren. Er bemerkt, wie gerade dieß nach den bisherigen 
Erfahrungen fehr viele Jagdfrevel erzeuge, und träge deshalb Darauf am, daf 
‚ bie Worte: „Jagdberechtigte —— nehmen müffen“ weggelaffen werden möchten, 

was auch die nörhige Unterftügung findet, 

Dagegen wird indeffen von mehrern Seiten eingehalten, daß einmal cin 
Jagdberechtigter es mit dem andern wohl nicht fo -genau nehme, dann aber 
auch die Sache ganz unausführbar fey, zumal bei großer Käfte. 

Herr Kammerherr von Thielau äuffert, daß es genügen werde, wenn man 
dem über ein fremdes Mevier gehenden Jagdberechtigten nur bie Pflicht auflege, 
das Schloß feines Gewehrs zu verbinden, und dieß veranlaft Se. Königliche 
Hoheit den Prinzen Johann zu dem Antrage, nad) den Worten: „nehmen müf- 
fen,“ die Worte einzuſchalten: 

und dabei das Schloß verbunden halten, 
welches ebenfalls gemügende Unterſtuͤtzung erlangt. ' 
Dei der hierauf erfolgenden Abſtimmung wird der Antrag des Herrn von 


Meizſch, 
mit 25 Stimmen gegen 12, 
abgelehnt, der Sr. Königliben Hoheit des Prinzen Yohann, 
mit 36. Stimmen gegen 1, 
angenommen, und der Artikel felbft 
unanim 


genehmigt. 
"Den 


Artifel 259.. nehmen 
alle Anwefenden 
an, und es macht fobanı der Gang der Discuffiok nothwendig, daß die beiden 
folgenden 
Artikel 260. und 261. zuſammen in Berathuug genommen werben. 
Hierbei bemerkte nun zuwörderft Herr Kammerherr von Thielau, wie ihm die 
auf den Wilddiebſtahl nach dem Vorſchlage der Deputation zu ſetzende Straf: 
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viel zu mild erfcheine, den Mäuber, felbft wenn er nur mit einem Stocke be: 
waffnet fen, befirafe man mit 15= bis 20jährigem, wohl gar lebenslänglichem 
Zuchthaufe erften Grades, den Wilddieb, der fiets die toͤdtliche Waffe führe, 
mit höchftens 6 Jahren Arbeirshaus. Je gröffer und leichter aber der Ge- 
winn des Wilddiebes, je geringer feine Strafe ſey, um fo mehr würden ſich 
die Verbrecher diefer Art von Erwerb zumenden. Er trägt demnach im Der: 
eine mit Herrn Geheimen Finanzrathe von Polen, darauf an, das Deputations- 
gutachten zu Art. 260. nicht anzunehmen. 
Won dem Herrn Deferenten wird. hiergegen indeffen bemerklich gemacht, 
daß Raub wegen der damit verbundenen Gewalt gegen die Perfon ein weit 
ſchwereres Verbrechen ſey, und 28 werden zur Unterftügung des Deputations- 
gutachtens von mehreren Seiten die im Berichte felbft angegebenen Gründe gel- 
tend gemacht. | | 

- Bevor man indeffen noch zur Beſchlußfaſſung über diefen Punct gelangt, 
erflärt ſich Here Geheimer Finanzrath von Polenz gegen den Art. 261., in: 
dem derfelbe wenigftens mittelbar es ausfpreche, daß derjenige, welcher das Wild 
von feinen Grundſtuͤcken abwehre, daſſelbe zu toͤdten berechtigt fen, wenn er es 
nur abliefere.. Das fen bisher niemals zuläfßig gewefen, werde die Jagd vol: 
lends ruiniren, und er trage deshalb darauf an, den Art. 261. ganz wegsulaf- 
fen; anftatt -deffelben aber in den Art. 260. nah Schluß der erften. Zeile und 
dem Worte: „Wild” die Worte einzufchalten: „mit Schießgewehr”. 

Dieß veranlaßt nun den Art. 261. wäher zu beleuchten, zu welchem Unter: 
zeichneter die im der Beilage dieſes Protocols unter 71. befindlichen drei An: 
träge unter a. b. und c, gemacht hat. | 

Der Here Meferent bemerkt, wie die Deputation diefe Anträge geprüft, fie 
nicht unbegründet befunden und den Bedenken, welche ihnen zum Grunde laͤ— 
gen, abzuhelfen fi bemüht habe. Es folle nämlih nach dem Antrage des 
Unterzeichneten unter a. in ben Fällen des Art. 261. mur die Strafe des Fund⸗ 
diebſtahls eintreten. Die paffe nun zwar nicht, allein eben fo wenig koͤnne es 
allerdings bei der im Entwurfe zu findenden Strafe des Diebftahls verbleiben. 
Die Deputation ſchlage deshalb vor, die Strafe des Wilddiebſtahls, wie fie im 
Deputationsberichte ad Art. 260. proponiet worden, eintreten zu laffen, welche 
ſich von der des Funddiebftahls nur wenig unterſcheide. — 

Den Defiderio des Unrerzeihneten sub b., fo wie den Bedenken des 
Herrn von Polenz werde vielleicht abgeholfen werden, wern man die betreffende 
Stelle des Art. 261. fo faßte: „welche das bei erlaubter Abwehrung und Ver: 
meibung des Wildes zufällig erlegte“ u. ſ. w. Dem dritten unter c. aufge: 
führten Antrage des Unterzeichneten endlich, welcher dahin gehe, daß das auf 

Zweite Abrheilung. 1. 8°» 59 
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die im Artikel angegebene Weife erlegte Wild dem Jagdberechtigten nicht ge: 
bracht, fondern ihm nur binnen 12 Stunden jur Abholung angezeigt zu wer: 
den brauche, trete die Deputation ganz bei. 

Unterzeichneter erffärt, wie er durch diefe Worfchläge, wenn anders die bei 
Art. 260. von der Deputation beantragte Herabfegung der Strafe Genehmi- 
gung finde, den Zweck feiner Amendements erreicht fehe, und daher letztere, un: 
ter obiger Vorausſetzung und dafern die fo eben referirten Vorſchlaͤge Geneh— 
migung 'fänden, zurücknehmen wolle, wie.denn auch 

Herr von Polenz ‚zu vernehmen giebt, daß er gegen die Beibehaltung des 
Art. 261. fein Bedenken weiter habe, dafern der zweite der fo eben referirten 
Vorſchlaͤge zu einer veränderten Faffung durchgehe. 


Eben diefer zweite Vorſchlag erregt indeffen Bedenken bei Herrn Bürger: 
meifter Gottſchald, welher annimmt, daß das eingefloffene Wort: „erlaubt“ 
die Morhwehr gegen Thiere mehr beſchraͤnke, als ſolche felbft gegen Menfchen 
beſchraͤnkt fen, die man im Falle der Nothwehr unter gewiffen Umftänden un- 
geftraft toͤdten dürfe. 

Es wird Hierauf indeffen ergegnet, daß der Fall der Mothwehr jetzt, wo 
das Schwarzwild fo gut als ganz vertilge fen, wohl faum in Sachſen mehr 
vorfommen Fünne, daß aber jeder, der von einem Wilde perfönlich angegriffen 
werde, unbedenklich diefes Wild tödten koͤnne. 

Eine längere Discuffion erregt der dritte mit e. bezeichnete Antrag des Un- 
tergeichneten, und es führt gegen denfelben infonderheit 

Herr von Polen; an, daß derjenige, welcher bei Vertreibung eines Wildes 
folches tödte, eigentlich einen Eingriff in fremdes Eigenthum begehe, weshalb 
es ihm gar wohl zugemurhet werden möge, das erlegte Wild dem Jagdberech— 
tigen ſelbſt zu überbringen. 

“ Dagegen wird indeffen von Unterzeichnetem eingewendet, daß der, welcher 
bei erlaubter Abtreibung des Wildes ſolches toͤdte, nicht eine unerlaubte Hand: 
lung begehen koͤnne, weshalb denn die Anzeige des Gefchehenen das Aeuſſerſte 
ſey, was man von ihm verlangen koͤnne. 


Herr von Carlowitz findet den Antrag ‚des Unterzeichneten um deswillen 
nicht unvortheilhaft für den Jagdberechtigten, weil er dadurd mindeftens bin- 
nen 12 Stunden in den Stand geſetzt werde, das erlegte Wild abholen laffen 

zu Fönnen, während er daffelbe nach dem Gefeg-Entwurfe erft in 24 Stunden 
zu erhalten brauche, wo es leicht zum Theil verdorben feyn könne, 


Herr Dombere D. Günther endlich zeige, wie eigenelih und auch nad 
roͤmiſchem Rechte Jeber das Befugniß habe, das auf feinem Grunde und Bo- 
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den artgetroffene Wild zu toͤdten und ſich zugueignen. In Deurfchland fen 
dieß hauptfächlih dadurch anders geworden, weil man die Jagd als ein Die: 
gal betrachtet und fie in diefer Maafe einzelnen gröffern Grundbeſitzern theil: 
weife überlaffen habe. Dagegen liege aber auch dem Jagdberechtigten die Ver: 
pflichtung ob, dafür zu forgen, daß das Wild die Grundftücen anderer Per: 
fonen nicht beſchaͤdige. Thue er dieß nicht, was freilich nicht immer in feinen 
Kräften ftche, fo könne er fi nicht befchweren, wenn ber dritte Grundbefiger 
fih wehre, und werde dabei zufällig ein Stück Wild getoͤdtet, fo könne er am 
allerwenigften verlangen, daffelbe noch in fein Haus gebracht zu fehen, 

Diefen Gründen fügt Herr Amtshauptmann Freiherr von Biedermann 
noch bei, daß der dritte Grundbefiger die Wahl habe, entweder das Wild zu 
vertreiben, oder dieß nicht zu thun, und ſodann Schadenerſatz zu fordern. 
Beſchraͤnke und beläftige man ihn zu fehr, fo werde er den legten von beiden 
Wegen wählen, und der ſey für den Jagdberechtigten offenbar der nachthei: 
ligere. ’ 

Bon Herrn von Carlowig wird ferner bemerkt, wie im Art. 260. die 
Eenfiscation des Gewehrs nicht ausgefprochen ſey, die. doch ſchon im den weit 
minder ftrafbaren Fällen des Art. 258. gefeglich vorgefchrieben werde, 

Herr Geheimer Juſtizrath D. Groff bemerft indeffen, wie ſich diefe won 
felbft verftche, und das um fo mehr, da im Art. 260; ja ausdruͤcklich auf 
Art. 258. verwiefen ſey, wobei fi denn auch Herr von Carlowi beruhigt, 
obwohl Herr D. Günther darauf aufmerffam macht, daß der Art. 258. minde: 
ftens den Fall nicht treffe, wenn Jemand von feinem Reviere aus in das des 
Nachbars hinüberfchieffe und dort ein Wild erlege, 

Der Demerfung des Herrn Geheimen Juſtizraths D. Grof endlich, daß 
nach dem von der Deputation zu Art. 260. gemachten Vorfchlage auch Wild: 
diebe in das Sandesgefängniß würden eingeliefert werden fönnen, ſetzt der 


Herr Meferent entgegen, daß die Deputation dieß unbedenklich gefunden 
babe, weit Wildviebftahl in der gemeinen Meinung Fein entehrendes Verbre: 
en fen, und gelangt man fodann zur Abſtimmung. 

Es wird dabei zuwörderft der heutige Antrag der Deputation zu einer an: 
dern den Vorſchlag des Unterzeichneren sub b. erfegenden Faſſung des mitt: 
lern Theils von Art. 261. 

mit 34 Stimmen gegen 2, 
genehmigt, fodann der von der Deputation bevorwortete Antrag des Unterzeich- 
neten sub c. 
mit 24 Stimmen gegen 11, 
59 * 
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angenommen, ferner die von ber . Deputation Seite 146 ihres Berichts vor: 
gefhlagene Herabfegung der Strafe bei Art. 260. j 
mit 21. Stimmen gegen 14, 
und ber Art. 260. felbft, wie er fi) nunmehr geftalter, 
mit 32 Stimmen gegen 3, 
angenommen. 


Dagegen findet der heutige Vorſchlag der Deputarion im Art. 261. ſtatt 
„einfachen Diebftahls” zu fegen „einfachen Wilddiebſtahls ⸗· 
einhellige 
Zuftimmung und fodann der Art. 261. felbft, wie er ſich nunmehr geftal- 
tet hat, 
mit 26 Stimmen gegen 9, 
Annahme, 
Bei 
Art. 262. hat Unterzeichneter laut der Beilage Mr. 71. beantragt, die 
Worte „ober haben ſich — — vereinigt” hinwegzulaffen, und es hat fich, 
wie der Herr Referent erflärt, die Deputation dem angefchloffen, indem nad) 
der Erflärung der Regierung (vergl. Seite 146 des Deputationsberiches ) 
der von Mehrern gemeinfhaftlih veruͤbte Wilddiebſtahl nur dann der hier ge- 
ordneten Strafe unterliegen fol, wenn er gewerbmäfig betrieben wird, und 
ſonach die zur Weglaffung empfohlenen Worte, nur zu einer irrigen Auslegung 
Veranlaffung geben fönnten. 
Der eben erwähnte Antrag des Unterzeichneten wird 
einftimmig, 
der Art. 262. aber nur 
von 32 Stimmen gegen 1, 
genehmigt. 
Bei 
Art. 253. findet Herr Domherr D. Günther die geordnete Strafe viel 
zu hart, indem die Grenzen zwiſchen hoher, mittler und nieberer Jagd oft 
fehe ungewiß fegen, und ein Aufferft geringes Vergehen vorliege, welches fich 
hoͤchſtens zu einer Geldftrafe eigne. Er ſchlaͤgt deshalb vor, den Schluß des 
Artifels fo zu faffen: 
find mit Vorbehalt des Eivilanfpruchs um den einfachen Werth des 
jur Ungebühr erlegten Thiers zu beftrafen. 
Da dieß die erforderliche Anzahl von Fürfprechern nicht finder, fo ftelle 
Unterzeichneter den Antrag, folgende Faſſung zu wählen: 


* 
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find mit Vorbehalt des Civilanſpruchs um den doppelten Werth des 
zur Ungebühr erlegten Thiers zu beftrafen, 
und es erlangt folches die nöthige Unterftügung. 

Gegen den Antrag erflärt ſich indeffen der Herr Referent, indem er zwi—⸗ 
fhen den im Art. 263. erwähnten und den bei den vorhergehenden Artikeln 
bezeichneten Verbrechen einen fo großen Unterfchied nicht finder. Mebrigens fen 
den Yägern und Jagdliebhabern die Grenze zwifchen den verfchiedenen Arten 
der Yagd, fo weit nöthig, recht wohl befannt, und wo fie ftreirig, da fönne 
natürlich von einer Beftrafung nicht die Rede feyn. sn 

Der Antrag des Unterzeichneten wird hierauf, 

mit 23 Stimmen gegen 11, 
verworfen, der. Vorfchlag der Deputation zu Art. 263. 
einftimmig, 
und der Artikel felbft, 
mit 32 Stimmen gegen 2, 
angenommen. 
m 

Art. 264. findet Herr Domherr D. Günther deshalb eine Undeutlichkeit, 
weil fich nicht abfehen: laffe, ob hier jedes Jagen auf fremdem Meviere ohne 
Anmaafung des erlegten Wildes, ober vielleicht nur der Fall gemeint fey, wo 
ein Jagdberechtigter fih von feiner Liebe zur Jagd verleiten laffe, die Grenzen 
feines Meviers oder Mechts zu überfchreiten. Hierauf erfolgt indeffen die Er- 
läuterung, daß beide Fälle gemeint feyen, und das charafteriftifche Kennzeichen 
des hier vorliegenden Vergehens blos darinn beftehe, daß der Jagende ſich des 
erlegten Wildes nicht anmaafe. Ob er felbft ein Revier habe oder nicht, fen 
ganz gleich. 

Der Artikel wird hierauf unverändert, 

mit 33 Stimmen gegen 1, 
angenommen. 


‚ Bei 
Art. 265. wird der Vorſchlag der Deputation Seite 146 ihres Be: , 
richts, fo wie der hiernach abgeänderte Artikel felbft 
einftimmig 
genehmigt, wie denn auch dem 
Art. 266. in unveränderter Maafe gleiche 
einftimmige 
Annahme zu Theil wird, 
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Den nun folgenden 


Art. 267. wuͤnſcht Unterzeichneter Inhalts der Beilage 72. diefes Prote: 
cols in der Maafe gefaßt zu fehen, wie foldyes die Deputation der zweiten 
Kammer Seite 156 ihres Berichts vorgefchlagen hat, umd es hat die Depu: 
tation der dießfeitigen Kammer, wie der Herr Referent bemerft, dem Antrage 
des Lnterzeichneten zwar nicht unbedingt beizutreten vermocht, ſich jedoch zu 
einer Faffung vereinigt, welche fi der von Unterzeichnetem gewünfchten bedeu— 
tend annähert. Sie ift in der Beilage diefes Protocolls Nr. 73. enthalten. 

Nachdem der Herr Meferent umſtaͤndlich entwickelt hat, welche Verſchie 
denheit unter den 3 nunmehr in Frage ftehenden Faſſungen obwaltet, erflärt 
Unterzeichneter, mie er fi) mit der neuvorgeſchlagenen Wortftellung einverftche, 
da durch diefelbe die wefentlihen Puncte, welche er wünfche, erreicht würden, 
und erlangt fodann der Artifel nach diefer Faffıng 

einftimmige 
Genehmigung. 
Bei 


Art. 268. wird fih, wie Se. Königliche Hoheit Prinz Johann erinnert 
nad) dem fo eben zu Art. 267. gefaßten Befchluffe, die Abänderung nothwen 
dig machen, daß die erften Worte fo gefaßt werden müffen: 

Bei gleichen Handlungen an einem Landesgrenzzeichen kann u. f. w. 
Dieß fo wie die von der, Deputation Seite 146 beantragte Erhoͤhung 
des Maximi der Strafe und zugleich der Art. 268. werben 
von allen Anwefenden 
genehmigt, «8 erlangen auch die 


Art. 269. und 270. unverändert, fo wie 


Art. 271. unter dem von der Deputation Seite 147 ihres Berichts be: 

antragten Wegfalle des Minimi der DR insgefanmt 
einftimmige 

Genehmigung. 

Bei 

Art. 272. genehmigen zuvoͤrderſt 

“alle Anwefende 

den von der Deputation Seite 147 ihres Berichts unter a. vorgeſchlagenen 
Zufaß. 

Es hat demnächft laut der Beilage diefes Protocolls Nr. 74. Herr D. 
Erufius die ausdrädliche Aufnahme der Eifenbahnen in diefen Artifel beantragt, 
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und da die. Frage entſteht, in wie fern diefer Antrag formell zuläffig fen, weil 
der. Herr Antragfteller heute nicht anmwefend ift, fo erflärt Here Buͤrgermeiſter 
Schill, wie er das Amendement als das Seinige aufncehme. Zur Bevor: 
wortung verweiſet er auf die große Wichtigkeit der Eifenbahnen und die durch 
deren Beſchaͤdigung entftehende Gefahr und es wird der gemachte Verſchiag 
zahlreich unterſtuͤtzt. 

Nun erklaͤrt zwar Herr Geheimer Juſt hrath D. Groſſ, wie * der An⸗ 
ſicht der Regierung die Eiſenbahnen unbezweifelt unter den im Art. 272. er: 
wähnten oͤffentlichen Bauwerken begriffen ſeyen, es ergegnet aber hierauf 

Herr von Earlowig, wie er kaum glaube, daß die Richter diefe Anficht 
theilen dürften, da Eifenbahnen nicht im Staatseigenthume feyen und natür: 
lich ſtets die mildefte Auslegung der Strafgefege vorgezogen werde. 

Da hierauf der Herr Meferene zu vernehmen giebt, wie nicht das Eigen: 
thum des Staats, fondern die Beſtimmung zum öffentlichen Gebrauche ein 
Bauwerk zu einem Öffentlichen mache, fo ergegnet 

Herr Domherr D. Günther, daß auch nach diefer Erflärung Eifenbah: 
nen nicht in die Elaffe öffentlicher Bauwerke fommen könnten, da nicht ever 
fie befahren fönne, fondern nur der Wagen der Eigenrhümer. Er ſchlaͤgt 
deshalb und weil ihm eingehalten wird, daß man ſich auch ganz unbedeutende 
blos Privarzwecfen dienende Eifenbahnen denfen koͤnne, vor, nach dem Worte 
Bauwerken in Parenthefe die Worte einzufchalten : 

worumter auch die mit Genehmigung des Staats angelegten oder 
fünftig anzulegenden Eifenbahnen zu verftchen find. 

Nachdem dieß unterftügt worden, erflärt fih der Here Referent gegen. den 
Vorſchlag, da die ausdruͤckliche Erwähnung der Eifenbahnen unter den im Artifel 
genannten, insgefamme eine Ruͤckſicht der Pierär erheifchenden, Gegenftänden nicht 
paffend erfiheine, man ja auch andre Bauwerke, z. B. Chauſſeen, Canäle, 
Verggebäude umd dergleichen nicht befonders aufgeführt habe, obwohl bei die: 
fen meift diefelben Nückfichten einträten. In fo fern aber die Beſchaͤdigung 
von Eifenbahnen eine Gefahr für Menfchen Herbeiführe, werde fie unter die 
Strafbeftimmung des Art. 169. fallen. Wolle man aber die Sache burd: 
aus auf irgend eine Weife beftimmter ausdrüden, fo möge man, nad dem 
Beifpiele des eben erwähnten Art. 169., fagen: 

zum Öffentlichen Gebrauche dienende Bauwerke. 
Auch dieß wird unterfügt, Herr Guperintendent D. Großmann findet 


aber feinen der bisherigen Vorfchläge angemeffen, theils weil die Erwähnung 
der Eifenbahnen neben Kirchen, Friedhöfen und dergleichen num einmal nicht 
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paffe, theils weil die im Art. 272. beftimmte Strafe in Betracht ber gro: 
fen durch Beſchaͤdigung von Eifenbahnen entfichenden Gefahr viel zu mild 


ey. 
Deshalb möge man lieber einen eigenen Art. 272 b. einſchalten, des 
Inhalts: | 
Beſchaͤdigungen an den unter Genehmigung des Staats angelegten 
oder Fünftig anzulegenden Eifenbahnen find, in fo fern das Leben 
und die Gefundheit anderer Perfonen dadurch in Gefahr gefekt oder 
verlegt worden find, mit Zuchthaus erften Grades bis zu 10 Jah: 
ren zu beftrafen. 

Dieß findet jedoch die erforderliche Unterſtuͤtzung nicht, und gelangte man 
— zur Abſtimmung, bei welcher der Antrag des Herrn Domherrn D. 
Guͤnther, 

mit 24 Stimmen gegen 9, 
abgelehnt, der von Sr. Koͤniglichen Hoheit dem Pringen Johann geftellte 
aber, 

mit 30 Stimmen gegen 5, 
angenonmen wird. 


Gegen den Antrag der Deputation unter b. Seite 147 ihres Berichts 
erklärt fih Herr Geheimer Juſtizrath D. Groff, indem es im concreren Falle 
oft ſehr fehwer fen, zu unterfcheiden, ob Muthwille oder Bosheit die ——— 
der der Beſchaͤdigung geweſen ſey. 


Gegen dieſen Einwurf bezieht ſich der Herr Referent theils auf das Bei— 
ſpiel anderer Geſetzgebungen, theils auf den großen Spielraum und das In— 
einandergreifen der vorgeſchriebenen Strafmaaſe, theils endlich darauf, daß 
die Deputation nun einmal ſtreng dem Grundſatze gefolgt ſey, dem Richter 
niemals bei demſelben Facto die Wahl unter drei Strafarten zu geſtatten. 

Der Vorſchlag der Deputation wird nunmehr, 

mit 31 Stimmen gegen 1, 
der Art. 272. aber 

einftimmtig . 
angenommen. 


Bei 


Art. 273. äuffert Herr von Ziegler, wie hier, wo auch andere als Frucht: 
- bäume erwähnt würben, eim Theil des Forſtdiebſtahls beachtet werde, der ja 
in ein befonderes Geſetz verwieſen ſey, es wird ihm hierauf jedoch erwidert, 
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daß Hier nicht: vom n Diebftähle, fondern -von dem ohne gewinnſuchtige Abſi cht 
unternommenen Frevel die Rede ſey. 

Sodann finden der Vorſchlag der Deputation Seite 147 des Berichts 
und der Artikel felbft die Genchmigung 

aller Anwefenden. 
EN ww 

Art. 274. hat Unterjeichneter laut ber Beilage. des heutigen Protocolls 
Mr. 72. gewuͤnſcht, daß der Artifel ganz wegfallen, oder daß, wenn ſolches 
nicht beliebe wiirde, mindeftens die Denunciationsprämie nicht vom Verbrecher 
fondern aus Staatskaffen bezahlt werben möge. _. 

Zur Unterftügung führt er.an: Das Denunciationswefen verdiene. feine 
Beförderung, und Prämien für Denunciationen feyen hoͤchſtens da zuläffig, wo 
eine befonders große Gemeingefährlichfeit vorliege, oder wo eine Art von Ver: 
brechen ganz ungewöhnlich überhand nehme. Keins von beiden fey hier der 
Fall, und daher der, Artikel encbehrlih. Solle er aber ſchlechterdings beibe⸗ 
halten werden,. fo möge man wenigftens die Prämie auf Staatsfaffen über» 
nehmen, da ein Quantum von 5 Thle. — — bei ärmern Verbrechern ſchon 
15 Tagen Gefängniß gleich ſtehe, die Deputation aber bei Art. 273. felbft 
6 Tage Gefängniß als Minimum zu hoch gefunden habe. Endlich werde die 
Sache nichts helfen, da die Verbrecher meift zu arm feyn würden, um bie 
Prämie zu zahlen, Iegtere alfo nur in Ausnahmefällen Jemanden zur Anzeige 
bewegen dürfte. 

Diefer Antrag wird nun, in fo weit er deſſen bedarf, unterſtuͤtzt, ſodann 
aber von mehreren Seiten dagegen eingehalten: Es Tiege in ber Natur des 
Baunifrevels, daß derfelbe nur felter zur Entdeckung komme und dieß, fo wie 
die Widrigfeit des Vergehens rechtfertige die angefochtene auſſerordentliche 
Maasregel, Die Beſtimmung beftche demnächft bereits und fey die Denuncias 
tionsprämie nicht als Strafe fondern als ein Theil der Koften anzufehen. 
Werfe man aber die Prämie auf Staatsfaffen, fo koͤnnte es, zumal nad) 
Wegfall des Minimi der Strafe, wohl dahin Fommen, daß fi) Zwei verei- 
nigeen, um durch Begehung und Anzeige des Frevels die Prämie zu gewinnen, 

Nachdem der Antrag auch noch von einigen Seiten bevormwortet worden ift, 
wird derfelbe, foweit er die Ueberweifung der Prämie auf Staatskaſſen betrifft, 

mit 20 Stimmen geyen 8, 
abgelehnt, und der Artifel unverändert, 

von 23 Stimmen gegen 5, 
angenommen. 


Zweite Abrbeilung. 1. 36, 60 
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Hier nöthige die Zeit abzubrechen,, und es trägt nur noch ber Herr Präji: 
dent ein | 
129 
Anderweiter Vortrag aus ber Regiſtrande. 

während der Sitzung eingelangtes unter in 

Mr. 104. in die Regiſtrande gebrachtes Königl. Decret vor, welches 
ein Geſetz über die Religionsuͤbung der Juden und. die für diefen Entzwech 
ihnen zu geftattende Erwerbung von Grundeigentum betrifft. , Es wird vor: 
gelefen: und ber erſten Deputation zur Begutachtung überwiefen. | 

Im Uebrigen enthält die Beilage Z. die Faſſung der heute angenomme- 
nen Artikel, und fol morgen in dem heutigen Berachungsgegenftande fortge⸗ 
fahren werben. 


> VBemerft von | 
Ernft Guſtav von Gersdorf. Errnſt Sriedrih Dart, 
Eurt Ernft von Pofern. SLR 
Hanns Friedrih Curt von Lüttichau. 


2. 
Art. 258. 
Wer nehmen müffen und dabei das Schloß verbunden .hal- 
ten, Meifende, welche nicht von der gewöhnlichen Strafe abweiben, fo wie 


Militärperfonen, Gensdarmes und überhaupt alle andere zum Öffentlichen Dienft 


bewaffnete Perfonen bei Ausübung deffelben wegen der zu ihrer Ausruͤſtung ge: 
hörigen Gewehre, 


Art, 259. 
bleibt unverändert. 


Art. 260. 


Wer einfängt, iſt bei einem Betrage des erlegten oder gefan— 
genen Wildes bis mit 10 Thalern an Werth, mit Gefängniß bis zu 3 Mo- 
naten, bei einem Betrage deffelben von 10 bis 50 Thalern an Werth mis 
Gefaͤngniß von 2 bis 3 Monaten oder Arbeitshaus bis 2 Jahr, bei einem 


Derrage deffelben über 50 Thaler an Werth mit 1 bis 6 Jahren Arbeitshaus 
zu belegen. 
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Art. 261. | 
Die Strafe des einfachen Wilddiebſtahls tritt auch gegen diejenigen Srund- 
flücfebefiger ein, welche das bei erlaubter Abwehrung oder Vertreibung des 
Wildes zufällig erlegte oder eingefangene Wild nicht an ben bafelbft zur Jagd 
Bereptigten binnen 12 Stunden zur Abholung anzeigen. 
Art. 262. — 
Iſt der Wilddiebſtahl gewerbsmäfig betrieben worden, fo ift die Borfchrift 
des Art. 221. in Anwendung zu bringen: | 


Art. 263. 
Jagdberechtigt· —— bes einfachen Wilddiebſtahls zu belegen. 
‚Art. 264. 
bleibt unverändert. 
Art. 265. 
Ber — — ddes einfachen Wilodiebftahls zu belegen. Iſt aber u. ſ. w. 
Art.:266. 
bleibt unverändert. 
Art. 267. 


Wer Grenzfleine oder andere zur Bezeichnung von Privatgrengen oder bes 
Bafferftandes beftimmte Merkmale wegnimmt, vernichtet, verruͤckt ober eigen: 
mächtig ſetzt, ift mit Gefängniß von 4 Wochen bis zu 3 Monaten oder, wenn 
s nit im gewinnſuͤchtiger Abſicht geſchah und bie Strafe 6 Wochen nicht 
überfteigt, auch mit verhälenigmäfiger Geldbuße zu beftrafen. 

Art. 268. 


Bei gleichen Handlungen an einem Landesgrengzeichen kann bie Strafe 
dis zu Einem Jahre Gefängniß gefteigert werden. 
Ä Art. 269. 270. 
beiben unverändert. 
Art. 271. 
Die Beſchaͤdigung mit Gefängnißftrafe bis zu Einem Jahre 
u. ſ. w. | 





Art. 272. 

Iſt eine ſolche Beſchaͤdigung an Kirchen oder Bethaͤuſern, zum öffentli- 
hen Gebrauche dienenden Bauwerken, öffentlichen Denkmaͤlern, öffentlichen 
Sammlungen für Wiſſenſchaft oder Kunft, Friedhoͤfen, Gräbern oder, Grab: 

cr 
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mälern verübt worben, fo ift, wenn die That aus bloßem Muthwillen verübt 
wurde, auf Gefängniß bis Zwei Jahr oder Arbeitshaus, bis Sechs Jahr, 
wurde fie jedoch aus Bosheit verübt, auf Arbeitshaus bis, Zuchthaus zweiten 
Grades von Sehe Jahren zu erfennen. 


Art.- 273: 
Diejenigen — — mit Gefangniß bis zu — von 2 Jahren zu 
befirafen. 
"Ark. 274. 
bleibt unveränbert. 
I 1. 


Anträge zu Rap. XV. des fpecielfen Theils des Criminalgeſet⸗ 
buchs Art. 258.—Art. 264. 


Bei Art. 261. wunſche Ih 
a.) den Anfang fo gefaßt zu fehen: 
Die Strafe der Vorenthaltung des Gefundenen tritt gegen diejenigen 


nf. w. ‘ 2 
b.) nad) dem Vorſchlage ber Deputation. der zweiten. Kammer Seite. 155 
bie Worte: 
befäeten oder mit Frucht beſtellten 
wegzulaſſen und 
c.) den Schluß des Ketikels fo gefaßt zu fehen, wie ihn die Depistation 
der zweiten Kammer vorſchlaͤgt. 


Bei Art. 202, wůnſche ih den — * der Worte? „ober haben fi — 


vereini 
F Ernſt Friedtich Hartz. 
M 12. 
Fernerweite Antraͤge zu Kap. XV. des ſpeciellen Theils des 
Criminalgeſetzbuchs. 
Art. 265—283. 


Er, | 
Den Art. 267, wuͤnſche ich fo gefaßt zu fehen, wie er von der Deputa: 
tion der zweiten Kamıner Seite 156 ihres Berichts vorgefhlagen worden ift. 
(NB. Zeile 3 diefer Faſſung muß es ſtatt „aufreißt“ Heiffen „ausreißt“.) 
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v 4. 

Den Art. 274. winfhe ich entfernt, oder, wenn dieß nicht Genehmigung 
fände, mindeftens die Denunciationsprämie aus Staatsfaffen bezahlt und des— 
halb die Worte: „aus dem Vermögen des m J mit den Worten: 

aus Staatskaſſen 


vertauſcht zu ſehen. 


Im Art. 276. wanſche ib die Be: „fi etwas geben ober leiſten laſ⸗ 
ſen“ dahin abgeaͤndert zu ſehen: 
ſich mehr als den Betrag oder Werth der geſetzlich geſtatteten Zinſen 
geben oder leiſten laſſen oder Zinſen von Zinſen nehmen, ohne daß 
ſolche in ein neues, werbendes — verwandelt worden ſind. 


Im Art. 277. wuͤnſche ich ſtatt geſetzt zu ſehen: 
"andere Sache, als Staatspapiere nad) Cours, 


Im Artikel 283. wünfche ih um meheerer Deutlichkeit willen, den Mo⸗ 
tiven gemaͤs, ſtatt „kaufmaͤnniſche“ geſetzt zu ſehen: 
eigentlich kaufmaͤnniſche, dieſem Gewerbsbetriebe eigenthuͤmliche. 


8. 
Den Zuſatzartikel wuͤnſche ich ſo gefaßt zu ſehen: 
Bon den in den Kapiteln XII. bis XV. erwähnten Verbrechen find, 
unbefchabet der bei einigen derfelben wegen des Ruͤckfalls gegebenen 
befondern Beſtimmungen, als gleichartig zu betrachten: 

a.) der gemeine und ausgezeichnete Diebftahl, Art. 214. bis 224. 
und die Parthiererei und Hehlerei, Art. 228, 

b.) der einfache und ausgggeichnete Betrug, Art. 232. bis 242, 
der betrügerifche Vanaueroit Art. 245. und der betrügliche Wucher, 
Art. 279 

c.) bie in den Art. 251. und 252. erwähnten Muͤnzverbrechen und 

d.) alle Arten des Wuchers, Art. 275. bis 282. 

Dagegen follen die vorfichend unter verſchledenen Buchftaben aufge: 
führten Verbrechen gegen einander, ingleichen die Art. 261. erwähnte 
Art des Wilodiebftahls mit den Übrigen unter derfelben Ueberſchrift 
angeführten Verbrechen nicht als gleichartig angefehen werben, 


Ernſt Friedrich Hark. 
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„MW 73. 
| Artifel 267. 

Wer Grengfleine oder andere zur Bezeichnung von Privargremen: ober bes 
Wafferftandes beftimmte Merfmale wegnimmt, vernichtet, verruͤckt oder eigen: 
mächtig fegt, ift mit Gefängniß von 4 Wochen bis zu 3 Monaten, oder, 
wenn es nicht im gerinnfüchtiger Abſicht gefhah und die Strafe 6 Wochen 
nicht überfteigt, auch mit verhältnigmäfiger Geldbuße zu beftrafen, 


Artifel 268. 
„Bei gleichen Handlungen an Landesgrenzjeichen ꝛtc.“ 
Johann, Herzog zu Sadfen. 


AM 74. 
Der Unterzeichnete erlaubt fich 
ad Art. 272. des Eriminalgefegbudhre 
zu beanfragen, daß bei den unter befondern Schug der Gefee geftellten Ge: 
genftänden auch 
„die Eifenbahnen“ 
ausbrüdlich genannt werden; da es ungewiß ſeyn duͤrfte, ob folche umter „öffent: 
lihen Bauwerken“ mit begriffen find und doch unzweifelhaft neben gleichen Ruͤck⸗ 
fihten der Gemeinnuͤtzlichkeit, der öffentlihen und allgemeinen Benutzung :c. 
noch die befondere Ruͤckſicht auf die aus Befhädigung derfelben entſpringende 
große, oft unberechenbare Gefahr für das Publicum eintritt und gewiß hoͤchſte 
Beachtung verdient. 
D. Wilhelm Erufius. 


42, 
Den 4, Februar 1837. 


Gegenwärtig find: 
Se. Excellenz Herr. Staatsminifter von Zezſchwitz, 
Se. Excellenʒ Herr Geheimer Nach von Wierersheim, 
Herr Gcheimer Juſtizrath D. Groff. 


Die Verfammlung befteht aus 34 Mitgliedern der erften Kanimer, 
Sie genehmigt das Protocol der geftrigen Sigung und wird fodann 
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. 130. 
Bortrag aus ber Regiſtrande. 


aus der Regiſtrande vorgetragen, daß unter 
Mr. 105. Herr Rittmeiſter von Hombold zu Afchaffenburg eine Vorſtellung 
gegen die Emancipation der Juden eingereicht und ein, dieſen Gegenftand be: 
treffendes Schriftchen beigefügt habe. Es fol diefe Eingabe einftweilen zurüd: 
gelegt und kuͤnftig derjenigen Deputation übergeben werden, welche den von der 
Regierung zu erbittenden Entwurf eines Geſetzes über die — der Ju⸗ 
den zu begutachten haben wird. 
Dagegen wird 
Nr. 106. das Protocoll der zweiten Kammer vom 1. Februar, das König: 
lihe Decret wegen der Sandrentenbanf betreffend, der zweiten Deputation über- 
wiefen. 
131. 
Beurlaubungen, Entfchuldigungen, 
As frank find heute enefhuldige Herr Stellvertreter D. Deutrih, Herr 
Fürft Neuß und Here Biſchof Mauermann, beurlaubt werden Here von Po: 
fern vom 6. bis 8.1. M., Herr Bürgermeifter Nitterfiäde vom 6. bis 11. 


+ 


ejusdem. 
Auf der 
Tagesordnung, 
zu welcher man nunmehr verfchreitee, befinder ſich 
132. 


Fortgefegte Berathung über das Eriminalgefegbuch. 


die fernerweite Berathung über den Entwurf des Criminalgeſetzbuchs, in tod 
dem nun die Artikel folgen, die den Wucher betreffen. 


Hierbei hat die Deputation Seite 148 ihres Berichts vorgefchlagen, die 
Regierung zu erfuchen, daß fie über den Wucher, unter Entfernung der dieß: 
fallfigen Beftimmungen aus dem Eriminalgefesbuche, ein eigenes Gefe zugleich 
mit letzterm ergehen laffe, zu welchem die Kammer nah Maasgabe der vor 
liegenden annoch zu discutirenden Artikel in Voraus ihre Zuftimmung geben 
möge. 
Gegen biefen Antrag wendet nun zuvoͤrderſt Herr Geh. Juſtizrath D. Groff 
ein: So viel ſich auch rheoretifh gegen die Beſtrafung bes. Wuchers fagen 
laffe, fo gebiete doch die Nothwendigkeit einem. fo großen Uebel entgegen zu 
wirfen und Strafbeſtimmungen beftehen zu laffen. Sey man aber darüber, 
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daß dieß gefehehen folle, einig, fo liege fein Grund vor, diefe Beſtimmungen 
aus dem Gefegbuche zu entfernen, denn hier bebürfe es nicht eines befondern 
Verfahrens wie bei den Forftdiebftählen,: umd, eben fo wenig werde cs ziwede 
mäfig ſeyn, LUnterfuchungen diefer Art den Poligeibehörben zu überlaffen, was 
ja auch nicht einmal im Sinne der Deputation liege. 

Der Wucher an ſich, bemerkt hierauf Here Domherr D. Gimrher, fc 
kein Verbrechen, wohl aber Fönne ein ſolches mit ihm verbunden ſeyn. Hoͤch— 
ftens- koͤnne der Wucher als ein Polizeivergehen angeſehen werden, und auch das 
wiberrathe er, weniger aus theoretifchen als aus praktiſchen Gründen, denn die Er: 
hebung von mehr als zuläffigen Zinfen ſchade Niemanden, ja fen Häufig nicht 
einmal- moralifch verwerflih, denn in vielen Faͤllen werde dadurch Feinesweges, 
wie man gewöhnlich annehme, der Arme gedrückt. Und felbft in folden 
Faͤllen gebe es cin fehr leichtes Schugmittel, wenn nämlich der Staat erflär, 
daß Zinfen nur bis zu einem geriffen Maafe klagbar feyen. Er ſey demnach 
in der Hauptfache für die Deputation, fönne aber Feinen der vorgefchlagenen 
Artikel angemeffen finden. 


Damit, daß die Beftimmungen gegen ben Wucher aus dem Eriminalge: 
fegbuche entfernt werben, ift auch Herr D. Großmann einverftanden, Die Be— 
ftimmungen felbft aber wünfcht er beibehalten zu fehen, da der Wucher, wenn 
auch nicht unrechtlich doch durchaus unbillig und unchriſtlich fey und es gerade 
in dem gegenwärtigen Augenblide, wo es fih um die Emancipirung der Juden 
handele, doppeltes Bedenken erregen muͤſſe, die Wuchergefeße aufzuheben. 

Nachdem Se. Königliche Hoheit Prinz Johann die Gründe der Deputa- 
tion für ihren Antrag noch kurz recapitulirt und infonderheit darauf ſich beru: 
fen hat, daß die Erfahrung anderer Laͤnder, wo man die Wuchergefege aufs: 
hoben habe,. ein günftiges Nefultat nicht gegeben haben folle, erflärt er fich auf 
eine Anfrage des Unterzeichneten noch dahin, wie die, Kammer dem zu erbitten: 
den Gefege nah dem Wunfche der Deputation nurjin fofern und in foweit in 
Voraus ihre Zuftimmung geben fole, als es den Art. 275. bis 278. unt 
280. bis 283., fo wie folhe heute angenommen würden, gemäs feyn werde. 

Der Antrag der Deputation, wie ſich ſolcher Seite 148 befindet, wird hierauf 
einftimmig 
angenommen und erlangt auch der zweite allgemeine Antrag der Deputarion 
Seite 149, 
daß nämlich der Regierung in der zu erlaffenden Schrift eine genau 
Prüfung der — über den Wucher uͤberhaupt zu empfehle 
ſey, 
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ebenfalls | 
einftimmige 
Genehmigung. 

So fann man mun zu 

Art. 275. übergehen. 

Hier erflärt fi num zunörderft Herr Domherr D. Günther nochmals ge 
gen alle Strafbeftimmungen wider ben Wucher und fomit auch gegen den vor: 
liegenden Artikel, Wie mißlih es um diefen ganzen Gegenftand fiche, Das zeige 
infonderheit auch der Art. 283., welcher Faufmännifche Gefchäfte ausnehme. 
Was num foldhe Gefchäfte feyen, das bleibe ungewiß, und es gebe faſt fein 
Gefhäft, welches fih nicht als kaufmaͤnniſches einkleiden laſſe. So werde es 
fommen, daß man bei zwei ihrem Weſen nach. ganz gleichen Gefchäften das 
eine ftrafe, das andere aber nicht firafen koͤnne, blos weil die Intereſſenten klug 
genug geweſen feyen, ihm eine faufmännifche Form zu geben. Ferner fen es 
doch ungerecht, wenn der Kaufmann am Ende vom Privatmanne mehr Zinfen 
nehmen dürfe, als diefer von jenem. 

In ähnlichem Sinne ſprechen fi Herr Amtshauptmann von Biedermann 
und Herr VBürgermeifter Schill aus, welche infonderheit bemerfen, daß das 
Geld eine Waare von wechfelndem Werthe fen, den nur der Bedarf nicht eine 
Tare beftimmen dürfe, und daß in dem Fortbeftchen der Wuchergefetge fein Schutz 
für den Armen liege, fondern eine Bedruͤckung, indem er nun Heine Summen, 
für die er in der Zeit der. Noth gern verhaͤltnißmaͤſig hohe Zinfen zahlen würde, 
gar nicht erhalte, da der in dem höhern Zinfe liegende, die mindere Sicherheit 
compenfirende, höhere Gewinn wegfalle. 

Dagegen Auffert Herr Geh. Rath von Wietersheim: Die Deputation habe 
der Verfuhung, den neuern Ideen über den Wucher zu folgen, widerftanden 
und mit Glück einen Mittelweg gefunden, für den man ihr danfbar feyn müffe, 
denn es fen immer bebenflih, von Grundfägen, bie fo tief in Leben und Mei- 
nung verwachfen feyen, vlöglich abzugehen, auch fey die Beibehaltung der Stra- 
fen des Wuchers in der That nothwendig, da die Fälle, wo höherer Zins mit 
Nutzen gegeben werde, zu denen, wo Leichtſinn der Grund des Aufborgens ge: 
gen höhern Zins fen, ſich wie 1 zu 100 verhalten dürften. Was Faufmän- 
nifche Geſchaͤfte feyen, das fey im concreren Falle weit Leichter zu beftimmen 
als theoretifch, und der $. 283. werde in der Anwendung genügen, wie auch 
das DBeifpiel Preuffens zeige, deffen Landrecht ganz biefelbe Beftimmung ent: 
halte, ohne daß man bis jest deren Abänderung nothwendig befunden habe. 

In gleichem Sinne wird von mehrern Kammermitgliedern nod erwähnt, 
tie nach der täglichen Erfahrung der Wucher allerdings den Armen am här: 

Zweite Abtheilung. 1. 3b. 61 
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teften drücke, wie ein blos die Klagbarfeit der zu hohen Zinfen aufhebendes Ci 
vilgefeg den nöthigen Schu nicht gewähre, weil nur die wirkliche Bezahlung 
des hohen Zinfes dem Schuldner Geftundung verfhaffe, und wie eine Aufhu 

bung der Wucherftrafen ſchwerlich Anklang im Volke finden dürfte. | 
Zulegt erinnert der Herr Referent noch. daran, wie eine almählige Neform 
dem’ plöglichen Umſturze der fo tief in Leben und Verkehr eingreifenden Wu 
bergefege gewiß vorzuziehen fey, und wird fobann ber Art. 275. unverändert, 

mit 28 Stimmen gegen 4, 


angenommen. 


Art. 276. hat Unterzeichneter laut der Beilage 72. des geftrigen Proto: 
colls einen Antrag eingereicht, welcher theils eine genauere Beſtimmung eines 
Ausdrucks, theils eim Verbot des Anatocismus bezweckt. 

Nachdem verfelbe von dem Antragfteller bevorwortet worben ift, ſodann 
auch die erforderliche Unterftügung gefunden hat, erflärt der Herr Referent, wie 
die Deputation dem erften, blos eine Verdeutlichung enthaltenden Theile des 
Antrags beitrete, während fie fidh gegen ben zweiten, fo wie überhaupt gegen 
die Erneuerung von Strafbeftimmungen wider Anatocismus erflären muͤſſe. 

In ähnlichem Sinne äuffert fi Herr Domherr D. Günther, welcher an: 
führt, daß der bloſe Anatocismus ſchon bisher nicht beftraft worden fen, 

Herr Geheimer Juſtizrath D. Groff aber wünfcht, die Sache dem Ermef: 
fen des Michters, der beurtheilen werde, ob in ber Erhebung des Zinfes vom 
Zinfe nah den Verhältniffen ein Wucher Tiege, anheim zu geben. Die, den 
erften Theil des Hartziſchen Antrags bildende, Erläuterung findet er nicht nörhig, 
da der Ausdruck „Geſtundung“ deutlich genug zeige, daß hier niche von blo— 
fen Zinfen, fondern von einer befondern Leiſtung für Verlängerung bes Dar: 
Ichnscontractes die Mebe fey. 

Durch diefe Gründe finder ſich Unterzeichneter bewogen, ben zweiten Theil 
- feines Antrags von ben Worten an; n oder Zinfen von Zinfen” fallen zu af: 
fen; ber erfie aber wird, 

mit 18 Stimmen gegen 11, 
fo wie der Artikel felbft, 

mit 26 Stimmen gegen 3, 
angenommen. 

Bei 
Art. 277. hat Unterzeichneter laut der Beilage 72. des geftrigen Prote: 

colls der Zuläffigkeit der Zahlung eines. Darlchns durch Staatspapiere nad 
Eours ausdrüdlide Erwähnung gerhan zu fehen gewuͤnſcht, und es finder viel 
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die nöthige Unterftügung, nachdem Unterzeichneter entwidelt hat, wie ber Sinn 
des Artitels.nochwendig dahin gehen müffe, daß die Worftrefung eines ‘Dar: 
Ichns durch Sachen auch dann, wenn der Schuldner damit einverftanden ſey, 
firafbar bleibe, wozu indeffen aller Grund. wegfalle, wenn das Zahlungsmittel 
in Staatspapieren nach Cours beftche, bei benen eine Bevortheilung nicht vor- 
liegen könne. 

Herr Geheimer Rath von Wietersheim findet indeffen die Erläuterung nicht 
nötfig, da es ſich von felbft verftche, daß nicht. blos Staatspapiere, fondern 
au andere Erebitpapiere unbedenflich gegeben werben fönnten, wenn damit nur 
fein Wucher verbunden ſey. Bedenklich aber fey der Zuſatz, weil er blos einer 
einzelnen Art von Papieren gebenke, die übrigen alfo auszufchlieffen ſcheine. 

Unterzeichneter erklärt, wie er ſich durch diefe, in bag Protocol niederzu⸗ 
kgende, officielle Erläuterung befriedigt finde, und feinen Antrag zurück, nehme. 

Herr Bürgermeifter Schill finder den Artikel zu allgemein ausgebrüdt, in: 
dem nicht die Gewährung eines Darlehns durch Sachen an: fi frafbar ſeyn 
finne, fondern fie dieß nur dann werde, wenn. bie Sachen uͤber den Werth 
angerechnet wuͤrden, und es tritt ihm 

Herr Domherr D. Günther bei, welcher den ganzen Artikel entfernt zu fe: 
ken wünfche, da ſich die Sache fo Aufferft leicht umgehen laffe, daß die Strafe 
des hier bezeichneten Falles faft niemals habe zur Anwendung gebracht werden 
fünnen, umd daß fie da, wo dieß gefchehen, nur blindlings un ohne zureichen: 
den Grund habe ausgefprochen werden müffen. 

Dagegen wird von andern Seiten gerade die hier vorliegende Veſtimmung 
praftifchy moshwendig gefunden und bemerkt, fie greife das Uebel in der Wurzel 
in, und erlangt endlich der Artifel unverändert Annahme 

mit 29 Stimmen gegen 3. 


Sodann werden, insgefammt ohne Discuffion, angenommen 
Art. 278. unverändert 
mit 30 Stimmen gegen 2, 
Art. 279. unverändert und 
einftimmig, 
Art. 230. unverändert 
mit 30 Stimmen gegen 2, 
Art. 281. mit der von der Deputation vorgefchlagenen Abänderung 
von 31 Stimmen gegen 1. und 
Art, 282. unverändert und 
einftinmig. 
61* 
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Dagegen hat zu 

Art. 283, laut der Beilage 72. bes geflrigen Protocolls Unterzeichneter 
eine etwas genauere Beſtimmung des Ausdruds „kaufmaͤnniſche Geſchaͤfte“ 
gewünfcht, und er führe deshalb an: Wenn auch nicht zu verfennen ftehe, daß 
die von ihm vorgefchlagene veränderte Beſtimmung jenes Ausdrucks noch Feine 
völlige. Beſtimmtheit herbeiführe, fo gewaͤhre fie wenigftens den doppelten Bor: 
theil, daß klar ausgefprochen werde, wie nicht ‚die Perfon, fondern die Art des 
Gefhäfts den Beftimmungsgrund abgebe, und daß der Begriff der Faufmäns 
nifchen Geſchaͤfte nicht milführlih über die Gebühr erweitert. werben folle. 
Gegen die Richtigkeit deffen, was das Amendement befage, könne übrigens 
nichts eingewendet werben, ba es der nach Seite 149 und 150 des Deputa: 
tionsberichts von den Herren Regierungs» Commiffarien gegebenen Erläuterung 
gemäs ſey. 

Nachdem der Antrag unterftügt, von dem Herrn Geh. Juſtizrath D. Groff 
aber für überflüffig erklärt worden iſt, wird er, 

von 18 Stimmen gegen 14, 
angenommen, fodann aber der Artikel felbft 
unanim 
genehmigt. j 

Es ift fodann von ber Deputation Seite 150 ihres Berichts ein Zuſatz als 

Art. 2836. vorgefchlagen worden, welcher über die Gleichartigfeit. der in 
den Kapiteln XII. bis XV. aufgeführten Verbrechen Beftimmung giebt, two: 
gegen 

Unterzeichneter nach ber Beilage des geftrigen Protocolls Ne. 72. eine 
gänzlihe Umgeftaltung diefes Artikels vorgeſchlagen hat. 

Unterzeichneter entwickelt zu deffen Unterftügung, wie die Deputation denn 
doch zu weit zu gehen, im eine zu große Härte zu verfallen fcheine, wenn fie an 
fi fehr ungleichartige Verbrechen blos deshalb zufammenftelle, weil ſolche aus 
Gewinnſucht hervorgiengen, ein Princip, was nicht einmal feftgehalten ſey, da 
man den Raub, deffen Grund doch aud in dem Begehren fremden Eigenthums 
liege, nicht mit eingefchloffen habe. Er fucht dieß durch Beiſpiele zu erkäutern, 
entwickelt die Gründe der von ihm vorgefchlagenen Zufammenftellung der cin: 
zelnen Verbrechen und bemerkt zulegt, daß aus feiner Faffung die den Art. 261. 
betreffende Beftimmung wegfallen müffe, da fein Antrag zu diefem Artikel nicht 
unverändert Durchgegangen. 

‚ MNadydem hierauf ver Antrag unterftütt worden, erflärt der Herr Referent, 
wie die Deputation in der Hauptſache bei ihrem Vorſchlage zwar ſtehen bleibe, 
wie fie jedoch, um ſich den Wünfchen des Unterzeichneten anzunähern, vorfchlage, 
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a.) von ber Gleichartigkeit die in den’ Art. 244. und 257. genannten 
Verbrechen noch auszunchmen, welche ohnehin. nur. durch ein Verſehen fichen 
geblieben, und 

b.) am Schluffe bes Artifels noch die Worte beizufügen: 

Auch find ale beträgerifhen Handhmgen, welche in gewinnfüchtiger 
Abficht begangen werden, mit den Art. 246. bis 250. erwähnten 
Arten bes Betrugs und nicht mit ben obigen hier erwähnten Verge⸗ 
hen als gleichartig zu betrachten. 

Uebrigens verlaffe der Vorfchlag des Linterzeichneten das Princip, er führe, 
wie durch Beiſpiele erläutert wird, zu Inconvenienzen, und wenn die Deputa⸗ 
tion hier den Raub ausgefihloffen habe, fo liege der Grund davon theils in 
der befondern Matur diefes Verbrechens, theils darin, daß er ohnehin ſchon 
einer fchr harten Strafe unterworfen fen. 

Mehrere von dem Herrn Meferenten zu der Faffung des Unterzeichneten 
eventuell geftelte Unteramendements nimmt $etterer bis auf eins auf, und 
fommt es fodann zue Abftimmung, wobei der Art, 283 b., wie ihn die De 
putation vorgefchlagen hat, 

von 23 Stimmen gegen 7, 
angenommen wird, wodurch denn der Vorſchlag des Unterzeichneten abgelehnt iſt. 

Die oben unter a. und b. vorgefchlagenen Abänderungen der Deputations⸗ 

faffung. werben 

einffimmig 
genehmigt, es findet auch der Seite 150 des‘ Deputationsberichts angegebene 
Zuſatz wegen des Wuchers eventuell, und bafern die Art. 275. bis 278. und 
280. bis 283. im Geſetze bleiben follten, 

mit 29 Stimmen gegen 1, 
Annahme. 

Hierdurch ift num der laut Protocolls vom 10. zu Art. 160. 
gemachte Vorbehalt erledigt, und man gelangt zu Kap. XVI. und zwar zuerſt zu 

Art. 234., bei welchen der Vorſchlag der Deputation Seite 151 

einſtimmig 
angenommen wird. 

Here Bürgermeifter Wehner inffert demnaͤchſt: Wenn hier nicht blos die 
Pflichrverlegung, fondern auch die bloße Vernachlaͤſſigung von Amtsobliegenhei: 
ten mit einer criminellen Unterfuhung und Strafe bedroht werde, fo ſcheine 
dieß doch in fofern zu weit zu gehen, als nicht beftimme fen, welche Art von 
Vernachlaͤſſigung hier gemeint fen, und ſchon jede Ueberſchreitung einer Frift 
den Worten nach zur Unterfuchung und criminellen Beſtrafung werde gezogen 
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werden koͤnnen. Er glaube, daß Faͤlle dieſer Art hoͤchſtens einer disciplinellen 
Ruͤge und Veſtrafung unterliegen koͤnnten, und ſchlage deshalb vor, die Worte 
„oder vernachlaͤſſigt“ aus dem Artikel weghulaſſen. 

Dieß wird unterſtuͤtzt, auch von Herrn D. Großmann und Unterzeichnetem 
bevorwortet, unter Hinweiſung darauf, daß wenn in den von dem Herrn Ans 
teagfteller bezeichneten Fällen am Ende auch Feine Strafe oder hoͤchſtens ein 
Verweis erfolge, doch die Unannehmlichkeit einer Eriminalunterfuhung verbleibe, 
und daß die nunmehr an die Stelle der bisherigen Beſchwerden tretenden De: 
nunciationen beim Eivilrichter geeignet feyen, bie Beamten zu entmuthigen, was 
man gewiß nicht wünfchen dürfe. 

Zu Ablehnung des Antrags verweifet Herr Geh. Juſtizrath D. Groff dar: 
auf, daß Vernachläffigungen ſehr häufig in die Elaffe wahrer Pflichtverletzun⸗ 
gen übergiengen, und daß ſchon die Beftimmung des Art. 297. genuͤge, nad) 
welcher es der Dienftbehörde freiftehe, in. den minder bedeutenden Faͤllen die 
Unterſuchung ſelbſt zu fuͤhren. 

Erwidert wird indeſſen hierauf, daß fuͤr grobe Vernachlaͤſſigungen ſchon 
der Ausdruck „Verletzung der Amtspflicht“ genuͤge, und daß ja keine, auch 
die geringſte Vernachlaͤſſigung, ungeruͤgt bleiben, ſolche nur auf den disciplinel⸗ 
len Weg gewieſen werben ſolle. 

Se. Koͤnigliche Hoheit Prinz Johann ſchlaͤgt hierauf vor, den Art. 284. 
auszuſetzen, bis man ſich über den Art. 297. gefaßt haben werde, zu welchem 
ein Amendement des Unterzeichneten vorliege, in deffen Folge fi vieleicht dem 
Bedenken abhelfen laffen werde. 

Die Kammer ift hiermit — der Artikel bleibt ſonach ausgeſetzt 
und man gelangt zu 

Art. 285., bei welchem Herr von Corlowig, laut der Beilage diefes Pro: 
tocols Mr. 75. auf einen Zufagartifel 287 b. angetragen hat, der die Bes 
ftimmungen der Art. 285. flg. auch auf Privardiener erſtrecken fol und eine 
Abänderung mehrerer Artikel nothwendig machen würde. 

Die Deputation ift, wie der Here Referent bemerfe, mit dem Sinne des 
Antrags einverftanden, fhlägt aber, mit Zuftimmung des Herrn Antragftellers 
vor, anftatt der Einfhaltung eines Zufatartifels 287 b. lieber die beabfichtigte 
Beftimmung durch Veränderung ‚einiger Worte in die betreffenden Artikel felbft 
aufzunehmen und demnach den Art. 285. fo anfangen zu laffen: 

Wenn Staatsdiener oder andere in Pflicht ftehende Perfonen (Art. 
231.) ihre amtliche Stellung u. f. w. 

Gegen diefen Antrag erklärt ſich Herr Geh. Juſtizrath D. Groff, indem 

man bei Art, 285. flg. ganz vorzüglich auf die öffentlihe Stellung deffen, ver 
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fi) vergehe, auf den Mißbrauch der ihm vom Staate gegebenen Autorität ge: 

fehen habe, und Privardiener, wenn fie ſich zum DMachtheile ihrer Principale 

mißbrauchen ließen, ſchon dur die Beftimmungen anderer Artikel getroffen 

wuͤrden. 

Dagegen verweiſet indeſſen Herr von Carlowitz auf die Beſtimmungen der 

Art, 231, und 295., wo das Geſetz ſelbſt öffentliche Beamte den Privatdie⸗ 

nern gleichftelle, fo * auf das Beiſpiel der Baierſchen Geſetzgebung, “und 

wird der Vorſchlag, wie er oben von dem Herrn Deferenten un mworben, 
einftimmig 

angenommen, 

Eben fo findet der er der Seite 151 ihres Berichts 

unanime 

Genehmigung. 

Hear Domberr D. Günther macht demnächft darauf aufmerkfam, mie der 
Ausdruck „‚ungefordert annehmen‘ doch zu weit gehen, 3. B. den Euftos einer 
Kunftfammlung ftrafbar machen würde, wenn er von bem, welchen er die ihm 
anvertrauten Kunftfhäge vorzeige, ein Honorar annehme. Er ſtelle indeffen 
feinen Antrag, da: nicht die Veränderung einzelner Wortftellungen, ſondern nur 
eine gänzliche Umarbeitung des Kapitels helfen fönnte, welches den Unterfchied . 
zwiſchen Thun und Unterlaffen, Eriminalverbrecben und disciplinariſche Berges 
hen vermifche und dem es üb:rhaupt an einem leitenden Principe fehle. 

Da hiergegen eingehalten wird, wie ja ber Artikel felbft auf die Fälle ver: 
weife, wo Geſetz, Inſtruction oder Erlaubniß der vorgefegten Behörde die An: 
nahme geftatte, fo erinnert 

Herr D. Großmann daran, daß hier noch ein vierter Fall zu fehlen ſcheine, 
der nämlich, wo, wie 5. B. auf manchen Schulen, ein beftimmtes Herkommen 
geroiffe Emolumente von Beamten normire. Er fihlägt deshalb vor, nach dem 
Worte „Geſetz“ die Worte „noch eine Sitte” einzuſchalten, «s findet dieß , 
aber die nöthige Unterflügung nicht, und wird fodann der Artifel 

einftimmig 
angenommen. 
Der 
Art. 286. wird nach der von der Deputation Seite 152 ihres Berichts 
vorgefchlagenen Faffung, jedoch mit der durch den Antrag des Herrn von Car: 
lowitz zu Art. 285. nothwendig gewordenen Abänderung, daß bie erfien Worte 


heiffen ; 
Dergleihen Perfonen, welche etwas annehmen u. f. w. 
und zwar J 
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einſtimmig 
angenommen. 
Ferner erlangen die 
Art. 287. und 288., beide mit den von der Deputation beantragten 
Veranderungen, die Genehmigung 
aller Anwefenden. 
Der 
Art, 289. muß nad) ber bei Art. 285. getroffenen Veränderung fo be: 
ginnen: 
Die im Art. 285. erwähnten Derfonen haben die u. ſ. w. 
Der 
Art. 290. aber muß ſo anfangen: 
Diejenigen, welche in der Abſicht eine der Art. 285. erwähnten Per- 
fonen zu einer ihrer Amts- oder Dienſtpflicht u. f. w. 
Beide Artikel werden, und. zwar letzterer mit der von der Deputation Seite 
152 ihres Berichts beantragten Abänderung, 
einflimmig 
angenommen. 
Hier aber zwingt der Ablauf der Zeit abzubrechen, und wird man über: 
morgen, Montags, in der Berathung des Criminalgeſetzbuchs fortfahren. 
Die Faffung der heute zum Schluß gebrachten Artikel enthaͤlt die Beilage AA, 
Bemerkt von 
Ernft Guſtav von Gersdorf. Ernft Friedrich Hartz, 
Gottlob Heintich von Minckwitz. S. d. L K. 
Gottlob Friedrich v. Thielau. 


AA. 


Art. 275. 
bleibt unverändert. 
Art. 276. 
Dicht minder — — Geſtundung einer Forderung ſich mehr als den 
Betrag oder Werth der gefeglich geftarteten Zinfen geben ober leiften laffen, u. ſ. w. 


Art. 277. 278. 279. 280. 
bleiben unverändert. 
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Art. 281. 
Perfonen —— zu beftrafen. Beim Ruͤckfalle kann die Strafe u. ſ. w. 


Art. 282. 
bleibe unverändert. 


Art. 283b. (nad) 283. zu fen) 
(geht nach der Faffung Seite 150 des Deputationsberichts) 


Ale - 233. 244. 246. bis 250. 257. bis 259. —— 
gilt. Auch find ale betrügeriihen Handlungen, welche nicht in gewinnfüchti- 
ger Abficht begangen werben, mit den Art. 246. bis 250. erwähnten Arten 
des Derrugs und nicht mit den obigen hier erwähnten Vergehen als gleichartig 
ju betrachten. 

(NB. Der Seite 150 des Deputationsberichts zu findende Zufag wegen 
der Artikel über den Wucher „Die Artifel 275. fgg.“ u. f. w. iſt nur eventuell 
angenommen.) 





Art. 283. 
Die Strafbefiimmungen gegen den Wucher leiden auf eigentlih kaufmaͤn⸗ 
nifche, dieſem Gewerbsbetriebe eigenthümliche Gefchäfte Feine Anwendung. 
Art. 284. 


iſt ausgefegt. 
Art. 285. 


Wenn Staatsdiener oder andere in Pflichten ſtehende Perfonen (Art. 231.) 
ihre amtliche Stellung benugen, um von jemandem etwas zu fordern u. f. w. 
Art. 286. 
(nad) der Faſſung Seite 152 des Deputationsberichts.) 

Dergleihen Perfonen, welche etwas annehmen u. f. w. 
Art. 287. 

Haben fie in Folge des Empfangenen oder Verfprochenen ſich wirklich u. f. w. 
Art. 288. 

Die — — ſolcher Geſchenke oder Leiſtungen zulaffen. 
Art. 280. 


Die im Art. 286. erwaͤhnten Perſonen haben die ihnen u. ſ. w. 
Iweite Abtheilung. 1.85, 62 


Art. 290, 


Diejenigen, welche in der Abficht eine der Art. 285. erwäßnten Perſonen 
zu einer ihrer Amts- oder Dienſtpflicht entgegenlaufenden Handlung oder Unters 
laffung zu bewegen, denfelben Gefchenfe — — oder irgend einen —* 
verſprechen oder zukommen laſſen u. ſ. w. 


N 75, 
Amendement zu Artikel 285. 


Es erfcheint wünfchenswerth, daß die Beftimmung der Artı 285. flg. auf 
anf bei Privatperfonen Angeftellte erftreckt werde, da der Staat die Verpflich— 
tung auf fi) haben. dürfte, auch Privatperfonen vor den in jenen $$. ermähn 
sen Handlungen zu ſchuͤtzen. In gegenwärtiger Zeit fcheint dieß um fo noth—⸗ 
wendiger, als fo manche Angelegenheit, bei welcher der Staat wefentlicy berhei: 
lige ift, 3. B. Bau von Eifenbahnen, Errichtung von Banken, in die Hände 
von Corporätionen oder Privatperfonen gelegt werden, welche jene Angelegen: 
heiten nur dur Geſchaͤftsfuͤhrer und fonflige Beamte beforgen laffen können. 
Diefen find demnach fehr große Intereſſen, und zwar bei geringerer Eontrok, 
als fie dem Staate zu Gebote ſteht, anvertraut. Es dürfte dafür auch noch 
der Umftand fprechen, daß auch im Art. 295. die in Privatdienſten angeftel: 


ten Perfonen berüdfihrigt find; und dag auch in Baiern I. Art. 399. vdiefer 
Gegenftand Beachtung gefunden hat. 


Sch bringe demnach folgenden Zufag » Artifel unter Mr. 287 b. in Antrag: 
„die vorfichenden drei Artikel leiden auch Anwendung auf Geſchaͤfts 
führer, Verwalter und andere in Privatdienften angeftellte Perfonen‘ 

wogegen mummehr Art. 288. fo beginnen würde: 
„die in den Artikeln 285. 286. 287. beflimmten ꝛc. 
und Artifel 289. 


„die Staatsdiener, Öffentliche Beamte und die Art. 287 b. genanntaı 


Perfonen haben — Behoͤrde und beziehenelich Privarperfoı 
oder bei der Obrigkeit — — erſtatten.“ 

endlich Artikel 290. 
„Diejenigen ———— Beamten, ober einen der Art. 287 h. ge 


nannten Perfonen zur einer ꝛc.“ 
von Carlowitz. 


4, 
Den 6. Februar 1837, 


Gegenwärtig find: 


Se. Excellenz Herr Staatsminifter von Könnerik und 
Herr Geh. Juſtizrath D. Groff, ingleihen abwechfelnd 
Se. Excellenz Herr Staatsminifter von Zefchau und 
Se. Epeellenz Herr Geh. Rath von Wietersheim. 


Die anmefenden 30 Mitglieder der erften Kammer genehmigen das Protocol 
der letzten Sigung und befchlieffen fodann, 


133. b 
Vortrag aus der Regiſtrande. 
Mr. 107. die Protocolle der zweiten Kammer vom 17. Januar und fol: 
genden Tagen, enthaltend die Beratung üser den Gefep-Entwurf wegen ganz 
geringfügiger Rechtsſachen an die erfte Deputation abzugeben. | 


134. 
Beurlaubungen, Entfchuldigungen. 

Beurlaubt wird Herr Domherr von Leipziger auf den 6. bis 8. Februar, 
als unwohl entfchuldige werden Herr Stellvertreter D. Deutrih, Herr Kam: 
merherr von Watzdorf und Herr Bürgermeifter Wehner, 

Gelangt zur 

Tagesorbnung, 


135. 
Schlußberathung über das Eriminalgefegbud. 

wird in der Berathung über das Criminalgeſetzbuch bei 

Art. 291. fortgefahren, und es erlangen die hier gemachten Anträge ber 
Deputation, Seite 152 des Berichts, nachdem bemerkt worden, ‘daß die An: 
gabe, als habe zu einigen derfelben commiffarifche Zuftimmung ftattgefunden, 
auf einem Irthume beruße, 

einftimmige 

Annahme. 

Zu biefem Artikel hat demnaͤchſt, Inhalts der Beilage diefes Protocolls 
Nr. 76., Unterzeichneter den Antrag gemacht, die von der Deputation der zwei: 

62” 
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ten Kammer Seite 164 und 165 ihres Berichts vorgefchlagenen Veraͤnderun⸗ 
gen vorzunehmen, nach welchen der Verluft des Beſetzungsrechts fo wie des 
Wahl: und Etimmredits nah zu Schulden gebrachter Beſtechung nicht von 
der Verwaltungsbehörde abhängen, ER nur Folge eines darauf gerichteten 
Erfenneniffes feyn würde. 

Mir diefem Antrage hat fi) nun, wie ber Here Meferent bemerft, die De- 
putation nicht einverftchen Fönnen, indem fie die Einziehung oder Suspenfion 
des Beſetzungsrechts und des Stimm. und Wahlrechts nicht. für eine Strafe 
erfennt, fondern nur für eine Folge des DVergehens, wenn ſolches von der Art 
ift, daß ohne zu beforgendem Nachtheile für das Gemeinwefen dem Verbrecher 
die Ausübung diefer Rechte ferner nicht geftattet werden fann. Dieß fünne 
nun aber nicht der Richter ermeffen, fondern es müffe da, wo die Ausübung 
diefer Rechte abfolut unzutäffig werde, durch Geſetz ausgefprochen werden, wo 
e8 aber auf Erwägung der Verhältniffe anfomme, da müffe die Entſcheidung 
Sache der Verwaltungsbehörde bleiben. Letzteres ſey nun namentlich beim Be: 
ſetzungsrechte der Fall, wo ſich mandyerlei Umftände denken liegen, die eine mildere 
Beurteilung geftatteten, während beim Stimm: und Wahlrechte fein Brdenfen 
obwalte, den Verluſt abſolut durch Geſetz ausjuſprechen. In dieſem Sinne 
nun ſchlage die Deputation vor, aus der Faſſung des Geſetz-Entwurfs nur die 
Worte „oder des Stimm- und Wahlrechts“ wegzulaffen, und ſtatt derſelben 
am Schluſſe die Worte beizufuͤgen: 

Nicht minder ziehen die hier erwaͤhnten Vergehen, wenn fie in Bes 
jichung auf ein Stimm: oder Wahlrecht begangen worden find, un: 
bedingt den Verluſt diefer Rechte nach fih. - - 

Mit diefem Antrage vermag ſich indeffen Unterpeichneter nicht zu vereinigen, 
Er entwickelt daher kurz die Moriven feines Antrags und bemüht ſich nament⸗ 
lich zu zeigen, wie das Beſetzungsrecht häufig ein Theil des Eigenchums fey, 
über welches man eine Dispofition nah adminiftrativer Erwägung eben fo 
wenig wuͤnſchen koͤnne, als über einen der wichtigften Theile der ftaatsbürgerli- 
chen Befugniffe. 

Hierauf wird Seiten des Herrn Deferenten ergegnet, wie ja - durchaus 
feine Willführ eintreten, fondern die Abnahme oder Suspenfion jener Rechte 
anders nicht, als nad) vorher erfolgter Beftrafung des Berechtigten, - geftattet 
feyn fole, alfo weit weniger von einer Beftrafung duch das Minifterium als 
vielmehr von einem demfelben zuftchenden Erlaffe der eigentlich) —— 
Folge des Verbrechens die Rede ſey. 

Dieſe vindicirt Herr Geh. Juſtizrath D. Groſſ inſonderheit u. wegen 
des Stimm: und Wahlrechts dem Minifterio, weil es häufig tathſam fegn 
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koͤnne, die Zahl der Wähler nicht zu fehr zu befchränfen, und bezieht ſich auf 
bie theils im Eriminalgefeke, theils im Staatsdienergefege den Adminiftrativ: 
behörben anheim gegebene Entſcheidung über Dienftentfegungen. 

Dagegen erflärt Herr Bürgermeifter Schill die Eninehmung des Befegungs: 
rechts, welches fih im Eigenthume befinde, für eine Art von Eonfiscation, 
md glaubt, daß, wenn man die Entnehmung jener, echte allerdings als 
Strafe anfehen müffe, dem Könige das Recht unbedingt zuftehe, fie dem Be— 
firaften durch Begnadigung zu erhalten, dafern dieß adminiftrative Ruͤckſichten 
wünfchenswerch machen follten. 

Dei der nunmehr erfolgenden Abftimmung wird der Antrag des Unter: 
zeichneten, 

mit 18 Stimmen gegen 12, 
angenommen, und erbittet fich fodann Herr Domherr D. Günther officielle Er: 
flärung darüber, ob es nach dem vorliegenden Artikel, wie die Wortftellung 
allerdings anzunehmen geftatte, ftrafbar ſeyn würde, wenn fich ein Gerichtsherr 
bei Annahme eines Yuftitiars bedinge, daß Letzterer feine Petnasangelegengeiten 
gratis beforge. 

Ein ſolcher Fall könne, ergegnet hierauf Herr Staatsminifter von Kön: 
nerig, für ftrafbar nicht erachtet werben, fo lange noch die Bedingungen ganz 
freigeftellt blicben, unter welchen der Contract über die Verwaltung der Pa: 
trimonialgerichte übertragen werde, und fen dieß um fo weniger zweifelhaft, als 
ja der Gerichtsherr die Vergütung fir feine Privargefchäfte mittelbar durd) 
Beſtimmung eines Salars oder Meberlaffung fämmtelicher Sportuln aus dem 
Eigenen gewähre, weshalb es denn allerdings ein ganz anderer Fall fey, wenn 
fi ein Eollator von einem Pfarrer, den er miche felbft befolde, und deſſen 
Emolumente er nicht durch Contract beſtimme, befondere Vortheile IRRE 
wollte. 

Herr D. Günther findet ſich hierdurch beruhigt und wird Art. 291. 

einftimmig 
angenommen, 
Bei I 

Art. 292. hat die Deputation zwei Anträge gemacht, und es bemerft 
der Herr Referent, wie nad). dem .erften derfelben, mit a. bezeichneten, gegen 
den vorgefchlagenen Zuſatz nicht blos, wie Seite 153 angegeben, die Worte 
„oder fonft” fondern die Worte „zum Behuf einer Beſtechung oder ſonſt“ 
und aus dem Zuſatze felbft das Wörtchen „oder“ wegzulaffen fen. 

Unter diefer — werden beide —— der Demeter und der 
Artikel felbft 
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einftimmig 
angenommen. 

Zu | 
Art. 293. hat die Deputation der zweiten Kammer Seite 165 ihres Be— 
richts die Einſchaltung der Worte „in fo fern nicht ein fehwereres Verbrechen 
eintritt” gewuͤnſcht, und es wird nad dem Antrage des Herrn Geh. Juſtiz;— 
raths D. Groff dieß, fo wie der Artikel felbft, 

unanim 
genehmigt. 
Den 
Art. 294. nehmen . ; 
alle Stimmen 
unverändert an. 
Zu . 

Art. 295. hatte laut der Beilage des Protocolls v vom 2.1.M. Nr. 69. 
Se. Königl. Hoh. Prinz Johann eine Abänderung vorgefchlagen, und es hat 
fib in deffen Folge die Deputation mit, dem Herrn Negierungscommiffar zu 
folgender Saffung vereinigt: 

Staatsdiener oder andere öffentlich oder. in Privardienften angeftellte, 
ober als Arbeiter in Fabriken over für Fabrifverleger befchäftigte Per: 
fonen, welche dasjenige, was ihnen vermöge ihres Amts, ihrer Stel: 
fung oder ihres Dienfts befannt oder anvertraut worden ift, und def: 
fen Geheimhaltung ihnen obliegt u. f. w. 
Diefe und der Artikel felbft finden 
einftimmige 
Annahme, die Kammer genehmigt auch den Seite 153 zu — Zuſatz⸗ 
Art. 295 b. unveraͤndert und 
unanim. 
Bei 
Art. 296. bemerkt 

Herr Buͤrgermeiſter Schill: Von der hier — Strafe ſey der Fall 
ausgenommen, wenn Jemand in eigener Angelegenheit eine wahrheitswidrige 
Ausſage vor Gericht thue. Dieſem Falle nun ſcheine es ganz gleich zu ſtehen, 
wenn ein Verwandter innerhalb der Art. 39 b. angegebenen Grenzen in einer 
feinen Verwandten angehenden Angelegenheit abgehört werde. Go wie man 
von diefen Perfonen Denunciationen nicht verlange, koͤnne man auch nicht for: 
dern, daß fie die ihnen nahe ftehenden Perfonen inculpiren follten, und des: 
halb fchlage er vor, den Anfang des Artikels fo zu falten: 
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Mer in einer ihm felbft oder die Art. 39 b. genannten Perfonen nicht 
betreffenden Angelegenheit u. f. w. 

Dieß wird unterftüßt, fodann aber vom den Herren Regierungsbevollmaͤch⸗ 
tigten und dem Herrn Meferenten dagegen bemerft: Der ‚Antrag erfchüttere 
das öffentliche Vertrauen, und gebe für gewiffe File ein Privilegium, das Ge: | 
richt zu taͤuſchen. Er fen. aber auch nicht nöthig, denn eine wahrheitsgemäfe 
Ausfage erftatten, fey noch lange feine Denunciation, und er gche zu weit, denn 
er geftatte Unwahrheiten nicht bloß in Eriminat:, fondern auch in Civil: und 
Adminiſtrativ⸗Sachen, und werde den Inculpaten oft ihre Defenfionalzeugen rau⸗ 
ben oder doch verdächtig machen. 

Ob nun hierauf wohl der Herr Antragfteller ergegnet, daß dergleichen Per: 
fonen als Zeugen in Civilſachen gar nicht zulaͤſſig ſeyjen, und daß es dem na⸗ 
türlihen Gefühle widerſpreche, wenn eine Ehefrau durch ihr Zeugniß ihren 
Ehemann der Strafe überliefern folle, fo wird doch der Antrag, 

von 27 Stimmen gegen 3, 
abgelehnt, und fodann der Artikel unverändert 
einhellig 
_ ’ ö 
Es folgt nun 
Art. 297., zu welchen — laut der Beilage dieſes Protocolls 
Nr. 76. den Antrag gemacht hat, Zeile 2. das Woͤrtchen „oder“ wegzulaſſen und 
dagegen Zeile 3. nach dem Worte „Perfonen” das Wort „nur einzufchalten, 
nicht minder den Schluß fo zu faffen: 
fo ift die Dienft: oder Aufſichtsbehoͤrde ermaͤchtigt, felbft die Unter: 
fuhung zu führen und zu erfennen. 

Der Herr Referent erklärt, wie die Deputation die dieſem Antrage unter⸗ 
liegenden Bedenken gepruͤft, und ſie zwar zum Theil begruͤndet befunden, jedoch 
nicht vermocht habe, dem Vorſchlage ganz beizutreten. Um die gegruͤndeten 
Bedenken zu entfernen, ſchlage die Deputation die in der Beilage 77. zu fin 
dende veränderte Faffung vor, welche fi von dem Geſetz-Entwurfe dadurch un: 
tericheide, daß fie es 

a.) deutlich ausfpreche, wie in öffentlichen Pflichten ſtehende Perſonen 
nicht blos auf Antrag der Dienſt- und Anſtellungsbehoͤrden ſondern auch der 
Vetheiligten zur Unterſuchung zu ziehen ſeyen, und daß ſie 

b.) erlaͤuternd beifuͤge, wie die Dienſtbehoͤrde nicht blos zu unterſuchen 
fondern auch zu erkennen berechrigt fen. Ferner füge dieſe neue Faſſung zrzei 
Zuſaͤtze bei, des Inhalts, 

€.) daß wegen der in Privardienften fiehenden Perfonen auch deren Dienft- 


432 


‚herren und bienftliche Worgefegte zum Antrage auf Unterfuchung berechtigt feyen, 
und 

d.) daß die Anzeigen gegen bie in Öffentlichen Dienften ſtehenden Perfonen 
allemal an die Dienftbehörde zu richten fenen. 

Unterzeichneter erflärt, dafern die vorgefchlagene Faffung angenommen werde, 
‚feinen Antrag fallen zu laffen, 

Herr D. Großmann aber wuͤnſcht die Weglaſſung des zweiten Satzes des 
Artikels, indem nach demſelben die Dienſtbehoͤrde Anklaͤger, unterſuchender und 
erkennender Richter in einer Perſon ſey. 

Dieſer Antrag findet indeſſen die erforderliche Unterſtuͤtzung nicht, es wird 
aber der Vorſchlag der Deputation und zugleich mit der Artikel ſelbſt, 

von 29 Stimmen gegen 1, 
angenommen. 
So kann man nun auf den in letzter Sigung ausgefeßten 
Art. 284. zurücdgehen, und es Auffert der Herr Deferent, wie durch die 
veränderte Faffung das Bedenfen wohl gehoben feyn werde, welches Herrn Bür: 
germeifter Wehner zu dem Antrage beftimme habe, die Worte „oder vernach⸗ 
laͤſſigen“ zu ftreichen. 

Herr Bürgermeifter Wehner ift heute wegen Unwohlſeyns abweſend, Unter⸗ 
zeichneter übernimmt aber die Vertheivigung des erwähnten Antrags durch die 
bereits in voriger Sitzung erwähnten Gründe. 

Bei der Abftimmung wird aber der Wehnerfche Antrag, 

mit 17 Stimmen gegen 13, 
abgelehnt, und fodann Art. 284. 

mit 28 Stimmen gegen 2, 
angenommen, es erlangt auch der von der Deputation Seite 154 ihres Antrags 
vorgeſchlagene Zufaß : 

Art. 297 b. unverändert 

einhellige 
Zuftimmung. 

Beim Schluffe des Kap. XVI. macht Herr Geh. Juſtizrath D. Stoff dars 
auf aufmierffam, wie die Deputation der zweiten Kammer vorgefchlagen habe, 
Kap. XV. hinter Kap. XVIL und alfo an den Schluß zu fielen, und er an« 
heim gebe, ob man dem nicht beizutreten gemeint fey, was um fo unbebenf- 
licher fegn werde, da eine ſolche Umftellung eigentlich ſchon in den Befugniffen 
derer liegen würde, welche die legte Redaction zu beforgen hätten. 

Die Kammer genehmigt 

einftimmig 
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die von der Deputation der zweiten Kammer vorgeſchlagene veränderte Anord⸗ 
nung und gelangt man zum letzten fiebzehnten Kapitel, zu welchem Here Su⸗— 
perintendent D. Großmann einen neuen die Veftrafung der einfachen Unzucht 
betreffenden Artikel vorgefhlagen und ſolchen mit 297.b, bezeichnet hat. Die 
Verathung über denfelben wird indeffen bis zum Schluffe ausgefegt und man 
gelangt zu den 

Art. 298. 299. und 300. welche unverändert 

einftimmig 

angenommen werben, und wobei nur zu bemerken, daß bas im Art. 299. 
zu findende Citat nicht Art. 3. fondern Art. 300, heiffen muß. 

Bi. 

Art. 301. hat Unterzeichneter laut der. Beilage Nr. 78. darauf angetra- 

gen, Zeile 4. nah dem Worte „unverheirathete" das Wort „unbefcholtene 
einzuſchalten und es ift dem die Deputation beigetreten. 


Die, fo wie der Antrag der Deputation Seite 154, der Vorſchlag des 
Herrn Staatsminifters von Könnerig, das ganz überflüffige Wort „unverheis 
rathete/ wegzulaffen und der Artikel ron werben 

unanim 
genehmigt. 
Ehen fo finden die 
Art. 302. 303. und 304. unverändert 
ee 
as ne 
rt. 305. aber wänfe Se. Königliche Hoheit Bein Sohann den Eon: 
cubinat erwähnt und mit Strafe bedroht zu fehen, zu welchem Ende er vor: 
fhläge, Seite 72 Zeile 1. nad dem Worte „Handlungen“ die Worte einge: 
ſchoben zu fehen: 
worunter Insbefondere auch der Fall zu verſtehen iſt, wenn Perſonen 
verſchiedenen Geſchlechts ohne ſich zu verehelichen gleich Eheleuten zu⸗ 
ſammen leben. 

Als Grund dieſes Vorſchlags fuͤhrt der Herr Antragſieller das durch den 
Eoneubinat ſtets entſtehende oͤffentliche Aergerniß an, und es erfolgt ſodann 
die noͤthige Unterſtuͤtzung. 

Dagegen ſinden die Koͤnigl. Herren Beauftragten, daß mit dem Concu⸗ 
binate, welcher doch eigentlich nur ein fortgeſetztes stuprum fen, nicht noth⸗ 
wendig ein oͤffentliches Aergerniß in Verbindung ſtehe, und daß ein ſolches 
Vergehen jedenfalls polizeitich geruͤgt und beſtraft werden ſolle ind muͤſſe, 


zwene Abtheilung. 1. Bd. 63 
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daß es jedoch in-das Gebiet bes Criminalgeſetbuchs Teinesweges gehöre,- und 


das am allerwenigfien, wenn man das stuprum unbeftraft laffe. 
Der geftellte Antrag wird bei. der Abftimmung 
mit 16 Stimmen gegen 13 
. abgelehnt, der Art. 305. aber unverändert und 
einftimmig 
angenommen, wie denn auch i 
Art. 306. ohne Abänderung von allen Anweſen 
. Genehmigung erlangt. 5 


Man geht nummehr zu demjenigen Antrage über, welchen lauf der Bei— 
lage diefes Protocols Nr. 79. Herr Superintendent D. Großmann wegen 
Wiedereinführung der Strafe der einfachen Unzucht geftellt hat, und lauter 
ber vor ihm zur Annahme vorgefchlagene Artifel: 


Die einfache Unzucht ift von Amtswegen zu unterfuchen und nach Ver: 
ſchiedenheit der File mit einer Strafe von fechs Tagen bis zu ſechs 
Wochen Gefängniß zu belegen. 


Zur Unterftügung führe der Herr Antragfteler hauprfählih an: So 
mißlich auch das Unternehmen ſey, auf die Zurücnahme eines erft vor wenig 
Jahren gefaßten Beſchluſſes, bei deſſen Annahme er damals nicht gegenmwär- 
tig gewefen, amzutragen, fo fühle er fi dazu doch durch feine Ueberzeugung 
und-Stelung fo wie durch die allgemeine Stimme, die ſich gegen jenen Be: 
ſchluß ausgeſprochen habe, aufgefordert, Für die Wiedereinführung der Be: 
firafung der Unzucht fprächen die wichrigften Gründe, denn die Unzucht beein: 
trächtige die heiligften Rechte der Menſchen auf das Empfindlichfte, fie bediene 
ſich verwerflicher Mittel, da bei ihr alles auf Betrug und Zäufhung hinaus 
laufe, ihre Folgen feyen verderblih, denn fie ſchwaͤche das Geſchlecht, erzeuge 
eine Jugend ohne für deren Erziehung Garantie zu geben, verleße Zucht und 
Sitte und veranlaffe vielfahe Verbrechen, ja fie gefährde den Staat, dem fie 
eine Elaffe von Bürgern aufdringe, welche feine Familie und fomit auch fein 
Vaterland hätten. Der fächfifhe Staat miffe als ein hriftlicher auf Rein⸗ 
heit der Sitten halten, ohne welche es auch feine Meinheit des Glaubens gebe, 

‚und man dürfe dieß mit um fo gröfferem Mechte fordern, da Seiten ber Her: 
ren Staatsminifter mehrfach bereits die Ueberzeugung  ausgefprocden : wor: 
ben ſey, daß ber Zweck des Staats nicht. blos. der.eimes rein politifchen 
Inſtituts ſey, daß er vielmehr alle Zwecke der Menfchheit: fördern ſolle. Sen 
das aber nicht blos ein leeres Wort, fo möge man es durch Beſtrafung der 
Unzucht bewähren, und deren Verhinderung nicht blog der Kirche und ihren 
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Dieneen überweifen, ſondern leiztere, ſo wie im andern Dingen, auch bier kraͤf⸗ 
tig unterflügen, man möge, wenn man. die Verfaſſer ärgerlicher Bilder und 
Schriften frafen, doch die ärgerlihe That nicht ſtraflos laffen. Das Be: 
dürfniß der Strafe der Unzucht werde übrigens mit der Vermehrung der Men: 
ſchenzahl, die ein engeres Zufammenwohnen bedinge, mit. dem fteigenden Luxus 
und. der wachfenden Genußfucht immer dringender. Herr D. Großmann geht 
hierauf die bei den Discuffionen im Jahre 1833. für die Abfchaffung der. 
Strafe, der Unzucht angeführten Gründe durch, fucht fie. Punct für Punct zu 
widerlegen und äuffert zulegt, wie er das stuprum beim Ruͤckfalle, beim Eon: 
cubinate, der Unzucht eines Verlobten, befonders wenn es mit Verwandten des 
andern Derlobten begangen werde, innerhalb des von ihm vorgeſchlagenen 
Strafmaafes härter beftraft zu fehen wuͤnſche. 

Auch er, beginne hierauf der Herr Meferent, ſey bei Faffung des Befchluffes, 
deffen Aufhebung fo eben beantragt worden, nicht gegenwärtig gewefen, es 
könne aber wohl fern, daß er, fo wie die Sache damals gelegen, ſich auch 
für denfelben erflärt haben würde. Jetzt fiche die Sache anders, Denn es. 
habe ſich vielfach eine Mißbilligung der Aufhebung der Strafe der Unzucht 
ausgefprochen, und wolle man:umfehren, fo fen jet der legte Moment dazu 
vorhanden, und daß man es thue, feheine nothwendig, weil ſich die falfche: 
Meinung verbreitet habe, als ob durch jenen Beſchluß die Unzucht für erlaubt 
erflärt worden ſey. Dennoch koͤnne er für einen Beſchluß in dem Umfange, 
wie folchen Herr D. Großmann beantragt habe, nicht feyn. Er glaube näm: 
li, e8 werbe das stuprum nur auf Antrag der Aeltern ober Pflegeältern bes 
firaft werden können, da felbft der Ehebruch nicht mehr ex oflicio gerügt 
werde, und werde felbt eine fo befchränfte Strafbeftimmung genügen, um bem 
Irthume entgegen zu arbeiten, als ob der Staat das stuprum für erlaubt 
anfehe. Komme die Sache auch mur felten zur Anwendung, fo würden doch 
ſchon einzelne Fälle nicht ohne Wirkung bleiben, und in diefem Sinne trage 
er auf. einen Jufasartifel des Inhalts an: 

Der auffereheliche Beiſchlaf an fich ift auf Antrag der Aeltern und 
Pflegeältern mit einer Strafe zu ahnden, welche acht Tage Gefaͤngniß 
nicht überfteigen darf. ft durch venfelben zugleich ein Ehebruch be 
. gangen worden, fo kann Unterfuhung und Strafe nur auf Antrag 
der Aeltern oder Pflegeältern des unverheirarheten Theils ftattfinden. 
Es ift folhen Falls zwar auf die Strafe des Ehebruchs zu erfennen, 
wenn jedoch der beleidigte Ehegatte dem ſchuldigen Ehegatten ver: 
zeiht, fo find. beide Theile nur mit der hier erwähnten Strafe zu bes 
legen. nl 
63* 
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Nachdem beide geftellten Anträge zahlreich. unterſtuͤtzt worden find, erklaͤrt 
ſich zuwoͤrderſt Herr Geheimer Juſtizrath D. Gvoff gegen dieſelben. Ohne auf 
die einzelnen ſchon im Jahre 1883: vielfach durchgeſprochenen Gruͤnde zuruͤck⸗ 
zugehen, bemerkt er nur: Alle von. Herrn D. Großmann angefuͤhrten Gründe 
fiyen nur geeignet, die Beſtrafung des Stuprators zu motiviren, allein die: 
Erfahrung habe gelehrt, daß nicht diefen, fondern faft immer nur die Ge 
ſchwaͤchte die Strafe erreiche. Habe die angedrohete Strafe früher den Zweck, 
Unfietlichkeit zu vermindern, nicht erreicht, fo ‚werbe dieß auch kuͤnftig nicht 
der Fall ſeyn, und um die Aufhebung eines mit Ueberlegung gefaßten Beſchluſ⸗ 
ſes zu rechtfertigen, müßten Erfahrungen über deffen nachtheilige Folgen vor: 
liegen, am denen cs zur Zeit. ganz fehle. Die Klagen über die Abfchaffung 
der Strafen der Unzucht fämen großen Theile von den niedern Officianten der 
Gerichtsbehörben her, die dadurch eine ziemlich einträgliche Erwerbsquelle ver: 
loren hätten, und man möge wicht vergeffen, baß faſt in allen Nachbarſtaaten 
Strafen der Unzucht nicht mehr beftünden, daß fi auch von deren Abſchaf⸗ 
fung nachtheilige Folgen daſelbſt nicht gezeigt hätten, 

Diefen Gründen fügen mehrere. Kammermitglieder noch bei, wie gerade bie: 
Beſtrafung der Unzuche ganz vorzüglich geeignet ſey, Abtreibung, und. Kinder 
mord zu befördern, wie. hier, wo das Vergehen: auf einer Einwilligung: beider 
Theile beruhe, eine wahre Nechreverlegung gar wicht vorliege, und wie nur Flare 
ſtatiſtiſche Notizen über die ſichtliche Zunahme ver Unſittlichkeit die Wiederauf⸗ 
hebung des fruͤhern, nach reiflicher Ueberlegung gefaßten Beſchluſſes — zu 
rechtfertigen im Stande ſeyn wuͤrden. 

In eben diefem Sinne fpriche: ſich Herr Staatswinifter von Könner aus. 
Er findet, daß alle die Gründe, welche im Fahre 1833. den Beſchluß der 
Kammern. veranlaßt hätten, noch unverändert ‚fortdauerten,-. Momente. aber, 
welche die damalige Anfiche zu ändern ‚nöthigten ober, berschtigten, nicht vorlä= 
gen, noch bei. der Kürze der inzwiſchen vergangenen Zeit vorliegen koͤnnten. 
Die alten Uebelftände, daß nicht der Stuprator, ſondern nur die. Geſchwaͤchte 
geftraft werde, daß mur die. wenigften Fälle zur -Anzeige und Unterfüchung ge- 
fangten, und daß für die Sierlichkeit nichts gewonnen: werde, warden fort 
dauern, man möge die Sache einrichten wie man: immer, wolle. Man beziehe 
ſich auf die vielfache Mißbilligung des, fruͤhern Befchluffes im. Wolfe. Sie 
möge wahr feyn, allein fie beruge auf den irrigen Anficht, als ob num die Un- 
zuche für erlaubt erklaͤrt ſey, und dieſen Irthum zu befeitigen ſey Sache der 
unterbehoͤrden und Geiſtlichen. Sey übrigens ber Zweck der Veſtrafung der 
Unzucht die Verbeſſerung der Sittlichkeit, ſo gehoͤre die Sache, ſelbſt wenn 


man ſie wolle, nicht in ein Criminalgeſetz, ſondern in ein polizeilihesz es liege 
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dabei keine Rechtsverletzung vor, welche allerdings felbft dann eine Beftrafung‘ 
erheifchen würde, ‘wenn man von ihr einen Erfolg nicht. zu erwarten haͤtte 
Am wenigſten wermöge en fich für. den Antrag Gr: Königlichen Hoheit des 
Prinzen Johann zu erklaͤren, ber eine Verletzung der älterlichen Nechte vorauss 
zuſetzen ſcheine, und ſonach einen unrichtigen Geſichtspunct nehme, auch die bes 
denklichſten Colliſionen mit dem Ehebruche herbeifuͤhre, und: Colluſionen veran⸗ 
laſſen muͤſſe. Uebrigens werde die Regierung den Gegenſtand nicht aus dem 
Auge verlieren. und wenn ſich wirklich nachtheilige Folgen zeigen ſollten, ſelbſt 
auf Herſtellung der Strafe der Unzucht anzutragen nicht unterlaſſen. Wolle 
die Kammern Etwas thun, fo möge fie. lieber: fi vor der Hand damit begnuͤ⸗ 
gen, die-Regierung zu erfuchen,. daß fie der Sache in der eben angebeuteten, 
Maafe fortwährend: ihre Aufmerkſamleit ſchenke. 


Der wichtigſte Grund, bemerkt demnaͤchſt Herr Domherr D. Guͤnther, 
welchen Herr D. Großmann für ſich angeführt habe, beſtehe darin, daß der 
Beſchluß von 1833. von einem großen Theile der Nation gemißbilligt werde. 
Er file das nicht in. Abrede, und habe von, gebilveten,. hoͤchſt achtungswerthen 
Männern; amd befonders Frauen felbft ähnlichen Tadel ausfprechen hören, Sie 
hätten aber insgefammt die Begriffe von Vergehen und Sünde verwechfelt, 
und da der Strafgefeggeber es nur mit dem erſten zu. hun habe, fo fey ver 
Beſchluß von 1833. ganz richtig, denn ſollte das Strafgefeg auch gegen die 
Sünde gerichtet werben, fo müßte das zu grenzenlöfer Tyrannei führen. Das 
Strafgeſetz fönne die Sittlichkeit wicht fördern, denn letztere fehle, wo blos die 
Furcht vor der Strafe wirfe. Sonach Fönne nich hier, fondern hoͤchſtens in 
einem Polizeigefege die Beſtrafung der Unzuche verfügt werden. Allein. auch 
da muͤſſe er fie widerrathen, denn fie koͤnne niches helfen. Im Augenblicke der 
Leidenſchaft denke Niemand an die Strafe, und das Beifpiel einiger Staaten 
Italiens, wo das Stuprum mit Einem Jahre Zuchthaus beftraft werben folle, 
auf der einen, fo wie das Beifpiel der Machbarflaaten, wo ſchon laͤnget eine 
Beftrafung der einfachen Unzuche nicht mehr beftehe, auf der andern: Seite 
zeigten/ daß: Strafen: hier ohne Wirkung lichen, Man verlange, der Staat 
folle durch eine Strafbeftimmung feine Mißbiligung‘ ausfprechen, damit man 
das Stuprum nicht für erlaube halte, allein mir gleichem Rechte wiirde man 
eine Strafe für eine Menge von unfittlichen! Handlungen verlangen fönnen, die 
nie beftcaft worden feyen, und bie. dennoch bein, Menſch fuͤr erlaubt halte. Der: 
Vorſchlag Sr. Königlichen Hoheit des Prinen Johan infonderheit habe, das 
gegen ſich, daß er nur Diejenigen der Strafe unterwerfe, welche Aeltern oder 
Pilegeältern hätten, während er alle Uebrigen ſtraflos mache, und dazu liege 
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gar Fein Grund vor, da nicht bie Dechte ber Aeltern, ſondern nur ihre Ge⸗ 
fühle gefränft würden. 


Zur Ergegnung auf alle diefe Einwuͤrfe bemerten noch theils die Herren 
Antragſteller, theils einige andere Kammermitglieder: Füuͤrchte man den Kin⸗ 
dermord, fo würde man auch die Verheimlichung der Schwangerfehaft, den 
Epebruch nicht ſtrafen dürfen, und die Ungleichheit, mit welcher die Strafe 
die Gefchlechter treffe, werde ſich ausgleichen laffen, wenn man den Stuprator 
verhältnißgmäfig härter ſtrafe. Daß die Strafe nicht genüge, der Unzucht Ein 
halt zu thun, bemeife nichts, da auch andere Verbrechen troß der weit härtern 
Strafen nicht aufhörten und man mach diefer Anſicht alfo auch fie nicht be: 
firafen dürfte. Eben fo menig beweife ver Grund, daß eine Mechtsverlegung 
nicht vorliege. Er würde ſich bei vielen Vergehen, die man in das Criminal: 
gefek aufgenommen habe, anführen laſſen, hier aber liege in der That eine 
Rechtsverlegung, eine Verlegung ber Öffentlichen Sittlichkeit vor. Foͤrdere die 
Strafe die Sierlichkeit nicht, fo diene fie doch dazu, Unſittlichkeit zu hindern, 
und der zuveichende ja dringende Grund zur Aufhebung des Beſchluſſes von 
1833, liege nicht im der bis jet gemachten Erfahrung, die man ohne die 
größte Gefahr gar nicht abwarten dürfe, fondern in den mehrerwähnten Mip: 
verftändniffe und. der unverfennbaren Mißbilligung im Volke. 


As man nun zur Abftimmung gelangt, richtet das Präfivium auf Antrag 
mehrerer Kammermitglieder die erfte Frage auf dasjenige, was beiden Anträgen 
gemein ift, und ftellt ſolche demnach dahin: 

Wil die Kammer wiederum eine Beſtrafung der einfachen Unzucht 
eingeführt fehen? 

Dieß wird, 

mit 17 Stimmen gegen 13, 
bejahenb beantwortet. 

Im Sinne des Großmann’fhen Antrags fragt ſodann das Präfidium 
weiter : 7% 

WIN die Kammer, daß die einfache Unzucht Fünftig amtswegen jur 
Unterfuhung und Strafe gezogen werde ? 
Dieg wird, 
mit 17 Stimmen gegen 13, 
verneint, und iſt ſonach der Großmann’fche Antrag abgeworfen. 

Es folgt nun die dritte Frage: 

Wird ber Fang Sr. Königlichen Hoheit. des Prinzen Johann an: 


genommen ? 
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und wird auch dieß verneint, 
mit 16 Stimmen gegen 14. 

Da nun durch dieſe Beantwortung der zweiten und dritten Frage der bei 
det erſten Frage gefaßte Beſchluß wieder umgeſtoßen zu ſeyn ſcheint, fo ent- 
ſteht die Frage, welche Folge dieß habe, und in wiefern eine ſolche Aufhebung 
eines fruͤhern Veſchluſſes zulaͤſſig ſey. Es wird vorgeſchlagen, die Sache zur 
Begutachtung und Ermittelung eines Auswegs, wie der erſtgefaßte Beſchluß 
aufrecht ‚erhalten werden koͤnne, am bie Deputation zuruͤckzugeben, Seiten derer 
aber, welche den Beſchluß von 1833. aufrecht erhalten zu ſehen wuͤnſchen, 
wird dagegen eingewendet, daß bei ber zweiten und dritten Frage die Unterfu: 
chung der einfachen Unzucht ex offieio eben fo wie die. auf Anzeige der Be: 
theiligten abgelehnt worden fey, und daß die dießfallſigen Beſchluͤſſe eben der⸗ 
felben Rechte ſich zu ‚erfreuen hätten, wie der erfte. Als Auskunftsmittel ſchlaͤgt 
endlich Se. Königliche Hoheit Prinz Johann vor: 

man möge die Staatsregierung in der Schrift aſuchen, dem Gegen: 
ſtande fortwährend ihre befondere Aufmerkſamkeit zu fehenfen und, fo 
bald ſich nachtheilige Folgen der Aufhebung dev Strafe der, Unzucht 
wirflich zeigen follten, den Kammern ‚einen Geſetzvorſchlag * Wie⸗ 
dereinfuͤhrung einer ſolchen Strafe vorzulegen. 

Dieß wird ſehr zahlreich unterſtuͤtzt und ſodann 

einſtimmig 
angenommen. 

Man gelangt nun zu dem laut der Beilage dieſes Protocolls Nr. 80. von 
Herrn. Domperen D. Guͤnther gemachten Antrage, daß als : 

Art. 305b. und 305 c. Strafbeſtimmungen gegen bie Voͤllerei, in ‚fofeen 
Dadurch ein Öffentliches Aergerniß gegeben werde, und gegen bie boshafte und 
muthwillige Ihierquäferei feftgeftellt, auch die Ordnung der Art. 305. und 
306. abgeändert werben möge. 

Mir dem wegen der Ihierguälerei vorgefhlagenen Artikel hat ſich, wie der 
Herr Referent bemerkt, die Deputation völlig einverftanden, die Beftimmung 
wegen der Wöllerei aber (Art. 305 b.) glaubt fie aus dem Grunde ablehnen 
ju muͤſſen, weil dieſer Gegenftand lediglich polizeilicher Natur fen. 

Beide Anträge des Herrn D. Günther finden die nörhige Unterftügung, und 
es führe derſelbe zu deren Bevorwortung furz an, wie et die Voͤllerei nur in 
fo weit in das Gebiet des Eriminalveches ju ziehen’ beabfichtige, als dadurch 
Öffentliches Aergerniß entftche, in welchem Falle ja auch bisher fchon eine Eri- 
minafftrafe eingetreten fey. Anlangend die Thierquälerei, fo wolle er ebenfalls 
nur die boshafte und muthwillige aufgenommen wiffen, das Einſchreiten ge: 
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gen diejenigen aber, die Thiere bei deren an ſich alien Mütbömipe mißhan 
delten, dem polizeilichen Wirkungskreiſe überlaffen, 

Gegen ben Anttag wegen crimineller Beſtrafung der Vollerei tlucin fi 
inbeffen ‚mehrere Stimmen, da hier ur ein polizeiliches.. Vergehen: vorlisg, 
welches ba, wo Juſtiz⸗ und Polizei: Behörden getreunt beſtuͤnden, auch bie 
Ger (diem nur vor Letztere gezogen worden ſey. Die hauptſachlichſte Stre 
der Wollerei beſtehe im der Einlieferung in das Correctionshaus, und dl 
Gänge nicht einmal von den Juſtizbehoͤrden ſondern nur von ‘der Wermaltun 


ab. : j „rt 

Nachdem Herr Domherr D. Günther ergegnet har, wie dieſe Einlieferun 
kelnesweges eine Strafe ſey, ſolche vielmehr nur neben det: Strafe: als cin 
allerdings der Poltzeigewalt anheim fallende Maasregel zur Verhinderung neu 
Unbilden zu betrachten fen, wind. ber vorgefchlagene Artikel 305 b. 

mit 23 Stimmen gegen 6, 
abgelehmt, ‘der wegen der Tihierquälerei vorgeſchlagene Art. 305 e. aber, au 
welchem nummehr nad Abwerfung ver Worſchriften wegen der ae 
Wort „ebenfalls“ wegfallen muß, - . 

einftimmig 
angenommen, fo wie auch bie von Herrn Domherw D. Günther beantragt 
Umftelung mehrerer Artikel, mic welcher ſich die Deputation einvetſtande 
erflärt, 

unanim 
‚genehmigt wird. 

Steicergeftale findet der von der Deputation Seite 155 ihres Bericht 
beantragte Zufagartifel 307. in welchen jedoch nunmehr die: Worte „mit Aus 
nahme der Art. 305. en einzuſch alten * 

einſtimmige 
Genehmigung. 

Von Herrn D. Cruſius iſt demnaͤchſt laut der Deilage Mr. BE. ein alzı 
meiner Antrag gemacht worden, beffen Inhalt im Weſentlichen dahin geft 
daß die von den Herren Regierungs-Commiſſarien sheils. den Deputatione 
theils den Kammern während der Discuffion ertheilten Etlänttrungen eu 
bei enblicher Redaetion des Criminal. Geſetzbuchs in ſolches noch aufgenent 
oder fonft auf geeignete Weiße, öffentlich bekannt gemacht werden woͤchten. 

Die Deputation hat ſich mit dieſem Antrage einverftanben erkluͤrc, wuͤnſe 
jedoch, daß ‚bei deffen Aufnahme in die Schrift nad) den. Worten „ed 
ſonſt“ die Worte „da noͤthig“ eingefchalter werden — und es wid 
der Vorſchlag in ſolcher Maaſe ohne Discuſſion 
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einftimmig 
ur Aufnahme in die Schrift genehmigt. 

So ift num nur noch die — uͤbrig, deren Entwurf 
von der Regierung ebenfalls mitgetheilt worden iſt. Sie wird vorgetragen 
und erwaͤhnt, daß dazu Unterzeichneter laut der Beilage dieſes Protocolls Nr. 
82. zwei Anträge gemacht habe. Der erſte derſelben betrifft die Annahme 
des von ber Deputation der zweiten Kammer Seite 171 und 172 ihres Bes 
ihts gemachten Antrags zu Mr. VI. und bie Deputation ift mit demfelben 
inverſtanden. 

Seiten des Herrn Staatsminiſters von Koͤnneritz wird dagegen eingehalten, 
daß, fo unbedeutend auch der Gegenſtand, um den es ſich bier handele, in 
rcuniärer Hinſicht ſey, doch die Sache um möglicher Eonfequenzen willen 
vöenflich falle. Bei Einführung des Gefees wegen ber fleifchlichen, Ber- 
hrehen habe man eine ähnliche Beftimmung, wie fie-jet unter VI. beabfidy- 
igt werde, ohne ben vorgefchlagenen Zuſatz ergehen laffen, und es fen. irgend 
une Beſchwerde darüber nicht laut geworden, 

Der Antrag des Unterzeichneten erlangt hierauf indeffen, 

mit 25 Stimmen gegen 4, 
Annahme, und gelangt man zu dem zweiten in ber Beilage N. 82. enthal: 
men Antrage des Unterzeichneten, daß nämlich die Zuftimmung zum Erimi: 
nalgefegbuche im Allgemeinen nur unter der Bedingung ertheilt werden 
möge, daß vor oder mindeftens zugleich mit $egterm ein vollftändiges Gefeg 
über das Eriminalverfahren in Kraft trete. 


Die Deputation ift auch mit diefem Antrage einverftanden, jedoch unter 
vr Beſchraͤnkung, daß das Erfcheinen eines Criminalprozeß-Geſetzes nicht 
ur Bedingung der Genehmigung des Criminalgefegbuchs gemacht werde. 

Herr Staatsminifter von Könnerig findet indeffen auch dieß bebenflih, da, 
bwohl die gleichzeitige Erlaffung eines Geſetzes über das Eriminalverfahren 
a der Abfiche der Regierung liege, doch das Erfcheinen des Eriminalgefeg: 
uchs ohne neue Veftimmungen über das Verfahren denfbar ſey, und man, 
ei den möglichen Wechfelfälen, welche Gefeg: Entwürfe treffen koͤnnten, am 
inde die Publication des Geſetzbuchs denkbarer Weife fehr verzögern fönne. 
Bole die Kammer die Sache mindeftens fo lange in der Hand behalten, bis 
h der Erfolg des beantragten Vorbehalts klar überfehen laffe, fo möge man 
& jetzt ausdrücklich vorbehalten, auf den Vorſchlag in der Maafe, wie fol: 
er von der Deputation modificirt worden, zurüchzufommen, wenn das Eri: 
inalgefegbuch an die Kammer zurücgelangen werde, 
weite Abtheilung. 1. 30. 64 


492 


Unterzeichneter erflärt ſich mit diefem Vorſchlage zufrieden geftellt, da a 
das baldige Erfcheinen des Eriminalgefegbuhs zu gefährden feinesweges «: 
meint fey, die Deputation ift ebenfalls einverftanden und wird un der 
Vorſchlag des Herrn Staatsminiſters von Koͤnneritz 

einſtimmig 
angenommen, wornach ſich denn bie Kammer ben im dieſem Vorſchlage vr 
wähnten Vorbehalt ausbrüdlih gemacht zu haben erflärt und ift hiermit aud 
Herr Oberſchenk Graf von Einftedel einverftanden, welcher früher einen ähnli 
hen Antrag wie der Unterzeichnete ſchriftlich eingereicht hat. | 

Hierauf folge endlich die Abftimmung durch Namensaufruf , melde eine 

einftimmige 
Genehmigumg des Geſetz » Entwurfs nach Maasgabe der einzelnen gefaßt 
Beſchluͤſſe ergiebt. 


Nach der ſonach erfolgten Beendigung eines der wichtigften Theile der De: 
rathung der Kammer fpricht der Herr Präfivene feine Freude darüber aus, 
daß in der Kammer gelungen fey, ein Gefegbuch zur Beendigung zu bringen, 
was noch bei feiner andern deutſchen Ständeverfammlung gefchehen ſey. Ex 
betrachtet die bisherige Verhandlung ihrer Materie und Form nach, dankt für 
die Mitwirfung bei dem wichtigen Werfe dem Minifterio, der Deputation 
und infonderheit dem Herrn Meferenten, und ſchließt mit Wünfchen für einen 
fernern gluͤcklichen Fortgang und das Gelingen der endlichen Vereinigung der 
Kammern über das Eriminalgefegbuch. 


Nachdem Se. Koͤnigliche Hoheit Prinz Johann die an ihm gerichteten 
Worte beantivorter hat, ſchließt das Präfivium gegen halb 4 Uhr die Sigung, 
und beſtimmt zur Tagesordnung für übermorgen den Bericht der erften Deputa: 
tion über das Gefe wegen Aufhebung der Bannrechte. 


MNiedergeſchrieben von 


Ernft Guſtav von Gersdorf. Ernſt Sriedrih Hart, 
Carl Ludwig Schill. S. d. J. K. 
Ernſt Wilhelm Gottſchald. 
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BB. 


Artikel 284. 


Staatsdineer —— welche die ihnen, nach ben ihnen ertheilten In⸗ 
fiructionen oder fonft obliegenden Amtspflichten verlegen u. f. w. 


Aetikel 291. 


Staatsdiener —— Werth des Empfangenen oder Ausbedungenen 
bis Einhundert Thaler und mit Gefängniß bis 6 Wochen auch 
nah den Umſtaͤnden mit Entziehung oder Suspenfion des Beſetzungsrechts 
oder des Stimm: und Wahlrechrs zu beftrafen. 

Ehen ff — — des Gegebenen oder Verſprochenen — — bis 
Einhundert Thaler und mit Gefaͤngniß bis 3 Wochen zu beſtrafen. Auch 
vorbehalten, die Entſetzung von der u. ſ. w. 


Artikel 292. 


Ueberdem faͤllt Alles was unter den Art. 285. bis 291. bemerkten Wer⸗ 
haͤltniſſen als Geſchenk gegeben worden iſt, ber — des Wohnorts des 
Empfängers anheim. 

IR ſoiches u. [. w. 








Artikel 293. 


Mit —— find, in fo fern nicht ein ſchwereres Verbrechen eintrier, 
Staatsdiener und öffentliche u. f. w. 


Artikel 294. 
Bleibe unverändert. | 
Artikel 295. 

Staatsdiener ober andere öffentlich oder in Privardienften angeftellte oder 
als Arbeiter in Fabriken oder für Fabrifverleger befhäftigte Perfonen, welche 
dasjenige, was ihnen vermöge ihres Amts, ihrer Stellung oder ihres Dienfts 
befannt oder anvertraut worden ift, und beffen —— ihnen obliegt, 
Andern mittheilen u. ſ. w. 

Artifel 295 b. 
bleibt wie Seite 153 des Deputationsberichts zu finden. 


Artifel 296. 


bleibt unverändert, 
64* 
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Art. 297. 

Bei allen-in diefem Kapitel erwähnten Verbrechen fol eine Unrerfuhung 
nur auf Antrag der dabei DBerheiligten und bei den. in öffentlichen Pflichten‘ 
fiehenden Perfonen aufferdem aud auf Antrag der Dienft: oder Auffichtsbe: 
hörde flattfinden. 

Bei den in Privardienften ftehenden Perfonen find auch die Dienftherren 
oder dienftlichen Vorgeſetzten derfelben hierzu befugt. 

Bei allen in öffentlichen Pflichten ſtehenden Perfonen ift, wenn bie in 
Frage befangene unerlaubte Handlung nur mit Geldftrafe oder einer die Dauer 
von 8 Wochen nicht überfteigenden Gefängnißftrafe bedroht ift, bie Dienſtbe⸗ 
hörde ermächtigt, die Unterfuhung felbft zu führen und zu erkennen. Auch 
haben die betheiligten Privatperfonen ihre Anzeige gegen die in Öffentlichen Dienften 
fiehenden Perfonen, bafern die Handlung nicht in ein ſchwereres Verbrechen aus: 
artet, bei der Dienftbehörde derfelben zu bewirken. 

Art. 297 bh. 

Pflichtwidrige Annahme von Geſchenken und Beſtechung find für gleich⸗ 
artig zu achten. 

Art. 298. 299. 300. 
bleiben unverändert. 


Art. 301. 
Wenn —— welche eine unbefholtene Perfon unter dem Verſprechen 
ober ihrer Aeltern ober Pflegeältern, welche dieſe u. ſ. w. 
Art. 302. 303. 304. 
bleiben unverändert. 


Urt. 304 b. 


unverändert wie Art. 306. des Entwurfs. 
Art. 305. 
bleibt unverändert. 
"Art. 306. 


(305 c. des Herrn Domherrn D. Günther) 
Boshaftes oder muthwilliges Quaͤlen von Thieren ift mit Gefängnißftrafe 
bis zu 4 Wochen oder mit verhälnißmäfiger Geldbuße zu befirafen. 


Art. 307. 
Saͤmmtliche in diefem Kapitel erwähnten Vergehen find, mit Ausnahme des 
Art. 306. erwähnten, als gleichartig zu betrachten. 
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MM 76. 
Anträge zu Kapitel XVI. des fpeciellen Theild des Criminal⸗ 
geſetzbuchs. 


1. 
Bei Art. 291. muß ich die Annahme der von ber Deputation der zweiten 
Kammer Seite 164 und 165 ihres Berichts vorgefchlagenen Veränderungen 


wuͤnſchen. 
2. 


Im Art. 297. iſt es nach der Faſſung nicht deutlich, ob die Unterſuchung 
gegen die in oͤffentlichen Pflichten ſtehenden Perſonen blos auf Antrag der 
Dienft: und Aufſichtsbehoͤrden oder auch auf Antrag der Betheiligten erfolgen 
fol. Da die Dienftbehörde nach dem Schluffe des Artikels zu ermeffen hat, 
ob fie felbft die Unterfuchung führen will, ſo ſcheint ſchon deshalb die Ent: 
ſchlleſſung darüber, ob foͤrmliche Unterſuchung verhangen ober. der Disciplinar: 
weg eingefchlagen werben fol, in jedem einzelnen Falle von diefer abzuhängen, 
der Berheiligte alfo fich befchwerend an diefe und nicht an den gewöhnlichen 
Richter wenden zu müffen. Um dieß deutlich auszubrücen, wuͤnſche ich, daß 
Zeile 3 dad Wort 

oder 
wegfalle, dagegen Zeile 3 nach dem Worte „Perfoten das Wörtchen 
nur 
eingeſchaltet werde. 
3. 
Den Schluß deffelben Artikels 297. wünfche ich ebenfalls um gröfferer 
Deutlichfeit willen fo gefaßt zu fehen: 
fo ift die Dienſt- oder Auffichtsbehörbe ermächtigt, felbft die Unter: 
fuhung zu führen, und zu erkennen. 
Ernft Friedrich Hark. 


Km. 
Artikel 297. 

Bei allen in diefem Kapitel erwähnten Verbrechen fol eine. Unterfuchung 
nur auf Antrag der dabei Betheiligten und bei den in öffentlichen Pflichten 
fichenden Perfonen — auch auf Antrag der Dienſt- oder Aufſichtsbe⸗ 
hörde ſtattfinden. 

Bei den in Privatdienſten ſtehenden Perſonen ſind auch die Dienſtherren 
oder dienſtlichen Vorgeſetzten derſelben hierzu befugt. 
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Bei allen in öffentlichen Pflichten ſtehenden Perfonen ift, wenn die in Frage 
befangene unerlaubte Handlung nur mit Geldftrafe ader einer die Dauer von 
8 Wochen nicht überfteigenden Gefängnißftrafe bedroht ift, die Dienftbehörde 
ermächtigt, die Unterfuchung felbft zu führen und zu erfennen. Auch haben 
die betheiligten Privarperfonen ihre Anzeige gegen die in öffentlichen Dienften 
ftehenden Perfonen, dafern die Handlung nicht in ein ſchwereres Verbrechen aus: 
artet, bei der Dienftbehörbe derſelben zu bewirken, 


Johann, Herzog ju Sachſen. 


MM 28. 
Antrag zu Kapitel XV. des fpeciellen Theils des Criminal⸗ 
gefegbuche. 


Im Art. 301. wuͤnſche ih Zeile 4 nach „unverheirachete” das Wort 
unbefcholtene 


eingeſchaltet zu fehen. Ernft Friedrich Hark 
rn riedri . 


N 79. 


Einer hohen Kammer beehre ich mich zu Kapitel 17. des Eriminalgefeg: 
Entwurfs folgenden Antrag zu ftellen: 
Art. 297b. 
mDie einfache Unzuche ift von Amtswegen zu unterfuchen und nach Ber: 
„ſchiedenheit der Zäle mit einer Strafe von ſechs Tagen bis zu fechs 
„Wochen zu belegen, " 
D. Großmann. 


M 80. 
Amendements zum .... Art. des Eriminalgefeg Entwurfs. 
Art. 306. wird 304b. _ 
} Art. 305. bleibt, doch wird die Ueberfchrift fo zu faffen ſeyn: „Unfiecliche 
Handlungen anderer Art.“ 
Art. 305 b. 

Voͤllerei, in fofern dadurch ein öffentliches Aergerniß gegeben worden, ifl 

mit Gefängniß bis zu Vier Wochen oder verhaͤltnißmaͤſiger Gelobuße zu ahnden. 
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Urt. 305 e. 


Boshaftes oder muthwilliges Quaͤlen von Thieren ift benfalss mit Gefaͤng⸗ 
nißſtrafe bis zu Vier Wochen oder mit — — Geldbuße zu beſtrafen. 


D. Guͤnther. 


MN 81. 
Der von Unterzeichnetem in ber 2Sften Kammerfigung am 14. Januar 
a. ec. für den Schluß der Berathung über das Eriminalgefegbuch ſich vorbe— 
haltene und bereits damals morivirte Antrag wird hiermit ſchriftlich wieder: 
holt und eingebracht. — Derfelbe bezweckt 
die Aufnahme nachftehenden Gefuches in die betreffende ftändifhe Schrift: 
„Die hohe Staatsregierung wolle zu Verhütung ſchwankender Ausle⸗ 
„legung des Eriminalgefegbuches alle diejenigen offiziellen Erläuterungen 
„und Zuficherungen, welche von Seiten der Herren Negierungscom: 
„, miffarien in Folge erhobener Zweifel bei den betreffenden Deputations: 
„und Kammer: Verhandlungen ertheilt, aber in die Faffung der bes 
„züglichen Artikel nicht aufgenommen worden find, bei endlicher Re: 
„daction bes Geſetzbuches berückfichtigen -oder fonft auf geeignete Weife 
„deren Öffentliche Bekanntmachung veranftalten.“ 
Dergleichen finden fi unter andern: 
ad Art. 56. It, Dep. Ber. ©. 69. ad Art. 220. It. Dep. Ber. ©. 131, 


58. ⸗2 - 71. ⸗ 228.⸗ 0137. 
67. ⸗ 2 ⸗ 279. =» ⸗2566. ⸗ 2 ⸗ » 145. 
. ed s : Si. s s 2062.» > „=: 146. 
ı. : 89. % =». 84, =.» . 276.» : = = 149, 
: 110. =: ⸗ 94. ⸗⸗279.⸗ > ⸗ = ibid. 

s 124.= =» . :098 =» 283. : » » = ibid. 

= 159. : ⸗ ⸗ 107. (sb. A)CapXVl. ee ⸗ - 151. 
(quoad Art. 46.) 

ı :A172.= »: = :116, =: =: 291.= =: B » 153. 
⸗ 182. = X = . :119. : : 295. - ⸗ E ibid. 


Der Antragſteller bezieht ſich zu Unterſtuͤtzung ſeines Antrages auf den, in 
der hohen Kammerſitzung am 6. December a. p. durch einſtimmigen Kammer: 
beſchluß angenommenen Deputationsvorfhlag sub 1. ©. 35 des Deputationg: 
berichte, nach welchem der Staatsregierung bei endlicher Redaction des Gefetz: 
buchs auch Diejenigen Fleinen materiellen Veränderungen vorzunchmen überlaffen 
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‚bleibt, welche durch gefaßte Kammerbefchläffe nörhig werben; da doch unymwei: 
felhaft das, was von den Kammerbeſchluͤſſen gilt, auch auf die ihnen zu Grunde‘ 
liegenden notorifhen Vorausfegungen Anwendung leiden muß. | 


D. Wilhelm Erufius, 


N 82. 
Anträge zum Entwurfe der Publicationss Verordnung 
des Criminalgeſetzbuchs. 
1. 


Hier wuͤnſcht Unterzeichneter den von der Deputation der zweiten Kammer 
zu VI. vorgefchlagenen Antrag in die Schrift anfgenommen zu fehen. 


# 


2. 

Das Criminalgeſetzbuch fann nicht in Kraft treten, wenn nicht zugleich ein 
Gefeg über das Eriminalverfahren publicirt wird. Dieß ift auffer vielen an: 
dern Gründen ſchon deshalb nicht thunlich, weil | 

a.) die bisherigen Beftimmungen über den Indicienbeweis nicht mehr paffen, 


b.) die Beſtimmungen des Competengefehes vom 28. Januar 1835. 
alterirt werden, (vergl. Motiven Seite 96 unter sub VI.) 

c.) bei der Einführung relativer Strafen die Beftimmungen über die Fälle, 
wo nad) dem Generale von 1783. zu verfahren iſt, (welches hierinn bis zur 
Erlaffung eines Gefeges über den Criminalprozeß mindeftens interimiſtiſch fort: 
gelten würbe) nicht mehr anwendbar find, 

u. ſ. w. u. f. w. 
Ich trage deshalb darauf an: 
es möge die Kammer ihre Zuftimmung zum Eriminalgefegbuche im 
Allgemeinen nur unter der Bedingung ertheilen, daß vor oder minde: 
ftens zugleich mit demfelben ein vollftändiges Gefeg über dus Erimi« 
nalverfahren in Kraft trete. 

Schon die Verfaffungsurfunde geftattet nach Analogie des $. 102. eine 
folde Bedingung. 

Ernſt Friedrich Harp. 
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44. 
Den 8. Februar 1837. 


Gegenwärtig find: 


Se. Excellenz Herr Staatsminifter Noſtitz und Jaͤnckendorf, 
Se. Excellenz Herr Staatsminifter von Lindenau, 
Se. Epeellenz Herr Geheimer Rath von Wietersheim. 


Gegenwärtig find 29 Mitglieder der erften Kammer. Sie genehmigen das 
Protocol der letzten Sigung und befchlieffen fodann beim Vortrage aus der 
Regiſtrande, 
136. 
Vortrag aus der Regiſtrande. 


Mr. 108. einen Protocollextract der zweiten Kammer vom 17. v. M., 
betreffend das Gefuch mehrerer Chauffeewärter um Aufnahme in die Zahl der 
Staatsdiener, Tediglih zu den Acten zu nehmen, da die zweite Kammer der - 
dieffeits bereits gefaßten abfäligen Anficht beigetreten, Seiten der erfien Ram: 
mer auch bereits Befcheidung ergangen ift. 

Dagegen follen 

Mr. 109. eine Beſchwerde Karl Friedrich Siebers zu Camenz, betreffend 
eine bereits bei voriger Standeverſammlang von dem Imploranten angeregte 
Pachtdifferenʒ und 

Mr. 110. ein Geſuch der Fleiſcherinnung zu Stollberg um Verwendung 
wegen Aufhebung eines Zins » nfelt = Aequivalents, an die vierte Deputation 
jur Erörterung und Berichterftattung oder nach Befinden Veſcheidung der Im⸗ 
ploranten abgegeben werden. 

Es hat demnaͤchſt das Directorium des ſtatiſtiſchen Vereins den zweiten 
Theil des alphabetiſchen Ortsverzeichniſſes des Koͤnigreichs Sachſen der Kammer 
überfendet und uͤbernimmt es der Herr Praͤſident, den Dank dafür dem Herrn 
Vorftande jenen Vereins mündlich darzubringen. 


137. 
Beurlaubungen, Entfchuldigungen. 

Beurlaubt werden Herr Graf von Einfiedel vom 8. bis 11.1. M., Herr 
Fuͤrſt Neuß auf den 9. und 10. l. M., und find für heute Herr Generalleut: 
nant von Milig und Herr Freiherr von Beuſt auf Gansgrün als unwohl 
entſchuldigt. 

Zweite Abtheilung. 1. Bd. 65 


50 
Auf ber 


Tagesorbnung, 
zu welcher man nunmehr verfchreiter, befinder ſich 
138. 


Berarhung Über den Gefeg s Entwurf wiegen Aufhebung der Bannredte. 
der Bericht der erſten Deputation über den Geſetz⸗ Entwurf wegen Aufhebung 
der Bannrechte, foweit er nicht den Bierzwang betrifft. 

Der Meferent, Herr Regierungsrath von Carlowitz, trägt den erftatteren 
Bericht in feinen einzelnen Theilen vor, und beginnt, da nach Eröffnung der 
allgemeinen Debatte Niemand das Wort begehrt und die acht erften, den Bier: 
zwang betreffenden, Paragraphen hier nicht in Frage fommen, fofort mic 

$. 9., welcher ohne Abänderung und Discuffion 

einftimmig 
angenommen wird. 
Auch zu 

$. 10. hat die Deputation Etwas nicht erinnert, 

Herr Graf von Vitzthum macht aber bemerflich, daß, wenn auch die Ab: 
fung des Mahlzwangs gegen Entfchädigung von der Provocation der Ver: 
pflichreten abhängen müffe, doch dem Berechtigten wenigftens die Freiheit zu 
geftatten fey, den Mahlzwang jederzeit aufzugeben, fofern fie dafür feine Ent: 
ſchaͤdigung in Anſpruch nähmen. Er trage deshalb darauf an, dem $. 10. 
am Schluſſe die Worte beizufügen: 

Dem Befiger einer Zwangsmühle ſteht es frei, fein Recht aufjugeben, 
ohne feiner Seits eine Entfhädigung an die Verpflichteten leiften zu 
müffen. 

Diefen Zuſatz finden num mehrere Anmefende unnöthig, da der allgemeine 
Grundfag, daß es Jedem freiftche, Rechte aufzugeben, auch hier nothwendig 
Pag ergreifen mäffe, fofern nur der Mahlzmang : Berechtigte nicht etwa Ge— 
genleiftungen zu präftiren habe, die freilich den Verpflichteten nicht ohne Wei: 
teres würden genommen werben Fönnen. Jedenfalls gehöre die Sache nicht 
hierher, da das vorliegende Geſetz lediglich von der Aufhebung des Mahlzwangs 
auf Provocation der Verpflichteten handele, und an dem Rechte des Mühlen: 
befißers, fein Zwangsbefugniß freiwillig aufzugeben, in fofern ihm foldyes den 
Umpftänden nad) bisher zugeftanden habe, Etwas nicht ändere. Höchftens möge 
man daher die Megierung in der Schrift erſuchen, mittelſt befondern Geſetzes 
Beftimmungen über den angeregten Gegenftand zu ertheilen. 
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Das Recht des Mühlenbefigers, bemerkt hierauf Herr Domherr D. Guͤn⸗ 
eher, fein Zwangsbefugnig ohne Zuftimmung der Werpflichteten aufzugeben, fen 
fehr zweifelhaft, da jedesmal eine Gegenfeiftung vorliege, die nämlich, welche 
im Mahien felbft beſtehe. Jedenfalls fey die Sache zweifelhaft und die zum 
Grunde liegende Rechtsfrage nicht fo ganz leicht zu entſcheiden, weshalb denn 
eine fefte geſetzliche Beſtimmung darüber ſehr zu wuͤnſchen ftehe. 

Diefer Anfiht tritt Herr Buͤrgermeiſter Schill bei, welcher namentlich dar: 
auf aufmerffam macht, daß in fabrifreihen Gegenden der beabſichtigten Umge⸗ 
faltung von Mühlen in Fabriken wohl zuweilen ohne wirklichen Grund blos 
deswegen wiberfprochen werde, weil man eben feine Fabrik in den Ort fommen 
laffen wolle, und fehlägt ſodann 

Unterzeichneter vor, man möge die Deputation erfuchen, den zur Sprache 
gebrachten Gegenſtand in reifliche Erwägung zu ziehen, und ber Kammer ge: 
eignete Vorſchlaͤge wegen Aufnahme der dießfalfigen Beftimmungen in das Ge: 
fe zu machen, da man benn doc) unmoͤglich wuͤnſchen Fönne, . die gefeglichen 
Normen über Aufhebung des Mahljwangs, je nachdem ſolche von der einen 
oder von ber andern Seite begehrt werde, im zwei verſchiedenen Geſetzen errheilt 
zu fehen. . 

Herr Graf von Vitzthum tritt diefem Antrage, welcher die nöthige Unter: 
ftügung findet, bei, und es wird folder, mit dem vom dem Herrn Referenten 
beantragten Zuſatze, daß es der Deputation frei blelbe, nach Befinden auch 
auf einen bloßen Antrag in die Schrift zuruͤck zu kommen, 

einſtimmig 
genehmigt, der Beſchluß über $. 10. aber bleibt vor der Hand noch ausgefeßt, 
da ſich nicht überfehen läßt, ob bie Deputation vieleicht nur einen Zufag zu 
diefem Paragraphen beantragen dürfte. 

Zu — 

F. 11. hat die Deputation Seite 340 und 341 ihres Berichts zwei Zu: 
füge beantragt, bei, denen | 

Herr Staatsminifter Noſtitz und Jaͤnckendorf erklärt, wie die unter a. be: 
anteagte Anziehung der 65. 61. und 62. des Ablöfungsgefeges nach den ergan: 
genen Acten allerdings nur aus einem Verſehen unterblieben ſey. Beide An: 
träge und mit ihnen $. 11. felbft, werben 

einhellig 
genehmigt. 
Der 
65 * 
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$. 12. fol nach dem Antrage der Deputation hier ausfallen, und durch 
den Seite 349 des Deputationsberichts vorgefhlagenen $. 27 b. fpäter erſetzt 
werben. 

Niemand erhebt ſich gegen diefen Antrag, man befindet aber den Beſchluß 
darüber vor der Hand noch und zwar fo lange ausjufegen, bis über den cben 
erwähnten $. 27 b. entſchieden feyn wird. 


Zu 

$. 13. hat die Deputation. Etwas nicht erinnert, Unterzeichneter hat aber 
laut der Beilage A. einen Zufaß beantragt, nad welchem die Entſchaͤdigung 
da, wo Zwangsmühlen eine höhere als die in der Gegend fonft gemöhnliche 
Vergütung fir das Mahlen und Schroten zu verlangen berechtigt find, bis 
zur Hälfte des Reinertrags des Mahlverfehrs mit den Zwangspflichtigen wuͤrde 
anfteigen können. 

Er führt zur Unterftügung des Antrags an, wie in dem fo eben erwähn- 
ten Falle der Verluft des Zwangsberechtigten gewiß ſey, während ihm bei ge: 
wöhnlichen Verhältniffen die Hoffnung bleibe, den Mahlverfehr mit den Vers 
pflichteten ganz oder zum Theil in der bisherigen Maafe zu erhalten, oder feine 
Mühle für andere Mahlgäfte mie gleihem Vortheile wie bisher zu benusen, 
worin denn auch freilich der einzige Grund einer bis auf den fechften oder hoͤch⸗ 
ſtens dritten Theil des bisherigen Nutzens beſchraͤnkten Entſchaͤdigung liege. 

Der Vorſchlag wird unterftügt, dagegen indeffen von mehrern Seiten gel- 
tend gemacht, daß geſetzliche Beftimmungen über die Höhe’ der Vergütung für 
das Mahlen beftünden, welche nicht überfchrieren werden dürften, daß bei Be: 
rechnung der Entſchaͤdigung die höhere Mahlmetze, foweit fie zuläffig, ohnehin 
in Anfchlag fomme und. das Entfhädigungsquantum erhöhe, und daß bei Be 
fimmung der Grenzen der Entſchaͤdigung auf den fechften bis dritten Theil des 
Reinertrags nach $. 14. sub d. auf das von Unterzeichnetem angeregte Ver: 
hältniß bereits Mückficht genommen worden fey. 

Diefe Gründe beftimmen Unterzeichneten, feinen Antrag wie: zuruͤckzu⸗ 
nehmen und findet ſodann $. 13. unverändert, 

von 26 Stimmen gegen 1, 
Genehmigung. 
Für 

$. 14. hat die Deputation eine die im Suronfe enthaltene 
Eremplification vermeidende, Faffung vorgeſchlagen und es erflärt fi) mit ber: 
felben 

Herr Staatsminifter Noftig einverftanden, wenn auch ſchon der im Ge- 
fe: Entwurfe gebrauchte Ausdruck „hauptſaͤchlich“ andeute, daß die unter a. 
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bis d. aufgeführten Verhaͤltniſſe Feinesweges alle Momente umfaffen folten, auf 
welche es bei Beftimmung der Höhe der Entfchädigung ankomme. 

Die Anſicht der Deputation, daß die hier einfchlagenden Momente in die 
Inftruction der Specialcommiffarien für die Ablöfung zu bringen feyen, fo wie 
der $. 14. nach der von der Deputation Seite 342 ihres Berichts vorgefchla- 
genen Faffung werden 

einftimmig 
genehmigt, es erlangt auch 

$. 15. mit der von der Deputation beantragten Abänderung des Satzes 
unter b. 

einhellige 
Zuftimmung. 
Zu 

$. 16. Hat Unterzeichneter laut der Beilage A. einen Zuſatz gewuͤnſcht, 
nach welchem in Fällen, wo eine Wirchfhaftsrechnung über die berechtigte 
Mühle nicht zu erlangen ift, oder foldye als zuverläffig nicht anerfannt werden 
kann, eine Ermittelung des Zwangsverfehrs nach der Seelenzahl der Verpflid- 
teten, deren Vich, Brennereien u. f. w. eintreten fol. | 

Zur Unterftügung bemüht ſich der Antragſteller zu zeigen, wie infonver: 
heit bei Mühlen, welche verpachtet gewefen, Wirthſchaftsrechnungen fehr oft 
und zwar ohme Schuld des Berechtigten nicht zu erlangen feyn dürften, und 
mie er für ſolche Fälle ein Ausfunftsmittel vorzufchlagen verfucht habe. 


Nachdem der Antrag unterftäge worden ift, wird es von mehrern Seiten 
anerfannt, daß im Gefeg: Entwurfe fich allerdings die von Unterzeichnetem be: 
merflich gemachte $ücke befinde, daß es vielleicht aber noch andere Mittel, als 
das vorgefchlagene, geben fönne, ſolche auszufüllen, und daß deren Auffuchung 
ſchon deshalb wuͤnſchenswerth erſcheine, weil ,der von Unterzeichnetem vorgefchla- 
gene Weg dem Berechtigten offenbar gröffere Vortheile darbieten würde, als 
der im Gefe : Entwurfe angegebene. 

Unterzeichneter glaubt, daß diefem Bedenken durch einen in der Inſtruc— 
tion der Specialcommiffarien zu normirenden Abzug wohl zu begegnen feyn dürfte, 
ift indeffen mit dem Antrage Sr. Königlichen Hoheit des Prinzen Johann; die 
Sache an die Deputatiom zurüczugeben, und fie um Worfchläge darüber, wie 
es gehalten werden folle, wenn Wirthſchaftsrechnungen nicht zu erlangen ftün- 
den, zu erfuchen, vollfommen einderftanden und wird dieſe Zurückgabe 

einftimmig 
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genehmigt, wornach denn der Entſchluß über den Paragraph felbft zur Zeit noch 
ausgefegt bleibt, nachdem der Vorſchlag der Deputation, den im Gefe: Ent: 
wurfe angegebenen ſechsjaͤhrigen — auf einen fünfjäßrigen herabzufeken, 
unanime 
Zuftimmung gefunden hat. 
Zu 

$. 17. ſchlaͤgt die Deputation Seite 343 ihres Berichts einen Zuſatz 
vor, nach welchem beiden Theilen eine einvierteljährige Auffündigung der Abloͤ⸗ 
fungsrente geftattet feyn fol. 

Auf den Antrag des Herrn Bürgermeifters Hübler * die Auffündigungs- 
frift auf eine halbjährige verlängert, womit auch die Mitglieder der Deputation 
einverftanden find, und es werben unter biefer Abänderung der Vorſchlag der 
Deputation, fo wie mit ihm der $. 17. felbft, 

von allen Anweſenden 
‚genehmigt. 
‘ Beim 
$. 18. findet Herr Stellvertreter D. Deutrich den-zweiten Sat in fofern 
bedenklich, als darin der Zinsfuß nicht beftimme ſey, nach welchem ber Erlaß 
am Exrbpachtzinfe berechne werden folle, auch die baare jährliche Verguͤtung des 
Uebermaafes eine Weiterung herbeiführe, die recht wohl vermieden werden fönne. 
Weit Härer und einfacher normire das hier vorfommende Verhaͤltniß eines den 
Erbpachtzins überfteigenden Ablöfungsquanti der $. 80. des Ablöfungsgefeges 
und ſchlage er deshalb vor, den zweiten Satz bes $. fo zu faffen: 
Wird aber die jährliche Geldrente anderweit abgelöfer, fo erhält ver 
Erbverpachter das Kapital und es treten die Beftimmungen des $. 80. 
des Ablöfungsgefeges ein. 

Diefer Antrag, mit welchen ſich fowohl Herr Minifter Noftig als der Herr 
Deferent einverftanden erflären, wird unterftügt und fodann, fo wie mit ihm 
der $. 18. felbft, 

einhellig 
genehmigt. 
Hierauf werden 
$. 19. mit den unter a. und b. von der Deputation vorgefchlagenen 
Zufägen, 
$. 20. unverändert, 
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$. 21. und 22. aber wiederum unter ben von ber Deputation vorgefchla- 
genen Abänderungen, und zwar insgefanmt , 
einftimmtig, 
angenommen. 
Da demnächft bei 
$. 23. von Unterzeichneteni bemerkt wird, daß das im Geſetz⸗Entwurfe 
angezogene Generale vom 8. Mai 1811. in der Oberlaufig nicht publicirt fe, 
fo wird, dem zugleich in der Beilage diefes Protocolls unter A. —n An: 
frage gemäg, 
einftimmig 
befchloffen, nad den Worten „vom 8. Mai 1811.” die Worte einzu: 


(halten: 
und in der Oberlaufi bei dem Oberamtspatente vom 12. Yuguft 1812. 
Mit diefer Abänderung erlangt $. 23. bie Zuftimmung 
aller Anwefenden. 
Mit dem num folgenden Paragraphen beginnt der. Abfchnitt des Gefekes, 
welcher die Fleinern Bannrechte betrifft, und es bietet zuvoͤrderſt 
Herr Graf von Hohenthal um Auskunft darüber, ob hier blos von den im 
$. 24. ausbrüclid genannten Bannrechten die Rede fen, ober ob die hier ges 
gebenen Vorſchriften auch auf andere ähnliche Befugniffe, 3. B. den Sal: 
pacht und Blafenzins angewendet werben Fönnten und follten, wozu die Ueber: 
föhrift des $. 24. und der im $.26. gebrauchte Ausdruck „ſolche ausfchlieffende 
Berechtigungen” einiges Anhalten zu geben ſcheinen Fönnten. 


Don Herrn Staatsminifter Noſtitz wird hierauf die beftimmte Erklärung 
gegeben, daß die Vorfchriften der betreffenden $$. des vorliegenden Geſetzes feis 
nesweges weiter, als auf die $. 24. namentlich genannten Bannrechte erſtreckt 
werben follten, und nimmt fodann 


Herr Staatsminifter von Lindenau das Wort, um bie Gründe der Megie- 
rung für die von ihr beabfichtigte unentgeldliche Aufhebung der Fleinern Bann: 
rechte darzulegen. Er gehe, bemerfe er, nicht auf den neulich bereits durchge: 
fprochenen Sag zurüd, daß durch Gefe gegebene Rechte auch wieder durch 
Gefe ohne Entfhädigung aufgehoben werden koͤnnten, obwohl er gerade hier 
vorzugsweiſe eingreife, fondern er appellive, während bie Deputation freilich 
nur von dem firengen Rechte ausgehe, an die Billigfeit, fo wie an den Wunfch, 
Ungleihheiten und Hemmniffe des Verkehrs wegzuräumm. So unbedeutend 
aud) die hier in Frage ſtehenden Mechte feyen, fo wirken fie doch ftörend cin, 
und bleibe es bei dem Vorſchlage einer Provocation und Ablöfung, fo wur: 
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den jene Schranken noch lange fortdanern, zumal da es häufig fehr ſchwer feyn 
dürfte zu ermitteln, wer denn eigentlich der Verpflichtete fen. 

Sey auch, ergegnet hierauf der Herr Referent, der Gegenftand noch fo un: 
bedeutend, fo fomme es body hier weniger auf das Object, als auf die Erhal- 
tung des Örundfages, "auf die unverbrüchliche Beobachtung des $. 31. der Ber: 
faffungsurfunde an. Werde dadurch die Aufhebung der Bannrechte verzögert, 
fo ſchade dieß nicht, da gerade hier die Schranfe nicht druͤckend, deren Aufhes 
* bung nicht dringend ſey, und fönne man dem fiscalifchen Unterthanen die Ab: 
löfung nicht erfparen, da fie aufferdem vor allen Hebrigen begünftige erfcheinen 
wuͤrden. 

Dieſen Gruͤnden wird noch von Herrn Buͤrgermeiſter Wehner und Herrn 
D. Großmann beigefuͤgt, daß die Aufhebung des ausſchlieſſenden Rechts zum 
Lumpenſammeln für manche Berechtigte von der größten Wichtigkeit ſey, und 
daß felbft der der Staatsfaffe entgehende Zugang von jährlih mehr als 1400 
Thalern ein fo ganz unbebeutender nicht zu nennen fin, 

Kerr Stellvertreter D. Deutrich aber bemerft, daß, wenn auf dem jetzt zu 
betretenden Wege der Zweck nicht erreicht werden follte, es fpäter immer noch 
Zeit bleibe, die Staatsfaffe durch Bezahlung der Abloͤſungsquanta vermittelnd 
eintreten zu laffen. 

Indem man num zu 

$. 24. übergeht, gelangt man zu den Borfchlägen der — wel⸗ 
chen Seite 347 eine neue Faſſung beigefuͤgt iſt. 

Wenn dieſe Faſſung das Glasausſpielen nicht mit aufgenommen hat, ſo 
erklaͤrt ſich Herr Buͤrgermeiſter Huͤbler gegen dieſe Beſchraͤnkung der Abſicht des 
Geſetzvorſchlags, er ſtellt indeſſen keinen Antrag, da ihm eingehalten wird, daß 
kein Fall bekannt ſey, wo dieſes Ausſpielen die Natur eines Bannrechtes habe, 
zu deſſen Abloͤſung es in der That an Verpflichteten fehlen wuͤrde, und gelangt 
man ſodann zu dem laut der Beilage A. von Unterzeichnetem vorgeſchlagenen 
Zuſatze, nach welchem das Einzelnen zuſtehende Befugniß des Lumpenſammelns, 
in ſofern es ſich über ganze Diſtricte erſtreckt, nur in deren vollem Bereiche zu: 
gleich, nicht aber von einzelnen Drten und nad) und: nach fol abgeloͤſet werden 
koͤnnen. 

Zur Unterſtuͤtzung führt der Antragſteller an: Das Befugniß des Lumpen⸗ 
ſammelns, fo unbedeutend es für den Verpflichteten erfcheine, ſey doch aͤuſſerſt 
soichtig für den, welchem es in groͤſſern Diftricten zuftche, ja es koͤnne deſſen 
Aufhebung die ganze Epiftenz einzelner Papiermählen gefährden. Werde es ab: 
gelöfer, fo müffe der Papierfabrifant feine ganze Einrichtung hinfichelich der Be— 
jiehung der Zumpen ändern, dieß werde ihm aber weit fehwerer werben, wenn 
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das bisherige Verhaͤltniß noch thellweiſe forebauere. Hierzu Fomme, dag Bo: 
ten zum Sammeln der $umpen herumgeſendet werden müßten, und daß diefe 
bei der Geringfügigfeit Des Objects im Einzelnen nur dann lohnen fönnten, 
wenn fie mit Erfolg von Ort zu Ort gehen dürften, ohne einzelne Orte oder 
ganze Reihen derfelben überfpringen zu müffen. 


Nachdem der Antrag unterſtuͤtzt worden iſt, erflärt fih Herr Secretär von 
Zedtwitz gegen denfelben, finden er bei der Schwicrigfeit, viele Gemeinden zu 
einem -gemeinfamen Beſchluſſe zu vereinigen, die Ablöfung aufferordentlich er: 
ſchwere, «8 ergegnet aber Unterzeichneter darauf, wie er darinn feinen großen 
Nachtheil erbliche, da das ausfchlieffende Recht des Lumpenſammelns gewiß ohne⸗ 
hin einen Verpflichteten fo fehr befehwere, daß er auch nur den geringften Preis 
für deffen Abtöfung zahlen würde. Komme es überhaupt hier zur Ablöfung, 
fo werde dieß nur dann gefchehen, wenn der Beſitzer einer andern Papiermühle 
fich enefchlieffe, das Ablöfungsquantum für die betreffenden Gemeinden zu zah— 
len, und diefer würde es dann, dafern der vorgefchlagene Zufag nicht angenom: 
men werden follte, ganz in feiner Hand haben, durch Ablöfung des Rechts bei 
einem Theile der betreffenden Orte die Ausübung bei den übrigen unmöglich, 
mindeftens ſchwierig und foftfpielig zu machen. 

Der Antrag, welcher indefjen, dem Vorſchlage des Herrn Referenten zufolge, 
nicht an den Schluß des $. fondern zwiſchen die beiden Abfäge deffelben ge: 
bracht werden foll, wird 

von 26 Stimmen gegen 2 
genehmigt, fodann auch, da Herr Staatsminifter Noſtitz bemerft, daß in ben 
Aemtern nur die Bannrechte des Viehſchnitts, Muſikzwangs, $umpenfammelns 
und Schleifens vorfämen, befchloffen ftatt „welche zeither“ zu fegen „in foweit 
fie zeither“. 

Mit diefen Abänderungen wird nun der $. 24. nad der Faffung ber 
Deputation 

einftimmig . 
genehmigt, es erlangt auch der von der Deputation Seite 347 ihres Berichts 
vorgefchlagene Zuſatz⸗ 

$. 24b. die Zuſtimmung 

aller Anwefenden, 
nachdem das Bedenken des Herrn Bürgermeifters Bernhardi, daß die bei $. 10. 
zur. Erörterung der Deputation ausgefegte Frage wohl auch auf die Fleinen 
Bannrechte von Einfluß ſeyn dürfte, "Dadurch erledigt worden ift, daß im $. 24 b. 
ausdruͤcklich auf $. 10. und 11. Bezug genommen wird. 
Iweite Abrheilung. 1. 6. 66 
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Es folgt nun der von ber Deputation Seite 348 ihres Berichts vorz 
ſchlagene Zufaf: + 

$. 24c. welcher unverändert 

einffimmige 
Genehmigung findet, nachdem Se. Königl. Hoheit Prinz Johann den Antrı 
das Marimum der Entſchaͤdigung hier bis auf die Hälfte des Meinertrags 
fteigern, nad) eingesogener genauerer Erfundigung über die Art der Benutzu 
diefer Bannrechte zurückgenommen hat. 
Der Antrag der Deputation, die 
6$. 25. und 26. ganz ausfallen zu laffen, erlangt 
einhellige 
Zuftimmung, und werden ſodann die von der Deputation Seite 349 ihr 
Berichts vorgefchlagenen Zufagparagraphen 
$$. 24d. und 24e. unverändert und 
einftimmig 
angenommen, 

Hier muß jedoch wegen Ablaufs der Zeit abgebrochen werben, und mi 
zur Tagesordnung fir morgende Sigung die Fortfegung der heutigen Berathun 
fo wie der Bericht der zweiten Deputation über dag Königl. Decret, die kin 
tige Verwendung gewiſſer der Hauptfaffe der allgemeinen Straf - und Berfer, 
Anſtalten geridmeten Zuflüffe betreffend, beftimmt. 

Die Faſſung der heute durchgegangenen $$. enthält die Beilage ©. 

Demerft von 


Ernft Guſtav von Gersdorf. * Friedrich Harl 
von Watzdorf. | DLR 


Otto Graf Vitzthum. 


Oo. 





$. 9. 
bleibt unverändert. 
6. 10. 
ift ausgefekt. 
$. 11. 
Die Berechtigung —— $. 60. 61. und 62. und bei eind 


—— zu beurtheilen. Aber auch im erftern Falle muß die Abloͤſung 
ſich [bon die Stimmenmehrheit für fie ausſprach, dann unterbleiben, wenn 
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Dinderzafl auf Entſcheidung der Specialcommiſſion anträgt und- nach dem 
Ermeffen derfelben für die Widerſprechenden insbefondere ——— von der 
Abloͤſung zus befürchten find. 


$. 12. 

ift ausgeſetzt, fol aber nach dem Antrage der Deputation ausfallen. 
$. 13. | 

bleibt unverändert. 
$. 14. 

wie Seite 342 des Deputationsberichts zu finden. 
4. 15. 

Unter — — feſtzuſtellen, dann 


b.) der Umfang des mit den abloͤſenden Zwangspflichtigen insbeſondere 
Ratthabenden Mahlverfehrs nah der Scheffelzahl des Mahl- und Särot: 
getreides und hiernady-u. f. w. 

$. 16. 
iſt ausgefeht. 
$. 17. 

Die feftzuftellende Ablöfungsrente fann auf halbjährige Auffündigung Sei: 

ten des Berechtigten wie des DVerpflichteten zu jeder Zeit u. ſ. w. 


$. 18. 
ern —— fo erhält der Erbverpachter das Kapital, und es re: 
ten die Beftimmungen des $. 80. des — ein. 
$. 19. 


Bei Zwangsmühlen, welche vor dem 13. November 1836.. in Zeitpadht 
aber ifl, ausgenommen, wenn der Pachter einwilligt, bis zu Bes 
endigung des Pachts auszufcken. 
Wenn aber ein Zeitpacht zwifchen jene Termine u. f. m. 
wie Seite 344 des Deputationsberiches zu finden. 


$. 20. 
bleibt unverändert. 
$. 21. 
Sind — — Erbverpachter, Wiederfaufsberechtigte oder Kealgläubt- 


zer als dritte Perfonen u. f. w. 
66 * 
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$. 22. 


Befindet — — ausgethan if. Sind nur einzelne Einwohnerclaſſ 
oder Grundftüde dahin bannpflichtig, fo treten die $. 10. is feftgefegten ‘ 
flimmungen ein. 


$. 23. 
Me ——— vom 8. Mai 1811. und in der Oberlauſitz bei 
Dberamtspatente vom 12. Auguft 1812. Eben fo u. f. w. 
$. 24. 
(nach der Faſſung Seite 347 des Deputationsberichte.) 
Die Bannrechte — — bei Ehrenmaßlzeiten, im ſoweit fie zeither von 





Siscus Zwangspflichtigen unterworfen, 

Steht das ausfchlieffende Befugniß des $umpenfammelns einzelnen Berech 
tigten nicht blos in einzelnen Orten, fondern über ganze Diftricte zu, fo fann 
die Aufhebung deffelben nur in dem ganzen Diftricte zugleich erfolgen, 

Steht der Muſikzwang u. f. w. 


$$. 24b. 24c. 24d. und 24e. 
bleiben fo wie fie Seite 347, 348 und 349 des Deputationsberichts zu finden. 


6$. 25. und 26. 


fallen aus. 
A. E 
Anträge zu dem Geſetze wegen Aufhebung der Bannrechte. 
1. 


Zu $. 13. wünfche ih am Schluſſe folgenden Zufat : 
„Eine Ausnahme hiervon findet jedoch da ftatt, wo die Zwangsmuͤhlt 
eine höhere als die in andern Mühlen der Gegend gewöhnlibe Dr 
gütung für das Mahlen oder Schroten des Getreides zu erhalten bi 
ben. In ſolchen Fallen kann die Entſchaͤdigung bis zur Hälfte d 
vorftehend erwähnten Reinertrags anſteigen.“ 

Würde dieß angenommen, fo ift eine nothwendige Folge davon, daß 

a.) $. 13. nah dem Worte „darf die Worte: 
„in der Regel“ 

und 


b.) $. 14. nach dem Worte „Drittheil” die Worte: 
„oder rücjichtli der Hälfte“ 
eingefhaltet werben muͤſſen. 


2. 
ei $. 16. wuͤnſche ib am Schluffe den Zuſatz: 

„Wenn eine ſolche Wirchfchaftsrehnung nicht, oder nicht mit Juver: 
läffigfeit zu erlangen ſteht, fo ift der Umfang des Mahlverfehrs mit 
den zwangspflidrigen Grundſtuͤcken nah Maasgabe der zur Zeit der 
Ablöfung auf denfelben wohnenden dem Zwange unterworfenen Per: 
fonen und der dafelbft vorhandenen Viehbeſtaͤnde, Brennereien u. f. w. 
zu berechnen.” 

3. 


Am $. 23. dürften nah den Worten „S. Mai 1811.” die Worte ein« 
jufchalten ſeyn: 
„und in der — bei dem Oberamtspatente vom 12. Auguſt 1812.“ 


4. 
Dem $. 24., wie ſolchen die Deputation gefaßt hat, wuͤnſche ic am 
Schluffe folgenden Zufa beigefügt zu fehen: 
„Steht das ausfchlieffende Befugniß des Lumpenſammelns einzelnen 
Berechtigten nicht blos in einzelnen Orten, fondern über ganze Diſtricte 
zu, fo ann die Aufhebung deffelben nur in dem ‚ganzen Diftricte zus 
gleich erfolgen.” 
5. 
Im $.27d. dürfte, da ein neues Geſetz wegen ber Sandrentenbanf ju er: 
warten ſteht, der zweite Satz fo zu faffen feyn: 
„Es werden demnach die in den Gefegen über die Sandrentenbanf ent» 
haltenen Beftimmungen u. f. w.“ 


Ernſt Friedrich Harz. 


45. 
Den 9. Februar 1837. 


Gegenwärtig find: 


Se. Excellenz Herr Staatsminiſter von Lindenau, 
Se. Excellenʒ Herr Staatsminifter Noſtitz und Jaͤnckendorf, 
Se. Excellenz Here Geheimer Rath von Wietersheim. 


Es ſind 31 Mitglieder der erſten Kammer verſammelt. 
Nach erfolgter Genehmigung des Protocolls der letzten Sitzung wird 


139. 
Vortrag aus der Regiſtrande. 
beim Vortrage aus der Regiſtrande befchloffen, 

Me. 111. ein Geſuch Johann Gottfried Fifhers um Verwendung für 
feine Entſchaͤdigung wegen Fine im Jahre 1808. . erfolgten Entlaffung als 
Hoffeuermauerfehrer, und 

Mr. 112. eine Eingabe Herrn Roberts von Heldreich, die Abſchaffung 
des Beichtgeldes betreffend, 

an die vierte Deputation zur Erdrterung und Begutachtung oder Beſchei⸗ 
dung abzugeben. 


Nachdem hierauf noch 


140. 
Ernennung eines Koͤnigl. Commiſſars wegen des Geſetzes uͤber Acquiſition 
von Grundeigenthum zum Behuf der Errichtung juͤdiſcher Synagogen. 
Se Koͤnigl. Hoheit Prinz Johann, als Vorſtand der erſten Deputation, das 
Praͤſidium erſucht hat, die Ernennung eines Koͤnigl. Commiſſars wegen des 
Geſetz-Entwurfs, die Religionsuͤbung der Juden und den fuͤr dieſen Zweck ih— 
nen zu geſtattenden Erwerb von Grundſtuͤcken betreffend, zu ermitteln, ver— 
ſchreitet man zur 
Tagesordnung, 

auf walcher ſich zuwörberft die fernerweite 
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141. 
Fortgefegte Berathung des Gefeg-Entwurfs wegen der Bannrechte. 


Berathung über den Gefeg: Entwurf wegen der Bannrechte befinder. 

Der Deferent, Herr Negierungsrath von Carlowig, zeigt zuvoͤrderſt das 
Ergebniß der Berathung der erften Deputation über die geftern an fie verwies 
fenen beiden Puncte an. 

Der erfte derfelben war 

ad $. 10. der Antrag des. Herrn Grafen von Wibthum, nach welchem 
die Beſitzer von Zwangmuͤhlen befugt ſeyn ſollten, ihr Bannrecht jederzeit auf: 
zugeben, dafern fie nur feine Entſchaͤdigung ſordern. Der Herr Referent be 
merkt, wie die Deputation, bevor fie hierüber beftimmte Vorſchlaͤge eröffnen 
fönne, vor allen Dingen noch Nücfprache mit dem in der Sache ernannten 
Königl. Commiffar zu nehmen habe. Dieß habe noch nicht erfolgen koͤnnen, 
und bitte er deshalb den Befchluß über den Vitzthumſchen Antrag und $. 10. 
für heute noch auszufegen. 

Nachdem hierauf Herr Amtshauptmann, Freiherr von Biedermann, der 
Deputation anheim gegeben hat, ob nicht das zweckmaͤſigſte Auskunftsmittel 
darin liegen würde, wenn man dem Berechtigten nachließe, auf Aufhebung 
des Zwangsverhaͤltniſſes zu provociren, bafern er feinerfeits in Voraus auf jede 
Entſchaͤdigung zu verzichten fich erflärte, bemerft der Herr Meferent, daß auch 
diefer Vorſchlag bei der Depuration bereits in Erwägung gekommen fen, und 
geht fodann zu dem zweiten der Deyatation jugewiefenen Puncte, dem von 
Unterzeichneten 

ad $. 16. gemachten Antrags, über, indem er bemerkt: Man fey mit 
der Bemerkung, daß ſich in dem Gefege eine Luͤcke befinde, und daß es einer 
Beftimmung für den Fall bedürfe, wenn zuverläffige Wirthſchaftsrechnungen 
der berechtigten Mühle nicht zu erlangen flünden, ganz einverftanden. Auch 
das vom Unterzeichneten vorgefchlagene Ausfunftsmittel finde man angemeffen, 
müffe jedoch wünfchen, es nicht abfolut vorzufchreiben, fondern auffer demſel⸗ 
ben auch noch andere paflende Auswege den Specialcommiffarien anheim zu 
ftellen. Ueberdieß fey die zw treffende Beftimmung nicht blos auf den $. 16. 
unter 2., fondern auch auf den eben dafelbft unter 1. erwähnten Punct zu er: 
ftrecfen, und in diefem Sinne habe die Deputation eine von dem Vorſchlage 
des Unterzeichneten etwas abweichende Faffung des Zuſatzes zu $. 16. vorge 
fhlagen. Sie liege diefem Protocolle unter B. bei, und wird, nachdem Un- 
terzeichneter darinn willig eine Verbefferung feines Antrags anerfannt er fo 
wie mit ihr $. 16. kb, j 
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einftimmig 
genehmigt. 

Indem man num in der Berathung des Deputationsberichts, da wo man 
geftern ſtehen geblieben ift, fortfährt, wird — 

4. 27. unveraͤndert und 

einſtimmig 
angenommen, zu 

$. 27 b. aber bemerkt, daß ſich bei dieſem und dem folgenden $. 27 c. 
durch den zu $. 10. zu faffenden Beſchluß vieleicht noch eine Fleine Abände: 
rung nothwendig machen dürfte. 

Unter Vorbehalt derfelben werden $. 27 b., fo wie 

$. 27. nach den Seite 349 und 350 des Deputationsberichts zu fin: 

denden Faffungen 

einftimmig 
angenommen, man findet * kein Bedenken, nunmehr uͤber den ausgeſetzt 
gebliebenen 

$. 12. definitiv zu entſcheiden, deſſen Wegfall 

unanim 
befchloffen wird. 
Zu 
. 27d. Seite 351 des Deputationsberihts hat laut der Beilage C. 
Herr D. ‚Erufius einen Antrag wegen einer veränderten Faffung übergeben, 
ju deren Unterftügung er anführt, daß nicht bloß das Gefeg vom 17. März 
1832. hier anzuziehen ſey, fondern daß zugleich auf die übrigen wegen der 
$andrentenbanf erſchienenen und resp. in Kurzem zu erwartenden Beſtimmun— 
gen zu verweifen feyn werde, 

In gleichem Sinne hat Unterzeichnerer laut der Beilage des geftrigen Pro— 
tocolls unter A, eine etwas veränderte Faſſung für $. 27.4. vorgefclagen, es 
bemerkt auch der Herr Dieferene, wie er felbft einen ähnlichen Antrag gemacht 
haben würde, 

Da ſich mehrere Stimmen für den Vorſchlag des Unterzeichneten erklaͤren, 
welchen auch ‘Herr D. Cruſius feiner Abſicht entfprechend finder, fo wird der= 
ſelbe unterftügt, und unter der von Herrn DBürgermeifter Schill beantragten 
Veifügung der Worte „und Verordnungen“ nad dem Worte „ u eben 
fo wie $. 27d, ſelbſt 

einhellig 
angenommen. 
Nicht minder finder 
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$. 28. mit der von ber Deputation Seite 351 ihres Berichte vorge: 
fhlagenen Abänderung " 
einftimmige 
Annahme, und ift man darüber, daß nunmehr 
$. 29. ganz wegzulaffen ift, mit der Deputation 
unanim 
einperftanden, fo wie die Kammer au, und zwar ebenfalls 
einhellig, 
der Anficht der Deputation beitritt, daß Kinfichrlih der Eavillerei « Bannrechte 
das Weitere von ber Megierung zu erwarten, ' hier aber deshalb Etwas nicht 
anzuregen fen. 
Wegen des über $. 10. noch. zurückfichenden Befchluffes kann die Haupt: 
abftimmung ‚wegen des Geſetzes über die Aufhebung der Bannrechte heute noch 


nicht erfolgen, und verfchreitet man fofort zu. dem zweiten Gegenftande der 
heutigen. Tagesordnung, 


142. 


Berathung über das Geſetz, die Fünftige Verwendung gewiffer der Hauptkaſſe 
der allgemeinen Straf s und Berforganftalten gemidmeten Zufläffe betreffend. 


dem Berichte der zweiten Deputation über das Königliche Decret und ben 
Gefeg: Entwurf, die Fünftige Verwendung gewiffer der Hauptfaffe der allge: 
meinen Straf- und DVerforganftalten gewidmeten Zufluͤſſe betreffend. 


Das Referat in diefer Sache hat Herr Stellvertreter D. Deutrich über: 
nommen, und da es, nachdem ber Gefer: Entwurf nebft Decree und Mo- 
tiven fo wie der Deputationsbericht vorgetragen worden find, zuvörberft darauf 
anzufommen fcheint, ob fi die Kammer mit der Hauptanfiht der. Regierung, 
der auch die zweite Kammer beigetreten iſt, einverftche, fo ftelle der Herr Prä- 
ſident zuvoͤrderſt die Frage: 

Genehmigt die Kammer, daß die im Geſetz-Entwurfe bezeichneten 
Beiträge und Strafgelder nicht mehr in die Hauptfaffe der allgemei: 
nen Straf» und DVerforganftalten flieffen follen ? 

Dieß wird, 

mit 28 Stimmen gegen 1, 
bejahend beantwortet, und Auffert fih ſodann 

Herr Bürgermeifter Wehner dahin: Er ſey mit dem fo eben gefaßten 
Befchluffe fo wie mit dem Antrage der Deputation, fid definitiv über das Ge- 

Zweite Abtbeilung. 1. 36. 67 
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ſetz zu erflären und nicht erft neue zeitraubende Vorſchlaͤge der Megierung ab- 
zuwarten, volftändig einverftanden, und dieß um fo mehr, als ja das wor: 
liegende Geſetz Feiner veralteten, bereits völlig auffer Gebrauch gefommenen 
Beſtimmung neue Gültigfeit gebe, bei der Maffe der den Staͤnden noch be 
vorftehenden Gefchäfte auch eine Vermehrung neuer Vorlagen für diefelben, 
fo weit fie irgend vermieden werben Fönne, nicht rathſam erfcheine. Dagegen 
ſcheine es ihnen nicht rathſam, bie wenigen ‚noch übrig bleibenden Strafgelver 
an die Kreisdirectionen zu dem $. 4. des Gefeg: Entwurfs bezeichneten Zwecke 
“ einfenden zu laffen, theils weil dadurch dieſe Behörden mit einer neuen Nech- 
nungsführung belaftet würden, und eine Menge von Schreiberei entftche, theils 
weil die Kreisdirectionen in der That nicht wiffen würden, wen fie mit dieſen 
wenigen Thalern zuerft unterftügen follten. Da aber wohl in jedem Kreife 
unter Mitwirfung der Kreisftände wohlthätige Zwecke gefördert würden, auch 
eine neue Organifation diefer Stände bevorfiche, fo erlaube er fih den Vor: 
flag : 
daß die bisher zur Hauptfaffe der Straf: und DVerforganftalten ein- 
gefenderen Strafgelder, forweit fie noch fortbeftänden, an die Kreis: 
Faffen eingefendet werden möchten, und daß fodann darüber von den 
Kreisftänden zu wohlthätigen Zwecken verfügt werde. 


Diefer Antrag wird zwar unterftügt, findet aber von mehrern Seiten 
Widerfpruch, zu deffen Begründung in der Hauptſache angeführt wird: Daf 
aus $. 4. des Gefeg: Entwurfs eine große Beſchwerde für die Kreisdirectionen 
und viele Schreiberei entfichen werde, fey nicht zur beforgen, da cs ja der Ein- 
reichung von Vacatſcheinen Seiten der Obrigkeiten eben fo wenig bedürfen 
werde, als bisher. Dicht ale Kreife hätten ferner zur Zeit gemeinfchaftliche 
Kreiskaffen. Namentlich fehle eine. folche im Leipziger Kreife zur Zeit ganz 
und ‚ob es noch während bes gegenwärtigen Landtags möglich ſeyn bürfte, eine 
neue Kreistagsordnung zu Stande zu bringen, fey nicht mit Beftimmtheit ab: 
zufehen. Ueberdieß beruheten jegt die Verwendungen der Kreife zu wohlchäti- 
gen Zweden ganz auf dem frein Willen, nehme man aber die in Frage fie: 
henden geringen Zugänge an, fo werde Pflicht werden, was jet dem freien 
Entſchluſſe anheim falle, und die Kreisftände würden fich einer vielleicht läfti- 
gen Eontrole ausfegen. 

In gleichem Sinne erfläre fih) Herr Staatsminifter von Lindenau: Die 
Verwendung der einzufendenden Strafgelder für andere Zwede als die der 
Straf: und VBerforganftalten fcheine kaum zuläffig, folle es aber bei folder 
‚ Verwendung verbleiben, fo ftünden freilich den Kreisdirectionen, durch welche 
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die Einlieferung in die Heil: und Derforganftalten allemal gehe, ganz andere, 
leichtere und fichere Mittel zu Gebote, das vorhandene Beduͤrfniß und deſſen 
Dringlichkeit zu ermitteln als den Kreisftänden, die ja ohnehin nicht immer 
verfammelt feyn würden, und daher in der Zwifchenzeit von einer Zufammen: 
funft zur andern feinen Beſchluß faffen Fönnten. Mebrigens werde, wie bie 
Erfahrung zeige, den Gemeinden die Aufbringung der Unterhaftungsbeiträge 
für ihre Berforgten oft fehr ſchwer, und da fey eine Unterftügung von 10 Thlr. 
— — für diefen oder jenen einzelnen Fall ſchon eine fehr wefentlihe Huͤlfe. 

Bei geftellter Frage wird hierauf der Antrag des Horrn Buͤrgermeiſters 

Wehner, 

mit 26 Stimmen gegen 5, 
abgelehnt, und finden ſodann die Vorfepläge der Deputation, nach welchen 
bie zeitherigen Innungsbeitraͤge und die Einſammlungen auf den Poſtſtationen 
ganz in Wegfall gelangen ſollen, 

einſtimmige 
Annahme. 

Nach dieſen vorlaͤufigen Beſchluͤſſen geht man nun zur Berathung des 
Geſetz-Entwurfs ſelbſt über, und werben dabei bie 

$$. 1. 2. und 3. mit den von ber a vorgefchlagenen Abaͤnde⸗ 
rungen, 

$. 4. aber unverändert und zwar Insgefenunt 

einftimmig 
angenommen, nachdem nur Kerr Bürgermeifter Hübler bemerft hat, wie es 
Gegenftand der fünftigen Prozeßordnung feyn werde, über die Verwendung 
bes bei Subhaftarionen angezahlten Zehntheils zu verfügen für die Fälle, wo 
folches dem Erfteher des betreffenden Immobiles verloren gehe. 

Nach deffen Erfolg Auffere fih Herr Buͤrgermeiſter Gottſchald dahin: 
Für die Hauptkaffe der allgemeinen Straf: und Berforganftalten würden im 
Sande zur Zeit noch die bisherigen Coflecten gefammel. Nun erwarte er zwar 
nach den Motiven, daß es in der Abficht der Megierung liege, ſolche kuͤnftig 
wegfallen zu laffen, er erbitte ſich aber darüber eine beftimmte Erflärung, in: 
dem er fonft einen dießfallfigen Antrag um fo mehr zu ftellen beabfichtige, als 
jene Eollecten, fo viel er wiffe, nur in den proteftantifchen Kirchen gefammelt 
würden, fie auch mit ben gottesdienftlichen Handlungen nicht recht zuſammen 
zu paffen ſchienen. 

Herr Staatsminifter von Lindenau ergegnet hierauft So viel er fich erin- 
nere, fen der fo eben angeregte Antrag auch ſchon bei voriger Ständeverfamm- 

. 67* 
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lung zur Sprache gebracht worden. Da er indeffen in feiner der beiden Kam: 
mern einen Erfolg gehabt, fo habe ſich die Megierung niche für ermächtigt 
halten fönnen, einen Zugang aufjugeben, ber über 2000 Thle. — — jähr: 
lich zu ertragen pflege. 

Herr Buͤrgermeiſter Gottſchald faßt hierbei Beruhigung, nachdem noch 
Se. Königliche Hoheit Prinz Johann bemerkt bat, daß, fo viel er wiſſe, 
wegen Einfammlung ähnlicher Collecten in den katholiſchen Kirchen das Ro— 
thige veranſtaltet ſey, und Auffert zuletzt noch 

Herr Staatsminiſter von Lindenau in Bezug auf die Schlußworte des 
Deputationsberichts, daß bereits die nöchige Veranftaltung getroffen fey, da: 
mit die bei der Hauptfaffe der Straf: und Verforganftalten ſeit dem 1. a: 
nuar 1837. eingehenden Strafgelder dafelbft nicht förmlich vereinnahmt fon: 
dern nur nofirt und affervirt würben. 

Hiermit beendige ſich diefe Berathung, es erfolge daher die Abftimmung 
dur Mamensaufruf, bei welcher das berathene Gefeg | 
einftimmige 
Annahme erlangt. 

Somit find die Gegenftände der heutigen Tagesordnung erledigt. _Der 
Herr Präfident zeigt an, daß zur naͤchſten Sitzung unter Bekanntmachung der 
Tagesordnung durch Karten eingeladen werden folle,. und hebt die Verſamm⸗ 
lung auf. 

Nachrichtlich hat folhes, und daf die Faſſung der heute angenommenen 
Paragraphen des Gefeges wegen Aufhebung der Bannrechte in der Beilage 
sub D. enthalten ift, anher bemerkt 


Ernft Guſtav von Gersdorf. Ernft Friedrich Hark, 
Heinrih von Erdmannsdorf. ©. 21.8. 
Dietrih von Miltig. 


iſt wiederholt ausgefegr. 


fälle weg. 
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$. 16. 

Um — — auf den zuletzt verfloffenen fünfjährigen Zeitraum 
zu entſcheiden iſt. 

Wenn die unter 1. und 2. erwaͤhnten Nachweiſe nicht, oder nicht mit 
Zuverlaͤſſigkeit zu erlangen ſind, ſo iſt der Umfang des auf dieſe Weiſe 
nicht zu ermittelnden Mahlverkehrs auf andere Weiſe commiſſariſch feſtzuſtellen. 
Es kann ſolchen Falls die Berechnung nah Maasgabe der zur Zeit der Abld- 
fung auf den Grundſtuͤcken der Pflichtigen wohnenden, dem Zwange unter: 
worfenen Perfonen und der bafelbft vorhandenen Viehbeſtaͤnde, Drennereien 
u. f. w. ſtattfinden. 





- 


§. 27. 
bleibt unveraͤndert. 
$. 27b. und 27c. 


wie Seite 349 und 350 bes Deputationsberichts zu finden, jedoch vorbe- 
haͤltlich der durch den Fünftigen Beſchluß zu $. 10. etwa — werdenden 
Se 
$. 27d. 
(wie ‚Seite 351 bes Deputationsberichts.) 

Dem Berechtigten — — zu entfcheiden. Es werden demnach die 
in den Gefegen und Verordnungen über die Sandrentenbanf — Be⸗ 
ſtimmungen u. ſ. w. 


$. 28. 
Rechte — — geſchloſſen werden, auſſerdem jedem Theile der Rück: 
tritt ohne Verbindlichkeit zur Entſchaͤdigung jederzeit freiſteht. 
$. 29. 
fälle weg. 
B. 
Zufag zu $. 16. 


„Wenn die unter 1. und 2, erwähnten Machweife nicht oder nicht mit Zu: 
verläffigkeit zu erlangen find, fo ift der Umfang des, auf diefe Weife nicht zu 
ermittelnden Mahlverfehrs auf andere Weife commiffarifch feftzuftellen. Es 
kann folchenfalls die Berechnung nah Maasgabe der zur Zeit der Ablöfung 
auf den Grundſtuͤcken der Pflichtigen wohnenden dem Zwange unterworfenen 
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Perfonen und der dafelbft vorhandenen DVichbeftände, Brennereien u, f. w. 
ftattfinden. 
von Earlowiß. 
ad $. 27d. 
( Deputationsberihbt ©. 351.) 

„Wegen Meberweifung der in Folge flattgehabter Ablöfung von Bannrech 
gen zu zahlenden und zu erhebenden Renten an bie Sandrentenbanf finden bie 
in dem Geſetze über die Errichtung der Sandrentenbanf vom 17. März 1832. 
und in ber Verordnung über den Beginn der Amortifation bei der Landrenten: 
bank und ben Wegfall einiger wegen Mebermweifung von Ablöfungsrenten an 
diefelbe und wegen ber Annahme von Abfchlagszahlungen zeither beftandenen 
Beſchraͤnkungen v. ... enthaltenen Beftimmungen ebenfalls Anwendung. 


Wilh. Erufius, D. 





46. 
Den 15. Februar 1837. 


Gegenwärtig find: 
Se. Ereellenz; Herr Staatsminifter Noftig und Jaͤnckendorf, 
Se. Excellenz Herr Staatsminifter von Zeſchau, 
Se. Epeellenz Herr Staatsminifter von Könnerig, 
Se. Excellenz Herr Geheimer Math von Wietersheim, 
Herr Geheimer Regierungsrath D. Schaarſchmidt. 


Es ſind 34 Mitglieder der erſten Kammer verſammelt, welchen, nachdem ſie 
das Protocoll der letzten Sitzung genehmigt haben, 


143. 
Wortrag aus der. Regiſtrande. 
Vortrag über die zur Reglſtrande eingegangenen Schriften erſtattet wird. Es 
haben naͤmlich zuvoͤrderſt unter 
Me. 113. der Stadtrath und die Stadtverordneten zu Camenz um Ser: 
mittelung zu, minbeftens halbchauffeemäfiger Herftellung der von Budiſfin über 
Eamenz nah Koͤnigsbruͤck führenden Straße gebeten. 
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Da biefes Geſuch mit den Berathungen über die Pofitionen des Budjets 
für den Straßenbau in enger Verbindung fteht, fo beſchließt man, es vor der 
Hand in der erften Kammer nicht in Berathung zu ziehen, fondern fofort mit: 
telft Protocolertraets an die zweite Kammer abzugeben. 

Mr. 114. ein Protocollertract der zweiten Kammer vom 3. Februar, betref: 
fend die Petition mehrerer Abgeorbneten wegen Nevifion der Kreistagsordnung, 
wird zur dritten Deputation abgegeben, welcher ein ähnlicher Antrag mehrerer 
Mitglieder der. dieffeitigen Kammer bereits vorliegt, und fol 

Mr. 115. ein ebenmäfiger Protocollertract der zweiten Kammer vom 7. 
Februar, die Genehmigung der wegen ber Protocolführung und bes Drucks der 
Sandtags:Acten dieffeits abgefaßten Schrift betreffend, zu den Acten genommen 
werben, da diefe Schrift bereits erpedirt worden. 

Es hat ferner unter 

Mr. 116. die Braucommun zu Zittau um Erhaltung des den Städten 
zuſtehenden Bierzwangsrechts mindeftens für Zittau gebeten, und befchließt man, 
da über diefen Gegenftand dieffeits bereits Beſchluß gefaßt worden, die Eingabe 
mittelft Protocollertracts an die zweite Kammer zu befördern. j 

Aufferdem find num noch fieben verfchiedene Deputationsberichte eingegan: 
gen, und zunächft fünfe der vierten Deputation, betreffend - 

Nr. 117. Preusfers und Eonforten zu Dippoldiswalde Gefuh um Erlaß 
oder zehnjährige Geftundung der ihnen zum Wiederaufbau ihrer abgebrannten 
Wohnhäufer aus der Staatsfaffe gemachten Vorſchuͤſſe, 

Mr. 118. die Anträge des Zehntners und Hammerinfpectors Herrn Haffe 
zu Schneeberg, in Betreff des Saͤchſ. Eifen: Berg: und Huͤttenweſens, 

Mr. 119. die Beſchwerde des Mittergutsbefigers Herrn Böhme in Tanneberg, 

Mr. 120. verfchiedene Gefuche um Unterftügung zum Auswandern und 

Mr. 121. die Beſchwerde des penfionirten Auditeurs Herrn Grohmann. 

Dagegen betrifft ein unter j 

Mr. 122. eingetragener Bericht der zweiten Deputation das Königl. Decret 
wegen der Sandrentenbanf und ein mit 

Mr. 123. bezeichneter Bericht der erfien Deputation, den Gefeg:- Entwurf 
wegen der Meligionsübung der Juden und ber für biefen Zweck ihnen zu ge: 
fattenden Erwerbung von Grundftäden. 

Ale diefe Berichte folen nun nah und nad) auf die Tagesorbnung ge: 
bracht werden, wie dieß bei dem unter Mr, 117. bereits heute der Fall ift. 
Eben fo find die mit Mr. 122. und 123. bezeichneten Berichte bereits gedruckt 
worden und werben nod heute vertheilt werden, von den Berichten der vierten 
Deputation aber fol nur der unter Mr. 118. zum Druc gebracht werden. 
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Endlich find nun noch zwei Protocollertracte ‚der. zweiten Kammer einge: 
gangen, beren erfter i 

Mr. 124. vom 1. Februar, den Antrag des Abgeordneten Herrn Atenftädt, 
wegen Vorlegung eines Gefeg- Entwurfs über die Wahl ber Vertreter des Han- 
dels⸗ und Fabrifftandes betrifft und zur dritten Deputarion abgegeben werden 
fol, während der andere 

Mr. 125. vom 7. Februar, den Antrag zur Uebernahme der Mititärlei: 
fiungen auf das Staats-Budjet anlangend, der zweiten Deputation übergeben 
wird, die fi darüber, wie man vorausſetzt, da nörhig mit der erfien Deputa- 
tion vernehmen wird. 

Bon dem Herrn Präfidenten wirb demnaͤchſt angezeigt, dag von Herrn 

‚ Geh. Juſtizrath Einert eine Schrift über die Zuläffigkeie und Anwendbarkeit 
der Todesſtrafe eingeſendet worden ſey, wofuͤr er den Dank der Kammer muͤnd⸗ 
lich auszuſprechen Gelegenheit nehmen werde. 

144. 
Relation uͤber die von der vierten Deputation erlaſſenen Befcheidungen. 

Der Vorftand ber vierten Deputation, Herr Geh. Rath von Zedtwig, er. 
fattet demmnächft die unter N. anliegende Relation über die von gedachter De: 
putation an mehrere Petenten erlaffenen abfälligen Beſcheidungen, wobei bes 
ſchloſſen wird, die unter Mr. 1. 30. und 65. in die Hauptregiſtrande einge⸗ 
tragenen Petitionen mittelſt Protocollextracts an die zweite Kammer zu befoͤrdern. 


146. 
Beurlaubungen. 
Beurlaubt werden Herr Geh. Rath von Minkwitz auf den 13. bis 16. 
l. M. auch da noͤthig einige Tage länger, Herr Buͤrgermeiſter Bernhardi auf 
den 16. bis 19. 1l. M,, Herr Graf von Schönburg auf den 13. bis 28. 1. M., 


Herr Graf von Hohenthal auf den 13. bis 20. 1. M. und Herr Amtshaupr: 
mann "Freiherr von Biedermann auf den 11. bis 20. Februar. 


Hierauf gelangt man zur 


Tagesordnung, 
auf welcher ſich zuerft 
146. 


Berathung über die Petition des VBürgermeifters Hark, wegen einer ben 
gefuntenen Preifen der Fuhrldhne entfprechenden Herabſetzung ber Saljpreife 
in den Niederlagen auſſer Leipzig. 


der Bericht. der dritten Deputation über die Petition des Unterzeichneten wegen 
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einer den gefunfenen Preifen der Fuhrlöhne entfprechenden Herabfegung der Sal;: 
preife in den Miederlagen zu Meiffen, Dresden, Bubiffin, Ehemnis, Zwickau 
und Plauen, befindet. | 


Mahdem Herr Fürft Neuß, als Referent, den Bericht vorgefrageh und 
demfelben die nörhigen Erläuterungen beigefügt hat, bemüht ſich Unterzeichneter 
ju zeigen, daß es lediglich ein Act der Gerechrigfeit fen, den er beantrage, und 
dag feine Petition auch nach dem hinſichtlich des Salzwefens am 16. Januar 
bereits befchloffenen allgemeinen Antrage deshalb nothwendig geweſen fen, weil 
die allgemeine Negulirung des Salzwefens, ja felbft die Aufhebung der Salzcon⸗ 
fignationen vieleicht noch) bis zum Schluffe der laufenden Finanzperiode ausgeſetzt 
bleibe, - die hier zue Sprache gebrachte Ungleichheit aber, für welche durchaus 
gar kein Grund vorliege, unverlängte Remedur erheifche. 

Bon Sr. Königl. Hoheit dem Prinzen Johann wird hierauf die Nichrig« 
feit deffen, was Untergeichneter in factiſcher Hinficht angeführt hat, eben fo an- 
erfannt, als daß die Abänderung der gerügten Ungleichheit fehr zu wuͤnſchen 
fiehhe. Indeſſen folle, wie zu vernehmen gewefen, der Gegenftand, um welchen 
es ſich handele, ungefähr 40,000 Thlr. — — betragen, und es fen deshalb 
wohl zu erwägen, ob biefe Summe in der Staatsfaffe entbehrt werden koͤnne, 
oder ob man, felbft bei Abftellung des gerügten Mißverhältniffes, ſolche nicht 
vielleicht dur einen Zufchlag zu den Salzpreiſen überhaupt zu erhalten fu: 
den muͤſſe. Schon mehrere Ausgaben, die bei Entwerfung des Budjets nicht ge: 
rechnet gewefen, beabfihtige man auf die Staatsfaffe zu verweifen, z. B. die 
Abloͤſung des Bierzwangs und die Garnifonlaften, und darum erfcheine es vor 
allen Dingen norhwendig, daß man wiffe, wie weit man ohne Benachtheili« 
gung der Staatsfaffe gehen Fünne. Am Ende werde die hier gerügte Ungleich— 
heit vielleicht. cher noch einige Zeit lang getragen werden fönnen, als manches 
Andere, deffen Abftelung man beabfichtige. Darum ſchlage er vor, über die 
Sache hier feinen Beſchluß zu faffen, fondern fie zum Budjet zu 
und deshalb fofort an die zweite Kammer abzugeben. 


Diefer Anſicht tritt in der Hauptſache auch Herr Stellvertreter D. Deutrich 
bei, er wuͤnſcht aber, daß man ſich mindeſtens vorläufig für den Antrag des 
Unterzeichneten erfläre, und daß man zu diefem Ende befchlieffe: 

wie die Kammer die Gewährung des Antrags, daß die Salzpreiſe in 
„ den verfihiedenen Miederlagen nur nach den wirklich verausgabten Fuhr: 
loͤhnen oder doch mindeftens nach einem dreijährigen Durchſchnitte Fünf: 
tig normirt werden möchten, für wünfchenswerth erachte, wie fie jedoch 
diefe Angelegenheit zuwörderft beim Budjet näher erörtern und darüber 
Iweite Abtheilung, 1, dr, 68 
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weiteren Beſchluß faffen, zu dieſem Ende aber die Sache ſofort mittelft 
Protocollertracts an die zweite Kammer bringen wolle, 


Nirgend als beim Finanzwefen, äuffert hierauf Herr Staatsminifter von 
Zeſchaun, fey es fo nothwendig, bei jedem Befchluffe das Ganze in das Auge 
zu faffen, wenn man nicht ſchaden wolle. So viel nun auch der Antrag des 
Unterzeichneten für ſich habe, fo gebe es doch noch mehrere Ungleichheiten, beren 
Abftellung wuͤnſchenswerth fen, die aber unmöglich alle auf ein Mal befeitigt wer: 
den Fönnten. Der gemachte Antrag drohe der Staatskaffe einen Verluſt von 
35,000 bis 40,000 Thle. — — und der werde kaum zulaͤſſig erfcheinen, 
wenn die in der zweiten Kammer angeregte dee, der Uebernahme ſaͤmmtlicher 
Militärlaften auf das Budjet, zur Ausführung kommen folte. Deshalb möge 
man lieber ben hier vorliegenden Gegenftand vor der Hand noch auf fich beruhen 
laffen, zumal da die Negierung den Ständen bei nächfter Zufammenfunft ohne: 
bin einen volftändigen Plan zu zweckmaͤſiger Regulirung des gefammten Salz: 
wefens vorzulegen beabfichtige. 


In anderem Sinne äuffert fi Herr Superintendent D. Großmann. So 
lange, bemerft er, Sachen felbft Salzwerke gehabt habe, fey das Salzmonopol 
ein Ausfluß des Salzregals gewefen. Jetzt fey dieß anders, es fen lediglich von 
einem Handel die Rede, deffen bedeutende Nugung ganz befonders den Armen 
treffe, und darum glaube er es fen zweckmaͤſig, 

daß man Die zweite Deputation erſuche, die Frage in Erwägung zu 
ziehen, ob und wie etwa das Salzmonopol des Staats auf fo lange, 
als im Sande ſich feine Salzquellen vorfänden, Fünftig fuspendirt wer: 
den fönne? 
wobei es freilih darauf anfommen werde, in wie weit einer foldhen Suspenfion 
etwa die vertragsmäfige Verpflihtung, ein gewiffes Quantum Salz von der 
Krone Preuffen zu nehmen, entgegen ftehe. 

Nachdem hierauf Se. Königl. Hoheit Prinz Johann dem Deutrichſchen 
Antrage beigetreten iſt, erklaͤren ſich noch mehrere Stimmen fuͤr denſelben und 
es fuͤhrt inſonderheit Herr Buͤrgermeiſter Schill an, wie der Umſtand, daß die 
Fuhrloͤhne bei allen Niederlagen zu hoch berechnet ſeyen, die geruͤgte Ungleichheit 
fo ziemlich befeitige, auch der Aufſchlag zu unbedeutend ſey, als daß deſſen Ueber- 
maas dem einzelnen Confumenten fühlbar werden koͤnnte. Ueberdieß fey das 
Fuhrlohn bald fleigend bald fallend, die Regierung werde daher nach dem An- 
trage des Unterzeichneren mit den Salzpreiſen ebenfalls wechfeln müfjen, und da 
mit dem Wegfalle der Salgconfignationen der Hauptgrund zur Beſchwerde bin- 
ſichtlich des Salzweſens befeitige werde, fo möge man den jet vorliegenden Arı- 
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trag lieber auf ſich beruhen laffen, bis die zugeficherte allgemeine Regulirung der 
Sache erfolge. 

Nachdem hierauf Herr Bürgermeifter Hübler und Unterzeichneter ven An: 
trag des Letztern in Schu genommen und infonderheit bemerft haben, daß 
hier, wo von einem Acte der Gerechtigkeit die Rede ſey, die Mittel zur Aus: 
führung gefunden werden müßten, daß der Deutrichfche Antrag zwar unbebenf: 
lich ſey, jedoch nur in fofern fi die Kammer vorher beſtimmt im Sinne des 
Antrags der Deputarion ausfprehe, und daß ein häufiger Wechfel der Salz: 
preife keinesweges zu beforgen ſtehe, da die Regierung über die Anführung des 
Salzes nad) den einzelnen Niederlagen Contracte abzufcplieffen pflege, die min- 
deftens jedesmal ein volles Jahr dauerten, auſſert 

Herr Kreishauptmann von Einſiedel, wie es ihm nicht angemeffen erfcheine, 
daß Unterzeichneter in feiner Petition eine Preisermäfigung nicht auch für die 
Miederlage zu Leipzig beantragt habe, da auch hier die Fuhrlößne von der Sa: 
line ab in Rechnung gebracht feyen. Deshalb trage er darauf an: . 

die beantragte Maasregel, wenn und wie fie wirklich zur Ausführung 
fomme, auch bei der Salzniederlage zu Leipzig eintreten zu laffen. 

Er nimmt indeffen diefen Antrag wieder zurück, da Herr Fürft Neuß be: 
merflih macht, daß der Vorſchlag der Deputation, wie er fih am Scluffe 
der Seite 336 des Berichts finder, ganz allgemein geftellt fey und Leipzig Fei- 
nesweges ausfchlieffe. 

Herr D. Erufius glaubt den Sinn der Kammer am richtigften ausgedruͤckt 
zu fehen, wenn fie dem Vorſchlage der Deputation zwar beitrete, bemfelben 
aber die Worte beifüge: 

dieß jedoch unter der Worausfegung, daß bei Beratung bes Budjets 
ſich ergiebt, es fchlieffe der durch Ausführung diefer Maasregel ent: 
ftchende Ausfall in den Staatseinfünften die beabfichtigte Mebernahme 
der Mititärleiftungen auf das Staats: Budjet nicht aus. 

Da hiergegen eingehalten wird, daß dieß dem kuͤnftigen Beſchluſſe wegen 
der Militärleiftungen vorzugreifen ſcheine, fo ſchlaͤgt Herr D. Erufius vor, ſei— 
nem Antrage noch die Worte beizufügen: 

fofern diefe Uebernahme von der Ständeverfammlung beſchloſſen wer: 
den follte, 
er nimmt indeffen feinen Antrag zurück, nachdem der des Herrn Stellvertreters 
fo redigirt worden ift, wie er fi oben angegeben finder, und fprechen fich zu: 
legt noch der 

Herr Präfident und der Herr Referent im Sinne des Deputationsgutach: 

tens aus, welches fie indeffen dur den Deutrichſchen Antrag nicht gefährdet 
68* 
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‚ finden, da derfelbe den Wunſch der Kammer, wo irgend möglich, dem Bor: 
fhlage der Deputation zu entfprechen, beftimmt ausbrüde. 


So ſtehen num auffer dem Deputationsgutachten noch zwei Anträge, der 
des Herrn Stellvertreters D. Deutrich und der des Herrn D. Großmann. 


Letzterer erlangt die erforderliche Anzahl von Fürfptechern nicht, erſterer aber 
wird von faft allen Anweſenden unterftügt, und da ihm auch die Mitglieder 
der dritten Deputation beitreten, fo wird er zum Deputationsgutachten, und es 
ift nur auf ihn die Frage zu flellen. 

Dieß geſchieht durch Mamensaufruf, bei welchem der Vorſchlag des Herrn 
Stellvertreters D. Deutrich, fo wie er oben angegeben worden, 

einftimmige: 
Annahme findet. N 

Es ift demnach diefes Protocol nunmehr an die zweite Kammer zu befördern. 


Man gelangt fodann 
147; 
Berarhung über den Geſetz Entwurf wegen Aufhebung des Mandate vom 
14. September 1822. die Erwerbung von Bauergrundfküden betreffend. 
zum zweiten Gegenftande ber heutigen Tagesordnung, dem Berichte der erften 
Deputation, die Aufhebung des über die Erwerbung von VBauergrundftücken 
unterm 14. September 1822. erlaffenen Mandats betreffend. 


Nachdem der Deferent, Herr Bürgermeifter Ritterſtaͤdt, den allgemeinen 
"Theil des Berichts vorgetragen hat, verlangt zum Behuf der generellen Discuf: 
fin Niemand das. Wort, und werden fodann bie OL 

$$. 1. 2. und 3. des Gefetz: Entwurfs unverändert und 

einftimmig ' j 
angenonimen. 

Herr Bürgermeifter Hübler ſtellt demnaͤchſt zur Erwägung, ob nicht, da 
$. 3. des Mandats vom 13. Auguft 1830. die Bekanntmachung allgemeiner 
Rechtsgrundfäge uͤber Frohn⸗ und Dienſtſachen betreffend, ausdrücklich auf das 
jest aufzuhebende Mandat vom 14. September 1822. verweife, im Eingange 
des vorliegenden Geſetzes auch die betreffende Beftimmung jenes $. 3. als auf: 
gehoben zu bezeichnen ſey. Er macht deshalb indeffen feinen Antrag, da von 
mehrern Seiten bemerfe wird, wie mit der Aufhebung des Mandats von 1822. 
felbft auch die in andern Geſetzen auf daffelbe genommenen Beziehungen ihre 
Kraft verlören, und es bedenklich erfcheine, einer einzelnen ſolchen Beziehung zu 
gedenfen, da dergleichen oͤfter vorkommen Fönnten. 
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-* &o gelangt man nun zu 

$. 4: für deffen unveränderte Annahme ſich die Deputation verwendet, in- 
dem fie die ihr dagegen beigegangenen Bedenken für erledigt erfennt, und nur 
einen in die Schrift aufjunehmenden Antrag vorfhlägt. 


Hiermit findet ſich indeffen Herr Bürgermeifter Hübler nicht einverftanden. 
Er bemerkt, wie alle die Gründe, welche für die Aufhebung des Mandats vom 
14. September 1822. fprächen, auch der Annahme: des $. 4. entgegen. ftünden, 
denn auch er befchränfe die freie Gebahrung mit dem Eigenthume, hindere die 
Benutzung der an den Orundbefig gebundenen. politifchen Mechte, und werde 
befonders durch die Faffung bedenklich, welche nicht einmal die Acquifition durch 
Erbſchaft oder Schenfung von dem Verbote ausnehme. Der Paragraph fen 
aber auch bei dem dermaligen Stande der Gefeggebung und Verwaltung, bei 
den Beftimmungen namentlih des Staatsdienergefeges ganz unnöthig, zumal 
da, auch wenn der Paragraph nicht ftehen bleibe, den Anftellungsbehörben ganz 
unbezweifelt das Recht zuftche, in einzelnen Fällen, wo zureichende Gründe es 
erheifchten, den Beamten die Erwerbung gewiſſer Elaffen von Immobilien zu 

unterſagen. Endlich gehe $. 4; viel zu weit, da er von Grundftücen überhaupt 

rede, während doch nur. ein die Bauergrundſtuͤcke allein betreffendes Gefez auf: 
gehoben werde. Aus allen diefen Gründen fehe er ſich veranlaßt, gegen den 
$. 4. zu flimmen. 

Diefem Antrage treten Herr Stellvertreter D. Deutri und Herr von Polenz 
bei, leßterer befonderg aus dem Grunde, weil der $. 4. ein Mißtrauen gegen 
alle anfäffige Staatsdiener zeige, welches fie nicht verdienten, und Auffern ſich 
fodann mehrere Stimmen dahin, wie, wenn auch $. 4. wegfalle, doch das 
Befugniß der Anftellungsbehörden fortdauere, in geeigneten dringenden Fällen 
auf dem Wege des: Anftellungscontracts die Erwerbung von Grundſtuͤcken zu 
unterfagen. 

Dagegen erheben ſich nun auch wieder mehrere Stimmen für die Beibe: 
haltung des $. A. und führen namentlih an, 

Here Geh. Regierungsrath D. Schaarfhmidt, daß nicht blos von Staats: 
dienern, fondern ganz befonders auh von Communalbeamten die Rede fen, und 
daß durch die Aufhebung des Mandats von 1822. fehr leicht das, durch die 
heutige Verhandlung allerdings befeitigee Mißverftändnig hätte enrftehen Fönnen, 
als ob das Befugniß der Behörden, ihren Untergebenen die Acquifition von 
Grundſtuͤcken zu unterfagen, nicht mehr fortdauere, 

Herr Staatsminifter Noftig, daß; wenn man fünftig, ohne daß $. 4. 
fiehen bleibe, einzelnen Beamten die Anfäffigmahung unterfage, was denn 
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doch nicht ganz zu vermeiden ſtehe, hierdurch der Schein des Mißtrauens 
nur vermehrt werden koͤnne, endlich 

Se. Koͤnigl. Hoheit Prinz Johann, daß der Wegfall bes $. 4. bie der 
erregen koͤnne, als ob alle Diejenigen, welchen bisher die Acquifition von 
Grundftücden durch Gefeg oder allgemeine Vorſchriften unterfagt gewefen fey, 
von diefem Verbote dispenfirt feyen, und nur durch einen neuen Vertrag 
daran gebunden werden koͤnnten. 

Herr Bürgermeifter Hübler entwicelt dagegen, wie das ofterwähnte Be: 
fugniß der Anftelungsbehörden, welches durch die heutige Discuffion auffer 
Zweifel geftellt werde, lediglich eine adminiſtrative Maasregel fey, die in ein 
Geſetz nicht gehöre, und gelangt man fodann zur Abftimmung, bei melcher 
$. 4. unverändert, 

von 22 Stimmen gegen 11, 
angenommen wird, 


Eben fo findet der Vorſchlag der Deputation Seite 333 ihres Berichts 

wegen Aufnahme einer Erklärung in die Schrift 

einmuͤthige 
Zuſtimmung, und wird ſodann der ganze Geſetz- Entwurf bei der Abſtimmung 
durch Namensaufruf 

einhellig 
angenommen, weshalb benn — dieſes Protocoll an die zweite Kammer 
zu befoͤrdern iſt. 


Von der heutigen Tagesordnung iſt nun noch der dritte Gegenſtand, 


148. 


Berathung über Preuskere und Conſ. zu Dippoldiewalde Geſuch um Erlaß 
oder zehnjaͤhrige Geſtundung der ihnen zum Wiederaufbau ihrer 
Wohnhaͤuſer aus der Staatskaſſe gemachten Vorſchuͤſſe. 


der Bericht der vierten Deputation über Preuskers und Conſorten zu Dip: 
poldiswalde Gefuh um Erlaß oder Geftundung der zum Wiederaufbau ib: 
rer abgebrannten Wohnhänfer aus der Staatsfaffe empfangenen Vorſchuͤſſe, 
übrig. 

Here Buͤrgermeiſter Gotefhald trägt als Referent diefen Bericht vor, 
und die Kammer befchließt darauf 

einftimmig 

die Sache fofort in Berarhung zu nehmen. 

Das Gutachten der Deputation ift abfällig, es geht dahin, 
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den Petenten zu eröffnen, daß ihr Gefuch von der Stänbeverfamms 
fung nicht bevormwortet werben koͤnne, 
und verfihreitet das Präfivium, da Niemand darüber das Wort begehrt, fo: 
fort zur Abftimmung, bei welcher das Deputationsgutachten 
einftimmige | 
Annahme findet. 
Auch diefer Gegenftand iſt daher mittelft Protocollertracts an bie zweite 
Kammer abzugeben. 
Hiermit endet die heutige Berathung, und beftimmt das Präfivium zur 
Tagesordnung für die nächfte den 18. 1. M. zu haftende Sitzung: 


1.) den Vortrag der erften Deputation über den bei $. 10. des Geſetzes 
wegen Aufhebung der Bannrechte ausgefest gebliebenen Antrag des Heren 
Grafen von Vitzthum, bafern die Deputation bis dahin mit diefem, der Ber 
ſicherung nach befondere Schwierigkeiten darbietenden, Gegenftande aufzufom: 


men vermag, we E 

2.) den Bericht der zweiten Deputation über das Königl, Decret vom 
28. December 1836. die Sandrentenbanf betreffend, | | 

3.) den Bericht der erften Deputation, den Geſetz-Entwurf über. die Ne: 
igionsübung der Juden und den für diefen Endzweck ihnen zu geftattenden 
Erwerb von Grundftücen betreffend, 

4.) den Bericht der vierten Deputation über Herrn Böhmes zu Tanne: 
berg Beſchwerde, 

5.) den Bericht derfelben Deputation über verſchiedene Gefuche um Un» 
terftügung zum Auswandern nad Amerifa und ! 

6.) den Bericht eben derfelben Deputation über die Beſchwerde des Herrn 
Auditeurs Großmann. 


Nachrichtlich aufgezeichnet von 
Ernft Guſtav von Gersdorf. Ernft Sriedrih Hartz, 
von Metzſch. | S. d. J. K. 
von Schoͤnberg. 
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Dir geehrten Kammer bin id als Vorſtand ber vierten Deputation die An: 
zeige ſchuldig, daß mehrere von den ihr zur Prüfung zugewiefenen und be: 
reis bei felbiger in Berathung gezogenen Eingaben die Beſcheidung der An: 
bringer nach $, 111. der Verfaffungsurfunde nörhig gemacht haben. Es 
find dieſe: 

1.) das von Heren Friedrich Ferdinand Opitz zu Eilenburg eingereichte 
unter Mr. 1. in der Haupfregiftrande und unter gleiher Nummer 
in der Deput. Negiftrande eingetragene Geſuch um Verguͤtung bes 
ihm bei der Theilung des Landes aus dem Verluſte feiner überge: 
habten Gerichtsbeftalungen erwachfenen Schadens; 

2.) das von Johann Carl Gottlob Bifhoff zu Bautzen unter Nr.30, 
der Hauptregiftrande und Mr. 6. der Deputations-Regiſtrande auf- 
geführte Gefuh um Auszahlung eines von feinem Großvater im 
Jahre 1709. der Fürfl. Saͤchſ. Nentfammer zu Weißenfels gegen 
wiederfäuflihe Weberlaffung gewiffer zu Bergsdorf und Werbig zu 
erhebender Getreidesinfen dargelichenen Kapitals von 3000 Thalern ; 
und 
die von der Kramer: Innung zu Annaberg, Carl Gerhard und 
Gen., unter Mr, 65. der Hauptregiftrande und Mr. 18. der Depu: 
tationg:Megiftrande angebrachte Bitte um Werwendung der Stände 
für die baldige Vollendung des chauffeemäfigen Baues der Anna: 
berg : Chemnitzer Poſtſtraße. 

Aufferdem ift aber auch noch von gedachter Deputation 

4.) der Beſitzer des Rittergutes Roͤcknitz bei Wurzen Herr Ewald $ud: 
wig von Fuchs auf feine unter Mr. 33, der Hauptregiftrande und 
Mr. 7. der DeputationgsMegiftrande enthaltene Anzeige des Seiten 
des Hauptfteueramtes Grimma bei Gelegenheit einer Maljdeclaration 
beobachteten jedoch vom Finanzminifterio bereits gemißbilligten Wer: 
fahrens und auf den damit verbundenen Antrag, daß zu Verhütung 
ähnlichen gefegwidrigen Verfahrens Maasregeln gegen die Unterbeam: 
ten feftgeftelle werden möchten ; 

dahin zu befcheiden gemwefen, daß, da feinem eignen Anführen zufolge der ge: 
führten Beſchwerde bereits vollftändig abgeholfen fen, eine weitere ftändifche 
Eognition in der Sache um fo weniger erforderlich erſcheine, als auch feinen 


3. 
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übrigen Verlangen ſchon durch die beftehenden Gefege hinreichende Vorſehung 
getroffen fen. 

Mebrigens ift zu bemerfen, daß von ben ebenerwähnten Eingaben nur die 
drei erfien an die Ständeverfammlung im Allgemeinen gerichtet find, und 
daß die Kammer daher auch nur wegen diefer die Abgabe am die zweite 
Kammer noch zu befchlieffen haben wird. 





47. 
Den 18. Februar 1837. 


Gegenwärtig find abwechſelnd: 

Se. Excellenz Herr Staatsminifter von Lindenau, 
Se. Excellenz Herr Staatsminifter von Zejſchwitz, 
Se. Epeelenz Herr Staatsminifter von Zeſchau, 

Se. Epeellenz; Herr Staatsminifter von Carlowig, 
Se. Excellenʒ Herr Geheimer Rath von Wietersheim, 
Herr Geheimer Regierungsrath D. Merbach und 
Herr Geheimer Regierungsrath D. Schaarfhmidt. 


Es find 34 Mitglieder der erfien Kammer verfammelt. Sie genehmigen 
das über die letzte Sigung aufgenommene Protocol und erfolgt fodann 
149. 
Vortrag aus der Regifirande. 
der Vortrag aus der Negiftrande. Dabei wird beſchloſſen: 

Nr.-126. einen Protocofleptract der zweiten Kammer vom 8, Februar, 
betreffend die anderweite Berathung über das Decret wegen des Staatsſchul⸗ 
denwefens an die zweite Deputation abzugeben. 

Dagegen vermweifet man 

Nr. 127. eine Petition des Nevierförfters Stockmann zu Joͤhſtadt 
um Anlegung zweier $otterieen zur Begründung und Unterhaltung einer An: 
ſtalt für Bloͤdſinnige und Einfältige, | 

Nr. 128. eine Petition Gottfried Barths zu Zwenfau um höhere Be: 
fienerung der in Sachſen Gewerbe treibenden Ausländer, 

Ne. 129. ein Geſuch des Gaſtwirths Müller zu Kotſchbar um Ermaͤ⸗ 
ſigung des auf ſeinem Gaſthofe haftenden Canons, und 

Zweite Abtheilung. 1. Bd. 69 


532 


Mir, 130. eime Beſchwerde Lohſes zu Dippofoisiwalde wegen, feiner 
Verſicherung nach, widerrechtlich erlittenen Arrefts, an die vierte Deputation. 
Eine unter 
Me. 134. eingetragene mit fehr zahlreichen Unterfchriften meift von 
Bewohnern Dresdens verfehene Perition gegen die Emancipation der Juden 
fol an diejenige Deputation abgegeben werden, welche fidy mit dem, dem 
Vernehmen na fehr bald an die Kammern gelangenden, Geſetze über die 
bürgerlichen Rechte der Juden zu befchäftigen haben wird; 


Mr. 132. aber, der Protocolleptract der zweiten Kammer vom 10, 
Februar, die Anlegung eines Hospitals für die Garnifon Dresden betreffend, 
wird an bie zweite, und 


Mr. 133. eine Petition des Herrn Superintendentn D. Großmann, 
die Einziehung der Pfarrdotalgerichte im Lande und bie Patronatsrechte des 
Pfarramts zu Oſchatz betreffend, an bie dritte Deputation verwieſen. 

. Ein ‚unter 

Mr.. 134. eingetragener Protocollertract der zweiten Kammer vom 14. 
Februar zeige eine volftändige Uebereinftimmung mit den Befchlüffen der dief: 
feitigen Kammer wegen der beim Staatsgute vorgefommenen Veräufferungen 
und Weränderungen. Es iſt demnach nımmehr die Schrift zu entwerfen, 
und fol endlich 

Mr. 135. ein Protocolleptract der zweiten Kammer bon demfelben 
Tage, das Königl. Decret wegen der beabfichtigten fünf neuen Eiſenbahnen 
betr., zur erſten Deputation gelangen. 


150. 
Beurlaubungen, Entfhuldigungen- 
Beurlaubt werden Herr Graf von Vitzthum vom 20. Februar bis 3. 
März, Herr Amtshauptmann von Welf vom 20. Februar bis 20. Mär; 
und Herr Secretär von Zebtwig vom 23. Februar bis 1. Mär. Dagegen 


find als unwohl für heute entſchuldigt Herr Kammerherr Pflugk und 
Herr Kammerherr von Thielau. 


151. 
Beantragte Ernennung eines König. Commiſſars wegen dee Geſetzes über 
ganz geringfügige Rechtsfachen. 
Nachdem ſodann Er. K. H. Prinz Johann, als DVorfiand der erfien 
Drputation, das Präfivium erſucht hat, die Ernennung eines Königl. Com: 
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miffars für dag Gefrg wegen ganz geringfügiger Rechtsſachen, an die Stelle 
des verewigten Herren Geh. Juſtizraths Kreifig zu weranlaffen, — man zur 


Tagesordnung, 
auf welcher ſich zuerſt 
152. 


Schlußberathung Über das Geſetz wegen Aufhebung der Banntechte. 
die Berarhung über die noch ausgefegt gebliebenen Puncte des Gefehes wegen 
Aufhebung der Bannrechte befinder. 

Der Deferent, Herr Regierungsrath von Carlowitz, erinnert daran, wie 
bei $. 10, gedachten Geſetzes vom Herrn Grafen von Vitzthum der Antrag 
gefchehen fey, den Beſitzern zwangsberechtigter Mühlen die Aufgabe ihres Rechts, 
dafern fie nur auf Entſchaͤdigung verzichten, jederzeit nachzulaſſen, und wie’ dies 
fer Gegenftand zur Begutachtung an die Deputation zurücgewiefen worden fey, - 
diefe aber, für fo wichtig und beachtenswereh fie auch den Antrag erfannt, doch 
nicht vermocht habe, dem zu $. 10. geftellten Amendement unbedingt beizutreten. 
Sie habe vielmehr eine dieſen Gegenftand betreffende Reihe von Paragraphen 
entworfen, welche ber Kammer bereits gedruckt vorlägen, *) und über die jett 
Veſchluß zu faffen ſeyn werde. Der Reduer entwicelt hierauf kurz die Anſicht 


*) Faſſungs-Vorſchlaͤge, 
das zum 10ten $. des Geſetz-Entwurfs über Aufhebung der Bannrechte 
gefteßte Amendement betreffend. 


8. 10. 

Es hänge — — tollen, und die zwangsberechtigten Mühlenbefiger 
fönnen auffer den $. 23c, und 234. erwähnten Fällen die Zwangspflichtigen 
zu erfterem nicht durch Provocation nöthigen. 

8. 23», 
Freimwilliged Aufgeben des Zwangsrechts. 

Wo nicht befondere Nechtstitel entgegen ſtehen oder nicht der 5. 234. er: 
mähnte Gall Plag greift, iſt der Beſitzer einer Zwangsmähle, ohne daß ben 
Zwangspflichtigen ein MWiberfpruchsrecht zufonmt, oder fie deshalb auf eine 
Entfchädigung Anfpruc machen können, befugt, unter Aufgabe feines Zwangs- 
rechts und Entlaffung der Zwahgspflichtigen von ihrer feinem Nechte gegen- 
überftehenden Verbindlichkeit feine Mühle eingehen zu laffen oder derfelben eine 
andere Beſtimmung zu geben. 

8. 23c, 
Prongeationsrecht des Berechtigten. 
JE dagegen der Berechtigte durch entgegenfichende Rechtstitel an der freien 
69 
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der Deputation über den vorliegenden Gegenftand, giebt die Motiven für die 
einzelnen Paragrapfen an und bemerft infonderheit, wie man davon ausgegan- 
gen fen, daß in der Megel jedem Müplenbefiger die freie Gebahrung mit feinem 
Grundftüce zuſtehen muͤſſe, fofern nicht nahrungspolizeiliche Ruͤckſichten eine 
Beſchraͤnkung nothwendig machten, daß aber die Einziehung einer Mahlmuͤhle, 
oder deren Benugung zu andern Zwecken, dann nur auf vorgängige Provocation 
erfolgen Fönne, wenn befondere Rechtstitel entgegen ftänden, oder. ein Zwangs- 
verhältmiß beftehe, nach welchen die Leiſtung des Zwangsberechtigten bedeutender 
fen, als die des Zmangspflichtigen. 
Nach diefer Einleitung, und nachdem der Beſchluß über dem neulich aus: 
geſetzt gebliebenen $. 10. bis zum Schluffe verfhoben worden ift, erklärt ſich 
Herr Graf von Vitzthum mit den Anfichten ber Deputation bis auf das, was 
$. 23 f. enthält, einverftanden, nimmt fein am 8. I. M. zu $. 10. geftelltes 
. Amendement zurücf und verfpreitet man fodann zur fpeciellen Berathung der 
von der Deputation entworfenen, als Handſchrift gedruckten $$. 23 b. bis 23h. 


Bei 


$. 23. zeigt Unterzeichneter vorläufig ein zu $. 23d. von ihm zu ſtellen⸗ 
des Amendement an, und werden ſodann diefer fo wie 


Benugung feiner Mühle behindert, fo fteht ihm das Recht der Probocation auf 
Abloͤſung dieſes Verhältniffes gegen Entfchädigung zu. 
j $. 234. 
Fortfegung. 
Daffelbe Befugniß bat. der zwangsberechtigte Müblenbefiger dann, wenn 
er verbunden iſt gegen eine geringere Vergütung zu mahlen, al® er im freien 
- Mahlverfehre zu erhalten haben würde, mobei aber etwaige Nebenleiftungen 
auf. beiden Seiten mit in Anrechnung zu bringen find. 


$. 23 e. . 
Entfchädigung. 
Der Betrag der in ben Fällen 23e. und 23 4. zu gewährenden Entſchaͤ⸗ 
digung iſt unter Beruͤckſichtigung der oͤrtlichen und beſonderen Verhaͤltniſſe nach 
dem den Zwangspflichtigen dadurch erwachſenden Nachtheile commiſſariſch feft- 
juſtellen. 
8. 23 £. 
Polizeilihe Vorkehrungen. 

Uebrigen® bleibt es, fo oft ein Muͤhlenbeſitzer feine Mühle eingehen laſſen 
oder ihr eine andere Beſtimmung geben will, der Polizeibehörde unbenommen, 
dann wenn nahrungspoligelliche Rückfichten die fofortige Einftellung des Mahl- 
gefchäfts als bedenklich erſcheinen laffen, die Ausführung diefer Maagregel 
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$. 23, unverändert und 
einftimmig 
angenommen. 
Dagegen erflärt zu 

$. 23d. Unterzeichneter, wie ihm hier ein Bedenken beigehe. Der Sinn 
der Deputation gehe, wie vom Herrn Meferenten vorhin entwicelt worden, da+ 
hin, daß in allen Fällen, wo die Leiſtung des zwangsberechtigten Müllers eine 
gröffere fen, als die der Mahliwangspflichtigen, die Aufhebung des Zwangs- 
verhälmiffes nur nach vorgängiger Provocation und Entfhädigung erfolgen 
könne. Damit fen er nun auf das Vollſtaͤndigſte einverftanden, allein es ſey 
diefer Sinn im $. 23d. nicht richtig und Flar ausgedrückt, denn es ſtehe hier 
blog der Fall, wenn der Berechtigte gegen eine geringere Vergütung mahlen 
muͤſſe, als er im freien Mahlverkehre zu erhalten haben würde, wobei denn auch 
die Mebenleiftungen in Anrechnung zu bringen ſeyn folten. Num aber ließen 
ſich gar viele andere Modificationen denken, weldye das Zwangsverhaͤltniß für 
den Berechtigten läftig, dem Verpflichteten aber vortheilhaft machten, z. B. 
wenn die Verpflichteten vor allen andern Mahlgäften gefördert werden müßten, 
wenn den DVerpflichteten, fobald für freie Mahlgäfte gearbeitet werde, eine Mit: 
benugung des Waffers zur Bewäfferung ihrer Wiefen geftattet, gegen Leber: 
nahme der Zwangsverpflichtung irgend ein anderer Vortheil, z. B. ein Zutreibe: 
recht, das Befugniß des Holzlefens in den Buͤſchen des Berechtigten eingeräumt 
fen, und dergleichen mehr. Solche Fälle [heine die Faffung der Deputation 
auszufchlieffen, und um dem zu begegnen ſchlage er vor, ven $. 23 d. fo zu 
ch 


in eine fpätere Zeit hinaus zu rüden. Es hat daher auch der Mühlenbefiger 
von biefem feinem Vorhaben die Polizeibehörde jedesmal in Kenntniß zu (oem 
und deren Entfchlieffung zu erwarten. 
z 8. 235 
Welche 55. auf dieſe Fälle Anwendung leiden. 
Auch auf die Fälle, wo der Mühlenbefißer provsciren darf, leiden $. 17. 
$. 20. $. 21. im erften Cage und $: 18. legterer analoge, Anwendung. 
$. 23 h. 
Pachtverhaͤltniß. 
War das Muͤhlengrundſtuͤck, deſſen Beſitzer provociren konnte, verpachtet, 
fo treten die einſchlagenden Beſtimmungen des Abloͤſungsgeſetzes vom 17. März 
1832. ein 
Endlich würde im $. 27 b. und 27 e. dad Wort ERROR. mit vom 


Worte m Rechte “ zu dertaufchen fepn. 
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Daffelde Befugniß hat der zwangsberechtigte Muͤhlenbeſitzer dann, wenn 
er verbunden iſt, den Zwangspflihtigen Vortheile zu gewähren, die 
ihn im Falle der Provocation Seiten diefer letztern nöthigen würden, 
ihnen auffer der Aufgabe des Zwangsrechts noch eine Entſchaͤdigung 
zu gewähren, inſonderheit dann, wenn er gegen eine geringere DBergü: 
tung mahlen muß, als u. f. w. 

Nachdem der Vorſchlag genügend unterſtuͤtzt worden ift, erflärt ſich zuvoͤt⸗ 
derft Se. Königl. Hoheit Prinz Johann gegen denfelben. Der Sinn der De: 
putation fey nämlich im Paragraphen volftändig und Flar ausgebrüct, indem 
ja ausdruͤcklich gefagt werde, daß alle Mebenleiftungen in Anſchlag gebrache 
werben follten, und das gebrauchte Wort „wobei“ keineswegs blog auf den 
angegebenen ſpeciellen Fall einer geringern Mahlvergütung zu beziehen fey, fon: 
dern von jedem Falle gelte, wo der Aufhebung des Ziwangsverhältniffes eine 
Provocation vorausgehen muͤſſe. Das Wort „geringere Vergütung“ bezeichne 
jede Modalitaͤt, unter welcher der Berechtigte materiel zum Verpflichteten werde, 
bie Faſſung des Unterzeichneten aber fey ſchon Deshalb unrichtig, weil fie von 
der falſchen Vorausſetzung ausgehe, daß im Fale der Provocation Seiten des 
Verpflichteten möglicher Weife auch diefer eine Entſchaͤdigung zu erhalten haben 
fönne, wovon aber Das ganze Geſetz nichts fage. 

Diefer Anficht fchlieffen fih mehrere Stimmen an, und bemerkt fodann 
ber Herr Deferent, wie es ihm feheine, dag man in dem Worte „wobei“ einen 
Anftog und folches nicht deutlich genug finde. Er fdhlage deshalb vor, die 
Faſſung abzuändern, und den Gag mis den Worten „erhalten haben würde“ 
zu ſchlieſſen, ſodann aber einen neuen Say mit den Worten zu beginnen: 

Dei Beurtheilung diefes Falles find etwaige Nebenleiftungen u. f. w. 

Auch dieß wird zwar uncerflügt, jedoch von mehrern Seiten nicht genügend 
befunden, da es die von Unterzeichnetem gefchilderte Undeutlichkeit nicht befeitige 
und findet fodann der Vorſchlag des Herrn Erellvertreters D. Deutrih, nad 
den Worten „zu erhalten haben würde” die Worte: 

oder eine gröffere Gegenleiftung zu gewähren ' 
einzufchalten zahlreiche Unterftügung. - 

Da ſich indeffen auch hiergegen Widerfprüche erheben, wobei namentlich 
Herr von Polenz bemerkt, daß jede Erweiterung des einzelnen im $. angegebes 
nen Falles erft eine zeit» und fofffpielige Ermittelung darüber, welcher Theil 
mehr zu leiften habe, und ob ſonach erft provocirt werden müffe, vorausſetze, 
ſchlaͤgt | 

Here Staatsminifter von Lindenau vor, dem Paragrapfen eine noch Für: 
jere und allgemeinere Faſſung zw geben, nämlich: 
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Daffelbe Befugnig hat der zwangsberechtigte Muͤhlenbeſttzer dann, wenn 
er verbunden ifl, unter Bedingungen zu mahlen, die für den Beſitzer 
der Zwangsmühle läftiger als die in Suchmuͤhlen find. 

Mit diefem Worſchlage vereinigen fi ale Stimmen und es wird derſelbe, 
nachdem noch Herrn von Polen; von dene Herrn Referenten eingehalten worben 
ift, daß die Intereſſenten gewiß ohne.Ermittelung in der Regel wiffen würden, 
wer die gröffere Leiſtung zu präftiren habe, daß aber, wenn dieß wirklich zwei⸗ 
felhaft ſeyn ſollte, auch nah dem Sinne und ER ber Deputation jene 
Ermittelung nicht zu erſparen fey, 

einhellig | 
angenommen, wornach es denn einer weiter Abltimmung über dm $, ſelbſt 
nicht. bedarf. 
Der 
$. 23. wird ohne Discufio ion und TEE 
einhellig 
angenommen, bei 

$. 23. aber bemerft Herr ef von Vitzthum, wie er die hier den Po- 
lizeibehoͤrden eingeräumte Gewalt bevenflih finde, indem fie dahin führe, vie 
Benutzung der Mühlen zu andern Zwecken felbft da, wo folche an ſich unbe 
denflich, aufzuhalten, wodurch denn oft der günftige Zeitpumct verloren gehen 
muͤſſe. Er wünfche deshalb dem ganzen $. entfernt zu fehen. 

Auch ihm, bemerft hierauf Herr Stellvertreter D. Deutrich, ſey $. 23 f. 
anfangs bedenflich erfchienen, da Mühlen doch nicht polizeiliche Anftalten feyen, 
auch man kaum das Meche haben werde, den, deffen Mühle abbrenne oder ein: 
falle, zu deren Herftellung zu zwingen. Da indeffen doch Fälle denfbar feyen, 
wo das allgemeine Intereſſe die Erhaltung einer Mahlmuͤhle erheifche, fo habe 
er fich beruhigt gefunden, und werde für den $. ſtimmen. cetzteter wird Hierauf, 

mit 21 Stimmen gegen 11, 
genehmigt und erlangen fodann bie 

$$. 23g. und 23h. fo wie der 

6. 10. nad der von der Deputation in den als Handſchrift gedruckten 
Faſſungsvorſchlaͤgen für noͤthlg gefundenen Abänderung 

einhellige 
Genehmigung. 

Eben ſo ſind Anweſende mit dem Vorſchlage der Deputation, in den 

6$. 27 b. und 27c. das Wort „Bannrechte“ mit dem Worte „Nichte 
ju wertaufchen, 


* 
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einhellig 
einverftanden, und erlangt fobann beim Namensaufrufe das Geſetz wegen Auf: 
hebung der Bannrechte in der Maafe, wie es fi) bei den einzelnen Abftim: 
mungen geftaltet hat, die Genehmigung 
aller Anmwefenden. 
153. 
‚ Wechſel des Borfiges. 

Nach Beendigung diefes Gefhäfts zeige der Herr Präfident ar, wie er 
durch Gefchäfte zu einer kurzen Reiſe in feine Heimath genöthigt fy. Mac 
erlangter höherer Genehmigung werde er daher noch diefen Vormittag abreifen 
und am 21. oder fpäteftens 22. I. M. zurückkehren. 

Er verläßt den Sig des Präfidenten, welchen Herr Stellvertreter D. Deu: 
trich einnimmt, der fofort zu dem zweiten Gegenftande der heutigen Tagesordnung, 


154. ‘ 
Berathung Äber das Königl. Decret wegen der Landrentenbank. j 
dem Berichte der zweiten Deputation über das Königl. Decret wegen der fand: 
rentenbanf fortgeht. 

Der Dieferent, Herr Bürgermeifter Schil, trägt das erwähnte Decret und 
den allgemeinen Theil des Berichts vor, und es werden fofort die in demfelben 
enthaltenen Anträge zur Abftimmung gebracht, da zur allgemeinen Debatte Nie: 
mand das Wort begehrt. 

Die Deputation hat Seite 355 und 356 oben ihres Berichts darauf an: 
gefragen, der zweiten Kammer hinſichtlich derjenigen Beſchluͤſſe beizutreten, wel: 
che biefelbe im Allgemeinen gefaßt und wodurch fie die in der Schrift vom 
28, October 1834. gemachten Anträge als ihren Wünfchen gemäs beachtet 
oder resp. durch die gegebenen Erläuterungen erledigt erfannt hat. 


Anwefende treten diefem Vorſchlage und ſomit den Befchlüffen der zwei: 
ten Kammer in den angegebenen Puncten 
einftimmig 
‚bei, und verfchreitet der Herr Meferent fodann zum Entwurfe der Verordnung 
felbft, in deffen Eingange nah dem Beſchluſſe der zweiten Kammer und dem 
Vorfchlage der Deputation der ftändifchen Zuftimmung Erwähnung gefche: 
hen ſoll. 
Die Kammer tritt dem 
einmuͤthig 
bei, und iſt zu bemerken, daß bei den einzelnen Paragraphen der Verordnung 
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nit Ausnahme der $$. 14. und 14. die Frage nicht auf deren Genehmigung, 
fondern nur darauf geftellt wird, ob die Kammer dabei Erwäs zu erinherh . 
finde? wogegen auf die Anträge der Deputation die Annahmefrage in gewöhn: 
liher Maafe erfolgt. 
Dabei wird num der Vorſchlag der Deputalich 
zu 9.4. ohne Discufjion 
‚einhellig 
genehmigt, «ferner 
zu $. 11. dem Beifpiele der zweiten Kammer gemds, die Zuſtimmung von 
allen Anwefenden ’ 
förmlich erflärt, fodann aber. bemerkt 
ju-$. 13, Here Kreishauptmann von Einfiedel, mic ihm weder die Fafı 
fung des Entwurfs noch die der. Deputarion genuͤge. Mer fi) orientiren 
wolle, an welche Behörde er ſich zu wenden habe, der müffe zuerft die Gene: 
ralverordnung vom 30. December 1833., und, da er hier zum Theil bereits 
aufgehobene Beamte finde,. wieder die Werordnung vom 1. November 1834. 
nachſchlagen, bevor er in das Meine fomme.  Diefem Uebelftande Laffe ſich 
aber recht leicht abhelfen, ‚wenn. man- die betreffenden Behörden nenne, und des: 
halb ſchlage er vor: 
Man möge in der Schrift darauf antragen, bei Fünftiger endlichen 
Medaction der Verordnung flatt der Bezugnahme auf $. 6. der Ges 
neralverordnung vom 30. December 1833. fo wie auf bie Verord⸗ 
nung vom 1. November 1834, die Behörden, an welche die hier 
gedachten Zahlungen zu leiften find, im gegenwaͤrtiger Bererdnung 
felbft zu benennen. 
Dieß wird zahlreich, unterftäge und, nachdem - bie Deputation beige: 
treten ift, 
einftimmig 
angenommen, wodurch fi & der Antrag dieſer letztern zu $. 13. Seite 35 
ihres Berichts erledigt. 
Die Kammer erklärt ferner 
zu $. 14. nad) dem Beifpiele der zweiten Kammer förmlih und 
einſtimmig 
ihre Genehmigung und genehmigt zu $. 16., daß der von Herrn Kreishaupt- 
mann von Einfiedel zu $. 13. gemachte Antrag auch auf $. 16. ausgedehnt 
werde, 
einftimmig, 
man tritt auch 
Jweite Abrheilung. 1. 3b. 710 
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zu $. 18. dem Beſchluſſe der zweiten Kammer wegen Verlängerung 

Pröclufivfrift bis ulto. December 1842. 

einſtimmig 
bei, und bemerkt hier 

Herr Kammerherr von Watzdorf, nachdem er zuvoͤrderſt die wohlwollen 

Beachtung der ſtaͤndiſchen Anträge vom 28. October 1834. dankbar anerkan 
hat, daß ihm bei $. 18. ein Bedenken beigehe. Es ſolle naͤmlich auch da 
wenn ber Ablöfungsreceß bereits beftätige fey, dem Verpflichteten noch frei 
ben, auf Ueberweifung der Renten an bie $andrentenbanf anzutragen. D 
mit ſey er ganz einverftanden, allein es fey nicht beftimmt, wer foldhen Fa 
die Koften diefer Ueberweifung zu trdgen habe, die vielleicht bedeutend werd 
fönnten, wenn Streitigkeiten und neue Termine entftünden. Mach $. 27 
des Ablöfungsgefeges würden die Koften in der Regel gemeinfchaftlich getragen 
das paſſe aber hier nicht, wo nicht der Berechtigte fondern nur der MWerpflib: 
tete. die Ucherweifung begehre, die noch überdieß dem Erfteren ſehr unbequem 
ſeyn fönne, wenn vielleicht nicht Alle, fondern nur Einzelne aus der Zahl der 
Berpflichteten, und auch dieſe nur zu verfchiedenen Zeiten die Ueberweiſung bean 
tragen. Aus diefen Gründen mun. fchlage er vor, dem $. 18. die Worte 
beizufügen: 

die nach Beſtaͤtigung bes Auseinanderfegungsreceffes beantragte Ur: 

berweifung von Dienten an die Sandrentenbanf geſchieht jedoch auf 

alleinige Koften der Verpflichteten. 


Die wird unterſtuͤtzt, und finder fobann der Herr Referent den Zufas 
unnöthig, weil es fi) von felbft verftche, daß der Verpflichtere in der Regtl 
die Koften allein trage, wogegen ſolche nothwendig zu feinem Antheile auf den 
Berechtigten fallen würden, wenn er durch Erregung von Schwierigkeiten ent: 
fichende Koften felbft veranlaffen ſollte. 


Mit diefer Aeufferung erkläre fi in der Hauptſache auch Herr Geh. Re 
gierungsraty D. Schaarſchmidt einverftanden, er fügt indeffen erläuternd bei 
In der Megel, und wenn der Berechtigte dem Antrage des Verpflichteten auf 
Ueberweifung der Renten nicht widerfpreche, würden auffer der Entwerfung um 
Recognition des Machtragsreceffes gar Feine Koften entfichen, da die Genereh 
Eommiffion in der Regel ex oflicio erpedire, was auch bei der $andrentenbar 
der Fall ſey. Wenn nun aber die Ausantwortyng der Mentenbriefe der Zah 
lung von Kapital glei zu achten ſey, fo koͤnne hierdurch für Verechtigte 
welge Grundſchulden haͤtten, hinſichtlich der Beachtung des Intereſſes de 
Gläubiger und ſonſt hinſichtlich der Beruͤckſichtigung des Intereſſes entferne 
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Intereſſenten des berechtigten Guts einiger Aufwand entſtehen. Den koͤnne 
aber natuͤrlich nicht der Verpflichtete, ſondern, eben ſo wie bei der Abloͤſung 
mit Kapital, nur der Berechtigte tragen. Entſtuͤnden endlich Differenzen zwi: 
fchen beiden Theilen, fo werde es hier allerdings nach den allgemeinen Grund: 
fügen gehen, es werde jedoch in der Regel ein folder Streit ohne Ernennung 
von Special: Commiffarien durd Beauftragung der Localgerichtsbehoͤrde befeitigt 
werden, und fonach ein großer Koftenaufwand nicht entſtehen. Mach diefem 
Allen paffe nun freilich der von Herrn Kammerherrn von Watzdorf vorgefchlas 
gene Zufas nicht ganz, man würde vielmehr, wolle man eine Feftfegung, in 
eine cafwiftifche Beſtimmung für die einzelnen Fälle eingehen müffen, die nicht 
nöthig fey, da das, was er fo eben entwidelt habe, in der Sache liege und 
ſich von felbft verflehe. 
Herr. Kammerherr von Watzdorf finder fi hierdurch befriedigt, läßt feinen 
Antrag falen und wird fodann der von der Deputation 
zu $. 20. gemachte Vorſchlag 
einflimmig 
genehmigt. 
Dei allen übrigen — nicht genannten Derogrestien ſchweigen die 
Anweſenden auf die von ** D. Deutrich geſtellte Frage, ob man Etwas 
dagegen zu erinnern finde? und wird ſodann noch die Hauptfrage geſtellt: 
Genehmigt die Kammer die ihr zur Erklaͤrung vorgelegte Verordnung 
in der Maaſe, wie ſolches bei deren na $$. ie worden? 
Die findet beim Mamensaufrufe 
einftimmig 
bejaende Antwort, und wird ſodann dieſe Sitzung, da die Zeit einen britten 
Gegenftand vorzunehmen nicht mehr geftattet, abgebrochen, zur nächften Tages: 
ordnung aber nächft demjenigen, was von der heutigen noch übrig ift, der Be: 
richt der vierten Deputation über den Haffefehen Antrag in Betreff des Saͤch⸗ 
ſiſchen Eifen: Berg: und Hütten: Wefens beftimmr. 
Die Faſſung der heute angenommenen Paragrapfen des Geſetzes wegen 
Aufhebung der Bannrechte enthält die Beilage sub d. 


Bemerkt ‚von ’ 
D. Adolf Deutrich, Vice» Präfivent, Ernft Friedrich Hars, 
Ernſt Wilhelm Bernhardi. S. d. J K. 
Chriſtian Friedrich Meinhold. 
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| $. 10. s 
Es hängt — fortſetzen wollen, und bie zwangsberechtigten Muͤh⸗ 
lenbeſitzer können auſſer den $, 23c. und 23d, erwähnten Faͤllen die Zwangs: 
pflichtigen zu erſterem nicht durch Provocation nöthigen, 
9 23b. 23c. 
bleiben unverändert wie in ben als Handſchrift gedruckten Gaffungsnorfiplägen. 


$. 23d. 


Daffelbe Befugniß hat der zwangsberechtigte Mühlenbefiger dann, wenn 
er verbunden ift, unter Bedingungen zu mahlen, die für den Beſitzer der 
Zwangsmühle läftiger als die in Suchmuͤhlen find, | 





$$. 23e. 231. 23g. 23h. 
bleiben unverändert. 


Anmerkung. In ben beim Protocolle vom 9. Februar befindlichen 
Saffungsvorfhlägen ber $$. 276. und 27c. ift das Wort „Bannrechte“ in 
„Rechte“ zu verwandeln. 





Bo 
Den 20.: Februar 1837. 


Gegenwärtig find: = 
Se. Excellenz Here Staatsminiſter vom lindenau und ae 
Se. Epeellenz Here Staatsminifter von Carlowig, ingleichen abwechſelnd 
Se. Excellenzʒ Herr Staatsminifter von Zefchau, 
Se. Ereelleng Herr Staatsminifter von Zezſchwitz, 
Herr Geheimer Negierungsrach D. Schaarſchmidhe 


Die unter dem Vorſttze des Herm Stellvertreters D. | Deutrich verſammelten 
34 Mitglieder der erſten Kammer ‚genehmigen das Protocol der letzten Sigung 
und wird ihnen ſodann 


155. 
Entſchuldigung. 


angezeigt, daß Herrn Grafen von Hohenchal auf einer Neife ein Unfall betroffen 
habe, welcher ihn vor. der Hand hindere, nah Dresden zuruckzukehren. 


456. 


Vortrag der Schrift wegen der beim Staatsgute vorgefemmenen Beränfferungen: 
und Veränderungen ' 


Es trägt demnaͤchſt Herr Geh. Finanzrath von Polenz in Gemäsheit des 
in voriger Sigung ad Me. 134; der. Negiftrande gefaßten Beſchluſſes die von 
ihm entworfene ftändifche Schrift, betreffend die beim Staatsgute vorgefom- 
menen Deräufferungen und DBeränderungen, vorlefend vor. Sie wird 


einftimmig 
genehmigt, und fol mittelſt Protocolleptracts am die zweite Kammer gebracht 
werben. 
Forrfchreitend zur 
Tagesordnung, 


gelangt man zu 
157. 


Geſetz-⸗Entwurf, die Religionshbung der Juden nnd den für bieſen Endj;wed 
ihnen zu geflattenden Erwerb von Grundſtuͤcken betreffend. 
der Berathung über den Geſetz⸗ Entwurf, die Meligionsübung der Juden und 
den file diefen Endzweck ihnen zu geftattenden Erwerb von Grundſtuͤcken bes 


end. 

m Königliche Hoheit Prinz Johann trägt als Neferens zuwörderft den all» 
gemeinen Theil des von ber Deputation erflatteren Berichts, fpäter aber den 
Geſetz⸗ Entwurf felbfi und den Meft des Deputationsberichts vor, und da fich 
mehrere Medner angemeldet haben, fo ruft ver Herr Vorfitzende ſolche nad) 
Eröffnung ber Debatte in der Reihefolge auf, im welcher fie ſich haben gin 
ſchreiben laſſen. 

Der erſte dieſer Redner, Herr von Ziegler, finder in dem zur Berathung 
vorfiegenden Geſetze eine bedingte Emantipation der Juden und verbreitet ſich 
deshalb über letztere im Allgemeinen. Er bemüht ſich zunaͤchſt zu zeigen, daß 
die Juden Fein Recht auf Emancipation haͤtten, indem die Bundesacte $. XVI. 
nur eine unbeſtimmte Hoffnung gebe, die Wiener Schlußacte alles Weitere vor⸗ 
behalte/ und ältere Geſetze Sachſens eben fo wenig eine Berechtigung enthielten 
als die Verfaſſungsutkunde, deren $. 32; vielleicht einigen Zweifel warde erre⸗ 
gen koͤnnen, wenn nicht die y99. 33. und 56. zeigten, daß auch däs, mas im 


544 


$. 32. ftche, nur auf Chriften zu beziehen fy. Eben fo hätten die Juden 
durch ihren langen Aufenehale in Sachſen ein Recht auf Gleichftellung mit den 
Ehriften nicht erlangt, denn fie feyen ſtets Fremdlinge geblieben und hätten es 
bleiben wollen, da fie nur unter fi zuſammen hielten, einen Staat im Staate 
zu bilden beabſichtigten. Sonach fey «8 nicht Sache des Rechts fondern nur 
Act der Gnade, was man für die Juden thue, und die Zwectmäfigfeit eines fol: 
ben Schrittes müffe entſcheiden. Die fpreche aber gegen die Juden, welche 
nach ihrem religiöfen und politiſchen Syſteme niemals wahre Staatsbürger wer: 
den, ftets ihre Erhebung über alle Staaten durch einen Meffias erwarten würden. 
Die Emancipation würde die Chriften zu Knechten der Juden machen und des: 
halb ſey jet weiter nichts zu thun, als daß man den Juden Gelegenheit gäbe, 
ſich in Schulen und fonft zu bilden, und die Schranken nach und nad) zu 
brechen, welche es ihnen zur Zeit unmöglich machten wahrhaft nmuͤtzliche 
Staatsbürger zu werden. Endlich möge man den in fo vielen Petitionen und 
fonft ausgefprohenen Wunſch des Volks, eine Emancipation nicht bewirkt zu 
fehen, doc ja beachten, und deshalb ſchlage er vor: 
Man möge die Staatsregierung erfuchen, die Gefeg: Entwürfe für 
die bedingte oder unbedingte Emancipation der Juden zuruͤckzunehmen, 
nach einer Frift von 10 Jahren aber den Gegenftand auf das Neue 
in Erwägung zu zichen, und an die Kammern gelangen zu laffen; um 
der Erfahrung Raum zu geben, was ſich in den fanguinifch-philan- 
tropifch-philofophifchen Erwartungen. über die Judenſchaft in andern 
ändern beftätige hat, und den Schutzjuden in Sachſen die, Gelegen— 
heit zu bieten, die ungänftige Volksmeinung zu verföhnen, inzwifchen 
aber die Judenſchaft zu veranlaffen, ihren Sabbath anf den Sonntag, 
fo wie ihre wichtigen Feſte auf die hriftlichen Feſte zu verlegen, auch 
ihre Jugend Aufnahme in den Schulen, Bildungsanftalten und bei 
Handwerfen wie bisher finden zu laffen. 

Der zweite in Voraus angemeldete Redner, Herr DBürgermeifter Ritter: 
ſtaͤdt, erflärt, wie er den Wunſch, den Juden die Gelegenheit zu einem, wuͤrdi⸗ 
gern Cultus zu verfchaffen, und fie dadurch zu mehrerer Gleichjtellung mit den 
chriſtlichen Staatsbürgern vorzubereiten, theile, jedoch in zweien Puncten von 
der Anſicht der Deputation abweihe. Der erfte ſey ein formeller, und be: 
treffe die Frage, ob das vorliegende Gefeg mit der DVerfaffungsurfunde im 
Einklange ſtehe. Er glaube dieß num zwar bejahen zu koͤnnen, aber aus an: 
dern Gründen, als die “Deputation. Der $. 56. der Berfaffungsurfunde 
fpreche naͤmlich nicht, wie die Deputation meine, bloß von bereits in Sachſen 
aufgenommenen Religionspartheien, fondern von hriftlichen. _ Mur diefe betreffe 
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er, nur auf fie fey er anwendbar, wie die Verhändlungen der Regierung und 
der Stände von 1831. über $. 52. des etften Entwurfs der Conftitution, 
welche aus den damaligen Acten referiert worden, deutlich zeigten, und fo ftche 
$. 56. mit dem $. 32. feinesweges im Widerfpruche. Letzterer allein fchlage 
hier ein, und er rechrfertige das vorliegende Gefen, was er, wenn es nicht 
mit der Verfaſſung barmonirte, lieber verfchoben und dagegen den $. 152. 
der Verfaſſungsurkunde vorgefchriebenen Weg eingeſchlagen gefehen Haben 
würde. Der zweite Punct, in welchem er von der Deputation abweiche, fen 
dagegen ein materieller, indem er nicht wünfcben Fönne, daß die den Juden 
im Gefege bloß nachgelaſſene Errichtung eines gemeinfhaftlihen Bet-⸗ und 
Schulhauſes als Pflicht vorgefchrieben werde, Auch unter den Yuden gebe es 
verfchiedene Secten, die man nicht zwingen koͤnne, ſich zu vereinigen, wie denn 
eine Vereinigung an fich ſchon jeden Zwang ausfchlieffe. Daß man die Auf 
hebung der Privatſynagogen anbefehle, Andere nichts, denn fie beftinden bereits 
gegen gefenliche Vorſchriften und man ftelle durch diefes Gebot nur den geſetz— 
lihen Zuftand her. Mebrigens hoffe er, es werde der Zweck auch ohne ausdruͤck⸗ 
lihes Gebot erreicht werden, zumal wenn man baran gewiſſe Vortheile fnüpfe, 
wie denn ein ſolcher ſchon in der dadurch zu vermindernden Abneigung des 
Volks gegen die Juden liegen dürfte. 

Herr Vicepräfidene von Ammon fpriche fi demnaͤchſt dahin aus, wie 
man fehr wohl den Unterfchied zwifchen Synagogen, Privatfynagogen und den 
Ubergang, das Mitselding zwifchen beiden, zu unterfcheiden habe. Hier han⸗ 
dele es ſich um eine wirflihe Synagoge, und diefe zu geftatten, auch den Ju⸗ 
den die Möglichfeit eines wuͤrdigern Cultus zu verfhaffen, Dazu fordere der, 
Geift der Zeit, der Humanität, des Chriſtenthums, der Duldung gegen jede’ 
mit der Würde der Sache und dem Wohle des Staats verträgliche Eonfeffion, 
das Beiſpiel heidnifcher Regierungen wie der Alteften chriſtlichen Kaifer, ja die 
Dankbarfeit gegen das Judenthum auf, ohne welches es Fein Chriſtenthum ges 
ben würde, Es ſey dieß auch nicht gegen die Verfaffungsurfunde, deren $. 32. 
hier entfcheide, zumal da $. 56. nur von einer freien Öffentlichen Religions— 
übung ſpreche. Mebrigens halte er es nicht fir gerathen, daß ſich der Staat 
pofitio in das jüdifhe Synagogalweſen einmifhe, denn unbezweifelt ftche 
dem Judaismus eine große Erifis bevor, deren Ausgang fi) noch nicht über: 
ſe hen laſſe. 

— vierte in Voraus angemeldete Redner endlich, Herr Superintendent 
D. Großmann, erklaͤrt ſich ebenfalls im Allgemeinen für das Geſetz, welches 
der Verfaſſungsurkunde nit nur nicht entgegen ſtehe, fondern von ihr gefors 
dert werde, da Gewiffensfreiheit, die $. 32. zufichere, ohne Öffentlichen Cul⸗ 
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tus nicht denkbar ſey, umb das Recht der Gotteswerehrung, eins ber wichtig 
fin jeden Staatsbürgers, dur die .$$..24. und 26. in Schutz genom 
werde. Sonach fordere die Pflicht der Gerechtigkeit das vorliegende Gejt 
denn es fey ein heiliges Recht eines Jeden, feinen Glauben befennen und aus 
üben zu dürfen, in dem vorliegenden Falle aber fpreche felbft das mohlverfian 
dene Intereſſe des Staats: und der chriftlichen Staatsbürger für die Sach 
da nur auf diefem Wege die Juden ſich ſittlich erheben umd zur bikrgerlichen 
Freiheit heranreifen Fönnten, aud nur auf biefem Wege die Spaltungeh un 
ter ihnen zu befeitigen ſeyen. Deshalb trete er denn auch der Deputation bi, 
welche die Errichtung eines gemeinfchaftlihen Ber: und Schulhaufes nicht bies 
nachlaffen fondern gebieten wolle. Dieß fen Fein Eingriff in die Gewiſſens 
freiheit, denn es handele ſich dabei nicht um dogmarifche oder Liturgifche Ve— 
fimmungen, fondern nur um die Begründung eines Parochialverhaͤltniſſes 
Allerdings paffe dieß nun aber: nur für die einGeimifchen Juden, da wegen 
der Verſchiedenheit der Nationalitaͤt, Sprache und des Eultus der aus allen 
Theilen Europa’s auf der Dieffe in Leipzig zuſammenkommenden Juden eine 
Vereinigung derfelben ganz unausführbar ſey. Deshalb trage er denn darauf 
an, im dem legten Gate des Geſetz · Entwurfs vor dem Worte „aufzuheben“ 
die Worte 

für Einheimiſche 
einzufchalten, nicht minder. eben diefe Beſtimmung nicht, wie bie Deputation 
vorfchlage, auf das Ungewifle hinaus zu. ſchieben, fondern 

fie mit Michaelis 1837. in Kraft treten zu laffen, = 
da mit diefem Zeitpuncte das Local der äfteften, namentlich feit dem Jahrt 
1756. in Dresden befichenden Privarfpnagoge, wie er vernommen habe, ge 
fündigt ſey. 

Nachdem auf diefe Weife die vier eingefehriebenen Redner gefprochen ke: 
ben, entſteht eine ziemlich umfaͤngliche Debatte über die verſchiedenen zur Spradx 
gebrachten Puncte, wobei fi mehrere Stimmen dahin Auffern, daß hier vor 
einer bürgerlichen oder politifhen Gleihftellung der Juden gar nicht die Ku 
fey, mithin die von Heren von Ziegler berührten Puncte zur Discuffion jest 
noch nicht geeignet erfchienen. 


Es findet auch der Antrag des Herrn von Ziegler die erforderliche Unte: 
ffügung nicht, und ift ſonach für jegt als befeitige anzufehen. | 

Was nun zuvoͤrderſt die Frage über die Zwerfmäfigkeit des Gefeges i | 
haupt und deffen Mebereinftimmung mit der Berfaffungsurfunde anlangt, | 
ſpricht ſich | 
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Herr Buͤrgermeiſter Huͤbler für die Mothwendigkeit bes Geſetzes aus, wel: 
des geeignet ſey, die Juden nach und nach fuͤr einen beſſern Zuſtand empfaͤng ⸗ 
lich zu machen, hinſichtlich der Zulaͤſſigkeit aber verweiſet er auf den uͤber die 
Verhaͤltniſſe der Juden im Jahre 1833.. von der damaligen dritten rs 
tion" der erften Kammer‘ erftatteren Bericht. - 

Ünterzeihneter erlaube fid zu bemerfen, wie nach feiner Ueberzeugung der 
$. 56. der Verfaffungsurfunde weder blos die erft aufzunehmenden noch blos 
die hriftlichen Confeffionen angehe, weshalb er denn auch hier nothwendig 
beachtet werden müffe. Der 32; geſtatte dem ber jübifchen Gottesverch⸗ 
rung zu gewährenden Schuß durch Gefeg zu normiren, allein es fey die Grenze, . 
bis zu welcher ein. foldhes Gefeg gehen bürfe, durch $. 56. gegeben und diefer 
verbiete es ſonach, den Juden eine freie und öffencliche Meligionsübung zu ge 
flatten, -und wenn dieß der Inhalt des Geſetzes wäre, fo würde ihm allerdingg 
die DVerfaffungsurfunde entgegen zu ftchen ſcheinen. Nun geftatte aber ber 
Gefeg Entwurf nicht eine freie und Öffentliche Meligionsübung, . fondern nur 
eine gemeinſchaftliche, die bisher verboten geweſen, denn zu einer öffentlichen 
wuͤrde z. B. die Geſtattung des Gelaͤutes oder eines aͤhnlichen Zeichens zur 
Berufung der Gemeinde gehören, ferner das Recht die kirchlichen Feierlichfei: 
ten auch über die Schwelle des dazu beftimmten Plages auszudehnen, das Be: 
fugniß zu verlangen, daß die juͤdiſchen Feſttage auch bürgerlich nicht enrheiligt 
würden, wie man z. B. bei der Feier des Meformationsfeftes auch von den 
Katholiken verlange, daß fie geräufchvolle Geſchaͤfte nicht öffentlich treiben und 
dergleichen mehr. Diefes Alles Folle den Juden nicht zugeftanden werden, ihre 
Gotresverehrung ſey ſonach auch Fünffig Feine oͤffentliche und das Geſetz mit 
der Verfaſſung nicht im Widerſpruche. Damit aber auch die Faſſung des 
Geſetzes, wie es im Materiellen der Fall ſey, mit der Conſtitution harmonire, 
ſo ſchlage er vor, in der vorletzten — des erſten — ſtatt weinen öffent: 
lichen Cultus“ zu ſetzen; 

“einen gemeinſchaftlichen Cultus. 


Dieß wird unterſtuͤtzt, und nachdem Herr Buͤrgermeiſter Schill atlart 
hat, daß nur durch den fo eben gemachten Vorfchlag das auch ihm gegen bie 
Zuläffigfeit des Geſetzes beigegangene Bedenken befeitiget werden Fönne, äuffert 

St, Königliche Hoheit Prinz Johann, wie der Antrag bes Unterzeichneten 
wer auch‘ nicht nothwendig Doc unbedenklich fey, vielleicht aber beffer im We⸗ 
ſentlichen dadurch erreicht. werden. würde, wenn man bie Worte „noch ſonſt ei⸗ 
nen Öffentlichen Euftus“ ganz. wegließe. = 


Zweite Abtbeilung. 1. Bb. 
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Herr Staatsminifter. von Lindenau findet dagegen den Ausdruck „öffentli 
hen’ ganz unbedenklich, da hier blos von cinem, im Gegenfaße der dermali 
gen Gefegebung verftatteren, nicht heimlichen Gottesdienfte die Mede ſey, de 
dem $. 56. der Berfaffungsurfunde Feinesweges widerſpreche. Uebrigens führ 
der Vorfchlag des Unterzeichneten den Mebelftand mit fich, daß mun das Wor 
„gemeinfchaftlich” in den wenigen Zeilen des Gefeges drei Mal vorfomme. 


Um dem zu begegnen, ſchlaͤgt Herr Domherr D. Günther vor, zu fegen: 
noch einen andern als bloßen Privatcultus zu haben, . 
und es vereinigt ſich Unterzeichneter mit diefem Vorſchlage, welcher ſodann 
einftimmige 
Annahme findet. 
Betreffend den Vorſchlag der Deputation, die Vereinigung ber Juden 51 
Einer Religionsgenwinde als Befehl auszufprechen, fo verwendet fih dafür zu: 
vörberft 


Herr Bürgermeifter Wehner, indem ohne eine folhe Vereinigung die Füh: 
rung einer wirklichen Aufſicht Seiten des Cultusminiſterii über Synagoge 
und Schule nicht. möglih fey, auch darin Fein Zwang liege, die Synagoge zu 
befuchen, da Jedem, der dieß nicht thun wolle, die Hausandacht unbefchränft 
bleibe. 

Dagegen findet Here Bürgermeifter Hübler eine präceptive Beftimmung 
unpaffend, weil fie nicht auf die Meßverhälmiffe anwendbar ſey, unnöthig, 
weil die ifraelisifche Gemeinde zu Dresden ohnehin den Wunfch habe, eine ge: 
meinfchaftlihe Synagoge errichten zu dürfen, für welchen Zweck bereits einige 
Geldmittel zufammen gebracht feyen, endlich bedenklich, weil fie Unterftägungs- 
anfprüche der- Juden an bie Staatsfaffe erregen werde, und cs tritt biefer 
Anſicht 

Herr Staatsminiſter von Lindenau bei, indem der von der Deputation 
zum Hauptargumente genommene zweite Satz des Geſetzes deshalb unbedenklich 
habe praͤceptiv geſtellt werden koͤnnen, weil er nichts Neues enthalte, ſondern 
nur bereits beſtehende aber auſſer Uebung gekommene geſetzliche Vorſchriften er: 
neuere. Ueberdieß befaͤnden ſich in Leipzig nur wenige juͤdiſche Familien von zu: 
ſammen 40 bis 50 Köpfen, denen man die Errichtung einer eigenen Synagoge nich 
zumuchen fönne, und bie Beſorgniß von Anfprüchen auf Unterftügung des 
Staats fen um fo begründeter, als die Erbauung einer Synagoge in Dres: 
ben 12,000 bis 15,000 Thle. — — often dürfte, was nach ben Berhält 
niffen der hiefigen Juden allerdings eine fehr große Summe fey. 
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Der Herr Meferent und Herr von Carlowitz verweiſen dagegen barauf, 
daß der zweite Sat des Geſetzes, welcher die Schlieffung der Privatfpnagogen 
unbedingt anbefehle, nicht ohne einen gleich beſtimmten Befehl zur Einrichtung 
einer gemeinſchaftlichen Gottesverehrung beftchen koͤnne, indem aufferdem am 
Ende jeder jüdifche Eultus auf längere oder Fürzere Zeit ganz aufhören dürfte, 
was gewiß Niemand wünfche oder für unbedenklich erfenne. Jedenfalls helfe 
der Vorfchlag der. Deputation nach, welcher der Regierung geftatte, fo lange; 
als ihr dieß nothwendig erfheine, eine vacatio legis eintreten zu laffen, und 
wenn ja einzelme Juden in ihrem Glauben fo abweichend feyn follten, daß fie 
ben gemeinfamen Gottesdienft zu befuchen Bedenken erägen, fo entferne bie 
unverwehrte Geftattung ber Hausandacht jedes von einem ſcheinbaren Gewiſ⸗ 
fenszwange hergenommene Bebenfen. 


Herr D. Großmann endlich findet es ganz ——* daß auch den Ju⸗ 
den zur Herſtellung ihres Cultus Unterſtuͤtzung aus —— zu Theil wer⸗ 
de, und ſchlaͤgt deshalb vor, 

man moͤge die Regierung in Voraus — den Juden zu der 
anbefohlenen Einrichtung gemeinſchaftlicher Synagogen angemeſſene 
Unterftüßungen aus Staatskaſſen zu gewaͤhren. 

Dieſer Antrag erlangt indeſſen die erforderliche Unterſtuͤtzung nicht und 
wird ſodann die fuͤr den Eingang des Geſetzes von der Deputation Seite 361 
und 362 ihres Berichts vorgeſchlagene praͤceptive Faſſung, 

mit 20 Stimmen gegen 14, 
angenommen. 


Der dritte Punct der Berathung betrifft den zweiten Satz des Geſetzvor⸗ 
ſchlags, welcher die Aufhebung der Privatfynagogen ausfpricht, und file wel- 
chen Kerr Superintendent D. Großmann zwei Vorfchläge gemacht hat. Der 
zweite. berfelben, nach welchem das Geſetz mis Michaelis 1837. in Kraft tre: 
ten fol, wird nicht ausreichend unterftügt, der erfte aber, nach welchem die 
Worte „für Einheimifche” engefpaher werben ſoges, erlangt die erforderliche 
Anzahl von Fuͤrſprechern. 

Für diefen letztern verwendet fi 4 nun — Herr Vicepraͤſident von 
Ammon, und er bemerkt in dieſem Sinne: Auch die juͤdiſche Dogmatik habe 
gewiſſe Säge, welche von allen Deligionspartheien anerfannt-würden, aber 
in Hinſicht des Eultus und der Liturgie beſtuͤnden fehr weſentliche Abweichun⸗ 
gen. Er entwickelt bie Gründe dieſer Verſchiedenhelten hiſtoriſch, zeigt wie es 
gekommen fe , daß ber jüpifche — Bier —— dort in der fan: 

71* 


550 


desfprache gehalten werde; tie ſelbſt das Hebräifche von den Juden verſchiede⸗ 
ner Länder fo verſchieden ausgeſprochen werde, daß fie einander nicht verſtuͤn⸗ 
den und entrökfelt, wie fih die Juden da, wo eine förmliche Synagoge, ein 
in ſeiner ganzen Ausdehnung begruͤndeter jüdifcher Gottesdienſt nicht hetzuſtel⸗ 
len ſey, anſtatt deſſen mit Privatſynagogen begnuͤgen muͤßten. Dieſe aber 
unbedingt aufzuheben / fen ſchon der angeführten. Verſchiedenheit der bei der 
Gottesverehrung gebtauchten Sprache wegen unausführbar,' und es werde 
dieß noch meht, da ſich, zumal bei der Störtigfeit der Juden, eine Vereini- 
gung der verſchieben Glaubenden zu einem gemeinfchaftlihen Gortesdienfte 
nicht denken laſſe. Dieſes alles gelte indeffen nur von den fremden Juden, 
und. bei den in Sachſen -einheimifchen walte ein ſolches Bedenken nicht ob, 
“ weshalb er fich denn durch den unterftüsten Theil des Großmannſchen An⸗ 
trags voͤllig befriedigt finde. - 

Anderer Anſicht ift der Here Referent. Er haͤlt den vorgefhlagenen Zu: 
ſatz für unnörhig, da ſich das Geſetz ohnehin nur auf einheimifche Juden be: 
siehe und ber von der Deputation am. Schluffe ihres. Berihrs gemachte Bor: 
ſchlag jeden Zweifel beſeitige. Eben dieß bewirfe auch die von der Deputation 
in die Hand des Minifterüi gelegte vacatio legis, bie um ſo norhwendiger 
fen, da er jede gewaltfame Maasregel, jeden Gewiffenszwang, der die Ju— 
den am Ende zum bloßen Deismus zu führen drohe, vermieden wünfche und 
eben auf diefem Mege vielleicht zu erreichen hoffe, daß der Erfolg der beffern 
Bildung der Yuden ihr auf Ueberzeugung gegruͤndeter mindeftens theilweifer 
VUebertritt zum chriftlichen Glauben werde. Uebrigens fey die Verſchiedenheit 

der Partheien unter den inländifchen Yuden nicht fo groß, daß nicht beren 
Vereinigung zu gemeinfchaftlichen Smngogen ‚ die fie felbft wünfchten, zu er: 
reichen ſtehen ſollte. 

Nachdem endlich noch Herr Staatsminiſter von Lindenau bemerkt hat, wie 
die Regierung in der anbefohlenen Aufhebung der Privatſynagogen das beſte 
Mittel zur Beförderung der Errichtung gemeinſchaftlicher Bet⸗ und Schulhaͤu⸗ 
fer zu finden geglaubt habe, gelangt man zur Abſtimmung, wobei zuvoͤrderſt 
der von der Deputation Seite 362 ihres Berichts vorgefihlagene Zufag: 
„Unſer Minifterium des Cultus“ u. ſ. w. 

von 33 Stimmen gegen 1, 
angenommen wird. < 

Der am Schluſſe des Deputationsberichts befindliche Vorſchlag ber De: 
putation, betreffend die Aufnahme einer Erflärung wegen der Meßzeit in bie 
Schrift, wird 

von 28 Stimmen gegen 5 
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angenommen, und hierauf von mehrern Seiten benerft, daß nach Annahme 
diefes Vorſchlags der Großmannſche Antrag entbehrlich erſcheinen dürfte. 

Herr D. Großmann äuffert hierbei das Bedenken, daß der Aufenthalt der 
fremden Juden über die eigentliche Meßzeit hinaus dauere, der Antrag der 
Deputation abernur- diefe Zeit zu umfaffen heine, ımb da 

- Se. Königliche Hoheit Prinz Johann ergegmet, wie bie Deputation ihren 
Antrag auf die ganze Zeit, wo fi) fremde die Meffe befuchende Yuden in 
Leipzig aufhielten, erftrecft habe, fo ftelle Herr D. Deutrich die Frage: .; 

Hat die Kammer den zuleht genegmigten Antrag der Deputation in 
eben diefer Ausdehnung ee 

Dieß wird 

einftimmig 
mit Ya beantwortet, und läßt hierauf Herr D. Großmann feinen Antrag 
fallen, da fein Zweck auf andre Weife erreicht fen. 

So ift nun nur noch die Hauptabftimmung übrig. Cie erfolgt durch 
Namensaufruf und wird dabei die Annahme-bes. Berlagaben er — 
in der im Einzelnen beſchloſſenen Maaſe, , 

mit 33 Stimmen gegen 1, 
erflärt. 

In ben Gegenftänden ber heutigen Tagpsorhaung noch weiter — 
ten geſtattet die Zeit nicht mehr. Die Sitzung wird daher aufgehoben und 
ſoll zur naͤchſten, da die noch uͤbrigen Gegenſtaͤnde die Zeit nicht ausfuͤllen 
duͤrften, durch Karten eingeladen werden. 

Die Faſſung des Geſetzes in der Maaſe, wie ſolches angenommen wor⸗ 
den, enthält die Beilage &. 


Bemerft von 


Ernft Guſtav von Gersporf. = Ernſt Friedrich Hartz, 
D. Deutrich. | S. d. L. K. 


Ziegler und Klipphauſen. 
Wir —⸗ beſchloſſen 


Die jüdifhen Glaubensgenoſſen ſowohl zu Dresden ale zu u ſollen 
künftig an einem jeden dieſer Orte in Eine Religionsgemeinde ſich vereinigen, 
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und als ſolche ein gemeinſchaftliches Bet: und Schullocal Haben, und werd 
— noch einen andern als bloßen Privatcultus zu haben, verſtattet ſeyn fol, 
in ſo weit hierdurch aufgehoben. 

Die bisher uͤblichen Privatſynagogen ſind aufzuheben. 

Unſer Miniſterium des Cultus und oͤffentlichen Unterrichts wird den Zeit 
punet feftfeen, wo die einzelnen Veſtimmungen diefeg Geſetzes in Wirt: 
famfeit treten. 


Urkundlich u. f. mw. 








49. 
Den 27. Februar 1837. 


Gegenwaͤrtig find: 


Se. Excellenʒ Here Staatsminifter von Zeſchau und 
Se. Ereellen; Herr Staatsminifter von Zezſchwitz. 


Die Verſammlung beſteht aus 34 Mitgliedern der erſten Kammer. Sie ge: 
nehmigt das Protocoll der letzten Sitzung und 


158. 
Vortrag aus der Megiffrande. ins 


faßt fodann über die new eingelangten Schriften Beſchluß. Hierbei wird zu: 
vörderft 

Nr. 136. eine Petition der Tuchmacherinnung zu Roßwein gegen Eman: 
cipirung ber Juden derjenigen Deputation überwiefen, welche ſich kuͤnftig mit 
dem zu erwartenden Geſetze über die bürgerlichen Verhaͤltniſſe der Juben 
beſchaͤftigen haben wird. 

Mr. 137. eine Beſchwerde Karl Gottlieb Naͤthers zu Belmsdorf übe 
in verſchiedenen Mechtsfachen angeblich erlictenes Unter, wird an bie bier 
Deputation abgegeben. 

Mr. 138. aber, eine Petition der Gemeinden von Weißbah und 9 ar 
dern zur Standesherrfchaft Koͤnigsbruͤck gehörenden Orten um Erhaltung ve 
Patrimonialgerichtsbarfeit ſoll einftweilen affervirt und Fünftig derjenigen D: 
. putation übergeben werden, welche das zu erwartende Geſetz über Aufhebung 
der Patrimonialgerichtsbarfeit zu begutachten haben wird. | 
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Dr. 139. ein Konigliches Decret vom 22. Februar, welches die Ant: 
wort. auf die ſtaͤndiſche Schrift wegen der Protocollfuͤhrung und des Drucks 
ver Landtags⸗Acten enthaͤlt, wird vorgelefen, unb fol dem-in der Sache bes 
ftelle gewefenen Referenten, Herrn Bürgermeifter Ritterſtaͤdt, welcher heute 
abwefend ift, übergeben werden, um barüber ber, Kammer mündlichen Bor: 
trag zu erflatten. 


Es hat ferner unter 


Mr. 140. das Königliche Kriegsminifterium der Kammer ein Eremplar 
des topographifchen Arlaffes von Sachfen überfendet, welches zur Bibliorhef 
genommen werden fol, und wofür das Präfibium dem anmefenden Herrn 
Kriegsminifter den Danf der Kammer ausfpricht. 


Zwei unter 


Mr. 141. und 142. eingetragene Berichte der zweiten Deputation, wo⸗ 
von ber erfte das Königliche Decret wegen, verſchiedener Beftimmungen über 
die Befreiung von indirecten Abgaben, der andere aber die Uebernahme der 
Mititärleiftungen auf die Staatsfaffe betrifft, find bereits gedruckt und befin- 
den ſich auf der heutigen Tagesorbnung, ein 

Mr: 143. Protocollegtract der zweiten Kammer vom 20. Februar aber, 
betreffend die Genehmigung der Schrift wegen der Bewilligung zu mehrern 
Baulichfeiten bei den Straf: und Derforganftalten, ift an den bieffeits 
in der Sache beftelle gewefenen Referenten, Herrn Bürgermeifter Schill, ab: 
jugeben, um über den Entwurf der Schrift zu referiren. 

Mr. 144. ein Protocollertract der zweiten Kammer vom 13. Februar, 
die Petition wegen Erlaffung gefeklicher Beftimmungen über den Auszug be: 
treffend, ift an die dritte Deputation zu befördern, und 

Nr. 145. eine Petition C. E. Mais und Eonforten zu Meiffen gegen 
Emancipation der Juden an diefelbe Deputation feiner Zeit abzugeben, an 
welche die oben unter Mr, 136. eingegangene ähnliche Eingabe ward. 

Es ift ferner 

Mr. 146, der andermweite Bericht ber zweiten Deputation über das 
Staats ſchuldenweſen bereits gedruckt und wird des cheften auf die Tagesord: 
nung gebracht werden. 

Sir. 147. din Protocollertract ber zweiten Kammer vom 23. I. M., 
welcher die Genehmigung der Schrift über die Staatslotterie enthält, iſt dem . 
in der Sache beftellt gewefenen bieffeitigen Referenten zum mündlichen Bortrage 
zu übergeben, unb fol endlich 
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Me; 148. ein, Bericht der dritten Deputation, den von Herrn — 
intendent D. Großmann bevorworteten Antrag wegen Beantragung von Maas: 
regeln zu befferer. phyſiſchen Erziehung der - Jugend u und — Zeit auf 
die — gebracht werden. 
159. 
Beurlaubungen, Entſchuldigungen. 

Es wird demnaͤchſt Herr Amtshauptmann Freiherr von Biedermann auf 
den 1. bie 3. Maͤrz beurlaubt, wogegen fuͤr heute Herr Domherr vom Feipzi: 
ger wegen dringender Geſchaͤfte, Herr Graf von Hohenthal und — Kam⸗ 
merherr Pflugk aber als unwohl entſchuldigt fin. 


160. 

— zur Prüfung in der oͤffentlichen Handeleichranftalt zu Leipzig. 

Durch Herrn Domherrn D. Günther hat demnächft der Vorſtand der 
öffentlihen Handlungslehranftalt Aa Leipzig die Einlavungsfchrift zu der ben 
13. März I. J. und folgende Tage im diefer Anftalt veranftalteten Prüfung 
an die Kammermitglieder vertheilen laffen, und cs erſucht das Präfidium den 
Herrn D. Guͤnther, den Ueberſendern den Dank der Kammer auszudruͤcken. 

Hierauf gelangt man zur 

Tagesordnung, 
deren erfier Gegenftand 
161. 

Berathung wegen Uebernahme der Milttärleiftungen auf die Staatskaſſe. 


der Vorbericht der zweiten Deputation über den Entwurf eines. Geſetzes über 
verfchiedene auf die Staatskaſſe zu übernehmende Milicärleiftungen ausmacht. 

Here Buͤrgermeiſter Schill trägt als Meferent diefen Vorbericht vor, und 
es entficht fodann eine allgemeine Debatte uͤber deſſen Inhalt, bei welcher zu: 
voͤrderſt 

Herr Staatsminiſter von Zezſchwitz bemerkt, wie es ein Irrthum ſey, 
wenn die Deputation S. 388 ihres Berichts annehme, daß unter dem auf 
das Budjet zu übernehmenden ftädtifchen Militaͤraufwande auch die Speiſe 
portiorien für die Dresdner Garnifon aufgerechner ſeyen. Dieß fen nicht ge: 
ſchehen, vielmehr von der Sonntagsfpeifung der nicht in Dresden garnifeni: 
senden Megimenter bei dem betreffenden: Anſatze die Rede, da dieſe Spelſung 
noch jetzt faft im. allen. Garniſonen gewöhnlich ſey, und jie bei Treffung einer 
Eaferneneinrichtung den übrigen Truppen eben fo gut werde gewährt werden 
müffen, als den in Dresden in den Caſernen liegenden. Soldaten, 
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Es erfläre fi) demnächft Herr Buͤrgermeiſter * mit der Verwei⸗ 
fung der geſammten Militaͤrleiſtungen auf das Budjet des Kriegsminifterii ein⸗ 
verftanden, obwohl er nicht zweifele, daß ſich befonders die nicht bequarrierten 
Städte beffer befinden würden, wenn der zu gewährende Erlaß auf die Schode 
abgefchrieben würde. Nicht einverftanden aber koͤnne er feyn, wenn für: den 
zu gewährenden Erlaß von der Deputation das bereits in der zweiten Kammer 
genehmigte Verhaͤltniß von 2 zu 5 vorgefchlagen werde. Man ftüte dieß 
darauf, daß die Seelenzahl in den bequartierten Städten zu den übrigen Be: 
wohnern Sachſens nur wie 1 zu 3 ſtehe, allein die Seelenzahl komme hier 
gar nicht in Betracht, und das um fo weniger, als auf dem Lande fehr viele 
Menſchen auf ftewerfreiem Grunde und Boden lebten. Das einzige hier paf: 
fende Verhäleniß gebe die Schodzahl, diefes ſtehe wie 1 zu 2, es fen auch von 
der Megierung felbft zum Grunde gelegt worden, und darum trage er darauf 


an, es auch hier beizubehalten und den zweiten Vorſchlag der Deputation dem 
gemäs abzuändern. z 


Herr Bürgermeifter Hübler finder ebenfalls, daß der Maasftab von 2 zu 
5 ein die Garmifonftädte bedrücender fen, und daf das von der Megierung 
felbft anfangs vorgefchlagene Verhaͤltniß von 1 zu 2 ganz gewiß dem Sach— 
ftande entfprechender feyn würde. Dennoch tritt er dem Vorſchlage des Herrn 
Buͤrgermeiſters Wehner nicht bei, indem er beforgt, daß derfelbe die ganze 
wohlchätige Maasregel ftören dürfte, und finder eine Beruhigung wegen der 
ihm nicht zweifelhaften Prägravarion der Garnifonftädte darinn, daß ja nur 
von einer interimiftifchen Maasregel die Rede ſey, die mit dem Eintritte der 
neuen Grundbefteuerung von felbft aufhöre, und die von der Regierung gewiß 
moͤglichſt werde gemildert werden. 


In ganz aͤhnlichem Sinne erklaͤrt ſich — Er bemuͤht ſich, 
namentlich unter Verweiſung auf das, was in-Nr. 26. des Krauſeſchen Land⸗ 
tageblatts entwickelt zu finden ift, darzuthun, daß der in ber vorgefchlagenen 
Maasregel liegende Steuererlaß, man möge benfelben mun auf die Grund- 
fieuern, die Perfonal» oder die indirecten Abgaben repartiren, den Staͤdten 
in einem weit höhern Verhaͤltniſſe zu Gute gehen würde, als in dem hier vor- 
geſchlagenen. Auch er will indeffen, der ihm unverfennbar erfcheinenden Be: 
nachtheiligung der Garnifonftädte ungeachtet, die beabfichtigte großartige Maas: 
regel nicht ftören, bemerft jedoch, daß er vorausfege, wie zugleich mit bie Dres- 
den und fünf andern Städten zur Zeit obliegende Bezahlung. der Offiziersquar: 
tiergelder aufgehoben und der dafür auf das Budjet des Kriegsminifterii zu 
nehmende Betrag den Garnifonftädten nicht angerechnet werde, indem er ſich, 

Zweite Abrheilung. 1. Bb. 12 
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wenn dieß nicht der Fal ſeyn folte, ale Einwendungen gegen den Maasſtab 
von 2 zu 5 ausdruͤcklich vorbehalte. 

Dagegen empfichle Herr von Carlowig den Vorſchlag der Deputation als 
einen vermittelnden und bemerft, daß, wenn ja, wie er jedoch nicht glaube, 
die fo eben geäufferten Bedenken begründer feyn follten, die Garnifonftädte 
auch den ihnen durch Erfparung der beim Garnifonwefen entfichenden Megiefoften 
ju Theil werdenden Gewinn in Anfchlag zu bringen hätten. 

Die von Herrn Bürgermeifter Hübler und Unterzeichnetem ausgeſprochenen 
Bedenken, bemerft hierauf Herr Stellvertreter D. Deutrich, feyen auch der 
Deputation nicht entgangen, ja er felbft fey bei den Berathungen diefer Letz⸗ 
tern moch weiter gegangen und habe die Frage geftellt, ob denn diejenigen Sei: 
ftungen den Garnifonftädten angerechnet werden fönnten, welche ihnen, fruͤ— 
hern Zuficherungen entgegen und ihres Widerſpruchs ungeachtet, durch die Or: 
donnanz vom jahre 1828. neu. auferlegt worden feyen, indem die Ordonnanz 
in diefen Puncten wenn auch ein formelles doch fein materieles Recht zu be: 
gründen vermocht habe. Bei dem Mangel zuverläfiger Notizen über. das rich: 
tige Verhaͤltniß zwifchen ven Garnifonftädten und übrigen Orten aber ſey die 
Deputation über alle diefe Bedenken hinweg gegangen, denn fie habe erwogen, 
daß jet das platte Land vorzugsweife der Erleichterung bedürfe, und daß man 
bei großartigen Maasregeln, wie eine folche hier vorliege, nicht marften dürfe. 

Nachdem hierauf Herr Amtshauptmann Freiherr von Biedermann bemerf: 
lih gemacht hat, daß ber Beitrag der Garnifonftädte zu den Schockſteuern 
feineeweges die Hälfte deffen betrage, was das übrige fand an Grundfteuern 
contribuire, indem die Städte nur 21, das Land aber 41 Pfennige zahlten, 
ingleihen daß die Ordonnanz von 1828. durch Einziehung der Fuhrenvergi: 
tung auch den Dörfern eine neue Laſt auferlegt habe, bemerft 

Here Bürgermeifter Wehner, wie er nicht zugeben könne, daß das platte 
Sand eine Erleichterung dringender bevürfe, als die Städte, befonders die klei— 
nern, wie die Negiekoften beim Service nur. unbedeutend feyen, und wie er 
den Vorfchlag der Deputation für einen vermittelnden nicht anzuerfennen ver: 
möge, da jeder andere als der von den Schocken hergenommene Maasftab un- 
zuläflig ſey, namentlich der der Seelenzahl gar nicht in Frage kommen Fönne. 

Endlich fpricht fih noh Herr Staatsminifter von Zefchau dahin aus: 
Als nur von der Uebernahme eines Fleinen Theile der Militärlaften auf das 
Budjet die Rede gewefen, habe man fid) allenfalls mit dem Maasftabe von 
1 zu 2. begnügen fönnen. et, wo fo große Summen in Frage ſtuͤnden, 
habe die Sache allerdings eine reiflichere Erwägung erheifcht, und da die Leiſtung 
des Landes, welches der Cavallerie nicht blos Quartier fondern aud) Portionen 
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und Nationen zu geben gehabt habe, für das Militär ftets eine verhaͤltnißmaͤ⸗ 
fig gröffere gewefen ſey, als die der Garnifonftädee, fo fönne, wenn man von 
einer Aufhebung aller befondern Milirärleiftungen ſpreche, der Vorſchlag der 
Deputation weit eher für das Sand als für-die Städte prägravirend erfcheinen. 
Das Verhältniß von 2 ju 5 fen indeffen ein vermittelndes und. man müffe es. 
damit um fo weniger auf das Genauefte nehmen, als die ganze Sache vorüber: 
gehend ſey. Anlangend den von Unterzeichnetem gemachten Vorbehalt, fo liege 
es ganz im der Abfiht der Regierung, auch die Dresden und fünf andern 
Städten hinſichtlich der Offiziersquartiergelder obliegende befondere Saft aufzuhe— 
ben, wenn einmal alle Milicärleiftungen auf das Budjet übernommen würden. 


Se. Königlihe Hoheit Prinz Johann erflärt ſich mit der in Vorſchlag ge: 
langten Weberweifung ſaͤmmtlicher Mititärlaften auf das Budjet einverftanden, er 
will Dadurch indeffen der Entſcheidung darüber nicht vorgegriffen wiffen, ob ſich nicht 
beim Budjet Gegenftände vorfinden Fönnten, bei welchen ein Erlaß oder eine andere 
Erleichterung der Eontribuenten noch dringender erfcheine. Die Verathung und 
Entſchlieſſung hierüber behält er ausdrüdlih vor, und es erflärt darauf der 

Herr Meferent, wie diefer Vorbehalt mit dem Antrage der Deputation 
kinesweges im Widerfpruche ſtehe. 

Der Deputationsbericht, aͤuſſert hierauf Herr von Polenz, ſpreche von 
Uebernahme ſaͤmmtlicher Militärleiftungen und hierzu folle, nach einer Aeufferung 
des Herrn Finanzminifters in der zweiten Kammer, eine Summe von 480,000 
Thle. — — erforderlich ſeyn, was freilich jede andere erleichternde Maasregel 
ausfchlieffen würde. Er wünfche daher beſtimmte Erflärung darüber, ob der 
Ausdruck „ſaͤmmtliche Militärleiftungen” wirflih in dem Umfange von der Rex 
gierung verftanden werde, welcher jene Summe erheifhen wuͤrde. 


Herr Staatsminifter von Zefehau ergegnet hierauf, wie er den Betrag von 
480,000 Thlr. — — in der zweiten Kammer blos angeführt habe, um zu 
jigen, wohin es führe, wenn man den Ausdruck „Militärleiftungen” in dem 
Umfange verfiche, wie dieß der Abgeordnete Scholze verlangt habe, Wie hoch 
fi) das nad dem Vorſchlage der Deputation auf das Budjet zu nehmende 
Quantum belaufen werde, laffe fi vor der Hand noch nicht beftimmt angeben, 
indeffen werde es muthmaaslich zwifchen 250,000 Thlr. — — und 300,000 

Ir. — — ſtehen. 

“ a, der Herr Meferent noch das Deputationsgutachten gegen 
die demfelben gemachten Einwürfe in Schut genommen hat, fpricht fid noch 
ber 


Herr Präfident, ‘unter der Bemerfung, daß ihm das Wohl der Srädre 
Tan, 2 
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und des platten Landes gleihmäfig am Herzen liege, für die in Frage fichende | 
großartige Maagregel aus, die er für dringend nothwendig anerfennt, und geht | 
dann zur Fragſtellung über. 


Dabei wird, nachdem ber Antrag des Herrn Bürgermeifters Wehner die 


erforderliche Unterftütung nicht gefunden hat, der erfte TON: der Deputa: 
tion, welcher dahin geht: 


die hohe Staatsregierung zu erfuchen, die fämmtlichen en 
gen, foweit die Kräfte der Staatsfaffe es erlauben, auf das Budjet 
zu übernehmen und deshalb an die Kammer. die noͤthigen Mittheilun: 
gen zu machen, - 
von 
allen Anwefenden, 
der zweite Deputationsvorfchlag aber, welcher das Verhälmiß von 2 zu 5 nor: 
mirt, nur 
von 32 Stimmen gegen 1, 
genehmigt. 


So ift nur noch der dritte Vorſchlag der Deputation übrig, welcher den 
Antrag der Städte Dresden, $eipzig, Budiffin, Zittau, Camenz und $öbau 
wegen Abnahme der ihnen durch Zahlung der Gwartiergelder für die Offiiers 
aufliegenden befondern Left übrig. 


Nachdem fih, auf Anfrage Sr. Königlichen Hoheit des Prinzen Johann, 
Herr Stellvertreter D. Deutrich dahin erklärt hat, wie die Deputation von ci- 
ner diefen Städten auch rückwärts zu gewaͤhrenden Vergütung, obfihon ſolche 
bis zum 1. Januar 1835. beanſprucht worden ſey, ganz abgefehen habe, 
äuffert 


Herr von Carlowig, ı wie ihm das formelle Bedenken beigehe, daß die Pe: 
tition diefer fechs Städte an die zweite Kammer getichtet, von diefer aber dar: 
auf zur Zeit irgend ein gewieriger Befchluß nicht gefaßt worden ſey. Es fibeine 
daher die Sache bei der erften Kammer jest gar nicht zur Sprache kommen zu 
fünnen, was nad) der vorhin gegebenen Erklärung des Heren Finanzminiſters 
hier in der Sache zwar ganz indifferene fey, um bes Princips willen aber nicht 
gleichgültig erfcheine, Herr von: Carlowig faßt indeffen Beruhigung, da aus 
der im der betreffenden Stelle vorgelefenen Petition hervorgeht, daß fie zwar, 
weil die Abnahme der Militärleiftungen der zweiten Kammer bereits zur Beſchluß— 
faffung vorlag, bei. diefer Behufs der Zuiterfparniß übergeben, in ihrem Petito 
jedoch) ausdrücklich an die geſammte Ständeverfammlung gerichtet worden ift. 
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MWenit endlich die Deputation am Schluffe ihres Berichts noch erwähnt 
hat, daß durch die jest vorgefchlagene Maasregel das bei. voriger Ständener« 
fammlung hinfichtlih der Entfhädigung der Steuerfreien getroffene Abkommen 
nicht alterirt werde, fo äuffert 

Herr von Earlowis den Wunfh, daß die Kammer ſich ausdruͤcklich mit 
diefer Anfiche einverftanden erflären und dadurch die zweite Kammer und die 
Regierung zu einer gleihmäfigen Erflärung veranlaffen möge. 

Herr Staatsminifter von Zeſchau findet diefen Antrag indeffen unnoͤthig, 
da das erwähnte am vorigen Landtage gefchloffene Abfommen unabänderlich feft 
fiehe, und darauf weder eine Erhöhung noch eine Verminderung der Grundab: 
gaben irgend einen Einfluß haben fönne. Unter ſolchen Umftänden aber müffe 
es auch bedenflich erfcheinen, einen Vorbehalt der angegebenen Art in einem eins 
jenen Falle zu machen, da es foldhenfalls zu Ungewißheiten führen fönnte, wenn 
man ihn in irgend einem andern ähnlichen Falle unterließe. 

Diefer Anficht treten auch Herr Stellvertreter D. Deutrih und ber Herr 
Meferent bei, und es nimmt Herr von Carlowitz feinen Anirag zuruͤck, da er ſich 
durch die abgegebenen fo beftimmten Erklärungen beruhigt findet. 

Es wird endlich der oben erwähnte Antrag der Deputation Seite 390 ih: 
res Berichts in Betreff des Petiti der mehrgenannten ſechs Staͤdte 

einſtimmig 
angenommen, und genehmigt die Kammer die einzelnen gefaßten Beſchluͤſſe 
nunmehr aud) in ihrer Totalität beim Namensaufrufe ; 
einflimmig. 

So ift diefer Gegenftand nunmehr beendigt und das dießfallfige Proto- 
coll an die zweite Kammer abzugeben, der Herr Präfivent aber geht zu dem » 
jweiren Gegenftande der heutigen Tagesordnung, 


162. 


Berathung über das Dieret, verſchiedene Beflimmungen wegen der Befreiung 
von indirecten Abgaben betreffend. 


dem Berichte ber zweiten Deputation wegen verfchicdener Beftimmungen in Be— 
treff der Befreiung ‚von indirecten Abgaben, über. 

Es wird berfelbe von Herrn D. Erufius als Referenten vorgetragen. und 
geht derfelbe,. da zur allgemeinen Debatte Miemand das Wort begehrt, fofort 
zu den wegen ber einzelnen Paragraphen ‚gemachten Bemerkungen über. 

Dabei werden num die zu den $$. 1.2.3. 4. und 6. von ber Deputation 
Seite. 379 und 380, geftellten Anträge, welche im Wefentlichen insgefammt 
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dahin ‚gehen, bei den Mitrheilungen des Königlichen Decrets Beruhigung zu 
faſſen und fonad der zweiten Kammer beizutreten, 

einſtimmig 
genehmigt. 

Eine gleiche Genehmigung des Antrags der Deputation, Seite 381 ihres 
Berichts, auch hinſichtlich der von ben oberlaufizer Stiftern zu entrichtenden 
Fleiſchſteuer das Einverftändnig mit der Mittheilung der Regierung zu. erflären, 
findet jedoch nicht flat. . 

Es bemerfe nämlich zuvoͤrderſt Se. Königliche Hoheit Prinz Johann: 
Wolle er fih auch dabei beruhigen, daß die Regierung nicht, wie doch von 
den Ständen mit beantragt worden fey, die Billigfeitsgründe, fondern nur die 
Mechtsgründe geprüft habe; fo ſeyen doch von Letztern auch nur diejenigen im 
das Auge gefaßt worden, welche aus dem Traditionsreceffe der Oberlaufig her 
genommen gewefen, während man die von den oberlaufiger Stiftern behaupte 
ten fpeciellen Rechtstitel ganz übergangen habe. . Auch. diefe ſchienen nun abge 
ſchnitten zu fen, wenn man fi) hier unbedingt bei der Erflärung der Regie- 
rung beruhige, und das Fönne er nicht wuͤnſchen. Er trage daher darauf an: 

man möge zwar bei der Erflärung der Regierung Beruhigung faffen, 
jedoch dabei die Vorausfegung ausfprehen, daß den GStiftern der 
Oberlaufig der Rechtsweg offen gehalten. werde. 

Anderer Anfiche ift Herr Geh. Finanzrath von Polenʒ. Es habe, bemerkt 
er, in ber Abſicht der Stände gelegen, auch bei den Stiftern der Oberlaufig 
nicht zu ſchmaͤlern, was die Pierät der Vorfahren frommen Zwecken gewidmet, 
den wohlthaͤtigen Anftalten der Oberlaufig dieſelben Vortheile angedeihen zu 
laffen, welche man ähnlichen Inſtituten der Erblande früher gewährt und bei 
der Veränderung des Abgabenwefens erhalten habe. Diefe und andere Mo: 
mente der Billigfeit aber habe die Regierung unbeachtet gelaffen, fie habe nichts 
gethan um, dem Antrage der Stände gemäs, das Beduͤrfniß der oberlaufitser 
Stifter zu unterfuchen, fie ftele vielmehr den duch Einführung der Fleiſch⸗ 
ſteuer den Stiftern entſtehenden Aufwand als unbedeutend bar, während er 
doch für jedes einzelne Klofter über 100 Thlr. — — betrage. Bei gleichem 
Zwecke und gleichen Gruͤnden, wie ſolche den erblaͤndiſchen Inſtituten zur Seite 
ſtuͤnden, glaube er auch fuͤr die oberlauſitzer Stifter auf gleichen Vortheil An⸗ 
ſpruch machen zu muͤſſen, und ſey er, damit die Regieeinrichtungen nicht ge⸗ 
ſtoͤrt oder ſonſt nachtheilige Conſequenzen herbeigefuͤhrt wuͤrden, gern zufrieden, 
daß die Fleiſchſteuer entrichtet werde, wenn nur fpäter deren Reſtitution erfolge. 
Demnach trage er darauf an: 


es möge die hohe Staatsregierung den Stiftern der Oberlaufig den 
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erweislichen Verluſt, welchen fie durch Erlegumg der Schlachtfteuer 
erleiden, in gleicher Maafe wie ben zu frommen und. gemeinnügigen 
Zwecken in den Erblanden beftehenden Anftalten reftituiren laffen. 

Nachdem fowohl diefer Worfchlag als der Antrag Sr. Königlichen Hoheit 
des Prinzen Johann ausreichend unterftütt worden, verwendet fi) Herr von 
Pofern für den Polenzifchen Antrag, indem er namentlich die Behauprung aufe 
ſtellt, daß die Stipulationen des Traditionsreceffes den Stiftern der Oberlaufig 
eine Befreiung nicht blos von den damaligen, fondern auch von allen fpäter 
eingeführten oder jemals noch einzuführenden neuen Abgaben zuficherten, weshalb 
denn hier nur von einem Rechte die Rede fen, welches gefordert werben Fönne. 

Diefer DBehaupting wird indeffen von mehrern Seiten widerſprochen, 
namentlih von Herrn Stellvertreter D. Deutrih angeführt, daß jedes Pris 
vilegium derjenigen Auslegung zu unterwerfen ſey, welche daffelbe cher befchränfe 
als erweitere, und daß fonach hier der ofterwähnte Receß nicht ex nuncg fon: 
dern nur ex tünc zu betrachten und zu interpretiven fen. 

Mehrere Stimmen erflären fi dahin, daß man dem Antrage des Herrn 
von Polen; nur in fofern beitreten fönne, als er. nicht aus Gründen des Rechts, 
fondern aus Gründen der Billigfeit und Parität eine Reftitution der Fleiſch⸗ 
fieuer verlange, und es verwendet fi namentlich aus diefem legtern Grunde 
Herr Superintendent D. Großmann für den erwähnten Antrag, wogegen An: 
dere und namentlich der Herr Referent einer Unterftägung der mehrerwähnten 
Stifter für den Fall der Beduͤrftigkeit zwar nicht entgegen find, jedoch glauben, 
daß zu deren Bewilligung hier nicht der Ort fey, fondern beim Budjet ves 
Eultueminifterü. j 

Herr Bürgermeifter Wehner glaubt, daß man mindeftens über den frühern 
Antrag, welcher die Sache auf die Beduͤrftigkeit der Stifter geftellt habe, nicht 
hinausgehen dürfe, und fhläge deshalb vor, dem Antrage des Herrn von Po: 
lenz die Worte beizufügen: 

in ſoweit fie deffen bebärftig. 

Dieß wird indeffen nicht ausreichend umterftügt, und ſodann der Antrag 

des Herrn von Polenz, 

mit 23 Stimmen gegen 8, 
angenommen, woburd ber Vorſchlag Sr. Königlihen Hoheit des Prinzen Yo: 
hann, obwohl folhen Herr von Polen; anfangs mit dem feinigen zu verbinden 
wünfcht, feine Erledigung finder. 

Endlich wird nun noch ber auf 66. 7. und 8. bezügliche Schlußantrag 
der Deputation, Seite 382 ihres Berichts, 

einſtimmig 
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genehmigt, und fobann zum Mamensaufrufe verfehritten, bei welchem bie im 
Einzelnen gefaßten Befchlüffe nunmehr auch in ihrer Totalitaͤt 

von allen Anweſenden 
Genehmigung erlangen. 

Der Ablauf ber Zeit. geftattet nicht, noch zu einem neuen Berathungsge- 
genftande überzugehen, die Sitzung wird daher abgebrochen und werden zur 
Tagesordnung für übermorgen 

a.) der anderweite Bericht der weitn Deputation wegen des Staatsſchul⸗ 

denweſens, ferner die Berichte der vierten Deputation uͤber 

b.) Haſſes Antraͤge, 

c.) Boͤhmes Beſchwerde, 

d.) die Geſuche um Unterſtuͤtzung zum Auswandern, und 

e.) Grohmanns Befchwerde, endlich) 

f.) der Bericht der erften Deputation wegen der Eifenbahnen 
beftimmt, jedoch mit der Bemerkung, daß es, da ber letztgedachte Bericht noch 
im Drude befindlich ift, erft von der Entfchlieffung der Kammer abhängig ſeyn 
wird, ob fie fein Bedenken traͤgt, die Sache vor Ablauf der dreitägigen Friſt 
vorzunehmen, 





Bemerkt von : 

. Ernft Guſtav von Gersdorf, Ernft Friedrich Hark, 
Johann Herzog zu Sachſen. S. d. L. K. 
Georg von Leipziger. 
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Den 1. Maͤrz 1837. 


Gegenwaͤrtig ſind: 
Se. Excellenz Herr Staatsminiſter von Lindenau, 
Se. Excellenzʒ Here Staatsminiſter von Zeſchau, 
Se. Epeellenz Herr Seheimer Rath von Wietersheim. 


Es find 33 Mitglieder der erften gammer anweſend. 
Nach erfolgter Genehmigung des Protocolls der vorigen Sitzung wird 
uͤber 
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163. 
Vortrag aus der Kediftrandt. dr) 
2 


die neueingelangten Schriften Vortrag en x En nin Br > 
} ı, © 2, —⏑ 01. 102 
Dabei wird beſchloſſen — —— E fl HERDETRERE ahttrsp — 

Nr. 149. eine Petition des —— Herrn Karl Heinrich Seitfäpe 
zu Marienberg wegen Ertheilung gefeglicher Beftimmungen aͤber hie den Spit: 
zenflöpplern gemachten Vorfhüffe an die vierte Deputation abzugeben, wo⸗ 
gegen 

Nr. 150. > 151. zwei Petitionen gegen die Emancipation der Juden, 
deren erfte von mehrern Bewohnern von Bifchofsiwerda, die letztere aber von 
der Leinweberinnung zu Roßwein an bie Siandeverſammlung gerichtet worden, 
an die zur Berathung bes Geſetzes uͤber die: buͤrgerſichen Verhaͤltniſſe der Ju— 
den zu beauftragende Deputation gelangen ſollen. 

Mr. 152. eine Petition des Herrn Ernſt Heinrich Zieger zu Viſchofswerda 
um elite neue Straßenbaugeſetzgebung nebſt 38 fägen za verſchiedenen Er: 
fparniffen im Staatshaushalte, wird der vierten eputation überwiefen, bei 

Mr. 153. aber, einem Protocollextracte der, zweiten Kammer vom: 23. Fe⸗ 
bruar, die Berathung uͤber die beim Decrete wegen der Landrentenbank be⸗ 
fiandenen Differenzen zwiſchen beiden Kammern betreffend, verſichert Herr 
Bürgermeifter Schill, daß nunmehr ein völliges Einverftändnig in diefer Au⸗ 
gelegenheit beftehe, und man jenfeits den ‚abweichenden Beſchluͤſſen der etften 
Kammer allenthalben beigetreten fey. 

Der unter 

Mr. 154, eingetragene Bericht der erfien Deputsion, Degen * beabfich: 
tigen fünf neuen. Eifenbahnen befindet ſich bereits ewentus Alf der 
Tagesordnung und wird ſodann das unter a 

Mr. 155. eingegangene Königliche Decret nom. 25: Wr — 
Es liegt demfelben ein. Geſetz- Entwurf. wegen. Ver ng, einiger Beſtim⸗ 
mungen über bie bürgerlichen Verhältniffe, der Juden I: und wird foldes 
nebſt allen bisher eingegangenen, „Die Emaneipation der Juden, betreffenden 
Petitionen an die exfte, Deputation vertiefen, endlich, aber befchlieht man, 

« Mr. ,156. einen Protocollexcract ber zweiten Kansmer: vom 27%. — 
die Genehmigung der Schrift wegen der kandrentenbanl gg an * 
Buͤrgermeiſter Schill als dieſſeitigen ers — —J 


Iweite Abtheilung. 1. Bd. 13 
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164, 
Genehmigung der Schrift wegen der Landrentenbank. 

Letzterer erflärt hierauf, wie er von diefer, die Landrentenbank berreffente 
Schrift bereits Einfiht genommen und fie den Befchlüffen beider Kammen 
ganz gemäs Br habe. Er trägt fie daher fofort vorlefend vor und fi 
wird ir ge 
2 anſtiumig 
genchmigt. 

| 165. | 

| Genehmigung der Echrift wegen der Staatslotterie. 
Eben fo ‚werben. zwei andere bei, der zweiten Kammer entworfene Schriften 
namentlich von Herrn Bürgermeifter Hübler die wegen der Staatelotterie un) 


166. 
" Genepunigung der Schrift wegen ‚der Berwilligung zu mehrern Bautichteiten 
bei den Straf: und Verforganftalten. 

von Herrn Buͤrgermeiſter Schill die wegen der Verwilligung zu mehtern 
Baulichkeiten Bei den Straf: und — vorgeleſen. 

Beide erlangen 

einſtimmige 

Genehmigung und koͤnnen nunmehr alle 3 Schriften abgehen. 


167. 
Koͤnigliches Decret wegen der Prototollfuͤhrung und des Drucks der Landtags⸗Acten. 
Dem in letzter Sitzung gefaßten Veſchluſſe gemaͤs iſt Herrn Buͤrgermeiſi 
Ritterſtadt das unter Mr. 139. eingetragene Königliche Decret vom 22.* 
M. mitgetheilt worden, welches die Antwort auf die ſtaͤndiſche Schrift weg: 
der. Protocollfuͤhrung und des Druds der Landtags⸗Acten enthaͤlt. 
Here‘ Bürgermeifter Mirterftädt referiert, dag die fländifchen Anträi 
allenthalben Genehmigung gefunden. hätten, daß jedoch die Berückjichtigur 
derjenigen Puncte, nach welchen die Kammern ftets die Gegenwart zii 
Stenographen verlangt’ und gewünfche hätten, daß die Nedactenrs der Lan 
tagsmittheilungen ftets mit dem. Journal» und Schriftſtellerweſen auch de 
Kammerverhandlungen bekannte, wicht in einem Departements» oder dem © 
ſammtminiſterio unmittelbar angeftellte Männer feyn follten, nur foweit « 
mer thunlich zugefichert worden fen. 
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Da er nun glauben muͤſſe, daß die Kammern: ein — * gar 
nicht beabſichtigt haͤtten, ſo ſchlage er vor: 
die Kammer moͤge ſich dutch‘ die Zuſicherungen dis Knien De: 
crets befriedigt erflären und Letzteres mittelft Prötscoltgträite‘ an'bie 
zweite Kammer befördern. i ro Nenn af 
Diefer Antrag findet 
einhellige * 
Zuſtimmung und wird ſodann — — en * 


168. 

Beurlaubungen, ntfehufbigungen: ’ Tea, 

Herr ————— von Miltitz auf heute und morgen — der ur 

laub des Herm Grafen von: Schoͤnburg aber bis zum. 4. laufenden Monats 

verlängert. Entſchuldigt find. für heute Herr Vürgermeifter Wehner durch 

eine dringende Deputationsarbeit, Herr Graf von —— und — Kam⸗ 

merherr Pflugk durch Krankheit. 

Auf der | 

Tagesordnung, 

zu welcher man nunmehr gelangt, befindet ſich zuerft 


i 169. 
Berathung über des Hammerinfpertors Herrn Halle Anträge wegen des 
Eiſen⸗ Berg: und Huͤttenweſens. 
der Bericht der vierten Deputation über, Die Anträge des Zehntners und in 
merinfpectors Herrn Hafle zu Schneeberg in Betreff des Rafkden — 
Berg⸗ und Huͤttenweſens. 

Herr Buͤrgermeiſter Bernhardi träge als Meferent dieſen Bericht vor, m. 
es verlangt, machdem Here - Stellvertreter D. Deutrich bemerkt hat, daß hier 
ein Gegenftand vorliege, weldyer lediglich der — u Bercaffen fe9, 
weiter Miemand das Wort. 

Der Antrag der Deputation geht im Wefentlihen dahin, daß von ben. 
von Herrn Haffe gemachten Anträgen abzufehen und zu erwarten fey, ob und 
wenn die Staatsregierung auf deren WBeranlaffung eine Mittheilung an 
die Ständeverfammlung gelangen laffen werde, ingleichen daß es für jegt einer 
mehren pecuniären Unterftügung des Eifen: Berg: und Hüttenwefens aus 
Staatsfaffen nicht bedärfe. 

73” 
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einftimmig — Aal Shan © 
—— — iſt nunmehr die Bohn mi H Poste mi zweite 
Kammer zu hefd foͤrdern. P ir 

So gelangt man nunmehr zu Au, ' 
170. u V 
Anderweite Berathung wegen des FEUERT EISEN NER 

der Berathung des anderweiten Berichts ber zweiten —— wegen dis 
Staatsfhuldenwefens, welchen Herr Bürgermeifter Schill vorträgt. 


Nach beendigtem Vortrage nimmt zuerft Herr Stellvertreter D. Deutrich 
das Wort, um die gegen die.dieffeitige Anficht im dev zweiten Kammer aufgeftellten 
Gründe zu: beleuchten, melde der Deputation erft mach Abfaffung ihres, Berichts 
aus den sandtogsmitcheilungen) vollſtaͤndig bekannt geworden ſeyen. Er vers 
weiſet zu dieſem Ende zupoͤtdetſt auf das Veifpiel Frankreichs, Rußlands, Defts 
reiche, Weimars und auf: die, früher) in Sachſen ſelbſt beſtandene Einrichtung, 
um zu zeigen, daß es ungegruͤndet ſey, wenn behauptet worden, daß ſich eine Til⸗ 
gung mit Zinfenzufchlag für Staatsanleihen nicht eigne, und bemerkt, daß es 
feinesweges blos eine Obfervanz fey, wenn man den Zinfenzufchlag verlange, 
und daß man felbft, wenn dieß der Fall wäre, doch ja nicht leichrfi innig von 
einer Obfervanz abgehen möge, bie den Eredit Sachſens auf eine ſolche Höhe 
gehoben habe. Es fey unrichtig, wenn man fi) auf das Beifpiel Englands zus 
beziehen verfuche, denn wenn man dort auch den Tilgungsfonds einzelner fpecieller 

Anleihen aufgehoben habe, ſo ſeyen dem allgemeinen Tilgungsfonds dagegen alle 
Ueberfchüffe des Budjets'zugerwirfen worden, die ein weit bedeutenderes Quan- 
tum argäber Mahn Habe: in der zweiten Kammer die Beſotgniß geänffert,- daß 
niche Gewähr, geleiffer werden koͤnne, ob die dieffeits beabfichtigte Tilgung flers 
möglich feyn werde, allein eine ſolche Gewähr fen auch bei dem’ Befchiuffe der 
zweiten, Kan mer night vorhanden, wenn man fi eimmal eine: ſolche Möglichkeie 
benfen wolle, Die, Saͤchſiſchen Staatspapiere würden ferner nicht exſt in 20 
Jahren in feſter Hand ſeyn, ſie ſeyen dieß ſchon jetzt, und wenn man von einer 
beabſichtigten — Tilgung ein Herabgehen des Curſes beſorge, ſo klinge eine 
Tilgung von 13 pro Cent viel höher als bie von 1 pro Ceut. Man wende 
ferner ein, ap, die nach beim, dieffeitigen Vorſchlage für jetzt entfichende Erſpar⸗ 
niß dem einzelaen Contribueuten nicht fuͤhlbar ſeyn werde, allein daſſelbe muͤſſe 
et von den‘ weit geriugern Erlaffen ſagen, die bei einer Tilgung von 1} pro 
Cent nad. und nach einträten und ganz ungegründer fin, Die Beforgnig, daß 
man fünftig alle ertraordinären Laften dem Grundeigentfume aufbürden, werde. 
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Die Geſchichte zeige, daß man ſich ſtets durch andere Mittel/ Anleihen, Ceittraf: 
fieuern und dergleichen geholfen habe, und das werde auch fünftig der Fall feyn. 
Ganz richtig ſey es dagegen, wenn in der zweiten Kammer gefägt worden, daß 
nur Puͤnctlichkeit den Credit Sachſens erhalten habe; dieſe etheiſche aber eben, 
daß man mit aͤngſtlicher Sorge das erfuͤlle, was man den Gläubigern zuge⸗ 
ſagt habe; und das ſey, wie der eben vorgetragene Bericht zeige, eine Tilgung 
mie werbendem Fonds. Man möge: fh dea nur Mär wachen, weldhes der 
Erfolg ‚beider Vorſchlaͤge ſeyn werde; 

Mach dem dieffeitigen ſey mit dem Jahre 1884. die game Schuld getilgt, 
nach dem jenfeitigen wirben zu diefer Zeit noch über 3 Millionen an Kapital 
und; übte 900,000 Thaler am Zinfen zu bezahlen fein, Bor Allem aber empfehle 
den Worfchlag des Zinfenzufchlags der Umſtand, daß die höhere Tilgung erft 
dann eintuete, wenn ſich die: Laft- Durch eine beffere Grundbefteuerung gleichmäfig 
vertheile und weniger fühlbar werde, Der dieffeitige Vorſchlag fey im Geifte 
und Sinne des Saͤchſiſchen Creditſyſtems und er fönne die Hoffnung nicht auf: 
geben, daß die zweite. Kammer nody beitreten werde. 

Anderer Anfiche ift Herr Bürgermeifter Huͤbler. Er bemerkt zuwörberft, 
wie.es ikm für den Credit Sachſens ganz gleich zu ſeyn fcheine, welcher von 
beiven Vorſchlaͤgen durchgehe, und bemüht ſich ſodann zu zeigen, daß den Gläus 
bigern die Zuficherung einer Tilgung mir Zinfenzufchlag nicht ertheilt worden fey. 
Der Umftand, daß feit 1763. ein werbender Tilgungsfonds beftanden habe, 
begründe nicht die Mothwendigkeit, daß es dabei auf immer verbleibe, das 
Avertiffement vom Fahre 1830; erwaͤhne des Zinſenzuſchlags nicht, es verfpreche 
nur, daß mindeftens 1 pro Cent bezahle werden folle, und daß dazu die berei: 
teften Stewereinfünfte wie früher beſtimmt ſeyn follten, und bie ſtaͤndiſche Schrift 
vom 4. Yuni 1830. fpreche nur eine-Anficht aus, die nicht zur Öffentlichen 
Kenntnif gebracht worden fen. Wor Allem wichtig ſey es aber, daß der Bes 
ſchluß der zweiten Kammer für die naͤchſtbevorſtehenden 20 Jahre fogar mehr 
gewährte; als der der erften Kammer, daß er alfo die Benutzung der ruhigen 
Gegenwart zu einer amgemeffenen "Tilgung. empfehle und die hauprfächliche Ab⸗ 
jahlung nicht in eine: Zeit hinausſchiebe, deren Wechſelfalle man nicht voraus- 
fehen koͤnne. Daß. übrigens eine innere Staatsſchuld Vortheile darbiete, fey 
eben fo erwieſen, als daß den Gläubigern an fehneller Tilgung nichts Tiege. 
Endlich möge man doc bedenken, was werben folle, wenn die zweite Kammer, 
wie zu erwarten füche, nicht nachgebe. Mach $. 131. der Verfaſſungsurkunde 
koͤnne dann der Gegenftand auf dem dermaligen Landtage nicht twicber zur 
Sprache kommen ;  höchftens ‚werde die Negierung einen mobifteirten Vorſchlag 
an die Stände bringen duͤrfen, aber fie werde fich dabei in der größten Der: 
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Iegenheit befinden und. Oſtern, wo die Ausloofung erfolgen muͤſſe, fey vor der 

ür. 
- In gleihem Sinne, ſpricht fih Herr Staatsminifter von Zefhau aus. €: 
findet in der Xeufferung der Schrift vom 7. Juli 1830, daß die neue Anleihe 
fowehl in Anfehung des Zins« als Tilgungsfonds in. die Rechte der dadurd 
eingelöfeten vierprocentigen Schuld eintreten folle, weiter nichts, als eine Fol: 
des Umftandes, daß damals noch beide Anleihen.einige Zeit lang neben. einan⸗ 
der fortbeftanden hätten, und daß man ſich alfo darüber habe ausfprechen müf: 
fen, woher Zinfen und Kapital gedeckt werden ,follten: Die im Berichte an- 
gezogenen Aeufferungen der Deputationen bewiefen eben fo wenig, da ſich Die 
gierung und Kammern darüber nicht. erflärt haͤtten, aud) der Zweck derfelben 
nur dahin gegangen ſey, den Seiftungen zum Schuldenwefen eine, andere Stele 
im Budjet anzuweifen. Irgend eine wirkliche Zuficherung der Tilgung mit 
Zinfenzufchlag fey alfo nice vorhanden, und es werde den Erebit weit mehr 
heben, wenn man fofort mehr tilge, als wenn man die höhere Abzahlung auf 
die Zukunft verweife, und dem Schuldenweſen in der. Gegenwart Mittel ent: 
ziehe, um fie zu andern Zwecken zu benugen. 

Unterzeichneter glaubt, daß, wenn den Gläubigern die von der Deputation 
behauptete Zuficherung wirklich ertheilt worben- wäre, der. Tilgungsfonds nicht 
nach ‚dem dermaligen Stande der Staatsfhuld, fondern nach dem vom Jahr: 
1831. zu berechnen feyn würde, und daß alfo der Vorſchlag der Deputation 
felbft mit ihrer Behauptung im Widerſpruche ſtehe. Auch er finde indeffen die 
Zuficherung. eines werbenden Tilgungsfonds nirgends ausgefprochen und Fönn: 
nur dem Beſchluſſe der zweiten Kammer beitreten, da cs ihm unzweckmaͤſig er: 
ſcheine, zwar eine ſchnellere Tilgung zugufichern, jedoch unter Modalitäten, wel: 
che die Zufunft belafteten und dagegen die ruhige Gegenwart erleichterten. Man 
waͤlze jest Saflen von feiner Schulter und werfe fie in deſto gröfferer Maaft 
auf eine Zukunft, von welcher man nicht. wiffe, ob fie foldhe werde ertragen 
fönnen. Regierung und Stände wären jegt in dem glücklichen Falle, namhaft 
Erleichterungen gewähren ju fönnen, ‚aber man möge davon mit: Maas Gebraud 
machen, und nice ähnliche Möglichkeiten anf 40 und mehrere Fahre hinast 
in voraus abſchneiden. Finde man ſich fünftig- in dem gluͤcklichen Falle, mer 
tilgen zu fönnen, als der Beſchluß der zweiten Kammer zuſichere, fo fey die 
ja unverwehrt.. 

Nachdem hierauf Herr Staatsminifter von Zeſchau bemerfe hat, daß de 
Tilgung der 1330. contrahirten dreiprocentigen Anleihe erft mit dem jetzigen 
Zeitpuncte beginne, die erfte Behauptung des Unterzeichneten alfo nicht richt 
fen, findet der Vorſchlag der Deputation noch mehrere Vertheidiger. 
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' Her Di Großmann erkennt die möglichfte Beſchleunigung ver Tilgung für 
vorzüglich wichtig und finder in der Beibehaltung des Zinfenzufchlags zur. Tils 
gung ein Vermaͤchtniß Friedrih Augufts, deffen Syſtem Sachſen zweimal ges 
rettet habe, und in dem Abgehen von diefem Letztern eine Impietäͤt gegen das 
Andenken diefes Königs. Er bemerfe auch, daß der blühende Finanzzuftand 
Sachſens nur Folge der hohen Abgaben fen, und daß, wenn auch der Zoll, 
weil-er gleich vertheile ſey, weniger gefühlte werde, daffelbe Doch nicht von den 
Prrfonalabgaben gefagt werben Fünne. 

Herr Domherr D. Guͤnther erfennt es für bedenklich, fi von dem Grund: 
fage, daß jede Generation ihre Schulden zw tilgen habe, zu weit zu entfernen, 
indem dieß am Ende nur zu der Unmöglichkeit führen Fönne, die Werbindlich: 
feiten des Staats zu erfüllen. Er erinnert daran, daß Europa im vorigen 
Jahrhunderte 85 Jahre lang Krieg, nur während 15 Fahren Frieden gehabt 
habe, und daß bei der Ungewißheit, wie lange Sachfen noch ſich der Segnun— 
gen des Friedens zu-erfreuen haben werde, jedes zu weite Hinausfchieben der 
Tilgung, wie es die zweite Kammer verlange, bedenklich erfcbeinen müffe. 

Herr Bürgermeifter Nitrerftädt findet in dem Vorſchlage der Deputation 
Vortheil für alle Theile, für die dermaligen Eontribuenten, denn er gewähre 
ihnen eine Erleichterung, für die Gläubiger, denn fie wuͤnſchten jegt Feine ſchnelle 
Tilgung und dieſe wachfe erſt fpäter bebeutend, für die Fünftige Generation 
endlich, denn fie werde, ‚ohne daß man ihr gröffere Opfer als der Gegenwart 
auflege, die gefammte Schuld fehneller los. Der Staatscredit endli ſey 
auf. feine Weife gefährber, wenn man eine Maasregel beibehalee, die ihn bis— 
her erhalten habe. 

Herr von Polenz erkennt einen weſentlichen Vortheil darinn, daß man die 
Schuld ſchneller rilge, ohne doch gröffere Opfer zu bringen, und 

Se. Königl. Hoheit Prinz Johann finder es wuͤnſchenswerthh, Sachfen 
bafsmöglichft in den glücklichen Zuftand zu verfeßen, wo es gar Feine Schulden 
haben werde. Er erlennt es ferner für zweckmaͤſig, die fünftige Generation 
an die Befolgung des Syſtems zu binden, welches ſich in drangvollen Zeiten 
beräfirt habe, und hofft, daß, je fehneller man tilge, defto leichter zur Zeit der 
Noth neue Anleihen möglih werden würden. 

Hetr Staatsminifter von Lindenau fpricht demnaͤchſt feine Ueberzeugung 
dahin aus, daß es für den Credit Sachſens gleichgültig fer, ob biefer oder 
jener Weg der Tilgung gewaͤhlt werde, wenn man nur pünerli und unver: 
Briichfich erfülle, was man zufage. Seit Friedrich Auguſts Zeit habe ſich das 
ganze Abgabenmefen in Sachſen geändert und vielleicht würde umter ſolchen 
Umftänden auch dieſer Herrfcher von der frühern Marine abzugehen für ange: 
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meſſen erfennen, Nicht blos die Schuld ſchnell zw tilgen ſey Pflicht des 
Staats, ſondern auch die vorhandenen Mittel fuͤr die Geſammtheit ſo nuͤtzlich 
als moͤglich zu verwenden, und was man für Schule, Kirche, Induſtrie und 
dergleichen mehr chue, nutze mehr als übereilte Schuldentilgung, die im Sach⸗ 
fen um fo weniger rathſam ſey, als diefer Staat ohnehin verhaͤltnißmaͤſig eine 
ſehr geringe Schuldenlaft habe, und dieß oder.gar gänzliche Freiheit von Schul- 
den die Anforderungen zur. Zeit eines. Kriegs fehe ſteigern duͤrfte. Gewiß fey 
es demnaͤchſt beffer, wenn eine von Zeit zu. Zeit. eintretende mäfige Erſparniß 
von Landtag zu Landtag die Miro zu nuͤtzlicher Werwendung darbiete, als 
wem plöslih im Jahre 1884, eine fehr große Summe übrig ſey, und daf 
auch die nach dem Beſchluſſe der zweiten Kammer nad) und nach. zu machende 
Erſparniß nicht unbedeutend. ſey, zeige die Borechuung, aus welcher ſich engehe, 
daß im der erſten Finanzperiode 27,000 Thlr. — —, in der jiveiten 
67,500, Thle. — —, in der dritten 108,000 Thle. — — und in der 
vierten 148,500 Thlr. — — weniger als anfangs für das Schuldenweſen 
erfordert wuͤrden. BEE ea j 

Theils im Laufe der Debatte, theils beim Schluſſe derſelben bemuͤhen ſich 
nun noch ber Herr Stellvertreter und der Herr Referent, die dem Worfchlage 
der Deputation gemachten Einwuͤrfe zu widerlegen. Cie bemerfen, wie die 
fändifhe Schrift vom 4. Juni 1830, gedruckt and bekannt geworden fen, wie 
daher die Gläubiger die Belanntmachung von dieſem Jahre unbezweifelt in Ge: 
mäsheit jener Schrift zu erflären, alſo eine Tilgung ‚mir Zinfenzufchlag zu er: 
warten. berechtigt feyen. Die Berzögerung des Befchluffes ſchade nicht, da Die 
Ausloofung erft in der Zahlwwoche der Oftermeffe zu erfolgen brauche, und. ver: 
einige man ſich gar nicht, fo-bleibe es bei der bisherigen Einrichtung, der Til: 
gung von 1 Procent. mit Zuſchlag des Zinserfparniffes, _ Die Gegenwart be: 
dürfe der Erleichterung, Die reelle Erſparniß, welche der Vorſchlag der Depu- 
tarion gewaͤhre, fon Far und man möge fih nur fragen, welches Urtheil wohl 
die Generation von 1884. fällen werde, wem aan Die Saft für fie beſtehen 
haffe, die man ihr ohne alle Opfer jet abnehmen könne Die Bedraͤngniſſe 
der vergangenen Jahrzehnde hätten es bewährt, was Sachſens Credit vermöge, 
und diefes Vermaͤchtniß der Vorfahrenmöge man der Zukunft nicht ſchmaͤlern. 
Eben die jetzt beabfichtigee Erſparniß ſolle wohlthätige Einricheungen- orleich- 
gern, ‚die auſſerdem nicht, mindeftens, jetzt nicht möglich feyen, und «8 fep un— 
richtig, wenn man den Vorſchlag ‚der Deputation fo darfüche, als ob er der 
Zukunft höhere Laſten auffege. Sie ſolle zum Schuldenwefen nicht mehr zahe 
len als die Gegenwart, aber man wolle auch nicht die Gegenwart zum Vor— 
theile der Zukunft überlaften. 
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Nachdem hierauf die Debatte vom Präfivio gefchloffen worden 12 ſtellt 
Letzteres die Frage: 
DBeharrt die Kammer, dem Mathe ihrer Deputation gemäs, bei ihrem 
fruͤhern Befchluffe wegen Seftfielung eines Tilgungsfonds von Einem 
Procene mit Zinfenzufchlag ? 
und wird folches, 
von 28 Stimmen gegen 5, 
mit Ya beantwortet. i 
Mad deffen Erfolg erflärt Herr Staatsminifter von Zefchau: 
Es laſſe ſich nicht überfchen, wie bald die nach dem eben gefaßten 
VBeſchluſſe zwifchen den Kammern fortdauernd beftehende Differenz fich 
ausgleichen werde. Sie fünne indeffen die Regierung nicht hindern, 
die Verbindlichkeit gegen die Staatsgläubiger zu erfüllen, und da ſich 
Erſtere für verpflichtet halte, am bevorftehenden Oftertermine wenig: 
ftens 1 Procent ausloofen zu laffen, fo werde fie unerwartet teiterer 
ftändifcher Beſchluͤſſe hierzu das Mörhige anordnen. Es greife dieß 
übrigens nicht vor, da eine Erfparnif an den Zinfen erft fpäter ein: 
trete, die nachträgliche Verlooſung eines halben Procents aber, wenn 
ſolche befchloffen werden fullte, zu. Michaelis erfolgen fönne. 
Diefe Aeuſſerung findet feine Erwiderung und ift nunmehr diefer Gegen: 
fand mittelſt Protocollertracts an die zweite Kammer zu befördern. 
So gelangt man nunmehr zu 


171. 

Bericht der vierten Deputation über Herrn Boͤhme's auf Tanneberg Beſchwerde. 
dem Berichte der vierten Deputation, über die Beſchwerde des Rittergutsbe— 
figets Herrn Boͤhme auf Tanneberg, welche, nachdem feinen materiellen Gra— 
vaninibus von der. Regierung bereits abgeholfen worden, nur noch auf die un: 
ſchickliche Form eines an ihm gerichteten Erlaffes des Hauptzollamts Annaberg 
gerichtet ift. Das Gutachten der Deputation, welches Herr Kammerherr von 
Metzſch als Meferent vorträgt, geht dahin, zu beantragen, daß die Staatsre— 
gierung die betreffende Behörde zur Beobachtung des nöthigen Auffern Anftan: 
des auch bei ihren amtlichen Verfügungen anweifen und den Beſchwerdefuͤhrer 
von dem Erfolge in Kenntniß fegen laffen möge. 

Da Herr Staatsminifter von Zeſchau erflärt, wie die Regierung von die: 
fer Beſchwerde Feine Kenntniß erlangt habe, alſo auch eine Auskunft darüber 
nicht zu geben vermöge, da bei deren Berathung weder ein Königlicher Eom: 
miffar zugezogen noch der Bericht ala worden fen, o — eine kurze 


Zweite Abtheilung. 1. 95. 
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Debatte darüber, ob, wie es nach $. 111. der Landtagsordnung feheint, die 
Zuziehung eines Königlihen Commiffars von dem Ermeffen der Deputationen 
abhängt, oder ob die im zweiten Theile $. 125. der Verfaffungsurfunde zu 
findende Beſtimmung die Deputationen unbedingt verpflichtet, vor Erſtattung 
eines Berichts jedesmal die Abordnung eines Kegierungscommiffars zu erbitten. 
Gegen diefe legtere Meinung wird indeffen wiederum der erfte Theil des $: 125. 
der Verfaffungsurfunde angeführt, der die Sache facultativ zu ftellen fcheint, 
wie denn auch bisher namentlich bei-der dritten und vierten Deputation nicht 
ftets Commiffarien zugezogen worden find. 

Zu einer Abftimmung darüber, welche Anſicht die Kammer über die Prin: 
eipfrage nimmt, kommt es nun zwar nicht, da aber aus den der Deputation 
vorgelegenen Schriften nicht Flar ift, ob auch die Befchwerde wegen der un: 
ſchicklichen Form des erwähnten Erlaffes dem Minifterio bereits vorgelegen hat, 
fo ſchlagt 

Se. Koͤnigliche Hoheit Prinz Johann vor: 

Jetzt in der Sache keinen Beſchluß zu faſſen, ſondern ſie der Depu— 
tation zuruͤckzugeben, um ſich zuvoͤrderſt mit einem Königlichen Com: 
miffar zu vernehmen, von demfelben namentlich über den fo eben er: 
wähnten formellen Punct Auskunft zu erlangen und ſodann anderwei: 
ten Bericht zu erftatten oder fonft das Noͤthige zu veranftalten. 

Dieg wird, 

mit 28 Stimmen gegen 4, 
angenommen, und trägt ſodann ebenfalls Herr Kammerherr von Metzſch 


172. 
Bericht der vierten Deputation wegen mehrerer Geſuche nm 
Unterftüsung zum Auswandern. 
den Bericht der vierten Deputation über drei verfchiedene von Bewohnern von 
Dresden und Mabenau angebrachte Gefuche um Unterftügung zum Auswandern 
nad Amerifa vor. 
Das Gutachten der Deputation geht dahin 
daß den Geſuchen zwar nicht ſtattgegeben werden koͤnne, die Regie 
rung jedoch erfuche werben möge, den Bittſtellern von den in Folg: 
der frühern fländifhen Anträge erlangten Reſultaten über die fuͤr Aus: 
wanderer am meiften geeignet fcheinenden. Gegenden Amerifa’s und 
fonft die noͤthige Eröffnung zu machen. 
Dieß finder 
einftimmige 
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Genehmigung und ift nunmehr diefe Sache mittelft Protocolleptracts an bie 
jweite Kammer zu befördern. 


Endlich geht man nun noch 
| 173. 
Bericht der vierten Deputation über die Beſchwerde des penfionirten 
Auditenrs Herrn Grohmann. 

zu dem von Herrn DBürgermeifter Gottſchald vorgetragenen Berichte der vierten 
Deputation über die Beſchwerde des penfionirten Auditeurs Herrn Grohmann 
fort, welche die Verweigerung des Imprimatur für einen von ihm in den 
Dresdner Anzeiger gegebenen Auffas, fo wie die Verweigerung des Prädicats 
„Here in einem Beſcheide der Kanzlei des Befammtminifterii betrifft. 

Der erfte Gegenftand, welcher in zwei Puncte zerfällt, hat in Folge ber 
Verhandlungen der zweiten Kammer feine Erledigung gefunden, und die De- 
putation fehlägt vor: 

die Grohmannfche Beſchwerde, ſoweit fie den erften und zweiten Punct 
betrifft, als erledige zu betrachten und dem Befchwerbeführer auf feine 
Ruͤge hinſichtlich der unterlaffenen Beilegung des Prädicars „Herr“ zu 
eröffnen, daß ſolche weder an fih, noch, in fofern fie als Beſchwerde 
zu betrachten wäre, wegen Michebeobachtung der Vorſchriften $. 111. 
der Verfaffungsurfunde und $. 118. ber Landtagsordnung zu berüd: 
ſichtigen ſey. 

Auch dieß erhaͤlt die 

einhellige 
Zuſtimmung der Kammer, und muß hiermit wegen Ablaufs der Zeit die Sitzung 
abgebrochen werden, zur Tagesordnung fuͤr naͤchſte, den 4. Maͤrz zu haltende, 
Zuſammenkunft aber wird 

1.) der Bericht der erſten Deputation, die Eiſenbahnen betreffend, und 

2.) der morgen im Druck zu vertheilende Bericht eben dieſer Deputation 
wegen des Gefer : Entwurfs in Betreff der Actienvereine beftimmt. 


Bemerkt von 
D. Deutrich, Vice» Präfident. Ernft —— Dat 
Bernhard Freiherr von Beuſt. Ser. d. I 
Albert von Carlowitz. 
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51. 
Den 4. März 1837. 


Gegenwärtig find: 
Se. Excellenz Herr Staatsminifter Moflig und Yändendorf und 
Se. Excellenz Herr Staatsminifter von Könnerig, zum Theil auch 
-&e. Excellenz Herr Staatsminifter von Zeſchau, 
Se. Excellenʒ Here Geheimer Rath von Wietersheim, 
Herr Gehelmer Reglerungsrath D. Merbach. 


Die Verfammlung befteht aus 31 Mitgliedern der erften Kammer. 

Da Here Präfident von Gersdorf unmwohl geworben, fo eröffnet Herr 
Stellvertreter D. Deutrich die Sitzung und geht, nachdem das Protocol der 
legten Sitzung verlefen, genehmigt und vollzogen worden ift, zum 


173. 
Vortrag aus der Regiſtrande. 
DBortrage aus der Megiftrande über. Auf derfelben befindet ſich zuvoͤrderſt 


Mr. 157. der Bericht der erſten Deputation über das Gefe wegen 
der Actienvereine, der bereits gebruct und auf die heutige Tagesordnung ge: 
bracht worden if. Es wird demnaͤchſt 

Mr. 158. ein Protocollertract der zweiten Kammer vom 23. Februar 
über einen in geheimer Sigung zu verhandelnden Gegenftand an die zweite, 

Mr. 159. eine Petition Herrn Roberts von Heldreih gegen die Eman— 
cipation der Yuden an die erfte Deputation verwieſen und fol 

Mr. 160. ein Bericht der dritten Deputation, die Petition wegen Vorle— 
gung einer Kreistagsorbnung betreffend, zum Druck und feiner Zeit zur Tages: 
ordnung gebracht werden. Dagegen verweifet die Kammer, 

Mr. 161. einen Protocolestract der zweiten KRammer,. das Gefe wegen 
des Verfahrens beim Staatsgerichtehofe betreffend, an die erfte Deputation 
und follen 

Mr. 162. und 163. zwei Berichte der dritten Deputation, deren erſter 
die dem Henoticon angedructe Petition des Herrn Profeffors Krug beerifft, 
während der andere über die Petition des Herrn Generals von Miltig wegen 
Herftellung der Inſpectionen der Sandeofchulen erſtattet worden ift, gedruct 
werden und baldthunlichſt auf die Tagesordnung gelangen. 

l 
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Endlich ergiebe fi noch aus einem unter 

Mr. 164. eingetragenen Protocolleptracte der zweiten Kammer vom 
2. März, daß die in 'der, erften Kammer entworfene und bereits genehmigte 
Schrift wegen der beim Staatsgute vorgefommenen WVeräufferungen und Ver: 
änderungen auch jenfeitige Genehmigung gefunden hat. Sie fol nunmehr ab: 
gehen. 

174. 
Metition wegen Borlegung eines Gefeges Über die Wahl der Vertreter des 
Fabrit: und Handelsſtandes. 

Herr Fuͤrſt Reuß traͤgt hierauf vor, wie der Abgeordnete Herr Atenſtaͤdt 
eine Petition wegen Vorlegung eines Geſetzes uͤber die Wahl der Vertreter 
des Fabrik- und Handeleftandes bei der zweiten Kammer eingereicht habe, der 
man dafelbft auch beigetreten fey. Die Sache fey hierauf an die erfte Kam- 
mer gelangt, von diefer an ihre dritte Deputation verwiefen und ihm felbft zum 
Meferate zugerheilt worden. Nachdem er nun den Bericht darüber. bereits ge: 
fertigt habe, fen ihm glaubwürdig befannt geworben, daß die Regierung das 
zu erbittende Geſetz ohnehin in fehr kurzer Frift vorlegen werde, und werde es, 
falls dieg Seiten der anwefenden Herren Staatsminifter beftätigt werden follte, 
einer Verichtserflattung der dritten Deputation wohl kaum bebürfen. 


Da nun hierauf Herr Staatsminifter Noftig erflärt, wie der Entwurf des 
ebenerwähnten Geſetzes bereits fertig fey und des eheſten an die Ständever: 
ſammlung gebracht werben folle, fo ift die Kammer 

einftimmig 
der Anficht, daß der Bericheserftattung über die Krenftädifihe Petition vor der 
Hand noch Anftand zu geben fey, und ift hiervon die zweite Kammer durd) 
Abgabe des Protocollertracts zu Rn damit ihr bie Urſache des 
Verzugs nicht unbefannt bleibe, 
j 175. 
Entfhuldigungen- 

Wegen Unmwohlfeyns find auffer dem Herrn Präfidenten heute noch Se. 
Königliche Hoheit Prinz Johann, Herr Kammerherr Pflugf, Herr Graf von 
Bitzthum, Herr General von Miltig und Herr Kreispauptmann von Einfiedel 
zu erfcheinen verhindert. 

Die 


Tagesordnung, 
zu welcher Herr D. Deutrid nunmehr übergeht, enthält zuerft 
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176. . 
Geſetz⸗ Entwurf. wegen Ausbehnung des Erpropriationsgefeges auf fünf neue 
Eifentahnen. 

den Bericht der erften Deputation über den Geſetz- Entwurf wegen Abtretung 
des zur Erbauung von fünf nahmhaft gemachten. Eifenbahnen erforderlichen 
Grundeigenthums, und es wird, nachdem der Referent Herr Negierungsrath 
von Carlowit das Königliche Decret vom 21. November und den allgemeinen 
Theil des Berichts vorgetragen hat, von 

Herrn D. Erufius bemerft: Das vorliegende Gefeß ſey um fo danfba- 
rer zu erkennen, da ohne ſolches die Anlegung der beabfichtigten, zum Theil 
fehr wichtigen, Eifenbahnen unmöglich werden würde. Habe fih auch die Ab: 
neigung der Grundbefiger gegen die Eifenbahnen durch die gewonnene Meber; 
zeugung gemildert, daß DVerbindungsmittel diefer Art den Werth des in der 
Mähe gelegenen Grundbefiges bedeutend erhöheten, fo koͤnne doch, nach der Na: 
tur der Sache, der Widerwille eines Einzelnen die ganze Sache unausführbar 
machen, und wenn es bis jegt gelungen fey, die Abtretung‘ des erforderlichen 
Grundes und Bodens befonders neuerlich häufig ohne commiffarifhe Vermit— 
telung bei der Leipzig- Dresdner Eifenbahn zu erlangen, fo würde dieß doch wohl 
. nicht möglicy gewefen feyn, wenn nicht ein Erpropriationsgefeg im Hintergrunde 
gelegen hätte. Herr D. Erufius empfichle daher das Geſetz der Kammer zur 
Annahme, und nimmt Gelegenheit, der Regierung feinen Danf für den Schug 
und die Beförderung auszudruͤcken, welche fie der Anlegung der Dresden: $cip: 
ziger Bahn bisher habe angedeihen laffen, die erft durch mehrere der in dem 
vorliegenden Gefet : Entwurfe genannten Bahnen ihre Verbindung mit dem 
Auslande, und fomit ihre wahre Bedeutung erhalte. 


Da zur allgemeinen Discuffion weiter Niemand das Wort begehrt, fo 
geht der Herr Meferene zu 


$. 1. über, und die Kammer flimmt über die Ausdehnung des Erpro: 
priationsgefeßes auf Die einzelnen im Geſetz Entwurfe genannten Tracte einzeln 
ab. Dabei finder das beifällige Gutachten der Deputation über die Bahnen 

1. von Zwickau und Chemnig nach Niefa, 

II. von Leipzig über Altenburg, Crimmitzſchau, Werdau und Plauen na 
Hof, 

IH. von Dresden über Budiffin durch die Oberlaufis nach der ſchleſiſchen 
und böhmifhen Grenze und 
IV. von Riefa nad Nieska an der preuffifchen Grenze, 

ohne Discuffion einftimmige 
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Genehmigung, in welche auch der Beſchluß der zweiten Kammer, die unter 
II. genannte Bahn zugleih mit nach der böhmifben Grenze hin zu erſtrecken, 
dem Vorſchlage der Deputation gemaͤs, mit eingeſchloſſen iſt. 

Eine längere Discuſſion erregt dagegen 

V. die Bahn von Oberau nah Meiffen, für welche fib die Majorirät 
der Deputation beifällig erklärt, wogegen der Here Referent abfälig fih aus: 
gefprochen hat. 

Dem Separatvoto des Herrn Deferenten treten Here Secretär von Zedt 
wis und Herr D. Großmann bei. Sie finden, daß das zur Berathung vor: 
liegende Gefer ein Ausmahmegefeß fey, welches nur wegen wichtiger Staats: 
zwecke erfheilt werden koͤnne. Nicht ein folcher aber, fordern nur ein locales 
Intereſſe, das der Stade Meiffen, liege hier vor, und Gründe des Mitleide 
fönnten einen Zwang zur Abtretung von Eigenthum nach $. 31. der Verfaſ— 
fungsurfunde nicht rechtfertigen. Gerade hier ſey es vor allen Dingen noth- 
wendig, nad) feften Grundfägen zu handeln. Warum übrigens Meiffen ver: 
armen folle, wenn feine Eifenbahn dahin führe, ſey nicht abzufehen, und fen 
der Handel von Meiffen fo wichtig, als man ihn fehildere, fey der Verluſt 
dur Anlegung der Eifenbahn auf dem rechten Elbufer fo groß, fo werde es 
der Stadt Meiffen auch ohne Erpropriationsgefeg gelingen, die Anlegung der 
Bahn nad Oberau zu auf dem Wege gürlicher Vereinigung mit den betref: 
fenden Grundbeſitzern zu ermöglichen. 

Für.die Anſicht der Majorirät ver Deputation, und fomit für das Geſetz, 
ſprechen dagegen Herr D. Cruſius, die Herren Buͤrgermeiſter Wehner und Mit: 
terftäde und Unterzeichneter. Sie bemühen ſich zu zeigen, daß die beabfichtigte 
Bahn nah Meiffen nicht blos für diefe Stade fondern auch für. einen‘gros 
fen Theil des meißnifhen und erzgebirgifchen Kreifes von großer Wichtigkeit 
feg, und daß fie namentlich den fruchtbaren Gegenden von Lommatſch und 
Mügeln den vortheilhaften Abſatz ihrer Erzeugniffe ermöglichen werde. So 
wie Dresden und $eipzig Hauprdepots für Sachſen feyen, werde dieß Meiffen 
für die ebengenannte Gegend werden oder vielmehr bleiben, und hier beftche 
alfo verfelbe Grund wie dort. Wenn nun ſonach nicht ein bloß locales inter. 
effe vorliege, fondern das eines ganzen nicht unbedeutenden Theils von Sad: 
fen, fo werde hierdurch die Erpropriation nad) $. 31. der Verfaffungsurfunde 
völig gerechtfertigt, da man doch nicht blos das einen Staatszweck nennen 
fönne, was alle Theile, alle Bewohner Sachſens angehe, ein Fall der wohl, 
felbft bei Feiner von den Eifenbahnen eintrete, auf welche man die Erpropriation 
bereits unbedenflih ausgedehnt habe, ben fo wenig fünne man ja Beben» 
fen tragen, die Anlegung einer Chauffee von Meiffen nach Oberau zu gench» 
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migen, welche wieleiche nicht weniger Privatgrund und Boden in Anfpruch 
nehme, und daf hier der Staat, dort ein Privatverein der Bauherr fey, än- 
dere in der Sache nichts. Die $eipig: Dresdner Eifenbahn-Eompagnie fomme 
demnächft, wenn fie die Bahn nach Meiffen erftrecke, nur einem Wunſche der 
Megierung entgegen und die Hoffnung, auch ohne⸗Geſetz durch gürlihe Ver: 
einigung die Sache zu ermöglichen, fey eine fehr ungewiffe, ba ein Einziger, 
der die Abtretung verweigere, die ganze Sache zu hindern in feiner Hand habe. 
Bor Eonfequenzen möge man fich übrigens nicht fürchten, da ja jeder einzelne 
Fall der Ausdehnung des Eprpropriationsgefeges, fo wie jet auch künftig der 
Beſchlußfaſſung der Regierung und Stände unterliege, 

In aͤhnlichem Sinne ſpricht ſich Herr Geh. Regierungsrath D. Merbach 
aus, indem er beſonders heraushebt, daß, wenn ſich auch nicht mit Beftimmt: 
heit vorausfagen laffe, welche Wichtigkeit die Meißner Bahn für die ruͤckwaͤrts 
liegenden Gegenden haben werde, diefe doch murhmaaslich fo groß fenn werde, 
daf der Staat mit Recht cin weſentliches, dem $. 31. der Verfaffungsurfunde 
entfprechendes jntereffe daran zu nehmen habe. _ 

Veranlaßt durch eine Aeufferung des Herrn D. Erufius bemerft Herr von 
Pofern, wie er der Behauptung, daß durch Anlegung von Eifenbahnen auc) 
der ländlihe Grundbefig ‚gewinnen werde, nach den befondern Verhaͤltniſſen 
Sachſens nicht beitreten koͤnne. Sachfen fen von fruchebarern Ländern umge: 
ben, in welchen die Getreidepreife niedriger flünden, und niedriger ſtehen koͤnn⸗ 
ten, weil dafelbft die Vearbeitung des Bodens leichter und minder koſtſpielig 
fe. Erleichterte Zufuhr fönne daher die Gerreidepreife in Sachſen nur noch 
mehr herabdrüden. Er erſtreckt dieß, auf einen ihm von Herrn D. Erufius 
gemachten Einwurf, auch auf die Erzeugniffe der Viehzucht, und cs nimmt, 
nachdem er bemerkt hat, wie er deffenungeachtet die Anlegung von Eiſenbah— 
nen im Allgemeinen zu hindern keinesweges beabfichtige, zum Schluffe noch der 

Herr Referent das Wort, welcher bemerft: Schon aus der heutigen Dis: 
cuffion gehe es hervor, daß es mindeftens fehr zweifelhaft fen, ob ein Staats: 
intereffe oder blos ein lofales vorliege, und in dieſem Zweifel könne und dürfe 
man fi nur für den durch $. 31. der Berfaffungsurfunde zugefiherten Schug 
des Eigenthums entfbeiven. Das Unglück Meiſſens fey Fein narionales, und 
beziehe man ſich auf die Umgegend diefer Stadt, fo werde es feinen gedenfba: 
ven Weg in Sachſen geben, für deffen Unmandelung in eine Eifenbahn ſich 
nicht Achnliches anführen laffen würde. Sey die Strecke kurz, der Weg, 
den die Bahn zu nehmen haben würde, durd minder werchvolle Grundftäcen 
zu führen, fo werde die Vereinigung mit ven Befigern Diefer legtern deſto leich⸗ 
ter fen, umd trete auch ein Einziger hindernd ensgegen, fo gebrauche er nur 
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das Recht, welches ihm die Verfaſſung gebe. Der Hauptgrund feines Wi⸗ 
derfpruchs endlich ſey die Beſorgniß vor Confequenzen, da bei den bedeutenden 
Bahnen, die man heute bereits mittelbar genehmigt .habe, es nicht an Plänen 
und Winfchen zu Seitenbahnen fehlen könne, für die ſich ganz daffelbe werde 
anführen laffen, wie für die Bahn nach Meiffen. 

Als es hierauf zur Abſtimmung kommt, wird das Separatvotum des Herrn 
von Carlowitz, 

- mit 16 Stimmen gegen 14, 
angenommen, die Ausdehnung des Erpropriationsgefees auf die nah Meiffen 
beabfihrigte Bahn alfo abgelehnt, und fodann, unter der hierdurd und bei der 
oberlaufiger Bahn befihtoffenen Abänderung, ber $. 1. 

unanim 
genehmigt. 

Der 

.$. 2., in welchem nunmehr flatt „unter 1. bis 5.” zu ſetzen ſeyn wird: 
„unter 4. bis 4. findes mit diefer Abänderung ebenfalls 

einftinnmige 
Annahme, und giebt die Kammer dem Gutachten ihter Deputation, nach wel: 
chem die Ausdehnung der betreffenden Bahnen auf die Linie zwifchen Zwickau 
und Werdau nicht anbefohlen, fondern nur nachgelaffen, auch das Erpropria- 
tionsgeſetz eventuell auf diefen Tract erſtreckt werden foll, 

einhellige 
Juftimmung. 

Nachdem der Herr Meferent noch bemerkt hat, daß der im — 
berichte als noch offen ſtehend erwaͤhnte, in der zweiten Kammer von dem Ab: 
geordneten Herrn aus dem Windel gemachte Antrag wegen mehrern Schutzes 
der Grundeigenthümer bei der Eppropriation, nad Inhalt der inzwifchen er⸗ 
fhienenen Landtagemittheilungen, durch abfällige Abftimmung feine Erledigung 
gefunden habe, erwähnt 

Herr Kammerhere von Metzſch, wie ihm mehrfache Klagen darüber zu 
Ohren gekommen feyen, daß die Geometer bei Ermittelung der $eipzig = Hofer 
Bahn im Voigtlande Privargrundftücen ohne Vorwiſſen der Eigenthuͤmer be: 
treten und fogar Bäume eigenmächtig gefälr hatten, und es beftätigen nament⸗ 
lich das Letztere Here Meinhold und Herr Kammerherr Freiherr von Beuſt. 
Man beruhigt fid) indeffen, da Herr Staatsminifter Moftig verſichert, daß die 
Sachverftändigen im Allgemeinen angewiefen ſeyen, mit Vorwiſſen der Grund» 
befiger zu handeln, daß noch feine Klage über Eigenmächtigkeiten der angege: 
benen Art an das Minifterium gelangt fey, und daß man, wenn eine Der: 

Zweite Abtheilung. 1. Bd. 75 
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wendung an die Behörde und zunädhft an ben Amtshauptmann erfolge, un: 
weigerliche Nemedur zu erwarten habe, 

Herr Superintendent D. Großmann gedenkt demnächft noch, daß in dem 
gegenwärtig der Baierſchen Ständeverfammlung vorgelegten Eppropriationege: 
fee fi eine Beſtimmung finde, nach welcher die Eiſenbahn. Compagnien nicht 
blos die ihnen nochwendige Parcelle, ſondern das ganze von: der Bahn durd): 
ſchnittene Grundftük zu erfaufen hätten, wenn durch dag für die Bahn hin: 
wegzunehmende Stuͤck die Bearbeitung des verbleibenden Theile zu fehr erſchwert 
werde. Er mwünfche nicht, daß Sachſen minder gerecht fey als Baiern und 
fhlage deshalb vor, die Megierung in der Schrift zu erfuchen : 

daf fie erwägen möge, ob nicht eine ähnliche Veſtimmung I in die dief: 
feitige Ausführungsverordnung aufjunehmen fey. 


Nachdem der Antrag zahlreih unterftügt worben iſt, wird dagegen rheils 
von mehrern Kammermitgliedern, theils von Herrn Geh. Megierungsrath D. 
Merbach eingehalten: Der Antrag gehe über die eigentliche Entſchaͤdigung hin: 
aus, und fönne am Ende fo weit ausgedehnt werden, daß man den Eifenbahn. 
Eompagnien zumuthe, ganze Nittergüter zu kaufen. Der $. 7. der Verord— 
nung vom 3. Juli 1835. enthalte Alles, was fih zum Schutze der Grund: 
befiger wegen Ermittelung einer volftändigen Entſchaͤdigung wuͤnſchen laffe, 
und es handele fich jest nicht um Ertheilung einer neuen Verordnung, fondern 
nur um deren und des Eprpropriationsgefeges Ausdehnung auf die genannten 
neuen Tracte. Here D. Erufius infonderheit entwickelt, wie jenes Gefeg und 
die zugehörige Verordnung bisher angewendet worden find, und es finder fich 
hierdurh Herr D. Großmann fo weit beruhigt, daß er feinen Antrag zurück: 
nimmt. 

So ift nun nur noch die Hauptabftimmung übrig. Sie erfolgt nach Ab- 
tritt der Herren Minifter und Regierungscommiffarien mittelft Namensaufruf, 
und wird dabei der vorgelegte Geſetz. Entwurf nımmehr auch im Ganzen, 

von 28 Stimmen gegen 1, 
angenommen, 


Diefes Protocol ift an die zweite Kammer abzugeben. 
Fortſchreitend in der Tagesordnung, gelangt man zu 
177. 
Brrathung über den Gefeps Entwurf wegen ber Actienvereine. 


dem Berichte der erften Deputation über den Gefeg: Entwurf wegen der Actien: 
vereine, welchen Herr Domherr D. Günther als Referent vorträgt. 
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Nach Mittheilung bes betreffenden Königlichen Decrets und des allgemeis 
nen Theil der Motiven, fo wie des Deputationsberichts, eröffnet Herr Stell: 
vertreter D. Deutrich die generelle Debatte, bei welcher fich zuerft 

Herr -Geheimer Rath von Wietersheim in der Hauptfache dahin ausfpricht : 
Als im Jahre 1833. eine kleine Anzahl von Perfonen zu: einer Actienunter: 
nehmung jufammengerreten fen, hätten fie bei bewährten Rechtskundigen Bes 
Ichrung darüber gefucht, ob ihnen aus jenem Unternehmen eine ſolidariſche Vers 
bindlichfeir erwachſe und es. fey dieß von jenen Männern bejahet worden. Dieß 
habe die Veranlaffung gegeben, Statuten zu entwerfen, welde vie folidarifche 
Berbindlichfeit ausſchloͤſen und es fey die Megierung um deren Beſtaͤtigung 
angegangen worden. Hierdurch aber habe ſich die Megierung bewogen gefun: 
den, näher zu prüfen, welche Rechtsnormen denn eigentlich bei Acrienunternehs 
mungen in Anwendung zu bringen ſeyen, und je mehr fie fi überzeugen muͤſ— 
fen, daß hier die analoge Anwendung des römifchen Rechts nicht genuͤge, welche 
leicht jede Actienunternehmung hindern koͤnne, um fo mehr habe fie die Noth— 
wendigfeit einer Feſtſetzung über die folidarifche Verbindlichkeit der Theilhaber 
einer Actienunternehmung erfanne. Das vorliegende Geſetz fen auch ſchon wäh. 
rend. der Dauer der vorigen Ständeverfammlung fertig gewefen, habe aber 
wegen der Kürze der Zeit, nicht-vorgelegt werden koͤnnen. Sonach fen nur ein 
Eafualgefeg in Frage und feinesweges die Abficht der Regierung, eine Mate: 
rie des Civil: oder Handelsrechts ſyſtematiſch zu ordnen, weshalb denn auch der 
von der Deputation gemachte Anſpruch auf Vollſtaͤndigkeit nicht begründet fen. 
Die Deputationen beider Kammern härten diefen Mangel an’ Vollſtaͤndigkeit 
gerügt, «8 fenen jedoch zwei entgegengeſetzte Wege beantragt worden, um ihm 
abzuhelfen, denn während die der zweiten Kammer für alle Actienvereine die 
Beftätigung verlange, begehre man bieffeits neue Beſtimmungen über die nicht 
beftärigten Vereine, und es fen Diefer letztere Antrag, in fofern er erft noch die 
Sache zur Erwägung der Regierung ftelle, an ſich unbevenffih. Dagegen 
fey indeffen einzuhalten, einmal daß der Gegenftand jetzt doch nicht ſyſtematiſch 
erſchoͤpft werden koͤnne, und daß die Beſtimmungen des Geſetz-Entwurfs an 
fi) zweckmaͤſig und für die vorliegende Abſicht genügend ſeyen. Was die erſte 
diefer Behauptungen anlange, fo fey es fehwer, und in dem Augenblicke, wo 
man der Erlaffung eines umfaffenden Civilgefegbuchs entgegen gehe, bedenflich, 
einen einzelnen Gegenftand in feinem ganzen Umfange foftematifch behandeln zu 
wollen. Es ftünden aufferdem aber auch politiſche, ciwiliftifche und commer: 
ciefle Bedenken entgegen. Spreche man nämlich die Zuläffigfeit nicht beſtaͤtig⸗ 
ter Actienvereine im Allgemeinen aus, fo werde jede gemeinfchädliche Verbin: 
dung ihre Vereinigung nur in die Form von Actien zu kleiden brauchen, um 
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ihe Beſtehen zu fichern und. bie Macht der Megierung zu laͤhmen. Der vor: 


liegende Gegenftand. ftche demnächft in ber engſten Verbindung mit den Grund⸗ 


fägen über die Eontracte überhaupt, fo wie über mehrere andere wichtige Puncte 


des Civilrechts, man müffe alfo diefen vorgreifen und beforgen, mit den Grund: 


-fägen des fünftigen Civilgefegbuchs in Widerfpruch zu kommen. Was end: 


lich die commercielen Bedenken anlange, fo werde ein fünftiges Handelsgefers | 
buch nicht blos rechtliche, fondern auch eine Menge von polizeilichen Beſtim⸗ 
mungen enthalten müffen, bie ſich ebenfalls nicht im Voraus überfehen ließen, 


und die, wie fehr fie auch auf Actienvereine einwirken durften, doch nicht in 
ein Eafualgefetz gehörten. — Wenn er ferner behauptet habe, daß das vor: 
liegende Geſetz genüge, fo möge man ſich durch das Schreckbild der folidari- 
ſchen Verbindlichkeit für nicht beftärigte Vereine nicht taͤuſchen laffen. Es 
werbe hierdurch nichts Neues beſtimmt, nichts, was nicht ſchon das römische 
Recht fefiftelle, und auch das franzöfifhe Handelsgefegbuch verlange für ano: 
nime Geſellſchaften die Beftätigung der Regierung, die; fo viel er wiſſe, auch 
in England nothwendig ſey. Der Gefegs Entwurf helfe nun dem bisherigen 
Zuftande der Ungewißheit ab, und wenn er auf nicht beftätigte Gefellfchaften 
die Grundfäse des Gefellfhaftsvertrags anwendbar mache, fo ſchade das nicht. 
+ Diefe Verbindungen fernen nämlich von doppelte Art, die gröffern derfelben, 
namentlich die auf gewerbliche Unternehmungen gerichteten, fönnten ohne die jura 
universitatis nicht beftehen, fie müßten daher die Beftätigung nachſuchen und 
das Geſetz lege ihnen dadurch irgend eine neue Laſt nicht auf, die Fleinern da- 
gegen, namentlih Verbindungen für Zwecke ver Gefelligkeit, Wiſſenſchaft, 
Kunft, Wohtthärigkeit, würden in der Anwendung, der Grundfäge des Gefell: 
ſchaftsvertrags auf fi) Fein Bedenfen finden, da es Niemandem einfallen wer- 
be, hier fi an den Einzelnen halten zu wollen. Müffe man nun annehmen, 
dag nicht beftärigte Vereine ſchon dadurch gewönnen, daß nunmehr wenigſtens 
ausgefprochen werde, welche Rechtsnormen auf fie Anwendung litten, fo werde 
auf der andern Seite auch das Geſetz ihren Eredit erhöhen, der durch bie fo 
lidarifhe Verbindlichkeit weſentlich gefteigert werde. : „ 

Herr Bürgermeifter Hübler, welcher hierauf. das Wort erbitter, erfennt es 
für nothwendig, die Actienvsreine in der freien Bewegung fo wenig als irgend 
möglich zu hindern, und fie nur fo weir zu befchränfen, als dieß der Schug 
der Rechte der Actionärs unter fi) und dritter Perfonen erheiſche. Er er: 
Fennt es mit Dank, daß die Regierung diefen Gefichespunct in der Hauptfache 
feftgehalten habe und nur bemüht gewefen ſey, eine unverfennbare Luͤcke der 
- Gefeggebung auszufülen. Wenn dagegen auch er die Anwendung der Grund» 
fäge vom Gefelfhpaftsvertrage auf Actienunternehmungen nicht anwendbar fin» 
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den könne, fo trete er dem Antrage der Deputation bei, aus dem vorliegenden 
Geſetze alle Beziehungen auf nicht beftätigte Vereine zu entfernen, und es werde 
dadurch fein Machrheil eniftchen, da nunmehr gewiß jever Verein eilen werbe, 
die Beftärigung der Megierung nachzufuchen. 

Sey auch, bemerkt demnächft der Meferent, Herr D. Günther, wie Sci 
ten der Megierung angenommen werde, nur ein Caſualgeſetz in. Frage, fo fey 
es doch unerläßlich nothwendig, gerade die Beſtimmungen wegen nicht beftätige 
tee Vereine in das Klare zu fegen, was der zweite Theil des $. 4. felbft an⸗ 
erkenne. Weber die für beftätigte Vereine geltenden Rechtsnormen ſey man 
auch bisher nicht in Zweifel gewefen, ja es enthalte das vorliegende Geſetz, mit 
Ausnahme des $. 3. wegen derfelben etwas Meues nicht, aber eben wegen. ber 
nicht beftätigten walte die Ungewißheit ob, und gerade hauptſaͤchlich wegen dies 
fer fey das Geſetz nothwendig. Die Richtigkeit der angeführten politifchen 
Bedenken vermöge er nicht anzuerkennen, denn hier fen nur von der Form der 
Vereine die Dede, die Veurtheilung ihres Zwecks, das Verbieten ſchaͤdlicher 
Vereine, bleibe der Megierung unverändert anheim geftell. Das civiliftifche 
Bedenken, daß man allgemeinen, erft durch das Eivilgefegbuch zu beſtimmen⸗ 
den, Rechtsgrundſaͤtzen vorgreife, fey nicht unbegründet, allein das würde nur 
gegen das ganze Gefei gelten und die Erftrefung deffelben auf micht beftätigte 
Vereine erhöhe den Uebelſtand nicht. Beziehe man fi) auf das Beifpiel an- 
derer Staaten, fo müffe er dem im fo weit twiderfprechen, als allenthalben, 
namentlich auch in Frankreich, unbeftätigte Vereine aller Art, felbft gewerbliche, 
beftünden, und in Oeſterreich die unbeftätigten fogar jura universitatis genöfs 
fen. Daß alle gröffern Vereine die Beftätigung nachfuchen würden, laffe ſich 
eben fo wenig behaupten, als daß Niemand von der den einzelnen Geſellſchafts- 
mitgliedern nad) der Anjıcht ver Regierung aufliegenden ſolidariſchen Verbind⸗ 
lichkeit Gebrauch machen werde. Letzterm widerſpreche fogar die bisherige Er— 
fahrung, obwohl die angebliche ſolidariſche Verbindlichkeit von den Urtelsver— 
faſſern nicht anerkannt worden ſey. Unbegruͤndet ſey es ferner, wenn behaup⸗ 
tet werden wolle, die Lage der unbeſtaͤtigten Vereine werde durch das Geſetz 
und bie dadurch herbeigefuͤhrte Gewißheit des Rechts beſſer. Sie werde ſchlech— 
ter, denn während bisher eine ſolidariſche Verbindlichkeit nicht anerkannt wor: 
den fen, ſolle fie jetzt gefeglich ausgefprochen werden. Alle Vereine würden fih 
num beftätigen laffen müffen, und das paffe für viele nicht, ja es lieffen ſich 
Fälle denken, wo die Negierung Vereine nicht wohl beftätigen fönne, und es 
doch höchft bedenklich fen, ihre Exiſtenz zu ftören. Auf den Einwand enplicy, 
daß es dem Credite ſchade, den Wegfall der folidarifhen Verbindlichkeit gefeg: 
lich auszufprechen, habe die Deputation im Berichte felbft geantwortet und fie 
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koͤnne nach diefem Allen ihre Anſicht nicht für widerlegt halten, müffe vielmehr 
bei derfelben beharren. 

Herr von Carlowig Auffert hierauf noch: Daß Regierung und Deputa: 
tion über die auf nicht bejlätigte Dereine anwendbar zu machenden Grundfäge 
verfchiedener Anſicht feyen, liege Har vor. Dieß zeige, daß eine Ungewißheit 
vorwalte, und diefe bedürfe jedenfalls der Befeitigung. Sie aber durch Wer: 
weifung auf die Grundfäge vom Gefellfchaftsvertrage zur Erledigung zu brins 
gen, erfcheine ganz unzuläffig, da der Gocietätscontract ein fogenannter con- 
tractus sanctus fen, bei welchem ein befonderes Vertrauen der Eontrahenten 
porausgefegt werde, Das aber da, wo Actien in Frage ftünden, der Matur der 
Sache nach nicht da ſeyn koͤnne. Uebrigens feine ſich die Regierung felbft 
nicht ganz im Klaren zu ſeyn, da fie annehme, daß eine ſolidariſche Verbind⸗ 
lichkeit beftehe, gleihmwohl vorhin geäuffere worden fen, daß von derſelben Nie— 
mand Gebrauch machen werde, auch eine ähnliche widerfprechende Aeufferung 
Inhalts der Sandtagsmittheilungen in ber zweiten Kammer gehört worden. 

Herr Geh. Rath von Wictersheim bemerkt hiergegen, wie fich diefe letzt— 
erwähnte Heufferung auf den Inhalt des Gefeg - Entwurfs bezogen habe, wie 
ihn Die zweite Kammer angenommen. Uebrigens fey es nicht Sache der Me: 
gierung, fondern ber erfennenden Richter, in jedem einzelnen Falle zu ermeffen, 
welche Grundfäge bei nicht beftärigten Vereinen Anwendung litten. 

Da nun während diefer Discuffion die für die heutige Sitzung beflimmte 
Zeit ſchon längft abgelaufen ift, fo briche Herr D. Deutrich hier ab, und be: 
ſtimmt zur nächften Tagesordnung, auffer der Fortſetzung der Berathung über 
das Geſetz wegen der Actienvereine, die Berichte der dritten Deputarion über 
die Beförderung der phyfifhen Erziehung der Jugend und über die Petition 
wegen Vorlegung einer neuen Kreistagsordnung. 


Bemerkt von 
D. Adolf Deutrich, Dice: Pröfivene. Ernft Friedrich Hark, 
D. Günther. Sad. LJ. K. 
H. Gr. von Einſiedel. 
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52. 
Den 6. März; 1837. 


Gegenwärtig find: 


Se. Excellenz Herr Staatsminifter von Carlowiß, 

Se. Ereelleny Herr Staatsminifter von Zefchau, 

Se. Excellenz Herr Staatsminifter von Zezſchwitz, 

Se. Excellenz Herr Staatsminifter Noftig und Jaͤnckendorf, 
Se. Excellenz Herr Geheimer Rath von Wietersheim, und 
Herr Geheimer Regierungsrath D. Merbacp. 


Bei noch immer fortdauerndem Unwohlſeyn des Herrn Präfidenten von Gers: 
dorf verfammeln ſich heute unter Vorſitz feines Stellvertreters, des Herrn 
D. Deutrih, 33 Mitglieder der, erften Kammer. Es wird von ihnen das 
Protocol der legten Sigung nad erfolgten Vorleſen — genehmigt 
und hierauf 
178. 
Vortrag aus der Regiſtrande. 
jum Vortrag aus ber Megiftrande verfchriten, dabei aber 
Mr. 165. ein Königliches Decret, die den Untergerichten zu gebende Or: 
ganifation betreffend, 
zum Druck und an die erfie Deputation vertiefen, dagegen 
Mr. 166. ein Protocoflertract der zweiten Kammer, die Berathung wegen 
mehrerer auf die Kaffenüberfhüffe und Erfparniffe zu weiſenden Staatsaus- 
gaben betreffend, 
an die zweite Deputation abzugeben befchloffen. 


179. 
Entſchuldigungen und Beurlaubungen. 
Als krank iſt für die heutige Sitzung entſchuldigt der Herr Biſchof Mauer: 
mann, beurlaubt aber wird wegen dringender Geſchaͤfte in ſeiner Heimath Herr 
Secretaͤr Hark auf die Zeit vom 11. bis mit dem 13. dieſes Monate. 
Uebergehend hierauf zur 
Tagesordnung, 

bemerft der Herr Stellvertreter zunörberft, daß zwar ber Meihefolge nach zu: 
nächft die in letzter Sigung abgebrochene Berathung über den Bericht der erffen 
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Deputation, den Gefek: Entwurf wegen der Actienvereine betreffend, fortzu⸗ 
fegen feyn würde, daß aber diefer Gegenftand fo wie der zweite auf ber Tages- 
ordnung fich befindende eines eingetretenen Hinderniſſes halber zur Zeit noch) 
ausgefegt bleiben müffe, und daß daher vorerft mit dem britten, 


180. 


Berathuna über den Antrag des Heren Leutnants Werner megen befferer 
: Beruͤckſichtigung der phofifchen Erziehung der Jugend. 


dem Berichte der dritten Deputation uͤber den Antrag des Herrn Leutnants 


Werner wegen beſſerer Beruͤckſichtigung der phyſiſchen Erziehung der Jugend, 
zu beginnen ſeyn werde. 

Dem zufolge fordert er den Referenten der Sache, Herrn Secretaͤr Hark, 
fofort auf, die Rednerbuͤhne zu betreten, und es trägt nach deffen Erfolg letz— 
terer fodann den gedachten Bericht durdy deſſen wörtliche Borlefung big zu dem 
letzten Abfchnitte vor, 

Mad beendigtem Vortrage ergreift nun zunaͤchſt der Unterzeichnete das 
Wort, und ſpricht, indem er fein vollſtaͤndiges Einverftändnig mit den An— 
fihten und Anträgen der Deputation erklärt, fi im Wefentlichen dahin aus, 
daß feines Bedünfens ein in den Schulen einzuführender regelmäfiger Unterricht 
in der Gymnaftif nicht blos die Jugend koͤrperlich ftärfer und gewandter machen, 
fondern auch auf deren Geift und Herz von größtem Einfluffe ſeyn und fie vor 
mannichfahen moralifhen Ab» und Irrwegen ſchuͤtzen und bewahren werde. 
Was daher auf deffen Beförderung verwendet werde, fönne dem Staate nur 
reihen Segen bringen, und werde eben fo nuͤtzlich angelegt feyn, als was- der 
Jugend geiftige Bildung bezwecke. 

Nicht gleicher Anfiche ift 

Here von Carlowitz. Er nimme in mehrfacher Beziehung Anſtoß an dem 
Gutachten der Deputation. Zuerſt glaube er darin auch eine Bevorwortung 
des Unterrichts der weiblichen Jugend in der Gymnaftif zu finden. Diefe müffe 
aber, feiner Meinung nah, hiervon gänzlich ausgefchloffen bleiben, . fo win: 
ſchenswerth auch folder für die männliche Jugend fen, deren phyſiſche Erziehung 
ihm erforbere. Eben fo wenig fönne er ſich mit dem auf der 411. Seite des 
Deputationsgutachtens unter h. aufgeſtellten Sage vereinigen, daß dafür geforgt 
werden muͤſſe, den Bewohnern, mindeftens der gröffern und mittlern Staͤdie, 
Gelegenheit zu verſchaffen, ihren Kindern einen zweckmaͤſigen und zuwerläffigen 
Unterricht in der Gymnaſtik ertheilen zu laſſen. Finde er nämlich überhaupt 
den Unterricht in der Gymnaſtik bei Neal: und Buͤrgerſchulen weniger nörhig, 
fo glaube er noch weniger, daß den Städten hierzu eine Unterftügung zu ge: 
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währen ſey. Mit den Mitteln des Staats müffe man haushaͤlteriſch verfahren, 
und wenn man deren ja übrig habe, fo möge man fie lieber auf das Noth⸗ 
wendige, als auf das blos Nüsliche verwenden, und dazu fen jetzt eine Gele 
genheit in dem dargeboten, was das neue Schulgeſetz zur Pflicht mache. Faͤn⸗ 
den die Städte die Einrichtung einer gymnaſtiſchen Unterrichtsanftalt wuͤnſchens⸗ 
werth, fo werde es ihmen auch gewiß nicht an Mitteln fehlen, fie ins geben 
tveten zu laffen. Endlich müffe er fich auch eben fowohl gegen jeden gymnafti= 
ſchen Unterricht auf den Schullehrerfeminarien, als überhaupt gegen diefen Uns 
terriht auf dem Sande, den die Deputation zur Zeit für unnöthig erachte, er 
flären, und glaube daher auch, daß ſonach, und da der Mittel nicht fo viele 
nöthig wären, ‚nicht 1500 Ihir. — — fondern nur 1000 Thle. zu bewilli⸗ 
gen ſeyn wuͤrden. 
Dagegen erinnern aber 

Herr Buͤrgermeiſter Wehner und Herr Buͤrgermeiſter Huͤbler, daß auch 
die Deputation in ihrem Berichte ſich eben ſo wenig fuͤr die Einfuͤhrung des 
gpmmaftifchen Unterrichts auf dem Lande als bei der weiblichen Jugend erklaͤrt, 
vielmehr folchen in beiderlei Hinſicht felbft noch für.problematifch angefehen habe. 
Der Vorwurf alfo, den Herr von Carlowitz hieraus gegen das Deputationg- 
gutachten entlehnt habe, falle fonach in ſich felbft zufammen und bedürfe Feiner 
weitern Widerlegung. Was aber die auf den gymnaſtiſchen Unterricht zu vers 
mendenden Mittel anlange, fo koͤnne es wohl faum einen höhern Zweck geben, 
als die Jugend gefund heranzuziehen, und es ſtehe fogar noch dahin, ob ſolcher 
mit der geringen Summe von 1500 Thlr. — — wirklich werde erreicht wer⸗ 
den Fönnen. 


Deshalb findet fi) denn auch insbefondere noch 


Here DBürgermeifter Wehner zu dem Antrage auf Erweiterung des von 
der Deputation gefchehenen Vorſchlags veranlagt, und zwar dahin: 
daß der Staatsregierung die Beftimmung des Aufwands, welcher zur 
Erfüllung ihrer Anträge erforderlich fen, ganz unbefchränft überlaffen 
und deshalb zuvoͤrderſt deren dießfalfiges Poftulat. erwartet werben 
möchte, 
Nach diefen Entgegnungen erbittet ſich nun zunächft 
Herr D. Großmann das Wort in der Sache, und bemerkt, nachdem er 
zuvorderſt dee Deputation feinen lebhafteften Dank fir die vielfeitige und gründ: 
lihe Erörterung des Gegenftandes abgeftattet, in der Hauptfache noch Fol: 
gendes: 
Zweite Abtheilung. 1.26. — 76 
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Daß der gummaftifche Unterricht norhivendig fen, ergebe fich ſchon aus ber 
Matur der Sache; denn bis jege fey es nur eine einfeitige Bildung der Yu: 
gend gemwefen und. der Körper auf Koften des Geiftes vernachläffige worden. 
Die Gymmaftif verhüte und heile aber eine Menge von Uebeln, und fen daher 
zuerft ſchon in phufifcher und diaͤtetiſcher Hinſicht Fräftigft zu empfehlen. Aber 
auch ein.päbagogifcher Vortheil vefultire aus dem. Unterrichte der Gymnaſtik; 
denn durd fie werde eine Einheit der geiftigen Leiſtungen hergeftelle, fie diene 
zum Mittel für die Gewöhnung an Gehorfam, ſetze der Verweichlichung Schran: 
fen, befördere Much und Enefchloffenheit und gebe jeder Kraft die gehörige 
Richtung. Auch in politifcher Hinſicht endlich nehme fie in fofern einen bedeu— 
tenden Plag in der Erziehungslehre ein, als fie ein Band zwifchen den DBür: 
ger: und Gelehrtenfhulen abgebe, den Bürger auch für die. Folge der Zeit den 
Beamten näher ftelle, und jedem entftehenden Kaftengeifte widerftrebe. Habe 
man ſich nun fhon auf dem letzten Landtage lebhaft für den Unterricht im der 
Gymnaſtik ausgefprochen,- fo werde man auch jetzt gewiß nicht Anſtand neh— 
men, ſich dafür zu erflären, denn alle Stimmen hätten fi ja ſchon laͤngft 
über die Vortheile der Gnmnaftif vereinigt, man möge dabei zurücgehen auf 
das Alterthum, oder auf die Ausfprüche anerfannter neuerer Pädagogen fehen. 
Stimme er fonah in der Sache felbft zwar ganz mit der Deputation überein, 
fo weiche er doch im zwei Puncten von ihr ab. Zuerſt nämlich möcre er den 
Unterricht in der Gymnaftif nicht blos auf Gymnaſien befcbränfe fehen, und 
koͤnne den in diefer Beziehung von der Diputation aufgeftellten Gründen durch⸗ 
aus. nicht beiftimmen, fondern müffe vielmehr winfchen, daß auch hierin dem 
Minifterio völlig freie Hand gelaffen werde. Noch müffe er aber auch zwei 
tens wünfchen, daß dem Ganzen ein Directorium vorgefegt werde, weil auffer: 
dem allerdings viel dem Zufalle überlaffen und manches Unglück herbeigeführt 
werden koͤnne. Der Unterricht in der Gymnaftif fege fo manche Kenntnig vor: 
aus, die nicht Jeder befige. Es fen daher ein foldes Directorium ſchon in 
wiſſenſchaftlicher Hinficht nörhig, werde aber auch eben fo dringend im. äftheri: 
ſcher und in moralifcher Ruͤckſicht erheiſcht, weil Fein Lehrer zugelaffen werden 
könne, der nicht höhere Bildung befige und rein moralifch ſey. Zudem faheine 
es ihm felbft in abminiftrariver und politiſcher Hinſicht nothwendig, weil fonft 
die Sache feine Haltung erhalten und felbft in mancher Beziehung bedenklid 
werden fönnte. Deshalb erlaube er fich denn auch den doppelten Antrag ;= 
ftedm : 


1.) daß die hohe Staatsregierung erfucht werde, dem gymnaſtiſchen Unter 
richte die möglichjte Ausdehnung zu geben und diefem Zweige der oͤffem 


589 


lichen Erziehung ein. befonderes Directorium unter ber Auctorität des 
hohen Euleminifteriums vorzuſetzen, und 
2:) daß diefelbe ermächtiget werde, die für die Einrichtung und Organifa- 
tion nöthigen Geldmitrel nach eignem Ermeffen aus der Staatskaffe zu 
verwenden; 
denn, was ben legtern Antrag betreffe, fo flimme er im diefer Beziehung ganz 
der Anſicht des Herrn Bürgermeifters Wehner bei, finde auch übrigens bie 
Einwendungen des Herrn von Carlowig gegen die Anträge der Deputation 
theils ſchon durd dasjenige, was von zwei andern Mednern vor ihm hiergegem 
angeführt worden, theils insbefondere, fo viel den Einwand anlange, daß die 
Einführung der Gnmnaftif bei den Neal: und Bürgerfchulen nice noͤthig fey, 
noch dadurch widerlegt, daß vie Zöglinge diefer Schulen der koͤrperlichen Ge: 
wanbtheit gerade am meiften bedürften. Ya, felbft den gegen die Einführung 
der Gnmnaftif auf dem Sande angeführten Grund koͤnne er nicht als triftig 
anerkennen, da, nad) feiner Erfahrung, die zu den neuen Schuleinrichtungen 
nöthig geworbenen Opfer nirgends von den Gemeinden, fondern größtentheils 
nur von den Schullehrern felbft hätten gebracht werden müffen. Auch 


Herr von Biedermann erflärt fih für die Einführung der Gymnaſtik in 
den Schulen auf dem Lande, da, wenn es auch hier weniger auf den Zweck 
der mehrern Bewegung der Jugend anfommen fönne, doch die Erreichung ei: 
nes zweien Zwecks der Gymnaftif, des beffern Gebrauchs ihrer Glieder, den 
Sanbbewohnern eben fo wichtig feyn müffe, als den Staͤdtern. 


Nachdem nun zum Schluß der Discuffion 

ber DMeferent noch darauf aufmerffam gemacht hat, wie die Deputation 
gerade darin, daß ein Theil der Sprecher in dem Berichte derfelben zu viel, 
ein anderer zu wenig beantragt gefunden habe, den ficherften Beleg dafür er- 
fennen müffe, daß fie gerade das rechte Mittel gehalten und nirgends vorgegrif: 
fen habe; gedenkt er übrigens noch, daß auch die Deputation zwar nur geeig: 
nete Männer zur Auffichtsführung über diefen Zweig der Erziehung geſchickt 
erachte, daß fie aber wohl geglaubt habe, es werde die jetzige Oberaufficht der 
Schulen hierzu ausreihen. Die Einwendungen gegen den Unterricht der weib: 
lichen Jugend, die Einführung der Gymnaftif auf den Schullehrerfeminarien 
und in den Schulen auf dem Sande feyen bereits von Andern hinreichend wi- 
derlege worden, umd was die von der Deputarion vorgefchlagene Summe von 
1500 Thlr. betreffe, fo habe die Deputation dabei vor Augen gehabt, daß 
folche nach ihren Vorſchlaͤgen wohl ausreichen werde, da es doc) eigentlich nur 
darauf ankomme, daß die Staatsregierung da, wo es auf die Bildung von 
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Lehrern der Gymnaſtik, auf Verſchaffung von Lofalin und ähnliche Bebürf: 
niffe anfomme, helfend eingreife. 

Herr Staatsminifter von Zeſchau Auffert hierauf: Es fen zwar nicht feine 
Abſicht, fi) über das Materielle des Gegenftandes zu erflären; er werde daher 
aud weder für noch gegen das Gutachten der Deputation fprechen. Wenn aber 
die Deputation eine Summe zur Beförderung des gumnaftifchen Unterrichts 
vorgefhlagen habe, fo müffe er. gegen die Hier beliebte Modalitaͤt bemerklich 
machen, daß es beffer- feyn werde, wenn die Kammer nur im Allgemeinen bei 
der Staatsregierung auf die Mittel zu Beförderung des beabfichtigten Zwecks 
anfrage. 
Diefe Xeufferung veranlaft 

Herrn Bürgermeifter Wehner fo wie Herrn D. Großmann, ihre bieffall: 
figen Anträge wieder zurück zu nehmen und fi mit dem Antrage des Herrn 
Staatsminifters von Zeſchau, daß nur das Nöthige zu Ausführung des Zwecks 
im Allgemeinen poftwlirt werben möchte, als womit auch die Mitglieder der 
Deputation fi) einverftanden erfläven, unbedingt zu vereinigen. 


Zulegt erinnert nun noch 

Herr Staatsminifter von Carlowitz: Es fey fein Zweifel, daß der gym— 
naftifche- Unterricht von größtem Nutzen ſey. Die Regierung habe ihn daher 
auch ſchon auf den Landesſchulen als eigentliche Disciplin eingeführte. Allein 
ob und in wie weit er auch auf den Gymnafien einzuführen fey, das muͤſſe ein 
Gegenftand lokalen Ermeffens bleiben. Wenn übrigens deshalb ein Poftulat 
an die Megierung geftellt werden folle, fo fey nicht unerwähne zu laffen, daß 
fie ſelbſt fhon ein ſolches, wenn auch in anderer Bezichung, wegen der Schu: 
len geftellt habe. 

Nach Hiermit beendigter Discuffion geht nun der Herr Stellvertreter ; zur 
Stellung der Tragen über die einzelnen Anträge der Deputation ©. 413 über. 
Dabei wird nun zuerft von ihm die Frage: 

auf den Punct unter a. ©. 413 des Deputationsberichts ur 
und es erflärt die Kammer hierzu ihre Zuftimmung dur ein 
einftimmiges a. 


Als man hierauf zu Punct b. des Depntationsberichts verfihreiter, wird 
von dem Herrn Stellvertreter vorerft noch bie Frage auf die Unterftügung des 
hierbei einfehlagenden zweiten Antrags bes Herrn D. Großmann geftellt, fie er: 
folgt: aber nicht in ausreichender Maafe, und kann daher ſogleich zur Fragftel: 
lung auf die im Deputationsberichte Seite 413 und folg. aufgeftellren Puncte 
übergegangen werben. he dieß jedoch noch geſchieht, beantrage 
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Herr von Carfowig, daß dieſer Antrag’ ber Deputarion in feinem Ein- 
gange dahin abgeändert werden möge, daß ftatt des Wortes „möglichft” in dem 
Deputationsgutadhten ©. 413, Zeile 12 von unten die Worte gefegt würden: 
„in der nachbemerften Maaſe“. ä 

Dagegen erheben fi) jedoch mehrere Stimmen, 

Herr Domherr D. Günther aber ſchlaͤgt vor, flatt der Worte: 

daß diefelbe den Unterricht zu dieſem Ende namentlich 
die Worte zu fegen: 

daß diefelbe zur Beförderung des Unterrichts in der Gymnaſtik 

a.) Sorge für die Heranbildung ıc. 

Hiermit erflärt fi die Kammer einverftanden und wird fodann die Frage auf 
Annahme der unter 

b. bis mit d. von der Deputation geftelten Anträge gerichter, 
von folchen aber ber Antrag unter b. und c., 

. mit.32 gegen 1 Stimme, 

angenommen, ber Antrag unter d. hingegen 

unanim, 
jedoch auf Antrag des Herrn Meferenten unter Wegfall der Benennung einer 
beftimmeen Summe in der Maafe angenonmten, daß die hohe Staatsregierung 
zu erfuchen fey, im Falle fie auf die geftellten Anträge eingehen wolle, eine 
angemeffene Summe auf das Budjet zu bringen. 

Zum Schluß.der Berathung beſchließt übrigens bie Kammer noch, auf den 
Vorfchlag des Herrn Meferenten, dem Herrn $eutnant Werner ihren Dank er- 
fennen geben zu wollen. 

Mach erfolgter Abtretung der Königlichen Herren Commiffarien erfolgt hier⸗ 
auf auch die Abſtimmung uͤber den Antrag durch Namensaufruf, und auch 
hierbei erklaͤren ſich nur 2 Stimmen gegen denſelben. 

Da immittelſt die Zeit der Sitzung abgelaufen, fo ſchließt der Herr Stell: 
vertreter diefelbe und beftimme zur Tagesordnung für die morgende Sitzung 

1.) Fortſetzung der Berathung über den Bericht der erſten Deputation, die 
Aitienvereine betreffend, 


2.). den Bericht der dritten Deputation, die Kreistagsordnung betreffend, 


3.) den Bericht der dritten Deputation, die Wiederbefekung der Stellen der 
Inſpectoren bei den Landesſchulen zu Meiffen und Grimma betreffend, 
und 
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4.) den Bericht der dritten Deputation, die Petition des Herrn Profeffor 
D. Krug zu Leipzig wegen Errichtung einer Fatholifdh = theologifchen Fa 
cultät in der Sandesuniverfität Leipzig und den Entwurf eines neun 
Religionsgeſetzes für chriftlihe Staaten betreffend. 


Miedergefhrieben von 


D. Deutrich, Vice: Präfivent. Ludwig von Zedtwik, 
Chriftoph Friedrich von Ammon D. Sur. d. J. K. 
D. Chriſtian Gottlob Leberecht Großmann. 





53. 
Den 7. März 1837. 


Gegenwaͤrtig find: 
Se. Excellenʒ Herr Staatsminiſter von Koͤnneritz, 
Se. Epeellenz; Herr Staatsminiſter von Carlowik, 
Se. Excellenʒ Herr Staatsminifter Moftig und Jaͤnckendorf, 
Se. Excellenz Herr Geheimer Kath von Wietersheim, 
Here Geheimer Regierungsrath D. Merbach. 


Unter dem Vorſitze des Herrn Stellvertreters D. Deutrich haben ſich 36 Mui 
glieder |der erften Kammer verfammelt, und es erfolgt, unter einftweiliger Aus: 
fegung der Vorleſung des letzten Protocolls, fofort 


181. oo. 
Vortrag aus der Regiſtrande. 
der Vortrag aus der Negiftrande, bei welcher unter 
Mr. 167. eine Petition des Amtsactuars Heren Fritzſche zu Coldig wer 
Herabfegung der Inſertionskoſten bei der Leipziger Zeitung, 
‚eingegangen fl. &ie wird zur vierten Deputation verwiefen, ſodann aber 
indem man zur 


- Tagesordnung 
übergeht, in 
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182. 
Fortgefente Berathung des Geſetzes wegen der Actienvereine. 
der Berathung des Geſetzes wegen der Actienvereine fortgefahren. 

Obwohl der Schluß der allgemeinen Debatte in der am 4. I. M. gehalte: 
nen Sitzung noch nicht ausdruͤcklich erflärt worden ift, fo geht man doch fo 
fort zu dem mit diefer allgemeinen Debarte im engfien Zufammenhange 
ftehenden 

$. 1. über, welchen der Referent, Herr Domherr D. Günther, vorträgt. 
Die Deputation ſchlaͤgt für den erjten Satz diefes Paragraphen cine veränderte 
Faffung vor, während fie den zweiten Sat weggelaffen und den dritten erſt 
am Schluffe des ‚ganzen Gefeges aufgenommen zu fehen wuͤnſcht. 

Hierüber bemerft Herr Staatsminifter von Könnerig: Obwohl es die Re: 
gierung aus Gründen, die er bei ber betreffenden Stelle des Berichts entwickeln 
werde, bedenklich finden muͤſſe, befondere gefegliche Beſtimmungen über bie. 
nicht beftätigten Actienvereine zu geben, fo Fönne fie ſich doc gefallen laffen, 
daß der zweite Sag des $. 1. hier ausfalle, und das Geſetz in allen feinen 
Theilen nur von beftätigten Vereinen handele. Wenn jedodp der Grund der 
beantragten Weglaffung darin liegen folle, daß man die Beftimmungen über 
den Geſellſchaftsvertrag auf unbeftärigte Actienvereine nicht anwendbar finden 
wolle, fo müffe die Regierung dem beftimme widerfprechen, damit ihr Schmei: 
gen nicht zu Mißverftändniffen Veranlaffung gebe, und man fie für einverftan- 
den anfehe. Daß der Actienverein auf einem andern DVertrage, als dem römis 
ſchen Societätscontracte beruße, fey nicht ungegründer, und wenn deshalb auch 
die tiber diefen legtern geltenden Grundfäge nicht unbedingt im Verhaͤltniſſe zu 
dritten Perfonen als geltend anzunehmen feyen, fo normirten fie dody das Ver: 
hältniß der Actionaͤre unter einander. Uebrigens fönne man nicht annehmen, 
daß die Actionärs auf feine Weiſe folidarifh verbindlich fenen, da auch das 
römifche Recht eine ſolche Verbindlichkeit im gewiſſen Fällen felbft dann annehme, 
wenn eine Gefellfhaft per institorem handele. 

Das unter Actionärs beftchende Contractverhältniß, ‚ergegner hierauf Herr 
D. Günther, fey feinesweges das einer römifchen societas quaestuaria, denn 
bei dieſer letztern ſeyen die Perfonen der Contrahenten als das berechtigte umd 
verpflichtete Subject anzufehen, während dieß bei einem Actienvereine nur die 
Geſeliſchaft felbft fig: Bei Letzterer Fönnten daher die Perfonen unbedenklich 
wechfeln, bei Erfterer nicht. Daß es Fälle gegeben habe, wo nach roͤmiſchem 
Rechte die socäi folidarifch verbindlich gewefen, ſey ganz richtig, aber das be- 
weife noch nicht, daß ein folder Fall Hier vorliege, und man müffe diefes Letztere 
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verneinen, dba es weder in ber Abficht der Actionärs Tiege, fich ſolidariſch ver- 
bindlich zu machen, noch das Publifum dieß annehme. Die Ausdehnung ber 
folidarifhen Verpflichtung auf Actienvereine werbe einem gänzlihen Verbote 
diefer letztern gleichzuachten feyn, und das fönne man doch wohl nicht * 
zweckmaͤſig halten. 

Nachdem noch Here Regierungsrath von Carlowitz geaͤuſſert hat, daß ber 
zweite Satz $. 1. die unbedingte Erſtreckung der Grundſaͤtze über den Socie— 
tätsvertrag auf nicht beftätigte Vereine ausfpreche, während von dem Herrn 
Staatsminifter von Könnerig fo eben zugegeben worben fen, daß dieß mur 
in Beziehung auf das Verhaͤltniß der Actiondre unter ſich gelten folle, woraus 
denn ganz deutlich hervorgehe, wie ungewiß man über diefe Materie ſey, und 
wie norhwendig gefetzliche Beftimmungen über nicht beftätigte Vereine würden, 
erklärt 


Har Staatsminifter von Könnerig, wie diefes Bedenken nicht entftanden 
feyn würde, wenn die Worte des $. „hinſichtlich Dritter” an einem andern 
Platze finden, wo fie allerdings den Sinn der Negierung deutlicher ausge: 
fprohen haben würden. Mebrigens ftche es jedem nicht beftärigten Vereine 
frei, ſich durch feine Statuten von der folidarifchen Verbindlichkeit zu befreien, 
und auch das römifche Mecht habe Societätscontracte gekannt, die auf die 
Erben übergegangen und wobei es fonach auf die Perfon der Eontrahenten 
nicht angefommen. Der Irthum liege darinn, daß der Herr Meferent an: 
nehme, es müßten die Actien allemal auf jeden Inhaber ohne Angabe des 
Namens deſſelben geſtellt ſeyn, und deshalb die Eeffion unbedingt frei ftehen. 
Das fen aber Feinesweges der Fall, denn es gebe Actienvereine, z. B. den 
wegen ber Discontofaffe zu Leipzig und mehrere Affecuranzgefellfchaften, mo 
die Actie nicht ohne Genehmigung der Gefelfhaft verkauft werden Fönne, ja 
diefelbe ohne ſolche nicht einmal auf die Erben übergehe. 


Dei der hierauf erfolgenden Abftimmung erflärt fih die Kammer zuvoͤr— 
derft damit, daß vor der Hand jede Beziehung auf nicht beftätigee Vereine 
aus dem vorliegenden Geſetze weggelaſſen werden folle, 

einftimmig 
einverſtanden, und wird ſodann der $. 1. in ber von ber Deputaticn bean= 
fragten Maafe, und ſonach unter Weglaffung des zweiten und dritten Sages, 
ebenfalls 

einftimmtig 
genehmigt. 
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Bei 

$. 2. hat die Deputation nur eine Fleine — des Ausdrucks 
vorgeſchlagen, 

Unterzeichneter aber erlaube ſich zu bemerken, wie es ihm ſcheine, daß bes 
flätigte Vereine ihre Statuten nicht ohne Genehmigung des Minifterii des In⸗ 
nern würden abändern dürfen. Er ſey hiermit vollfommen einverftanden, 
wuͤnſche aber dagegen auch wieder den Vereinen die Freiheit vorzubehalten, 
ihre Statuten felbft wider den Willen des Minifterii zu ändern, wenn fie 

dagegen auf den Vortheil der erlangten Beſtaͤtigung verzichteten. Um nun 
beides auszudräden, ſchlage er vor, dem $. am Schluſſe die Worte a 
fügen: 
Sie dürfen, fo lange der Verein auf die Vortheile der Beſtaͤtigung 
Anſpruch macht, nicht ohne Genehmigung des Miniſterii des Innern 
abgeaͤndert werden. 

Dieß wird zwar ausreichend unterſtuͤtzt, findet aber ſowohl von. Seiten 
des Herrn Referenten und mehrerer Kammermitglieder, als des Herrn Staats: 
miniſters von Koͤnneritz und des Herrn Geheimen Regierungsraths D. Mer- 
bach vielfachen Widerſpruch. Es wird namentlich angefuͤhrt, wie es ſich von 
ſelbſt verſtehe, daß beſtaͤtigte Vereine ihre Statuten eigenmaͤchtig nicht aͤndern 
duͤrften, wie es aber zu den bedenklichſten Verwickelungen fuͤhren muͤſſe, wenn 
man durch jede ſolche unzulaͤſſige Aenderung die Beſtaͤtigung ſofort als von 
ſelbſt zurückgenommen betrachten wollte, indem die erfolgte Abänderung viel- 
liche dem Publifo, ja der Megierung felbft erft fpärer befannt würde. Man 
muͤſſe hier ferner zwiſchen wefentlicher Abänderung und der Mobificirung blo— 
fer Mebenpuncte unterfheiden, was im Amendement nicht gefchehe, und 
ganz unrichtig fey es, wenn man annehme, daß beftätigte Vereine nach Auf- 
gabe der Beftätigung noch als diefelben Vereine fortbeftehen koͤnnten. Die 
Aufhebung der Veftätigung fey als eine Auflöfung des Vereins zu betrachten, 
dem folchenfalls, wenn er mindeftens materiell fortbeftehen wolle, nichts üb- 
rig bleibe, als ſich in der Eigenſchaft einer nicht beftärigten Gefellfchaft ſofort 
new zu. conftitwiren. Endlich finder man felbft die vorgeſchlagene Faffung be: 
denflich, da fie die Vereine, ſtatt ihnen eine gröffere Freiheit zu gewähren, 
nur noch mehr, felbft in ganz unbedeutenden Abänderungen befchränfe, und 
die Zuruͤcknahme der Beſtaͤtigung in jedem Falle einer eigenmächtigen Abände: 
rung als nothwendig und von felbft eintretend auszufprechen feine. 

Unterzeichneter findet fih, da alle Stimmen ſich gegen den Antrag aus: 
fprechen, bewogen, Letztern zurüczunehmen, und wird fodann der $. 2. mit 
der von der Depuration beantragten Abänderung 
Iweite Abtheilung. 1. Bd. 77 
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unanim 
angenommen. 
Der von ber Deputation als Zuſatz vorgefchlagene 
$. 2b. wird von Heren Geheimen Rathe von Wietersheim unbedenklich 
gefunden, in fofern man nicht die hier angegebenen Beftimmungen lieber den 
Statuten überlaffen wolle,“ wie dieß in der Abficht der Regierung gelegen 
habe. Du . 

Wolle man, bemerkt dagegen Herr Staatsminifter von Könnerig, ein: 
mal Beſtimmungen der Art, wie fie hier gegeben würden, in das Geſetz 
aufnehmen, fo werde wohl auch feftzufegen feyn, daß die Statuten das fo- 
rum enthalten follten, vor welchem die Geſellſchaft Recht zu leiden habe. 

Herr Domherr D. Günther erfennt die Richtigkeit diefer Bemerkung 
fofort an, und fchläge vor, nah Schluß der erften Zeile, und namentlich 
nad den Worten „angegeben ſeyn“ die Worte einzufchalten : 

vor welchem Gerichte der Verein Recht zu leiden habe, ferner zc. 


Die Deputation erklärt fih mit diefem Vorſchlage einverftanden, und 
wird folder, fo wie mit demfelben der $. 2b. 
einftimmig 
angenommen, wie benm auch dem 
$. 3. one Abänderung 
unanime 
Genehmigung zu Theil wird. 
Den - 
$. 4. hat die zweite Kammer umgeftaltet, die Deputation ift ihr unter 
zweien Abänderungen beigetreten und findet der dieffeitige Vorſchlag und mit 
ihm der $. felbft 
einhellige 
Annahme. 

Eine ſehr umfängliche Debatte veranlaßt dagegen der von der Deputation 

vorgefchlagene Zuſatz s 
$. 4b. nad) welchem jedem Actionär die Aufgabe und Beräufferung feiner 
Actie freifteht, dafern nicht ausdruͤcklich ein Anderes feſtgeſetzt ift. 

Hiermit vermögen fih nun Herr Staatsminifter von Könnerig und Herr 
Geheimer Rath von Wietersheim nicht einzuverftchen. Es fen, bemerfen ſie, 
hier ausgeſprochen, was bei Actienvereinen als Praͤſumtion angeſehen werden 
ſolle, und das muͤſſe denn doch auf alle Actienunternehmungen paſſen ‚ bie 
hier aufgeftellte Präfumtion leide aber nur da Anwendung, wo die Xctien 
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au porteur flünden, und aud da nicht allenthalben, denn häufig ſey felbft in 
diefem Falle die Eeffion der Actie nur mit Genehmigung des Vereins zuläffig. 
Das Wefentlihe eines Actienvereines beftche blos darinn, daß er feine Firma 
nicht von einem oder mehrern feiner Mitglieder entlehne und es fey überhaupt 
noch zweifelhaft, ob man einer Privargefellfpaft das Recht zugeſtehen könne, 
Papiere zu creiren, bie au porteur geftelle feyen. Bei manchen Gefchäften 
fen dieß offenbar ganz unzuläffig, 5. B. bei Sebensverficherungsvereinen, wo 
in der erften Zeit faft nur Einnahme fen, die Zahlungen in der Mehrzahl erft 
fpäter begönnen. Spree man die Zuläffigkeie der Veraͤuſſerung und felbft 
des gänzlihen Ruͤcktritts als Kegel aus, fo entftehe dadurch eine große Gefahr 
für das Publifum, das in der Megel nur von dem Kapitale Notiz nehme, 
auf welches das Unternehmen fundirt fey, ohme gerade darnach zu fragen, wie 
viel bereits eingezahle worden. Man habe, um diefe Gefahr zu vermindern, 
in der zweiten Kammer eine höhere Einzahlung won mindeftens 15 pC. vor: 
gefchlagen, und ein Nachbarſtaat geftatte die Eeffion der Actien erft wenn 25 
eingefchoffen feyen. Beides habe man in dem vorliegenden Gefege vermieden, 
um Xctienunternehmungen nicht zu erfehweren, aber man möge nun auch nicht 
eine Beſtimmung aufnehmen, die den Actionärs nur Rechte gebe und fie.da= 
gegen von Pflichten freiſpreche. Hierzu fomme, daß in feinem: Gefege irgend 
eines andern Staats eine ähnliche Präfumtion ausgefprochen fey, und daß es 
auch nad der Anfiche der Regierung feinesweges unausführbar werde, Die 
Veräufferung der Actien dur die Statuten ganz frei zu‘ fellen. Eben des— 
halb fey es denn ganz unbedenklih, den Zufakparagraphen wegzulaffen, denn 
die Megierung werde, wo. c& die Natur der Sache zulaffe, unmeigerlih Sta: 
tuten beftätigen, welche die freie Veräufferung und felbft die Aufgabe ver Ae— 
tien geftatteten; bleibe dagegen der $. ſtehen und fie trage Bedenken, ihre 
Zuftimmung zu Statuten zu ertheilen, welche jene Freiheit enthielten, fo werde 
man fi auf das Geſetz berufen und als ein Recht verlangen zu Fönnen 
glauben, was doch in vielen Fällen nicht geftattet werden koͤnne. 

Dieſer Anficht tritt Here Buͤrgermeiſter Schill bei, indem er bemerkt, 
daß die Abficht jedes Actionärs, indem er unterzeichne, doch dahin gerichtet 
ſeyn müffe, den Betrag der Actie vol zu gewähren, und daß man, während 
das Geſetz fo viel für die Actienunterncehmungen fhue, doch auch das Inter⸗ 
effe dritter Perfonen nicht ganz hintanferen möge. 

Dagegen wird der Zufasparagraph von Herrn Buͤrgermeiſter Wehner, 
Herrn D. Erufius, Unterzeihnetem und infonderheit dem Herrn Referenten ver: 
eheidigt. Sie finden, daß das wefentlihe Kennzeichen eines Actienvereins 
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nicht in der den Namen eines oder mehrerer Mitglieder vermeidenden Firma, 
fondern darinn beftche, daß die Intereſſenten unter Zuruͤcktritt ihrer Perfön- 
lichkeit und ohne Ruͤckſicht auf- diefelbe, eine neue moralifche Perfon Behufs 
eines gemeinfamen Unternehmens begründeten, welche freilich vom Staate nur 
im Falle erfolgter Betätigung anerkannt werben folle. Zu praͤſumiren fen das, 
was murhmaaslic in der Abficht der Contrahenten bei Abſchlieſſung eines Arc: 
tiencontracts liege, ſo fern nicht. die Umftände das Gegentheil zeigten. - Nun 
fey eine Actie doch nichts weiter, als ein Ancheil an dem zu hoffenden Ge: 
winne unter ber Bedingung des einzufchieffenden Kapitals. Der Hoffnung 
auf diefen Gewinnantheil aber. könne ſich ever durch Veraͤuſſerung, Vernich⸗ 
tung oder Aufgabe der Actie begeben, wenn ihm dieß angemeffen fcheine, und 
diefe Freiheit wolle ſich muthmaaslich jeder Actionaͤr vorbehalten, wenn die 
Statuten nit ein Anderes befagten, fie fey alfo der Natur der Sache nad) 
zu präfumiren, ‚und das: müffe das Gefeg ausfprechen. Das Gegentheil ftche 
einem Verbote der Actienumternehmungen gleich, und wenn. diefe Freiheit, wie 
allerdings bei manden Linternehmungen der Fall, unzuläffig ſey, fo geftatte 
der Paragraph ausbrüdlidh, das, was präfumirt werde, durch die Statuten 
abzuaͤndern. ine ſolche Abänderung zu verlangen liege aber ganz in der Hand 
der Megierung, welche davon nur die Beftätigung abhängig zu machen brauche. 
Mebrigens fen auch der Paragraph fo geftellt, daß er ben Intereſſenten feinen 
Grund gebe, einem folhen Verlangen der Degierung zu widerfprecen. Wenn 
nun aber Fäle, wo die freie Weräufferung und Vernichtung der Actien nicht 

zuläffig ſey, gewiß nur feltene Ausnahmen ſeyn würden, fo müffe die. Präfum- | 
tion do von dem hergenommen werben, was die Regel in der großen Mehr: 
zahl der Fälle bilde. Die Annahme des Zufagparagraphen gefährde Niemand, 
nicht die Directoren, denn fie wüßten am beften, wie weit fie nach ven Sta: 
tuten und ben vorhandenen Mitteln zu gehen haͤtten, micht das Publikum, 
beim biefes wiſſe recht gut, wie viel eingezahlt und wie groß ſonach die Gi: 
cherheit fey, die der Verein gewähre, nicht endlich die Actionärs und den Ver— 
ein felbft, denn diefe könnten nur gewinnen, wenn es ihnen frei fiche, jeder 
zeit ein Unternehmen aufzugeben, das ihuen nicht mehr vortheilhaft erfcheine, 
ja felbft die Actignärs, die diefe Anſicht nicht theilten, gewönnen, denn ihnen 
falle zu, was die Uebrigen bereits eingefchoffen hätten und durch ihren Zurüd- 
tritt aufgäben. Wohl aber entfiche Gefahr, wenn der $. nicht angenommen 
werde, denn dann wiffe Niemand beftimme, worauf er rechnen fönne, wie 
weit die Actionärs verbindlich feyen, zumal da die bei gegenwärtiger Verhand— 
lung aufgeftellten Bedenken geeignet feyen, die Sache nur noch zweifelhafter 
ju machen, ja es werde fogar, wenn die von der Deputation angenommene 
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Präfumtion zuruͤckgewieſen werde, die enfgegengefegte Präfumtion anzunehmen 
feyn, daß der erfie Mehmer ver Actie für alle Fünftige Zahlung verbindlich) 
fen, auch wenn er verfaufe. Uebrigens fey es auch ganz unausführbar, die 
Veräufferung der au porteur lautenden Actien und deren Vernichtung zu ver: 
bieten. Man kenne die Actionärs nicht und felbft Nachſchußwechſel gäben Feine 
Sicherheit, da häufig Actien von Perfenen unterzeichnet würden, deren Wech⸗ 
fel feinen Werth haben würden. m Intereſſe aller DBerheiligten alfo und. 
nach der’ Matur der Sache müfle man die Annahme des Zufagparagraphen 
wünfchen. 

Seiten der Herren Negierungsbevollmächtigten wird dagegen noch ange: 
führe: Nicht was gewöhnlich geſchehe, fondern was in der Natur der Sache 
liege, begruͤnde eine Praͤſumtion und die ſpreche hier wohl unbedingt dafür, daß 
es bei der Unterzeichnung im der Abficht jedes Actionärs liege, das Kapital 
vol eingefchoffen zu fehen. Der Irthum liege hier übrigens darinn, daß 
man von Actienunternehmungen im Allgemeinen ſpreche, während ber vorge: 
ſchlagene Zuſatzparagraph doch da ganz unpaffend fen, wo bie Actien auf eis 
nen beftimmten Namen ftünden; und felbft da, wo fie au porteur lauteten, 
faffe ſich die vole Einzahlung durch Nachſchußwechſel recht wohl fiher ftellen, 
die Namen der Theilhaber aber ergäben fich aus den Protocollen ver General 
verfammlungen. Sedenfalls fey es bedenklich, im einer Sache zu weit zu ges 
hen, die in Sachſen noch fo new fey, und deren Natur und Wirfung man 
noch nicht vollftändig aus der Erfahrung kenne. 

Als cs hierauf zur Abftimmung kommt, wird ber von der Deputation 
vorgefchlagene Zufanparagrapfı Ab. 

mie 26 Stimmen gegen 7 
angenommen, und finden ſodann bie 

$$. 5. und 6. unter ben von der Deputation vorgeſchlagenen Fleinen Ab- 
änderungen : 

einftinnmige 
Genehmigung. 
Dem 

$. 7. hat die zweite Kammer eine veränderte Faſſung gegeben und die 
Deputation ift ihr beigetreten, 

Unterzeichneter aber bemerkt, wie ihm ber dritte mit ©. bezeichnete Punct 
bedenklich erfeheine. Er nehme an, daß menn die Statuten bes betreffenden 
Vereins die Modalicät feftferten, unter welcher ein Geſellſchaftsſchluß über die 


Aufpebung der ganzen Verbindung gefaßt werden fönne, dieß unter den Punct 


a. des Paragraphen falle, und dag fonach der Punet c. nur da in Wirkfam- 
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feit trete, wo jene Beftimmung in den Statuten fehle. In einem folchen 
Falle nun fole die Auflöfung nur durch Beſchlußnahme aller Theilnehmer 
eintreten, alſo nicht ein Ergebniß des Geſammtwillens, fondern nur des Wil: 
lens aller Einzelnen ſeyn. Das fcheine nun gar nicht ausführbar, denn es 
dürfe dann nur ein einziger Actionaͤr fehlen, nur eine einzige Actie verloren 
gegangen ſeyn, und ber Verein müffe ewig beftchen, wenn er auch augenfchein: 
lich nutzlos oder nachtheilig ſey. Man müffe daher wünfchen, auch ven Be: 
ſchluß wegen Aufhebung des Vereins nur an die Regeln zu binden, welche 
bei Gefelfhaftsfhlüffen überhaupt gültig feyen, und fo fcheine eigentlich der 
ganze dritte Punct entbehrlich. Der Zweck koͤnne jedoch auch mit geringerer 
Abweichung von der Faffung der zweiten Kammer erreicht werben und deshalb 
ſchlage er vor: 
das Wort „aller in das Wörtchen „ber” zu verwandeln, 


Nachdem dieß zahlreich unterflügt worden ift, aͤuſſert der Herr Meferent, 
wie die Deputation der Faffung der zweiten Kammer aus dem Grunde beige: 
treten fen, weil der Fall denkbar fey, daß in den Statuten über die Form 
der Faffung von Gefellfchaftsfhlüffen gar nichts beflimmt worden, und weil 
die Frage, welche Kraft der Wille ver Majorität an ſich habe, um die Mi- 
norität zu zwingen, nad) naturrechtlichen Principien fehr zweifelhaft erfcheine. 
Indeſſen fegen die geäufferten Bedenken des Unterzeichneten nicht unbegrünber, 
und fomit die vorgefhlagene Abänderung nicht bedenklich. 


Here von Carlowig bemerkt noch, wie bei Unvollftändigfeit der Statuten 
felbft darüber, ob die Stimmen nad Köpfen oder nach Actien zu zählen feyen, 
Ungewißheit obwalten Fönne, 

Herr Gcheimer Nach von Wietersheim aber entgegnet, daß eine Beſtim— 
mung hierüber gewiß in feinem Gratute fehlen, auch wenn fie fehlen 
follte, von der Regierung vor der DBeftärigung verlangt werden werde, ingle- 
chen daß der Zwed des Unterzeichneten wohl am beften zu erreichen feyn bäche, 
wenn man den dritten Punct fo faffe: 

durch verfaffungsmäfigen Beſchluß der Theilnehmer. 

Unterzeichneter erflärt fi hiermit volfommen einverfianden, die Deputa⸗ 
tion thut daffelbe, und es wird der Vorſchlag, fo wie mit ihm die Faffung 
der zweiten Kammer in den übrigen Puncten und der $. felbft 

unanim 
angenommen. 
Ein demnähft von der Deputation als 
$. 7b. vorgefchlagener Zufag enthält Beftimmungen zur Sicerftelung 
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dritter Perfonen bei Auflöfung von Xctienvereinen und normirt das vor und 
bei Theilung des Gefellfhaftsfapitals zu beobachtende Verfahren. | 

Har Gcheimer Nach von Wietersheim finder Beftimmungen der Art, wie 
fie hier vorgefchlagen worden, fehr norhwendig, hält aber dafür, daß es beffer 
ſeyn werde, fie den Statuten zu überlaffen, da bei der DVerfchiedenheit der 
Säle das, was hier vorgefchlagen worden, bald zu viel, bald zu wenig feyn 
fönne, ja fi Fälle denken liegen, wo förmliche Ebdictalien oder wenigftens 
eine Befanntmahung durch ein Gericht nicht zu entbehren ſtehe. Die Regie: 
rung werde bei Beftätigung von Statuten diefen Punct ſtets in das Auge 
faffen. 

Dagegen glaubt indeffen der Herr Neferent, daß Beftimmungen, wodurd 
den Directoren fo ſchwere Verpflichtungen auferlegt würden, als hier vorge: 
fhlagen worden, wohl nur durch Gefeg gegeben werben koͤnnten, und daß auch) 
das Publifum ſolche fennen müffe, was am Beften dur Aufnahme in das 
Geſetz erreicht werde. Erheifche die Natur eines Actienvereins. firengere Vor⸗ 
ſchriften, . als hier vorgeſchlagen worden, fo könne dieß in die Statuten auf: 
genommen werden, und ſey eine gerichtliche Bekanntmachung nicht zu wünfchen, 
da dergleichen, wie die tägliche Erfahrung Ichre, weit weniger gelefen würden, 
als Privarbefanntmachungen. 

Für den Fall, daß der $. aufgenommen werden follte, wünfcht Herr Ge⸗ 
heimer Rath von Wierersheim, daß wenigftens die Bekanntmachung nicht auf 
die Leipziger Zeitung befehränft, fondern gefegt werden möge: 

in den zu den Bekanntmachungen des Vereins beftimmten öffentlichen 
Blättern. 

Herr Domherr D. Günther erflärt fich hiermit einverftanden und es wird 
diefer Vorſchlag fo wie mit ihm der $. 7b. 

einftimmig 
angenommen. 
Endlich erlangen noch die 

$$. 8. und 9. mach den von der Deputation vorgefchlagenen veränderten 
Faſſungen, fo wie ber vom ber Deputarion Seite 429 ihres Berichts bean- 
ragte Zufak 

$. 9b. ohne Discuffion die Zuftimmung 

aller Anweſenden. 

Hier bricht indeffen, da die Zeit abgelaufen, Herr D. Deutrich die Ver: 
andlung ab und lieſet noch Herr Secrerär von Zedtwitz das über die geftrige 
Sitzung aufgenommene ProtoccH vor, welches genehmigt und vollzogen wird. 
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Die von der Kantmer angenommene Faffung der Paragraphen enthält 
die Beilage ©- 
Die Tagesordnung fr die naͤchſte Sigung beſteht in dem, was von tur 
heutigen übrig geblieben. . 
Bemerkt der Verhandlung getreu von 


D. Deutrich, Vice» Präfident, Ernſt Friedrich Hark, 
Guftav Heinrich Sreihetr von Biedermann. S. d. L K. | 
Graf Schönburg. 


6. 1, 
wie Seite 422 des Deputationsberichts zu finden. 


4. 2. 
Die Beflätigung ift bei gebachtem Minifterio zu fuchen. Dem Gefuche 
u. f. w. . 
$. 2b. 


(nach der Faffung Seite 423 des Deputationsberichts.) 


In diefen Statuten muß allemal ausdruͤcklich angegeben feyn, vor welchen 
Gerichte der Verein Recht zu leiden habe, ferner welche Beamte des Vereins 
u. ſ. w. 
$. 3. 
bleibt unverändert. 

$. 4. 

Die Theilnehmer einer beſtaͤtigten Actiengeſellſchaft werden als folche gegen 
den Actienverein fo wie gegen Dritte nie über den Nominalbetrag der Actien 
vermittelſt deren fie an der Geſellſchaft Theil nehmen, und derjenigen Summ: 
verbindlich, für welche ſich jeder derfelben gegen felbige ausdrüdlich verbindtis 
erflärt hat. ’ 

$. 4b. 


wie Seite 424 und 425 des Deputationsberichts zu finden. 
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6 5. f 
Die Geſchaͤftsverwalter eines beftärigten Actienvereins übernehmen ala 
ſolche u. f. w. i 
$. 6. 
Wenn beftätigte Actiengeſellſchaften u. f. w. 


$. 7. 
Der Verein hört nur auf j 
a.) durch den Eintritt der über die Dauer deffelben in den Statuten auf: 
genommenen Beftimmungen, 
b.) durch Banquerott und 
c.) durch verfaffungsmäfigen Beſchluß der Theilnehmer. 


$. 7b. 
(nad der Faffung Seite 426 des Deputationsberichts. ) 


Wil ein beftärigrer ſo iſt dieß zu breien verſchiedenen Malen 
in den zu den Bekanntmachungen des Vereins beftimmten oͤffentlichen Blättern 
befannt zu machen u. f. w. 


r 


$. 8. 
vie Seite 427 und 428 bes Deputationsberidhts zu finden. 


$. 9. 


vie Seite 428 des Deputationsberichts zu finden, 
$. 9b. 
sie Seite 429 des Deputationsberichts zu finden. 


Iweite Abtheilung. 1. Bd. 
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4. 
Den 9. März, 1837. . 
Gegenwärtig find abwechſelnd: 
Se. Excellenz Herr Staatsminifter. von Könnerig, 
Se. Excellenz Herr Staatsminifter Noſtitz und Jaͤnckendorf, und 
Se. Excellenz Herr Staatsminifter von Carlomwig, Bi 
Se. Excellenz Here Geheimer Rath von Wierersheim. 


Die anwefenden 38 Mitglieder der erften Kammer genehmigen das Protocol 
der legten Sitzung und erfolgt ſodann * 
— 403. 
Vortrag aus der Regiſtrande. 

ber Vortrag aus der Regiſtrande, bei welcher zuerſt unter 

Nr. 168. ein Protocollextract der zweiten Kammer vom 28. Februar, , das 
Königl. Decret wegen des Militaͤr⸗Strafgeſetzbuchs betreffend, eingelangt ift. Er 
wird an die erſte Deputation verwiefen,- um darüber mündlich zu berichten, ob 
und was bei der nunmehr unter beiden Kammern beftchenden Nebereinftimmung 
in ber Sache noch zu thun fen. 

Bon ben Herren Gebrüdern Juſt und Hancſch ift demnaͤchſt unter 

Nr. 169. eine Petition wegen Aufhebung des Bannrechts des Lumpen⸗ 
ſammelns ohne Entſchädigung eingereicht worden, Ob dieſelbe mun wohl nur 
an die erfte Kammer gerichrer ift, fo will man ſolche doc) mittelft Protocol: 
ertracts an bie ziveite Kammer bringen, da der Gefeg = Entwurf bereits durch 
die erfte Kammer gegangen ift, der zweiten Kammer jetzt vorliege und aus 
der. Perition nicht zu erfehen ift, ob etwa ein zweites Eremplar derfelben aud) 
bei der andern Kammer überreicht worden ift. 

Mr. 170. eine Petition der Schneiderinnung zu Wurzen wegen Erlaffung 
eines Geſetzes gegen die Pfufcher und 

Mr. 171. eine Veſchwerde Marien Elifaberk Seliger zu Ober : Oderwig 
wegen in einem Rechtsſtreite angeblich erlittenen Unrechts, werden an die vierte 
Deputation verwiefen. 

Es hat ferner unter 

Mr. 172. der Buchhändler Herr Ludwig Schreck zu Seipjig der Kammer 
ein Eremplar derjenigen Medaille überfendet, welche er auf die Errichtung der 
Buchhaͤndlerboͤrſe in Leipzig hat prägen laffen. Es foll ihm dafılr ſowohl als 
für einen mit überfenderen Abdruck der Rede Robert Peels an die Studieren: 
den zu Ölasgow- der Dank der Kammer dur das Präfivium ausgedruͤckt 
werden. 


605 


Zwei unter 

Mr. 173. und 174. eingegangene Berichte ber zweiten Deputation, ‚deren 
erfter das für. die, Garnifon zu Dresden. beabfichtigte -Militärhospital betrifft, 
während ber andere einen in geheimer Sigurig zu 'verhandelnden Gegenftand 
angeht, find; bereits gedruckt und follen auf die: Tagesordnung gebracht werden. 

Endlich iſt num noch 
Mr. 175. ein Geſuch der Gemeinde zu Ober· Oderwit wegen u der 
Erbumterthänigfeitsrente an die vierte Deputation abzugeben. 
184. 
Antrag wegen Ermählung einer befondern Deputation zur Begutachtung 
des Geſetzes wegen Umgeſtaltung der Untergerichte. 

Herr Buͤrgermeiſter Wehner giebt hierauf zu vernehmen: Es ſey vor we: 
nig Tagen der Geſetz⸗ Entwurf wegen. Umgeftaltung der Untergerichte der erſten 
Deputation zur Begutachtung übergeben worden. Mun habe aber. diefe Depu: 
tation, deren Mirglieder ſich ferdem nur wenig verändert hätten, bereits bei 
vorigem Sandtage über einen ähnlichen Geſetz- Entwurf Bericht erſtattet, und 
es ſey wohl zu wuͤnſchen, daß dieſer Gegenftand, über dem fich die Anfichten 
der Deputationsmirglieder, muthmaaslich eben fo wenig geändert haͤtten, als bie 
feinigen, jetzt nicht wieder von denfelben Männern vörgearbeiret werde. Des: 
halb trage er darauf an, daß für den eben angegebenen Zweck eine ertraordi: 
näre Deputatiom erwählt, und dabei auf bie Mitglieder der erften Deputation 
nicht Ruͤckſicht genommen werden möge. 

Dieſem Antrage treten Se. Königliche Hoheit Prinz Johann und Herr von 
Carlowitz bei, und cs wird der Antrag in ber Maaft, 

daß zur Begutachtung jenen Gefeg:-Entwurfs eine eigene Deputarion, 
bei welcher indeffen auch die Mitglieder der vorigen und jeigen erften 
Deputarion erwählt werben — ernannt werben folle, 


—— 


— 


32 ERBEN gegen 6, 


Die Wahl felbft wird "anegefeht bis der Gefeh : Enmourf gedruckt vorlie: 
gen woird. 
Hierauf erfolgt, der ae 9, 
Tagesordnung 
gemäs, 
185. 


Schlußberathung wegen des Gefeges über Actienvereine. 
die — wegen des Geſetzes uͤber die Actienvereine, zu welchem 
78* 
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Ende Here Domherr D. Günther den zweiten Theil des Deputationsberichts 
Seite 429 bis‘ 433 worträge. Er enthaͤlt den Antrag wegen Erlaſſung ge: 
felicher Vorſchriften über die. nicht. beftätigeen Actienvereitie,: und es erfläre fi fid) 
gegen denfelben zuvoͤrderſt 

Hert Dürgermeifter Häbler, theils: weil man. ber allgemeinen Eivilgefegge: 
bung durch Particulargefege nur da vorgreifen dürfe, wo foldhes dringende Gründe 
erheifchten, die aber durchaus nicht vorlägen, da jeder Actienverein nur die Bes 
ftätigung nachzuſuchen brauche, um der Vortheile des: fo. eben berathenen Gefeges 
theilhaftig zu werden, theils weil fuͤr die dermalige Staͤndeverſammlung bereits 
eine ſolche Maſſe von Berathungsgegenſtaͤnden vorlägen, daß man Bedenken 
tragen müffe, fie noch zu vermehren. 

In gleihem Sinne äuffert fib Herr Staatsminifter von Koͤnneritz. Man 
müffe, bemerfe er, wiffen, ob man ein allgemeines Civilgefegbuch wolle oder 
Particnlargefege. Sey die Abſicht auf erſteres gerichtet, fo müffe man letztere 
vermeiden, denn fie raubten der Megierung die Zeit, die für cin allgemeines 
Geſetz norhwendig ſey, and griffen diefem vor. Letzteres namentlich ſey unver: 
fennbar, da bei dem zu begehrenden Gefee die wichrigften und umfänglichften 
Materien einfchhigen. Mur dringende Nothwendigkeit koͤnne jest in Sachfen 
Particulargeſetze rechtfertigen und die liege nicht vor, theils aus den won Herrn 
DBürgermeifter Hübler entwickelten Gründen, theils weil man, felbft wenn fein 
Geſetz gegeben werde, die unbeftätigten Vereine in Sachſen immer noch weit 
milder behandele als in andern Staaten, wo fie ganz unterſagt ſeyen. 

Die Deputation, ergegnet hierauf Herr D. Günther, würde das in Frage 
ſtehende Gefeg nicht beantragt haben, wenn die Regierung dazu nicht felbft Ver» 
anlaffung gegeben hätte. Letztere habe die Nothwendigkeit von Beſtimmungen 
über die nicht beftätigren Vereine gefühlt: und deshalb im zweiten Theile des 
$. 1. ſolche vorgefplagen. Mit dem dafelbft ausgeſprochenen Grundfage habe 
fi) die Kammer nicht einverfichen fönnen, «8 ſey dadurch die Verſchiedenheit 
der Anſichten über diefen dunflen Punct des Rechts hervorgetreten und nun die 
Gefeggebung darüber nicht mehr zu entbehren. Nicht ſowohl über die Grund: 
füge wegen der beftätigtem Vereine ſey man ungewiß gewefen, als über die wegen 
ber nicht beftätigeen, und das bereits berarhene Gefeg enthalte Daher das minver 
Nothwendige, das beantragte dagegen Das, was eben am dringendften bevurft 
werde. Habe übrigens die Regierung in dem vorgelegten Geſetze Beftimmun: 
gen für beide Arsen von Vereinen geben wollen, fo Fönne fie auch über die bei 

„den einfchlagenden Materien leitenden Grundfäge nicht in Zweifel gewefen feyn. 
Vermoͤge endlich die Negierung wirflid nicht, der gegenwärtigen Staͤdever⸗ 
fammlung nod das gewuͤnſchte Gefe vorzulegen, fo werde fie dieß den Kam: 
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mern ſchon fagen; Unmoͤgliches koͤnne Niemand verlangen, dieß erkenne felbft 
die Stellung des: Antrags an, aber alle aufgeſtellten Bedenken durften die Stände 
nicht hindern, ihre Anſicht über die doewendigken eines .. Geſetzes aus: 
zuſprechen. 

Herr Kreishauptmann von Einſiedel bemerkt, wie, wenn das Geſetz nur 
fo erfchiene, wie es berathen worden, dritte nicht rechtsfumdige Perfonen leicht 
zu ihrem größten Schaden die Grundfäge wegen ber beſtaͤtigten Vereine auch) 
irthuͤmlich auf nicht beftärigte anzuwenden verfucht feyn dürften, und es findet 

Se. Koͤnigl. Hoheit Prinz Johann den Vorſchlag der Deputation infen: 
derheit auch deshalb unbedenklich, weil er die Elaufel enthalte „in foweit der 
Megierung fein Bedenken dagegen beigehe.“ Sey nun die Erfüllung des 
fländifchen Antrags ohne Zurücfegung anderer wichtiger Gefchäfte des Minifterli 
nicht möglich), fo werde das ein ſolches Bedenken feyn und den Kammern ge: 
wiß genügen. 

Nachdem noch Herr Staatsminifter von Könnerig ergegnet hat, daß ber 
Gefeg » Entwurf, wie er vorgelegt worden, nur einzelne Beſtimmungen, nicht 
allgemeine und höhere Grundfäge enthalten habe, welche vielmehr erft durch * 
Deputation hinein gekommen ſeyen, daß die Seite 431 und 432 des 
tationsberichts aufgeſtellten Anſichten mehr von der societe eu —— 
wo ein Einzelner dominus uegotii ſeh, als von Actienvereinen gaͤlten, und daß 
man wohl beſſer thun werde, erſt mehr Erfahrungen über die in Sachſen ganz 
neue Art des Geſchaͤfts, um das es ſich hier handele, zu fammeln, fommt «8 
zur Abftimmung, bei welder der Antrag der Deputation, wie er nd Seite 
433 findet, 

mit 20 Stimmen gegen 16, 
angenommen wird. 
Bon dem Herrn Referenten wird hierauf noch der dritte und letzte Abe 
ſchnitt des Berichts vorgetragen, und es erlärt ſich dabei 

Herr Staatsminiſter von Koͤnneritz mis dem Herrn Referenten —— 
einverſtanden, daß zur verfaſſungsmaͤſigen Guͤltigkeit jeden Geſetzes die Unter⸗ 
ſchrift eines einzigen Miniſters unbedingt genuͤge, daß es indeſſen unbedenllich 
falle, dem Beſchluſſe der zweiten Kammer, nach welchem die Regierung erſucht 
werden ſoll, das Actiengeſetz auch von dem — des Juſtizminiſterii uns 
terzeichnen zu laffen, beizutreten. 

Das auf diefen Beitritt — Gutachten der — wird hierauf 

INES 
angenommen. 
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Wenn endlich noch die ‚zweite Kammer befihloffen hat, 
auf geſetzliche Beſtimmung darüber anzutragen, bis zu welchem Punete 
die Regierung zu Gunſten von Actienvereinen ober andern Gefellfcaf: 
sen und Eorporationen Abweichungen vom gemeinen Rechte durch Eon- 
firmation von Statuten ‚oder fonft im Wege: der Verordnung feft: 
ſetzen fönne, 
fo hat ſich die Deputation im ihrer Majoritaͤt gegen einen ſolchen Antrag erklärt. 

Diefer Anſicht der Majoritaͤt iſt indeffen Se, Königl. Hoheit Prinz Yo: 
hann nicht beigetreten, und er fpricht den Wunſch aus, daß der Antrag der 
zweiten Kammer, wenigftens fo weit er die Actienvereine betreffe, angenommen 
werden möge. Er beabfichtige Feinesweges das der Regierung zuftchende Die: 
penfationsrecht zu ſchmaͤlern, allein es ſey ſolches zuweilen auch auf Beftimmun- 
gen ausgedehnt. worden, die nicht die Bedingungen des Contracts, fondern 
Rechte Dritter beträfen, und wegen folder ſcheine ihm die Feftftelung der Grenze 
zwiſchen Gefeg und Verordnung nothwendig. Sollte der Antrag der Depu- 
tation wider feinen Wunſch jet abgeworfen werden, fo möge man dadurch 
doch ja mindeftens die Hauptfrage nicht als entſchieden anfchen. 

Das, mas die zweite Kammer begehre, entgegnet hierauf Herr Staatemi: 
nifter von Könnerig, ſey nicht ein Geſetz, fondern eine Erläuterung der Ver: 
faffungsurfunde, deren Nothwendigkeit das bisherige Verfahren der Regierung 
nicht heransgeftelt habe. Uebrigens habe er fich bei Verhandlung diefes Ge: 
genftandes in der zweiten Kammer jedes Eingehens auf das Materielle der Sache 
enthalten, und er fönne dieß aud hier thun. 

Bei der Abflimmung wird ſodann das Gutachten der Majorität der De 
putation, s : 

mit 32 Stimmen gegen 5, 
angenommen, der zweiten Kammer ſonach nicht beigetreten, - 

So iſt nun nur noch die Hauptabftimmung übrig. ie erfolge durch 
Mamensaufruf, bei welchem das berathene Geſetz nebft den dabei gefaßten ein⸗ 
zelnen Belchlüffen nunmehr au im Ganım. - 
einſtimmige 
Genehmigung erlangt. 

Den zweiten Gegenſtand der heutigen Tagesordnung, zu welchem man nun⸗ 
mehr verſchreitet, bildet | u 
186. 

Berathung über den Antrag wegen Borlegung einer neuen Kreistagsordnung 
der Bericht der dritten Deputation wegen der von Herrn Freiperrn von Beuft 
und 19 andern Kammermitglievern eingereichten Petition um Vorlegung einer 
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neuen, nach dem Vorbilde bes oberfaufge Provinyiäfflature zu bearbeitenden 
— * 

MNachdem Herr Buͤrgermeiſter Habler als Referent, den Beige vorg⸗ 

tragen hat; erklaͤtt ſich zuvoͤrderſt 

Ser Koͤnigl. Hoheit Prinz Johann gegen die in demſelben ausgeſprochene 
Anſicht. So wenig er naͤmlich auch die Wichtigkeit der Kreisſtaͤude und die 
Unzulaͤnglichkeit der Kreistagsordnung verkenne, fo ſcheine ihm die Umgeſtaltung 
dieſer letztern doch nicht uͤbereilt werden zu duͤrfen, auch nicht dringend. Vor 
allen: Dingen muͤſſe der Wirkungskreis der Kreisſtaͤnde normirt werden ;' bevor 
man-an deren Organiſation in veränderter Maafe denfen dürfe. Denke man 
fi) num einen erweiterten Gefchäftsfreis, ſo wolle das fehr reiflih erwogen fern, 
denfe man ſich den alten, fo fey er nur zur Zeit des Kriegs wichtig, und die 
Hoffnung auf fortdauernden Frieden fo begründet, daß einiger Verzug kein Ber 
denfen erregen koͤnne, zumal die Verwaltung der jegt vorhandenen Kreiskaſſen 
am Ende doch wohl nur den dermaligen Kreisfkänden zuftehe, die fie zuſammen⸗ 
gebracht Hätten. - Die Verfaffungsurfunde fihere nur das Beſtehen der Kreis⸗ 
fände, ‚nicht aber deren veränderte Organifation zu, die vielmehr blos vorbehal⸗ 
ten ſey, und die Verhaͤltniſſe der Oberlaufig ſeyen fo verfhieden, daß das Wer: 
langen einer auch hier herzuſtellenden Parität mindeftens einen uͤbereilten Schritt 
nicht rechtfertigen koͤnne. 

Madden Herr Buͤrgermeiſter Huͤbler hiergegen bemerklich gemacht hat; daß 
vor einer Liebereilunig wohl nicht die Rede ſeyn koͤnne, da der jegt zur Sprache 
gebrachte Wunſch ſchon am vorigen Landtage ſich fo beſtimmt ausgefprochen habe, 
und: daß die Verfaffungsurfunde $. 61. die Nothwendigkeit einer Mopification 
der Preisftändifchen Verhaͤltniſſe ſehr beftimmt anerkenne, erflärt 

Her Staatsminifter Moftig, wie die Megierung dem Wunfche der Stände’ 
dadurch entgegen fomme, daß fie eine Kreistagsordnung bereits bearbeitet habe, 
die zweifelsohne noch bei dermaligem tandtage, —— fehr bald, werde 
vorgelegt werden, und es fpriche darauf der A 

Here Referent feinen Dank für diefe ihm überrafchende Mittheilung Aus, 
welche, wenn fie früher erfolge wäre, die Erſtattung des vorgefragenen Berlchts 
entbehrlich gemacht haben würde. | Da nun aber letzterer einmal vorliege, fo 
rathe er an, über denfelben abzuftimmen, der zweiten Kammer aber vorzufchla> 
gen, mit der Abfaffung einer Schrift darauf Anftand zu nehmen. © 

Herr Megierungsrath von Carlowitz entwickelt hierauf, da die Zweckmaͤſtg⸗ 
keit des geftellten Antrags von Gr. Königl. Hoheit dem Prinzen Johann in 
Zweifel. gezogen Worden fer, die Gründe, welche: die Petenten, zu denen auch 
er gehöre, geleiter hätten, « Er bemerkt, wie das Beſtehen einer Rreistagener: 
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faſſung durch $. 61. ber. Verfaffungsunfumde fo. beſtimmt ausgeſprochen fer, 
daß darüber fein Zweifel obwalten koͤnne. ben fo unbeftreitbar ſey die Noch 
wenbigfeit einer Umgeftaltung (dom nach den Worten der Berfaffungsurfunde, 
da man denfelben im $. 61. doch feine andere Deutung geben koͤnne, als im 
9. 25., in deffen Folge Niemand die Nothwendigkeit von Beftimmungen über 
das Heimarhs» und Staatsbürgerrecht zu bezweifeln gewagt habe. Eine Kreis 
fagsordnung, welche den Bauernftand augfchlieffe, ſich auf die feit.1831. nicht 
mehr befichenden ſtaͤndiſchen Ausſchuͤſſe beziehe, von der Wahl von Deputirten 
zur Steuercreditkaſſe und dergleichen mehr ſpreche, koͤnne doch Niemand mehr 
für anwendbar halten. Die Oberlaufig habe ihre Particnlarverfaffung erhal: 
ten, die Erblande flünden damit noch zurück, und man dürfe auch ihnen nicht 
vorenthalten, was fie zu fordern durch die Verfaffungsurfunde berechtigt wor« 
ben feyen. Dringend endlich fey die Reform, cheils um Herſtellung der Pa⸗ 
ritaͤt willen, theils weil hier von einem grganifchen Gefige die Dede fen, das 
zur Einführung der Werfaffungsurfunde in das Leben gehöre. — Uebrigens 
koͤnne er feine Verwunderung darüber nicht bergen, daß die, Deputation,. Die 
zum größten Theile aus Saufigern beftche, dem Antrage nicht beigetreten fey, die 
Kreistagsordnung nad) dem Vorbilde des Provinzialftaturs ‚bearbeitet zu fehen. 
Er verkenne die Verfchiedenheit der Verpäleniffe nicht, man habe aber ja keine 
völlige Gleichheit verlangt, wie [don der Ausdruf „Vorbild“ zeige, und ob: 
wohl «8 ihm nice einfalle, in dem abfälligen Gutachten der Deputation irgend 
eine Art von Mißgunft gegen die Erblande zu finden, fo ſey Doch nicht zu überfehen, 
daß auch die Oberlaufig ſich den abweichenden Grundfägen der erbländifchen 
Kreistagsverfaffung fünftig anzunähern haben werde. Da inbeffen die Kreis 
tagsordmung, wie Seiten der Degierung fo eben erflärt worden, bereits brar- 
beitet fey, fo begnüge er ſich damit, feine Anfiche auszufprechen, opne dag er 
ein Amendemene zu dem Vorſchlage der Deputation ftelle, 

Von Herrn Bürgermeifter Hübler und Herrn von Pofern wird hierauf 
ergegnet: Dei dem fo eben berührten Theile ihres Gutachtens ſey die Depu: 
sation von ber Betrachtung geleitet worden, daß im dem Antrage der. Petenten 
eine Art von nitiative liege, die den Kammern nicht zuſtehe, daß manche der 
eigenthuͤmlichen Verhältniffe der Oberlaufig auf die Kreife nicht anwendbar feyn 
würden, und daß bie Regierung, aud ohne einen fo beſtinunt geftellten vor: 
greifenden Antrag darüber, was die Petenten und die Kammern wuͤnſchten, 
nicht in Zweifel ſeyn könne. Hauptſaͤchlich habe fid die Deputation zu ihrem 
Antrage durch den Wunſch beftimme gefühlt, nicht dur Abweihung von den 
Anfichten der zweiten Kammer einen Verzug in die Sache zu bringen, und 
verſichert infonderheit Here von Pofern, wie namentlich Geiten der oberlaufiger 
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Deputationsmitglicber irgend eine dem Antrage ungünftige Anficht nicht vor: 
gewaltet habe. 
Dei der hierauf ftattfindenden Abftimmung durch Mamensaufruf finder der 

Antrag der Deputation Seite 440 ihres Berichts, 

mit 35 Stimmen gegen 2, 
Annahme, man ift auch 

einftimmig 
barüber einverftanden, daß es zweckmaͤſig ſeyn werde, vor der Hand mit Ab» 
fafjung einer Schrift, die übrigens wohl in der zweiten Kammer zu entwerfen 
gewefen feyn würde, Anftand zu nehmen. 


Nach ſonach erfolgter Befeitigung diefes Berathungsgegenſtandes geht man zu 


187. 
Beinehefegeng der Stellen der Inſpectoren bei den Landesfchulen zu 
Miiffen und Grimma. 
dem Berichte der dritten Deputation über die Petition des Herren General:$euts 
nants von Miltig, wegen Wiederbefegung der Stellen ber Inſpectoren bei den 
Sandesfhulen zu Meiffen und Grimma fort. 


Das Gutachten der Deputation iſt beifälig, jedoch in der Maafe, daß 
die herzuftellenden Inſpectionen aus geiftüchen und weltlichen Mitgliedern beftes 
ben möchten, und es fpriche fih, nachdem der Bericht vom Herren Buͤrgermei⸗ 
fter Hübler, als Referenten, vorgetragen worden iſt, zuerft 


Herr Bicepräfident von Ammon dahin aus: Wenn cs auch vielleicht fchei- 
nen fönnte, daß der von ber Deputation bevorwortete Antrag in das Gebiet 
der Verwaltung eingreife, fo nehme er doch davon feinen Grund her, ſich ab» 
fällig zu erflären, er erfenne vielmehr die Wichtigkeit der Sache an, fo wie, 
daß die Beſtellung einer Mitrelbehörde zwiſchen den Landesſchulen und dem 
Euteminifterio ein Beduͤrfniß der Zeit ſey. Es werde dadurch eine Gleichheit 
mit den DVerhältniffen anderer Gelehrtenſchulen hergeſtellt, die Mittelbehoͤrde 
werde viele minder bedeutende Dinge abmachen, dafür forgen, daß ein angemeffe- 
nes collegiales Verhaͤltniß unter den Lehrern erhalten werde, und fie würden 
überhaupt auf das Gefammrleben der Anftalten nuͤtzlich einwirken können, wenn 
man fo gluͤcklich fey, die rechten Männer zu Inſpectoren zu erlangen. Freilich 
aber fey die, zumal da jede Inſpection mindeftens aus zwei Perfonen beftehen 
fofle, keine leichte Aufgabe und eben fo ſchwer fey es, ihnen eine pajfende Fu: 
ſtruction zu geben. Bei ſolchen Umftänden aber wuͤnſche er den Antrag nicht 
zu beftimmt, fondern nur als Wunſch der Stände ausgefprodhen zu fehen. 

Zweite Abtheilung. 1. Bd. 79 
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Bedenklich findet dagegen den. Antrag Kerr Domherr D. Günther, Er 
bemerft zuwörderft, wie Männer, denen man Lehrerſtellen an den Landesſchulen 
anvertraue, die Präfumtion einer ausgezeichneten Tüchtigkeit wohl für ſich hät: 
“ ten, und es weder an fid) noch befonders bei ſolchen Männern angemeffen er: 

ſcheine, die Behörden und Maasregeln der Auffiche und Eontrole zu häufen. 
Sollten die Inſpectoren den Unterricht beauffichrigen, fo halte er dich ‚bei Män: 
nern, wie fie auf den Sandesfchulen verlange würden, deren jeder ſelbſt zur Füh: 
rung einer Aufſicht befähigt ſeyn muͤſſe, für unnoͤthig, folle ſich aber die Auf: 
ſicht auf die Disciplin erſtrecken, fo koͤnne fie eben hier nur nachtheilig wirken, 
da fie die Freiheit der Schrer beenge und ihren Much lähme, ohne welche ihr 
Gefchäft nicht gelingen könne, - Er lebe der Meberjeugung, daß die dermaligen 
Beranftaltungen genügend wären und erfläre ſich ſonach gegen die Deputation. 
Dagegen nehmen nun der Here Meferent fo wie Se. Königl. Hoheit Prinz 
Johann, Herr Graf von Einfiedel, Herr General von Miltig und die Herren 
Bürgermeifter Bernhardi und Ritterſtaͤdt das Deputationsgutachten in Schu. 
Sie führen an: Kein Beruf ermuͤde fo fehr als der eines Lehrers, bei welchem 
fi von Jahr zu Jahr derſelbe Ideenkreis, diefelbe Beſchaͤftigung wiederhole. 
Eine nahe Aufficht, geführt von tuͤchtigen Männern, die den ihnen gegebenen 
Beruf nicht mehanifh erfüllten, fondern ihn als Ehrenamt betrachteten, ſich 
ihm mit Eifer und Liebe hingeben, das Vertrauen der Schrer zu gewinnen wüß: 
ten und ihnen helfend zur Seite ſtuͤnden, koͤnne daher nur fegensreich wirfen. 
Das beftätige auch die Erfahrung, theils der Altern Zeit, in welcher viele troff: 
liche Einrichtungen der Landesſchulen nur durch Huͤlfe der Inſpectoren entftanden 
ſeyen, theils der neuern Zeit, welche den wohlthärigen Einfluß der durch Ver, 
ordnung des Eultminifterü vom 21. März 1835. bei ven übrigen Gelehrten: 
ſchulen eingeführten Schulcommiſſionen bewährt habe. Sey endlich ſchon bei 
der Stiftung der Landesſchulen das Inſtitut der Inſpectionen mit fundirt worden, 
ſo dürfe man es ihnen auch jetzt nicht rauben, zumal da auch nicht eine einzige 
Erfahrung angeführt worden ſey, welche die Inſpectionen als nachtheilig darge: 
ftele habe. Darüber, daß freilich die glüclihe oder minder glückliche Wahl 
der zu Inſpectoren zu beftellenden Männer. über die Nuͤtzlichkeit des Inſtitute 
entſcheiden werde, und daß diefe Wahl eben fo fehwierig fey, als die Abfaffung 
einer geeigneten Inſtruction für diefelben, find alle Sprecher einverfianden, und 
es macht infonderheit Herr Superintendent D. Großmann darauf aufmerffam, 
daß diefe Inſpectoren ſchwerlich Seiten der bei den Landesſchulen angeftellten 
Lehrer gern gefehen werden, und daß fie einen ziemlich fehweren Stand hab 
dürften. 
Bei der Schwierigkeit, geeignere Männer zu finden, bemerft hierauf Her 


613 


Regierungsrath von Carlowig, fen der Fall wohl denkbar, daß das Eultusmi- 
nifterium nicht zwei Perfonen zu finden wiffe, die den Aufivag zu uͤbernehmen 
geneigt, ſeyen, und er wuͤnſche, daß in ſolchem Ausnahmefalle auch allenfals 
nur ein Einzelner zur Inſpection möge befteflt werden koͤnnen. 

Nachdem fich der Herr Meferent hiermit einverftanden erflärt hat, Auffert 

Herr Staatsminifter von Carlowik, daß er die brabfichtigte Inſpection weder 
noͤthig, noch nuͤtzlich, noch unbedenklich finde. Seit dem Jahre 1830., wo 
denn doch feine Inſpection beftanden habe, feyen die Landesſchulen weſentlich ver: 
beffert worden, und es bewähre dieß die Entbehrlichkeit folder Mittelbehörven. 
Die “angeftellten- Lehrer feyen durchaus tuͤchtige Männer, die einer ftrengerm 
Beaufſichtigung als bisher nicht bedürften, und die mit der Verwaltung und 
Deconomie beauftragten Kentbeamten gehörten zu der tüchrigften Staatsdienern 
Diefer Art. Weder: Schre noch Verwaltung bedürfe ſonach mehr Controfe, 
die jegt um fo weniger nothiwendig_erfcheine, da die Grundftücen der Schule 
zu Grimma gegen eine Mente dem Finanzminifterio übergeben feyen. Die 
DBeftelung einer Mittelbehörde werde ferner den Gefchäftsgang nur erfchweren 
und aufhalten, während es jegt dem Minifterio nicht an Organen fehle, die 
als bewährte Sachkundige genägende Inſpection führen und ſich bei der ge: 
ringen Entfernung beider Schulen von Dresden öfter und ohne großen Zeit: 
verluft an Ort und Stelle begeben-Fönnten. Häufung ber Eontrolen fchade 
allenthalben, am meiften aber beim Schulwefen. 

Gegen diefe Bemerkungen führe der Here Referent an: Auch an ben 
Stadtſchulen ſeyen tuͤchtige, nicht minder achtungswerthe Schrer angejtellt, und 
doch habe die Regierung felbft die Einführung einer Mirtelinftanz in den Schul« 
commiffionen für nöthig erachtet. Die Perfönlichfeit des dermaligen Lehrer⸗ und 
Beamtenperfonals dürfe man. nicht in Anfchlag bringen, da daffelbe jederzeit 
wechſeln fönne, und eine Mitrelbehörbe, die hier fo wenig als bei den Stadt: 
ſchulen hemmend eintreten duͤrfte, könne den geiftlihen Minifterialrärhen bei 
deren Meberlaftung mit Gefhäften nur nüglid; vorarbeiten. 

Gegen die zwifchen den beantragten Schulinfpectionen und den Schulcom: 
miffionen bei den Stadrfchulen gezogene Parallele führt Herr Domherr D. Gün: 
ther an, daß der Zweck der Schulcommiſſionen darin beftehe, den ftädrifchen 
Communen, die ihre Gymnafien aus eigenen Mitteln erhielten, ihren Antheil 
an der Verwaltung und Aufficht zu fichern. Bei den Sandesfchulen bedürfe es 
deffen aber nicht, da der Staat, der hier die Mittel liefere, feine Auffiche eben 
durch das Euftminifterium führe. 

Bon Herrn D. Deutrich wird nunmehr die Debatte gefchloffen, und bei 
der durch Mamensaufruf veranftalteren Abftimmung der Antrag der Deputation, 

79” 
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mit 23 Stimmen gegen 11,. 
angenommen. 

So ift nunmehr auch diefer Gegenftand erledigt, und es fol das darüber 
aufgenommene Protocol an bie zweite Kammer gebracht werben, welches aud 
bei den beiden erften Gegenftänden der heutigen Sitzung der Fall ift. 

Weiter vorzufchreisen geftattet die Zeit nicht mehr. 

Die Sigung wird daher abgebrochen und von dem Herrn Stellvertreter 

beftimmt, daß die nächfte durch Karten angejeigt werben folle. 


Bemerkt von 
D. Deutrich, Vice Präfident. Ernſt Friedrich Hart, 
Wilhelm ‚Eberhard Ferdinand Pflugk. S. d. LK. 


Hans Adolph von Hartitzſch. 





55. | 
Den 13. März 1837. 


Gegenwärtig find: 
Se. Excellenʒ Herr Staatsminifter von Carlowitz, 


Se. Excellenz Herr Staatsminifter von Zezſchwitz, 
Se. Excellenʒ Herr Staatsminifter von Zeſchau. 


Nach Beendigung einer geheimen Berathung bleiben die anweſenden 38 Mir 
; glieder der erfien Kammer zu einer Öffentlichen Sigung verſammelt, und wird 
ihnen, nach erfolgter Genehmigung des Protocolls der letzten Verfammlung, 


188. 
Vortrag aus der Regiftrande. 
Vortrag Aber die neu eingelangten Schriften erflatter, Dabei werden 
Mr. 176. ein Geſuch Herrn Ehriftian Frievrih Schmidts und Eonforta 
zu Dresden, annoch mit einer Borftellung in Betreff des Gefeges wegen ix 
bürgerlihen Verhaͤltniſſe der Juden einfommen zu dürfen, am die erſte, 
Mr. 177. ein Protocollextract der zweiten Kammer vom 21. Februar, 


betreffend die Vorberathung über das Koͤnigliche Decrer wegen des Rechenſchafis 
berichts und des Budjets an die zweite, und 
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Mr. 178. ein Geſuch Herrn Roberts von Heldreich, die an voriger Stände: 
verfammlung von ihm anonym eingereichte Petition gegen bie Philippifchen Zeit: 
fehriften in Berathung zu nehmen, an bie wierte Deputation verwiefen, wobei 
man indeffen, auf die von dem Vorſtande der erften Deputation deshalb ge⸗ 
fiellte Frage, damit einverftanden ift, daß die Begutachtung des Geſetzes wegen 
der Verhäleniffe der Yuden nicht unbedingt bis zum Eingange ber bei Nr. 176. 
angefündigten Vorſtellung auszuſetzen ift. 

Der unter 

Mr. 179. eingegangme Bericht der erſten Deputation über das Geſetz 
wegen Behandlung der Streitigkeiten wegen ganz geringer Gegenftände fol ges 
druckt und baldehunlichft auf die Tagesordnung gebracht werden, 

Mr. 180. aber, eine Vorſtellung des Stadtraths und der Stadtverord⸗ 
neten zu Annaberg um Erhaltung und Unterftügung des dafigen Gymnaſii fol 
an die vierte Deputation abgegeben werben. 


189. 
Beurlaubungen, Entfhuldigungen. 
Beurlaubt werden Herr Bürgermeifter Schi vom 15. bis 28. März, fo 
wie Here Superintendent D. Großmann vom 15. März bis 1. Mai, als un: 
wohl entſchuldigt aber wird Herr Bürgermeifter Gottſchald. 


190. 
Beſchluß der Berathung wegen des revidirten Militärs Strafgefesbuche, 

Se. Königliche Hoheit Prinz Johann bemerkt demnähft, wie der unter 
Me, 168. zur Degiftrande gelangte Protocollertract der zweiten Kammer vom 
28. Februar, betreffend die Berathung des Königlihen Decrets wegen des 
Militär: Strafgefegbuchs, der erften Deputation zur mündlichen Berichtserftar- 
tung übergeben worden ſey. Dieſes Protocol werde nun, da «8 eine völlige 
Uebereinftimmung mit den betreffenden Beſchluͤſſen der erſten Kammer zeige, 
lediglich zu den Acten zu nehmen ſeyn, indem das Derret eine Antwort der 
Kammern weder verlange noch der Marur der Sache nach bedürfe, da es ledig: 
lich eine Mittheilung enthalte. Die Kammer erflärt ſich hiermit 

einmüchig 
einverftanden, und verfchreitet der, auch heute den Vorſitz führende, Herr Stell: 
vertreter D. Deutrich nunmehr zur 
Tagesordnung, 
auf welcher ſich zuerft 
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Beratung über das Königliche Decret wegen Errichtung eines Militärhospitals 

für die Garnifon zu Dresden, 
der Bericht der zweiten Deputation in Betreff der Errichtung eines neuen Mi: 
litaͤrhospitals fir die Garnifon zu Dresden: befinder. 

Diefer Bericht wird vom Herrn Geheimen Finanzrathe von Polen; vorge: 
tragen und es finden, nachdem zur allgemeinen. Debatte Miemand das Wort 
begehrt hat, die Seite 463 und 464 des Berichts ausgehobenen Beſchluͤſſe 
der zweiten Kammer, wodurdy die Nothwendigkeit der Verlegung des Militär: 
hospitals in die Mähe des Stadttheils, wo fi die Caſernen befinden, fo wie 
der Freilaffung der Stadt Dresden von Uebertragung der Koften des neuen 
Hospiralbaues oder einer Theilnahme an denfelben anerfannt worben iſt, 

einhellige | 
Zuftimmung. 

Wenn demnaͤchſt die Deputation Seite 465 ihres Berichts ferner darauf 
angetragen hat, auch zu dem für die Erbauung des neuen Hospitals gewählten 
Plage ihre Zuftimmung zu erflären, fo Auffert 


Herr Dürgermeifter Hübler, wie ihm als. Laien zwar einige Bedenken ‚ge: 
gen die Zwecfmäfigfeit jenen Platzes, infonderheit wegen der Mähe der Elbe 
beigiengen, wie er jedoch in dem beftimme beifälligen Urtheile der Medicinalbe: 
hörde der Armee feine Beruhigung finden muͤſſe. 


Nachdem hierauf der Herr Deferent diefes Gutachten vorgetragen hat, aus 
welchem ſich infonderpeit ergiebt, daß felbft bei dem bisherigen hoͤchſten Stande 
der Elbe von 8 Ellen über dem Nullpuncte das Waffer jenen Plag noch nicht 
erreiche, findet der Antrag der Deputation 

einftimmige 
Genehmigung und gelangt man zu dem letzten, Seite 466 des Berichts zu fin- 
denden, Vorſchlage, nach welchem gleich der zweiten Kammer zur Verlegung 
des Militärhospitals 11,200 Thlr. — — aus den Kaffenüberfcyüffen bewilligt 
‚ werden follen. - 

Auch dieß finder 

einhellige 
Zuſtimmung, nachdem Herr Staatsminiſter von Zezſchwitz auf eine dießfallſige 
Anfrage des Herrn von Carlowitz erlaͤuternd angefuͤhtt hat, wie wegen des be— 
abſichtigten Baues auſſer dem Militaͤrbauamte dießmal blos deshalb noch das 
Gutachten beſonderer Baugewerken vernommen worden ſey, weil eben das Mi— 
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litärbauamt feines Chefs durch den Tod beraubt gewefen. Diefe Gewerfen 
ſeyen übrigens die bei Militaͤrbauten gewöhnlich adhibirren geroefen. 

Endlich wird num noch mittelſt Namensaufrufs 

einftimmig 

genehmigt, daß die in der Sache abzulaffende Erflärung in der bei den einzel: 
nen Puncten befchloffenen Maafe abgegeben werden fol, und ift nunmehr die: 
fes Protocol an die zweite Kammer zu bringen. 

Der Tagesordnung gemäs gelangt man nunmehr zu 


192. 
Berathung wegen einiger auf die Kaſſenuͤberſchuͤſſe und Erſparniſſe zu 
übermeifenden‘ Staatdausgaben. 

dem Berichte der zweiten Deputation über das Königliche Deeret vom 8. De: 
cember 1836. wegen einiger auf die Kaffenüberfchüffe und Erfparniffe zu über- 
weifenden Staatsausgaben, welchen Herr Bürgermeifter Schill vorträgt. 

Hierbei bemerkt zuwörberft Here Staatsminifter von Zeſchau, daß es nicht 
gegründer fen, wenn neulich von einem Mitglieve der erfien Kammer bemerft 
worden, daß die bei der Staatsfaffe vorhandenen Weberfchüffe hauptfächlich 
durch erhähere, zum Theil fehr druͤckende, Abgaben entftanden ſeyen. Es wären 
diefe Ueberſchuͤſſe zum größten Theile durch Exfparniffe und beffere Venutzung 
der Domainen und Megalien erlangt worden, wie ber Mechenfchaftsbericht ſei⸗ 
ner Zeit nachweifen werde, und führe er, um diefe Behauptung zu unterftüsen, 
nur an, daß ungefähr 


300,000 Thlr. — — beim Forftwefen, 

8,000 = — — beim Jagdweſen, 

46,000 z2 — — beider Porzellanfabrif, 

60000 = 7 — — an Berg: und Huͤttennutzungen, 
130,000 = — — an Pofteinfünften und 

20,000 = — — beim Zeitungswefen 


mehr eingegangen fernen, als das Budjet auf die verfloffene Finanzperiode 
befage, wodurch allein fih denn fchon ein Meberfhuß von. ungefähr 
564,000 Thle. — — ergebe, zu dem das Steuereinfommen nichts beige 
tragen habe. 

Indem man nun zu ben einzelnen Gegenfländen des Berichts übergeht, 
gelangt man zuerſt ad a. zu dem beabfichtigten neuen Poftgebäude zu Leipzig, 
wobei, dem Beifpiele der zweiten Kammer und dem’ Rathe der Deputation ge: 
mäs, ber Anfauf des Schwans ju Leipſig fo wie Alles, was wegen Errichtung 
des neuen Poftgebändes bereits gefchehen ift, 
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einftimmig 
genehmigt wird, auch die Bewilligung der für den angegebenen Zweck annoqh 
erforderten 151,800 Thlr. — — ebenfalls 


einſtimmig 
erfolgt. 


So gelangt man nun ad b. zu der beabfichtigten Acquifition des Mosiine, 
kyſchen Palais Behufs der Errichtung eines Taubjtummeninftiturs. 


Die Deputation hat fi ſich, wie auch im der zweiten Kammer gefchehen, ges) 


gen die Erwerbung jenen Palais und die Bewilligung der dazu 
15,000 Thlr. — — erklärt, 


Se. Königliche Hoheit Prinz Johann aber glaubt ſich hiermit nicht einver⸗ 
ſtehen zu koͤnnen. Er bemerkt, wie die Fuͤrſorge fuͤr die Taubſtummen, die‘ 
dermalen beiweitem noch nicht alle die erforderliche Erziehung in geeigneten In⸗ 
ſtituten finden fönnten, zu den heiligften Pflichten des Staats gehöre, und wie 
die an ſich richtige Bemerfung, daß der Staat in. der Negel am theuerſten 
verwalte, doch hier ohne Einfluß fen, da nicht Wohlfeilheit fondern Zweckmaͤ— 
figfeit die Hauptrückficht fey, welche man zu nehmen habe. Die vermalen für 
Tanbftummeninftitute in Sachſen vorhandenen Lokale ſeyen für die Zahl der 
des Unterrichts bebürfenden Ungluͤcklichen beiweitem nicht ausreichend, und bef- 
fere genügende Gebäude ſeyen doch ohne Michülfe des Staats nicht zu erlangen; 
was man alfo hier verweigere, werde man auf andere Weiſe gewähren müffen. 
Gegen den Vorſchlag der Regierung werde ferner angeführt, daß darin eine 
Zerfplitterung der Kräfte liege, indem man neben dem fo vorzüglichen Inſtitute 
in Leipzig noch ein zweites in ‘Dresden anlegen wolle. Allein dem entgehe man 
einmal nicht, denn es beftünden bereits an beiden Orten Inſtitute duch Pri- 
vatmittel, und man werde wohl feins derfelben zerftören wollen, zumal da Feins 
derfelben ohne neue Lofalität wefentlich erweitert werden koͤnne. Man möge ba: 
her den Borfchlag der Regierung mindeftens nicht fo beftimmt ablehnen, und 
ſchlage er deshalb vor, zu erflären; 

Man fen zwar geneigt, das Poſtulat zu bewilligen, erſuche jedoch die 
Megierung, die Frage einee Prüfung zu unterwerfen, ob der vorlie: 
gende Zweck nicht beffer durch angemeffene Unterftügung der hiefigen 
Privatanftalt erreiche werden Fönne, und fehe dießfalls anderweiter 
Mitrheilung entgegen. 

Nachdem dieß genügend unterſtuͤtzt worden ift, erflärt fi auch Her 
Staatsminifter von Zeſchau gegen die Anficht der Deputation. Da die Pflich 
des Staats, für die Bildung der Taubfiummen zu forgen, anerkannt werde 
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fo fomme es nur darauf an, wie diefe Pflicht erfüllt werben folle. Daß die 
dermaligen Inſtitute nicht ausreichten, und daß ihnen vor allen Dingen genü- 
gende ‚Lofalitäten »verfchafft werden mußten, fey gewiß, und es handele fich des: 
halb jegt blos darum, ob man für dieſen Zweck das Moszinsfyfche Palais ge: 
eignet finde und erwerben wolle, und müffe fi die Negierung, dafern-der An: 
trag der Depusation Annahme finden follte, ausdrücklich vorbehalten,. die er: 
forberlichen- Mitrel für die Taubftummeninftitute und namentlich zur Berfchaf: 
fung. eines geeigneten groͤſſern Lokals für die hiefige Anpalt: bei: einer geeigneten 
Gelegenheit oder, befonders zu poftuliren. 

Dagegen erheben fih nun mehrere Stimmen, jur Wersheibigung: des Depu: 
tationsgutachtens und es führen namentlich der Herr. Referent, fo wie die Her: 
ren von Carlowig, von Polenz, von Einfievel und D. Großmann an:.. Die 
Deputation ſey von der Morhwendigfeit, Unterflügungen zur Erziehung ‚der 
Taubftummen aus Staatskaffen zu gewähren, wie der Bericht: heipeife, über: 
jeugt, fie wuͤnſche nur nicht, daß ein. Staassinftitug am die: Stelle der bishe- 
rigen Privatanftalten trete, weil dieß den Aufwand ohne: Zweifel höher: leigern 
werde, als zur Erreihung des Zwecks noͤthig. ‘Ueberdieß fen die Regierung 
in der Wahl der Sofalitäten bisher nicht immer glücklich ‚gewefen,. wie die noth⸗ 
wendig gewordene Verlegung des Blindeninſtituts und des hiefigen, Militär: 
lazareths bewähre, und, was das Moszinsfyfhe Palais anlange,. fo, habe bie 
Regierung felbft angeführt, daß es baufälig fey, und daf daſelbſt Waſſer fehle. 
Die Anlegung eines fo umfaͤnglichen Inſtituts in Dresden, als das Mosjins- 
kyſche Palais geſtatte, werde ferner dem als fehr vorzüglich bereits bewährten 
Inſtitute zu Leipzig jede Unterftügung des Staats entziehen oder doch erſchweren, 
und es fcheine das hier in Dresden beftchende Inſtitut mindeftens, feinen groͤſ⸗ 
fern Anſpruch auf Beachtung und Hilfe des Staats zu haben, als bas zu 
feipsig. 

Machdem hierauf zur Berichtigung der‘ factifchen Angaben von den Herren 
Staatsmiriftern von Zeſchau und von Zezſchwitz angefähre worden iſt, daß die 
frühere Lofalität des Blindeninſtituts, das anfangs Privatunternefmung gewe- 
fen, nicht von der Regierung gewählt, und daß von letzterer nicht das Mos— 
zinskyſche Palais felbft, fondern nur das bei demfelben befindliche, dermalen zur 
Wohnung des Lazarethceommandanten beftimmte Mebengebäude als baufällig be: 
zeichnet worden fey, findet das Gutachten der Deputation, ſoweit es auf die 
Ablehnung der Acquifition des Moszinskyſchen — und der eg voſtulitten 
15,000 Thlr. — — gerichtet iſt, 

mit 34 Stimmen gegen-1, 
Genehmigung. 
Zweite Abrbeilung. 1.88. 80 
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‚7. Wenn feiner die‘ Doyirarin Cie 471 res Berichts vorgefihlagen bat, 
die — zu erſuchen,— 

daß ſie das —2 der EN beſtehenden Zauftummenanfaen 
on wir pemeffen we ein DR ‚ftellen moͤge | 
fo ertlart ſich 

Herr Graf von Sohentha gegen biefen Antrag, indem er mh ber oben 
angegebenen Erklärung. des Herrn Staatsminiſters von Zeſchau nicht noͤthig er: 
ſcheine, und man ſich ſonach ohne — in eine Differen; mit den Beſchluͤſſen 
der zweiten Kammer verrwicele. 

Dagegen“ wird indeſſen namentli von Seiten des Herrn Meferenten erin: 
nert, daß die zweite Kammer dem, gewiß 'ganz in ihrem Sinne liegenden, 
Autrage — ä beitreten — und findet ſodann der Vorſchlag der 
Deputation 

‚tirftimmige. - J | 
Xuniehme, wodurdy fich der em — Antrag Sr. Koͤniglichen Hoheit 
des Prinzen Johann von feioft erledigt. 

‚Hiernächft erlangt ad c. der Antrag der Deputation, 

‚zur Vollendung des tiefen Eibftollns annoh 75,715 Thlr. — — 

von den Kaffenbeftänden zu bemilligen, und die fir diefes Unterneh: 

men‘ bereits verwendeten 378,712 Thlr. 21 gr. —, welche gegen: 

waͤrtig bei ber Hauptftaatsfaffe als Vorfhuß geführt werden,. abzu⸗ 

ſchrelben, 
auf Befragen 
einſtimmige 

Genehmigung. 


Die ad d. zur Verlegung des Milirächospitals zu Dresden verlangen 
11,200, Thle. — — find heute, bereits bewilligt worden; cs bedarf daher ei- 
nes weitern Beſchluſſes Darüber nicht, und find. Anwefende, ade, damit, dag 
die Koften „der Einführung des neuen Grundfteuerfftems von den Beſtaͤnden 
entnommen und, zu dieſem Ende bewilige werden follen, ebenfalls 

einſtimmig 
einverſtanden. 
Endlich erklaͤren ſi noch beim —R& 
alle Anweſenden DEE 
damit einverftanden, daß eine Erflärung in der bei den inc Puncım be: 
ſchloſſenen Maafe an die Diegierung erlaſſen werbe, 
So gelangt man nunmehr zu 
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J J— 103. ram ln. 
Berathung über die dem Henoticon angedruckie Pelition des Herm 
Profeflors Di Krug . — EV LEBER 
dem. Berichte der dritten Deputation über bie dem Henoticon vorgedruckte Pe: 
tition des Herrn Profeffors D. Krug wegen Errichtung‘ einer katholiſch.theolo⸗ 
giſchen Facultaͤt in der Univerſitaͤt Leipzig, und Erlaffung eines allgenieinen Re⸗ 

Der Referent, Herr Buͤrgermeiſter Huͤbler, traͤgt zuvoͤrderſt mut den erſten, 
die beantragte Errichtung einer katholiſch-theologiſchen Facultaͤt betreffenden 
Theil des Berichts vor, und es erbittet ſich zuerſt Re TE ER, 

Here von Ziegler das Wort, um ſich ber beide Theile des Krugſchen Ans 
tags. zu erklären. Er bemerkt, wie ihm bie Idee der Errichtung ‚einer katho⸗ 
liſch⸗ theologiſchen Facultaͤt zu Leipzig fehr angeſprochen habe, wie er jedoch ganz 
damit einverftanden fey, daß es dazu an den erforderlichen, unbezweifelt fehr 
bedeutenden Mitteln fehle, indem die vorhandenen Ueberſchuͤſſe weit nothwendi⸗ 
ger zur Erleichterung der Steuetpflichtigen gebraucht würden. Dagegen müffe 
er ſich gegen das beantragte Meligionsgefeg auf das Beſtimmteſte erklären, ins 
dem bei deffen Annahme Sachſen aufhören wärde, ein. priftlicher Staat zu 
fern, auch man nur die Verhandlungen dee Preuffifhen Provinzialftände, aus 
denen Einiges mitgerheilt wird, -anzufehen brauche, um ſich zu überzeugen, zu 
welchem Ungluͤcke die hier mittelbar verlangte Gleihftellung ‚der Juden führen 
muͤſſe. — 
ent dem Gutachten der Deputation, ſoviel den erftlen von dem Herrn Res 
ferenten vorgetragenen Gegenftand anlangt, erklärt fih Herr Domherr D. Bin: 
ther in. der Hauptſache einverftanden, indem es fehr wuͤnſchenswerth fey, eine 
katholiſch⸗ theologiſche Facnltät in Leipzig errichtet zu fehen. Da fich. indeffen 
nicht abfehen laffe, ob und unter welchen Mopificationen dieß in den Organis: 
mus der ganzen Univerfität paffen werde, oder welche Schwierigkeiten. ſich ent: 
gegen ftellen dürften, fo wünfcpe er, daß dem von ber Deputation vorgefchlas 
genen Beſchluſſe nur noch der Antrag beigefügt werden möge, Das Gutachten 
der Univerficät in der Sache zu vernehmen. a: 

Herr Vicepräfident von Ammon erfennt es ebenfalls an fi für min: 
ſchenewerth, daß es ‘den katholiſchen Theologen: moͤglich gemacht werde, ihre 
Bildung im Vaterlande zu erlangen, und beziehe: ſich deshalb auſſer andern 
Gründen au auf das Beifpiel anderer proteflantifchen Staaten. Dagegen 
ſpraͤchen .aber freilich noch wichtigere Gründe wiver den Krugſchen Antrag, ins 
denn nach demſelben die Kammer eine ihr nicht gebührende Jnitiative.ergreifen. 
würde, die Katholifen im Sande das ‚Verlangen, eine Facultaͤt fuͤr ihre Tpeor, 

. 80 * 
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logen errichtet zu fehen, noch nicht geäuffert hätten, der Aufwand ſehrbeden— 
tend feyn ‚würde, und: dag Mittel-auffer Verhaͤltniß zum Zwecke fichen moͤcht 
da am Ende wohl Profefforen aber feine Studierenden da ſeyn dürften. De 
Sprecher: ift: deshalb ganz ı.rmit dem Vorſchlage der. Deputation, nice 
vorgeeife, einver ſtanden, und es erflärt -fich.eben dahin | 

Her Superintendent D. Großmann; indem er nur bemerkt, wie er dan 
auf, daß fi) ein dem Antrage des Herrn Profeffors D. Krug entſprechende 
Verlangen der. katholiſchen Bevälferung Sachſens noch nicht geäuffert. habe, fr 
Gewicht lege, einmal weil es den Fatholifcben Gemeinden an geeigneten: Org: 
nen zur Darlegung ihrer Wuͤnſche fehle, . und. dann meil fie‘ bri ihren Geiſtlicht 
ven liturgiſchen und, ascetiſchen Eigenfchaften den Vorzug vor den intelectueln 
zu. geben hätten, da bei ihnen die Predigt einen minder wichtigen Theil ds 
Gortesdienftes ausmache. Das, was wahrhaft Moch thue, koͤnme nur di 
Megierung ermitteln, und ihr lege Daher die Deputation fehe zweckmaͤſig die 
ganzt: Sache: in die Hand. 

Anderer Anſicht äft zuvoͤrderſt Se. Königliche Hoheit Prinz Johann. & 
findet, daß es an einim ausreichenden Grunde für den Anttag Des Herrn D. 
Arug: fehle, da derfelbe durd das Verlangen einer Parität nur Dann. geredrfer: 
tigt werben. würde, ‚wenn es den katholiſchen Theologen: ganz an Gelegenheit 
fehlte, eine. zweckmaͤſige Bildung ‚zu erlangen... Das fey aber nice ber Fall, 
er habe irgend begruͤndete Klagen ‚über das Seminar zu Prag nicht vernom: 
men, und follten ja wider Erwarten Mängel bei. demfelben vorhanden fegn, ſe 
würden die vorgefeiten ‚Behörden gewiß nicht anſtehen, ihnen. abzupelfen. 

. Wie fich ‚ein kleineter Staat bei manchen Inſtituten, Die er »niche wohl 
felbft begründen fönne, an ‚gröffere Staaten anzufchlieffen habe, fo feine die 
aud) ‚hier. der *inzige geeignete: Weg zu ſeyn, und er .halte demnady da 
für, daß es am beften ſeyn werde, die Sache auf fih beruhen zu laffen. 
Widerfprechen muͤſſe er übrigens der Behauptung, daß die katholifchen Ge 
meinden blos. auf: tirürgifche und ascetiſche Eigenſchaften ihrer Geiftlichen einen 

vorzuͤglichen Werth legten. Das Verlangen. nach guten Previgern ſey aus 
hier allgemein, und die Beichte erforbere hier ganz vorzüglich auch eine ausg: 
zeichnete. homikerifche Bildung. 

In sgleichene Sinne ‚äuffert ſich Here Biſchof Mauermann. Er verſichen 
daf das Seminar zu Prag, in welchem er jelbft übrigens feine Bildung nic « 
halten: habe, an weſentlichen Mängeln nice leide, wie die Bildung der ar 
demfelben Kervorgegangenen Geiftlihen bewähren dürfte Solle übrige 
wie die Deputation vorſchlage, Die Megierung die Zweckmaͤſigkeit der Einrid 
tung bei dem Seminar zur Prag ermitteln, fo. würde. fie ſich deshalb nur «u 
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ie oͤſterreichiſche Megierung oder an das Drbinariat zu Budiſſin wenden Fön: 
om. Erſtere koͤnne und werde eine unter ihren Augen und ihrer Aufſicht be: 
tefjende Anſtalt nice radeln, und Letzteres kͤnne, wie er verfichere, dem Ge: 
ainar zw Prag nur das entfchiedenfte Lob ercheilen. Auch er müffe daher 
vuͤnſchen, den Antrag der Deputation; der zu einem Reſultate nicht führen 
Önne, abgelehnt zu fehen, und würde fodann die Sache am Er gen; auf 
ih- beruhen. - 

Dieſes Letztere wuͤnſcht au Herr von Carlowig, indem es der Regierung 
inmoͤglich fen, die beantragte Erörterung über ein im Auslande beftchendes 
Inſtitut mit Erfolg anzuflellen, Seiten der fatholifhen Gemeinden aber irgend 
ine Petition für Errichtung einer theologifhen Facultaͤt im Sande noch nicht 
ingegangen ſey und es feinesweges zweckmoͤſig erfcheine, fie zu einer ſolchen 
leichſam aufjufordern. Sollte ferner auch wirflih das Seminar zu Prag 
tiche genügen, fo bedürfe es deshalb noch feiner befondern Facultät in Leipzig 
md es werde weit leichtere Mittel geben, dem Mangel abzuhelfen, z. B. durch 
Bermweifung der Studierenden auf eine andere Univerfität, wo bereits eine fa- 
holiſch⸗ theologifche Facultaͤt beſtehe. Sollte man daher nicht, wie er aller: 
ings wuͤnſche, die Sache ganz auf ſich beruhen laffen wollen, fo wünfde vr 
en zu machenden Antrag mindeltens anders und zwar fo geſtellt zu fehen: 

die Staatsregierung möge die Einrichtung des Prager Seminars thun« 
lift im Auge behalten, und wenn ſich in derfelben erhebliche durch 
ihre Vermittelung nicht zu befeitigende Mängel herausſtellen follten, 
eine die Heranbildung Fatholifcher Theologen auf eine angemeffene Arc 
bezwecfende Vorlage an die Ständeverfammlung bringen. 

Herr Vürgermeifter Wehner hält es ebenfalls für zweckmaͤſig, dem Krug: 
ben Antrage gar eine Folge zu geben, da die Eigenfchaften der im Prager 
5eminar gebüderen, ihm befannten, Theologen das Gerücht von einer mangel: 
iften Einrichtung hinlänglic zu widerlegen ſchienen und es Auffert ſich in gleis 
em Sinne 

Herr Staatsminifter von Carlowitz. Er verſichert, daß ihm irgend be- 
uͤndete Klagen gegen das Prager Seminar nicht befannt geworden fegen, daß 
h eben fo wenig der Wunfch, die Bildung der katholiſchen Theologen im Sande 
möglicht zu fehen, in den Gemeinden geäuffert habe, und daß der Erfolg 
e bisherige Einrichtung zu fehr zu bewähren fcheine, als daß man eine Abän- 
rung derfelben wuͤnſchen fönnte. 

Von den Herrn Referenten und mehrern Mitgliedern der Deputation wird 
rauf ergegnet, wie der Umftand, daß Herr Profeffor D. Krug in feiner frügern 
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Schrift über dem jetzt vorliegenden Gegenſtand, fich auf das Urtheil katholi— 
ſcher ‚Theologen ‚bezogen habe, um die Mangelbaftigkeit des Prager Seminars 
nachzuweiſen, allerdings eine nähere Erörterung diefer Behauptung wuͤnſchens⸗ 
werth zu machen geſchienen habe, indem, wenn jene Behauptung begründet 
ſeyn folte, die Paritaͤt unbezweifelt eine andere ‚geeignete Weranſtaltung erhei- 
ſchen würde, Dirfe man nun aber nad) dem, was heute theils won dem Herrn 
Biſchof Mauermann theils von dem Herrn Eultminifter geäuffert: und verfi: 
dert worden, annehmen, daß jene Klagen unbegründet ſeyen, und daß fich 
auch in den Farholifchen Gemeinden des Landes der Wunſch, die bisherige, von 
Krug als ungenügend dargeftellee, Einrichtung abgeändert zu fehen, nicht zeige, 
fo fen hierdurch bereits das erreicht, was die Deputation ‚bei Stellung ihres 
Antrags beabfichtigt, habe, und fie fönne ſich gern damit einverftchen, wenn 
die Kammer den Krugfchen Antrag auf fi) beruhen laffen wolle. 

Saͤmmtliche anmwefende Mitglieder der dritten Deputation erklären ſich hier: 
mit einverftanden, gehen alfo von dem geftelten Antrage wieder ab, und da 
fih auch die Kammer 

einſtimmig 
dahin erklaͤrt, daß ſie auf den Antrag der Deputation eine Frage nicht geſtellt 
zu ſehen verlange, ſo fragt Herr D. Deutrich: 
Iſt die Kammer damit einverſtanden, daß der Antrag wegen Errich— 
tung einer katholiſch⸗ theologiſchen Facultaͤt zu Leipzig auf ſich beruhe, 
deshalb alfo irgend Etwas an die Staatsregierung nicht gebracht werde? 
Dieß wird : 
einftimmig 
bejaher, und ift fomit der erfte Theil des Krugſchen Antrags erledigt. 

Zu dem zweiten Theile des vorliegenden Deputationsberichts überzugehen, 
geftattet die Zeit niche mehr, zumal da noch die wegen des Staatefchuldenwe: 
fens entworfene und in der zweiten Kammer bereits genehmigte Schrift vorzu— 
tragen ift, über welche ein befonderes fofort anfgenommenes Protocol das 
Weitere enthält. 

Zur Tagesordnung fir die naͤchſte Sigung wird die Fortfegung des abar- 
brochenen Berichts der drieten Deputation, umd der Bericht der erften Depu: 
tation über das Gefe wegen ganz geringfügiger Rechtsſachen beftimmt, ſodann 
aber die Sitzung wiederum aufgehoben. 


j Bemerkt von 
D. Adolf Deutrich, Vice-Praͤſident. Ernft Sriedrih Hars, 


Alerander Auguft von Einfiedel. S. BE 8. . 
Heinrich LXIII. F. Reuß. 


Zu 55. 
' Den 13. März 1837. 


Am Schluſſe der heutigen Sitzung, zu welcher noch 31 Muggueder der — 
Kammer verſammelt find, traͤgt 
194. 
Schrift wegen des Staatsſchuldenweſens. 


Herr Buͤrgermeiſter Schill die in der zweiten Kammer gefertigte und da⸗ 
ſelbſt am 9. I. M. genehmigte Schrift wegen des Staatsſchuldenweſens vor, 
nachdem in der Sache bie zweite Kammer am 7. I. M. dem dieffeitigen Be— 
fchluffe beigetreten: ift, 


"Die Schrift wird von ben Anweſenden 
einſtimmig 
genehmigt und kann nunmehr abgelaſſen werden. 
Vorgeleſen und von den Anweſenden genehmigt, welches bemerft - 
D. Deutrih, Dice: Präfivent. Ernft — Hartz, 
Wilhelm Eberhard Ferdinand Pflugk. S. d. J. 
Hans Adolph von Hartitzſch. 


56. 
Den 16. Maͤrz 1837. 


| Gegenwärtig find: 


Se. Excellenz Herr Staatsminifter von Carlowitz, 

Se. Excellenʒ Here Staatsminifter von Könnerit, und zum Zeil. 
Se. Excellenz Herr Staatsminifter von Zefchau, — 

Herr Geheimer Juſtizrath D. Einert. 


Die Berfammlung, beftehend aus 34 Mitgliedern der erften Kammer, — 
igt das über die Hauptverhandlung der vorigen Sitzung aufgenommene Pro: 
coll und es kommen bei derfelben ſodann 
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195. 
Vortrag aus dir Megiftrande. 


die neu eingegangenen Söriften in Vortrag. ' Davon find 

Mr. 181. ein Protocollertract der zweiten Kammer vom 7. März, nad 
welchem Letztere dem Beſchluſſe der erſten Kammer hinſichtlich des Staatsſchul 
denweſens beigetreten iſt, und 

Nr. 182. ein ebenmaͤſiger Protocollextract vom 9. März, berreffent 
die Genehmigung der wegen des Staatsfbuldenwefens entworfenen Schrift, dr 
Kammer bereits in letzter Sitzung ihrem wefentlihen Inhalte nach mirgetheilt 
worden. Sie follen zu ten Acten genommen werden, da die bei Mr. 182. 
erwähnte Schrift bereits am 13. 1. m. Gentmigung in der erften Kammt 
gefunden hat. 

Es follen ferner 

Mr. 183. Johann, Gottlieb: Fiedlers zu Herwigedorf bei Löbau Vor— 
ftellung gegen Vermehrung der Schänfen und unbefugte Anlegung von Drannt: 
weinfbanffjtärten und 

Mr. 184. Friedrih Ferdinand Dpites zu Eilenburg Nachtrag zu ſeinet 
unter Mr. 1. eingereichten Beſchwerde, 

an die vierte, fo wie 

Mr. 185. eine‘ Petition ſehr vieler — von Hainichen gegen die 

Emancipation der Juden, 
an die erſte Deputation abgegeben werden. Endlich beſchließt man 

Mr. 186. eine Petition der Buchdruckerinnung zu Leipzig, Herrn Carl 
Philipp Melzers und Eonforten, um Verwendung für Annahme eines billigern 
Befteuerungsfußes für ihre Gewerbe, an die zweite Kammer mittelſt Pretocol: 
ertracts zu befördern, da derfelben die Berathung über die etwanigen Abaͤnde— 
rungen des Gewerbſteuer-Geſetzes zuerft obliegen wird. 

Nachdem Herr Stellvertreter D. Deutrich, welcher bei fortdauerndem Un: 
wohlfenn des Herrn Präfivensen von Gersdorf auch heute den Vorſitz führt, 
noch eine Mittheilung über die erfolgte Einladung zur Prüfung im Freimau 
rer⸗Inſtitute gemacht hat, zeigt. derfelbe 

196, 
Beurlaubungen, Entfhuldigungen. 
an, daf Herr von Leipziger wegen dringender Gefchäfte, Herr Buͤrgermeiſie 
Gottſchald aber wegen: Unwohlfegns-für heute entſchuldigt fegen.. Um Urlanı 
haben gebeten Herr Domberr D. Günther vom 17. bis 34. I, M., Herr D 
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Erufius vom 16. bis 23.1. M. und Herr Meinkold vom 23. März bie 15: 
April. Diefe Gefuche werden bewilligt und gelangt man fodann jur 
Tagesordnung, 
deren erften Gegenftand 
| 197. 
Fortgefegte Berathung der dem Kenoticon vorgedruckten Petition 
des Herrn Profellore D. Krug. 

die fortgefette Berathung der dem Henoticon vorgedruckten Petition des Herrn 
Profeffors D. Krug ausmacht. 


Herr Buͤrgermeiſter Huͤbler trägt den zweiten Theil des in der Sache er 
flatteten Berichts der Deputation vor, welcher die beantragte Erlaffung eines 
allgemeinen Religionsgefeges nach dem Vorſchlage des Herrn Perenten betrifft, 
und es nimmt nach deſſen Erfolg zuerjt 

Herr Fürft Neuß das Wort, um ſich dahin auszufprechen, wie er es auf: 
richtig bedauere, daß ein Gegenftand, wie das beantragte Krugfhe Religions: 
gefeß, in der Kammer habe zur Discufjion gebracht werden muͤſſen. Er 
theile nicht eine der in dem Entwurfe des vorgefchlagenen Religionsgefeges 
von Herrn Profeffor Krug ausgefprochenen Anfichten, er verwerfe fie vielmehr 
ale, und finde in dem ganzen Vorſchlage ein tranriges Zeichen der Zeit, eine 
Aeuſſerung eines betrübenden Indifferentismus. Uebrigens habe die Deputation 
nicht verfannt, daß der ganze Vorſchlag darauf hinausgehe, die Ständeverfamm: 
lung zur Ergreifung einer Initiative zu veranlaffen, was ihr verfaffungsmäfig 
nicht zuftche, indeffen habe man ſich nicht entbrechen dürfen, der Kammer in 
dem Berichte wenigftens eine furze Meberficht des Inhalts und Umfangs deffen, 
was beantragt worden, zu geben. 


Diefen Anfichten tritt Herr von Pofern bei, mit der Bemerkung, daß bei 
Annahme eines ſolchen Gefeges, durch welches 5. DB. die Bielweiberei bei den 
in Sachſen lebenden Tuͤrken anerkannt werden wuͤrde, das Vaterland aufhoͤren 
würde, ein chriſtlicher Staat zu ſeyn, und daß man bedauern muͤſſe, Bor: 
ihläge folcher Art von einem academifchen Lehrer gemacht zu fehen. 

Nachdem fi auch Herr von Ziegler, unter Verufung auf feine in voriger 
Sitzung gethaene Aeufferung, in aͤhnlichem Sinne ausgefprochen hat, ergegnet 

Herr Domherr D. Günther wie er, fo fehr er ſich auch überzeuge, daß fich die 
Ideen, welche das beantragte Religionsgeſetz enthalte, in Sachſen nicht realifiren 
ießen, ſolche doch in ihrer Allgemeinheit für richtig anerfennen muͤſſe. Ge: 
viß thue man dem würdigen Krug Unrecht, wenn. man ihn des ndifferentis- 
mus befchuldige, wie ſchon daraus hervorgehe, Daß die dee, welche feinem An: 

Jmeite Abtheilung. 1. 3b. j 81 
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trage jum Grunde liege, in Amerika verwirklicht ſey, wo man doch weit cher 
Fanatismus als Gleichguͤltigkeit in Meligionsfachen finde: Da übrigens das, 
was von Krugs Ideen in Sadıfen ausführbar fey, bei einer andern Gelegen: 
‘heit ohnehin zur Sprache und Berathung komme, fo mache er einen andern, 
als den von der Deputation eröffneten Antrag nicht. 
Diefer letztere geht im Wefentlichen dahin, dem Antrage Feine Folge zu ge: 
ben, ihn vielmehr auf fi beruhen zu laffen, und die Kammer tritt demfelben 
einftinnmig 


Es entficht hierauf eine kurze Discuffion darüber, ob über den nunmehr 
in feinen beiden Theilen vorgetragenen Bericht durch Namensaufruf abzuftim- 
men fey oder nicht. Während nämlih Mehrere aus $. 96. der Sandtagsord- 
nung folgern, daß hier, wo die Deputation eine Petition in Betreff näherer 
Erörterung wegen der Fatholifch = theologifhen Facultät beantragt habe, der Na- 
mensaufruf erfolgen müffe, glauben Andere, daß es deffen nicht bebürfe, weil 
die Deputation felbft im Fortgange der Discuffion von ihrem Gutachten abge: 
gangen fey, und angerathen habe, die Sache auf fi) beruhen zu laffen. Da 
indeffen gegen letzten Grund angeführt wird, daß jedes Depurationsgutach: 
ten Eigenthum der Kammer werde, fo entſcheidet man fih für die Befchlußfaf: 
fung durch Namensaufruf, welche auf die Frage: 

Wil. die Kammer die Petition des Herrn Profeffors D. Krug in 
‚ ihren beiden Theilen auf fi) beruhen laſſen? 
mit 
32 Stimmen gegen 1. 
bejahend ausfällt. 

Eben fo getheilt find die Anfichten der Anmefenden darüber, ob bie in 
der Sache aufgenommenen Protocolle an die zweite Kammer gebrachte werben 
follen. Mehrere verneinen dieß, indem fie anführen, daß die nicht in Form 
eines Originals an die Kammer gelangte Petition blos als ein in das Gewand 
einer Adreſſe an die Stände eingefleidetes literariſches Product zu betrachten 
ſey, welches gar nicht zur Begutachtung und Berathung gelangt fern wuͤrde, 
wenn es nicht von einem Mirgliede der Kammer bevorwortet worden wärr. 
Da nun fonad das Ganze nur als eine Petition des Herrn Domherrn D. 
Günther in Frage fomme, bderfelben aber feine Folge gegeben worden fen, fo 
‚fönne die Sache auch eben fo wenig an die zweite Kammer gelangen, als di: 
frühere Petition des Herrn von Ziegler wegen Zulaffung der Frauenzimmer zu 
den Tribunen. Andere Kammermitglieder glauben dagegen die Krugſche Perition 
theils als den Antrag eines Kammermitgliede, des Herrn Domberrn D. Günther, 
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theils als das Gefuch .eines Dritten, des Heren Profeffors D. Krug, anfehen 
zu müffen, und fie halten dafür, daß die Sache zwar nicht in erfierer Hin⸗ 
ſicht, wohl aber in letzterer, alfo in der Eigenſchaft einer abgeworfenen Petition 
eines Saͤchſ. Staatsbürgers, an die zweite Kammer gelangen mäffe, indem’ es 
ihnen einflußlos erfcheint, daß die Schrift nicht ge= und unterfchrieben, fondern 
gedruckt eingereicht worden fey, da darüber, daß fie von Herrn D. Krug wirf: 
kih verfaße und der Ständeverfammlung. zugefendet worden, durchaus fein 
Zweifel obwalte. 
Als hierauf der Herr Stellvertreter D. Deutrih die Frage fielt: 
Sol das Protocol über die Berathung der Krugfhen Petition an 
Die zweite Kammer gebracht werden ? 
wird foldhes, 
von.19 Stimmen gegen 14, 
mit Ya beantwortet. 

Diefer Beſchluß giebt dem Herrn von Ziegler — darauf an⸗ 
zutragen, daß aus gleichem Grunde auch ſeine, oben bereits erwaͤhnte, Petition 
wegen Zulaſſung der Frauen zu den Tribunen der Kammern an die zweite 
Kammer mittelſt Protocolls gebracht werden moͤge; es kann dieſem Antrage 
aber, da in der Sache bereits definitiver Beſchluß gefaßt worden iſt, Folge 
nicht gegeben auch eine Frage darauf nicht geftellt werden. 

Zortfihreitend in der Tagesordnung, geht der Herr Stellvertreter nunmehr zu 


198. 

Geſetz über das Verfahren in Streitigkeiten megen ganz geringer Forderungen. 
dem Berichte der erften Deputation, betreffend das Gefeg über das Verfahren 
in Streitigkeiten wegen ganz geringer Forderungen, fort. 

Dieſer Bericht, welchen Herr Buͤrgermeiſter Wehner vortraͤgt, enthaͤlt zu⸗ 
voͤrderſt einen allgemeinen Theil, nach deſſen Vortrage Herr Staatsminifter 
von Könnerig bemerkt, wie das vorliegende Geſetz das in andern Staaten ein⸗ 
geführte Inſtitut der Friedensgerichte erfege, jedoch mit dem Vorzuge, daß 
Letztere von richterlich befähigen Männern geleitet würben. 

Da zur algemeinen Debatte Niemand das Wort begehrt, die Anwefenden 
alfo mit der Deputation über die Zwecfmäfigfeit des Gefeges im Allgemeinen 
einverftanden zu ſeyn fcheinen, fo kann fofort zu dem zweiten Theile des Be— 
richts übergegangen werden, welcher die ‚fpeciellen Anträge, der Deputation in 
tabellariſcher Form enthält, 

Dabei wird nun die in der zweiten Kammer beſchloſſene Abanderung des 
Worts „Forderungen“ in „Civilanſpruͤche“ in, der Ueberſchrift bes Geſetzes, 

81° 
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von 31 Stimmen gegen 2, k 
fo wie der ebenfalls in der zweiten Kammer beliebte Zuſatz zum Eingange bes 
Geſetzes, Seite 478 des Berichts unter b. angegeben, 


. 1. finden, dem Mathe der Deputation gemäs, die beiden im ber zweiten 
Kammer beliebten, Seite 478 unter a. und b. aufgeführten, Abänderungen, 
fo wie mit ihnen der $. felbft, 

7 einhellige 

Zuftimmung. 

Eine längere Discuffion veranlaßt dagegen 

$. 2., bei welchem von ber zweiten Kammer vier verfchiedene, Seite 480 
des Berichts angegebene, Abänderungen angenommen worden find. Die Depu: 
ration hat fich in ihrer Majorität nur mit denen unter b. und c. einverflanden 
erflärt, die sub d. ganz abgelehnt, abweichend von der unter a. aber, ebenfalls 
in der Majorität einen andern mit dem Gefeg- Entwurfe nicht harmonirenden 
Vorſchlag gemacht, und deshalb die Seite 485 zu findende abweichende Faf- 
fung vorgefehlagen, mit welcher indeffen ein Deputationsmitglicd, 

Herr Regierungstath von Carlowig, nicht einverftanden if. Zur Begruͤn— 
dung dieſer feiner abweichenden Anfihe führe er anz Mach der Abficht und 
Faſſung der Deputation fole der der Wohlthaten des vorliegenden Gefeges nicht 
theilhaftig werben, welcher eine auf einem Grundftüce haftende Leiſtung einzu: 
Elagen habe. Dieß fey aber auf dem Sande, dieß fey namentlih dann, wenn 
Mittergussbefißer Zinfen oder andere Präftationen ihrer Unterthanen auf gericht- 
lichem Wege einzuziehen genöthigt würden, in der Regel der Fall, umd fo werde 
der Vortheil, den das Gefer gemähre, lediglich den Städten zu Theil werden, 
für das Land aber verloren gehen. Als Grund führe man an, daß bei Ein- 
klagung des Ruͤckſtandes einer Realleiſtung nicht blos der Ruͤckſtand felbft in 
Frage komme, fondern auch über das Necht, die Leiſtung zu fordern; Zuge: 
ftändniß oder Entfcheidung erfolgen muͤſſe. Dieß fey aber keinesweges norh- 
wendig der Fall, und verſtehe es fih von felbfl, daß, wenn das Recht geleug: 
net und freitig werde, von der jet einzuführenden kurzen Prozeßform abgegan⸗ 
gen werben müffe. Der wahre Grund der Deputation für ihre abweichende 
Faſſung aber liege tiefer, er müffe in einem Mißtrauen gegen die Patrimonial: 
gerichte, im der Anficht gefuche werden, daß das zum WBortheile des Gerichts- 
hertn vor einem Patrimonialrichter gechaene Zugeftänoniß eines Pflichtigen nicht 
vollen Glauben verdiene. Dem müffe er widerfprechen, entgegenarbeiten, denn 
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er erfenme es für gänzlich unzuläffig, Männer, die fo gut wie Königliche Rich: 
ter in Eid und Pfliche ſtuͤnden, und eine Einrichtung, die einmal beftehe, ohne 
Grund zu verdaͤchtigen. Die Deputation wuͤnſche, daß ein in der beabfichtig- 
ten neuen Prozeßart gethaenes Zugeftändniß in andern Prozeßgattungen Beweis⸗ 
kraft nicht haben folle, das heiffe aber nichts anders, als den Werth gericheli- 
her Verhandlungen untergraben, die Wohlthat der neuen Prozeßart, die ſchon 
dadurch jedem Michter odios werden müffe, vereiteln und Meineide hervorrufen. 
Aus allen diefen Gründen aber muͤſſe er fi gegen den Vorſchlag der Deputa- 
tion und für die Faffung der zweiten Kammer erflären. 

Die Deputation, bemerft hierauf Se. Königlihe Hoheit Prinz Johann, 
ſey der Kammer Wahrheit und Offenheit uͤber die Gruͤnde ſchuldig, welche ſie 
geleitet haͤtten und darum lege er ſolche offen dar. Abgeſehen davon, daß die 
Faſſung der zweiten Kammer völlig unklar erſcheine und im concreten Falle Fein 
ſicheres Anhalten gewähre, fey es allerdings das Verhältniß der Untergerichte 
gewefen, welches die Deputation beftimmt habe, den Punct 2. ihrer Faſſung 
fo zu ſtellen, wie gefchehen. Sie hege fein Mißtrauen gegen die Parrimonial- 
richter, aber fie fönne fich nicht verbergen, daß es zu Mißtrauen Weranlaffung 
geben Fönne, wenn die vorliegende Prozeßart auch auf Realleiſtungen erſtreckt 
werde. Bisher fen dem Patrimonialrichter nicht geſtattet gewefen, in Sachen 
zu erfennen, wobei der ‚Öerichtshere Parthei gewefen, jetzt folle er in ſolchen 
Dingen, felbft wenn niche blos-über Ruͤckſtaͤnde, fondern mittelbar auch über 
das Recht felbft decidirt werde, nicht blos entfcheiden, fondern auch diefe Ent 
ſcheidung durdy eine Art von Inſtruction vorbereiten, alfo bie Sache faft ganz 
in feine Hand befommen. Es liege im eigenen Intereſſe der Patrimonialge: 
richte, ſich nicht auf diefe Weife um das Vertrauen ihrer Gerichtsgefeffenen zu 
bringen, und fo ſey ihnen die Deputation in der That nicht zu nahe getreten. 
Wie aber durch den Vorſchlag der Deputation Meineide veranlaßt werden foll- 
ten, fen nicht abzufehen, da ja eben alle mittelbaren und unmittelbaren Entfchei- 
dungen über das Recht felbft von ihre aus dem vorliegenden furzen Verfahren 
entfernt würden. 

Herr Staatsminifter von Könnerig wuͤnſcht hieranf eine beſtimmte Erflä- 
rung des Herrn von Earfowit darüber, ob er Ruͤckſtaͤnde von Mealleiftungen 
auch dann in die neue Prozeßart verweifen wolle, wenn der Kapitalwerth der 
geiftung 20 The. — — BEPe oder blos’ dann, wenn Letzterer diefen 
Werth nicht erreiche. 

Herr Geheimer Yuftizrath D. Einert aber macht bemerflich, daß die Ein 
klagung gutsherrlicher, ‘auf Unterthanengrundftüchen haftender &eiftungen auch 
nach der Faffung der zweiten Kammer in der neu einzuführenden Prozeßart nicht 
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zuläffig ſeyn würde, da auch die zweite Kammer die mit dem Beſitze von Grund: 
ftüchen verbundenen Berechtigungen und Verpflichtungen ausfchlieffe. Uebrigens 
liege ein Miptrauen gegen die Patrimonialgerichte nicht vor, fondern nur die 
Abſicht, das Grundeigenihum gegen die nadhtheiligen Folgen etwaniger übereil: 
ter Erflärungen ſicher zu ſtellen. 


Nachdem hieranf Herr von Carlowitz ergegnet hat, einmal, wie er Ruͤck⸗ 
ftände von Mealleiftungen auf dem jest vorzugeichnenden Wege eingeflagt zu 
fehen wuͤnſche, dafern nur der Ruͤckſtand felbft nicht die Summe von 20 Tha- 
lern überfteige, und dann, wie es ihm hauptfächlich darum zu thun ſey, fich 
gegen die Motiven der Majorität der Deputation zu erflären, weshalb er denn 
die Faffung der zweiten Kammer, die mindeftens durch den zugehörigen Bericht 
ihre Dumfelheit verliere, vorziehe, felbft wenn es wahr ſeyn follte, daß fie ma- 
teriell zu demfelben, ihm unerwünfchten, Ziele führe, ſpricht fich 


Herr Staatsminifter von Könnerig dahin aus; Der Faffung der zweiten 
Kammer laffe ſich allerdings die ihr von Herrn Geheimen Juſtizrathe D. Einert 
gegebene Deutung unterlegen, allein man habe dort etwas Anderes beabfichrigt, 
und fomit zeige fid) klar, daß jene Faffung undeutlich ſey. Man müffe wiffen 
und Far ausfprehen, ob man auch Ruͤckſtaͤnde von Realrechten unter die be: 
abfichtigte neue Prozeßart ftelen wolle, oder nit. Nun ſchlieſſe diefe letztere 
ſchriftliche Klagen, deren Zufertigung, längere Friften, förmliches Verfahren, 
ja nad) der Abficht der Regierung felbft die Concurren; von Sachwaltern aus, 
und mwolle man das, fo fey man verpflichtet, auf der andern Seite auch Ga: 
tantieen ju geben, daß der beabfichtigee Rechtsſchutz nicht den minder berathe: 
nen Beklagten benachrheilige. Was feiner Wichrigfeit nach eine umfänglichere 
Eroͤrterung erheiſche, das müffe hier ausgefchloffen bleiben. Den DVerluft von 
20 Thalern verfehmerze man eher als eine dem Grundbeſitze auferlegte fortlau: 
fende Leiſtung, felbft wenn ihr Kapitalwerch weit unter jener Summe bleibe. — 
Er billige die Anſicht nicht, daß Zugeftändniffe, die zum Beſten der Gerichts: 
herren vor deren Gerichten geſchehen feyen, vollen‘ Glauben nicht haben folkten, 
aber eben deshalb ſey er für die Ausfchlieffung aller Mealleiftungen von ver 
neuen Prozeßart, bei der eine Uebereilung fo leicht möglich) werde, die übrigens 
nicht blos den Gerichtsuntergebenen ſchaden Fönne, fondern auch, den Gerichts: 
herren felbft, wenn fie, was z. B. bei Hurhungsftreitigfeiten recht oft vorfomme, 
die Stelle ver Beklagten einnähmen. — Wenn endlich die Anficht der Depu 
tation dahin gehe, daß Klagen wegen ruͤckſtaͤndiger Nealleiftungen in der vor: 
liegenden Prozeßform zwar follten angebracht werden, daß fie aber der Michter 
erft dann zuruͤckzuweiſen habe, wenn ſich im Termine ergeben follte, daß bie 
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Leiſtung felbft ftreitig fey, fo fünne er dem nicht beiffinnmen, es müßten viel: 
mehr Anbringen über Mealleiftungen in der hier beabfichtigten Form fofort zus 
rücfgewiefen werden, fonft werde das Bedenken nicht befeitige und hänfig ver⸗ 
anlaßt werden, daß flatt eines Prozeffes zweie geführt werben müßten. 


Herr von Polenz, welcher hierauf das Wort nimmt, erflärt ſich zwar eben⸗ 
falls für die Faffıng der zweiten Kammer, jedoch aus ganz andern Gründen 
als Herr von Carlowitz. Ihm ſcheint es nämlich zweifelhaft, ob vie Ausbeh: 
nung des vorliegenden Geſetzes für eine Wohlthat anzufehen ſey, und fo wenig 
er daher gegen die von der Deputation unter 1. und 2. gemachten befchränfen- 
den Beſtimmungen eine Einwendumg zu machen hat, fo feheint ihm doch ver 
Punct ımter 3. bedenklich, weil er es zu fehr in das Ermeffen des Richters 
ſtelle, ob die Erörterung umfänglicherer Mechte und Verbindlichfeiten nothwen⸗ 
dig fey, meshalb denn fehr leicht mehr, als in ber Abſicht des Geſetzgebers 
liege, nad) der neuen Form werde behandelt werden fönnen. 

Se. Königliche Hoheit Prinz Johann bemüht ſich demnächft zu zeigen, daß 
die Faffung der zweiten Kammer an Unflarheit leide. Zuvoͤrderſt bleibe man 
in Ungewißheit darüber, ob der Ausdruck „über oder auf Grundſtuͤcke“ blos 
reale oder auch perfonelle Anfprüce auf ein Grundſtuͤck, z. B. den eines Pach⸗ 
ters auf Ucbergabe des erpachteten Immobiles, einfchlieffe. Daß der Ausdruck 
„über oder auf eine mit dem Beſitze eines Grundftücs verbundene Berechtigung 
oder Verpflichtung” verfchiedene Deutung zulaffe, bewähre ſchon die heutige 
Discuffion, und eben fo ungewiß bleibe es, ob man die Zugeftehung des Ruͤck⸗ 
ftandes einer fortlaufenden Leiſtung für ein Anerfenntniß diefer letztern halten, 
alfo die Einflagung folder Ruͤckſtaͤnde ausfchlieffen folle oder nicht, wie denn 
ebenfalls unklar bleibe, ob terminliche Abzahlungen eines fehuldigen Kapitals in 
die Kategorie fortlaufender Leiſtungen zu ftellen fegen oder nicht. An folchen 
Dunfelbeiten leide mindeftens die von der Majorität der dieffeitigen Deputation 
empfohlene Faffung nicht, und fie verbinde damit den Vorzug, die Frage auf: 
fer den Bereich des Intereſſes zu fielen; ob die in der beabfichtigeen neuen 
Prozgart gemachten Zugeftändniffe auch für andere Prozefgattungen von be- 
weifender Kraft feyn follten. 

Der Meferent, Herr DBürgermeifter Wehner, bemüht fich zur zeigen, wie 
das beabfichtigte abgefürzte Verfahren nur dann eine Wohlchat feyn werde, 
wenn man daffelbe auf ganz einfache Streitſachen befchränfe, wo «8 nicht we: 
ſentlich ſchaden koͤnne, daß jet in weniger Tagen entſchieden werben müffe, als 
man dazu fonft Yahre gebraucht habe. Es fen deshalb auch anfangs die Ab- 
ſicht gewefen, die Sache blos auf reine Schulöflagen zu erſtrecken. Man fey 
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weiter gegangen, aber man möge dadurch wenigſtens nicht Realrechte ‚in Ge- 
fahr bringen, bei denen die Verhaͤltniſſe ſich im der, Regel nicht fo plan geftal- 
teten, daß bei dem fo äufferft Furzen Verfahren nicht Nachtheil drohen follte. 
Unrecht thue man der Majorität der Deputation, wenn’ man den Grund ihres 
Vorſchlags in einem Miftrauen gegen die Patrimonialgerichte ſuche, denn fie 
habe nicht auf den Nichter, nur auf die Natur des fireitigen Gegenftandes ge: 
fehen. Uebrigens ſey er unverändert der Meinung, daß auch Klagen wegen 
sealer Seiftungen, fofern es fih nur um Ruͤckſtaͤnde derfelben handele, in der 
neuen Form würden angebracht werden fönnen, daß aber der Richter das Ber: 
fahren fofort zu fiftiren habe, wenn ſich zeige, daß das Recht felbft in Zweifel 
gezogen werde. 

Auch ihn, bemerkt hierauf Herr Bürgermeifter Ritterſtaͤdt, habe, als er 
der Majorität der Deputation ſich angefchloffen, ein Mißtrauen gegen die 
Patrimonialrichter nicht leiten koͤnnen, da er denfelben felbft angehöre, er habe 
nur die Abfiche gehabt, Realrechte nicht durch das fo aͤuſſerſt kurze Verfahren 
in Gefahr zu fielen, und was das Bedenken des Herrn von Polenz anlange, 
fo helfe dem auch die Faffung der zweiten Kammer nicht ab, vor welcher die 
der Deputation wohl unbezweifele. ven Vorzug gröfferer Deutlichfeit und Be— 
ftimmeheit habe. Endlich ſchlieſſe er fi in Folge der heutigen Verhandlung 
der Anfiche an, daß der Michter bei Anbringen der Art, wie fie die Faffung 
der Deputation unter ihren drei Nummern angebe, gar feinen Termin anzu— 
fegen, fondern den Kläger fofore in ein förmlicheres. Verfahren zu verweiſen 
habe. 

Zuletzt Auffert fi Here Geheimer Juſtizrath D. Einert noch dahin, daß 
die. von der Deputation unter 3. gegebene Faffung nicht ganz paffend erfcheine, 
indem das Wort „folche” doc nur die Stelle des Worts „Anfprüche” ver: 
trete, im der zweiten Zeile aber das Wort „Anfprüche” nochmals vorfomme. 
Dem werde ſich übrigens ganz im Sinne der Deputation fehr leicht abhelfen 
laffen, wenn man den dritten Punct fo faffe: 

3.) foldye, deren rechtliche Beurtheilung auf Erörterung umfänglicherer 

Rechte u. f. m. 

Die Mitgliever der Majorität der Deputation erflären fich hiermit einver: 
flanden, und geht der Herr Stellvertreter fodann zur Fragftellung über, bei 
welcher man darüber einverftanden ift, daß wenn die Faffung der Majorität 
der dieffeitigen Deputation abgeworfen werden follte, fodann, dem Separat: 
voto des Herrn von Carlowitz gemäs, die Faſſung der zweiten Kammer zur 
Abftimmung zu bringen, feyn wurde. 
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Here D. Deutrich theilt bei der Abftimmung ‘die Faſſung der dieffeitigen 
Deputation in ihre einzelnen Abfchnitte und fragt zuerft: 
Nimmt die Kammer den erften Theil der Faffung der Majorität ih: 
rer Deputation in den Worten: „Nach den — — nicht über: 
feigen“ an? 
und es antworten hierauf von den 32 anweſenden Kammermitgliedern 
16 mit Ja, eben ſo viele mit Nein. 
Sonach muß dieſe Frage fuͤr heute unerledigt bleiben und morgen wiederholt 
werden, und der Herr Vorſitzende befindet bei der entſcheidenden Wichtigkeit 
des $. 2. für das ganze Geſetz und der ſchon ſehr vorgeruͤckten Zeit für heute 
in der Berathung nicht weiter zu gehen, fondern die Sitzung aufzuheben. 
Er beftimme zur Tagesordnung für morgen die Wahl der ertraordinären 
Deputation zur Begutachtung des Geſetzes wegen der den Untergerichten zu ge: 
benden Organifation, und die Fortfegung der heute abgebrochenen Berarhung. 


Der Verhandlung getreu ſchrieb Vorſtehendes nieder 


D. Deutrich, Vice-Praͤſident. Ernſt Friedrich Hartz, 

Carl Guſtav Freiherr von Beuſt. S. d. L K. 

Huͤbler. 
57. 


Den 17: Mär; 1837. 
Gegenwärtig find: 


Se. Excellenz Herr Staatsminifter von Könnerig und 
Herr Geheimer Juſtizrath D. Einert. 
Die unter dem Vorſitze des Herrn Stellvertreters. D. Deutrich verfammelten 
30 Mitglieder der erjten Kammer genehmigen das über die —* Sitzung auf⸗ 
genommene Protocoll, und beſchlieſſen fodann, 
199. 
Vortrag aus der Regiftrande. 
Mr. 187. eine Petition des Schullehrers Johann —— Lindner zu 
Iweite Abtheilung. 1.85. 
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Porig um Vermittelung der beſſern Dotirung feiner Stelle und J 
Beitrag aus re ‚, an die vierte Deputarion abjugeben, 


200. | 
Beurlaußungen, Entſchuldigungen. 


Als unwohl find für heute Herr Kreishauptmann von Einfiedel und Kt 
Bürgermeifter Gottſchald enefchuldigt, beurlaubt aber werden Herr Amtshaupt 
mann Freihere vor Biedermann vom 19. bis 28. März, Herr Bürgermiks 
fter Bernhardi vom 22. März bis 1. April, Herr Fürft Neuß vom 28 
März bis 15. April und Herr von Polen; vom 23. März bis 5. April. 

Sodann gelangt man zur 

Tagesorbnung, 
auf welcher ſich zuerft ’ 
201. 
Wahl der Deputation zur Begutachtung des Geſetzes wegen Drganifation 
der untern Gerichtsbehoͤrden. 
die Wahl einer Deputation zur Begutachtung des Gefeges wegen Org aniſa⸗ 
tion der untern Gerichtsbehoͤrden befinder, 


Sie erfolge auf die gewöhnliche Weife, indem fofort fünf Namen auf 
jeden. Zettel gefchrieben werden und ergiebt fi), daß ſchon bei der erften Ab: 
ftimmung fünf Kammermitglieder eine abfolute Mehrheit erlangt haben, in: 
dem bei 30 Abftimmenden 

23 Stimmen auf Herrn Stellvertreter D. Deutrich, 

23 Stimmen auf Herrn von Pofern, 

21 Stimmen auf Herrn von Polens, 

21 Stimmen auf Herrn Bürgermeifter Schill und 

17 Stimmen auf Herrn von Schönberg 
gefallen find, während fi die übrigen Vota in minberer, unter der Hälft: 
bleibender Zahl auf 14 andere Kammermitglieder vertheilt haben. 


Ob wohl nun Herr Stellvertreter D. Deutrich und Herr von Polen; der 
Theilnahme an der‘ Deputation, für welche fie fo eben erwaͤhlt worden find, 
überhoben zu feyn wuͤnſchen, fo geben fie doch dem Verlangen der Kammer 
am Ende nad, und es ift daher, der Landtagsordnung gemäs, für den Herm 
VBicepräfidenten noch ein Stellvertreter zu ernennen. | 


Bei der dießfallſigen Abftimmung fallen bie meiften Vota und zwar 
8 auf Herrn Bürgermieifter Ritterſtaͤdt, 
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7 auf Herrn DBürgermeifter Hübler und 
6 auf Heren Kammerheren von Metzſch, 
wogegen bie übrigen fi auf 6 andere Kammermitglieber zerfirenen, 
Da ſonach abſolute Majorirät nicht vorhanden ift, fo wird die Abftim- 
mung wiederholt, und erlangt dabei eine unbedingte Mehrheit von 
20- Stimmen. Herr Bürgermeifter Ritterſtaͤdt, 
welcher ſonach als gewählt zu erfennen ift. 


Nach Beendigung diefes Wahlgefehäfts verfchreitet der Herr Vicepraͤſi⸗ 

dent zu 
202. - ° 
Fortgrfegte Berathung des Geſetzes wegen des Verfahrens im Streitigkeiten 
über ganz geringe Civilanſpruͤche. 

der fortgefegten Berathung des Gefeges wegen des Verfahrens in Streitigfei- 
ten über ganz geringe Eivilanfprüche, und kehrt zu 

$. 2. zuruͤck, über welchen- die Entfcheidung bei der geftern eingetretenen 
Stimmengfeichheit ausgefegt geblieben iſt. 


Bever es zur erneuerten Abftimmung kommt, erklärt Here von Carlowitz, 
wie es ihm, als er ſich im feinem Separatvoto und geftern für die ziöeite Kam⸗ 
mer und deren Faſſung erflärt habe, - weniger um diefe letztere zu thun gemes 
fen fey, als darum, den Moriven der dieffeitigen Deputation zu widerfprechen. 
Er trage demnach darauf an, die Kammer möge befcplieffen, in die wegen bes 
Geſetzes feiner Zeit abzulaffende Schrift, die von ihm beftrittenen Motiven ber 
dieffeitigen Faffung ‚nicht mit aufzunehmen und werde er, wenn bie Kammer 
hierzu ihre Zuftimmung gäbe, felbft für die von der EUER der Deputa⸗ 
tion vorgefchlagene Faſſung votiren. 

Nachdem num der gemachte Antrag zahlreich unterftürt worden ift, 
nigen ſich auch die Mitglieder der Deputation in fo weit mit nn als 
Herr Bürgermeifter Wehner verfichert, daß bei ihm irgend ein Mißtrauen 
gegen die Patrimonialgerichte nicht obgemwaltet habe, Se. Königliche Hoheit 
Prinz Johann aber bemerft, wie er zwar die geftern entwickelten Motiven nicht 
zurücknehmen fönne, jedoch eben fo wenig —— beſtehen wolle, ſie in die 
Schrift aufgenommen zu ſehen. 

Der Antrag des Herrn von Earlowis, wegen — der mehr- 
beregten Motiven aus der Schrift, wird hierauf 

einftimmig 
genehmigt, ſodann aber der $. 2. in der von der Deputation Seite 485. ih: 
res Berichts vorgefchlagenen Faffung mit der geftern von Herm Geheimen: Ju ⸗ 
82” 
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ſtizrath D. Einert vorgeſchlagenen feinen Abänderung der ie, im 
Puncte unter 3. 
einftimmig 
angenommen. 
Es erlangen fodann 
$. 3. unverändert, bie 
66. A. und 5. aber mit den von ber Deputation Seite 485 und 487 
beantragten Kleinen Abänderungen, insgefammt 
einhellig 

und ohne Discuſſion Annahme und gelangt man zu 

$. 6., bei welchem eine Meinungsverfſchiedenheit in der Deputation ſelbſt 
ſich gezeigt hat, indem die Majorität derfelben, dem Geſetz-Entwurfe gemäs, 
‚das perfönliche Erfcheinen der Partheien verlangt, die Minorität aber, nach 
dem Beifpicle der zweiten Kammer, unbedingt Bevollmaͤchtigte zulaffen will. 

Zur Unterftügung diefer letztern Anſicht aͤuſſert zuwörderft Herr Bürger: 
meifter Nitterftädt: Es gebe Fälle, und gewiß Jedem würden dergleichen bei- 
gehen, wo das Gefühl es hoͤchſt befehwerlid mache, fich einem Gegner perfön- 
lich gegenüber zu ftellen, ja es fey für Viele, befonders Frauenyimmer, ein 
Garig vor Gericht fo unangenehm, daß fie lieber Unrecht über ſich ergehen 
laffen würden, als ſich perſoͤnlich fielen. So fönne die Dispofition des Ge: 
ſetzes zu Erpreffungen führen, was ſich doch fo leicht vermeiden laffe, wenn die 
Meinung der Minorität angenommen werde. Dieß wünfche er aber um fo 
mehr, da die von der Majoritaͤt für ihre Anſicht aufgeftellten Gründe feines: 
weges fo wichtig ſchienen, um jenes Bedenken zu überwiegen. Es werde näm- 
lich das Bedenken, daß Bevollmaͤchtigte oft nicht hinlänglih inſtruirt feyn 
würden, durch die Beftimmung befeitigt, daß die Ablehnung beftimmter Aus: 
kaffung unter Beziehung auf mangelhafte Inſtruction einem Zugeftänpniffe gleich: 
geachtet werden folle, es laffe fih ferner von gewiffenhaften Sachwaltern nicht 
annehmen, daß fie bei Unbefannefhaft mit dem wahren Sachverhaͤltniſſe ſich 
lieber mit dem Negiren behelfen würden, und die Beziehung auf die bisherige 
Geſetzgebung fpreche eher für die Minorität, da die Erfahrung lehre, daß, 
aller geſetzlichen Vorſchriften ungeachtet, das perfönliche Erfcheinen der. Par: 
theien bisher nicht durchzuführen geweſen ſey. Unter ſolchen Umftänden aber 
müffe man es in der That unbillig finden, das Erfcheinen durch einen Dricten, 
nicht blos, wie die Erl. Prozeßordnung, mit 5 Thle. — — fondern fogar mit 
dem Verluſte des ganzen Prozeffes zu beftrafen. 

Ebenfalls file die Anficht der Minoritaͤt fpricht. ſich der Unterzeichnete aus. 
Er führt an, daß in der Regel die Intereſſenten da, wo fie felbft vor Ge 
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richt erfcheinen koͤnnten, ſich der Sachwalter nicht zu bedienen pflegten, weil 
fie die dadurch entfichenden Koften fcheueren. In ben meiften Fällen werde 
daher die Beauftragung von Bevollmächtigten unterbleiben, und wo fie jä er⸗ 
ſchienen, da liege es bei der fo Aufferft geringen Tape des $. 39. zu fehr in 
ihrem eigenen Intereſſe, die Sache ſchnell beendige zu fehen, als daß fie nach⸗ 
theilig auf Verzögerung und Erſchwerung der Entſcheidung einwirken follten. 
Wenn demnächft der Gefez: Entwurf felbft gewiffe Entfehuldigungsgrände zu⸗ 
laffe, folhe aber ganz in das Ermeffen des Richters fielle, fo fehle es dabei 
an der nöthigen Garantie und die Parthei fönne niemals oder doch nur in 
feltenen Fällen voraus wiffen, ob ber Richter ihre Gründe gelten laffen werde 
oder nicht. Sie müffe daher erfcheinen und lieber andere ihr dadurch entſte⸗ 
hende Machtheile über ſich ergehen laffen, felbft wenn legtere wirklich vorhan⸗ 
den wären. 

Der Anſicht der Minorieät tritt Hiernächft auch Herr Bürgermeifter Huͤb⸗ 
ler bei. Einverftanden damit, daß das perfönliche Erfcheinen der Partheien 
zu wünfchen fey, hält der Sprecher dafür, daß es im Erfolge ziemlich gleich 
ſeyn werde, ob man das Eine oder das Andere in das Gefeg aufnehme, ins 
dem in der Mehrzahl der Fälle die Intereſſenten perfönlich wor Gericht erfchei- 
nen würden. Wo fie dieß aber einmal nicht wollten, da werde es ſich durch 
das vorliegende Geſetz eben fo wenig erzwingen laffen, als dich bisher nach den 
firengen Vorfhriften der Erl. Prozeßordnung und des Mandats von 1753. 
möglich geroefen. Der Gefeg: Entwurf felbft geftatte zwei Ausnahmen, zu 
deren Anwendung fich ftets Gelegenheit finden werde. Gewähre nun aber ein- 
mal die Beftimmung des Gefeg : Entwurfs feinen reellen Nugen, fo werde fie 
beffer wegbleiben, zumal da fie wefenelich ſchade, einmal, indem fie die Par: 
theien, die ſich vor dem perfönlichen Erfcheinen ſcheueten, zur Vorwendung fal- 
ſcher Entſchuldigungen veranlaffen werde, und dann indem fie verfchmitten 
Gegnern ein fehr bevenfliches Mittel, Zumöthigungen zu machen und fie gelin- 
gen zu fehen, in bie Hand gebe. 

Zur Unterflügung der Anfiche der Majorirät bezicht fi dagegen Se. Kö: 
nigliche Hoheit Prinz Johann auf die Schwierigkeit, einen Bevollmächtigten 
für alle gedenfbare Fälle und Einwendungen in voraus genügend zu inftruiren, 
zumal bei der Kürze der zu geftartenden Frift, wodurch denn auch der revlichite 
Sachwalter am Ende in den Fall kommen koͤnne, wahre Facta aus Unbe- 
Fannefchaft mit denfelben abzuleugnen. Sey ferner bisher das perfönlihe Er: 
ſcheinen nicht zu erzwingen geweſen, fo liege dieß vielleicht daran, daß es we= 
niger als jetzt beſtimmt geweſen ſey, melde Momente als entſchuldigend anzu: 
erkennen feyen, da nach der Faſſung des Geſetzes nur unverhaͤltnißmaͤſige 
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Machrheife, nicht bloße Unbequemlichkeiren genügen ſollten. Sey Jemand thoͤ— 
richt genug, den Gang vor Gericht zu feheuen, fo möge er auch den Nachtheil 
über fich ergehen laffen, ver keinesweges zu hoch erfcheine, da ja in der gan: 
zen Prozegart nur von- geringfügigen Streitobjecten die Rede ſey. Beſorge 
man. Erpreffungen, fo antworte er, daß der Gebrauch nicht durch den Mi: 
braud) aufgehoben werde, und fey eine Parthei ungewiß darüber, ob der Mid: 
ter ihren Entfhuldigungsgrund als genügend werde gelten laffen,ı fo ſey es ihr 
unbenommen, ihn vor Eintritt des Termins deshalb zu befragen. 

Herr Staatsminifter von Könnerig finder, daß die hier angenommene In: 
fiructionsmarime, die dem Richter gegebene Freiheit, der Parthei, welche nach 
feiner Meberzeugung die Wahrfcheinlichkeit für fi habe, den Erfüllungseid zu: 
juerfennen, ja felbft die Beftimmung, nach welcher in geeigneten Fällen fofort 
im erften. Termine der Eid abgenommen werden fönne, das perfönliche Erfchei: 
nen unerläßlih machtey, er bemerkt, daß, wenn auch der Verklagte feinen 
Bevollmächtigten genügend inftruiren fönne, dieß doch beim Kläger nicht der 
Fall ſey, der nicht wiffe, was man ihm für Eprceprionen bringen werde, und 
führt endlih noch an, daß man zum großen Nachrheile auch fogenannte Win: 
Eelabvofaten von der Mebernahme von Vollmachten nicht werde ausfchlieffen 
fönnen. 

Nachdem fich endlich noch der Herr Referent dahin ausgefprochen hat, daß 
manche Gerichtsbehörden auch bisher das perfönliche Erfcheinen der Partheien 
im erften Termine durchzufegen gewußt hätten, und daß die Julaffung von Be: 
vollmächtigeen nah Willführ der Partheien den wohlchätigen Zweck des vorlie: 
genden Geſetzes zum großen Theile zu vereitelm droße, geht Herr D. Deurrid) 
zur Abftimmung über, und fragt: 

Soll das perfönlie Erfheinen der Partheien nach dem Vorſchlage 
der Minoritaͤt facultativ ſeyn? 
und es wird ſolches, 
von 17 Stimmen gegen 11, 
mit Ja beantwortet. 


So iſt nun der erſte und wichtigſte der Seite 487 des Deputationsberichts 
aufgeftellten Puncte erledigt, und es bedarf beim zweiten einer Abſtimmung 
nicht, da die Deputation ſich gegen die zweite Kammer, alſo für den Geſet 
vorſchlag erflärt hat. 

. Wenn jedoch bei diefer Gelegenheit die Deputation Seite 493 einen allge 
meinen Antrag wegen Zulaffung der Rechtscandidaten zur Abwartung von Ter: 
minen als fubftituirte Bevollmaͤchtigte vorgeſchlagen hat, fo wuͤnſcht Unterzeich⸗ 
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neter ſolches lediglich auf ſolche Rechtscandidaten beſchraͤnkt zu ſehen, deren Pro— 
beſchriften bereits approbire find. Sein dießfallſiges Amendement finder indeſſen 
die nöthige Unterftügung nicht, und da ſodann 
Herr Staatsminifter von Könnerig bemerkt, daß wegen Ertheilung gröffe: 
rer Gefchäftsbefugniffe an die Nechtscandidaten eine Petition der zweiten Kam: 
mer vorliege, bei deren Berathung fi die Sache mehr im Ganzen überfehen 
und auch der erwähnte Antrag - der Deputation zur Sprache bringen laſſen 
werde, fo find die Mitglieder der Deputation felbft damit einverfianden, den 
von ihnen gemachten Vorſchlag für jetzt auf fi) berußen zu laffen; und es 
tritt dem die Kammer 
einftimmig 
bei. 
Dem Seite 487 des Deputarionsberihts unter 3. erwähnten Beſchluſſe 
der zweiten Kammer, nad) welchem unverchelichte Srauensperfonen bei Rechts: 
ſtreitigkeiten, welche nach dem vorliegenden Gefege zu behandeln find, eines Ge- 
ſchlechtsvormundes nicht bedürfen follen, empfichle die Deputation beizutreren, 
und es bemerft dabei 
Herr Staatsminifter von Könnerig, wie er materiell zwar einverftanden 
fey, jedoch wuͤnſchen würde, diefe Beſtimmung aus dem Geſetze entfernt zu 
fehen, wenn noch während des dermaligen Landtags ein allgemeines Gefeg wer 
gen der Geſchlechtsvormundſchaft vorgelegt werden follte, was allerdings in der 
Abficht der Regierung liege. Dieß beftimme ihn nun zu dem Vorſchlage, 
man möge es in der Schrift ausfprechen, daß die wegen. der Theil: 
nahme der. efchlechtsvormänder in den $. 6..aufjunehmende Beſtim⸗ 
mung in dem Falle aus. dem Geſetze wegbleiben möge, wenn noch 
während der dermaligen Ständeverfanımlung ein allgemeines Geſetj 
wegen der Gefchlechtsvormundfhaft zu Stande fommen follte, 


* Miemand erflärt fich gegen diefen Vorſchlag, und es wird derfelbe, eben fo 
wie eventuell der Seite 487 und 493 unter 3. gemachte Antrag der Deputa- 
tion, 

einftimmig 
angenommen. 

Was den vierten, Seite 437 des diefjeitigen Deputationsberichts erwähn: 
ten Punct, die Beftimmung der Machrheile des Ausbleibens, nicht gehörigen 
Erfcheinens oder der mangelhaften Inſtruction anlangt, fo muß nunmehr und 
nach dem zum erften Puncte gefaßten Befchluffe auch die Majorität ner Deputation 
dem Vorſchlage der Minorieär beitreten, welcher dahin geht, diejenige Faſſung 
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anzunehmen, welche bem britten Gate bes $. 6. von ber Deputation ber jiwi- 

ten Kammer Geite 288 ies Berichts gegeben worden F— Die Kammer en 
klaͤrt ſich hiermit 
unanim 
einverſtanden. 

So gelangt man zu dem fuͤnften und letzten der Seite 488 fg. des bieſaten 
Deputationsberichts ausgehobenen Puncte, bei welchem wiederum eine Differenz zwi: 
ſchen der Majorität und der Minorität der Deputation vorwaltet. Waͤhrend 
nämlich Erftere mit dem Gefeg- Entwurfe eine Neftitution der durch Zuziehung 
von Beiftänden und das Erfcheinen von Bevollmächtigten entftandenen Koften 
in feinem Falle zulaffen will, wuͤnſcht die Minorität die Erftattung der Koften 
in den Fällen als zuläffig ausgefprochen zu fehen, wo der Gefeg-Entwurf $. 6. 
die Abwartung der Termine durch Bevollmaͤchtigte geftatten wollte. 

Letztere Anficht vertheidige Herr Bürgermeifter Nirterftädt, indem es in den 
$. 6. des Gefeg Entwurfs bezeichneten Fällen ja gar nicht von der Parthei ab: 
hänge, ob fie felbft erſcheinen wolle, vielmehr vorausgeſetzt werde, daß fie wirt 
lic) verhindert fg. Werde nun der ganze Mechtsftreit fo unbefugter Weiſe ge 
gen fie erregt, daß es überhaupt zu einer Koftenerftattung fomme, fo ſey « 
wohl billig, daß ihr auch der hier in Frage ſtehende Aufwand nicht zur Saft 
falle. k ‚ 

Dagegen halten indeffen Herr Staatsminifter von Könnerig und der Herr 
Referent ein, daß man in der vorliegenden Prozeßgattung das Erfcheinen durch 
Bevollmaͤchtigte nicht erleichtern dürfe, daß der Eintritt einer wirklichen Behin: 
derung ein Zufall fey, deffen Nachrheil der zu tragen habe, welchen der Ca: 
fus betreffe, und daß bei fo geringen Objecten, als hier in Frage ftünden, die 
Gebühren eines Bevollmächtigten verhälmißmäfig ſchon fehr bedeutend fegn, ji 
manchmal den Gegenftand des Streits überfteigen könnten. 

Bei der hierauf erfolgenden — erklaͤren ſich 

24 Stimmen gegen. 3, 
für die Anſicht der Majoritaͤt. 

So ift nun materiell Beſchluß über alle Theile des $. 6. gefaßt worden 
und es kommt nur noch auf die Wortftellung an. Gemäs den einzelnen Be 
fhlüffen wird fie in der Hauptſache nach dem Wunfche der Minorirär, vor 
der Faffung nur wenig abweichen, welche fid Seite 288 des Deputationsh 
richts der zweiten Kammer findet. Es ift hierüber Seite 497 des dieffeitige 
Deputationsberichts in den Worten „die Parthein ——— abgelehnt wird‘ 
das Mörhige angegeben und werben ſodann die, ebenfalls Seite 497 zu finden 
den, Worte folgen: 
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Auf Erfag von Koften wegen Zuziehung eines Beiftandes ober wegen 
bes Erfcheinens durch ‚einen Stellvertreter finder ein Anfpruch niche 
ftatt. 

Zu bemerfen ift übrigens hierbei, daß Seite 497 des dieffeitigen Deputations: 
berichte Zeile 15 ſich ein Druckfehler befindet, indem dafelbft nady dem Worte „erfol: 
gende" ein Stridy ſtehen fol, da zwifchen diefes und das darauf folgende Wort 
abgelehnt” noch mehrere Zeilen aus ber Saffung | bes jenfeitigen Deputations: 
berichts Seite 288 einzufchalten find. 


In diefer fo eben befhriebenen Maafe wird nun der $. 6. 
einſtimmig 
und zwar, was den Satz wegen der Curatoren anlangt, eventuell angenom⸗ 
men. 
Bei 
$. 7. hat die zweite Kammer die Seite 496 und 498 unter a. b. und c. 
angegebenen Abänderungen befchloffen. Die Mehrheit der Deputarion, welche 
fi) früher gegen die Puncte unter a. und c. erflärt hat, tritt denfelben in 
Folge der zu $. 6. gefaßten Befchlüffe nunmehr bei, und es wird nach ihrer 
Anſicht nur den erften Worten des $,, wie ihn die zweite Kammer gefaßt hat, 
ein Fleiner Zufag beizufügen ſeyn, fo daß es hieße: 
Zur Bevollmaͤchtigung, welche jedoch nicht nothwendig auf einen Ad: 
vocaten gerichtet zu ſeyn braucht, gnuͤgt die Beibringung u. ſ. w. 
In dieſer Maaſe und mit den drei von der zweiten Kammer rn 
Xbänderungen wird $. 7 
von allen- Kamıkaben 
genehmigt. 
Bei 
$. 8. hatte fi die Deputation zwar für die von der zweiten Kammer be: 
iebte Faffung erflärt, es waren jedod von der Majoritaͤt verfchiedene Worte 
ur Weglaffung aus derfelben vorgefhlagen worden, Diefer Vorfchlag erledigt 
ich indeffen durdy den zu $. 6. gefaßten Beſchluß, und es wird die Faffung 
er zweiten Kammer, unser der alleinigen Abänderung des muthmaaslich nur 
urch einen Irrthum eingefloffenen Worts „Gemeinde“ in „Gemeinheit”, 
unanim 
ngenommen. 
Bei | 
$. 9. hat die zweite Kammer zwei, Seite 500 bes bieffeitigen Deputations: 
erichts unter a. und b. angegebene, Abänderungen rn 
Zweite Abtheilung. 1. Bd. 
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Es wird, dem Rathe der Deputation gemaͤs, die Weglaffung unter a. 
einftimmig 
angenommen, der Zufaß unter b. 


einſtimmig 
abgelehnt, und ber $.. 9. ſodann in folder Maaſe ebenfalls 
einſtimmig 
genehmigt. 
Die bei 
$. 10. von. der zweiten Kammer getroffenen Abänderungen find Seite 500 
des Berichts der erſten Kammer unter a. und b. angegeben. 


Die Abänderung unter a. wird unverändert, die unter. b. nach der von 
dicffeitiger Deputation Seite 501 angegebenen etwas veränderten Faffung, eben 
fo wie mit diefen Verbefferungen $. 10. felbft 

unanim 
angenommen. 
Bei 

$. 11. finden die · Seite 500 und 502 des bieffeitigen Deputationsberichts 
unter a. b. und c. angegebenen Beſchluͤſſe der zweiten Kammer, uud mit ihnen 
der $. felbft die Zuftimmung 

aller Anwefenden. 


Ferner hatte fich zu 
$. 12. bie Deputation zwar für die von ber zweiten befchloffenen, Seite 
502 angegebenen, Emendationen unter a, und c. erflärt, die Majorität aber 
hatte der unter b. widerſprochen. Dieſer Widerfpruch erledige ſich indeffen 
durch die zu $. 6. heute gefaßten Beſchluͤſſe, und finder ſonach $. 12. ganz in 
der Maafe, wie ihn die zweite Kammer angenommen hat, 
allgemeine 
Zuftimmung. 
Dem 
$. 13. hat die jenfeitige Kammer eine ganz veränderte Faffung gegeben, 
welche der erften Kammer von ihrer Deputation jur Annahme empfohlen wird. 
Unterzeichneter, obwohl hiermit in der Hauprfache einverftanden, wuͤnſcht 
doch aus dieſer Faſſung die Worte „und darf nicht uͤber 8 Tage“ entfernt zu 
ſehen. Er führt zur Unterſtuͤtzung dieſes Wunſches an, daß die Beſtimmung 
einen Nutzen nicht haben koͤnne, da ſie nach der bei den Verhandlungen der 
zweiten Kammer (Seite 262 der Protocolle) gegebenen officiellen Erlaͤuterung 
nicht die Friſt beſtimme, binnen welcher der Richter den Beſtellzettel zu erlaf 
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Zettels erfolgen dürfe. Gefihehe die Inſinuation früher, fo müffe der Be: 
Hlagte doch erfcheinen, es liege darin, wenn ihm einige Tage mehr Friſt ge: 
gönns würden, keine Unbilligfeit gegen den Kläger, der ſich die Sache fo 
lange vorher überlegen koͤnne, als er wolle, wohl aber koͤnne die Beftimmung 
den Machrheil haben, daß zuweilen ein eigener Bote an entferntere Orte gefen: 
det werben müffe, während die früher geftattere Inſinuation gelegentlich mit 
beforgt werden koͤnne. Bo gefährde die Beſtimmung, von der man irgend 
einen Nutzen nicht abfehe, einen der Hauptzwecke des vorliegenden Gefeges, die 
Wohlfeilheit, und fie koͤnne noch überdieß zu einer Menge von nutzlofen Dis: 
euffionen Beranlaffung geben. 


Nachdem der Vorſchlag genigend unterſtuͤtzt worden ift, erflären ſich ge- 
gen denfelben fowohl die Herten Regierungsbevollmächtigten als mehrere Kam: 
mermitglieder. Sie führen an: Die Friftbeftimmung diene dem Richter 
mindeftens zu einigem Anhalten und hindere ihn, aus Begünftigung dem Be: 
Flagten eine längere Frift zu gönnen, als aufferdem der Fall ſeyn würde. Der 
Kläger habe allerdings ein Intereſſe daran, theils bald zum Termine zu fommen, 
theils dem Beklagten niche zu große Frift zur Auffuhung von Epceptionen ge: 
gönnt zu fehen, Die Beſtimmung fen ſonach keinesweges überfläffig und je: 
denfalls unſchaͤdlich, 

Fuͤr den Fall, daß der Vorſchlag des Unterzeichneten angenommen werden 
ſollte, wuͤnſcht Herr von Polen; das Minimum der Friſt auf 8 Tage geſetzt 
zu ſehen, er laͤßt indeſſen ſeinen Antrag wieder fallen, da auch Unterzeichneter 
den ſeinigen zuruͤcknimmt, weil ſich ſo viele Stimmen gegen denſelben erklaͤrt 
haben, daß ſeine Annahme unwahrſcheinlich iſt. 

Herr Staatsminiſter von Koͤnneritz glaubt das Bedenken des Unterzeichne: 
ten mindeftens zum Theil befeitige zu fehen, wenn mindeftens der erfte Satz 
des $. nicht nach der Faffung ver zweiten Kammer, fondern nad der des Geſetz⸗ 
Entwurfs angenommen und bdarinn Zeile 1 ſtatt A Tagen vielmehr 8 Tage, 
fo wie Zeile 6 ftatt 2 Tagen vielmehr 4 Tage geſetzt würden, 


Die Deputation und Unterzeidineter find hiermit einverftanden und es wer 
den der erfte Satz nach der Faffung des Gefep Entwurfs unter der eben an: 
gegebenen Erhöhung der Friſten auf 8 und 4 Tage, fodann der zweite Satz 
nach der Faffung der zweiten Kammer in den Worten „Unter Einräumung 

Aufſchub leider” emdlih der $. 13. in diefer Maafe, insgefammt 
einftinmig, 
angenommen. 
83’ 
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Der 
$. 14. wird mit der von ber zweiten Kammer befchloffenen Abänderun 
des letzten Sages, unter der von dieffeitiger Deputation Seite 505 vorgefchle: 
genen Bertaufhung des Worts, „Gerichtsperfonen“ mit dem Worte „Perfonen‘, 
einhellig 
angenommen. 
Eben fo finden die bei \ 
$. 15. von der zweiten Kammer befehloffenen, Seite 504 und 506 der 
dieffeitigen Deputationsberihts unter a. und b. angegebenen Abänderungen, 
unter ber von ber Deputation der erfien Kammer Seite 507 ihres Berichts 
vorgeſchlagenen Beifügung der Worte „und von dem Nichter genehmigten", 
fo wie mit ihnen der $. 15. felbft, die Genehmigung 
aller Anweſenden. 
Die bei 
$. 16. von der zweiten Kammer befehloffenen, Seite 506 unter 1. umd 
2. angegebenen, beiden Abänderungen haben den Beifall der bieffeitigen De: 
putation nicht erlangt. Die Kammer tritt letzterer bei, und es wird $. 16. 
fo wie er fih im Gefeg: Entwurfe vorfindet, unverändert und 
einftimmig 
genchmigt. 
Gleichergeſtalt wird 
$. 17. wie auch in der zweiten Kammer gefchehen, unverändert nach ber 
Faſſung des Gefeg - Entwurfs 
einhellig 
angenommen. 
Bei 
$. 18. hat die zweite Kammer drei Abänderungen gemacht, welche Seite 
508 dis dieffeitigen Deputationsberidhts unter a. b. und c. angegeben werben. 
Die Kammer nimmt diefelben, fo wie mit ihnen den $. felbft, 
einmürhig 
an, ſtimmt auch dem 


$. 19. mit der von der zweiten Kammer befchloffenen, Seite 508 dee 
dieffeitigen Deputationsberichts zu findenden- Abänderung bes letzten Satzes, 
unanim 
bei. 
Endlich werben 
$. 20. wie in der zweiten Kammer unverändert nach dem Gefeß = Entwurf:, 
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G. 21. unter Wegfall der auch in der zweiten Kammer entfernten Worte 
„mach dem Ermeffen des. Gerichts” und 

$. 22. wiederum umveränbert, insgefammt 

einftimmig, J 
genehmigt. | 
Hier nöthige der Ablauf der Zeit abzubrechen und wird zur Tagesordnung 
für morgen die Fortſetzung der ſo eben vorgeweſenen Berathung beſtimmt. 
Vorſtehendes ſchrieb nieder 


D. Deutrich, Vice⸗-Praͤſident. Ernſt Friedrich Hartz, 
Curt Ernſt von Poſern. S. d. J. K. 
Hanns Friedrich Curt v. Luͤttichau. 


— — — 


58. 
Den 18. Maͤrz 1837. 
Gegenwärtig find: 


Se. Excellenz Herr Staatsminifter von Könnerik, 
Herr Geheimer Juſtizrath D. Einert. 


Die unter dem Vorſitze des Herrn Stellvertreters D. Deutrich verfammelten 
33 Mitglieder der erften Kammer genehmigen das über. die letzte Sitzung 
aufgenommene Protocoll und beſchlieſſen fobann bei 


203. 
Vortrag aus der Regiſttande. 
dem Vortrage der neu eingelangten Sachen, 

Ne. 188. eine Petition des Raths zu Zöblig und der Vorftände mehre: 
rer benachbarten Dorffchaften um Bevorwortung des Baues der Zöblig » Zfho: 
pauer Straße, wegen des Einfluffes diefes Gegenftandes auf das Budjet, 
mittelft Protocolleptracts an bie zweite Kammer zu bringen. 

Demnächft werben zwei umter 
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- Mr. 189 und 190. eingelangte Protocollertracte der zweiten Kammer, 
wovon ber erſte die Berathung des Gefeges wegen der Theilnahme am &ott 
und den auswärtigen $otterien, ber andere das Decret wegen der Königliche 
Entſchlieſſungen auf mehrere ftändifche Anträge betrifft, am die erfte Deput 
tion verwiefen. | ; 

204 
Beurlaubungen. Eutſchuldigungen. 

Herr Stellvertreter D. Deutrich zeigt der Verſammlung an, daß er vom 
19. 1. M. bis 2. April in feine Heimath zu reifen gedenke, und bitten Her 
Bürgermeifter Ritterſtaͤdt und Unterzeichneter um Urlaub. während der bevor: 
ftehenden Serien auf 10 bis 12 Tage, mit der Bemerkung, daß fie die Zur 
ihrer Abrefenheit zum Präfenzprotocole anzuzeigen nicht verabfäunmen würden. 

Dei diefer Gelegenheit erfläre im Uebrigen Herr Stellvertreter D. "Deu 
trich, wie bei dem Mangel von Vorlagen zur Berathung die Sitzungen der 
Kammer, die er heute zu fchlieffen denke, nicht vor dem 3, April wieder kt: 
ginnen würden. 


s 205. 
Beranftaltungen zur Förderung der Gefchäfte während ter Ferien, 

Auf Anregung Sr. Königlichen Hoheit des Prinzen Johann wirb dem: 
naͤchſt beſchloſſen, daß die während der bevorftchenden Ofterferien fertig wer: 
denden Berichte der Deputationen fofort und unerwartet des dießfallfigen Be 
fehluffes der Kammer gedruckt und vertheilt werden follen, man genehmigt aud 
den Antrag des Herrn Bürgermeifters Hübler, daß eine vom biefigen Stadt 
rathe einzureichende WBorftellung wegen einiger bei dem Geſetze über die bürger- 
lichen Verhältniffe der Juden gewünfchten Movdificationen fofort nach veren 
Eingange an die erſte Deputarion abgegeben werden foll. 

Man kann nunmehr zur 

Tagesorbnung 
übergehen, auf welcher fi - 
206. 
Fortgefegte Berathung des Geſetzes über das Berfahren in &treitigfeiten 
wegen ganz geringer Civllanſpruͤche. 
die fortgefetste Berathung des Geſetzes über das Verfahren in Streitigkeiter 
wegen ganz geringer Civilanſpruͤche befindet. 
Da fortfahrend, wo man geſtern ſtehen geblieben, gelangt man zuerſt zu 
$. 23. bei welchem die Deputation ſich gegen die von der zweiten Ramme 
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yefchloffene Abänderung erflärt hat. Die Kammer theile diefe Anficht, indem 
er $. unverändert fo, wie er fi im Geſetz⸗ Entwurfe befindet, 
einftimmig 
mgenommen wird. 
Bei 

$. 24. find von der zweiten Kammer mehrere Abänderungen befchloffen 
vorden, welche ſich Seite 510 des bieffeitigen Deputationsberichts näher ans 
jegeben finden, und denen die Deputation der erfien Kammer beigetreten ift. 

Die erfte diefer Abänderungen betrifft die Beifügung der Worte „noch 
auch wife, mo fie anzutreffen” und fomit eine Ausdehnung des Editionseides, 
und es erflärt ſich 

Herr Geheimer Juſtizrath D. Einert gegen diefelbe. Er bemerft deshalb: 
Der Evitionseid enthalte weder nach dem Altern Saͤchſiſchen Rechte, wie fol: 
des vor ber Erl. Prozeforbnung gegolten habe, noch nad) dem gemeinen Rechte 
die Elaufel, welche hier beigefügt werben folle. ie ſcheine aber auch in der 
That zu weit zu gehen, denn wenn man auch verlangen fönne, daß eine Par: 
hei den eigenen Beſitz und die dolofe Wegſchaffung der Urfunde von ſich ab⸗ 
chen folle, fo heiffe es ihr doch zu viel zumurhen, daß fie das Document 
auch noch zum Vortheile ihres Gegners bei dritten Perfonen auffuchen folle. 
Ueberdieß gebe jene Elaufel zu Mentalrefervationen Veranlaſſung, da der 
Schwoͤrende, wenn er auch vor längerer oder fürzerer Zeit gewußt habe, wo 
ſich die Urkunde befinde, ſich doch fagen fönne, daß er nicht beſtimmt wiſſe, 
ob fie noch, im Augenblide des Eides, an dem Orte und in den Händen ſey, 
vo er fie vorher gefehen. - Dieß, und ganz gewiß nicht ein Verſehen des Ver: 
affers des vorliegenden Gefeges, fey der Grund, warum ſich jene Worte im 
Entwurfe nicht fänden, und es fiche zu erwarten, daß fie auch bei Exlaffung 
ines neuen Öefetzes über den Prozeß nicht beibehalten werden bürften, da 
nan fie für zweckmaͤſig nicht halten koͤnne. 

Diefer Anſicht treten Herr Kammerherr von Watzdorf, da er eine Wer: 
ninderung und, wo diefe nicht zu erlangen ift, mindeftens eine Einſchraͤnkung 
rer Eide wuͤnſcht, und Herr Bürgermeifter Mitterfiäde bei, welcher ſich, ob: 
oohl felbft Deputationsmitglied, doch durch die Gründe des Herrn Megierungs- 
Fommiffars um fo mehr überzeugt findet, als das vorliegende Gefeg ohnehin 
in DBerfahren wegen einer in den Händen eines Dritten befindlichen Urkunde 
icht geftattet. 

Dagegen nehmen ſich nun auch wiederum mehrere Kammermitglieder, na: 
sentlih der Here Meferent, Se. Königliche Hoheit Prinz Johann, Herr 
Sürgermeifter Hübler und Unterzeichneter des Jufages der zweiten Kammer an. 
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Sie führen deshalb an: Da die in der Erl. Prozeßordnung feſtgeſtellte Form 
der Eoditionseide jene Elaufel enthalte und: diefe Vorſchrift im Allgemeinen: noch 
gelte, fo feheine es nicht zweckmaͤſig, hier davon in einem einzelnen: Falle ab- 
zugehen, wogegen fie von felbft auch bei den ganz geringen. Streitfachen weg: 
fallen werde, wenn einmal deshalb eine allgemeine Abänderung eintreten follte. 
Der Zufaß ber zweiten Kammer, dem. ber vorige Herr Negierungs : Commif: 
far bei der Verhandlung. nicht widerfprochen habe, fülle eine Luͤcke aus, vie 
auffervem wohl bleiben würde, und die Elaufel fey Feinesweges ohne Erfolg, 
da wenn bie Urkunde auch nicht mittelft gerichtlichen Verfahrens vom dritten 
- Befiger erlangt werben könne, der Berheiligte doch im Stande fen, fie aufju: 
fuchen, wenn er wiffe, wo fie ſich befinde. Mentalrefervationen endlich ge: 
ftatte wohl jeder Eid dem, . der gewiffenlos genug fey, fie benugen zu wollen. 

Um die abweichenden Anfichten auszugleichen, ſchlaͤgt Herr Amtshauptmann 
Freiherr von Biedermann vor, ftatt des von der zweiten Kammer gewählten 
Zufaßes die Worte einzufchalten „noch fie nachzuweiſen vermöge”, es finder 
folches indeffen nicht die erforderliche Unterftügung und wird fodann ber An: 
trag der Deputation und mit ihm der Zufaß der zweiten Kammer, 

mit 17 Stimmen gegen 14, 
angenommen. 

Die Seite 510 und’ 511 unter b. und c. angegebenen Zufäge der 
zweiten Kammer werben, unter der Beflimmung, daß der Zufag sub b. un: 
mittelbar nach dem Worte „anzutreffen folgen fol, 

einftimmig 
angenommen, und es finden bie von ber bieffeitigen Deputation porgefchlage: 
nen beiden neuen Abänderungen, welche Seite 511 des Depntationsberichts 
unter d. und e. aufgeführt find, ſo wie mit allen diefen Abänderungen und 
Zufägen der $. felbft 

einhellige 
Annahme, 

Der 

$. 25. findet, dem Rathe der Deputation gemäs, mit der von der zwei⸗ 
ten Kammer befchloffenen, Seite 512 angegebenen Abänderung, 

unanime 


Zuftimmung, bei 

$. 26. aber waltet eine Verſchiedenheit der Anfichten ob, indem der Ge: 
ſetz⸗ Entwurf und mit ihm die zweite Kammer die Zeugen nur mittelft Hand: 
ſchlags verpflichtet: fehen wollen, die dieffeitige Deputation aber, wie bei Strei- 
tigfeiten über wichtigere Gegenftände, Vereidung der Zeugen verlangt. 
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Zur Ausgleihung beider Anfichten hat ſich Unterzeichneter erlaubt, das in 
der Beilage diefes Protocolls befindliche Amendement einzureichen, zw deſſen 
Bevorwortung er anführt: DMegierung und Kammer hegten die gewiß lobens« 
werthe Abficht, die Eide zu vermindern, allein es fcheine der Deputation das 
zur Erreichung dieſer Abfiche gewählte Mittel bevenflih, was wohl auch nicht 
zu verfennen ſey, da Viele einer blos handfchläglihen Werficherung feinen 
großen Werth beilegen dürften, und fomit das Mittel verloren gehe, welches 
oft allein noch übrig fey, um die Wahrheit an den Tag zu bringen. Es fen 
deshalb zu wuͤnſchen, ein Mittel aufjufinden, wodurch der Vortheil der eidli- 
ben Verpflichtung erhalten und doc die Zahl der Eide fo viel möglich ver: 
mindert werde. Das glaube er aber im feinen Amendement vorgefchlagen zu 
haben, theils weil der Zeuge, indem er feine Ausfage erftatte, noch nicht wiffe, 
ob er fie werde zu befchwören haben, da fich ſolches erft nachher entfcheide, 
theils weil die Partheien, wenn der Zeuge die Wahrheit ausgefagt habe und 
der Richter feinen Einfluß ‚geltend mache, gewiß nur in den wenigften Faͤllen 
den Eid verlangen wuͤrden. 


Nachdem der Vorſchlag zahlreich unterſtutzt worden iſt, entſpinnt ſich eine 
lebhafte Debatte, in welcher die Herren Regierungs-Bevollmaͤchtigten und Herr 
Buͤrgermeiſter Huͤbler die Anſicht der Regierung, der Herr Referent, Se. 
Königliche Hoheit Prinz Johann, Herr von Carlowitz uud Herr Amtskaupt: 
mann von Biedermann die Anficht der Deputation vertheidigen, mehrere Diez 
fer Sprecher aber fih gegen das Amendement des Unterzeichneten erflären. 


Die Vertheidiger des Gefeg: Entwurfs führen” hauptſaͤchlich an, daß die 
am Schluſſe des $. befindliche Beftimmung, nach welcher das mit Handſchlag 
befräftigte falſche Zeugnig als Meineid beftraft werden folle, hinlänglichen 
Schu gewähre, wie denn auch der, welcher einmal ein falfches Zeugniß ab⸗ 
lege, auch falfch zu fehwören ſich nicht encblöde. Die Heilighaltung der Eide 
fen vermindert worden dadurch, dag man zu häufig Eide verlangt habe. Es 
liege in der Admonition des Befragten, daß er feine Angabe zu befchwören - 
habe, eine Territion, die mit der häufigen Wiederkehr ganz natürlich ihre 
Wirffamfeit verliere. Man muͤſſe alfo die Eide zu vermindern fuchen, und 
dazu biete fich hier, wo von fo geringfügigen Objecten die Rede ſey, die ſchick- 
lichſte Gelegenheit dar. Die Sache fey ein Verfuh, wie weit man in Der: 
minderung der Eide beim Prozeffe gehen Fönne, und man möge die Gelcgen: 
heit dazu, die fo gut nicht wiederfehre, benugen. 

Zur Unterftügung der Anficht der Deputation wird Dagegen angeführt: 
Man wolle die Eide vermindern, aber das Geſetz erreiche das nicht, denn em 

Zweite Abtheilung. 1.20. 84 
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an Eides Start abgegebener Handſchlag fey in moralifcher Hinſicht dem Eide 
gleich zu achten und nur formell von demfelben verfchieden. Wolle man aber 
den der Wahrheit entgegen abgegebenen Handſchlag gleih dem Eide trafen, 
fo fege man den Werth des leitern in den Augen der Menge felbft herab. 
Weniger Eide, aber die größte Feierlichfeit bei deren Abnahme würden den 
Zweck beffer erreichen, als wenn man Ausfagen, denen man materiell denſel⸗ 
ben Werth beilege als befhworenen, blos handgebend befräftigen laffe. Wolle 
man die Eide vermindern, fo möge man beim Gefährdeeide anfangen, nicht 
hier, wo es fihb um Summen handele, die, wenn auch an ſich gering, doc) 
für den Armen von der größten Wichtigkeit feyn fönnten. 
Gegen den Vorſchlag des Unterzeichneten endlih macht man es geltend, 
daß es nicht paffend erfcheine, die Entſcheidung darüber, ob der Zeuge ſchwö— 
ven, alfo in eine ſchlimmere tage, als das Gefez verlange, verſetzt werden 
folle, in die Hand der Parrtheien zu legen, die, wenn fie feinfühlend wären, 
lieber einen Machtheil über ſich ergehen laffen, als einen Meineid veranlaffen 
würden. Uebrigens ftche zu beforgen, daß gerade diefer Vorſchlag die Mein- 
eide vermehren dürfte, Wolle der Zeuge einmal lügen, fo thue er dieß leich- 
ter, in der Hoffnung, daß man den Eid nicht von ihm verlangen werde, und 
werde Letzterer doch gefordert, fo koͤnne der Zeuge nicht wohl mehr zuruͤck, er 
fhwöre falfh, um nicht zu geftehen, daß er ein unwahres Zeugniß abgelegt 
habe. 
Als es hierauf zur Abftimmung kommt, wird der Vorſchlag der De: 
putation, 
nit 17 Stimmen gegen 13, 

der des Unterzeichneten ebenfalls 
mit 17 Stimmen gegen 13 

verworfen, der Paragraph aber, und zwar mit dem von der zweiten Kammer 

beliebten, Seite 512 des dieffeitigen Deputationsberihts angegebenen Zuſatze, 
von 29 Stimmen gegen 1, 

angenommen. 

Dem 

$. 27. hat bie zweite Kammer die Seite 514 des dieffeitigen Deputa: 
tionsberichts angegebene Faffung ertheilt, welcher die Deputation beigetreten if. 

Herr D. Einert macht bemerflih, daß es fprachrichrig in diefer Faſſung 
nicht „von ihm“ fondern „Durch ihm“ heiffen miüffe und mit diefer Fleinen Ab: 
änderung wirb die in der zweiten Kammer beliebte Saffung, fo wie der $. felbft 

einftimmig 
angenommen. 
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s 28. hat die zweite Kammer drei, Seite 514 und 516 unter a. b. 
und c. aufgeführte, Zufäge gemacht. Sie werden, dem — der Depu⸗ 
tation gemaͤs, jedoch mit der Abaͤnderung 

einſtimmig 
angenommen, daß die sob b. erwähnten Worte „vom! Richter” nicht erft 
Zeile 4, fondern ſchon Zeile 3 nah den Worten „hat der” eingefchaltet wer: 
den follen. Eben fo wird der $. felbft 

unanim 
angenommen. 

Mach einem von ber zweiten Kammer zu 
$. 29. decretirten Zufage foll der Gefährbeeid hinwegfallen, und es em: 

pfichle dieß die Deputation zur Annahme. 
Hear Staatsminifter von Könnerig ift hiermit zwar materiell einverftanden, 
da es indeffen in.der Abſicht der Regierung liegt, noch den dermaligen Stän: 
den ein Geſetz wegen allgemeiner Abfchaffung des Gefährbeeides vorzulegen, fo 
fhlägt er vor, man möge in der Schrift fagen, daß, der Zuſatz nur even⸗ 
tuel angenommen worden fey und wegjufallen haben werde, dafern jenes all: 
gemeine Gefeg noch bei dermaligem Landtage zu Stande komme. 

Die Kammer genehmigt dich, fo wie eventuell den Zufag der zweiten Kam: 
mer und definitiv den Paragraphen insgefammt 

einftimmig. 
Die 

6$. 30. und 31. werden wie in der zweiten Kammer unverändert 

einheflig 
angenommen. 

Zu 

$. 32. hat die zweite Kammer einen Zufag beſchloſſen, welcher Borfeprif- 
ten für die abzufaffenden Erkenntniſſe enthält. | 

Herr Geheimer Juſtizrath D. Einert finder diefen Zuſatz ganz überflüflig, 
indem das, was er enthält, ſich von felbft werfiehe, und gewiß in feinem feit 
1753. in causis minutis abgefaßten Erfenntniffe, fo ‚weit ſich Gelegenheit 
dazu gefunden, überfehen worden fy.  - 

Der Here Referent flimmt dem zwar bei, findet den Zuſatz indeflen un: 
bedenklich, und es wird Seterer von Heren D. Deutrich bei der Abſtimmung 
in zwei Theile getheilt. 

Dabei wird der erfte Theil von dem Worte Beſteht — — ausju: 
ſprechen“ 

84* 
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von 15 Stimmen 12, 
— dagegen ber’ zweite Theil von den Worten „Auch iſt —ñ 
beduͤtfe“ | 
vor 15 Stimmen gegen 12, 
abgelehnt, der $. felbft aber 
einmüthig 
angenommen. 
Der 
$. 33. erlangt mit der von ber zweiten Kammer befchloffenen Abänderung 
und dem von der Deputation vorgefchlagenen Zuſatze, Seite 518 und 519 
des Deputationsberichts, die Zuftimmung 
aller Anwefenden, 
und es wird dem 
$. 34. mit den beiden Abänderungen ber zweiten Kammer und der von 
ber Deputation beantragten veränderten Faffung des legten Satzes, Seite 
518, 519 und 521 des Deputationsberichts, fo wie bem 
$. 35. mit deu beiden von der zweiten Kammer befchloffenen Abänderun: 
gen, Seite 520 des Deputationsberichts, ebenfalls 
einftimmige 
Annahme zu Theil, wie foldhe denn auch die 
$$. 36. und 37. nad) der unveränderten Faffung des Entwurfs nicht 
minder 
einhellig 
finden. 
Der zu 
$. 38. von der zweiten Kammer gemachten Abänderung und. dem * ſelbſi 
treten 
alle Anweſenden 
bei, und finden ſodann die zu 
$. 39. in der zweiten Kammer befchloffenen, Seite 522 des Deputatione 
berichts unter a. b. und c. angegebenen, Zufäte 
einhellige 
Annahme, der unter c. jedoch auf den Antrag des Heren Staatsminifters von 
Könnerig nur eventuell und für den Fall, daß ein Gefeg wegen Abſtellung des 
Gefährdeeides bei dermaliger Ständeverfammlung nicht zu Stande fommen 
folte, indem man annimmt, daß nach Wegfall des Gefährbeeides die Koften: 
compenfation im Falle des deferirten Eides von * — iren werde. Man 


ift zugleich damit 
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einftimmig 
einverflanden, dem gemäs eine Erflärung in der Schrift niederzulegen. 
Unterzeichneter bemerft demnächft, wie ihm in diefem $. ein Anfat zu feh- 
len feine. Wenn nämlid am Schluffe beftimme ſey, daß ein Sachwalter 
bis zur Beſcheidsertheilung nicht mehr als 16 Grofchen zu fordern habe, fo 
ſchienen hier ſchriftliche Arbeiten nicht mit eingefchloffen zu ſeyn, welche $. 9. 
ausdrücklich geftatte, und welche nach eben diefem $. dann dem Sachwalter 
vergütet werden follten, wenn fie fein Eliene ausdruͤcklich von ihm verlangt 
habe: Er fchlage deshalb vor, den legten Sat fo zu faffen: 
Werden fie von ihren Machtgebern zur Fertigung von Schriften auss 
drüclich aufgefordert, oder werben ihnen nach der Befcheidsertheilung 
noch Arbeiten oder Verrichtungen aufgetragen, fo find fie u. ſ. w. 
Die wird zwar unterftügt, es erflären ſich jedoch fowohl Herr Staatsmini- 
ſter von Könnerig als der Herr Referent dagegen, indem die Verhandlung 
bis zum Beſcheide ja nur mündlich feyn folle, und wenn auch ſchriftliche Ein- 
gaben nach $. 9. allerdings geftattet feyen, man ſolche doch nicht dadurch be: 
günffigen dürfe, daß man ein Honorar dafuͤr geftatte. Der $. 39. ausge: 
worfene Gebuͤhrenſatz von 16 Groſchen ſey nicht ein abſoluter, nur der hoͤchſte 
zuläffige, und in ihm muͤſſe auch die Vergütung für ſchriftliche Arbeiten der 
Sachwalter mit liegen. 
Der Vorſchlag des Unterzeichneten wird hierauf, 
mit 21 Stimmen gegen 6, 
verworfen, der $. 39. aber mit den oben beliebten Zufägen resp. eventuell 
einftimmig 
angenommen. 
Die 
65. 40. und At. find in der zweiten Kammer unverändert. angenommen 
worden, und geſchieht in ber erften ; 
einftimmig 
ein Gleiches. 


Zu 
$. 42. hat demnaͤchſt die zweite Kammer vier verfchiedene Abänberungen 
und Zufäge befchloffen, welche Seite 524 und 526 bes bieffeitigen Deputa- 
tionsberichts unter a. b. c. und d. angegeben find. Die Deputation har 
die unter a. und b. zur Annahme empfohlen und es werben diefelben 
einftimmig 
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angenommen, wogegen auf bie unter ec. und d. eine Frage nicht zu ſtellen ift, 
da fi) die Deputarion gegen dieſelben erklärt hat und fein Kammermitglied 
fie aufnimmt. | 

Wenn endlich die bieffeitige Deputation Seite 525 ihres Berichts barauf | 
angetragen hat, die Megierung um Einfhärfung ber Beftimmungen $. 5 .| 
ad Tit. XXXVL der Erl. Progefordnung und $. 4. des Mandats vom | 
28. November 1753. zu erfuchen, fo bemerft 

Herr Staatsminifter von Könnerig, daß gegen einen foldyen Antrag, | 
mit deffen Sinne das Minifterium einverftanden fen, zwar ein wefentlices | 
Bedenken nicht obwalte, daß fi aber eine fefte Grenze der Fälle, wo 
Koftencompenfation eintreten koͤnne und folle, nicht geben laffe, und fomit 
die Sache immer im Hauptwerfe dem Ermeffen der Urtelsverfaffer werde uͤber⸗ 
laſſen bleiben muͤſſen. 

Der Antrag der Deputation und der $. 42. finden hierauf 

einftimmige 
Annahme, und gelangt man zu 
$. 43., welcher mit der von der zweiten Kammer 'befchloffenen Abän: 
derung 
einftimmige 
Genehmigung findet, und ſodann zu 

$. 44., zu welchem von der zweiten Kammer drei, Seite 526 und 523 
des Deputationsberichts zu findende, dafelbft mit a. b. und c. beyeichnete Zu: 

ſaͤtze befchloffen worden find, deren Annahme die Deputation empfiehlt. 

Gegen den umter b. aufgeführten Zufag aber erkläre fi) Herr Gch. Yu: 
ſtizrath D. Einert, indem in jedem Prozeffe nur jus inter partes feftgeftellt, 
dadurch alfo irgend einem Dritten nicht präjudicirt werden koͤnne. Allerdings 
habe man fi) in der zweiten Kammer den Fall gedacht, wo ein in Abfall 
der Nahrung kommender Schuloner fih auf tem hier vorgezeichneten funzen 
Wege verflagen laffe und die Flagbar gemachte Schuld zugeftche, um dadurch 
feine Gläubiger zu benachrheiligen, dieß ſchade aber nicht, da ja das nicht 
gelte, was in fraudem ereditorum unternommen werde. 

Ob nun wohl der Herr Meferent ergegnet, daß der Zufaß, wenn er auch 
überflüffig ſey, doch nicht ſchade, fo werden doc) bei der . Abftimmung . der 
Zuſatz sub b. 
von 25 Stimmen gegen 4, 


verworfen und nur die sub a. und c. fo wie der $. felbft finden Annahme, 
und zwar 


einhellige. 
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Wenn — von ber zweiten Kammer nach Seite 528 des dieſſeitigen 
Deputationsberichts noch ein Zuſatz als 

$. 45. befchloffen worden ift, fo erklärt Herr Staatsminifter von Kön: 
nerig ſolchen für ganz überfläffig, einmal, weil bei diefem Gefege vom us 
fiminifterio ja nichts zu vollziehen fey, und dann weil es einer vacatio legis 
nicht bevürfe. 

Der Zufagparagraph wird hierauf, 

mit 25 Stimmen gegen 4, 
verworfen, und nachdem auf ſolche Weiſe das Geſetz in ſeinen einzelnen Pa⸗ 
ragraphen durchgegangen worden, zur Hauptabſtimmung mittelſt Namensauf-⸗ 
rufs verſchritten. 

Dabei wird die Frage: 

Mimmt did Kammer das berathene Geſetz in der Maaſe, wie ſich 
daffelbe durch die Abftimmungen bei den einzelnen Paragraphen ge: 
ftaltet hat, an? 

von 
26 Stimmen gegen 3, 

mit Ja beantwortet. 

So ift nun das Gefchäft der heutigen Tagesordnung — und hebt 
der Herr Vicepraͤſident die Sitzung mit der Bemerkung auf, daß die Tages: 
ordnung der naͤchſten Zufammenfunft. durch Karten befannt gemacht werden 
folle. 

' Ä Mievergefchrieben von 
Ernft Guſtav von Gersdorf. Ernft Friedrid Hark, 
Hanns Friedrih Curt v. Luͤttichau. ©. d. 1. K. 


Gottlob Friedrich v. Thielau. 


$. 26- 
Statt des zweiten Satzes: „Nah Beendigung ——— gemäs fen” 
wünfche ich folgende Saffung : 
Nach Beendigung des Verhörs haben die Zeugen ihre Ausfage auf 
‚Verlangen der Partheien oder. einer derfelben eidlich zu beftärfen, auf: 
ferdem aber mittelft Handſchlags an Eidesftatt zu verfihern, daß die 
von ihnen erflattere Ausfage der Wahrheit gemäs ſey. 


— — — 
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99. 
Den 3. April 1837. 


Gegenwaͤrtig find: 
Se. Excellen; Herr Staatsminifter von Könnerig 
und zum Theil 
Se. Ereellen; Her Staatsminifter von Zezſchwitz. 


* 


Die Verſammlung, beſtehend aus 30 Mitgliedern der erſten Kammer, ge 
nehmigt das Protocoll der letzten am 18. v. M. gehaltenen Sitzung, und 
nachdem der Herr Praͤſident der Kammer angezeigt hat, daß Herr D. Zacha⸗ 
ria gu Leipzig fein Sendfchreiben an Herrn Otaatsminifter von Könnerig über 
das Öffentliche Verfahren vor dem Staatsgerichtshofe in mehrern Eremplaren 
an die Kammer eingefender habe, ingleichen daß die Wittwe des vor wenigen 
Tagen verftorbenen Portiers der erſten Kammer, Heife, die Mitglieder der 
Kammer um eine Unterftügung gebeten habe, zu welchem Ende ein Bogen 
zur Unterzeichnung ausliege, werden 


207. 
Beurlaubungen, Entfhuldigungen. 

Herr Bifhof Mauermann auf die Zeit vom 1. bis 9. und Herr vor 
Leipziger, welcher jedoch mo möglich früher zuruͤckzukehren gedenkt, auf die 
Zeit vom 3. bis 10. 1. M. beurlaubt, wie nicht minder Herrn Amtshaupt: 
mann Freiheren von Biedermann eine Verlängerung feines mit dem 28. v. 
M. zu Ende gegangenen Urlaubs bis längftens zum 8. l. M. bewilligt wird. 
Herr Vicrpräfident vor Ammon ift für heute entſchuldigt. 

Unter dem Ausdrude feine Freude darüber, daß er nach längerer durch 
Krankheit und Ferien veranlaßten Unterbrehung heute wieder zum erſten Male 
das Directorium in der Kammer zu führen vermöge, geht fodann der Herr 

Präfivent zu 


208. 
Vortrag aus der Regiſtcande. 


dem Vortrage aus der Negiftrande über, bei welder mehrere Schriften ein: 
gegangen find. 
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Davon werben . 

Mr. 191. eine Petition des Stadtraths und ber Commun zu Glashütte, 
un Verwendung für Wiedereinfegung einer Gerichte: und einer Bergbehoͤrde 
am Orte auch Unterftügung des dafigen Bergbaues, fo wie 

Mr. 192. ein Geſuch Karl Gottlob Rumpelts zu Dresden um baldige 
Vornahme feiner unter Mr. 80. eingerragmen Petition ’ 

an die vierte Deputation verwiefen, 

Mr. 193. aber, der Bericht der erften Deputation über den Gefeg - Ent: 
wurf wegen des Verfahrens beim Staatsgerichtshofe iſt bereits gedruckt umd 
befindet ſich auf der heutigen Tagesordnung. 

Mr. 194. eine Petition des Stadtrarhs und der Communrepräfentanten zu 
Joͤhſtadt um Verwendung für den Bau der Straße zwiſchen Jöhftadt und 
Annaberg foll an die vierte Deputation gelangen, wogegen 

Nr. 195. eine Vorftellung der Amts» Sand» und $ocal: Gerichten auch 
Gemeinde» Vorſteher der unmittelbaren Dorffhaften des Amtsbezirks Chemnitz 
gegen die bürgerliche Gleichſtellung der Juden, fo wie 
Me. 196. eine Vorftellung des Stadtraths zu Dresden, momit berfelbe 
mehrere Bemerkungen zu dem Geſetze wegen der bürgerlichen Verhälmiffe der 
Juden uͤberreicht, 

der erſten Deputation uͤberwieſen werden. 

Demnaͤchſt ſollen 

Nr. 197. eine Petition des Stadtſchreibers zu Biſchofswerda, Herrn 
Ernſt Heinrich Zieger, um Aufhebung oder Modiſicirung des Mandats vom 
29. Januar 1767., die Einſchraͤnkung des Dorfhandels und der Handwerker 
auf dem Sande betreffend, am die vierte, und 

Mr. 198. ein Vortrag des Herrn Buͤrgermeiſters Wehner, welcher Bor: 
ſchlage zu mehrerer Förderung des Gefchäftsganges bei fünftigen Landtagen 
enehält und von dem Verfaſſer furz beworwortet wird, am die dritte Deputa: 
tion gelangen. 

Es folgen nun fünf verfhiedene Protocolleptracte der zweiten Kammer, 
von denen der unter z 

Mr. 199. betreffend den Antrag des Herrn Gerichtsdirectors Hänel wegen 
des Holzverkaufs im Einzelnen mit polizeilicher Tape, da er in der zweiten 
Kammer von einem Abgeordneten bevorwortet worden, am bie dritte Deputa⸗ 
tion abgegeben werden foll. 

Dagegen nimmt man den unter 

Nr. 200. betreffend den Antrag des Unterzeichneten wegen DBerminderung 
der Saljpreife in den von den Salinen entfernter liegenden Salzniederlagen, 

Zweite Abtheilung. 1. Bd. 85 
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weil die zweite Kammer in Webereinftimmung mit der erften die Sache zum 
Budjet verwiefen hat, Tediglich zu den Acten, umd giebt den unter 

Nr. 201. betreffend das Geſetz wegen Erſtreckung des Erpropriationsge 
feges auf fünf neue Eifenbahnen und den unter 

Mr. 202. betreffend den Geſetz-Entwurf wegen Aufhebung des Mandars 
vom 14. September 1822. über Erwerbung von Bauern: Grundftücen, an 
die erfte Deputation ab. 

‚Weber Letztern wird von bem betreffenden Meferenten in einer ber nächften 
Sigungen mündlich referirt werden. 


Dagegen gelangt der unter 

Mr. 203. eingetragene Protocollextract der zweiten Kammer vom 4. Märy, 
betreffend das Gefuch der Vorftände der homdoparhifchen Heilanftalt zu Leip⸗ 
zig um Unterſtuͤtzung aus Staatskaſſen, da Letzteres von einem Mitgliede der 
zweiten Kammer bevorwortet worden, an die dritte Deputation, und 

Mr. 204. ein Geſuch mehrerer Grundſtuͤcksbeſitzer zu Deuben, Schweine: 
dorf und Birfige, Ehriftian Gottlob Eymanns und Conforten, um Veran: 
Ralcung, daß die Herren Gebrüder Harfort und Herr D. Morhes zu Seipzig 
zur Lehnsnahme des Guts Porfihappel angehalten werden moͤchten, an die 
vierte Deputation. 


Es haben ferner unter 

Nr. 205. Here Eduard Heinrich von Schönfels auf Kuppertsgrün wegen 
der den Gutsbeſitzern als Collatoren noch vor dem Erfcheinen eines Ge: 
feges über die Parochiallaſten angefonnenen Theilnahme an letztern, fo wie 
unter 

Mr. 206. Herr Friedrich Theodor von Ziegenhierd auf Loitſch wegen ver: 
weigerten Schutzes in feinen Yurisdictionsbefugniffen über die Pfarre und 
Schule zu Rüdersdorf gegen die Eingriffe der Herzogl. Altenburgifchen Be: 
hörden, Beſchwerde geführt, und giebt 

Herr Regierungsrath von Carlowig zu vernehmen, wie ihm beide De: 
ſchwerden, obwohl er mit deren Herren Anbringern perfönlich nicht bekannt 
fey, zugefendet worden, und er nach deren genauer Einſicht und Erwägung 
nicht anfiche, fie zu bevorworten. 

Beide Beſchwerden werden unter folhen Umftänden zur deitten Depu: 
tation abgegeben, und folgen nun wiederum fünf Protocollextracte der zweiten 
Kammer, wovon der unter 

Nr. 207. betreffend die Petition des Abgeordneten Herrn Dammann, we— 
gen Aufhebung des Bruͤckenzolls für Fußgaͤnger an die dritte, der unter 
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Mr. 208. betreffend den Gefe : Entwurf über die Religionsuͤbung der 

Juden, an bie erfte, und der unter z 

Mr. 209. betreffend die anderweite Berathung des Königl. Decrets wegen 
künftiger Verwendung gewiffer jur Hauprfaffe der allgemeinen Straf: und 

Verſorg⸗ Anftalten gewidmeren Zufläffe am die zweite Deputation vermiefen 
wird, der unter 

Mr. 210. enthaltend die Genehmigung der Schrift über einen im geheimer 

Sitzung berathenen Gegenftand ebenfalls in geheimer Sitzung vorgetragen wer: 

den foll, und der unter 
Mr. 211. betreffend die Perition des Herrn Stiftsfgndicus Springer zu 
Meiffen, wegen fünftiger Einrichtung der Armenpflege in Fleinern Städten, an 
die vierte Deputation gelangen foll 
Man befchließe ferner, einen unter 
Mr. 212. eingetragenen anderweiten Bericht ber erften Depuration, bes 
treffend das Decret wegen der Königlichen Reſolutionen auf verſchiedene fän- 
difche Anträge und mehrerer Mittheilungen an die Stände, drucken zu laffen 
und fodann auf die Tagesordnung zu bringen und 
Mr. 213. einen Protocolleptract der zweiten Kammer vom 30. März, 
betreffend den anderweiten Bericht der jenfeitigen zweiten Deputation über ver: 
fehiedene Beftimmungen wegen der Befreiungen von indirecten Abgaben, an 
die zweite Deputation zu befördern. 
Es ift ferner unter 
Mr. 214. eine Petition Herrn Julius Innocens von Einfievel auf Gnandt⸗ 
ftein, betreffend den Deitrag dieſes letztgenannten Ritterguts zu den bafigen 

Parochiallaften und deffen Beruͤckſichtigung bei dem Geſetze wegen der Paro: 
hiallaften, fo wie einige allgemeine Anträge in Bezug auf Letzteres eingegan: 
gen. Herr Kreispauptmann von Einfiedel, welcher dieſe Petition überreicht 
hat, bemerft dabei, wie er zwar fein Bedenken gehabt haben würde, diefe 
Sache zu der feinigen zu machen, wie er foldes jedod aus formellen Rüd: 
fihten unterlaffe, da es ihm fcheine, als ob es am zwecfmäfigften feyn werde, 
die Petition an die betreffende Deputation zu verweifen, um darauf bei Be: 
gutachtung des Geſetzes wegen ber Parochiallaſten behufige Ruͤckſicht zu 
nehmen. 

* Da nun das eben erwähnte Geſetz gegenwärtig ber zweiten Kammer noch 
vorliegt, fo ſchlaͤgt der Herr Präfivent vor, die Petition, obwohl ſolche nur 
am die erfte Kammer gerichtet ift, am bie zweite Kammer mittelft Protocollex⸗ 
tracts gelangen zu laffen, und finder folhes 

85° ı 


662 


einhellige 
Genehmigung. 
Endlich hat nun noch 
Mr. 215. Herr Buͤrgermeiſter Ritterſtaͤdt er eine Vereinfachung der 
ſtaͤdtiſchen Wahlen angetragen und es wird diefe Petition, nachdem ſolche 
von dem Herrn Antragfteller kurz bevorwortet worden ift, am bie dritte De: 
putation vertiefen, 
Nach Durchgehung und Beihlußfaffung über dieſe Eingaben — 
man zur 


auf welcher ſich 


Tagesordnung, 


209. 


Berathung des Geſetzee, das Rerfohren bei den an ben Staate gerichishof 
gelangenden Sachen betreffend. 
die Berathung des Geſetzes, das Verfahren in ben an den Staatsgerichtshof ge: 
langenden Sachen betreffend, befindet. 

Der Meferent, Herr von Carlowitz, bemerft zuwörderft, daß wenn aud) 
der in diefer Sache erftattete Bericht nur von vier Mitgliedern der Deputation 
vollzogen fey, doch an der Berathung darüber alle fünf Mitglieder Theil 
genommen hätten, und fid) fo bei der abweichenden Anficht über die Oeffent⸗ 
lichfeit des DVerfahrens eine aus 3 Männern beftehende Majorirät gebilver 
habe, welcher die Minorität von 2 Mitgliedern gegenüber ſtehe, und er trägt 
fodann den allgemeinen Theil des Berichts bis zu Seite 535 vor, welcher 
ſich hauptſaͤchlich über die eben erwähnte Frage wegen der Oeffentlichkeit ver: 
breitet. 

Nach Beendigung diefes Vortrags erbitter ſich zuwörberft Herr Bürger: 
meifter Wehner das Wort, um die Anficht der Minorität in der Deputarion 
zu bevorworten. Da er die Gründe für die Deffentlichfeie des Verfahrens in 
dem Berichte der jenfeitigen Deputation hinlänglich entwickelt findet, fo begnuͤgt 
er fih damit, die im Berichte aufgeftellten Gegengründe und Bedenken zu be: 
leuchten, und äuffere fich in der Hauptfache dahin: Wenn felbft die Depu: 
tation: nicht in Abrede geftelt habe, daß die Deffentlichfeie mehr dem accufas 
torifchen Prozeffe eigen fey, fo fen nicht abzufehen, warum man fie von 
diefem Prozefverfahren gerade hier trennen wolle, wo fie auch ohnedem ſchon 
an fih fo fehr am Orte fey, und folge baraus nody feinesweges, daß. öffent: 
liches Verfahren auch bei andern ftrafgerihrtlihen Verhandlungen eintreten, 
oder daß fie weiter getrieben werden müffe, als die zweite Kammer vorgefchla- 
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gen habe, da ja das vom Gerichte zu gebende Mefume volftändig genüge, 
den Zuhörern eine Mare Ueberſicht des, Sachverhältniffes zu gewähren. Sehr 
gewagt fen die Schlußfolge, worauf die Majorität die Behauptung zu gründen 
verfuche, daß die Stände von 1831. die Deffenrlichkeit des Verfahrens beim 
Staatsgerichtshofe nicht gewollt Härten, indem daraus höchftens herworgehe, 
daß man die Sache in suspenso habe laffen wollen, und daß der Drud der 
Acten die Deffentlichheit weder ausfchlieffe noch entbehrlidy mache, zeige der jen— 
feitige Deputationsberiht Mar. Die Majorität beforge ferner aus der Def: 
fentlichfeit eine Aufregung enrftehen zu fehen. Dem widerfpreche aber bie 
dur die Deffentlichfeit der Kammerverhandlungen gemachte Erfahrung auf 
das Beſtimmteſte; nicht die Oeffentlichkeit fchade, fondern nur ihr. Mißbrauch, 
und vom Auslande fönne man feinen Schluß anf Sachſen ziehen, wo ein 
anderes. Volk, eine andere Megierung fen, als dor. Wenn man fih auf Stim: 
men beziehe, die fich neuerlich gegen die Deffentlichfeit, namentlich bei Unterfuchung 
politifcher Verbrechen, erflärt hätten, fo ſey noch. feinesiweges erwiefen, daß 
denfelben ſattſame Moriven unterlägen, und wern die Majorität, den Grund 
der zweiten Kammer, daß. was öffentlich begonnen werde auch öffentlich zum 
Ende geführt werden müffe, durch Verweiſung auf die geheimen Sigungen zu 
widerlegen verfuche, fo antworte er, daß geheime Verhandlungen der Kam: 
mern nur Ausnahme blieben, von welcher ein Argument nicht herzunehmen 
fy. Daß die Zufammenfegung des Staatsgerichtshofs und der Drud der 
Acten eine hinlänglihe Garantie für die Unpartheilichfeit gewähre, wolle er 
nicht leugnen, allein um fo weniger brauche eine foldye Behörde die Deffent- 
lichkeit zu feheuen, und behaupte man, cs handele fih am Ende nur um ein 
Schaufpiel, das gegeben werde, fo möge man bevenfen, daß Alles, was 
öffentlich gefhche, das Hriligfte felbft, am Ende zum bloßen Schaufpicle her 
abgewuͤrdigt werden koͤnne. Wie die Deffentlichkeit der Zunerläffigkeit der Zeus 
genausfagen ſchaden folle, begreife er nicht, da im: Gegentheile gerade die durch 
die Oeffentlichkeit eneftehende gröffere Feierlichkeie doppelte Garantie zu gemwäh- 
ren geeignet ſey. So feyen die Gründe der zweiten Kammer nicht widerlegt, 
und Deffentlichfeit hier ganz vorzüglidy- am rechten Orte, da ohne ſie die mini- 
fterielle DVerantwortlichkeit ein leerer Schall bleibe, fie Fönne die trefflichen 
Männer nicht ſchrecken, die jet an der Spitze der Minifterien ſtuͤnden, fol: 
ten fie aber jemals duch Männer erfege werden, die des Vertrauens ihres 
Königs unwerth feyen, fo möge man- fie dann auch nicht ſchonen. 

In eben diefem Sinne äuffert fi Here von Ziegler. So lange, bemerft er, 
die dermaligen Minifter und ihnen gleiche Männer dem Könige zur Seite 
ftünden, bleibe die Werantwortlichfeit eine conſtitutionelle Phrafe, aber auch 
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das koͤnne ſich ändern, und Oeffentlichkeit ſey die erfie Bedingung eines wohl: 
eingerichteten Staats, bie Stüge der Verfaffung und der Freiheit feiner. Bür- 
ger. Schon die Verfaflungsurfunde erfenne $. 135. die Morhwendigkeit der 
Deffenelichkeit an, umd fo ſcharfſinnig auch beide Deputarionen ihre Anſichten 
aufgeftellt hätten, fo koͤnne er doch nicht bergen, daß es ihm feheine, als habe 
die dieffeitige nur das bermalige Verhältmiß, die jenfeirige auch bie Zukunft 
vor Augen gehabt. Endlich möge man nicht verfennen, daß bei fortfchrei- 
tender Bildung des Volks gewiß die Zeit fommen werde, wo man für alle 
Verbrechen Schwurgerichte einführen koͤnne, und daß diefer Verbefferung ein 
ſchwer zu durchbrechender Damm entgegengeftellt werde, wenn man jeßt der 
‘ Meinung der Majorität beitrere, 

Dagegen vertheidige Se. Königliche Hoheit Prinz Johann die Anficht der 
Majorirät, welche keinesweges blos die dermaligen Berhältniffe im Auge ge: 
habt, fondern die Sache aus einem höhern Gefihtspuncte betrachtet, und fich 
gefragt habe, was überhaupt für das Zweckmaͤſigſte zu erfennen ſey, da die 
Berfaffungsurfunde hier fein Anhalten gewähre, namentlich der von dem leg: 
ten Redner angezogene $. 135. derfelben nur von den Kammerverhandlungen 
ſpreche. Auch er fen ein Freund der Deffentlichfeit, fofern es gelte, daß der 
Mann das Licht nicht feheue, aber die Deffentlichfeit der Staatsverhandlungen 
unterliege befondern Ruͤckſichten, und wenn man behaupten wolle, daß fie der 
Geift der Zeit erheiſche, fo muͤſſe man diefen felbft und feine Gründe erft gar 
fehr prüfen. Die Deffentlichfeit gebe der Meinung auf den Erfolg der Staars- 
verhandlungen einen zu großen Einfluß, der felbft auf die Kammern einwirke, 
der aber bei gerichtlichen Verhandlungen, deren Character Nuͤchternheit fen, 
doppelt bedenklich erſcheine, denn dann entfcheide nicht das Recht mehr allein. 
Solle die Oeffentlichkeit fein Bedenken mehr erregen, fo müßten Richter, Zeu: 
gen und Volk erft für fie herangebilver werden, und che dieß erreicht werde, 
fönne man mindeftens nicht bei den: wichtigften aller Prozeffe, bei denen welche 
die Meinungen am meiften aufzwegen geeignet feyen, anfangen, Die Def: 
fentlichfeit werde ferner gerade hier durch die Organifation des Gerichts und 
duch den Druck der Acten, die, wenn fie auch nicht von Allen gelefen, ih- 
nen dod dur Auszüge in öffentlichen Blättern: befannt würden, uͤberfluͤſſig 
gemacht, und am wenigſten zweckmaͤſig ſcheine die Modalitaͤt, welche die zweite 
Kammer fuͤr die Oeffentlichkeit vorgeſchlagen habe, da die Ueberzeugung der 
Richter ſchon laͤngſt feſtſtehen muͤſſe, bevor die Schlußverhandlung eintrete, 
die Zeugen aber wuͤrden durch die Oeffentlichkeit nur befangen werden, und 
ihre Zeugniſſe minder zuverlaͤſſſg ſeyn. Endlich koͤnne auch das befonnenfte 
Bolf einer Aufregung unterliegen, und man dürfe nicht vergeffen, daß ſchon 
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der Fall der Anklage eines Minifters an ſich eine Aufregung faft nothwendig 
in-feinem Gefolge haben müffes Schwurgerichte aber, auf die der legte Bpre: 
cher. verweife, würde er nicht für einem Fortſchritt zum Beſſern fondern für 
einen Macheheil halten. 

Herr DBürgermeifter Ritterſtaͤdt, welcher der Minorität der Deputation 
angehört, findet die Deffentlichfeit der Verhandlung beim Staatsgerichtshofe 
fon darum unerläßlih, weil letztere nur eine Fortfegung der öffentlichen Be: 
rathungen und Befchlüffe der Kammern fey, und er erfennt es für höchft be: 
denklich, die Oeffentlichfeit, im weldyer er den ſicherſten Schuß der Verfaſſung 
finder, gerade in dem allerwichtigften Fale aufzugeben. Er findet diefe Ans 
fiht auch durch die im Berichte der Deputation und fonft aufgeftellten Gegen: 
gründe nicht widerlegt, da, wie er zu zeigen fucht, die Berfaffungsurfunde 
die Sache ganz unentſchieden laſſe und felbft diejenigen, welche gegen die Ein- 
führung der Oeffentlichkeit bei dem Eriminalverfahren ſeyen, nicht verfennen 
würden, wie der hier vorliegende befondere Zweck auch befondere Mittel erheis 
fe. Solle das Inſtitut des Staatsgerichtshofs die Verfaffung wirklich 
fdügen, fo müffe man ihm die Mittel auch micht entziehen, welche allein ge 
nugen fönnten, den Zweck zu erreichen. Der Druc der Acten genuͤge eben 
fo wenig beim Staatsgerichtshofe als bei den Kammern, und wie hier fo auch 
dort werde das Wolf die Wichrigfeit der Sache erfennen und in ihr Feines 
weges ein bloßes Schaufpiel erblicken. Aufregung im Volke endlich werde 
durch die vor den Michterftuhl des Staatsgerihtshofs gezogene Handlung er 
regt, nicht durch den öffentlichen Nichterfpruch. 

Herr Stellvertreter D. Deuteich findet in dem durch die Verfaffungsur- 
kunde bereits feſtgeſtellten Drucke der Acten die wahre und angemeffene Def: 
fentlichkeit, allein er verfennt es nicht, daß die Wichtigkeit des Ereigniffes ei: 
ner Anklage eines Minifters auch befondere und angemeffene Feierlihfeicen 
erheifche. Hierinn erblicte er einen zur Ausgleicbung der verfchiedenen Anfich 
ten geeigneten Mittelweg und den biete das beim vormaligen Oberhofgerichre 
eingeführt gewefene Verfahren dar. Hier fernen die Eidesleiftungen und die Pu: 
blicationen der Urtel öffentlich gefcbehen, man habe alfo bereits einen Vorgang 
in Sachſen und diefe Art der Oeffentlichkeit, die freilich nur ein Act der So— 
lennitaͤt ſey, möge man beibehalten, wo es fich um die Anklage eines Meini- 
fiers handele. In dieſem Sinne werde er für die Deffentlichfeit ffimmen, und 
fodann bei $. 21. feinen befondern Antrag fielen. 


Herr Bürgermeifter Hübler fpricht die Heberzeugung aus, daß die Deffene: 
lichkeit des Verfahrens allen Theilen nuͤtze, wie ber Bericht der zweiten Kam: 
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mer beweife. Die Bedenfen, welche man von der Verfaffungsurfunde her: 
nehme, ſeyen ‚bereits widerlegt, indem man gezeigt. habe, daß bie damaligen 
Stände und die Megierung die Sache unentſchieden gelaffen. Affe übrigen 
Einwürfe ſeyen nur die, welche man der Deffentlichfeit des Eriminalverfahrens 
überhaupt entgegen zu ftelen pflege, die Majorität aber wiberlege fie zum Theil 
felbft, indem ſie die Weberzeugung ausfpredhe, daß die von ber weiten Kam: 
mer befchloffene mündliche Verhandlung auf die Mitglieder des Staatsgerichts: 
hofs feinen Einfluß äuffern werde. Die beforgte Aufregung werde eben die 
Deffentlichfeit am Beſten befeitigen, und gebe aud) die Organifation des Staats: 
gerichtshofs eine fehr große Buͤrgſchaft für deffen Unpartheilichfeit, fo mache 
fie doch die Oeffentlichkeit eben fo wenig entbehrlich als bei den Kammern. 

Herr Domherr D. Günther bemerkt, wie er der Majorität zwar beige- 
treten fen, jedoh aus andern Gründen als der Bericht angebe. Ihm ſcheine 
es an fich ganz gleichgültig, ob die Meinung der Majorität angenommen wer: 
de, oder ‚die der Minorität, denn fo hochwichtig auch die Frage über die Def: 
fentlichfeit des Criminalverfahrens mit Geſchwornengerichten fey, fo fey doc 
eine fo beſchraͤnkte Deffentlichkeit, wie ſolche die zweite Kammer wolle, fo gut 
als gar feine. Ihn beftimme der Umftand, daß Seiten der Regierung auf 
das Beſtimmteſte erflärt worden fey, mie fie dem vorliegenden Gefee, wenn 
darinn die Oeffentlichkeit ausgefprochen werde follte, ihre Zuftimmung nicht er: 
theilen werde. Nun müffe man aber das Erſcheinen des Gefeges wuͤnſchen, und 
das werbe nur möglich, wenn die Anficht der Majorität durchgehe. Am Enve 
fönne man freilich fagen, daß das Ausbleiben des vorliegenden Gefeßes min: 
deftens fo lange fein großes Ungluͤck ſey, als es an einem Geſetze über „die 
Verantwortlichfeit der Minifter fehle; indeffen koͤnne auch ohne diefes Letztere 
der Gedanfe an die Verantwortlichfeit wohl wirffam ſeyn, und der Staates: 
gerichtehof bedürfe einer Form für fein Verfahren. 

Um dieß nun zu erlangen, fey er der Majorität der Deputation beigetreten, 
und werde für fie ſtimmen. 


Anderer Anfiche ift Herr D. Erufius. Er findet in der Deffentlichfeit der Ju: 
ſtizpflege neben der Deffentlichfeit der Verwaltung das trefflichfte Mittel zur Erhal: 
tung des Vertrauens des Volfs, den Schug gegen Gewalt wie gegen Schwäche 
und Partheilichkeit der Richter, die befte Aufforderung für den Vertheidiger, alle 
feine Kräfte anzuftrengen, endlih das ımtrüglichfte Mittel, den wahren confti- 
tutionellen Geift im Volke zu beleben. Wie die Beſtrafung fo müffe auch 
die Unterfuhung öffentlich feyn, das allein gewähre der Unſchuld vollftändige 
Genugthuung, dem Richteramte wahre Autoritär. 
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Urttergeichneter endlich erklaͤrt, wie er ſich gebrungen fühle, ber Anficht der 
Majoritaͤt beizutreten, da er in der von ber zweiten Kammer befchloffenen Mo: 
. der. Deffentlichkeit eine höchft bedenkliche Vermiſchung des ſchriftlichen 

und «mändlichen Verfahrens erkenne. Dur erfteres geftatte seine ruhige Pruͤ⸗ 
fung, nur diefes gewähre Garantie für ein gerechtes Urtheil, und fo werde es, 
zumal da es der mündlichen Verhandlung vorausgehe und völlig abgefchloffen 
vorliege, allein entſcheiden, die mündliche Verhandlung alfo zu einer leeren Fors 
malität werden, oder wenn fie bief nicht bleibe, wenn auch hier die Kunft 
und Kraft der Rede fiegen follte, weſentlich ſchaden. Mon ber Deffenrlichfeit 
der Kammern möge man ein Argument nicht: hernehmen. Die Stände ſeyen 
Vertretern des Volks, fie follten die oͤffentliche Stimme erforfchen, ausfprechen 
und, ſo weit es ihre Ueberzeugung irgend geftatte, zur Morm ihrer. Befchliüffe 
machen, daher fey für fie. Oeffentlichkeit noͤthig; amders aber ſey es bei den 
Gerihtshöfen, denn für fie könne und folle nicht die Meinung des Volks, nur 
das Recht die Morm der Beſchluͤſſe abgeben, was fie hieran hindere, ihnen 
dieß erfchwere, das müffe man. entfernen. 

Indem fih nun die Discuffion zum Ende zu neigen fcheint,. nimmt. der 
Here Referent das Wort, um bie. Meinung der Majorität gegen die: ihr ge: 
machten Einwürfe in Schuß zu nehmen. Er beziehe ſich zuvoͤrderſt auf die 
über die Oeffentlichkeit des Verfahrens in Eriminalſachen im Auslande gemach⸗ 
ten nachtheiligen Erfahrungen, wodurch er es beſtaͤtigt findet, daß hier die 
Deffenrlichfeie. ven Rechtsſchutz gefährde. So wenig er felbft jemals der.öffent: 
lihen Meinung weichen werde, wo Pflicht und Gewiffen ihm ein Anderes ge 
böten, ſo fig er doc ſchon bei Begründung der Verfaſſung gegen die Deffent- 
lichkeit, felbft der Kammerverhandlungen, geweſen. Die Deputation ſey häus 
fig falfch verftanden worden, man habe ihr hier und da als Gründe für ihre 
Anſicht untergelsgt, was fie nur zur Widerlegung der Anficht der zweiten Kam⸗ 
mer angeführt habe. Zur Widerlegung des von zu beforgender Aufregung 
hergenommenen rundes habe man fih auf den befonnenen Character der 
Sachſen bezogen, allein er gebe zu bedenken, daß Niemand in die Zufunft 
fehen koͤnne, und daß ſich eben hier zeige, wie Unrecht man der Majorität 
thue, wenn man ihr Schuld gebe, daß fie blos die Verhaͤltniſſe des jetigen 
Augenblifs beachtet Habe. So großes Vertrauen auch er zu dem Staatsge⸗ 
richtshofe hege, fo fey doch eine Einwirkung der öffentlichen aufgeregten Stim⸗ 
mung nicht unmöglich, und je wichtiger die Sache, defto mehr müffe man bie 
Gefahr entfernen. , Endlich haͤtten fich gerade neuerlich fo viele Stimmen ge: 
gen die Oeffentlichkeit des gerichtlichen Verfahrens ausgefprochen, daß man 
wohl zweifelhaft werden müffe, und ber jenige Augenblick am wenigſten geeig⸗ 

Zweite Abtheilung. 1. De . 86 
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net erſcheine, einem fo bebenflichen Inſtitute Eingang in Sachfen zu verſchaffen. 
Dem Worſchlage des Herrn Stellvertreters D. Deutrich wermöge er ‚nicht bei⸗ 
zuſtimmen, ba er bie, welche Deffentlipkeit- wollten, nicht befriedige, : und. felbft 
der Zweck geöfferer: Feierlicpfeit durch das ‚bloße Oeffnen der Thaͤren umd den 
Zutritt von Zuhörern nicht erreicht werde. Ä 

Naqdem hierauf nod Kerr Dürgermeifter Hübler bemerkt hat, wie ihm 
die im Auslande über die Deffentlichfeit des Verfahrens in Criminalſachen ge: 
machten nacheheiligen Erfahrungen, auf bie ſich der Herr. Referent begiche, 
nicht bekannt fegen, ber Werth aber, welchen die Rheinprovinzen auf jene 
Deffentlichkeit legten, gar ſehr für diefelbe ſpreche, erkläre ſich 

Herr Staatsminifter. von Könnerig dapin:. Bei der im Deputationsbe: 
richte enthaltenen lichtvollen Darftelung der. gegen: Die Oeffentlichkeit des Wer: 
faßrens ſprechenden Gründe habe er nur noch Weniges beizufügen, um die auf: 
geftellten Gegengründe zu ‚widerlegen, Mach dem Gange, welchen die Bera« 
hung des Entwurfs ber Berfaflungsurfunde im Jahre 1831. genommen 
habe, ſcheine es Far, dag man damals die Deffentlichkeit des Verfahrens beim 
Staatsgerihtshofe nicht ‚gewollt habe, ſonſt wirde man fie, in Rachgehung 
deffen, was die Wuͤrtembergiſche Verfaſſung enchalte, klar ausgeſprochen haben. 
Da dief aber nicht gefchehen, fo habe man «8 unbezweifelt bei der ohnehin in 
Sachfen befichenden Kegel auch hier bewenden laſſen wollen, und dieß habe 
gar nicht befonders ausgedrüct zu werden brauchen. Ueberhaupt fey das, was 
die Minorität begehre, ein Ausnahmegefeg, eine Abänderung der allgemein 
geltenden Kegel zum Nachtheile Einzelner, und gewiß würde man die Negie- 
rung hart getabelt haben, wenn fie ſich jemals Aehnliches zu beantragen geftar: 
ter haͤtte. Man fage, daß bei dem ruhigen Sinne des Saͤchſiſchen Volks 
eine Aufregung in einem bedenklichen Grade nicht zu beforgen ſtehe, allein 
wenn dieß wahr fey, fo zeige es nur, daß, bei der Verſchiedenheit der Cha: 
ractere der Nationen, das, was für die eine paffend fen, nicht auch den übrigen 
nüge, und man möge jenen ruhigen befonnenen Sinn nicht gefährden, indem 
man dem Sächfifhen Volke Juftitutionen gebe, die feiner Eigenthümlichteit 
nicht entfprächen. Der Grund, marum das Wolf bei politiſchen Vergehen 
ſtets Parchei nehme, liege in der Matur der Sache. Es firebe nach Freißeit, 
umd jeder Schritt der Megierung feine diefe zu befchränfen. Darum inter: 
effire man fi bei politifchen Vergehen ftets für dei, welcher der Regierung 
'entgegenftehe, ‚beim Verfahren wider einen Minifter ‘aber gegen diefen, weil 
eben fein Vergehen in der Megel darinn beftche, “daß er die Gewalt der Me- 
gierung zu ertveitern verſucht habe. Wie man-behaupten Fönne, daß die Ver— 
antwortlichkeit der Minifter opne Deffenclichkeit des Verfahrens ein leerer Schall 
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fen, das fehe er: nicht ein, da Ja bie ganze Wirkfamfeit der Staͤnde zunächft 
mit darauf gerichtet ſey, dieſer Verantwortlichkeit ihre Kraft und Wirffam: 
keit zu erhalten. Endlich gehe feine Meberzeugung dahin, daß das Vertrauen 
jur Juſtiz Peinesweges durch deren Deffentlichfeit gewinne.  Meberhaupt fen 
nicht biefes Vertrauen ihr höchftes Ziel, fondern es beſtehe darinn, daß fie 
ruͤckſichtslos und unpartheiifch Recht fpredhe, und thue fie Das, fo werde es 
ihr am Vertrauen nicht fehlen. Aber die Deffentlichfeit und der von ikr uns 
jertrennliche "Einfluß. der augenblicklichen Anſicht der Menge ſchade ihe unbe: 
dinge, und eine depravitte Juſtij fen es, melde am unaufhaltſamſten alle 
Bande der Geſellſchaft loſe. Mit Recht made die Verfaffung die Juſtiz un: 
abhängig von der Megierung, allein die Oeffentlichkeit ſtelle fie unter einen’ weit 
gefährlichern Einfluß, denn wie die Nechtspflege in Deutſchland ſich ohnehin 
niemals zum. Werkzeuge des Despotismus herabgewürdige habe, fo. fey es weit 
leichter, erfordere weit weniger Characterftärfe, fich einer despotiſchen Maas: 
regel zu widerfegen, woburd man den Beifall und die Meinung Aller geroin: 
ne, als im Gefühle des Rechts diefer Meinung, wenn fie irre geleitet wors 
den, entgegen zu treten. Darum halte er die Oeffentlichkeit der Juſtij für 
eins der größten Uebel, welches über ein Volk kommen fönne, und vermöge 
auch hier nur ſich gegen fie zu erflären. 

Zuletzt erffärt ſich noch der Herr Präfident gegen die Meinung der Mino: 
ritaͤt. Er chre und liebe, Auffert er, die Deffentlichfeit und fcheue fie niemals, 
denn er geſtehe gern, daß er ſich irren koͤnne, und nehme eben fo gern Beleh— 
rung und Aufflärung von der. öffentlichen Meinung an, allein er beuge ſich 
ihr niemals unbedingt und gegen feine wohlbegründete Heberzeugung. Hier num 
fen von einem Rechtsſpruche die Rede und da beforge er von der Deffenrlich: 
keit Machtheil.. In jedem Staate, befonders aber in einem conftitutionellen, 
muͤſſe das Gefer oben an ſtehen. Mac, ihm, nicht nach einer Meinung oder 
einem Gefühle wolle er gerichtet fen, und letzterm drohe die Oeffentlichkeit Ein⸗ 
gang zu verſchaffen. 

Indem num das Praͤſidium zur Fragſtellung uͤberzugehen beabſichtigt, ent: 

ficht eine kurze Discuſſion darüber, ob die Frage auf die Anſicht der Minori: 
tät, welche Mehrere als ein, zum Gefeg: Entwurfe geftelltes Amendement bes 
trachten zu fönnen glauben, oder auf die Anſicht der Majorität zu richten fey, 
welche in einem, die Eigenfchaft eines Vorberichts habenden, befondern Theile 
des Berichts entwidelt fe. 

Am Ende ftelle der Herr Präfidene die Frage dahin: 

Tritt die Kammer der Anficht der Majorität, daß irgend eine andere 
86 e 
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Deffentlichfeit, als bie durch ben; Druck der Acten bei dem Werfah: 
ven des Staatsgerichtshofs nicht einzutreten »habe,. bei? °  . 
duch 20 Stimmen gegen 10, ER 
mit Ya. beantwortet, wodurch denn auch. ber Morfchlag des Herrn Stellvers 
treters D. Deutrich mit abgeworfen ift. 
Hier wird inbeffen wegen Ablaufs ber Zeit. ‚abgebrochen, man wird morgen 
zur fpecielen Berathung des Geſetzes über das Verfahren beim Staatsgerichts⸗ 
hofe fortfepreiten und hat Vorſtehendes anher bemerfe 


Ernft Guſtav von Gersdorf. Ernft Friedrich Hark, 
Paul Auguft Ritterftädt. S. d. J. K. 
Carl Ludwig Schill. 





60. 
Den 4. April 1837. 


Gegenwärtig if: — 
Se. Excellenz Herr Staatsminiſter von Koͤnneritz. 


E⸗ ſind 32 Mitglieder der erſten Kammer verſammelt. 
Nachdem ſie das Protocoll der geſtrigen Sitzung genehmigt haben, wird 


210. 
Vortrag aus der Regiſtrande. 

Vortrag uͤber die eingelangten Schriften erſtattet und dabei 

Mr. 216. ein Geſuch Earl Gottlieb Kuͤttners und Conſorten zu Bräuns- 
dorf um Verwendung dafür, daß der Staat das Verggebäube Meue Hoff: 
nung Gottes Fundgrube übernehme und fortbaue, an die vierte, dagegen 

Mr. 217. ein Geſuch der Gemeinden zn Brauna und fünf andern Dorf: 
fhaften um Erhaltung der Patrimonialgerichtsbarkeit an die wegen des Ge 
ſetz· Entwurfs über die Umgeftaltung der niedern Gerichtsbehörden ernannte be- 
fondere Deputation verwiefen, und erfolgt hierauf ſofort die Abgabe einer 
unter 


671 


Mr. 218. von den Gemeinden zu Miederau und 4 andern Dörfern ein: 
gereichten Vorftellung gegen die Anlegung einer Eifenbahn zwiſchen Oberau 
und Meiffen an den wegen des Geſetzes über die fünf neuen Eifenbahnen be: 
ſtellt geweſenen Deferenten, Herrn Regierungsrath von Carlowitz. * 

Zwei Berichte der vierten Deputation, wovon ber eine 

Mr. 219. den Antrag des Herrn Diaconus M. $ange zu Dresden, we: 
gen Anlegung von Seldgarten-Eolonicen und ländlicher Erziehungsanftalten, der 
andere unter ‚ 

Mr. 220. die Befchwerde Carl Friedrich Siebers zu Camenz betrifft, fol: 
len auf die Tagesordnung gebracht werden, jedoch findet man ben Druck nur 
bei beim erften berfelben nochwendig. 


Es haben ferner unter 
Mr. 221. Here D. Bernhard, Kerr Amtsphuficus D. Weißenborn und 
Herr Apotheker Langbein zu Vorna eine bei der zweiten Kammer wegen der 
Kurkoſten des jungen Graulich eingereichte Beſchwerde bei der erſten Kammer 
introducirt, und ſolche aus einem andern Geſichtspuncte zu betrachten gebeten, 
als in der zweiten Kammer geſchehen. Da indeſſen jene Beſchwerde bloß an die 
zweite Kammer gerichtet geweſen und bei derſelben ohne Beachtung geblieben ift, 
fo gelangt fie gar nicht an die erfte Kammer, Es kann daher auch auf das jefst 
eingereichte Schreiben irgend Etwas im Materiellen bei der erſten Kammer 
nicht verfügt noch vorgetragen werben, und wird bas Präfidium erfucht, die 
Herren Antragfteller deffen zu befcheiden. 
Endlich ift noch unter 
Mr. 222. ein Bericht der vierten Deputation über eine Beſchwerde des 
Schneidermeifters Detin zu $eipzig eingelangt, welcher auf die nächfte Tages: 
ordnung gebracht, jedoch nicht gedruckt werden fol. 


211. 
Beſchluß Über die Form: der Berichtserflattung Sei mehrern Gegenſtaͤnden. 

- Auf Antrag Sr. Königl. Hoh. des Prinzen Johann erfläre ſich demnaͤchſt 
die Kammer bamit einverftanden, daß die erfte Deputation über die hinficht- 
lich des Gefeg- Entwurfs wegen der Meligionsübung der Juden zwifchen den 
Kammern noch obwaltenden Differenzen nicht einen förmlichen Bericht aus: 
arbeite, fondern nur eine tabellariſche Zufammenftellung fertige; man geneh: 
migt auch, daß wegen der Differenzpuncte in Betreff des Königl. Decrets 
wegen einiger Beftimmungen über die Befreiung von indirecten Abgaben von 
Herrn D. Erufius blog mündliche Relation erftattet werde. 
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Beurlaubung. 


Auf die Zeit vom 4. bis 8. l. M. wird Herr Graf von Soße be: 
urlaubt, ſodann aber dur 


Tages ordnung 
und ſomit zu der 
213. 
Schlußberathung über den Geſetz⸗ Entwurf megen des Verfahrens beim 
Staatsgerichtehofe. 


fortgefegten Berathung über den Geſetz-Entwurf wegen des Verfahrens in den 
an den Staatsgerihtshof gelangenden Sachen verſchritten. 


Nachdem die allgemeine Discuffion geftern beendigt worden, geht män fo: 
fort zur fpeciellen Beratung über, und werden dabei 


$. 1. mit dem Seite 535 des Berichts von der Deputation vorgeſchla⸗ 
genen Zuſatz, 

$. 2. unter ber von ber zweiten Kammer befchloffenen Abänderung, 

$. 3. unter der ebenfalls von der zweiten Kammer befchloffenen - Weglaf: 
fung des Wortes „daher“ und 

- $..4. umverändert 
insgefammt 
einftimmig 

angenommen. 

Bei 

$. 5. erlaube fh 

Unterzeichneter zu bemerfen: Es fey ihm anfangs zweifelhaft gewefen, in 
welcher Maafe Seiten des anflagenven Theils Eide zu leiften feyn wuͤrden, 
von denen, felbft wenn ber Zufak der Deputation zu $. 16. angenommen 
werde, noch immer der Editions: und Diffeffionseid übrig bleibe. Nun fen 
zwar aus den Verhandlungen ber zweiten Kammer über $, 41. (Seite 398 
der dießfallfigen Protocolle) zu erfehen, daß nach der Meinung der Regierung 
dergleichen Eide von dem Anwalte zu leiften ſeyen, und er gebe gern zu, daß 
ſolches allenfalls aud aus der Wortftellung des $. 5. zu folgern fen; allein 
es fen dieß Feinesweges fo beſtimmt gefagt, als zur Beſeitigung allen Zwoeifels 
zu wuͤnſchen ftche, und deshalb ſchlage er vor, dem Paragraphen am Schlufft 
die Worte beizufügen: 

und welcher die vom Kläger zu leiftenden Eide zu fehwören har. 
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Gegen diefen Antrag, welcher genügende Unterftügung findet, wird indef: 
fen von Herrn Staatsminifter von Könnerig erinnert, daß die Regierung zwar 
damif einverftanden fer, wenn man annehme, der Anwalt habe die erwähnten 
Eide felbft zu leiften, daß dieß indeffen aus dem $. 5. und der ganjen Stel—⸗ 
lung des Anwalts von felbft folge. Letzterer fey nicht Bevollmaͤchtigter der 
Stände, fondern ein von diefen gewählter öffentlicher Anfläger, und handele 
daher auch in feinem eigenen Namen, weshalb cs denn auch im Gefeg:Ent: 
wurfe heiße, daß er die Stelle des Klägers — nicht die der Stände — ver: 
trete. Wollte man nun einzelne hieraus folgende Beftimmungen herausheben, 
wie dieß der Antrag des Unterzeichneten thue, fo würde folches leicht zu Miß- 
deutungen und falſchen Schlüffen führen koͤnnen. 

Diefer Anſicht treten mehrere Kammermitgliever bei, und es bemerfe in: 
fonderheit 

Herr Domherr D. Günther, wie überhaupt niemals der Fall vorfommen 
fünne, daß der Anwalt zu einem Eide gelaffen, und auf diefen eine Condem⸗ 
natoria gebaut werde. Selbſt der Diffeffionseid, bei dem die Sache noch am 
erften zweifelhaft erfcheinen könnte, fey nicht ſtatthaft, denn er würde ein Fal— 
ſum Seiten des Beklagten, und fomit ein ganz anderes Verfahren begründen, 
oder ihm wenigftens die Behauptung eines ſolchen unterliegen. 


Untergeichneter nimmt hierauf feinen Antrag wieder zurück, indem er fich 
mit den durch die Discuffion gegebenen Erläuterungen begnügt, und erflärt 
fi fobann die Kammer 

einmũthig 
damit einverſtanden, daß in der Schrift die ——— ausgeſprochen werde, 
wie es der Staͤndeverſammlung unbenommen bliebe, den Anwalt aus ihrer Mitte 
zu nehmen. 

Es wird hierauf der $. 5. unverändert und 

einftimmig . 
angenommen, bei 

$. 6. aber ift man 

unanim 
darüber mit der Deputation einverſtanden, daß bie bei der zweiten Kammer aus dem 
Grunde getroffenen Abänderungen, weil man den Ständen nachlaſſen will, ſtatt 
eines Anwalts zweie folidarifh zu erwaͤhlen, nur eventuell angenommen 
werden follen, und daß man in der Schrift der Staatsregierung überlaffen will, 
das, was man hierunter beabfichtigt, bei der endlichen Redaction des Gefeges in 
inem befondern Paragraphen. erfhöpfend zufammen zu faifen, jedoch fo, daß 
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dabei die Ernennung Eines Anwalts er Selten als dee aufgeſtellt 
werde. 

Sn diefer Maafe und mit dieſem Votbchale win nun der von ber zweiten 
Kammer zu $. 6. beſchloſſene Zuſatz, unter der von der Deputation Seite 536 ihres 
Berichts: beantragten Einfchaltung der. Worte: „durch gemeinſchaftlichen Beſchluß 
beider Kammern‘ eventuell, und mit diefer — * der * 6. vor 

‚ einhellig - 
genehmigt. 
Demnaͤchſt erlangen 
6, 7. mit den. von ber zweiten Kammer belichten, Sie 536 und 537 unter 
a. b. und c. angegebenen Abänderungen, 
$.. 8. unverändert, 
$. 9. in der von der zweiten Kammer beſtimmten Faſſung, 
$. 10. unter der in ber zweiten Kammer beſchloſſenen Abänderung, welcher 
man indeffen nur in der bei $. 6. erwähnten Vorausſetzung eventuell beitritt, 
$. 11. unverändert, 
$. 12. mit der bei der zweiten Kammer getroffenen, jedoch in ber bei $. 6. 
angegebenen Maafe nur eventuell genehmigten Mobification, 
$.13. mit der in der eben erwähnten Art eventuell angenommenen, Seite 538 
des Deputationsberichts unter a. angegebenen Abänderung der zweiten Kammer 
und, was den legten Sat anlangt, fo, wie ſelchen die dieſſeitige Deputation am 
angegebenen Orte vorgeſchlagen hat, 
$. 14. mit der, ebenfalls nur nach der zu $. 6. gemachten Bemerkung 
eventuell angenommenen, Abänderung der zweiten Kammer und 
6. 15. unter der in gleicher Maafe nur eventuell gebilligten, Seite 539 unter 
a. angegebenen Abänderung der zweiten Kammer und der von letzterer — 
Weglaſſung des zweiten Satzes, 
ins geſammt 
einſtimmig 
und ohne Discuſſion Genehmigung. 


$. 16. hat die Deputation nach Seite 539 ihres Berichts einen Zuſatz vor: 
geſchlagen, nad welchem ein Erfüllungs« und Ablehnungseid nur dem Ange: 
Hagten fol zuerfannt werben fönnen, 

Herr Staateminifter von Könnerig erflärt ſich gegen dieſen Vorſchlag, ben 
das Miniſterium in der zweiten Kammer um ſo weniger zu bevorworten im Stande 
ſeyn werde, als er für eine Beguͤnſtigung des Angeklagten angeſehen wer: 
den fönne, Wie im Denunciationsprozeffe dem Denuncianten der Eid zuerfannt 
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werben koͤnne, fo ſcheine ein Aehnliches auch Hier niche abfolut unzuläffig, und das 
Uebrige fönne man mit DBertrauen dem Staategerichtehofe überlaffen, der etwas 
Unpaffendes gewiß nicht erkennen werde, 

Hierauf erwidert indeffen Here Domherr D. Günther, daß der Zuſatz der 
Depntation nur das ausſpreche, was durch die Natur der Sache begründet fey. 
Es fey hier nicht von dem alten Anflageprozeffe die Mebe, fondern von demjenigen, 
der fich neuerlich mit Beftellung eines Öffentlichen Anflägers gebildet habe, und in 
allen Staaten, wo man ihn eingeführt, gelte die Megel, die der Zufag der De: 
putation ausfpredye. Unmoͤglich könne man zugeben, daß auf den Grund des 
Eives des Anflägers ein condemnatorifches Erfennmiß erfolge, und am aller: 
mwenigften hier, wo der Anfläger ftets nur de credulitate.werde ſchwoͤren koͤnnen. 
Uebrigens würbe es-offenbar eine Luͤcke im Gefete feyn, wenn man dem Staats. 
gerichtshofe das Urtheil über die Zuläffigfeit eines Beweismittels in der vorlie- 
genden Prozeßart überhaupt überlaffen wollte. Das muͤſſe das Geſetz ausfprechen 
und ber Gerichtshof nur über dem einzelnen Fall entfcheiden. 

Diefen Gründen fügt Se. 8. H. Prinz Johann noch bei, wie die Sache fo 
ſeht für ſich ſelbſt fpreche, daß fie einer Bevorwortung bei der zweiten Kammer 
wohl nicht bedürfen werde, und wird fobann der Jufa der Deputation, und 
mie ihm der $. 16. 

einftimmig 
angenommen, fo wie auch bie 

6$. 17. 18. und 19. unverändert und ohne Discuffion 

einhellige 
Genehmigung finden. 
Darüber, daß die bei . 

$. 20. von der zweiten Kammer beſchloſſene Abänderung nicht angenommen 
werben foll, ift bereits durch den geftern in Betreff: der Deffenrlichfeit des Ver—⸗ 
fahrens gefaßten Beſchluß entſchieden worden, es hat fich hierdurd das Gut: 
achten der Minorität erledigt und ift darauf weiter Feine Frage zu ftellen, vielmehe 
tritt man dem $. 20. ohne Abänderung, 

mit 30 Stimmen gegen 2, 
und dem 

$. 21. nad) der von der zweiten Kammer gewählten und von ber Deputation 
bevorworteten Faffung 

ı  einftimmig 
bei. 

Bei 
$. 22. bemerkt Unterzeichneter: Der — koͤnne zwar einer 
Zweite Abtheilung. 1. Bd. 
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Kanzlei eben fo wenig als andere Behörden entbehren, allein er habe Feine fichende 
Kanzlei, fondern müffe die Gefchäfte derfelben irgend Jemandem befonders über: 
tragen. Da nun das Gefeg mehrfach Präclufivfriften beftimme, welche nach 
$. 18. fogar mit einer beftimmten Stunde ‚abliefen, fo fey ec für die Partheien 
von großer Wichtigkeit, fofort beim Beginnen des Prozeffes zu erfahren, wo 
diefe Kanzlei zu finden fey, und wo fonad Schriften, die an den Staatsgerichts- 
hof gelangen follten, jederzeit mie Sicherheit, abgegeben werden: fönnten,, da man 
dem Präfidenten doch unmöglich zumuthen Sonne, ficts und infondereit dann, 
wenn eine Friſt ablaufe, zu Haufe zu ſeyn. Deshalb fchlage er vor, dem $. 22 
am Scluffe die Worte beizufügen. 

j begeichnee auch den Ort umd die Perfon, wo und an weldye die an den 

Staatsgerichtshof einzureichenden Schriften abzugeben find, 

und werde er, fals dieß Beifall finden follte, einen ähnlichen Zufag zu $. 25. 
vorſchlagen. 


Der Antrag finder zahlreiche Unterſtuͤzung und wird, fo wie mit ihm der 
$. 22., ohne weitere Discuffion 
unanim 
angenommen. 


Der in der zweiten Kammer zu 
$. 23. beſchloſſene Zuſatz wird in der bei $. 6. angegebenen Maaſe und Vor— 
ausfegung eventuell, fodann aber mit ihm der $. felbft und 
$. 24. unverändert 
von allen Stimmen 
genehmigt, bei 
$. 25. aber fchlägt Unterzeichneter aus den bei $. 22. angegebenen Grün: 
den vor, auf der legten Zeile nad den Worten „von letzterer“ die Worte cin- 
zufihalten: 
und dem Orte und der Perfon, wo und an weldhe die an- den Staars- 
gerichtshof einzureichenden Schriften abzugeben find, 
und es wird dieß zahlreich unterſtuͤtzt. 


Nachdem Herr Staatsminiſter von Koͤnneritz geaͤuſſert hat, daß dieſer Zu⸗ 
ſatz, obwohl. eine nothwendige Folge des zu $. 22. gefaßten Beſchluſſes, 
doch das Bedenken errege, daß er eine nothwendige Solennirär zu begründen 
ſcheinen fönne, deren Vernachlaͤſſigung Nullitäten beforgen laffe, wird der Vor— 
ſchlag des Unterzeichneten, und mit ihm $. 25. felbft, 

einftimmig 
genchmigt. 
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Jo or, u 
$. 26. hat die zweite Kammer zwei Abänderungen beliebt, welche Seite 
541 des Deputationsberichts umter a... und b. aufgeführt find. Die Kammer 
tritt beiden, der unter a. jedoch in der bei $. 6. angegebenen Maafe nur 
eventuell, 0 * 
einſtimmig J 
bei, und nimmt ſodann den h. ſelbſt, ſo wie. den von ber zweiten Kammer be: 
ſchloſſenen Zuſatz 
$. 26.b. mit der von der dieſſeitigen Deputation Seite 541 ihres Berichts 
vorgefehlagenen Einfchaltung, nicht minder 
$. 27. umter den von der zweiten Kammer beliebten, Seite 541 des De: 
putationsberichts mit a. und b. bejeichneten Abänderungen, j 
$. 28. unverändert, und 
$. 29. wiederum mit den von ber zweiten Kammer befchloffenen, Seite 
542 des Deputationsberichts unter a. und b. angegebenen Abänderungen 
einſtimmig 
an, man iſt auch eben ſo | 
einftimmig 
damit einverftanden, daß allenthalben in dem vorliegenden Geſetze ftatt „Be: 
fagter“. vielmehr „Angellagter“ geſetzt werden fol. - 
Demnächft werden | 
$. 30. mit dem von ber zweiten Kammer angenommenen, Seite 542 bes 
Deputationsberichts angegebenen Zuſatze, 
$$. 31. und 32. aber unverändert 
einſtimmig 
genehmigt. 
Der zu 
$. 33. von der zweiten Kammer hinſichtlich ber Deffentlichfeit gemachte, 
Seite 542 des Deputationsberichts unter a. erwähnte Zufa hat durch den 
geftern gefaßten Beſchluß feine Erledigung gefunden, und jſt darauf eine Frage 
weiter nicht zu richten. Dagegen findet der Seite 543 unter b. erwähnte Zu: 
fa der jweiten Kammer, und mit ihm ber $. felbft, nicht minder 
$. 34. und ä 
$. 35. beide unveraͤndert und 
einhellig 
Zuftimmung. 
Auf die bei 
. 36. pon der zweiten Kummer gemachte Abänderung iſt aus dem be 
87* ’ 
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$. 20. und 33. angegebenen Grunde Feine Frage zu flellen, es werben vielmehr 
diefer $., fo wie bie 
$$. 37. und 38. insgefammt unverändert und 
einftimmig 
genehmigt, man tritt auch eben fo 
einmuͤthig 
dem Seite 543 zu findenden Gutachten bei, nach — in der Schrift die 
Vorausſetzung ausgeſprochen werden ſoll, daß, ſo lange die dermalen giltigen 
Proʒeßvorſchriften noch beſtehen, jeder Theil einen Sachverſtaͤndigen zu wäh: 
fen und der Staatsgerichtshof einen Dritten zuzuordnen haben werde. 
Die Anmwefenden genehmigen: demnächft 
$. 39. mit. der von der zweiten Kammer befchloffenen Abänderung, 
$. 40. unverändert, jedoch unter Berichtigung des Seite 543 des Depu- 
tationsberichts angegebenen Drudfehlers, und 
$. 41. in der von ber zweiten Kammer angenommenen Faffung, ‘aus 
welcher indeffen nach dem Antrage der dieffeitigen Deputation Seite 544 und 
545 das Wort „fändifchen* wegzulaffen ift, insgefamme 
einftimmig. 
Bei 
$. 42. entſteht das Bedenken, daß der Ausdruck „ein Mitglied. der ftän- 
diſchen Kammer” nicht ganz paffend erfcheine, da von Mitgliedern beider Kam: 
mern die Rede fey, und es wird, auf. Antrag des Herrn Bürgermeifters Mit: 
terftäbe beſchloſſen, zu fegen: „ein Mitglied einer ftänbifcen Kammer “. 
Im Uebrigen wird der $. ohne weitere Abänderung 
einmuͤthig 
genehmigt, und erlangen ſodann die 
66. 43. 44. 45. 46. 47. 48. 49. und 50. unveraͤndert, fo wie 
.$. 51. mit der von der zweiten Kammer — Seite 545 bes De: 
putationsberichts angegebenen Abänderung 
einhellige 
Annahme. 


Zu 
$. 52. hat die Deputation auf der fo eben angegebenen Seite ihres Be⸗ 
richts eine Veränderung ber erften Zeilen vorgefchlagen, welche 
unanim 
Beifall findet. 
Eben fo genehmigt die Kammer den Seite 545 des Deputationsberichts 
unter b. angegebenen, von der ziveiten Kammer befchloffenen Zufas, unter Ein- 
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Fodung dee Boote zin Den Belban en Ga" ind Hai ik Abkabenen- 
gen den $. felbft 
einftimmig, 


und erlangen ſodann 
$. 53. unter der Seite 546 des Deputationsberichts beantragten Ein« 


[haltung der Worte „oder über die Verlegung derfelben ”, 

$. 54. umter den auf der eben angegebenen Seite des Deputationsberichts 
unter. a. b. und c. angegebenen Abänderungen und 

9. 65. unverändert die Genehmigung 

aller Anweſenden, 
welche auch dem Seite 547 des Deputationsberichts beantragten Zuſatze 

$. 55h. ohne Abänderung und dem ebenbafelbft vorgeſchlagenen, in die 
Schrift aufzunehmenden Antrage 

einftimmig 
ju Theil wird. 
Enplic treten auch dem 

$. 56. ohne Antrag auf Abänderung 

ale Anweſenden 
bei, 

So ift nun der ganze Geſetz Entwurf durchgegangen — und es fommt 
nur noch auf die Schlußfrage an. 

Sie wird vom Präfivio dahin geftelle: 

Nimmt die Kammer nunmehr das fo eben berarhene Geſetz im der 
Maafe, wie ſich ſolches vn die bei den einzelnen — gefaßten 
Beſchluͤſſe geſtaltet hat, an? 
umd erfolgt darauf beim Namensaufrufe, 
mit 22 Stimmen gegen 8, 
bejahende Antwort. 

Die Protocolle über die fo m beendigte Berathung find an die zweite 
Kammer zu beförbern. 

Hiermit find num die Gefchäfte der heutigen Tagesordnung beendigt, umd 
werben für-die nächfte Zufammenfunft beftummt ; 

1.) Der Vorträg über die Differenzpuncte wegen des Geſetzes über Auf- 
hebung des Mandats vorm 14. September 1822. die Erwerbung von Bau: 
erngrundftücen betreffend, 

2.) der Vortrag der Differenzpumete über das Decret wegen der Befrei⸗ 
ungen von indirecten Abgaben, 
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3.) der Vortrag der Differenzpuncte hinfichtlich des. Geſetzes fiber einige bis- 
ber in die Hauptfaffe der Straf- und Verforganftalten gelangte Zuflüffe, 

4.) der anderweite Bericht der erften Deputation über das Königliche De: 
eret vom 13. Movember 1836, enthaltend Beſcheidungen ‚uf mehrere ſtaͤndi⸗ 
ſche Antraͤge u. ſ. w. 

5.) der Bericht der vierten Deputation über Siebers Beſchwerde, 

6.) der Bericht verfelben Deputation über Detins Beſchwerde, 

7.) der Bericht eben diefer Deputation über bes M. tange Antrag wegen 
Feldgarten » Eolonieen ıc. und 

8.) ber Vortrag der Zufammenftelung der Differenzpuncte wegen des Gr 
fees über die Meligionsäbimg der Juden, dafern dieſe Zufammenftellung an: 
nod) zeitig genug fertig wirb, um tempeſtiv vertheilt zu werben. 

Nachrichtlich hat · Vorſtehendes anher bemerft 


Ernft Guſtav von Gersdorf. Eruft Friedrich Hart, 
€. W. Gottſchald. S. d. J. K. 
R. von Watzdorf. 


61. 
Den 7, April 1837. 


“ Gegenwärtig find abwechſelnd: 
Se. Ereellenz; Herr Staatsminifter von Zefchau, 
Se. Epeellenz; Herr Staatsminifter- Noftig und Jaͤnckendorf, 
Se. Excellenz Herr Staarsminifter von Lindenau, und 
Se. Epreellen; Herr Staatsminifter von Zejſchwitz, ingleidhen 
Herr Geheimer Regierungsrath D. Schaarfhmibt. 


Es find 32 Mitglieder der erſten Kammer verſammelt, welche mach erfolgter 
Genehmigung des Protscolls der legten Sitzung, 


214. 


Vortrag aus der Regiſtrande. 


beim ——* aus der Regiſtrande beſchlieſſen: 
Mr. 223. cine Vorſtellung des Gewerbvereins zu Roßwein gegen das 
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Geſetz wegen der bürgerlichen Verhaltniſſe der Zum an die erfte Deputation 
abzugeben. 

Demnaͤchſt ift 

Mr. 224, die von.ber erften Deputatlon afeug⸗e Zuſammenſtellung der 
wegen des Geſetzes über. die Religionsuͤbung der Juden zwiſchen beiden Kam— 
mern obwaltenden Differenzen. bereits gedruckt und auf die heutige Tagesorb: 
nung gebracht worden. 

Es folgen nun vier Protocollertracte der zweiten Kammer, wovon der 
unter 

Mr. 225. betreffend die Genehmigung der Schrift wegen des für die Gar: 
nifon zu Dresden neu anzulegenden Hospitals an den in der Sache ernannt 
zeweſenen Referenten, Herrn von Polenz, der unter 

Mr. 226. betreffend das Geſetz wegen definiriver Gültigkeit des Gefeges 
vom 27. December 1833. ‚über das Unterfuhungsverfahren gegen Uebertreter 
der Vorfchriften wegen der indirecten Abgaben, an die erfte Deputation abge: 
geben werden fol, der unter 

Mr. 227. aber, betreffend das Königliche Decret vom 22. Februar 1837. 
wegen Veröffentlichung der Sandtagsverhandlungen lediglich zu den Arten ge: 
nommen werden fol, da die zweite Kanımer eben fo wie die erfte bei dieſem 
Decrete vollftändig Beruhigung zu faffen beſchloſſen hat, Endlich hat laut 
des umter 

Mr, 228. eingetragenen Protocollertracts vom 30. v. M. die zweite 
Kammer auf Antrag des Abgeordneten Herrn Eiſenſtuck befchloffen, die Die: 
bacrionsdeputation zu veranlaffen, dahin Sorge zu tragen, daß Exemplare der 
Sandtags:Acten, fo wie bei voriger Ständeverfammlung auch dießmal unentgeld» 
lich an die Landesbibliothek zu Dresden und an die Univerfitätsbibliorhef zu 
feipzig abgegeben werden mödten, und zwar fo, daß die Verabfolgung der zur 
sierten Abtheilung gehörigen Schriften erft nah Schluß des Sandtags. erfolge. 

Die Kammer, ijt hiermit 

einſtimmig 
inverſtanden, und wird Herr Secretaͤr von Zedtwitz erſucht, von dieſem nun: 
nehr gemeinſchaftlichen Beſchluſſe ohne Weiteres die erforderliche Notiz zu 
iehmen. 

Von Herrn Buͤrgermeiſter Huͤbler wird hierbei darauf angetragen, daß 
ver fo eben gefaßte Beſchluß nicht blos für den dermaligen Landtag ſondern 
auch für die kuͤnftigen Staͤndeverſammlungen bis zum Widerrufe gelten und 
»eshalb in anderweite Communication mit der zweiten Kammer getreten werben 
nöge. 


’ 
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Dieß wird unterſtuͤtzt, und fobann 

einftimmig 
genehmigt. 

Bei diefer Gelegenheit bemerfe im Uebrigen noch Here D. Erufius, mie 

auf Anregung der erften Kammer der Würtembergifchen Stände bei vorigem 
Landtage ein Antrag an die Megierung gerichtet worben fey, einen Austaufch 
der Landtags⸗Acten zwiſchen Sachſen und Würtemberg zu veranlaffen, welcher 
indeffen feinen Erfolg gehabt zu haben fiheine. Es fen daher Machricht über 
das Schickſal jenes Antrags zu wuͤnſchen, der vicheiht um fo mehr auch auf 
andere Staaten zu erftredfen ſeyn dürfte, da felbft auf hiefiger Bibliothek voll: 
ftändige Landtags: Acten der deutſchen Staaten nicht zu erlangen feyen. 

Da Herr Staatsminifter von Zeſchau erflärt, wie er die gewuͤnſchte No⸗ 
tig der Kammer zu geben nicht ermangeln werde, fo bedarf es eines Belchluf: 
fes über den Antrag des Herrn D. Erufius für jet nicht, es ift jedoch das 
über Mr. 228. Verhandelte mittelft Protocollertracts am die zweite Kammer 
zu bringen. 

Drei Berichte, und zwar 

Mr. 229. erftartet von der dritten Deputation über den Antrag des Herrn 
Advocat Hähnel wegen Erbittung eines Geſctzes über den Auszug, 

Mr. 230. erftartet von der vierten Deputation über den Antrag des 
Herrn von Heldreich wegen Abfhaffung des Beichtgeldes, und 

Mr. 231. erftattet von eben diefer Deputation über die Beſchwerde des 
vormaligen Advocaten Rumpelt, 

ſollen auf die Tagesordnung gebracht werden, man befindet jedoch den Druck 
blog bei ven erften beiden nothwendig. 
Endlich haben nun noch unter 

Mr. 232. viele Aelteften hiefiger Innungen, Herr Schmidt und Con: 
forten, um Vertagung der beabſichtigten neuen Gefeggebung über die bürger: 
lichen Verhältniffe der Juden gebeten, und es erflärt Herr Kammerherr von 
Ziegler, durd welchen diefe Petition übergeben worden ift, wie er ſolche zu der 
feinigen zu machen feinen Anftand nehme, da er von einer Emancipation der 
Juden, fo lange fie nicht von Innen heraus anders gebildet feyen, feinen Se: 
gen für Sachſen erwarten koͤnne. Er ift indeffen mit dem Beſchluſſe der 
Kammer, auch diefe Petition an bie erſte Deputation zu verweifen, einver: 
fanden. ; 

215. 
Beurlaubung, Entfhuldigung. 


Beurlaube wird Here Kammerherr von Watzdorf auf die Zeit vom 9. 
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bis 29.1. M., Herr Domherr D. Günther aber hat fi wegen Unwohlſeyns 
entſchuldigt. 


Uebergehend zur 
Tagesordnung, 


216. 
Berathung der Differenzpuncte bei dem Gefetz /Entwurfe wesen. Aufhebung 
des Mandats vom 14. September 1822. die Erwerbung von Bauer: 
grundſtuͤcken betreffend. 
der Berathung der Differenzpuncte bei dem Geſetz Entwurfe wegen Aufhebung 
des Mandats vom 14. September 1822. die Erwerbung von. Bauergrund: 
fücfen beereffend, worüber Herr Bürgermeifter Ritterſtadt Vortrag erftatter. 
Es find diefer Differenzpuncte zwei, indem 
a.) die zweite Kammer im Eingange des Geſetzes und in deſſen erfter 

Zeile nach den Worten „bie Beſtimmungen des“ das Wort 

erblaͤndiſchen 
eingeſchaltet hat. Die Deputation raͤth an, dem beijutreten, und es geſchieht 


ſolches 


gelangt man zunächft zu 


einftimmig. 
Serner hat - 
b.) die zweite Kammer den $. 4. ganz — und es bemerkt der Herr 

Referent, daß derſelbe ſchon bei der erſten Kammer einiges Bedenken erregt 
habe. Diefer $, handele befanntlih von dem DBefugniffe der Anftellungsbe: 
hörden, gewiffen Elaffen der ihnen untergebenen Beamten die Ermwerbung von 
Grundftüsfen aus dienftlihen Ruͤckſichten zu unterfagen. ‘Die Deputation der ' 
jweiten Kammer hatte neuerlich vorgeſchlagen, den $. 4. zwar zw entfernen, je: 
doch das obenerwähnte Befugniß der Anftelungsbehörden in der Schrift aus: 
drücklich anzuerfennen. Die zweite Kammer hat in ihrer Berathung nun zwar 
das Erfte, jedoch nicht das Letzte genehmigt, da indeffen dabei das mehr er: 
wähnte Befugniß nicht in Abrede geftelle worden ift, auch, wie der Herr Me: 
ferent bemerkt, die Megierung in der zweiten Kammer ein weſentliches Beden- 
fen gegen den Wegfall des $. 4. nicht geäuffert hat,. fo räch die Deputation 
der Kammer an, dem Beſchluſſe der zweiten Kammer beizutreten. 

Herr Geheimer Regierungsrath D. Schaarfhmidt erflärt, wie es der 
Staatsregierung allenfalls genügen könne, daß man jenes Vefugniß bei den 
Discuffionen in beiden Kammern anerfannt habe, und wie fie lediglich aus 

Zweite Abrheilung. 1. Bd. 88 
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diefem Grunde bei dem Wegfalle des $. A. Beruhigung faffen fönne, und. ge: 
nehmigt hierauf die Kammer den Wegfall bes $. 4. 
einftimmig. 


So beftcht num wegen biefes Geſetzes volftändiges Einverftändnig mit der 
zweiten Kammer, und es wird auf den Antrag bes Herrn Meferenten 
unanim 
befchloffen, daß derfelbe nunmehr vor allen Dingen die Schrift entiwerfen, und 
daß ſodann erft wenn diefe vorgetragen und genehmigt feyn wird, zugleich mit 
den bdießfalfigen Verhandlungen dag gegenwärtige Protocol an die zweite Kam: 
mer gebracht werben fol. 
217. 
Berathung der Differenzpuncte in Betreff des Königlihen Deerets über 
verschiedene Beftimmungen wegen der Befreiung von indirecten Abgaben. 

In Betreff des Königlichen Decrets vom 13. Movember 1836. über ver: 
ſchiedene Beftimmungen wegen der Befreiung von indirecten Abgaben, zu welchen 
man nun übergeht, waltet, wie Here D. Erufius als Referent bemerft, nur eine 
einzige Differenz zwiſchen beiden Kammern ob, indem die erfte derfelben bean- 
tragen will, es möge die hohe Staatsregierung den Stiftern der Oberlauf 
ben erweislichen Verluſt, welchen fie durch Erlegung der Schlachtſteuer erlei— 
den, in gleicher Maafe wie den zu frommen und gemeinnüßigen Zwecken in den 
Erblanden beftehenden Anftalten, reftituiren laffen. Die zweite Kammer ift 
dagegen diefem Antrage nicht beigetreten, hat fich vielmehr mit der Anſicht 
der Regierung vereinigt, daß derfelbe micht paffend fen, und die Deputation räch 
an, dem beizutreten. 

Nachdem Herr von Pofern den Wunſch ausgeſprochen hat, es möge die 
Kammer, felbft wenn dieß ohne Erfolg bleiben folte, von ihrer frühern aus 
Ueberzeugung genommenen Anſicht nicht abgehen, macht 

Herr Staatsminifter von Zeſchau bemerflih, daß in dem früher von der 
erften Kammer gefaßten Beſchluſſe eine Ungleichheit liege, da man für die fa: 
tholifchen Stiftungen ver Oberlaufig in Anfpruc nehme, was man den prote: 
ftantifchen Anftalten diefes Sandestheils nicht gewähre, und rärh 

Se. Königliche Hoheit Prinz Johann an, für jege zwar dem Beſchluſſe 
der zweiten Kammer beizutreten, ſich jedoch ausdrücklich vorzubehalten, bei einer 
paffenden Gelegenheit nach Befinden einen Antrag auf Unterftägung der katho— 
lifchen Stifter in der Oberlaufit zu ftellen. 


Dieß findet jedoch, mindeftens fo, wie der Vorbehalt geftele ift, mehrfa- 
hen Widerſpruch, und es wird am Ende auf den Antrag des Herrn D. Cru— 
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fins, nachdem man dem DBefchluffe der zweiten Kammer, wegen Wegfalls des 
obenerwähnten Antrags, 

mit 26 Stimmen gegen 5, 
beigetreten ift, 

einftimmig 
befchloffen, in dem Protocolle die Erklärung nieberzulegen, daß durch den fo 
eben erfolgten Beitritt zu der Anficht der zweiten Kammer das Befugniß der 
Ständeverfammlung nicht ausgef&hloffen werde, ein von den Farholifchen Stif: 
tern der Oberlaufig etwa einzureichendes Geſuch um Unterftügung nad Befin; 
den zu bevorworten.: 
Das gegenwärtige Protocol, nach welchen nunmehr volftändiges Einver: 
ſtaͤndniß befteht, iſt am die zweite Kammer zu bringen. 
Man gelangt nunmehr 
218. 
Anderweite Berathung Über das Königliche Decret, verfchiedene ftändifche 
Anträge und allgemeine Mittheilungen an die Stände betreffend. 

ju dem anderweiten Berichte der erfien Deputation über das Königlihe De- 
cret, verfchiedene ftändifche Anträge und allgemeine Mittheilungen an die Stände 
betreffend, da fich Hier mehrere Verſchiedenheiten der Beſchluͤſſe beider Kam 
mern zeigen, welche der erwähnte Bericht fpeciell machweifet. 


Herr Bürgermeifter Wehner befteigt, als Referent, die Rednerbuͤhne, und 
da die Deputation angerathen hat, zuvoͤrderſt den Erfolg des Beſchluſſes der 
zweiten Kammer, nach welchem deren dritte Deputation eroͤrtern ſoll, ob noch 
Antraͤge der vorigen Staͤndeverſammlung ohne Mittheilung einer Koͤniglichen 
Entſchlieſſung zuruͤckgeblieben ſeyen? abzuwarten, ſo tritt dem die Kammer 

einſtimmig 
bei. 

Die Deputation hat laut der Beilage ihres Verichts sub ©. ferner vor⸗ 
gefchlagen, demjenigen, was die zweite Kammer zu 

1. 1. und I, 3. des Decrets vom 13, November 1336, 
befchloffen hat, beizutreten, und geſchieht * 

einhellig. 
Dagegen wuͤnſcht die Deputation, daß zu 

1. 6. des erwähnten Decrets 
die Kammer dem jenfeitigen Befchluffe nicht beitreten, vielmehr bei ihrer frähern 
Anficht beharren möge, und auch dieß geſchieht ohne Discuffion 

einmüthig. 
85 * 
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" Dagegen erregt der Punct unter . 
1. 7. des Decrets vom 13. November 1836. 

einige Discuffion. Es hat zuwörderft ad a. die Deputation anaerathen, dem 
Beſchluſſe der zweiten Kammer, wodurch fie den Antrag wegen Vorlegung eis 
nes Geſetzes über die Entſchaͤdigung und Beſteuerung der bisher Steuerfreien 
ausdruͤcklich für erledige erflärt hat, beizutreten, wenn auch ohne ben jenfeis 
tigen Gründen alenchalben beizuftimmen. 

Herr Staatsminifter von Zefchau bemerfe, wie die in der zweiten Kammer 
gegebene Erflärung überflüffig erfcheine, da die Erledigung des in Frage fies 
henden Antrags bereits bei voriger Ständenerfammlung, namentlich bei Gele 

genheit der DBerarhung über das neue Grundſteuerſyſtem, laut Protocolls der 

erften Kammer, vom 7. October 1834. anerfanne worden fen. Indeſſen fen 
auch der jetzt gefaßte Beſchluß der zweiten Kammer und deffen Annahme in 
der erfien Kammer ganz unfhädlich, und erledige fi das. von ber Deputation 
Seite 559 der erwähnten DBerichtsbeilage sub ©. ausgefprochene Bedenken. 

Die Kammer tritt hierauf dem ad a. gefaßten Beſchluſſe der zweiten 
Kammer 

einhellig 
bei. 
Wenn dagegen ad aa. die Deputation Seite 561 der Berichtsbeilage 
sub @. empfiehlt, den von der zweiten Kammer , befchloffenen — dafin 
zu fielen, 
wie die Ständeverfammlung, wenn «8 irgend möglich, im $aufe der 
nächften Finanzperiode den Wegfall der indirecten ftädeifchen Abgaben, 
in jedem Falle aber die Mittheilung über den Stand der Sache an 
die nächfle Ständeverfammlung zuverfichtlich erwarte, 

fo bemerkt 

Here Bürgermeifter Bernhardi, wie es ihm nicht angemeffen erfcheine, daß 
hier von indirecten ſtaͤdtiſchen Abgaben im Allgemeinen die Rede fey, da man 
doch ganz gewiß nur ſolche gemeint habe, welche beim Eingange in die Städte 
erhoben würden, und es 5. DB. nicht in Frage kommen Fönne, wenn eine Ab: 
gabe vom Baden durch Firation ber Bäcker erhoben werde, wie dieß in Frei- 
berg ſtattfinde. 

Herr Staatsminifter von Zeſchau bemerft hierauf, wie dieß allerdings 
ganz richtig ſey und 'man den neuern Antrag lediglih aus dem frühern erflä: 
ren fönne, welcher blos auf die bei Einbringung der Erzeugniffe des flachen 
Landes in die Städte erhobenen Abgaben ſich beziehe. 

Der Herr Referent und mehrere Deputations: und Kammermitglieder er: 
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flären fih hiermit einverfianden, und es kommt in Vorſchlag, in jenem An: 
trage ſtatt „ Abgaben” zu fegen „Eingangsabgaben *. 

Da indeffen allerfeits Anweſende theils ausdruͤcklich, theils auf erfolgte An: 
frage nach etwanigem dagegen obmaltenden Bevenfen, ſtillſchweigend erflären, 
daß hier nur von denjenigen ftädtifchen indirecten Abgaben die Mede ſeyn fönne 
und ſolle, welche bei Einbringung der Erzeugniſſe des flachen Landes in die 
Städte erhoben werden, fo begnügt man fi damit, dieß im Protscolle nie: 
derzulegen, und wird der Vorſchlag der Deputation, wie er ſich Seite 561 
der Berichtsbeilage finder, 

einftimmig 
angenommen. 

Endlich tritt die Kammer auch be ad bb. wegen Meftitution ber ſtaͤdti⸗ 
fhen Eingangsabgaben von ben unverfauft wieder ausgehenden Gegenftänden 
von der zweiten Kammer gefaßten Belchluffe, dem Mathe ihrer Deputation 
gemäs, 

unanim 
bei. 
Den zu 

1. 8. des Decrets vom 13. November 1836. von der zweiten Kammer 
gefaßten Beſchluß, wegen zu beantragender Vorlegung des Regulativs über 
die Anftelungsfportuln ıc. der Staatsdiener, erfennt die Kammer, da diefe Vor: 
fegung bereits erfolge ift, dem Rathe ihrer Deputation gemäs, 

einftimmig 
für erledigt, tritt auch zu 

I. 10. ber zweiten Kammer, welche den Gegenftand durch die inzwiſchen 
erfolgte Vorlegung des Geſetzes über die bürgerlichen Verhaͤltniſſe der Juden 
fuͤr erledigt erklaͤrt hat, 

einſtimmig 
bei. 
Eben ſo findet zu 

II. 3. der Beſchluß der zweiten Kammer, nach welchem darauf angetragen 
werben foll, die beantragte DVerbefferung des Salzweſens chemöglichft in das 
Leben zu rufen und zu dem Ende der fünftigen Ständeverfanmlung ein um: 
faffendes Gefe vorzulegen, 

einhellige 
Zuftimmung, und die Kammer ift auf Anregung des Unterzeichneten damit ein: 
verftanden, daß hierdurd nicht ausgefchloffen werde, den zum Budjet verwiefe- 
nen Antrag des Unterzeichneten, wegen angemeffener Herabfegung der Sal; 
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preife in ben von den Salinen entfernter gelegenen Niederlagen, nad) Befinden 
noch bei dermaliger Ständeverfammlung zu berücffichtigen. 
Endlich wird bei 

I. 5. der Vorſchlag der Deputation Seite 563 der Berichtsbeilage ©., 
nad) welchem die Kammer bei ihrem frühern Befchluffe, bis etwa von der zwei- 
ten Kammer andere dießfallfige Anträge an fie gelangen, beharren, letztern Falls 
aber die Sache in weitere Erwägung ziehen foll, 

einftimmig 
genehmigt. 

Hiermit ift die Berathung über dieſen Gegenftand beendigt, das aufgenom: 
mene Protocol foll an die zweite Kammer gebracht werden, und gelangt man 
nunmehr zu 

219. 
Berathung der Differenzpuncte wegen des Decrets vom 13. November 1336, 
die künftige Verwendung gewiffer der Haupikaſſe der allgemeinen Strafe 
: und Berforganftalten gewibmeten Zuflüffe betreffend. 
der Derathung über die Differenzpuncte wegen des Königl. Deerets vom 13, 
November 1836., die Fünftige Verwendung gewiſſer der Hauptfaffe der allge: 
meinen Straf: und Verforganftalten gewidmeten Zuflüffe betreffend. 

Es beftchen, wie der Neferent, Herr DBürgermeifter D. Deutrich, bemerft, 
vier folder Differenzpuncte, deren 

a.) erſter dahin geht, daß die zweite Kammer dem 8. 3. des betreffenden 
Gefetz » Entwurfs die Worte „und in foweit diefelben “ einfchalten wil. Die 
Deputation räch an, biefem Beſchluſſe beizutreten, und es gefchieht ſolches 

einſtimmig. 
Wenn ferner 

b.) die zweite Kammer beſchloſſen hat, ebenfalls im $. 3. ſtatt der Worte: 
„an die Kreisdirectiorien” zu ſetzen „an bie Ortsarmenkaſſen“ fo wünfcht die 
Deputation zwar, daß man auch hier der jenfeitigen Kammer im Weſentlichen 
beitrete, ſie haͤlt jedoch den gewaͤhlten Ausdruck nicht fuͤr beſtimmt genug, in⸗ 
dem er im concreten Falle haͤufig Zweifel darüber geſtatten werde, welches Orts 
Armenkaſſe es ſey, dem die betreffenden Gelder zukommen ſollen. Um dieß 
deutlicher auszudruͤcken, ſchlaͤgt nun der Herr Referent im Namen der Depura: 
tion vor, flatt der Worte „an die Kreisdirectionen“ zu fegen: 

an bie Armenkaſſe desjenigen Orts, wo die Strafe oder Eonfiscation 
verwirft worden. 

Ob nun wohl Herr Kreishauptmann von Einfiedel hiergegen bemerkt, daß 
bei Eonfiscation des bei Gelegenheit von Subhaftationen eingezahlten Zehntheils 
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letzteres nicht allemal dem Orte, wo das ſubhaſtirte Grundſtuͤck gelegen fen, 
fondern ftets dem Orte zukommen werde, wo ſich der Pingepatl befinde, fo 
ergegnet doch hierauf ber 

Herr DMeferent, daß fich eine andere Beſtimmung nicht wohl geben laſſe, 
ohne Ungewißheiten zu veranlaſſen, und laͤßt ſich ſodann 

Herr Staatsminiſter von Lindenau dahin aus: Werde auch durch den von 
der zweiten Kammer gefaßten Beſchluß der Hauptzweck des Geſetzes nicht ver- 
eitelt, fo fen es doch fehr zu bedauern, daß die wohlchärige Abſicht der Me 
gierung, den ärmern Gemeinden bei den &eiftungen für ihre Verforgten die 
Möglichkeit einer Unrerftägung ‚zu gewähren, nicht in Erfüllung gehe. Sie 
werde aber ganz vereitelt, da der Hauptgegenftand die Geloftrafen wegen ver- 
botener Spiele ſeyen, und diefe faft nur aus den gröffern Städten eingingen, 
bei denen eine Unterflügung gerade weniger nothwendig erſcheine. Uebrigens 
beforge er, daß felbft die von der dieffeitigen Deputation vorgefhlagene Wort: 
ftellung nicht in jedem Falle den Zweifel darüber befeitigen werde, welche Ar: 
menfaffe die Strafen zu bezichen habe. 

Nachdem Herr Stellvertreter D. Deutrich ergegnet hat, wie es in ber 
Biligkeit zu liegen fheine, daß die Strafen wegen verbotenen Spiels denjeni⸗ 
gen Drten nicht vorenthalten würden, welche diefe Strafen, dafern fie nicht 
mit Geld verbüßt würden, auf eigene Koften durch Gefaͤngniß zu vollſtrecken 
hätten, wird der Vorſchlag der Deputation, 

mit 21 Stimmen gegen 6, 
angenommen. 
Es ift ferner 
e.) in der zweiten Kammer befchloffen worden, 
daß die im Landkreiſe der Oberlaufig eingehenden Straf: und Con⸗ 
fiscations = Gelder an die daſige Criminalkaſſe abgeliefert · werden 
ſollen, 
und man tritt dem, nach dem Rathe der Deputation, 
einſtimmig 
bei, ſo wie auch 
d.) der Wegfall des $. A. aus dem Geſetz-Entwurfe, in welchem eine 
nothiwendige Folge des ad b. gefaßten Beſchluſſes liegt, 
unanim 
genehmigt wird. 


Es ift diefes Protocol nummehr an die zweite Kammer zu befördern, und 
gelangt man zu 
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220. 
Berathung über Karl Friedrich Siebers zu Camenz Beſchwerde. 
dem Berichte der vierten Deputation über die Befchwerde Karl Friedrich Sit 
bers zu Camenz, welche das ihm im einer wegen einer Pachtangelegenheit an: 
hängig gesvefenen Rechtsſache angeblich widerfahrene Unrecht betrifft. 

Der Bericht wird von Herrn Bürgermeifter Gottſchald vorgetragen. €: 
geht aus bemfelben hervor, daß Sieber bereits von voriger Ständeverfammlung 
mit einer ganz ähnlichen, denfelben Gegenftand betreffenden Befchwerde, unter 
der Bedeutung, daß ein Grund zur Beſchwerde nicht vorliege, abgewiefen mor: 
den ift, und die Deputation räch nach umftändliher Darlegung des Sachvet⸗ 
hältniffes an; 

daß die Kammer dem von voriger Ständeverfammlung gefaften Br 

ſchluſſe inhäriren, dem Beſchwerdefuͤhrer jedoch Die zurückerbetenm 

Beilagen remittiren möge. 

Dieß findet ohne weitere Discuffion 

einftimmige 
Genehmigung, und wirb zugleich beſchloſſen, den Imploranten deſſen zu be 
ſcheiden, vor Nemiffion der von ihm zurücerbetenen Papiere aber die Sache 
mittelſt Protocolleptracts an die zweite Kammer zu bringen, 

Es folgt nun 

221. 
Berathung über des Schneidermeiſters Franz Detin zn Leipzig Beſchwerde. 
der Bericht der vierten Deputation über des Schneidermeifters Franz Detin ju 
Leipzig Beſchwerde, melden Herr Därgermeifer m als Deferent por: 
trägt. 

: Er betrifft das dem Anbringer in einer über eine Miethdifferenz anhängi- 
gen Rechtsſache angeblich widerfahrene Unrecht, und es geht das Gutachten der 
Deputation dahin: 

daß in diefer Sache ein Grund zur Beſchwerde nicht vorliege, Detin 
vielmehr mit der feinigen abzuweiſen fey, deſſen Eingaben aber not 
an die zweite Kammer abzugeben fenen. 

Auch die wird ohne Discuffion 

einhellig | 
genehmigt, und fol nunmehr diefe Sache, nach Detins vorgängiger Beſch 
dung, wittelſt Protocollextracts an die zweite Kammer gebracht werden. 

So gelangt man nunmehr 
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222. 


Berathung Über die Eingabe und Schrift des Herrn Diaconus M. Lange 
ju Dresden, Feldgartens Eofonieen und ländliche Erziebungsanftalten 
betreffend. 

zu Dem Berichte der vierten Deputation über. die Eingabe und Schrift des 
Herrn Diaconus M. Lange, Feldgarten » Eolonicen und laͤndliche Erziehungs: 
anftalten betreffend. 

Nachdem der Referent, Herr Bürgermeifter Gottſchald, den Bericht vor: 
getragen hat, fpriche fich 

Herr Stellvertreter D. Deutrih dahin aus: Die Unermüblichkeit, mit 
welcher Herr Diaconus M. Lange das mwohlchätige Ziel, welches er ſich vorge: 
fieft habe, verfolge, verdiene den lauteften Danf, und das um fo mehr, je 
wichtiger der Gegenftand feiner Bemühungen fey und von Jahr zu Yahr 
werde. Die zur Erziehung von armen und verwaifeten Kindern in Sachſen 
beftehenden Staatsanftalten leifteten, wie er nicht verfenne, Treffliches, allein 
mit der Zunahme der Bevölkerung müffe auch die Zahl der armen Kinder wach: 
fen, und bald werde man dahin fommen, daß der Staat nicht mehr im 
Stande ſey, die Koften für die Erziehung diefer Kinder zw beftreiten, wenn 
fie fo hoch blieben, als in jenen Staatsanftalten. 

Darum müffe man auf einfachere Mittel und WBeranftaltungen denken, 
und da die Erfahrung zeige, daß ſolche möglich feyen, da fie namentlich be- 
währe, mas Spatencultur vermöge, fo ſey es Pflicht der Negierung und Stände 
hier vorzufchreiten, vor der Hand mindeftens einen Verſuch zu machen, und 
er rathe daher dringend an, dem Gutachten der Deputation beizutreten. Die 
Regierung werde darauf gewiß wohlwollend eingehen, und dafür forgen, daß 
für den erſten Verſuch nicht ein zu undanfbarer Boden gewählt werde, damit 
man bald erfenne, welche Früchte die Sache zu fragen im Stande fen. 


In gleichem Sinne ſpricht ſich Herr Vürgermeifter Wehner aus, indem 
er zugleich auf ein in der Mähe von Chemnitz errichtetes Inſtitut der hier in 
Frage ftchenden Art hinweiſet, im welchem das Kind jährlich nicht über 
25 Thlr. — — zu flehen fomme und wird fodann, nachdem noch 

Herr Bürgermeifter Gottſchald auf den bald zu erwartenden zweiten Theil 
des Langeſchen Werks aufmerffam gemacht hat, der erfie Theil des Deputa- 
tionsgutachtens, welcher dahin geht, 

die in der vorliegenden Schrift behandelte Angelegenheit der hohen 
Staatsregierung zur Beruͤckſichtigung anheim zu geben, 
von 
Zweite Abtheilung. 1,286. 89 
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allen Anmwefenden 
angenommen. 
Unterzeichneter bemerkt hierauf: 

Der Sinn des fo eben gefaßten Beſchluſſes folle, wie ber Deputations- 
bericht zeige, dahin gehen, daß die Regierung verfuchsweife eine Anftalt nady 
den von Herrn M. Lange bezeichneten Grundſaͤtzen errichten möge, welche dann 
allen mit zu verpflegenden Armenfindern befchwerten Gemeinden zum Mufter 
dienen koͤnnte. Dieß erforbere Geld, und es mache fich daher, wenn diefe 
wichtige Sache nicht ein Hinderniß, finden ſolle, eine Bewilligung nothwendig. 
Er trage daher darauf an, man möge die Megierung zugleich mit erfuchen, 
zur Ausführung deffen, was fo eben befchloffen worden, beim Budjet oder 
fonft ein angemeffenes Poftulat zu fielen. | j 

Nachdem dieß zahlreich unterſtuͤtzt worden ift, äuffere Herr Staatsminifter 
von Lindenau: Je wünfcenswerther die Erziehung tüchtiger landwirthſchaft⸗ 
licher Arbeiter fen und je mehr es die Erfahrung bewähre, daß nichts fo fehr 
das moraliſche und phyſiſche Wohlfenn der Kinder befördere, als landwirth- 
ſchaftliche Beſchaͤftigung, um fo angenehmer müffe der von der Deputation 
bevorwortete Antrag der Megierung ſeyn, auf den er, bei der Gruͤndlichkeit 
des Berichts, näher einzugehen unterlaffe. Indeſſen laffe fi) ber durch Er: 
richtung einer. folchen Anftalt entfiehende Aufwand in Voraus nicht überfehen, 
es werde daher auch ein beftimmtes Poſtulat nicht geftellt und die Sache hoͤch⸗ 
ſtens durch einen auf die Staatskaſſe eröffneten Credit gemacht werden koͤnnen. 
Uebrigens bemerfe er in Voraus, daß auch hier der Anfag von 25 Thle. — — 
für ein Kind, wenn nicht ganz auſſerordentlich günftige Umftände mitwickten, 
nicht langen fönne, am allerwenigften dann, wenn die Kinder, wie doc noth— 
wendig fey, Schulunterricht erhielten, wodurd Aufwand für die Schrer auf 
der einen, Verſaͤumniß an der Feldarbeit auf der andern Seite eintrete. 

Herr Bürgermeifter Wehner erkenne es hierauf an, daß bei der in der 
Nähe von Chemnitz beftehenden, vorher von ihm erwähnten Anftalt allerdings 
ertraordinäre Umftände, namentli die Eigenthümlichkeit des Lehrers und die 
unentgeldlihe Erlangımg und Herbeifhaffung der Düngung, vortheilhaft mic: 
wirften, und äuffert fodann 

Herr D. Erufius, wie binfichtlih der erforderlichen Geldmirtel ein ande- 
ver, als der von Herrn Staatsminifter von Lindenau bejeichnere Weg um fo 
weniger werde eingefhlagen werden fönnen, da die Megierung es vielleicht bef- 
fer finden dürfte, ftatt der Errichtung eines eigenen Inſtituts blos einzelne Ge- 
meinden zum Behufe der Einrichtung, foldyer Anſtalten zu unterftügen, wie fol= 
des der dconomifchen Socierät zu Leipzig, deren Vorſtand er fen, bei der vor 
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nen habe 
Herr Stellvertreter D. Deutrich ſchlaͤgt hierauf vor, man möge ben An: 
trag bes Lnterzeichneten dahin ftellen, 
daß die Megierung erfucht werde, zur Auefahrung des beantragten 
Verſuchs bei der Berathung des Budjets oder ſonſt ein angemeſſenes 
Dispofitionsquantum zu poftuliren, 
und wird foldhes, nachdem auch Unterzeichneter ſich damit vollftändig einver⸗ 
ftanden erflärt hat, 
von allen Anmwefenden 
angenommen. 
Wenn demnächft die Deputation am Scluffe ihres Berichts darauf an: 
getragen hat, 
dem Herrn Diaconus M. fange für die Ueberreichung feiner Schrift 
den Dank der Kammer zu erfennen zu geben, 
fo findet ſolches 
—— 
Annahme, und entſteht nur noch die Frage, ob hier, wo site ein Bericht 
der dritten Deputation fordern ein Vortrag der wierten Deputation vorliegt, 
nah $. 96. der Sandtagsorbnung eine Abftimmung durch Mamensaufruf zu 
erfolgen habe. 
Da von einer an die Staatsregierung zu richtenden Petition die Rede # 
fo entſcheidet man fi) nach kurzer Discuffion für die bejahende Meinung, der 
Herr Präfident ſtellt daher die Frage: 
Genehmigt die Kammer die bei dem fo eben vorgewefenen Berathungs- 
gegenftande gefaßten einzelnen Befchlüffe nunmehr aud in ihrer To: 
talicät? 

und wird folches bei erfolgendem Mamensaufrufe, 
von 31 Stimmen gegen 1, 

mit Ya beantwortet. 


. 223. 
Beratung der Differenzpuncte über das Geſetz wegen der Neligionsäbung 
der Juden. 


Bon Sr. Königlichen Hoheit dem Prinzen Johann wird demnaͤchſt Bor: 
trag über diejenigen Differenzpuncte erftattet, welche bei dem Geſetz⸗ Entwurfe 
über die Neligionsäbung der Juden ʒwiſchen beiden Kammern obwalten. Es 
iſt darüber von der erſten Deputation eine Zuſammenſtellung gefertigt, ſolche 
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auch gedruckt —*— ‚ und waltet laut derſelben im. drei Ben Berfchieden: 
heit dee Befchlüffe ob. . 
Bei 

A. dem erſten derfelben räch die Deputation an, der zweiten Kammer bei: 
zutreten, welche die Errichtung eines gemeinfhaftlihen Schul: . und Bethauſes 
den Juden zu Dresden und $eipzig nicht anbefehlen fonbern nur nachlaffen 
will, und es wird dieſer Mach der Deputation 

einhellig 

angenommen, 

Eben fo wuͤnſcht die Deputation, daß man der zweiten Kanımer bei den 
übrigen Differenzpuncten beitrete, welche 

B. die Geftattung von Privarfgnagogen für die, die Meffe zu Leipzig 
befuchenden ausländifhen Juden, und 

C. den Wegfall gewiffer den Juden zu Dresden und Seipjig bei Begraͤb⸗ 
niffen und fonft auferlegten Abgaben und Stolgebühren betreffen. 

Die Kammer genehmigt diefen Borfchlag 

einhellig, 

tritt alfo in beiden Puncten der zweiten Kammer bei, und da fonach ein voll: 
kommenes Einverftändnig nunmehr befteht, fo kann ohne Weiteres die Schrift 
entworfen werden, mach deren erfolgter Genehmigung zugleich mit dem bießfall: 
figen Protocole auch das gegenwärtig Miedergefchriebene an die zweite Kamı: 
mer. gelangen fell. 

Somit find nun bie Gegenftände der heutigen Tagesordnung beendigt, 


224. 
Berathung über die Ergebniſſe der Vereinigungsdeputation in Betreff 
bes Geſetzes wegen fünf neuer Eiſenbahnen. 
da indeffen der Herr Präfident anzeigt, daß wegen des Gefekes in Betreff der 
anzulegenden fünf neuen Eifenbahnen die Vereinigungsdeputation ftattgefun: 
den habe, fo befchließt man, auch das Reſultat diefer legtern noch heute zum 
Vortrage gelangen zu laffen. 

Herr Regierungsrath von Carlowitz befteige zu dieſem Ende die Redner— 
bühne ımd erinnert daran, wie es nur zwei Puncte geweſen feyen, wegen de: 
ren eine DVerfchiedenheit der Anfichten obgewaltet habe. 

Der erfte derfelben betrifft 

a.) die zwifchen Meiffen und Oberau beabſichtigte Bahn, für welche die 
erfte Kammer ihre Genehmigung verſagt hatte, während ſolche von der zweiten 
Kammer ertheilt worden war. 
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Herr von Carlowitz rmft den Anweſenden den Stand der Sache zurüc, 
und veferirt den Inhalt, fowohl einer Seiten der Gemeinden zu Oberau, 
Miederau und einiger andern Dorffchaften gegen die Bewilligung der Bahn, 
als einer von der Stade Meiffen für deren Bewilligung bei der, erfien und 
resp. jweiten Kammer eingegangenen Petition, führt auch ſchluͤßlich an, wie 
die Majorität der Deputation der Kammer anrathe, dem jenfeitigen Befchluffe 
beizutreten, während er felbft freilich von feiner fruͤhern Auſicht, dem der Bes 
fhluß der erfien Kammer entfpreche, abzugeben nicht vermöge. 

Se. Königliche Hoheit Prinz Johann und die Herren Bürgermieifter Hüb- 
fer und Wehner verwenden fi für die Genehmigung der in Frage befangenen 
Bahn, und machen für diefe Anſicht infonderheit auch das Beſtehen der Por: 
jellainfabrif, für welche man einen bequemen Weg zur Abfuhre wünfchen müffe, 
den nicht unbedeutenden Speditionshandel Meiffens und den Umftand geltend, 
daß wenn es bei dem bieffeitigen Befchluffe bleibe, doch eime Chauffee zwiſchen 
Meiffen und Oberau angelegt werden muͤſſe, welche wegen. ihrer gröffern Breite 
und der minder reichlichen Eutſchaͤdigung für abgetretenes Grundeigenthum die 
betreffenden Grundjlücsbefiger weit mehr benachtheiligen würde. 

Herr von Carlowig, Here Geheimer Nach von Minfwig und Herr Vuͤr⸗ 
germeifter Bernhardi führen dagegen an, daß die Porzellainfabrif und der 
Speditionshandel von Meiffen doch mur won einer einzelnen Seife einen befon- 
ders yünftigen Abzugsweg erlangen würden, während cs nah Suͤden hin 
beim Alten bleibe, daß die anzulegende Eifenbahn ganz vorzüglid gute Wiefen 
durchfchneiden müffe, und daß vielleicht nicht eine förmliche Chauffee fondern 
nur ein fehmälerer hauffirter Weg anzulegen fey. 

Herr Kreishauptmann von Einfiedel wänfht, da hier eine Prinzipfrage 
über die dem $. 31. der Verfaffungsurfunde zu gebende Ausdehnung vorzulie: 
gen feine, den Beſchluß, für deffen gründliche Erwägung heute nicht mehr 
Zeit (ey, bis zur naͤchſten Sitzung ausgefegt zu fehen, die Kammer eutſcheidet 
ſich aber, 

mit 26 Stimmen gegen 5, 
für die fofortige Beſchlußfaſſung, und geht lettere, 

mit 48 Stimmen gegen 13, 
dahin, der zweiten Kammer nicht beizutreten, vielmehr bei Verſagung der Ge: 
nehmigung der Ausdehnung des Eppropriarionsgefeges auf bie mehrberegte 
Bahn zu beharren. 

b.) Die zweite Differenz beftcht darin, daß die zweite Kammer die Anle- 

gung einer Bahn zwifchen Zwidau und Werdau der erzgebirgiſchen oder der 
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Leipzig⸗ Hofer Compagnie zur Pflicht gemacht zu fehen gewünfcht hat, während 
man — die — des Expropriationsgeſetzes auf den Tract zwi⸗ 
ſchen Zwickau und dau zwar genehmigt, jedoch jenen i 
meſſen gefunden hat. J BE 
Da die WVereinigungsdeputation ſich hier für die Anfiche der erſten Kam: 
. mer entfchieden hat, fo fragt der Herr Präfident nur: 
Beharret die Kammer hier bei ihrem frühern Beſchluſſe? 
und erfolgt darauf ein 
einftimmiges 
Ya. 


Es ift dieſes Protocol nunmehr an die zweite Kammer zu befoͤrdern. 


F Hiermit endigt, nachdem die gewoͤhnliche Zeit ſchon laͤngſt abgelaufen iſt, 
dieſe Sitzung, und beſtimmt der Herr Praͤſident nur noch zur Tagesordnung 
fuͤr naͤchſten Montag 


1.) den Bericht der dritten Deputation über den Haͤhnelſchen Antrag wegen 
Erlaffung eines Gefetzes über den Auszug, 


2.) den Bericht der vierten Deputation über den Heldreichſchen Antrag 
wegen Abfhaffung des Beichtgeldes und 


3.) den Bericht eben diefer Deputation über die Beſchwerde des vormaligen 
Advocaten Rumpelt. 


Miedergeſchrieben von 
Ernſt Guſtav von Gersdorf. Ernſt Friedrich Harh, 
Otto Graf Vitzthum. S. d. J. K. 
von Erdmannsdorf. 
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| 62. 
Den 10. April 1837.. 


Gegenwärtig find: 


Se. Excellenz Herr Staatsminifter von Carlowitz, 
abwechſelnd auch 

-&e. Epeelleny Herr Staatsminifter von Lindenau, 

Se. Epeellenz Herr Staatsminifter von, Könnerik, 

&e. Excellenz Herr Staatsminifter von Zefchau, 

Se Epeellenz Herr Geheimer Rath von MWietersheim, 
ingleichen . 

Herr Geheimer Kirchenrath D. Haͤnel. 


Die Verſammlung beſteht aus 34 Mitgliedern der erſten Kammer. 
Sie genehmigt das uͤber die letzte Sitzung aufgenommene Protocoll und 
beſchließt ſodann 
225. 5 
Vortrag aus der Regiſtrande. 
beim Vortrage aus der Megiftrande, 

Mr. 233. ein Gefuch des Stadtraths und der Stadtverorbneten zu Hai⸗ 
nichen um Aufhebung der Patrimonialgerihtsbarfeit an die wegen diefes Ge: 
genftandes niebergefetgte befondere Deputation abgeben zu laffen. Berner foll 

Nr. 234. ein Geſuch mehrerer Gewerbtreibenden zu Geringswalde um- ein 
Geſetz zu Steuerung des Wuchers mit dem Conventionsgelde an die zweite 
Deputation gelangen und hat fodann 

Pr. 235. Herr Regierungsrath von Carlowig in einer ſchriftlichen Ein- 
gabe darauf angetragen, daß die Abftimmung über Annahme eines Ge: 
fetzvorſchlags oder Erlaffung einer ftändifhen Petition an die Regierung, in fo 
weit fie durch Namensaufruf zu geſchehen habe, Fünftig erft nach beendigrem 
Bereinigungsverfahren vorgenommen werden möge. 

Nachdem der Herr Antragfieler auf die Wichtigkeit des Gegenftandes mit 
einigen Worten aufmerffam gemacht hat, wird bie Sache zur Begutachtung 
an die dritte Deputation verwiefen und fommt ſodann 

Mr. 236. ein Protocolkertract der zweiten Kammer vom 6. April in Vor: 
trag, welcher die Genehmigung der in der jenfeitigen Kammer gefertigten 
Sörift wegen einiger auf die Kaſſenuͤberſchuͤſſe und Erſparniſſe gewiefenen 
Staatsausgaben betrifft. , 
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Hert Bürgermeifter Schill, als in der Sache ernannt gerwefener Referent, 
trägt diefe Schrift, mit welcher er ſich einverſtanden erklärt, vor, und fie 
wird fodann 

einftimmig 
genehmigt, wovon bie zweite Kammer mittelft Protocollertracts in Kenntniß 
zu ſetzen iſt. 

Endlich haben unter 

Nr. 237. ſehr viele Gewerbtreibende zu Shan, Budiſſin und einigen an- 
dern Orten der Oberlaufig eine Petition gegen die Emancipation der Juden 
eingereicht. Sie fol an die erfte Deputation gelangen, und träge fodann 


226. 
Vortrag der Schrift wegen Errichtung eines neuen Militärhospitals zu 
Dresden. 

Herr Geheimer Finanzrarh von Polen; die in der zweiten Kammer gefer— 
tigte und daſelbſt bereits genehmigte Schrift wegen Errichtung eines neuen 
Hospitals für die Garnifon zu Dresden vor. Sie wird 

unanim 
genehmigt, und ift biefes Protocol am die zweite Kammer zu bringen. 


227. 

Vortrag der Schrift über das Gefeg wegen der Religionsäbung. der Juden zc. 

Eben fo trägt Se. Königliche Hoheit Prinz Johann die von ihm ent: 
worfene Schrift über das Geſetz, die Religionsübung der Yuden ıc. vor, und 
auch fie wird ohne Erinnerung 

einftimmig 
genehmigt, wovon bie zweite Kanımer durch Protocollertract zu benachrich⸗ 
tigen ift. 
228. 
Entfchuldigungen, Benrlaubung. 

As unwohl find für heute Herr Kammerherr von Lürtihau uud Herr 
Freiherr von Beuſt auf Gansgrün entfchuldige, der Herrn Amtshauptmann 
von Welck ertheilte Urlaub aber wird auf fein fchriftliches Anfuchen bis zum 
23.1. M. verlängert. 

Uebergehend zur 


gelangt man zuerft zu 


Tagesordnung, 
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229. 
Berathung über die Beſchwerde des vormaligen Adrotaten Rumnpelt 
‚Ju Dresden. 
dem Berichte der vierten Deputation über bie Beſchwerde des von der juriflis 
ſchen Praxis fuspendirten Advocaten Karl Gottlob Rumpelt zu Dresden, we: 
gen der ihm vermweigerten Nealmiffion und fonft. 

Das Gutachten der Deputation, welches Herr Bürgermeifter Bernhardi 
als Referent vorträgt, geht dahin, daß die Kammer das Gefuh und die 
Befchwerde zuräcweifen und dem Advocat Rumpelt eröffnen möge, wie von 
ihr weder dem erftern enefprochen noch die letztere berücfiditige werden koͤnne. 

Nach beendigtem Dortrage begehrt Niemand das Wort, und eritt die 
Kammer dem Gutachten der Deputation 

einjtimmig 
bei, weshalb denn nun demgemäß ber Befchwerbeführer zu befcheiven, auch 
diefe Sache mittelſt Protocolleptracts an die zweite Kammer zu bringen iſt. 

So fann man nunmehr zu 


230. 


Berathung Uber den Antrag Herrn Roberts von Heldteich wegen Abſchaffung 
des Beichtgeldes. 
dem Berichte der vierten "Deputation über das Anbringen Herrn Roberts von 
Heldreich zu Dresden wegen Abfchaffung des Beichtgeldes übergehen, welchen 
ebenfalls Herr Bürgermeifter Bernhardi als Referent vortraͤgt. 
Das Gutachten der Deputation ift ein doppeltes. Es geht dahin, einmal 
| dag der angeregre Gegenftand der Staatsregierung jur Erörterung 
und Erwägung dringend empfohlen und $egtere um geeignete Veran⸗ 
ftaltungen zu der von ihr felbft beabfichrigten Abftellung des Beicht⸗ 
geldes gebeten werben möge, 
und dann 
daß die Vorfbrift wegen Einfammlung von Almofen. bei den Com: 
mimionen aufgehoben auch Anordnung getroffen werden möge, damit 
fünftig bei der Communion und Beichte Niemand mehr auf irgend 
eine Weife zur Darreihung eines Almofens für die Armenfaffe ver: 
anlaft werde. 


Nach beendigtem Vortrage des Berichts läßt ſich zuerſt Here Stellvertre 
ter D. Deutrich dahin aus: Die Deputation bemerke, daß es nach den bei 
voriger Staͤndeverſammlung zu vernehmen geweſenen Aeuſſerungen des dama⸗ 

Zweite Abtheilung. 1 Vd. 90 
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ligen Herrn Eultusminifters feine, als ob von der Megierung Schritte zur 
Adftellung des Beichtgeldes nicht geſchehen würden, wenn die Sache nicht auf 
das Meue von den Kammern angeregt werde. Seitdem habe ſich indeß die 
Perfon des Worftandes des Eultusminifterii geändert, und es wäre wohl 
wünfchenswerth gewefen, daß die Deputation hier erft mit einem Königlichen 
Eommiffar Ruͤckſprache genommen hätte, was indeffen nicht gefchehen zu feyn 
feine. _Anlangend die Sache felbft, fo wuͤnſche auch er die Abſchaffung des 
Beichtgeldes, allein es gebe viele Dinge im Staate, deren Abftellung man wün- 
ſchen müffe, ohne daß Letztere Doch immer möglich und fofort möglich ſey. Wolle 
man die Entſchaͤdigung der Geiftlichen, den Gemeinden auflegen, fo fiche zu erwä- 
gen, daß das Schulgefe noch lange nicht in feinem vollen Umfange zur Aus» 
führung gebracht fey, fo wie daß jegt wieder das Gefeg wegen der Parochial: 
laften bevorſtehe. Auch diefes werde die Kirchengemeinden fehr befchäftigen 
und unmöglich fönne und dürfe man ihmen zu vieles auf einmal auflegen. 
Bor allen Dingen ſey es daher nothwendig, den Erfolg diefer beiden Gefege, 
ihre vollftändige Ausführung abzuwarten, bevor man zu Neuem übergehe, na: 
mentlich neben den Opfern, melde das Schulgeſetz erheiſche, neue auflege. — 
Sofle aber der Etaat die Entſchaͤdigung gewähren, was ihm doch wohl hoͤch— 
ftens ſubſidiariſch zugemuthet werden fönne, fo weife das Beiſpiel Preuffens 
nach, welche Schwierigkeiten ſich einem ſolchen Unternehmen dort entgegenge: 
ſtellt hätten, und er vermiffe den Grund, auf welchen die Deputation 
die im ihrem Berichte ausgeſprochene Hoffnung gebaut habe, daß bie 
"Schwierigkeiten in Sachſen geringer feyn würden. Vor allem aber muͤſſe 
man erwägen, daß zur Zeit noch eine gleichmäfige Verteilung der Grund: 
fteuer fehle, ja daß das Verhälmig noch nicht einmal feftfiche, in welchem 
die Grund: und die Perfonalftsuer: Contribuenten zu den Staatslaften beijutra: 
gen hätten. So lange diefe beiden Uebelftände noch fortdauerten, ſcheine es 
ihm nicht am der Zeit zu feyn, ver Staatsfaffe irgend Opfer für die Abſchaf— 
fung des Beichtgeldes anzufinnen, und fein Antrag gehe daher dahin; 
daß man diefe Angelegenheit bis dahin ausfegen möge, wo das neue 
Grundfteuerfoftem eingeführt, auch die Vertheilung der Staatslaften 
jwifchen den Grund. und den Perfonalfteuer: Contribuenten feftgeftellt 
ſeyn werde. 

Herr von Ziegler finder das Beichtgeld durchaus nicht anſtoͤſſg. Er er: 
kennt darin den leichteften Weg dem Geelforger eine Freundlichkeit zu erweifen, 
die gewiß nirgends unangenehm empfunden werde, wo der Geiftliche der rechte 
Mann fey, und fi) die Liebe feiner Gemeinde zu erwerben wife. Ueberhaupt 
werde das Beichtgeld im Wolfe Feinesweges fo angefehen, wie es die Deputa— 
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tion ſchildere. Er habe von diefer Seite noch nie eine Klage darüber vernom⸗ 
men, und noch habe ſich in Feiner Petition die Stimme des Volks gegen das: 
felbe ausgefprohen. Wo es hinaus folle, wenn man heute das DBeichtgeld, 
morgen vielleicht das Schulgeld und übermorgen noch andere Gemeinbelaften 
auf die Staatskaffe wähe, das laffe ſich nicht abfehen. Es werde die Staats: 
faffe überlaften, die Abgaben. häufen und die Gemeinden in ber freien Ent: 
wicfelung ihres Gemeinwefens und ihrer auf folches gerichteten Ihätigkeit, vie 
man doc auf alle Weife zu fördern habe, nur hindern. Er wuͤnſche demnach, 
daß dem Heldreichſchen Antrage gar feine. Folge gegeben werben möge. 


Wenn, bemerkt hierauf Here Staatsminifter von Carlowig, die De: 
putation darauf antrage, daß die Megierung Erörterung wegen des Beichtgel: 
des anftellen folle, fo muüffe er bemerken, daß diefe Erörterung bereits in Folge 
eines Antrags der Stände von 1830. flattgefunden habe, und daß er deren 
Ergebniffe der Deputation auf ihre Anfrage fehr gern mitgerheilt haben würde. 
Jener Antrag, dem indeffen fpäter die Stände der Oberlaufig im Jahre 1832. 
nicht beigetreten fenen, fen zugleih auf Abſchaffung der Stolgebühren gerich- 
tet geweſen, und es habe die angeftellte Erörterung ergeben, daß blos in ven 
Erblanden, alfo ohne die Oberlaufig, der Betrag des Beichtgeldes zu 105,000 
Thle. — —, der der Stolgebührert zu 161,000 Thle. — — angegeben wor: 
den ſey. — Was nun die Frage wegen Aufhebung des Beichtgeldes anlange, 
fo halte er perfönlich eine folhe Aufhebung aferdings für wünfchenswerth, al 
lin er dürfe auch die großen Bedenken nicht verfhweigen, welche derfelben ent: 
gegen ftünden. An ſich liege in dem Beichtgelde etwas Unanftändiges, Ver— 
legendes nicht, da ja audy der Arzt, der Richter und Sachwalter Honorare 
für ihre Bemühungen empfingen und Niemand daran Anftog nehme. Gen 
aber die Art, wie das Beichrgeld gegeben werde, unangemeffen, fo laffe fich 
folhe wohl verbeffern, ohne die Sache felbft aufzuheben, und wenn man fage, 
es werde darüber gefportet, fo fen freilich nicht zu verfennen, daß Spott über 
jede öffentliche Einrichtung moͤglich ſey. Eben fo ſtehe der Beichtzwang, den 
er unbedingt verwerfe, nicht im nochwendigen Zufammenhange mit dem Beicht: 
gelde, und unmöglich fönne man es für paſſend erfennen, dem Beichtgelde, 
das eine freie Gabe ſey, einen Play im Steuerfatafter einzuräumen. Endlich 
dürfe man nicht überfchen, daß ſchon durch die Einführung der allgemeinen Beichte 
der Genuß des Abendmahls fi) vermindert habe, und daß die Verminderung wohl 
noch fteigen durfte, wenn mit dem Wegfalle des Beichtgeldes auch das letzte 
Zeichen der perfönlichen Beziehung, in welcher der Beichtvater zu dem Deich: 
finde ftche, in Wegfall gelange. Eben fo bevenflich erſcheine die Abſchaffung der 
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Stolgebühren, denn da die Kirchenmatrifeln, weil. fie meift aus fehr früher 
Zeit herrührten, fehr niedrige Säge enthielten, von denen man, längft abge: 
gangen fey, fo würde es zu Streitigkeiten führen, wenn man jene Saͤtze der 
Aufhebung zum Grunde legen wollte, und für höhere fehle es an jedem An- 
halten. — Die Deputation beziehe fi) auf das DBeifpiel anderer Staaten, 
wo man angeblib das Beichtgeld abgeftellt habe, allein es fen da meift noch 
fehr wenig zu erreichen möglich gewefen.- Namentlich habe in Baden das 
Beichtgeld nie beftanden, alfo auch niemals abgefchafft zu werden gebraucht. 
In Naffau habe man allerdings alle Geiftlichen fiyirr, allein es habe dafelbjt 
ein bedeutender Religionsfonds gyiftirt. In Rheinheſſen habe man die gering 
doctirten geiftlichen Stellen überhaupt verbeffert und eben dadurch Gelegenheit 
gefunden, das Beichtgeld abzuftellen. In Weimar ſey das Letztere nur bei 
32 Kirchen durch Privarvereinigung aufgehoben, und aud da nur bis 
auf Widerruf, fonft aber fey im proteftanrifchen Deutſchland noch mir: 
gends ein Erfolg in der Sache erlangt worden, und nirgends habe die 
Staatsfaffe irgend einen Theil an der Entfhädigung der Geiftlihen genom: 
men, was auch durchaus bedenklich erfcheinen müffe, da der Geiſtliche als 
Eommunaldiener zu betrachten, von der Gemeinde zu befolden fey, und es 
die Staatslaften unverhälmißmäfig erhöhen müßte, wenn man Gemeindelei- 
ftungen dem Staate aufbürde. Uber felbft die Gemeinde werde zu einem Er: 
faße des Beichtgeldes faum wider ihren Willen gezwungen werden fönnen, da 
nach den Generalartifeln die Sacramente unentgeldlic gereicht werden follten 
und dabei nur freiwillige Geſchenke zugelaffen wären, Die Verpflichtung ver 
Kirchengemeinden, ihre Geiftlichen anftändig zu doriren, helfe hier mindeftens 
nicht über alle Schwierigkeiten hinweg. ine fofortige DVeranftaltung im 
Sinne des Deputationsgutachtens endlich fey ganz unmöglich, : da hierzu, mit 
Einfhlug der Oberlaufig wohl 130,000 Thlr. — — erforderlich feyn dürf> 
ten, die zur Zeit im Einnahme:Budjet feine Beruͤckſichtigung gefunden hätten. 


Herr Regierungsrat von Carlewitz erfennt die Abſchaffung des Beicht— 
geldes für fchr wuͤnſchenswerth, findet aber, daß es zur Faffung eines Be: 
ſchluſſes, wie ihn die Depuration vorſchlage, weit mehrerer Unterlagen, einer 
flarern Ueberficht des Sachverhaͤltniſſes bevürfe, als folche felbft die fo eben 
vernommene Mittheilung des Herrn Cultueminifters gewähre. Ueberdieß 
feine, bevor neue Laſten für den Eultus übernommen würden, vor allen 
Dingen die vollftändige Ausführung des Schulgeſetzes abgewartet werden zu 
müffen und ein Verzug bis zum nächften Landtage fey daher ganz unbevenflic. 
In diefem Sinne nun ſchlage er vor, den Beſchluß dahin zu faffen: 
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dag man im Einverftändniffe mit der zweiten Kammer biefen Gegen: 
ftand der hohen Staatsregierung zur Erörterung und Erwägung drin: 
gend empfehle, und um Mitcheilungen an die naͤchſte Ständeverfamn: 
fung über die Ausführbarfeit dieſer Maasregel biete. 

Nachdem diefer Antrag zahlreich unterftügt worden ift, verwendet ſich zu: 
naͤchſt Herr Kloſtervoigt von Pofern für denfelben, indem er bemerft, daß 
auch nach feinen Erfahrungen das Beichtgeld im Volke feinesweges gehäflig 
erfcheine, man dor allen Dingen den Erfolg und die Ausführung des Schul: 
und des Parochiallaften » Gefeges abjumarten habe, um den Gemeinden nicht 
zu viel auf einmal aufjulegen, indem er fi) ganz gegen die Uebernahme der 
Entſchaͤdigung auf die Staarsfaffe erflären müffe. Anfangs werde eine foldhe 
Maasregel wohl. gefallen, aber bald werde man im Volke den Urfprung der 
neuen $eiftung vergeffen und über die Größe der Staatslaften Klage führen. 
Daß endlich die Oberlaufiger Stände im Yahre 1832. auf die Abfchaffung 
des Beichrgeldes nicht eingegangen, fey ganz richtig, und der Grund davon habe 
zunächft darinn gelegen, daß fie in den mißgluͤckten Verſuchen anderer Staa: 
ten eine Warnung erfennen zu müffen geglaubt hätten. 

Herr WVicepräfidene von Ammon, welcher hierauf das Wort nimmt, erör- 
tert zumächft die Frage, ob das Beichtgeld überhaupt zu dem gefeglichen Amts: 
einfünften der Geiftlihen zu rechnen ſey, und zeigt zuerft, wie ber Abſte Ge: 
neralartifel, nad welchem die Sacramente unentgeldlich ausgerheilt werden 
ſollten, nicht entgegen ftche, da die Beichte etwas vom Abendmahle ganz Ver: 
fehiedenes, nur eine Vorbereitung für diefes Letztere ſey. Stolgebühren wür: 
den den Geiftliben für Amtshandfungen der befondern Seelforge entrichter, 
und eine folche fen die Beichte, mindeftens die Privarbeichte, doch unbezweifelt. 
Das Beichtgeld ſey aus den alten Dblationen entftanden, von denen in früs 
hefter Zeit das Abendmahl ausgefpendet worden, der Neft aber dem Seelfor: 
ger verblieben fey. An die Stelle der in Maturalien geleifteten Oblationen fen 
aber fpäter der Opferpfennig getreten, den man auf das Altar gelegt habe. 
Sucher habe ſich keineswegs gegen das VBeichtgeld, fondern nur gegen deffen 
Mißbrauch erklärt, und felbft diejenigen proteftantifchen Canoniſten, welche 
“ das Beichrgeld zu den Stolgebühren nicht rechnen wollten, feyen daruͤber ein— 
verftanden, daß es ein obfervanzmäfiges Einfommen ſey, welches man ohne 
Entſchaͤdigung nicht entziehen koͤnne. Eben fo wenig, fährt Herr Vicepräfi: 
dent von Ammen fort, fönne er das Beichtgeld fir fo anftöfig, gehäflig, un: 
&riftlih und unevangelifch halten, als man es ausgeben wolle. Es ſey zunächft 
eine große Verwirrung der Begriffe, wenn man es vom Ablaſſe herleite, der 
der proteftaneifchen Kirche ganz fremd geblieben, auch niemals vom Paro: 
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bus, fondern ftets nur vom Oberhaupte der Kirche habe ertheilt werben koͤn⸗ 
nen. Hiermit falle denn auch der Grund weg, es ein Sündengeld zu nennen, 
und er müffe den bebauern, der in dem feierlichen Augenblicke der Abfolurion 
fi durch das Beichtgeld ftören laffen, an diefes denfen Fönne. Am allerwe: 
nigften Fönne von einer Simonie die Nede fen, da, wer das Evangelium 
Ichre, in diefer materiellen Welt auch vom Evangelio leben müffe. Anftöfig 
fönne bei der Sache nur die Art feyn, wie das Beichtgeld entrichter werde, 
und da laffe fich ja leicht eine Anordnung treffen, daß es nicht mehr auf den 
Altar gelegt, fondern vor oder nach der Beichte und Communion abgegeben 
werde. Wenn endlich ſonach in der Sache felbft auch Fein weſentliches Beden- 
fon liege, fo ſey doch die Abſchaffung des Beichtgeldes um der Schwachen 
willen, die daran einen Anftoß nähmen, allerdings wuͤnſchenswerth; allein fie 
unterliege fehr großen Schwierigkeiten. Solle das Beichtgeld durch eine Kir: 
chenſteuer erfee werden, fo fey das eine Aufferft invididsfe Maasregel, die 
Staatskaffe habe durchaus feine Verpflichtung, und wolle man fie für ſolchen 
Zweck in Anfprucd nehmen; fo werde man ungerecht gegen alle Nichtproteftan: 
ten, da die Seiftungen für farholifche Kirchen, fo weit fie aus der Staatskaſſe 
flöffen, nur den Eultus nicht die Abſtellung kirchlicher Mißbräuche beträfen. 
Ein Anfinnen an die Kirchenfaffen endlich paffe nicht, weil das Beichtgeld nicht 
der Stelle gehöre, fondern etwas rein Perfönliches fey. Unter foldhen Umftän: 
den nun fönne er die Sache zur Zeit mindeftens nicht für reif zum Befchluffe 
erfennen, und trete dem Vorſchlage des Herrn von Carlowitz bei. 

Auch Se. Königliche Hoheit Prinz Johann erfennt die Abfchaffung des 
Beichtgeldes für wuͤnſchenswerth, und findet darinn, daß Petitionen für eine 
ſolche Maasregel nicht vorlägen, feinen Grund, von derfelben abzufehen, da 
Peritionen feinesweges ftets der wahre Ausdruck der Stimme des Volks feyen, 
und man zumächft der innern Stimme, feiner Ueberzeugung, zu folgen habe. 
Das Accidentienwefen aber wirfe nachrheilig, befonders auf die dem geiftlichen 
Stande gebührende Achtung, und darum trete er dem Antrage des Herrn von 
Carlowitz bei, indem ſich für jetzt die Ausführbarfeit einer allgemeinen Maas: 
regel noch feinesweges überfehen laffe. Im Uebrigen könne er nicht unbemerkt 
laffen, daß die im Deputationsberichte ausgefprochene Anficht über die Entſte— 
hung des Beichtgeldes aus dem, allerdings ſchmaͤlich gemißbrauchten, Ablaffe, 
ganz irrig ſey; auch fen der Ablaß Feinesweges zu Bewirtung der Abſolution 
ertheilt worden, fondern nur ein Erfag der als Buße auferlegten guten Werfe 
gewefen. ' 

Ebenfalls im Sinne des Carlowitziſchen Antrags ſpricht fi Herr Buͤr— 
germeifter Hübler aus, welder die Entrichtung des Beichtgeldes ftörend und 
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eben fo verlegend für ben Geber wie für den Empfänger finder. Cine bloße 
Veränderung der Form der Entrichtung erkennt er für eine halbe, den Zweck 
nicht ‚erfüllende Maasregel, und da er auf der einen Seite von der großen 
Wichtigkeit des Gegenftandes überzeugt ſey, auf der andern aber auch Die viel- 
fachen Schwierigkeiten der Abftelung des Beichtgeldes nicht verfenne, fo fcheine 
ihm der Antrag des Herrn von Carlowitz äufferft zwecfmäfig, wogegen der des 
Herrn Stellvertreters die Sache doch in eine zu weite Ferne hinausſchiebe. 

Auch er, Auffert hierauf Herr Domherr D. Günther, flimme ganz bei, 
wenn man behaupte, daß das Beichtzeld ein scandalum non datum sed ac- 
ceptum fey, allein das fey gewiß, daß es unter allen Darreihungen, die man 
einem gechrten Manne machen‘ könne, die anftöfigfte fy. Eine Veränderung 
der Form genüge hier nicht, da die minder Gebilderen dem, was fchon jest 
hierbei die Gebildetern beobachteten, fich ſchwerlich anfchlieffen dürften, auch 
fi) mit der Veränderung der. Form der Ertrag ‚wohl fehr mindern möchte. 
Der Vergleich des DBeichtgeldes mit dem Honorare, welches einem Arjte oder 
Sachwalter gegeben werde, paffe nicht, denn nirgends fen die Leiſtung, deren 
Bemuͤhung vergütet werben folle, fo rein geiftiger Matur, fo dem Irdiſchen 
und Materiellen fremd. Im Intereſſe der ganzen proteftantifchen Kirche müffe 
man daher die Abftellung des Beichtgeldes wuͤnſchen, und daß dafür den Geift: 
lihen, mindeftens den dermalen angeftellten, eine Entfhädigung zu Theil wer: 
den müffe, verſtehe ſich von felbfl. Die Morhwendigkeit den Geiftlichen ein 
anftändiges Auskommen zu verfchaffen, koͤnne man zur Mechtfertigung . einer 
Abentrichtung nicht anführen, welche das Gefühl verlege, die Würde des geift: 
lien Amts herabfege. — Die Ausführung feheine ihm nicht ſo ſchwierig. 
Man möge nur, fofort das Beichtgeld aufheben und der Staat möge die der: 
malen Angeftelten für den dadurd entfichenden Verluſt entſchaͤdigen. Diefe 
Entſchaͤdigung fönne fodann aufhören, fobald die jet Angeftellten ftürben oder 
ihre Stelle wechfelten und es werde bei Stellen, die auch nah Wegfall des 
Beichtgeldes noch ausreichend dotirt feyen, eine weitere Entſchaͤdigung oder Zu: 
lage nicht nörhig feyn, bei Stellen aber, wo nach der mangelhaften Dotirung 
derfelben ein Erfag nicht zu entbehren ſtehe, die Pflicht der Gemeinden ein 
treten, ihre Geiftlichen genügend zu falariren. 

Zur Vertheidigung -des Deputationsgurachtens erhebt ſich hierauf Herr Se: 
eretär Geheimer Rath von Zedtwitz. Man habe der Deputation vorgewor: 
fen, daß die in ihrem Berichte für die Abftellung des Beichtgeldes angeführ: 
ten Gründe nicht alle haltbar feyen, allein man möge erwägen, daß ein großer 
Theil des Berichts blos Melation des Anführens des Perenten ſey, und daß 
die Deputation feinesweges alle feine Gründe gebilligt noch fie zu den ihrigen 


09 


gemacht habe. Uebrigens ſey ber Antrag der Deputation unrichtig verſtanden 
worden, denn obwohl fie geglaubt habe, daß die Regierung für den wichtigen 
Zwei Vieles auf dem Verwaltungswege wirfen könne, fo fen es ihr doch nicht 
in den Sinn gefommen, eine Maasregel, die ein Gefer erheiſche, ohne ftän- 
difche Eoncurren; in das Leben rufen zu wollen. 


Herr Buͤrgermeiſter Ritterſtaͤdt findet, fo wenig er auch die Schwierigkei— 
ten der von der Deputarion beantragten Maasregel verfennt, doch die Gründe 
für diefelbe überwiegend, und hofft, daß ein Antrag, wie der des Herrn von 
Carlowitz, der Regierung felbft angenehm feyn werde, obwohl fie freilich win: 
ſchen müffe, zugleich die Anficht der Stände darüber zu vernehmen, woher man 
die Entſchaͤdigung der Geiftlihen genommen zu fehen wünfche. Seiner An: 
ſicht nad) geftalte ſich freilich die Sache ganz anders, als bei der Firirung von 
Staatsdienern, denn hier ſey von einer freien Gabe die Rede. Die Entfchd: 
digung der Staarskaffe in ihrem ganzen Umfange anzufinnen, fceine ihm 
durchaus unpaffend, fie liege ‚vielmehr zunächft der Kirchengemeinde ob, werde 
am beften zu den übrigen Firchlichen Ausgaben gefchlagen, und wenn die vor: 
handenen Mittel nicht ausreichten, zugleich mit dem übrigen kirchlichen Aufwande 
durch die fir diefen legtern beftimmten Anlagen zu decken ſeyn. Nur wo bie 
Kräfte der Gemeinde nicht ausreichten, da möge der Staat unterftügend ein: 
treten, und jedenfalls darauf gefehen werden, daß nicht Zerwärfniffe jroifchen 
dem Beiftlihen und feiner Gemeinde entftünden, wie fie das Schulgefeg leider 
hinſichtlich der Schullehrer fo häufig herbeigeführt habe. Welchen Weg man 
übrigens amd) einfehlage, fo laſſe fih doch abfehen, daß das erwuͤnſchte Ziel 
noch nicht fo ſchnell zu erreichen fiche. Es ſey deshalb wünfchenswerrh, min: 
deftens die anftöfige Form fo bald als midglich entferne zu fehen, und deshalb 
ſchlage er vor, einen befondern Antrag dahin zu ftellen: . 

das Minifterium des Eultus möge unerwartet der mit dem Beicht— 
gelve künftig zu treffenden veränderten Einrichtung dahin Anordnung 
treffen, daß das Beichtgeld allenchalben nicht mehr in der Kirche fon: 

- dern bei der Anmeldung zur Beichte in der Wohnung des Geiftlichen 
entrichtet werde, 2 


Diefer Antrag erlangt indeffen die erforderliche Unterftügung nicht, und 
nimmt fodann Here Geheimer Kirchenrath Hänel das Wort, um mehrere 
factifche Berichtigungen mitzurheilen. Allerdings gebe es mit Ausnahme der 
Kirchen der Oberlaufig faft allenthalben Kirchenmatrikeln, fie feyen aber meift 
von den Jahren 1575 und 1647, wo allgemeine Kirchenviſitationen ffatt 
gefunden Härten, und enthielten nichts vom Beichtgelde, was auch hiernach 
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nicht als eine nothwendige, fondern nur als eine hergebrachte, wohlanftändige 
Gabe zu betrachten ſey. Eben diefe feine Eigenfihaft aber mache die Firirung 
deffelben bedenklich und laſſe Streitigkeiten und Zerwürfniffe beforgen. Nur 
die wenigften Stellen feyen demnächft fo dotirt, daß auch im Falle des Wech: 
fels das Beichtgeld entbehrt werden könne, und werde fid) das Eultntinifterium, 
wie ſchon bisher geſchehen, es gewiß zur angenehmen Pflicht machen, die Ab: 
ſtellung des Beichtgeldes zu befördern, wo fie von Geiftlihen und Gemeinden 
gewuͤnſcht und darüber ein guͤtliches Abkommen getroffen werde, wie denn an 
Einem Orte, wo die Kirche Ueberſchuß gehabt, fogar die Entnehmung des 
Arquivalents für das Beichtgeld aus dem Kirchenärar genehmigt worden fen. 

Auf den von fehr vielen Anwefenden unterftügten Antrag des Heren Bür: 
germeifters Wehner wird nunmehr die Debarte vom Präfivio für gefchloffen 
erflärt, und-es nimmt nur noch der Referent, Here Bürgermeifter Bernhardi, 
das Wort, um die Deputation gegen die ihr gemachten Einwürfe zu vertheis 
digen, welche faft mit allen Sprechern, darüber, daß die Abſchaffung des 
Beichtgeldes hoͤchſt wuͤnſchenswerth ſey, übereinftimme und eben fo wenig die 
Schwierigkeiten verfannt oder verfehwiegen habe. Der Betrag des Beichtgel- 
des ſey im Fahre 1830. zu 105,000 Thle, ermittelt worden, er glaube aber, 
daß ſich ein weit geringeres Reſultat ergeben dürfte, wenn man 5. DB. die 
Behufs der. Perfonalabgaben gefchehenen Faſſionen zum Grunde lege, wornad) 
dann die Sache gewiß weit weniger ſchwierig erfiheinen müffe. Sägen aud) 
Petitionen für Abſchaffung des Beichtgeldes nicht vor, fo würden doch gewiß 
jedem der Anwefenden laute Klagen über das Beichtgeld zu Ohren gefommen 
ſeyn, und Confequenzen möge man aus dem Vorſchlage der Deputation nicht 
beforgen, da man fonft Bedenken tragen müßte, . irgend eine Seiftung auf die 
Staatsfaffe zu weifen, die noch nicht auf derfelben lafte, was man denn doch 
bereits mehrmals unbedenklich gefunden habe. Wahr ſey es, daß über jede 
öffentliche Einrichtung gefpottet werden koͤnne, allein nirgends müffe man die 
Veranlaſſung dazu fo ängftlidh vermeiden, als wo es das Anfehen des geiftlis 
den Standes gelte, und wenn behauptet worden fen, Luther habe ſich nicht 
gegen das Beichtgeld erflärt, fo gehe aus mehrern Stellen feiner Schriften 
(von denen eine vorgelefen wird) das Gegentheil hervor. Vieles, was im 
Berichte ſtehe und Anfechtung gefunden habe, fey nicht Anficht der Deputation, 
nur Delation aus der Heldreichſchen Eingabe, und möge das Beichrgeld feinen 
Urfprung haben, woher es immer wolle, fo fernen doch alle heute vernomme: 
nen Stimmen bis auf eine darüber einig, daß es anftöflig und das Gefühl 
verlegend fen, daß man mithin deffen Abſtellung zu wünfchen habe. Uebrigens 
fen der Antrag der Deputation im Wefenilihen mit dem des Herrn von Gar: 

Zweite Abrheilung. 1.25. 91 
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lowitz ganz uͤbereinſtimmend, da aud die Deputation nicht die fofortige Er- 
greifung von Maasregeln, fondern erft für den nächften Landtag eine Vorlage 
der Megierung erwartet habe. 

Auch die übrigen Mitglieder der Deputation erklaͤren ſich in diefer zuletzt 
angegebenen Maafe und find damit einverftanden, daß die Frage zuerft auf 
den Antrag des Herm von Carlowig geſtellt werde, deffen Annahme die Ab: 
ftimmung über den Vorſchlag der Deputation entbehrlich machen würde. 

Unter ſolchen Umftänden fragt der Herr Präfident: 

Wird der Antrag des Herrn von Carlowis angenommen? 
md es erfolgt hierauf, 

vor 29 Stimmen gegen 1, 
bejahende Antwort. 

Gegen den zweiten, die Abftellung der Almoſenſammlung bei der Commu— 
nion. betreffenden Antrag der Deputation erheben ſich viele Stimmen und es 
bemerken namentli Herr Stellvertreter D. Deutrih, Herr Vicepräfivent von 
Ammon und die Herren Bürgermeifter Hübler und Ritterſtaͤdt fo wie Er. 
Königliche Hoheit Prinz Johann, daß fie darinn irgend etwas Unpaffendes 
oder gar Anftöfiges zu finden nicht vermöchten. Handlungen der Wohlthaͤtig— 
feit mit religiöfen Acten zu verbinden, ſey ſchon eine urchriſtliche Sitte gewe: 
fen, und nie mehr und wiliger, als im Augenblicke der religidfen Erhebung, 
‚werde das Gemürh geneigt feyn, Werke der Liebe zu verrichten, ärmere Mit: 
chriſten zu unterſtuͤtzen. Darinn Fönne an fi) etwas Störendes nicht liegen, 
fen aber die Art, wie das Almofen gefammelt werde, unpaffend, werde es 3. B. 
im Augenblide des Genuſſes des heiligen Mahles hier und da gefanmelt, fo 
laffe fih das ja Feicht ändern. Herr Vuͤrgermeiſter Huͤbler fielle demnaͤchſt 
auch den formellen Zweifel auf, ob die Deputation befugt gewefen fen, ihren 
zweiten Antrag zu flellen, da die Heldreichſche Perition davon Nichts enthalte. 

Here Geheimer Rath Secretär von Zedtwitz ergegnet hierauf daß, was 
diefe letzterwaͤhnte formelle Frage anlange, eine Deputation von fünf Kam: 
mermirgtiedern wohl nicht weniger Mecht haben koͤnne, einen Webelftand zur 
Sprache zu bringen, als irgend ein Dritter aufferhalb der Kammer. An 
Klagen über die durch die Almofenfammlung eintretende Störung fehle es nicht, 
und Letztere werde nicht ausbleiben, wenn man während des Abendmahls mit 
Gelde verfehren, wohl gar ſolches einmal zur Erde fallen höre. Aufſchub 
der Sammlung bis nach völlig beendigtem Gottesdienfte mindeſtens ſey drin 
gend nothwendig. a 

Nachdem fih der Herr Referent in aͤhnlichem Sinne ausgefprochen und 
namentlich bemerfe hat, wie diefe Sammlung ſelbſt zu einer ſtoͤrenden Dften- 
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tation’ führen koͤnne, wird der die Abftelung der Almofenfammlung betreffende 
Antrag der Deputation, 

mit 25 Stimmen gegen 5, 
abgelehnt. > 

Wenn endlich fowohl von Herrn Staatsminifter. von Carlowig als von 
Herrn Stellvertreter D. Deutrih in Anregung gebracht worden ift, daß die 
Deputation. vor Erftattung ihres Berichts einen Königlihen Commiffar nicht 
schört habe, fo aͤuſſert 

Herr Secretaͤr von Zedtwitz, wie er als Vorſtand der vierten Deputation 
dringend wünfchen müffe, darüber emdlih die Meinung der Kammer beſtimmt 
ausgefprochen zu fehen, ob die Deputation ſtets einen Königlichen Commiſſar 
zuzuziehen habe, bevor fie Bericht erftarte. Wo es ſich um Befchwerden han: 
dele, da pflege fie ſich durch Vermittlung des Präfivii ſchriftliche Auskunft 
von der Regierung zu erbitten, dagegen gefchehe eine Verwendung an die Re⸗ 
gierung bei bloßen Petitionen in der Regel nicht und fie habe namentlich in 
dem vorliegenden Falle um fo entbehrlicher gefibienen, da fid) bereits bei vori: 
gem Landtage der damalige Here Eultminifter über die Sache ausgefprochen 
habe. 

Dagegen äuffert nun Herr von Carlowig, wie ihm aus dem zweiten Theile 
des $. 125. der Verfaffungsurfunde auf das Beftimmtefte hernorzugehen fcheis 
ne, daß feine Deputation irgend einen Bericht erftatten dürfe, ohne vorher eis 
nen Königlichen Commiffar vernommen und feine Auslaffung erwogen zu haben, 

Herr von Polenz aber folgert aus dem- erfien Theile eben diefes Paragra⸗ 
phen fo wie aus $. 111. der Sandtagsorbnung, daß die Zuzichung eines Com: 
miffars, in fofern ſolche niche von der Regierung felbft verlangt werde, in Das 
Ermeffen der betreffenden Deputation geftellt fen, daß jedoch, wenn ein Com: 
miffar einmal erbeten fey, deffen Aeufferung allerdings vor Erftattung des Be: 
richts vernommen und geprüft werden müffe. 

Dieſet Anſicht fliegen fi, infonderheit unter Beziehung auf die bisherige 
zur Zeit noch nicht angefochtene Kammerprapis bei den dritten und vierten De— 
putationen, der Herr Präfidene und Herr Vürgermeifter Hübler an, es be: 
merft aber dagegen 

Se. Königlihe Hoheit Prinz Johann, wie der $. 125. der Verfaffunge: 
urfunde jedenfalls dunkel ſey, da deffen erfter Theil daffelbe als nachgelaffen 
darftelle, was der ;zweite Theil als nothwendig zu verlangen ſcheine. Die 
Frage, wie weit die Zuziehung Königlicher .Commiffarien unerläßlich fey, er: 
ſcheine wichfig genug, um gründlich erörtert gu werden, und er fchlage demnach 
vor, 

91° 


— 


710 


ſie einer Deputation zur Begutachtung zu uͤbergeben, welche vielleicht 
zugleich Vorſchlaͤge daruͤber eroͤffnen koͤnne, bei welchen Gegenſtaͤnden 
von den Deputationen nothwendig Commiſſarien zu erbitten ſeyen. 

Dieſer Antrag erlangt indeſſen die erforderliche Unterftägung nicht, und 
fo ift nur noch die definicive Abftimmung durch Mamensaufruf übrig, welche, 
da von einem an bie Megierung zu bringenden Antrage die Rede iſt, für noͤ— 
thig erachtet wird. 

Das Präfivium fragt daher: 

Genehmigt die Kammer die auf den vorgetragenen Bericht der vier- 
ten Depntation gefaßten Beſchluͤſſe nunmehr auch im ihrer Totalitaͤt? 
und wird folces, 
von 29 Stimmen gegen 1, 
mit Ya beantwortet. 

Hiermit endigt denn Mittags nach 3 Uhr diefe Sitzung und foll, wie das 
Praͤſidium bemerkt, die nächte Tagesordnung durch Charten befannt gemacht 
werben: 

Uebrigens ift vorfichendes Protocol am die zweite Kammer zu befördern. 


Bemerkt von. 


Ernft Guſtav von Gersdorf. Ernft Friedrich Hark, 
Dietrich von Miltitz. S. d. L. K. 
Carl von Meitzſch. 


63. 
Den 15. April 1837. 
Gegmwärtig find: 


Se. Excellen; Herr Staatsminiſter Noftig, ingleichen, abwechfeind 
Se. Excellenz Herr Staatsminifter von Könnerig und 
Se. Excellenʒ Herr Staatsminifter von Zeſchau, 

Herr Geheimer Rath von Wictersheim, und 

Herr Geheimer Regierungsrath D. Scharſchmidt. 


Den anweſenden 32 Mitgliedern der erſten Kammer geſchieht nach erfolgter 
Vorlefung, Genehmigung und Bolzichung des Protocols der letzten Sitzung 


7 


231. 
$ Vortrag aus der Regiſtrande. 
Vortrag über die meueingelangten. Sachen, unter welchen zuerſt 
„Me, 238. der anderweite Bericht der erſten Deputation über das Geſetz 
gegen die Theilnahme am Lotto und ausländifchen Lotterieen aufgeführt ift, der 
bereits gedruckt worden und fid auf der heutigen Tagesordnung befindet. 

Mr. 239. ein Königl. Decret, die Vorlegung des Entwurfs der Kreis— 
tagsordnung betreffend, wird vorgelefen, und an die erſte Deputation verwie⸗ 
ſen, wogegen 

Mr. 240. ein Bericht der zweiten Deputation über einen in geheimer 
Sitzung zu verhandelnden Gegenftand bereits gedruckt iſt und auf die naͤchſte 
Tagesordnumg gebracht werben fol. 

Mr. 241. eine Vorſtellung ber Gefchäftsdeputarin des Gewerbvereins 
zu Dresden gegen die Befhränfung der Juden auf Dresden und Leipzig wird 
zur erfien Deputation abgegeben, welche indeffen, da, wie Se. Königliche Ho: 
heit Prinz Johann bemerkt, der Bericht über die bürgerlihen Verhaͤltniſſe 
der Juden bereits gefertigt ift und in der Deputation circulirt, über die Bor: 
fiellung muthmaaslich nur mündlich zu referiren im Stande ſeyn wird. 

Es hat ferner der Abgeordnete Herr Zifche 

Mr, 242. eine Petition mehrerer Gemeinden der Oberlaufig, Johann 
Earl Wunderlihs und Conſ. um Aufhebung der Verordnung vom 18. Mai 
1832. baupofizeilihe Maasregeln betreffend, überreicht und bevorwortet. Da 
eine ganz gleichlautende Perition auch in der zweiten Kammer eingegangen und 
dafelbft am die dritte Deputation verwiefen worden ſeyn fol, ſo giebt man die 
Sache auch dieffeits an die dritte Depuration ab, ftellt ihr aber anheim, nach 
Befinden mit der Verichterftastung Anftand zu nehmen, bis die Berathung 
der zweiten Kammer anher gelangt feyn wird, und verweifet man unter ganz glei⸗ 
chem Vorbehalte eine unter 

Nr. 243. ebenfalls von Herrn Abgeordneten Ziſche eingereichte Petition 
derfelben Gemeinden um Aufhebung der Verpflichtung zum unentgelolichen 
Auswerfen des Schnees auf den Chauffeen an die vierte Deputation, mit der 
Bemerkung, daß ſolche noch fpäter an die dritte Deputation zu geben ſeyn 
werde, wenn etwa in der zweiten Kammer auf den Grund erfolgter Bevorwor⸗ 
tung ein Öteiches geſchehen ſeyn follte. 

Nr. 244. ift ein Königliches Decret von 10. April, betreffend den ftän- 
difchen Antrag wegen Vorlegung eines Handelsgeſetzbuchs f. w. d. a. Es wird 
vorgefefen und zur Begutachtung an die erfie Deputation verwiefen, 

Nr. 245. aber, eine Reclamation Morig Eifemanns zu Dresden wegen 
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ber ihm Jangefonnenen Gewerb: und Perſonenſtener · Deitnäge an die vierte 
Deputation abgegeben, und 

Nr. 246. ein Protocollextract der zweiten Kammer vom 1. April, betreffend 
die Petition des Abgeordneten Herrn Scholze um Geſtattung einſeitiger Pro: 
vocation zu Ablöfung der Laudemialpflicht und baarer Geldgefaͤlle, foll ver 
dritten Deputation übergeben werden. 

Endlich folgen nun noch vier Berichte, wovon 

Me. 247. erftattet von der zweiten Deputation, die feit 1818. im n Rüd 
ftande gebliebenen Gehaltszulagen der Couferen winiſter und des Appellations⸗ 
gerichts⸗Praͤſidenten, 

Mr. 248. erſtattet von ber zweiten Deputation, die bei Vorberathung 
des Decrets vom 14. Movember 1336. in Betreff der Mechenfchaft und des 
Budjets in der zweiten Kammer gefaßten Befchläffe, 

Mr. 249. erjtattet von ber dritten Deputation, den Antrag bes Abgeorde 
neten Herrn Zifche wegen Aufhebung der Schugunterthänigfeit und Ablöfung 
des Stuhljinfes, und j 

Mr. 250. ebenfalls von der drirten Deputation erftatter, den Antrag des 
Gerichtsdirectors Herrn Hähnel wegen Einrichtung eines Holzverfaufs im 
Kleinen in den Städten, betriffe: Sie find insgefammt zum Druck abjuge: 
ben und feiner Zeit auf die Tagesordnung zu bringen. 


232. 
Beurfaubungen, Entfchuldigungen. 


Auf Anfuchen wird demnächft der Urlaub Herrn Meinholds kis zum 22. 
(. M., der des Herrn Domherrn von $eipziger bis zum heutigen Tage verlän- 
gert und Herrn D. Erufius ein Urlaub von heute bis zum 29. April ertheilt. 
Herr Biſchof Mauermann ift unwohl, 

Nachdem noch der Herr Präfident angezeigt hat, daß durch Herrn Buͤr— 
germeifter Gottſchald eine Druckſchrift über die beabſichtigte Einziehung ver 
Gnmnafien zu Annaberg und Plauen zur Vertheilung an fänmtliche Kam— 
mermirglieder übergeben worden fey, zeigt 


233. 
Ausfegung der Berichteerftattung über Trojand und Ertels Petition, 

Here Kloftervoige von Pofern im Auftrage der dritten Deputation an, 
wie diefe letztere eben im Begriffe geweſen fen, über die in Folge der theilwei- 
fen Bevorwortung des Herrn Bürgermeifters Wehner an fie verwieſene Be— 
ſchwerde der Lohnkutſcher Trojan und Ertel zu Chemnitz Bericht zu erſtatten, 
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als ein Umftand eingetreten fey, ber dieß überflüffig zu machen fcheine. Jene 
Befchwerde zerfalle nämlich in zwei Theile. Der erfte betreffe die Mieder- 
ſchlagung einer gegen die Petenten anhängig gemachten Unterſuchung und wie 
derfelbe von Heren Bürgermeifter Wehner gar. nicht mit bevormwortet worden 
fen, fo werde er auch, abgefehen von. dem materiellen Inhalte, ſchon formell 
nicht berückfichtigt werden fönnen, da bie erfolgte Verwendung an die höchfte 
Behörde nicht nachgerwiefen ſey. Anlangend dagegen den zweiten Theil, fo be 
treffe er den Wunſch, die Verhaͤltniſſe der Lohnkutſcher zur Poft auf eine. li- 
beralere Weife regulier zu fehen, und es würde darüber zu berichten gewefen 
ſeyn, wenn nicht Seiten der zweiten Deputation der zweiten Kammer bei Ge: 
Iegenheit der aufgeführten Pofteinfünfte in Budjet ein Antrag gemacht wor: 
den wäre, welcher den Wünfchen der Petenten durchaus zu entfprechen fcheine. 


Unter folhen Umftänden aber halte die dritte Deputation dafür, daß die Tree 


janſche Petition wohl am beften zugleich mit bei Gelegenheit jenes zuni Budjet 
geftellten Antrags zur Sprache zu bringen und ber Berichtserftattung darüber 
vor der Hand Anftand zu geben feyn werde. 
Die Kammer ift hiermit 
einhellig 
einverftanben und gelangt ntan nunmehr zur 


Tagesordnung, 
auf welcher ſich zuerft 
234. 
Berathung des Antrags des Herrn Gerichtsdirectors D. Hähnel megen 
Erlaffung geieglicher Befimmungen über. den Auszug. 

der Bericht der drirten Deputation über ben Antrag des Herrin Gerichtsdirectors 
D. Haͤhnel wegen Erlaſſung gefeglicher Beftimmungen über den Auszug be: 
findet. 

Machdem Herr Bürgermeifter Hübler, als Meferent, den Bericht vorge: 
tragen hat, nimmt zuerft Herr Staatsminifter von Könnerig das Wort, um 
zu bemerken: So fehr es auch ſcheine, daß zwifchen der Deputation, der zwei⸗ 
ten Kammer umd Degierung, welche dem Antrage diefer letztern nicht, widers 
ſprochen habe, volles Einverftändniß beftehe, fo walte doch hierbei ein Mig- 
verftänpniß ob. Die Abfiche der zweiten Kammer fen nur dahin gegangen, | 
durch Gefeg die Entſcheidung der beim Ausjuge zweifelhaften Rechtsfragen 
ertheilt zu fehen, die dieffeitige Deputarion gehe aber weiter, denn fie verlange 
ein allgemeines Geſetz, welches alle beim Auszuge einfchlagenden Rechtsverhaͤlt⸗ 
niffe umfaffe und feſtſtelle. Diefes letztere fönne aber in der Abficht der Nie: 
gierung nicht liegen, da es dabei auf Rechtsgrundſaͤtze ankomme, die weit tie: 
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fer giengen, und viel weiter twirkten, als blos anf den Auszug, und die fi 
daher aus dem allgemeinen Syſteme nicht wohl herausreiffen liefen. Gel 
jene in den Berichten der beiderfeitigen ‘Depurationen herausgehobenen Punc 
geftatteten zwar, der. Theorie nach, eine fehr verſchiedene Anſicht, allein in for 
fen man über‘ deren Entſcheidung meift nicht zweifelhaft. Dennoch könne cn 
gefeglihe Erklärung bei den Puncten, wo ber Zweifel wirfli in der Sah 
liege, nicht ſchaden, zumal da gerade das DVerhältni des Auszugs auf cr 
Menge von Leuten einwirfe, denen an klaren Vorſchriften gelegen ſeyn müfl 
‚Mur in diefem Sinne aber habe fi) die Megierung mit dem Antrage de 
zweiten Kammer einverftanden erflärt, und die Kammer möge daher ein fol 
matifches allgemeine Grundfäge enthaltendes Geſetz, mindeftens nicht mit Zu 
‚verficht erwarten.’ 

Nachdem hierauf Herr Bürgermeifter Hübler ergegnet hat, daß mach Aus 
weifung der Verhandlungen in der zweiten Kammer auch dort zwiſchen de 
Sanction bloßer Entſcheidungen zweifelhafter Mechtsfragen über den XAusie 
und einem umfaffenden Geſetze über diefen letztern unterfchieden, und eben « 
Gefeg diefer letztgedachten Art beantragt worden fen, bemerft 

Herr Stellvertreter D. Deutrih, daß auch er eine Particulargefeggebun 
über den Auszug für wuͤnſchenswerth halte, welche neben der Entſcheidur 
der einſchlagenden zweifelhaften Rechtsfragen die unentbehrlihen allgemein: 
Grundfäge enthalte. Wie weit damit gegangen werben koͤnne, werde die Di 
gierung am beften ermeffen, und der Antrag, wie ihm die Deputarion vorg 
fhlagen habe, dem nicht vorgreifen, vielmehr ganz angemeffen fegn. D 
bei finde er fich indeffen veranlaßt, daran zu erinnern, daß die Stände | 
der Schrift vom 25. October 1834. (Sandtags=Acten d. a. 1833. Abk 
lung I. Band 4. Seite 418) im Allgemeinen darauf angetragen hätten, 
möge die Megierung auch fernerhin zweifelhafte Nechtsfragen auf dem dan 
gewählten Wege zur Entſcheidung bringen. Dieß fey indeffen, fo viele ung 
febiedene Puncte es auch noch ‚gebe, bei dermaligem $andtage nicht geſcheh 
und deshalb ſchlage er vor, 

den erwähnten allgemeinen Antrag bei der vorliegenden Gelegenh 
ju erneuern, 

Dieß wird unterftügt, da aber Herr Staatsminifter von Könnerik ! 
flärt, daß jener Antrag Feineswegs überfehen worden fen, vielmehr noch 
dermaligem Landtage mehrere Entſcheidungen zweifelhafter Rechtsfragen ver 
legt werben follten, fo nimmt Herr D. Deutrich feinen Antrag wieden 
zuruͤck. 


Herr Domherr D. Guͤnther aͤuſſert demnaͤchſt, wie die Entſcheidung 
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in ben mehrerwähnten Berichten aufgeftellten zweifelhaften Mechtsfragen nicht 
ungewiß gemwefen fen, indem baräber gleichmäfig. von den Dicafterien zu Leip⸗ 
jig und dem vormaligen Appellafionsgerichte entſchieden worben fey, und jede 
etwanige- Ungewißheit noch durch den dritten Theil der, jest von Herrn Ober: 
appellationsrach D. Kori alein edirten, Erörterungen practifcher Nechtsfragen 
befeitige werde. Mnter ſolchen Umftänden num würde es ihm vollfommen ge: 
mügt haben, wenn das DOberappellationsgericht veranlaßt worden wäre, die von 
ihm befolgten Grumdfäge durch die Geſetzſammlung befanne zu machen. Die 
Regierung fichere mehr als dieß zu, fie wolle bie Entſcheidung der zweifelhaft 
erfpeinenden Puncte durch Geſetz herbeiführen, damit aber wenigftens möge 
man fi) begnügen. und die Aufftellung allgemeiner Grundfäge dem fünftigen 
Eivilgefegbuche überlaffen. Uebrigens werde, wie die Deputation fehr richtig 
bemerfe, felbft ein -&efen, wie es die Deputation verlange, den Streitigkeiten 
über den Auszug nicht vorbeugen, da deren Grund feinesweges in ber Unge— 
wißheit bes Rechts fondern darinn liege, daß, gefeglichen Beftimmungen ent: 
gegen; zu hohe Auszüge geftattet würden, und die Auszügler ſich oft ng: 
ter Weife noch in die Wirchfchaftsführung einmifchten. 

Diefer Anficht tritt Herr Bürgermeifter Schill bei, welcher einen Grund 
ber Streitigkeiten in der oft fehr undeutlichen Faffung der Eontracte findet, und 
es Auffert fodann noch 

Here Staatsminifter von Könnerig, wie der Deputarionsbericht offenbar 
zu viel verlange, benn er begehre Bekanntmachung der Rechtsgrundſaͤtze bes 
Appellationsgerichts, fpäter deren Vorlegung an die Stände und Ganction 
durch Geſetz und überdieß noch ein allgemeines, den ganzen Gegenftand umfaf: 
fendes Geſetz, alfo dreierlei. Gewiß werde es genägen, wenn vor ber Hand 
nur die Säge des Oberappellationsgerichts befannt gemacht würden, und zu 
fünftigen Landtage ein Geſetz vorgelegt werde, bei deſſen Entwerfung die Re⸗ 
gierung forgfältig erwägen werde, was ſich in daffelbe aufnchmen laſſe. 

Herr Geh. Finanzrath von Polen; ſchlaͤgt hierauf vor, den zweiten Antrag 
ber Deputation nur eventuell und für den Fall anzunehmen, daß die Regierung 
den erften nicht ausführbar finden follte, 

Herr Bürgermeifter Ritterſtaͤdt aber findet beide Anträge neben einander 

zuläffig, wenn nur die Schlußworte des letzten derfelben wegblieben, melde eine 
nachträgliche Vorlegung der Rechtsſatze des Appellationsgerichts an die Kam: 
mern verlangten. 

Zum Schluffe vertheidigt noch Herr Bürgermeifter Hübler das Gutachten 
der Deputation. Letztere habe, bemerft er, allerdings angenommen, daß das 


von der zweiten Kammer beantragte Geſetz allgemeine Grundſaͤtze er ſolle, 
Zweite Abtheilung. 1. Bd. 
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und in eine Caſuiſtik nicht eingehen werde. Diefe follten vielmehr bie Nechts- 
fäge des Appellationsgerichts enthalten, und damit folche nicht dem Wechſel ber 
Anfichten unterworfen blieben, fo fey auf deren Vorlegung angetragen worden, 
jedoch keinesweges beſtimmt, fondern unter Beifügung der Worte „nad Be: 
finden“, wodurch es ganz in das Ermeflen der Regierung geftellt werde, ob 
dieſe Worlegung neben dem allgemeinen Geſetze noch nöthig bleibe oder nicht. 
Auf den Antrag wegen Bekanntmachung der Rechtsſaͤtze ſey man übrigens 
hauptfächlich auch dadurch gefommen, weil die Vorlegung des Geſetzes bis zu 
naͤchſtem Landtage ausgefett bleiben muͤſſe, jene Säge aber unverlängt befannt 
gemacht werben fönnten. 

Bei der hierauf erfolgenden Abflimmung wirb der erſte Vorſchlag der De: 
putation, welcher dahin geht, dem DBefchluffe der zweiten Kammer beizutreten, 
jeboch in der Maafe, daß man die erbesene Geſetzvorlage erſt beim naͤchſten 
tandtage wünfcht, 

einſtimmig 
angenommen. 

Der zweite Vorſchlag der Deputation, welcher ſich Seite 607 des Berichts 
findet, wird bei der Abſtimmung gecheilt, und es. erlangt der erfte Theil deffel: 
ben bis zu den Worten ;,zur öffentlichen Kenntniß bringen“ ebenfalls 

einftimmige 
Genehmigung, der zweite Theil aber von den Worten an „und um fie ne 
Befinden” wird 
i von 19 Stimmen gegen 10 
abgelehnt, wornach alfo der Worſchlag, daß die Rechtsſaͤtze des Oberappellations- 
gerichts nach Befinden den Ständen vorgelegt werden möchten, Beifall nicht 
gefunden hat. 

Da die gefaßten Befchläffe auf einen an die Kegierung zu bringenden flän» 
difchen Antrag gerichtet find, fo muß noch die Abffimmung durch Mamensauf- 
euf erfolgen, bei welchem die im Einzelnen gefaßten Beſchluͤſſe nunmehr auch 
in ihrer Totalitaͤt 

einmürhig 
genehmigt werden. 
So fann man nunmehr zu 


235. 


Anderweite Berathung über das Geſetz wegen der Theilnahme am Porto 
und an auswärtigen Lotterieen. 


dem anderweiten Berichte der erſten Deputation über den Gefe: Entwurf we: 


717 


gen der Theilnahme am Lotto und den auswärtigen Lotterieen —. ‚ 
ben Herr Domherr D. Günther vorträgt. 
Man gelangt fofort zu 

- 9.1. aus welchen die zweite Kammer die Worte „das Spielen in aus 
mwärtigen $otterieen” weggelaffen hat, und es gelangt hierbei fofort die wichtigſte 
zwiſchen beiden Kammern obwaltende Differenz, zur Sprache, indem die erfte 
Kammer das Spielen in auswärtigen $otterieen, dem Gefek : Entwurfe gemäß, 
beftraft wiffen, die zweite Kammer aber foldyes ftraflos laſſen, alfo geſtatten will. 

Die Majorität der Deputation hat angerathen, bei dem frühern. dieffeitigen 
DBefchluffe zu beharren, die Minorität aber verwendet ſich für den Beitritt zu 
der Anficht der zweiten Kammer. 

Im Sinne der Majorirät, alfo für die Beftrafung des Spiels in aus: 
waͤrtigen Lotterieen, fprechen fi nun Se. Königl. Hoheit Prinz Johann und 
die Herren Bürgermeifter Hübler und Ritterſtaͤdt aus, und fie führen dafür in 
der Hauptſache an: Wolle man auch das finanzielle Intereſſe Sachfens, welches 
gar fehr betheiligt fey, nicht als entfcheidend anfehen, fo ſeyen doch beide Kam- 
mern darüber einig gewefen, daß man bie ‘Lotterie nur als ein zur Zeit noch 
nothwendiges Uebel beizubehalten habe. Nicht befördern alfo, fondern möglichft 
beſchraͤnken müffe man das Lotteriefpiel, und dem fen der Antrag der Minorität 
geradezu entgegen, zumal da für den, ber einmal gern fpiele, die Möglichkeit, 
am verfchiedenen Orten und nad verfchiedenen Plänen fein Glück zu verſuchen, 
einen ganz befonders verlocdenden Weiz habe. Die Geftattung des Einlegens 
in fremde $otterieen zwinge ferner die Regierung, die Staatslotterie ‚nicht fo 
einzurichten, wie es wahrhaft zweckmaͤſig ſey, fondern fo wie fie am anlodend: 
ften erfcheine, und man fönne es unmöglich für paffend erfennen, zu geſtatten, 
daß pecuniäre Kräfte ohne Noth auffer Landes giengen und ſich Lotterieen zu: 
wendeten, die weit weniger folid eingerichtet feyen, weit mindere Garantieen ges 
währten. Geſtatte man das Spielen in fremden totterieen, fo fey auch fein 
Grund vorhanden, das Eolligiren für diefelben zu verbieten, und es ſtehe nicht 
zu verfennen, daß das Ueberhandnehmen des Spiels in auswärtigen Lotterieen 
weit mehr als bisher zu beforgen fey, da häufig, wenn auch mit Unrecht, ſchon 
das Einlegen bisher für verboten gehalten worden fey. Endlich möge man doch 
die Sage der Eollecteurs bedenfen, denen man ihren Gewinn, den fie bisher von 
fremden Lotterieen gehabt, entziehe, um ihn auswärtigen Eollectrurs zuzuwenden. 
&o wichtig nun diefe Gründe für das von der erften Kammer bei deren erfter 
Berarhung faft einftimmig befchloffene Verbot feyen, fo wenig Werch fen auf 
die Einwuͤrfe zu legen, die man dagegen zu machen pflege. Won feiner Frei- 
heit muͤſſe im ©taatsverbande Jeder Envas aufgeben, um den  aügemeinen 
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Zweck zu erreichen, und ber Zwang, ben man hier verlange, fen nicht ſchlim⸗ 
mer als in hundert Fällen, z. B. bei der gegwungenen Theilnahme an der Brand» 
Faffe, ja er werde im ganz gleichen Falle, fo weit er gegen das $otto gerichtet 
fen, von der zweiten Kammer und der-Minoricät der. Deputation fogar aus: 
druͤcklich gebilligt. Daß WVergehungen gegen das Verbot ſchwer zu entdecken 
feyen, nur felten zur DBeftrafung fommen würden, fey wahr, allein auch ein- 
zeine Faͤlle ſchon wuͤrden des Eindrucds gewiß nicht verfehlen, und vielen werde 
das Verbot fehr angenehm feyn, um ſich vor Zudringlichkeiten zu ſchuͤtzen. 


Am Sinne der Minoritäe fprechen fi dagegen Herr von Carlowitz, Herr 
von Ziegler, Herr Sceretär von Zedtwitz, Herr Amtshauptmann Freiherr von 
Biedermann und Herr von Polenz dahin aus: Man habe aus zweien Uebeln 
das Fleinfte zu mählen. in Uebel ſey es, das Spiel im Auslande zu geftat: 
ten, wenn gegenfeitig den fremden Unterthan die Theilnahme an der dieffeitigen 
Lotterie nicht erlaubt werde, aber ein weit gröfferes Uebel würde es feyn, Staats: 
bürger lediglich um finanzieller Intereſſen willen an dem Gebrauche ihrer Frei» 
heit zu hindern. Das gehöre in die Elaffe des Zuvielregierens, in dem ein fo 
großer Theil der Unzufriedenheit mit den Staatseinrichtungen feinen Grund 
habe, und welches noch überdieß die Verwaltungskoſten erhöhe. Man möge 
nur die Sandeslotterie recht zweckmaͤſig einrichten, und fie werde durch Geftat: 
tung der Freiheit Feinen irgend wefentlihen Nachtheil erleiden, ja es werde diefe 
Freiheit am Ende auch andere Staaten vermögen, der Saͤchſiſchen Lotterie bei 
ſich Eingang zu geſtatten. Die Bannrechte hebe man auf, und wolle im $ot- 
teriezwange ein neues begründen, welches um fo verhaßter ſeyn werde, da ihm 
lediglih finanzielle Ruͤckſichten unrerlägen. Daß man, wenn bas Spiel ge: 
ſtattet werde, die Collecteurs nicht beftrafen dürfe, fey ganz unrichrig, da ber 
Eollecteur die Rolle des Verführers habe, und eben fo unwahr fen es, daß, 
was beim Lotto angemeffen erfcheine, auch auf die Lotterie paffen müfe, indem 
Erfteres auf einer ganz andern Baſis beruhe, faft an eine Betruͤgerei grenze, 
weil dabei nach allen Erfahrungen nur der Unternehmer gewinne, während cs 
fremde Lotterieen gebe, die ſich mit der Saͤchſiſchen in aller Hinficht meffen fönnten. 


Ebenfalls im Sinne der Minorität aͤuſſert fich hierauf noch Herr Dom: 
here D, Günther dahin: Am liebften würde er die Lotterieen in und auffer: 
halb. Sachſens ganz abgefcbafft fehen, allein da fie einmal noch beftünden, fo 
laffe fi) das Verbot, für welches fich die Majoritaͤt verwende, durchaus nicht recht: 
fertigen, es fen vielmehr in allen Beziehungen werberblih. Das Einlegen in 
fremde $otterieen fen weder der Natur der Sache nad unzuläffig, noch bisher 
in Sachſen verboten gewefen, und man irre fi, wenn vorhin behauptet worden, 
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daß es ein großer Theil des Volks für verboten gehalten habe, da fehr viele 
Urtelsfprüche über das wahre Sachverhaͤltniß feinen Zweifel übrig gelaffen hätten. 
Halte man das Sotteriefpiel überhaupt für unſittlich, ſo ſey es dieß eben fo im 
Sande als aufferhalb veffelben, und fo blieben höchftens der finanzielle Grund 
und der wohlfahrtspolizeiliche von alle dem übrig, was man angeführt habe. 
Was nun den letztern Grund anlange, fo feyen es nicht, wie beim Lotto, die 
allerärmften Mitglieder der Gefelfchaft, welche fpielten, fondern nur die Wohl-, 
habendern, und bei denen ‘könne man es unbedenklich geflatten, wenn fie auch 
eine Lotterie wählen follten, die weniger zweckmaͤſig eingerichtet ſey. Man fage, 
jeder Staatsbürger müffe ſich vielfachen Befhränfungen unterwerfen. Das 
fen wahr, aber Beſchraͤnkung nur um allgemeiner Zwecke willen zuläffig, nicht 
um eines minder bedeutenden finanziellen Vortheils oder um der Begünftigung 
der Eoflecteure willen. Man beziehe ſich auf die Befchränfung, die man hin 
fihrlih der Brandverficherungen unbedenflih eingeführt habe, allein das In— 
ftitut der Brandverficherung koͤnne ohne jenen Zwang nicht beftchen, und felbft 
wenn ein Gleiches bei der Landeslotterie der Fall wäre, fo fen diefe feinesweges 
wichtig und mothiwendig genug, um jene Beſchraͤnkung der Freiheit zu recht: 
fertigen. Man berufe fich ferner darauf, daß auch manche andere Vergehen 
ſchwer zu entdecken ſeyen, allein diefe ließen mindeftens ein fichtbares Zeichen 
zurück, und wenn hier die Schwierigfeit der Entdeckung Ausnahme bleibe, fo 
fey fie bei der Theilmahme an verbotenen Sotterieen Regel. Am allerwenigften 
fey der von der Morhwendigfeit einer Retorſionsmaasregel hergenommene Grund 
haltbar, denn die Befchränfung, die man einführen wolle, treffe nicht den frem⸗ 
den fondern den eigenen Staatsbürger, und wenn ein anderer Staat es an: 
gemeffen finde, feine Bürger ohne Noth zu beſchraͤnken, fo rechrfertige das Die 
Einführung einer glei) unzuläfligen Maasregel in Sachſen nicht. Endlich 
ergeuge das Verbot, eben weil es in der Matur der Sache feine Begründung _ 
nicht finde, eine Menge der ſchwierigſten civilrechtlichen Fragen, wie ſchon der 
fo vielfach getadelte $. 16. zeige, der nichts weiter als eine nothwendige Folge 
des oftermähnten Verbots und deffen confequente Durchführung enthalte. 
Durch alle aufgeftelleen Gegengründe, erklärt hierauf Herr Geh. Negierungs- 
rath D. Schaarſchmidt, habe ſich die Regierung nicht veranlaßt finden koͤnnen, 
von ihrer Anſicht über die Nothwendigkeit des in Frage ſtehenden Verbots ab: 
zugehen. Ob das Einlegen in fremde $otterieen verboten, ſey felbft unter den Be: 
hoͤrden Sachfens lange zweifelhaft gewefen und erft fpäter habe die Anſicht 
obtinirt, daß das Verbot, welches früher allerdings beftanden habe, durch deffen 
unterlaffene Wiederholung aufgehört. habe wirkſam zu ſeyn. Daß alfo im 
Volke ein Zweifel über die Sache beftche, den erſt das jeit zu berachende Ge: 
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fe löfen werbe, fen wohl glaublich, keinesweges aber laffe fi hoffen, daß, 
wenn Sachſen der Anficht der Minorität nachfommen follte, andere Staaten 
diefem Beifpiele folgen würden, wie bieß ſchon aus dem bisherigen Vechaͤltniſſe 
ſich bewähre, da man im Auslande die in Sachſen beftandene Praris recht 
wohl gefannt habe, ohne fie anzunehmen. Berner beruhe es auf einem tr: 
thume, wenn man annehme, daß bios der Wohlhabendere in die Lotterie lege, 
da gerade der ärmere Theil des Hanbwerkerftandes, Handarbeiter, Dienftboten 
und vergleichen fehr fleifig im der. Lotterie fpielten, und es ſcheine eine fehr 
auffallende Inconſequenz darin zu liegen, wenn man die Aufhebung der Sorte: 
rieen für wuͤnſchenswerth erfenne und doch ohne Grund auch fremden Spielen 
den Eingang in Sachſen gefiatten wolle. Jene Anſicht über die möglichfte 
Beſchraͤnkung des Lotteriefpiels auszudruͤcken fey ein Hauptzweck bes Berbots, 
nicht die Netorfion, und wenn auch, wie ſich von felbft verſtehe, von einer 
Verlegung des Driefgeheimniffes die Rede nicht ſeyn koͤnne, fo werde es doc) 
nicht fehlen, daß hin und wieder einmal eine Contravention entdeckt werde, die 
dann als Beifpiel ihre wohlchärtige Wirfung gewiß nicht verfehle. Endlich fen 
mindeftens die Ruͤckſicht auf die Coflecteurs im Inlande nicht zu überfehen, 
daß man Ausländern einen Theil des Verdienſtes zuwende, den- fie bisher be: 
zogen hätten, und daß ſolches am Ende fie felbft zu Contraventionen veran: 
laffen fönne. 

Nachdem endlich noch Herr Oberſchenk Graf von Einfiedel darauf auf: 
merffam gemacht hat, wie man. eine Beſchraͤnkung des Verbots mindeftens we: 
gen berjenigen Bewohner Sachſens dringend wuͤnſchen müffe, welche zugleich 
Unterthanen eines andern Staats feyen, in dem ebenfalls eine Lotterie beftche, 
komme es zur Abftimmung, bei welcher der Vorſchlag der Majorität in ver 
Depusation, 

mit 22 Stimmen. gegen 7, 
abgelehnt wird. Die Kammer ift alfo der Anficht der zweiten Kammer, baf 
die oben erwähnten Worte aus $. 1. wegbleiben follen, beigetreten, und ift 
ebenfalls entfchieben, daß das bloße Spielen in fremden Lotterien weder beftraft 
werden noch verboten feyn fol, wodurch mittelbar zugleich über die übrigen 
Puncte entfchicden ift, in denen die Minorität der Deputation von deren Ma: 
jorität abweicht. 

Wenn ferner die zweite Kammer die dieffeits angenommenen Gcfängnif- 
firafen um etwas ermaͤſigt und mit denfelben Geldſtrafen in Verbindung ge— 
fegt hat, fo ift dem die Depuration zwar beigetreten, ſie hat aber gewünft, 
daß auch diefe Geldftrafen nicht. abfolute ſondern nur relative ſeyn möchten, 
und ihre dießfallfigen beſtimmten Faſſungsvorſchlaͤge enthält die Beilage des 
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Berichts unter ©. Die Kammer rheilt die Anſicht ihrer Deputation und es 
werben deren am angegebenen Orte zu findende Vorſchlaͤge zu 

$$. 3. 4.5. 6. 7. 10. 12. 13. und 16b. insgefanme 

einftimmig " 
und ohne Discuffion angenommen, wodurch denn auch entfhieben if, daß 
$. 9. ganz wegfält. 

Eine zweite Elaffe von Abweichungen zwifhen beiden Kammern gründet 
fidy darauf, daß jenfeits das Verbor und die Beſtrafung des Spielens in aus: 
wärtigen Lotterieen keinen Beifall gefunden hat. Die erfie Kammer iſt dem 
beigetreten und entſcheidet ſich Daher bei den 

$$. 14. 15. und 18. für die in ber Berichtobeilage sub ©. angegebenen 
Vorſchlaͤge der Minoritaͤt nunmehr 

einſtimmig. 

Anlangend die uͤbrigen Differenzpuncte zwiſchen beiden Kammern, ſo hat 
zuvoͤrderſt bei 

$. 11. die zweite Kammer in die dieſſeits gewählte Faſſung die Worte 
„und eingeſtanden“ eingeſchaltet, und es findet die, dem Mache der Deputas 
tion gemäß, 

unanime ’ 
Zuftimmung. 

Wenn dagegen bie zweite Kammer aus der bieffeitigen Faffung des $. 11. 
den zweiten Sat ganz entfernt hat, fo räch die Deputation au, dieß nicht zu 
genehmigen, und es führe zu deſſen Unterflügung der Herr Referent an, wie 
diefer in Frage gezogene Satz eine Menge von Ungewißheiten befeitige, die 
aufferdem unvermeidlich feyn dürften. 

Die Kammer tritt auch diefer Anficht bei, und entſcheidet ſich 

einflimmig 
dafür, jenen Zuſatz nicht aufzugeben. 
Dem ) 

$. 16. hat die zweite Kammer eine. veränderte Faſſung gegeben. Diefe 
zerfällt in zwei Theile und hat die Deputation aus den in der Berichtebeilage 
sub ©. angegebenen Gründen angerathen, bei dem erften Theile, welcher den 
Eingang und den Punct unter 1, umfaßt, der zweiten Kammer nicht beizutre: 
ten, vielmehr bei der frühern Faſſung zu beharren, im welcher es jedoch, wie 
der Herr Referent bemerkt, nunmehr fo wird heißen müffen: 

1.) auf Inlander nie nur wegen ber im Inlande vorgenommenen 

Handlungen, fondern auch wenn fie, während fie ſich eine Zeitlang 
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im Anslande aufhalten, von dort aus durch eins der in $6. 3. bis 6. 
12. und 13. verpönten Gefchäfte das Lotto oder das Spiel in frem: 
den Lotterieen im Königreihe Sachſen befördern oder auch das im 
$. 7. enthaltene Verbot übertreten haben. 


Die Deputation-erflärt ſich mit diefer Faſſung einverftanden, und wird 

ſolche 
einſtimmig 

angenommen, ſonach die abgeänberte Faſſung - der zweiten Kammer — 

Auch dem zweiten, den Punct unter 2. enthaltenden Theile der Faſſung 
der zweiten Kammer hat die Deputation nicht beiſtimmen koͤnnen, fie hat für 
» diefen Paſſus vielmehr Seite 620 der Berichtsbeilage O. eine neue vermit⸗ 
telnde Faffung vorgefchlagen, in welcher jedoch ſtatt „F. 11.und 12.” viemehr 
nd. 12. und 13.” zu ſetzen ſeyn wird, wie der Here Deferent zur Berichtigung 
eines eingefchlichenen Drucfehlers bemerft. 


Die Kammer nimmt die fo abgeänderte neue Faſſung des Punctes 2. 
unanim 
an, lehnt alſo die der zweiten Kammer ab, und verſteht es ſi dh übrigens von 
felbft, daß nah Annahme der Anfiche der Minorirät der dritte Theil der 
früher dieffeits beliebten Faſſung: „die $. 14. enthaltenen Strafbeftimmungen“ 


u. ſ. w. wegfallen muß, wie dieß auch in der zweiten Kammer beſchloſſen 
— iſt. 


Hiernaͤchſt erlangt der von der zweiten Kammer eingeſchobene 
9. 16c. dem Vorſchlage der Deputation gemäß, 

einftimmige 
Annahme, wenn jedoch bie zweite Kammer zugleich befchloffen hat, im ber 
Schrift darauf anzutragen, daß allen Gemeinden dur Verordnung aufgege- 
ben werben möge, in den Armen: und Schulfaffen: Rechnungen befondere Ka: 
pitel für die nah Maasgabe des gegenwärtigen Gefetzes eingegangenen Straf: 
gelder anzulegen, fo hat ſich die Deputation aus den Seite 621 der Be: 
richtebeilage ©. angegebenen Gründen gegen biefen ‚Antrag erflärt, und es 
wird folder von der Kammer 

einhellig 
abgelehnt. 


Dem, ebenfalls von ber zweiten Kammer zugefeßten, 
$. 16d, rärh die Deputation zwar an, beizutreren, fie fehläge jedoch, au: 
den ebenfalls Seite 621 angegebenen Gründen, vor, der Megierung in de 
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Schrift die Ermächtigung vorzubehalten, den Inhalt diefes Paragraphen ber 
fünftigen Eriminalgefepgebung anzupaffen, - und es erlangt dieß die Zu: 
fimmung 

aller Anweſenden. 

Eine der wichtigern Differenzen zwifchen beiden Kusmera waltet dem: 
nächft bei 

$. 17. ob, indem die zweite Kammer die Unterfuchung und Beftrafung 
der in dem vorliegenden Geſetze verpönten Vergehen den Juſtizbehoͤrden über: 
weifen will, während ſolche die erfte Kammer in Conformität mit dem Ge 
ſetz- Entwurfe den Polizeibehörden überlaffen hat. Die Deputation rärh an, 
bier bei dem frühern dieffeitigen Befchluffe zu beharren, und es gefchieht foldyes 

einftimmig. 

- Se. Koͤnigliche Hoheit Prinz Johann bemerft hierbei, wie es nöthig 
feine, mindeftens in der Schrift auszubrüden, daß nad Analogie deffen, 
was in Juſtijſachen gelte, bei Vergehen, die über 8 Wochen Gefängniß her: 
beiführen fönnten, das Erfenntniß nicht von den Unterbehörden fondern von 
der betreffenden Kreisdirection abzufaffen feyn werde. 

Da indeffen von Herrn Staatsminifter Moftig erfläre wird, daß folches 
ohnehin in der Abficht der Megierung liege, fo läßt Se. Königliche Hoheit 
Prinz Johann den Antrag auf ſich beruhen, und gelangt man zu _ 

$. 19. welcher, wie auch die Deputation vorfchläge, nah der Faflung, 
welche ihm die zweite Kammer gegeben hat, 

von allen Stimmen 
genehmigt wird. 

Wenn ferner die erfte Kammer früher beſchloſſen hatte, die Staatsregie- 
rung um Vorlegung eines Gefez: Entwurfs über die aus dem verbotenen 
Lotto⸗ und Lotteriegeſchaͤfte entftehenden civilrechtlichen Verhaͤltniſſe zu erfuchen, 
fo ift dem die zweite Kammer zwar beigetreten, die Deputation findet aber 
diefen Antrag unter den durd Annahme der Anſicht der Minorirät veränderten 
Umpftänden nicht mehr norhwendig und rärh deshalb an, 

der zweiten Kammer anheim zu ftellen, ob fie vielleicht geneigt fen, 
den Antrag fallen zu laffen. 

Auch dieß erlangt . 

| unanime 
Zuftimmung und hat fih fomit die erfte Kammer für die Aufgabe jenen An: 
trags in Voraus erflärt, dafern die zweite Kammer nicht bei demfelben behar- 
ven follte, wogegen derfelbe beftcht, falls ihm die zweite Kammer nicht aus: 
druͤcklich aufgiebt. 

Zweite Abrheilung. 1. Bd, - 93 
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Wenn endlich die zweite Kammer noch darauf angetragen zu fehen wünfd:, 
daß das Geſetz vom Vorſtande des Yuftisminifterii unferzeichnet werben möge, 
fo hat ficy die Deputation aus den Seite 623 der Berichtsbeilage ©. ange: 
gebenen Gründen gegen diefen Vorſchlag erflärt, welcher denn auch 

einftimmig 
abgelehnt wird. 

So ift nunmehr auch die Berathung über diefen Gegenftand beendigt, 
und es ſchließt ſich hiermit die heutige Sitzung, für die nächfte Sigung aber 
wird der Bericht der zweiten Deputation Mr. 240. der Megiftrande beftimmt, 
welcher bei verfchloffenen Gallerieen zu berathen feyn wird. 


Vorfichendes hat niedergefchrieben 


Ernft Guftav von Gersdorf. Ernft Friedrih Hart, 
D. Deutrich. S. d. L K. 
Ludwig von Zedtwitz. 


Den 20. April 1837. 


Gegenwärtig find: 
Se. Excellenz Herr Staatsminifter von Lindenau, 
Se. Ereelenz; Herr Staatsminifter Moftig und Jaͤnckendorf, 
Se. Ereellen; Herr Staatsminiſter von Carlowitz, 
Se. Excellenz Here Staatsminifter von Zezſchwitz, 
ingleichen 
Herr Geheimer Regierungsrath D. Günther. 


Nach Beendigung eines waͤhrend mehrerer Tage in geheimen Sitzungen ver— 
handelten Berathungsgegenſtandes verſammeln ſich heute wiederum 32 Mit— 
glieder der erſten Kammer zu einer oͤffentlichen Sitzung, und beſchlieſſen, nad: 
dem das Protocol der legten am 15.1. M. gehaltenen öffentlichen Verſamm— 
lung vorgelefen, genehmigt und volljogen worden ift, beim 


236. 
Vortrag ans der Regiſtrande. 


Vortrage über die neu eingegangenen Schriften, 

Mr. 251. den Bericht der erſten Deputation über den Gefek : Entwurf, 
die bürgerlichen Verhaͤltniſſe der Juden betreffend, da derfelbe bereits gedruckt 
ift und ſich auf der heutigen Tagesordnung befindet, zu den Acten zu nehmen, 

Hr. 252. ein Vortrag des ftändifchen Ausfhuffes zur Verwaltung der 
Staatsfihnldenfaffe, womit Letzterer die auf die Jahre 1832. bis 1835. ab» 
gelegten Rechnungen über die Staarsfhuldenfaffe überreiht, ſoll wegen des 
engen Zufammenhangs, in welchem derfelbe mit den Bewilligungsgegenftänden 
ſteht, mittelſt Protocollextracts zunächft an die zweite Kammer abgegeben 
werden, i 

Mr. 253. - aber, eine Petition der Gemeinden zu Hinterhermsdorf und 
Hartha um Erleichterung beim Schulbau zu Fördergersdorf, wird an die 
vierte Deputation verwiefen. 


Ein unter 

Mr. 254. eingetragener Protocolleptract der zweiten Kammer vom 17. 
April, den Beſchluß diefer letztern wegen Abwerfung des $. 16. des Eximi- 
nalgefeßbuchs betreffend, ift bereits an die dieffeitige wegen Berathung diefes 
Geſetzbuchs niedergeſetzt geweſene Deputation abgegeben worden, und es fol . 
derfelbe, wie Herr Buͤrgermeiſter Hübler beantragt, für jest nicht in ber 
Kammer fpeciell vorgetragen, fondern vor allen Dingen von den zu vereinigen: 
den Deputationen beider Kammern in Berathung gezogen werben. 

Mr. 255. ein Gefuh des Stadtraths zu Pegau, im welchem gebeten 
wird, für den Fall der Aufhebung der Patrimonialgerichtsbarfeit der Stadt 
Pegau die für Verleihung der Jurisdiction gezahlte Summe zu reftituiren, 
wird an die wegen Organifation der niedern Gerichtsbehörden ernannte Depus 
tation verwiefen, 

Mr. 256. aber, eine Petition der Gemeinde zu Schönau wegen Ablöfung 
der baaren Gelvgefälle auf einfeisige Provocation und wegen der fubfidiarifchen 
Uebertragung, der Anterfuchungsfoften, fol an die dritte Depuration gelangen, 
da fie einen ähnlichen Antrag des Abgeordneten Herrn Scholje bereits zu bes 
tathen hat. ; 

Nach 

Nr. 257. einem Protocollextracte vom 13. April hat ſich die zweite 
Kammer dem dieſſeitigen Beſchluſſe vom 7. April wegen Abgabe zweier Exem- 
plare der Landtags⸗Acten an die Bibliotheken zu Dresden und Leipzig bis auf. 

93” 
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"Widerruf angefohloffen. Der Eptract ift daher zu den Acten zu nehmen un! 
der Nedactionsdeputation abſchriftlich mitzurheilen. 


Wenn ferner unter 

Mr. 258. die Bäcerinnung und mehrere Gewerbtreibende zu Mitweid 
um Verhinderung der Ausgabe gewiffer Münzforten zu unverhältnißmäfis 
hohen Preifen gebeten haben, fo befchliegt man, da über den hier im Frag: 
gebrachten Gegenftand bereits materieller Beſchluß gefaßt ift, die Peririon mit 
dem betreffenden Protocolle an bie zweite Kammer gelangen zu laffen. 


Endlich find 

Nr. 259. eine Petition Heren Roberts von Heldreih um Anftandnahme mit 
der Berathung des auf der heutigen Tagesordnung befindlichen Gefeges und 

Mr. 260. ein Protocolleptract der zweiten Kammer vom geftrigen Tage, be: 
treffend die Mitrheilungen des Abgeordneten Herrn von Thielau über die Folgen 
der Emancipation der Juden in den Mheinprovinzen, 

bereits an den Meferenten des Geſetzes über die bürgerlichen Verhaͤltniſſe ver 
Juden abgegeben worden. 


237. 
Beurlaubt. 

Es wird demnaͤchſt Herr Buͤrgermeiſter Schill auf die Zeit vom 24. bis 
26. 1.M. beurlaubt, und vom Praͤſidio angezeigt, daß der Kammer ein Erem- 
plar des neuen Staatshandbuchs für das Königreih Sachſen von dem Directe: 
rio des ſtatiſtiſchen Vereins überreicht worden ſey. Das Vuch ift zur Bibliorkt 
zu nehmen und wird der Herr Präfident die Güte haben, den Dank der Kamm 
auszufprechen. 

Gelangt nunmehr zur . 
Tagesordnung, 
auf welcher fich 

238. 

Berathung des Geſetz-Entwurfs, die bürgerlichen Verhaͤltniſſe der Juden betr. 
der . Bericht der erften Deputation, betreffend die bürgerfichen Verhälmifi 
der Juden, befindet, befteige der Meferent, Herr Bürgermeifter Ritterſtaͤdt, vi 
Rednerbuͤhne, träge das Königliche Decret vom 25. Februar l. J. und den allge 
meinen Theil der Motiven, fo wie des Deputationsberichts bis zu Seite 677 
vor, und erſtattet dabei zugleich Furze mündliche Relation über die beiden vorhin 
unter Mr. 259. und 260. erwähnten Eingaben, indem er unter andern anführt 
daß die mitgetheilten Nachrichten über die Folgen der Gleichftellung der Juden ir 
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den Aheinlanden allerdings fehr ungünftig lauteten, daß aber dort freilich eine voͤl⸗ 
lige Gleichheit der Rechte der Juden mit denen der Chriften hergeftellt worden, 
und die Zahl der Juden verhältmigmäfig weit gröffer als in Sachſen ſey. Das 
Wefentliche diefer Mittheilung ſey aud) bereits aus der befannten Schrift Stred:- 
fußes. zu. erfehen. 

Nah Beendigung des Vortrags nimmt zuerft Here Staatsminifter Noſtitz 
das Wort, und verweifer auf die dem Gefeg-Entwurfe beigefügten Motiven, wel- 
che die Grundfäge genau bezeichneten, von denen die Negierung ausgehe. Man 
beabfichtige die Verbefferung des bürgerlichen und fittlichen Zuftandes der Juden. 
In letzterer Hinficht fegen zur Verbefferung der Schulen und des Eultus bereits 
wichtige Schritte geſchehen, und das gegenwärtige Gefeg folle dem die Möglichkeit 
eines nüglichen und redlichen Gewerbsberriebs für die Juden beifügen. Die Re 
gierung freue fich, in der Hauptfache mit der Deputation übereinzuffinmen, und 
fie werde deren Wuͤnſchen gern nachgeben, wo fi dieß mit den nothwendigen 
Ruͤckſichten für die chriſtliche Bevoͤlkerung vertrage. 

Bon mehreren Sprechern, welche fib in Boraus angemeldet haben, nimme 
hierauf zuerft Herr von Ziegler das Wort. Er erkennt zuwörderft den auf Ver: 
edelung der Juden gerichteten Zweck der Regierung als edel und human an, fpricht 
feine Weberzeugung aber dahin aus, daß der gewählte Weg nicht zum Ziele führe, 
wohl aber die chriſtliche Bevölkerung benachtheilige. Man nenne es Emancipation, 
wenn der Herr feinem Sclaven die Freiheit gebe, weil derfelbe feine Treue durch 
die That bewährt habe. Das paffe aber auf die Juden nicht. In neuern Zei— 
ten habe man viele Feffeln gelöfer, man habe Gemeinden verſchiedener Confeſſionen 
vereinigt, allein da habe Gleichheit der politiſchen und religiöfen Bildung beftanden. 
Die fehle hier, und wo man zur Veredelung der Juden den Weg gewählt habe, 
der hier von der Regierung vorgefchlagen werde, da ſey die Abficht nirgends cr: 
reicht worden. Die Juden feyen unverändert geblieben, gefonvert vom Volke, 
arbeitsfcheu, nur nach Geld und Gut firebend. Wer Theil haben wolle an ftaats: 
bürgerlichen Rechten, der müffe ſich und die Seinigen redlich ernähren koͤnnen, er 
muͤſſe die Rechte und Pflichten der Staatsbürger kennen, und den Willen und die 
Selbftftändigfeit Haben, fie zu erfüllen. Das Alles aber vermiffe er hier. Da— 
gegen fey die Gleichftellung der Juden höchft bedenklich in politifcher Hinficht, weil 
der Staatsbürger nicht an ein Etwas auffer dem Staate gebunden feyn dürfe, und 
weil fich die öffentliche Stimme fo laut und im Gefühle der herannahenden Gefahr 
dagegen erfläre, in juridiſcher Hinficht, weil der Jude nie den Juden, fondern 
nur den Ehriften vor dem vom Staate gefeisten Richter belange, in finanzieller 
Hinficht, weil der Jude nur nach Geld jtrebe, um ſich dadurch zum Herrn der 
Chriſten und des Staats felbft zu machen, endlich in religiöfer Hinſicht, weil der 
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Talmud eine unuͤberſteigliche Mauer zwifchen Juden und Chriften ſtelle. Sonach 
koͤnne der Jude niemals ein wahrer Bürger bes Staats werden. Frage manaber,was 
aus ihm werden folle, fo antworte er, daß der jeige Zuftand der Juden in Sach⸗ 
fon feinesweges fo beflagenswerth erfcheine. Ihr Aeufferes zeige Wohlhabenheit, 
Bettler finde man nicht unter ihnen, und fage man, daß dieß daher fomme, weil 
fie fi unter einander unterſtuͤtzten, fo müffe es der $udenfchaft doch nicht an Mit- 
teln zu folcher Unterftügung fehlen. Er finde weit mehr Noch und Armuth unter 
der hriftlichen als umter der jüdifchen Bevölkerung Sachſens. Mur die Juden 
felbft Fönnten einen beffern Zuftand für fich herbeiführen, fie müßten erft anders 
werden, ihren Sabbath verlegen; ihre Speiſegeſetze abſchaffen, dem Talmud ent- 
fagen und dergleichen mehr, Furz ſich felbft den Ehriften nähern, wo nicht, fo 
werde Alles, was man für fie thue, ohne Erfolg bleiben. Sonach Fönne-er 
nur gegen dag Gefeg und die Anficht der Deputation ſtimmen. Er fey Vertreter 
nicht der Juden, fondern eines chriftlihen Volks, und halte ſich durch feinen Eid 
verpflichtet, fich gegen beide zu erflären, indem er vielmehr darauf antrage: 
die hohe Staatsregierung zu erſuchen, den Entwurf, die bürgerlichen Ber: 
hältniffe der Juden betreffend, dermalen zurückzunehmen, und den Gegen: 
ftand auf unbeftimmte Zeit zu vertagen, die Schutzjudenſchaft zu Dres- 
den und $eipzig aber zu befcheiden, daß bis lang Schritte für fie zu bür- 
gerlichen Verhaͤltniſſen gethan werden fönnen, fie notorifch nachweifen, 
dafs fie ſelbſt die Abſicht haben, politifche, religiäfe und moralifhe Ver— 
befferungen unter fi) vorzunehmen, die Einleitung, den Fortgang und 
die Ergebniffe in iprer Civilifation und in ihrer Annäherung an die bir: 
gerlihen Sitten, Gebräuche und Lebensweiſe der Chriften von Zeit zu 
Zeit an das hohe Minifterium des Cultus anzeigen, fomit nachzuweiſen, 
daß es Abficht und Ernſt ſey, fich zu erfägigen, an bie Chriften als 
Brüder ſich anzufchlieffen und dann zu gewärtigen, was von Seiten der 
hohen Regierung fir ihre bürgerlichen Verhälmiffe in Zukunft gethan 
werden fönne, und an die hohe Ständeverfammlung zu bringen fen. 
Nach Stellung diefes Antrags erhebt fich eine Furze Debatte darüber, ob und 
in welcher Maafe derfelbe zur Uneerftügung zu bringen ſey. Man vereinigt ſich 
bald darüber, daß er im zwei Theile zu fpalten ift, deren erfter auf eine Vertagung 
des vorgelegten Geſetzes geht, während der andere blos dann in Wirffamfeit tre: 
ten kann, wenn die Vertagung befchloffen oder das Gefeg am Ende abgelehnt 
werden ſollte. Was nun den erften Theil anlangt, fo entfteht das doppelte Be— 
denen, daß er einmal eigentlich nur eine Negative gegen das Gefeg enthält, und 
dann, daß bereits eim ganz ähnlicher Antrag des Herrn von Ziegler bei Gelegen: 
heit des Geſetzes über Die Neligionsäbung der Juden nicht unterftägt worden ift. 
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Da man fich indeffen aus dem am 20. Februar aufgenommenen Protocole über: 
zeugt, daß jener Antrag nur zur Zeit abgelehnt ward, fo befindet der Herr Präfi- 
dent die Unterftügungsfrage auf den erften Theil des Zieglerfchen Antrags bis zu 
den Worten „zu vertagen “ zu ftellen, er erlangt aber die erforderliche Anzahl von 
Fürfprechern nicht. 

Der zweite Theil muß dagegen ausgefegt bleiben und er würde dann zur Un- 
terſtuͤtzung zu bringen feyn, wenn das Gefeg abgelehnt werden follte, 

Der zweite eingetragene Spreder, Herr Stellvertreter D. Deutrich, äuffert 
ſich hierauf dahin: Der. Deputationsbericht führe Seite 662 auf den Stand: - 
punct, von dem man in der vorliegenden Angelegenheit ausgehen muͤſſe. Schon 
die vorige Ständeverfammlung habe es erfannt, daß eine Berbefferung des Zu- 
ftandes der Juden norhwendig fen, aber eben fo norhwendig auch, daß man feinen 
übereilten Schritt thue, daß die Verbefferung des bürgerlichen Zuftandes der Zu: 
den Hand in Hand gehen müffe mit ihrer firtlichen Verbeſſerung. Hiernach 
muͤſſe man die Maasregeln abmeffen, und es ſey leichter und beffer fpäter fortzu: 
fehreiten, als wenn man anfangs zu weit gehe und dann zurückziehen müffe. Wohl 
fage man,. ohne die Sonne der Freiheit ſey Feine Veredelung der Juden möglich, 
allein er habe Laͤnder gefehen, wo diefe Sonne der Freiheit für fie ſcheine, ohne 
daf ihre Veredelung erzielt worden ſey, wohl aber habe er ihre Nachtheile Flar zu 
erfennen- Gelegenheit gehabt. Noch ftche die Eonfefjion der Juden nicht feft, 
noch wife man nicht, in wie weit bei ihnen der Talmud, die Tradition in Kraft 
fey, aber ihre eigenen Schriftgelehrten ſeyen darüber einig, daß das Judenthum 
einer Reform bebürfe, umd die Zeit dazu feine gefommen zu feyn. Deshalb. 
werde es doppelt Pflicht, auf die Veredelung ber Juden hinzuwirfen, umd da hoffe 
er für Sachſen den beften Erfolg von den Maasregeln des Eultusminifterü. 
Anlangend die gewerblichen Berhälmiffe der Juden, fo ftünden ihnen bereits viele 
Wege offen, alle Künfte, Wiffenfhaften, die freie Handarbeit, das Dienen, und 
es fen allerdings auffällig, wenn eine der Petitionen anführe, daß feiner der hieſi— 
gen Juden fi) mit eigentlicher Handarbeit befhäftige, daß Feiner Dienfte bei der 
Landwirthſchaft angenoramen habe. Wuͤnſchen müffe man, daß, die Juden ablieffen 
von bem verderblichen Schadyer- und Trödel-Handel, und es fen, eine der wohlthaͤtig⸗ 
fien Beftimmungen des vorliegenden Geſetzes, daß ihnen diefer in der Regel ferner 
nicht geftattet feyn fole. Um dieß aber zu ermöglichen, bebürfe es Beftimmungen 
darüber, welche Gewerbe ihnen künftig offen ftchen ſollten, und unter welchen Be- 
dingungen, und dieß fey für ihn ein Hauptgrund für das vorliegende Gefeg, den 
die Deputation nicht herausgehoben habe. Die Regierung bezeichne in den Motiven 
drei Ruͤckſichten, die fie im Auge gehabt habe, und er koͤnne nur mit der zwei⸗ 
ten nicht ganz einverftanden feyn, wenn es bafelbft heiffe, daß man den Yuden einen 
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möglichft freien Weg zum Gewerbsbetriebe öffnen wolle. Er fey nur für fo vice 
Freiheit, als ohne Gefahr für die hriftlichen Staatsbürger ſchon jetzt zuläffig, und 
es müffe erft die Folge zeigen, ob und wie man weiter gehen koͤnne. Der 
Gefe - Entwurf felbft aber gehe Eeinesweges fo weit, als nach jenem Ausdrude 

in den Motiven zu vermuthen wäre, und er felbft gedenfe noch einige Befchrän: 
“Lungen zu beantragen. Man müffe den dermaligen Zuftand der Sache, das 
Zufammenhalten der Juden unter fi, ihre Stellung gegen die chriftliche Be: 
völferung nicht vergeffen. Er verfenne nicht, daß die Juden durch die Ver— 
haͤltniſſe, durch die Bedruͤckung, in welcher fie lebten, in ſolchen Zuſtand ge» 
fommen ſeyen; allein er ſey nun einmal da, und die Gefeggebung auf ihn zu 
berechnen. Sey er alfo auch im Ganzen für das Gefe, fo wuͤnſche er doc) 
noch einige Befhränfungen mehr als daffelbe enthalte, und behalte ſich vor, 
ſolche in Antrag zu bringen, 

Herr Bürgermeifter Hübler erfennt es demnähft mit Danf, daß die Ne 
gierung, nachdem fie Vorſchritte für die ſittliche Verbeſſerung der Juden ge: 
than habe, num auc die Grenzen der DVerbefferung ihres bürgerlihen Zuftan- 
des beftimmen wolle, und fpricht ſich übereinftimmend mit der Deputation da: 
hin aus, daß weniger, als gefcbehen, nicht habe gegeben werben können. Er 
hofft, daß die bedeutenden Befchränfungen des Geſetzes die Beforgniffe des 
Gewerbftandes entfernen oder doch mildern würden, wuͤnſcht jedoch einige Ab: 
änderungen von Beſtimmungen, welche theils über die Motiven hinausgiengen, 
theils die Erreihung des vorfhwebenden Zwecks hindern wuͤrden. Er rechnet 
“dahin die Beſchraͤnkung der Juden auf Dresden und Leipzig, die mit dem in 
den Motiven unter b. angegebenen Zwecke nicht harmonire und für welche er 
die Angabe befonderer Gründe vermiffe, die Verweigerung der Erwerbung von 
Grundeigenthum, welches die Intereſſen des Einzelnen mit denen des Staats 
am beften verſchmelze, fo wie den Umftand, daß man den Juden im $. 6. 
neben den dort genannten und den von der Deputation hinzugefiigten Gewer— 
ben nicht auch die der Bäder, Brauer, Fleifcher und Weinhändler unterfagt 
habe, bei denen ganz gleiche Ruͤckſichten einträten. Er finder es ferner bevenf: 
lich, die Aufnahme fremder Juden lediglich von der Megierung abhängig zu 
maden, indem nochwendig auch hier das Mandat vom 13. Mai 1831., 
die Miederlaffung von Ausländern u. f. w. betreffend, im Kraft treten muͤſſe, 
wie denn auch bei 9. 7. eine Beſtimmung über die zuläffige Zahl von Meiftern 
im Geſetze zu wünfchen fiche, fo wenig er auch die von der Deputation dage— 
gen herausgehobenen Bedenken verkenne. Schließlich dankt Herr Bürgermei- 
ftee Hübler der Deputation für die Beachtung der Vorftelung des Stadtraths 
zu Dresden, und bemerft zur Ergegnung auf die Aeufferungen des Herrn von 
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Ziegler nur, daß berfelbe dem auf Vorlegung des gegenwärtigen Geſetzes im 
Jahre 1834. geftellten Antrage volftändig beigetreten fey, ihm mindeftens 
nicht widerſprochen habe.. 

Nachdem Herr von Ziegler hierauf ergegnet "hat, wie er bamals in der 
Kammer vielleicht nicht anwefend gewefen ſey, und es. nicht getadelt werben 
fönne, wenn, er auch in Folge reiflicher Prüfung eine andere — cht als * 
her gewonnen haben follte, erklärt 


Herr Geheimer Finanzrath von Polenz, wie er erft jum $. 1. einen An: 
trag zu machen gedenfe, und fi daher für jet nur im Allgemeinen für die 
Anſicht der Deputarion ausſpreche, 


Herr Kammerhere von Thielau aber ſtimmt gegen jede den Juden zu ma— 
chende Eonceffion, und unterftügt die mit dem Anführen, daß in Preuffen 
eine Unterſuchung habe niedergeſchlagen werden muͤſſen, weil eine ganze Ju⸗ 
denſtadt in dieſelbe verwickelt geweſen ſey und ſi ih auch Verzweigungen mit dem 
Auslande gezeigt hätten. 


Herr Vicepräfident von Ammon bemerkt, wie aus den vielfachen Petitionen 
und den gehörten Meden herworgehe, daß das vorliegende Geſetz eine große 
Auf⸗ oder wenigftens Anregung hervorgebradht habe, daß ein großer Theil des 
Volks in feiner Gewerbsrhätigkeit und feinem Wohlftande durch gröffere Freiheit 
der Juden beeinträchtigt zu werben beſorge. Die Beforgniß fey nicht ganz 
ungegründet, denn fie beruhe darauf, daß den Juden Speculationen und Ma: 
nipulationen, fo lange fie in ihrem dermaligen Zuftande blieben, eigen feyen, 
die ihnen fein anderes Wolf nachahme, fo wie darauf, daß man nicht Urfache 
habe, fi über den Erfolg zu erfreuen, wo man fie zu tief in das bürgerliche 
und politifche Leben eingeführte habe. Die Folgerungen aber, die man aus 
diefem Allen ziehe, feyen unrichtig. Man wolle naͤmlich das vorgelegte Gefek 
vertagt, alles beim Alten gelaffen fehen. Das jtreite aber mit den Grundfäsen 
der hriftlichen Religion, die da wolle, daß Jedem Gelegenheit gegeben werde, 
ſich vedlich fein Brod zu verdienen, es fey inhuman, wie fhon das Beifpiel 
der alten heidnifchen Kaifer zeige, unter denen aus der Mitte der Yuden treff- 
liche Aerzte, Künftler, Grundbefiger u. f. w. hervorgegangen, es fen ferner 
unpatrietifch, denn es verbunfele ven Ruhm des Vaterlandes, und trete den 
weifen und menſchenfreundlichen Abfichten der Negierung entgegen, die nicht 
einen kuͤhnen Verſuch zu machen fondern nur zu geben beabfichtige, was Ge: 
rechtigfeit und Humanität erheifchten, es verfehre endlich die Orbnung, in der 
man vorzufchreiten habe, da es innere Freiheit ohne äuffere nicht gebe, und fo: 
‚mit der Zeitpunet, wo man die Auffern Verhältniffe der Juden verbeffern wolle, 

Zweite Abthei ung. 1. Bd. 94 
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nie einfretem könne, wenn man von ihnen vorher innere Freiheit verlange. Aus 
diefen Gründen erfläre er fi gegen die Petitionen, die Verwerfung oder Ver: 
tagung des vorliegenden Geſetzes verlangten, obwohl er gern bereit fen, ne 
nen fpeciellen Anträgen derfelben beizutreten. 

Herr Amtshauptmann Freiherr von Biedermann, welcher bemerft, daß er 
mehr die Stinnmen zu wägen als zu zählen pflege, fpriche feinen Danf für das 
Geſetz aus, fo wie für deffen Begutachtung durch die Deputarion, Erſt Ver: 
edelung der Yuden zu fordern, bevor man fie zu Bürgern mache, erfennt er 
für unzuläffig, da Niemand auf dent Lande ſchwimmen lernen koͤnne. Er ſey 
deshalb im Allgemeinen für das Gefeg, wenn er auch hier und da cine Ab: 
änderung deffelben wuͤnſche. Berichtigend müffe er nur bemerken, daß die 
Juden in Polen Landgrundſtuͤcke nicht erwerben dürften, daß fie ſich aber in 
andern $ändern, mo ihnen ſolcher Erwerb nachgelaſſen, häufig und meift mit 
vorzuͤglichenn Erfolge der eigenen Bauung des Feldes unterzögen. 

Auch Unterzeichneter erflärt fih für das Gefeg, und macht darauf auf: 
merffam, daß der Widerwille gegen daſſelbe nicht allenehalben in Sachſen 
gleich zu ſeyn ſcheine, da namentlic von Leipzig, weiches doch ganz vorzüglich 
intereffirt fey, feine Stimme gegen das Geſetz fih habe vernehmen laffen. 
Wenn er deffen Allen ungeachtet fpäter auf einige, mehr als der Gefek = Ent: 
wurf befchränfende, Beſtimmungen antragen follte, fo werde dieß lediglich in 
der Abficht gefcbehen, den wahren Zweck des Geſetzes zu befördern. 


Wie er, Auffere fodann Herr Secretaͤr von Zedtwitz, ſtets im Intereſſe 
der Billigkeit und Humanität handele, fo werde er auch für das Geſetz ſtim— 
men, aber nur forweit es die inländifchen Juden angehe, umd gegen jede Auf: 
nahme fremder, ferner gegen die Erlaubniß zur Erwerbung von Grundeigen 
chum, was die Zahl der Juden vermehren, eine-neue Succeſſionsordnung er: 
heiſchen würde, endlich gegen die Zerffreuung in andere Orte als Dresden und 
Leipzig, wo es an fo geeigneten polizeilichen Veranſtaltungen fehle. 

Zum Schluffe der allgemeinen Debatte nimmt nody der Here Meferent das 
Wort, um, da man fi faft allgemein für das Geſetz erflärt habe und es 
ſonach einer Widerlegung nicht bedürfe, mindeftens einige ftariftifhe Notizen 
mitzutheilen. Um die Gefahren des Gefeg: Entwurfs für den Gewerbftand 
darzurhun, beziche man ſich auf das Beifpiel anderer Laͤnder, allein man er— 
wäge nicht, daf dort meift völlige -Gleichftelung fattgefunden habe, und bie 
Zahl der Juden ohne Vergleich gröffer gewefen ſey. Die jüdifhe Bevölkerung 
Sachſens berrage wenig über 800 Seelen, und wenn man davon Weiber 
und Kinder abrechne, fo würden hoͤchſtens 200 Perfonen übrig bleiben, vie 
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Gewerbe treiben koͤnnten. Dagegen wohnten in den Staͤdten Sachſens etwa 
500,000 Menſchen, von denen etwa ein Viertheil, als die maͤnnliche Bevoͤl— 
kerung uͤber 21 Jahre, mit 125,000 Seelen Gewerbe zu betreiben faͤhig ſeyen. 
Rechne man nun hiervon auch 25,000 Perſonen ab, die fein Gewerbe trieben, 
fo bleibe das Verhaͤltniß der Chriften zu den Juden wie 100,000 ju 200 
oder wie 5000 zu 1, und das koͤnne doch wohl nicht ſchrecken. Man fage 
allerdings, die Yuden wirkten durch ihren Zuſammenhang in allen $ändern, 
allein es ſey nicht zu erwarten, daß fie ihre pecuniären Kräfte gerade fo fehr 
auf Sachſen werfen follten, wo man ihnen- eine nur fo. fehr befchränfte Frei: 
heit geſtatte. Die von fo vielen Seiten beforgte Gefahr ſey alfo wohl nicht 
da. Wollte man jetzt, ‚wie beantragt worden, das Geſetz ablehnen, fo komme 
man in Widerfpruch mit den ftändifchen Anträgen von 1831. und 1834. ja 
felbft mit dem, was vor wenigen Wochen erft in der Kammer befchloffen wor: 
den, wo man gehofft habe, eben durch Ermeiterung der Gewerbsbefugniffe 
der Juden fie ſittlich beffer und der hriftlichen Bevölkerung minder nachtheilig 
zu machen. - Bemerkenswerth fey es, daß von allen. eingereichten Petitionen nur 
eine einzige von den gefeglichen Vertretern einer Bürgerfchaft ausgegangen fey, 
namentlich die von Dresden, die aber nicht einmal die Jurücweifung des Ge: 
fees fondern nur Modificationen deffelben verlange. 


Da nun nech einer andern Angelegenheit wegen cine geheime Sitzung zu 
halten ift, fo geftattee die Zeie niche mehr, die fpecielle Berathung des Ge- 
fees zu beginnen. Der Herr Präfident hebt daher die un wieder auf, 
und foll morgen fortgefahren werden. 


Diefes ſchrieb nieder 


Ernſt Guftav von Gersdorf. Ernft Sriedrih Hart, 
Johann Herzog zu Sachſen. S. d. L K. 
Georg von Leipziger. 
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‘65. 
Den 21. April 41837. 


PR Gegenwaͤrtig find: 
Se. Excellenz Herr Staatsminifter von Lindenau und 
Se. Excellenz Herr Staatsminifter Noſtitz und Jaͤnckendorf, 
abwechſelnd auch) 
Se. Epeellenz; Herr Staatsminifter von Carlowig, 
Se. Epeellenz; Herr Staatsminifter von Zejſchwitz, 
Se. Excellenz Herr Staatsminifter von Könnerig und 
Se. Ereellenz; Herr Staatsminifter von Zeſchau, ingleichen 
Herr Geheimer Regierungsrath D. Guͤnther. 


Nachdem die anwefenden 33 Mitglieder der erſten Kammer das Protocol ber 
geftrigen Sigung genehmigt haben, erfolgt 
239. 
Vortrag aus der Regiſtrande. 
ber Vortrag aus ber Megiftrande, bei welcher 
' Mr. 261. ein Schreiben des Directorii des ftatiftifchen Vereins mit Ueber» 
fendung bes neuen Staatshandbuchs von Sachſen, und ’ 

Mr. 262. ein Schreiben des Comitd der erjgebirgifchen Eifenbahn, wo⸗ 
mit Letzterer feinen Hauptbericht über bie Ertragsfähigkeit und Ausführbarkeit 
der projectirten Eifenbahn überfender hat, 

eingetragen worben find, ⸗ 

Ueber die erſte dieſer Eingaben iſt bereits geſtern Vortrag erftattet und 
Beſchluß gefaßt worden, wegen der ietztern aber wird ber Herr Präfident er: 
fucht, den Dank der Kammer an den Comite auszufprechen. ’ 


240. 
Beurlaußungen. 
Der, Herrn D. Erufius ertheilte Urlaub wird auf Anfuchen bis zum 3. 
Mai verlängert, und nachträglich der, Herrn Dürgermeifter Bernhardi auf die 
Zeit vom 17. bis zum 29. 1. M. vom Präfidio erteilte Urlaub genehmigt. 


— 
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241. 
Refultate der. Bereinigungsdeputation wegen des 6. 16. des 
Eriminalgefegbuche, 

Es hat demnähft diefen Wormittag bie geftern ad Mr. 254. der Ne 
giffrande decretirte Vereinigungsdepudation wegen desjenigen Befchluffes ftattges 
funden, durch welchen die zweite Kammer den $. 16. des Eriminalgefegbuchs 
gänzlich abgeworfen. Se. Königliche Hoheit Prinz Johann referiet über das 
Reſultat diefes DVereinigungsverfuhs und ruft zunächft der Kammer fowohl 
den gedachten $. 16. felbjt als bie dieſſeits bei demſelben gefaßten Beſchluͤſſe in 
das Gedaͤchtniß zuruͤck. Er referirt, wie die zweite Kammer denjenigen Be: 
ſchluͤſſen der erfien Kammer, nach welchen die Zuchrhausftrafe beider Grade auf 
lebenslang verhängt werben Fönne, und der Monat nicht nach dem Datum fon: 
dern flets zu 30 Tagen berechnet werben folle, beigetreten fg. Eben fo habe fie 
genehmigt, daß zeitweilige Zuchthausftrafe in beiden Graben bis zu 20 Fahren folle 
verhängt werben fünnen, dagegen habe fie befchloffen, das Minimum der Zucht: 
hausftrafe, welches man in ber erfien Kammer auf Ein Jahr gefegt habe, auf 
A Jahre zu beftimmen, eine Folge diefes Befchluffes aber, deffen Unzutraͤglich⸗ 
keit man fpäter von mehrern Seiten herausgehoben habe, fey am Ende die Ab: 
werfung des ganzen $. 16. geweſen. 

Bei heutiger Verhandlung habe fih nun bie Deputation der zweiten Kam⸗ 
mer nicht nur für die Wiederaufnahme des $. 16. erflärt, fondern ſich auch 
‚für die Beftimmung des Minimi auf Ein Fahr entfchieden, und fey fie auch 
noch einem andern dieffeitigen Beſchluſſe beigetreten, nach welchem das Mini- 
mum der Gefängnißftrafe die Dauer Eines Tages haben müffe. 

Se. Königlihe Hoheit Prinz Johann führe nun die. in der zweiten Kam: 
mer für die Beſtimmung bes Minimi der Zuchrhausftrafe auf 4 Jahre auf: 
geftellten Gründe an, bemüht ſich, folche zu widerlegen und zeigt, wie die Man⸗ 
tigfaltigfeit der Strafen zu wuͤnſchen fen, zu welchem Ende man deren fürzefte 
Dauer niche zu hoc) fellen dürfe, wie kurze aber ernfte Strafen mehr als lange 
zur Beſſerung der Verbrecher zu führen geeignet ſeyen, und wie die Annahme 
des Minimi von 4 Jahren eine Reviſion des ganzen Geſetzbuchs nothwendig 
machen wuͤrde. 

Die Kammer beſchließt hierauf 

einmuͤthig, 
ſowohl bei der Annahme des $. 16. als bei den Beſtimmungen des Minimi der 
Zucpthausftrafe auf 1 Jahr und ber Fürzeften Dauer der Gefaͤngnißſtrafe auf 
Einen Tag zu beharren und iſt diefes Protocol nunmehr an bie zweite Kam: 
mer zu bringen. 
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Mac Beendigung dieſer Beratung verſchreitet man zur 


Tagesorbnung, 

auf welcher ſich 
242. 
Fortgefegte Berathung des Eeſetz⸗ Entwurfs über die bürgerlichen 
Verhaͤltniſſe der Juden. 

die fortgefeite Berathung des Gefeg: Entwurfs über die bürgerlichen Verhält: 
niffe der Juden befindet, und es geht der Meferent, Herr DE Kit: 
terſtaͤdt, zum fpeciellen Theile des Berichts über. 

Dabei muß nun zuerft der Seite 672 des Berichts zu Andende Vorſchlag 
wegen Weglaſſung einiger Worte aus dem Eingange vor der Hand ausge— 
ſetzt bleiben, bis über $. 7. Beſchluß gefaßt ſeyn wird, und man gelangt ſo— 
fort zu 
91. bei welchem fi eine Verfchiedenheit der Anſichten der Deputation 
felbft gezeigt hat, indem die Majorität der Beſtimmung des Geſetzes, nach wel: 
der. die Juden auf Dresden befchränfe bleiben follen, beigetreten ift, Herr 
DBürgermeifter Ritterſtaͤdt aber ihnen bie freie Wahl des Aufenthaltsorts ge: 
fiatten will. Zur Vertheidigung diefer Anſicht führt der Herr Referent an, 
wie das vorliegende Geſetz, falls cs Annahme finde, bei denjenigen Gewerben, 
zu denen die Juden nunmehr zugelaffen würden, mindeftens eine gröffere Con: 
currenz erzeuge. Sey es hierbei nun aud) nur ein lucrum cessans, um wel: 
ches es ſich handele, fo fordere doch die Gerechtigkeit, ‚den hierin liegenden 
Nachtheil nicht einzelnen Städten aufzubirden. Uebrigens trete er den Grün- 
den, welche der Stadtrath zu Dresden angeführt habe, und die relationsweife 
der Bericht enthalte, bei. Das einzige Bedenken befiche darin, Daß es auffer 
Dresden ımd Leipzig Synagogen nicht gebe, allein man müffe glauben, daß 
fib aufferhalb diefer Orte nur Juden niederlaffen würden, die freifinnig genug 
wären, ihre Kinder in chriftlihe Schulen zu ſchicken. 

Es find demnächft zu diefem $. mehrere Amendements eingegangen, und 
zwar zunäcft von Herrn Bürgermeifter Hübler, welcher, indem er übrigens 
den Vorfblägen der Deputation beitritt, den erften Sat des $. fo gefaßt zu 
fehen wünfcht: 

Die Erlaubniß zum bleibenden Aufenthalte der Juden ift auf die 
Städte des Landes befhränft, und wird auf andere Orte nicht ertheilt 
werden. 


Zur Unterftüsung feines Vorſchlags führe Herr Bürgermeifter Hübler, in, 
dem er ſich übrigens auf die Eingabe des Stadtraths zu Dresden bezicht, an 
! 
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wie die Beftimmung über das, was factifch beftehe, hinausgehe, da fich be: 
reits auch aufferhalb Dresden und Leipzig, namentlich in’ Bautzen und Zwenfau, 
Juden befänden. Er bemüht ſich ſodann, die Gründe der Majorität der De: 
putation, wie fie Seite 673 angegeben find, zu widerlegen, in welchen er einen 
Widerfpruch findet, da einmal gelcugnet werde, daß die dermalige Maasregel 
dem Gewerbftande einen Nachtheil zufüge, und man auf der andern Seite fage, 
dag man Machtheile andern Orten nicht zufügen koͤnne. Am wenigften dürfe man 
fib auf das Beftchende beziehen, da daffelbe eben als nachtheilig erkannt werde, 
und geändert werden folle, und fürchte man den Speculationsgeift der Juden, fo 
werde er doppelt gefährlich, wenn man fie fo eng zufammendränge. Ganz irrig bes 
ziehe man fi auf die beffere polizeiliche Auffiche in den beiden Städten, da 
gerade im polizeilicher Hinficht wenig Klagen gegen die Juden vorfämen, und 
die Auffiche der Fleinern Städte über wenige "einzelne Juden gewiß ausreiche, 
wenn fie bei den unter den zahlreichen Chriften feinesweges fehlenden üblen 
Subjecten genügen muͤſſe. Gage man endlic), daß Dresden und Leipzig reich 
genug ſeyen, um einigen Machiheil zu ertragen, fo koͤnne er werfichern, daß ge: 
rade die achtbare Elaffe ver Gewerbtreibenden, trotz Geſchicklichkeit, Fleiß und 
Sparfamfeit häufig mit Mangel, Sorgen und fehlender Gelegenheit zur Arbeir 
zu fämpfen habe. Die Wohlhabenheit ver Stadt im Ganzen nutze diefer Claſſe 
wenig, und man möge ja die Meberfüllung aller Gewerbe nicht noch fleigern. 

Ein zweites von Herm von Polenz eingereichtes Amendement geht dahin, 
den erſten Satz der Deputationsfaffung dahin zu ſtellen: 

Die Erlaubniß zum bleibenden Aufenthalte von Juden in hiefigen fanden 
ift während der nächften fechs Jahre auf die Städte Dresden und 
Leipzig befchränft, und wird in diefer Zeit auf andere Orte nicht ev: 
theilt werden. 

Here von Polenz, der in der Befhränfung auf die beiden Städte ebenfalls 
einelingerechtigfeit erblickt, findet in feinem Vorfchlage einen vermittelnden Ausweg. 
Was man jetzt beabfichtige, fey ein Verſuch. Finde man in fechs Jahren, 
daß der Zweck erreiche worden, fo ſtehe fein Bedenken entgegen, die weitere 
Verbreitung zu geftatten,. blieben aber die gehofften Folgen aus, nun fo möge 
man alsdann die jetzt zu machenden Conceffionen zurücknehmen. 

Der dritte Vorſchlag, welchen Herr Stellvertreter D. Deuttich übergeben 
hat, geht dahin, den erfien Gag der Faffung der Deputation fo zu flellen: 

Die Erfaubniß zum bleibenden Aufenthalte von Juden in hiefigen fan: 
den wird auf die Staͤdte befchränft, welche wenigftens 6000 Einwoh⸗ 
ner haben, und wird auf andere Orte nicht ertheilt werben, 
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So wenig er, führt. Herr D. Deutrich an, dafür ſey, bie den Juden zu 
machenden Eonceffionen weiter zu erfirefen, als eben nothwendig, um ben 
Schacherhandel abzuftellen, eben fo wenig koͤnne er für zweckloſe Beſchraͤnkun⸗ 
gen fem. Das, was das Geſetz und die Majorität der Deputation hier woll⸗ 
ten, fen aber weder gerecht noch zweckmaͤſig. Micht gerecht, da es, wenn aud) 
fein Recht doch den Beſitzſtand verlege, und bie Meberführung Dresdens und 
geipgigs mit Waaren durch die Meffen und Jahrmaͤrkte den dafigen Gewerb⸗ 
fand weit mehr druͤcke, als den anderer Staͤdte. Die Unzweckmaͤſigkeit habe 
bereits Herr Buͤrgermeiſter Hübler gezeigt, und dafür, daß die Juden nicht 
auf das Sand noch in bie Fleinen Städte eindringen fönnten, forge fein Amen« 
dement. 

Nachdem Herr Bürgermeifter Hübler, unter Zuruͤcknahme feines Vorſchlags, 
dem des Herrn D. Deutrich beigetreten iſt, wird letzterer, ſo wie das Amen: 
dement des Herrn von Polenz, genügend umterftügt, und erheben fi fih ſodanu 
mehrere Kammermitgliever gegen dieſe Anträge. 

Spree man, bemerkt zuvörberft Se. Königliche Hoheit Prinz Yohann, 
von einer Ungercchrigfeit, fo fehle es an einem Subjecte, gegen das fie be: 
gangen werde, denn weber die jetzigen Meifter in Dresden hätten ein Recht 
kuͤnftige Gewerbsgenoffen auszufiblieffen, noch die fünftigen darauf, daß auf 
fer ihnen Niemand in die Innungen eintreten fole. Durch die Entfernung 
des Schacherhandels follten Dresden und Leipzig eben gewinnen nicht verlieren, 
und die Vermehrung der Gemwerbtreibenden Fonne diefe Städte ; weniger druͤk⸗ 
fen, als andere, wo es nicht fo viele Gelegenheit zur Arbeit gebe. Ueberdieß 
feyen Dresden und Leipzig hinſichtlich ihres Wohlftandes offenbar im Fort: 
fpreiten. Ferner fenne man in diefen Städten die Manipulationen der Yu: 
den, und wiffe ihnen zu begegnen, nicht fo anderwärts, und in Fabriforten 
wie auf dem Sande drohe ihre Mähe Gefahr. Der Deutrichſche Worfchlag 
vermindere die angebliche Ungerechtigkeit nicht, er richte fie nur gegen andere 
Perfonen, der Polenziſche Vorſchlag aber ſey unausführbar, da man denen, 
welche das Meifierrecht erlangt Härten, foldhes nah 6 Jahren nicht: wieder 
nehmen könne. Vor allen Dingen aber müffe man beachten, daß diefe Vor— 
fhläge das Unmefen der Privarfpnagogen, dem man entgegenarbeite, permanent 
machten, und daß der Jude an den Ort gehe, der ihm. Gewinn verſpreche, 
auch wenn er dort Bethaus und eine Schule für feine Kinder nicht finde, 

In gleichem Sinne aͤuſſert ſich Herr von Poſern, welcher bemerklich 
macht, daß im Falle der Annahme eines dieſer Anträge wohl Viele gegen das 
ganze Geſetz ſtimmen würden, da man Veredelung der Juden durch Syna— 
goge und Schule hoffe, und jene Vorſchlaͤge fie von — entfernten. 
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Hecr von Ziegler, aber, findet, daß ber, Wanſch der Megierung,. dig, Juden 
ic. der firengern; polizeilichen. Aufficht, in Dresden; vo: Leipzjg zu Mekn 
um beſten zeige, für wie ‚gefährlich. man ſie halte. 

Herr Domherr Di Günther leugnet die. Epiften, —* —32 i 
m Vorſchlage der Majoritaͤt, die ja nichts weiter verlange, als ‚daß Die 
Beränderung. des: Wohnorts den Juden nicht, geſtattet werden elle, ı wie dief 
uch bisher aicht geſtattet geweſen ſey. Es ſey glſo, was man verlange, nr 
ine, Folge des factiſch beſtehenden Zuftandes, ‚und liege wicht in der Exrwei— 
mung. ber Gewerbebefugniffe der Juden :überhaupt eine ‚Ungerechtigkeit gegen 
ie chriſtliche Bevölkerung Sachſens, fo fönne fie in * Dispoſition aurh 
egen Dresden und Leipzig nicht gefunden werden. 

Herr Buͤrgermeiſter Schill ſindet, daß der Zuweck * Verbeſſtrung der 
Juden durch Kirche und. Schule nur in. Dresden und Seipzig zu erreichen ftehe, 
ind ſchildert die Gefahren des Einpringens der Juden in die-Fabrifgegenden, 
00. es in der That nur. Geld beduͤrfe, das fie leicht zuſammenſchieſſen mürben, 
ım den chriftlichen- Arbeiter zu unterbrüden.. ; 

Herr Regierungsrath von Carlowitz hält. die Sad nice, für fo. bebenf- 
kb, da eine Zahl von etwa 200, gewerbtreibenden Juden Städten wie Dres: 
en ‚und Seipjig. feyen, ſchwerlich einen großfen Eintrag thun koͤnne. Gehe 
nan weiter als die Majoricat wolle, fo gefihehe dieß entweder, im. Iutereffe 
er Juden, oder zum Vortheile Dresdens umd Leipzigs. Thue man zum, Be; 
ion der Juden jetzt mehr als nöthig, ſo ſey dieß bedenklich, benn, wer fih von 
hnen einmal anderswo niedergelaffen habe, der fey. nicht: wieder. in feinen po⸗ 
igen Wohnort zurück zu bringen. Geſchehe die. Geftattung ‚der ‚Ausbreitung 
er Juden ‚aber im Jutereſſe der beiden Städte, fo ſey er; überzeugt, daß der 
Nacırheil, wenn ein folcher eriftire, weit groſſer, weit druͤckender fuͤr die uͤbri⸗ 
em Staͤdte Sachſens ſeyn muͤſſe, die weniger Hüulfsquellen darbäten „und 
venn am Ende auch eine einzelne jüdifche Familie felbft einem kleinern Orte 
icht weſentlich ſchade, ſo werde es doch nicht fehlen, daß ſich ‚Die. in 
roͤſſern Maffen dahin concentrirten, wo ſie noch. einen nahmhaften Gewinn 
ı machen hoffen dürften. TE 

Die Herren DBürgermeifter D. Deutrich und Huͤbler bemühen fi dr. die 
men, gemachten Einwürfe zu widerlegen , fie bemerfen namendlih, wie es un: 
ilig fey,, die plöglih vermehrte Consusten;, in, welcher eben, der Perluſt der 
brigen Gewerbtreibenden liege, nur ‚auf zwei Drte zw weifen, und wie Die aufs 
eſtellten, z. Th. ſehr richtigen, Bedenken nur dann begruͤndet ſeyn wuͤrden, 
venn es. ihre Abſicht wäre, Die * auch en weine und auf 
ag tand zu zerſtreuen. 


Iweite Abtheilung. 1. Bd. '95 


AUüntetzeichuctet weiſet endlich hoch” darauf Spin, aß nicht blos von den 
Juden "pie: Dee‘ ſch/ die nnungemãſig Gewerbe betreiben wůrden / ſondern 
auch von denen, die feinen Erwerb’ hätten‘, als den Schacherhandel, "daß die 
Städte‘ auſſet Dresden und Leipzig ihre Nahrung größtentheils · entweder vom 
Fobrikweſen oder vom Ackerbau hätten, und daß für beide ·die Mähe der Ju⸗ 
ben in‘ Kine jchigen · Cultut zuſtande gleich gefährlich ſey · Was man: tee ge⸗ 
ſchehe richt fuͤr Die’ feige ſondern für die kuͤnftige Generation und‘ 44 
ſie den Hoffnungen, die man von dem Geſetze hege, fo werde ‚der Zeirpiihet 
micht auebleiben / wo "es aunbedentlich falle, ih dereinſt die —* Ball‘ des 
Aufenthalts HR geftättert!) ©" ENT Ze 
Die Regierung, erklärt demnaͤchſt Here EStaateminiſter Moſtitz/ Arge F 
Die von ihr vorgeſchlagene Beſtimmung des ſ. 10 einen großen Werth. Finde 
fie nicht Annahme,’ fo fen ber’ Zweck und die Grundlage des Geſetzes übte: 
ſchritten· und Nachtheil Fr-das Ganie zu beſorgen. Die Vorſichtrathe 
Beſchtankung der Juden auf mancherlei Art an, a de ſollten dieſe Beſchran⸗ 
kungen nicht umgangen werben, fo bedutfe es einer ‚ Contiöle; er fie‘ ‚fur in 
Dresden und: $eipfig herzuſtellen Fey. £ 
NDachdem endlich noch der Herr Referent Beiretft hat; wie Bi Controle, 
tag der weit geringetn Mittel, doch ih kleinern Staͤdten eben dadutch her: 
geſtellt werde daß man ſich weit näher ſtehe, Jeder v von Alen — fe) 
wird det Votſchlag des’ Hetru Di. Deutrich, 
nu di eg Stimmen gegen Mi a ——— 
et bes Hetrn vor’ Polen Dur an AR Eee N SELL SEE "77 
ai Sen · gegen —* ar ir 
Ä as, der 9. 1 be in der von Be Dann —* us 
0vwon 29 Stimmt gegen »4, ° 


arhgenditmet. “ — “nd th üν— 
"Chen fo ſinbet ri, Mil SE n 
42. nach der Zaffuny der —— Au Beer EL ze 
IE Scinmen gegen 1, ee teet e 
Annahme. | me 
10 Zu rise OT, u ” 


3, hat die — —* 1 Ber a das —— vom 13. 

Mai 1831. vorgeſchlagen und es giebt dieß dem Herrn Referenten Gelegen 
hen den Inhalt dieſes Mandate kurz angugeben. | 

Herr Buͤrgermeiſter Habſer wanſcht dagegen’ biefeh 6. fo gefaßt zu in: 

vs Ruckfichtlich der · Miedellaſſung auelandiſcher — im Konigt eiche 

| Cohen, treten die Veſtimmungen des Man ats dom 13. er 
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1839 die. Miederlaſſung von Ausländer betreffend, chenfalls ein, 
ſo weit fie nach den Beſchraͤukungen ken gegenwärtigen Geſetzes auf 
jüdifche Glaubensgenoffen überhaupt Anwendung finden.) :: 

‚Die Mieverlaffung eier ausländifdyen:: Juͤdin in Sachſen durch 
Verheirathung mit: einem inlaͤndiſchen Inden bedarf auch ferner ber 
Genehmigung der. vorgeſchzten Regierungobehoͤrden Eis 

Herr; Bürgermeifter Huͤbler findet: im dieſer, in der Hauptſache mit dern 
Borfchlage der Depusation zuſammentreffenden, Faſſung mehr Garantie gegen 
ine etwanige den Wünfchen der. Gemeinden widerſprechende Entfcheidung der 
Regierung, indem. ihn befonders die. Worte der Deputation: „wenn ganz be: 
ionders dringende: Grünbe dafür ſprechen“ bedenklich: machten. :ı:. 

Der Huͤblerſche Vorſchlag finder. inbeffen: Die erforderliche Unterſtuͤtnung 
richt, unb werden fobann: ver Vorſchlag der Depusation: —— 674 unter 
a, fo wie deren Faſſung Seite 675,. 


einſtimmig 
mngenommen, wogegen der F. 3. ſelbſt nur 
er U Er 
Senehmigung erlangt. — — ee 
Für den: Anfang bes ' 
$..4. hat die Deputation eine andete dFaſſung —“ &. Könige 
iche Hoheit. Prinz ‚Johann erklärt. aber, wie: er ſich nach veiflicher Ueberlegung 
wogen ‚finde, von derfelben wieder abzugeben, und auf . den Wegfall der 
Wortes „dafern. fie in Dresden ober eipsig "wohnhaft find“ amyutsagen: : Die 
Deputation wolle nämlich ben bereits: aufferhalb Dresden und Leipzig: einhei- 
niſchen Juden ‚nicht geſtatten, daſelbſt die WVortheile des gegenwärtigen; Be 
ezes zur geniefſen. Das ſcheine aber doc unbillig / eben ſo gegen die betref⸗ 
enden Juden als gegen die Staͤdte — und eeipnig, Sg wis ib vee 
Srund, feines Autrags. | 
Letzterer wird hierauf: zwar ahsteichene: —*— abech a bage: 
en angeführt worden ift, daß eine "einzelne Judenfamilie bald zu einer: gas 
ir kleinen Colonie anwachſen könne, und daß auf ung wis mun 
ei’ Gi 4. abgeworfen habe, gemiffermaafen eingeführt — nahm ch] 
ie von 20 TREE — 155. suc 24 
bgelehnt. + ou Htaull 
Einen andern Antrag —— Dem: Samen von n Einf Er 
aanſcht ben Anfang des: $ fo gefaßt zu ſehen: * DE RHTEVTTEEFA 
Bon einem. tünftig- durch Unfer Diniferimn —— feftyfegen) 
den und in der Geſetzſammlung bekannt zu machenden Peitpunsnt am 
95 ” 


+ 


var 


‚un aſdilen vie innerhalb· Landes einheimiſchen Juden, dafern ſie in Dres 
un are Ile runde: teipſig aha mr * —— —— 
u. ſ. ern pausur ee 
— —— Antrag ferner San, das —* in die Schrift — 
| Die hohe Stantstegierumg möge. obgedachten Zeitpunet nicht cher 
feſtſetzen, als bis "eine ausreichend begründen Erfahrung Beftätigt ha- 
‚4 30 ben werde, daß bei der Judenſchaft eine dauernde Hinneigung zu red: 
nn nr lichen Gewerbe, zu ſelbſteigner mit den Gebrauche ihrer Koͤrberkraft 
nverbundener nuͤtzlichen Thaͤtigkeit ſich gebildet habe, wodurchzugleich 
ri nn deren. Fortſchreiten in ihrer: moraliſchen ¶Verbeſſerung werbürge werde, 
Mruur in dieſem Vorfchlage; bemerkt der Herr Anteigftöller; "finde: er seinige 
Beruhigung gegen die Bedenken, die ihm das Gefeg nach feiner eigenen Wahr⸗ 
nehmung über. die Juden  imdı nach den. vielfachen Stimmen, die fich wider 
jede Eonceffion ausgeſprochen hätten, ertege, nur auf dieſem Wege finde er 
eine Garantie dafür, daß man die chriſtlichen Gemwerbtreibenden nicht benach⸗ 
theilige, ohne zu wiffen, daß die Juden beffen würdig ſeyen. Allerbings ‚be: 
wirke fein Antrag, daß die Juden für den Augenblick noch Feine weitern Rechte 
erlangten, allein fie gewönnen dadurch die ſichere Ausficht auf. dieſe Rechte, fie 
erführen, wie weit foldhe gehen würden, und es liege nun ganz in ihrer Hand, 
diefe Ausſichten zie verwirklichen. Mic dem Yugenblisfe, wo fie der Wohlthat 
wihrbig. wuͤrden, ſey ſie ihnen gewiß, und es werde dieſe Ausſicht eben bei dem 
engen Zuſammenhalten ber: Juden gewiß nuͤtzlich wirken. Es harmonire fein 
Antrag auch mit der bereits ausgeſprochenen Idee, daß man nicht für die. jegige 
Generation: deri Juden, ſondern fir die kuͤnftige wirfe, und es koͤnne nich mehr 
gefagt werden; daß man⸗ zu viel/ daß man. Unmoͤgliches verlange, da der. Preis 
der Vercdelung gegebeh ſey, und eben darin⸗ was er wirfe oder * wirke 
der befterProbierfteinlicgeiiu 
Nachdem der Antrag ausreichend — worden iR, forcchen ſich &. 
Koͤnigl. Hoheit Prinz Johann, Herr Mloſtervoigt von Pofern und‘ der Herr 
Referent gegen behfelben aus: Ex erhalte nicht blos eine vacatio legis, ſondern 
eine Wertaguag auif-unbeftiimmte Zeit, dierweder nothwendig noch zweckmaͤſig 
fen; nicht nothwendig, da: die Ausſicht, die das Geſetz gebe, ohnehin nur für 
die gelte, die bereits Schrlinge oder Gefellen ſeyen, oder es: noch würden, mit 
Ausfchlieffung der jet bereits erwachfenen Juden, nicht zweckmaͤſig, dar er den 
Efolg dee Geſetzes wereitele, indem eine fo ungeroiffe Ansficht ‚fein Sporn zu 
Verbefferung mehr fey. Auch werde. die Dürgierung in große Verlegenheit ge- 
ſetzt/ da fe üben: Etwas ıentfchridenfolle, "wofür 28. an. nachweislichen Diomen- 
sen fehle, und da ein Erfolg ohne Mittel vorausgefegt werde, ein Erfolg, ven 
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das Gefetz ganz naturgemaͤs herbeifuͤhre. Ueherhaupt ermangele nach der Mache 
weiß über die damalige, von fo. vielen Seiten als bekannt vorausgeſetzte Schlech⸗ 
tigfeit der Juden, und beffer würde ‘es. fern, das Gefes offen zu verwerfen, 
als, es durch Annahme deg Antrags feiner Wirfung zu berauben. - Endlich ftche 
der Antrag im klarſten Widerfpruche mit den. fruͤhern Antraͤgen der Stände, 
die eben darauf. hinausgegangen. ſeyen, daß man Worſchritte wuͤnſche, um 
die innere Verbeſſerung der Juden herbeizuführen, ohne folche vorher abzuwarten. 
Auch Herr Staatsminifter von Tindenan erflärt fi gegen den Einficdel: 
ſchen Antrag. Wer in Noch, Verachtung und unter dem Drucke lebe, von 
dem fönne man moralifche Verbeſſerung nicht erwarten, Für die erft in der 
Erweiterung der bürgerlicher : Rechte das Mittel liegen folle, ‚wie man die 
Sclaven in den Eolonieen frei gelaffen habe, ohne erſt den Nachweis ihrer 
Wuͤrdigkeit zu erwarten. Ueberdieß habe die Regierung durch Vorlegung des 
Geſetzes erflärt, wie fie glaube, der Zeitpunet fen gefommen, wo die. vorgefchla- 
genen Rechte zus beroilligen feyen, und fie wuͤrde Daher mit fich felbft in Wider 
ſpruch geraten, wenn fie die Sache,ſo bald fie einmal in * Hand gelegt 
waͤre, weiter hinausſchieben wollte. 
Der — des Herrn Kreishauotmanns von — wird nunmehr 
25 Stimmen gegen 7, 
—— der Vorſchlag der Deputatien 
unanim, 
und der $. A. ſodann, * 
von 27 Stimmen gegen 5, 
angenommen. 


Zu 
4 5. fig die: Depatation er 676 ses Dei einen ER vor, 


—— 
angenommen wird, und —— mit ihm der s Kö, 
durch 29 —— gegen 2, 
Genehmigung. 
Eine laͤngere Discuffion veranlaßt bagegen 
} 86.) welcher bie. Gewerbe bezeichnet, deren — den Juden auch 
fernerhin nicht geſtattet ſeyn ſoll. 
Dieſen Gewerben hat die Deputation noch dreie beigefuͤgt, den Buch han⸗ 
del, das Branntweinbrennen und die Advocatur, und es verbreitet ſich die 


Discuſſion zuerſt uͤber dieſe. 
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Herr Wicepräfldent von Ammon finder naͤmlich die Ausſchlieſſung der 
Juden vom Buchhandel nicht nothwendig, da ja auch die chriſtlichen Buch: 
dandler ihr Geſchaͤft nicht um. der. Wiſſenſchaft willen, ſondern Gewinnes hal- 
ber betrieben, da auch durch fie oft verbotene und verberbliche Buͤcher verbrei⸗ 
tet wuͤrden, und auch viele unter ihnen den Nachdruck zu verbreiten ſich nicht 
ſcheueten. Von jeher aber hatten ſich die Juden mis Büchern befaßt und die 
Erfahrung lehre, daß viele feltene Bücher, befonders der. orientaliſchen Sittera: 
Sr angehörige , nur durch fie zw erlangen ſtuͤnden. Auch beftehe bereits ein 
fehr großer Theil der deutſchen Buchhändler aus Juden oder getauften Juden, 
wie ihm von ‚einem Buchhändler felbft verfichert worden fey- 9 
Herr Domhert D. Günther ergegnet hierauf wie, wenn man einmal eine 
Ausnahme mache, ſolche gerade beim Buchhandel dringend zu wünfchen ſtehe, 
was. die im Berichte angegebenen Gründe erwiefen. Uebrigens folle dadurch 
den Juden der Handel mit alten Büchern, bei dem fie wermöge ihrer Verbin: 
dungen allerdings von vorzuͤglichem Muthen ſeyn fönnten, keinesweges abge: 
ſchnitten werden, und müffe er bemerken, daß ihm- nur wenige deutſche Buch⸗ 
haͤndler bekannt ſeyen, welche dem juͤdiſchen Bekenntniſſe angehörten. 

Nachdem noch Herr Stellvertreter D. Deutrich auf die gerechten Klagen 
“auch über die Ueberfuͤllung des Buchhandels. hingewiefen hat, wird ber An: 
trag der Deputation über diefen Punct, VT 

von 21 Stimmen gegen 9, ur 
fo wie der- wegen Ausfhlieffung des Gewerbes des Branntweinbrennens- 
einftimmig ** Do 
genehmigt. RR TE Pe 
Dagegen glaubt, was bie Advocatur anlangt, Herr Secretär von Zedtwitz, 
daß es nothwendig ſeyn werde entyarder auch des Motariats zu erwähnen, oder 
mindeftens den im $. 48. der Erädteordnung liegenden Grund anzugeben, 
warum man der Advocatur hier gedenfe. In dieſem Siune ſchlaͤgt er vor, 
ju fegen: — et 
Zur Adoocatur, obſchon ſolche F. 48; der allgemeinen Staͤdteordnung 
unter den. wiſſenſchaftlichen Gewerben mit benannt ift, koͤnnen u. ſ. w. 

Dieß wird unterſtuͤtzt und, obtvohl mehrere. Deputationsmitglieder den Zu: 
ſatz für überfläffig halten, da. Das Motariat als ein öffentliches. Amt. wort! felbft 
ausgefcploffen fen — 

mit: 28 Stimmen gegen 2, lioemae 
angenommen. 
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Aufſerdem machen nun noch mehrere Kammermitglieber Worfihläge zur Ver⸗ 
mehrung der Ausnahmen won den den Juden zu uberlaſſenden Gewerbszweigen. 
Hierher gehört zuvoͤrderſt ein Antrag des Herrn Pürgermeifters D. Deutric, 
nah dem Worte „ausgeſchloſſen“ die Worte: 

der Klein: und Ausſchnitthandel 
di ten, und am Schluſſe des Paragraphen bie Worte beizufügen: 

Zu Betreibung des Groffo: und. Wechſelhandels, ſo wie des. Spebitiong- 
geſchaͤfts iſt eine befondere Conceffion des Minifteri "des Jemen: er er⸗ 
forderlich. 

Zur Unterſtuͤtzung dieſer Antraͤge fuͤhrt der Herr Seellvertteter an, wie 
das Verbot des Klein- und Ausfchnitthandels-unerläßlich noehwendig ſey, wenn 
nicht unter deffen Deckmantel der Schacher fortgetrieben werden ſolle. Auch 
werde deſſen Bewilligung an die Juden die Herabdruückung der Preife und fo: 
mit den Verkauf moͤglichſt wohlfeiler aber auch ſchlechter Waare nur noch ver: 
mehren. - Minder bedenklich ſey allerdings die Geftattung des Großhandels in 
feinen verfchiedenen ‚Zweigen, da zu demfelben ſchon ganz andere Kenntniffe ges 
hörten. Allein da Hier nur ein angemeffener Fonds die nöchige Sicherheit ger 
währe, fo fen eine Conceffionsertheilung und ihr vorausgehende causae cog- 
nitio gewiß zu wünfchen. _ 

Die Anträge erlangen die erforderliche Unterftügung, Se. Koͤnigl. Hoheit 
Prinz Johann aber hält dafür, daß das Verbot des Kleinpandels über den 
Zweck des Geſetzes hinausgehe und daß es namentlich diejenigen Juden, deren 
förperliche Beſchaffenhelt ihnen ſqhwere Arbeit nicht geftatte, am redlichen Ver⸗ 
dienſte hladern werde. 

Nachdem hlergegen Unetzelchnetet geaͤuſſert hat, wie dem Verbote des Klein⸗ 
handels ganz dieſelben Gründe zur Seite zu ſtehen ſchienen, wie der Unterſagung 
des Innungskrams, welche die Deputatlon ja ſelbſt vorgeſchlagen ua wird 
der erfte Theil des Deutrichſchen Antrags, 

mie 18 Stimmen gegen 12, 

der zweite aber J 

mit 29 Stintmen gegen 1, 
angenöhttnen. Di 

"Ein zweiter Antrag wird von Herrn ER Hübler gemacht und 
geht dahin, nad dem Worte „Branntweinbrennen“ einzuſchalten: 

der Weinhandel, der Berrieb des — — und FVieiſcherhand · 
werks, ‚ar. 91% 
und Berherfe det Herr Antrogſtoler wie hier ya Bieflßen Brände hu gelten 
ſchienen, welche dic Deputation wegen des Branntweinbrennens angefuͤhrt habe, 
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indem auch der: Geſundheit nachtheilige Verfaͤlſchungen fehreiche wenu fee 


und Bevortheilungen nicht immer: vorgebeugt: werben koͤnne. L 

Machdem der Antrag ausreichend unterſtuͤtzt worden ift, führe &. * 
Hoheit Prinz Johann gegen denſelben an, wie das Verzeichniß der verbotenen 
Gewerbe ſo ſehr wachſe, daß es am Ende zur Regel werden, das Geſtattete 
nur Ausnahme bleiben dürfte. Die Branntweinbrennerei habe die Deputarion 
haupefächlich deshalb unterſagt zu fehen gewuͤnſcht, weil damit, troß aller Wer: 
bote, in der Regel ein Ausſchank verbunden werde und Man der Vermehrung 
der Schankſtaͤtten entgegen wirken muͤſſe. 

Der Huͤblerſche Antrag wird hierauf, 

mit 19 Stimmen gegen 11, 

"abgelehnt, ein. Vorſchlag des 
Herrn Grafen von Einfiedel aber, auch das Gewerbe der Schneider, Golt- 
und Silberarbeiter auszunehmen, da beide dem Trödelhandel ebenfalls ſehr leicht 
zum Deckmantel dienen koͤnnten, erlangt die erforderliche Unterſtuͤtzung nicht. 


Endlich wuͤnſcht nun noch Here Buͤrgermeiſter Schill den Viehhandel zwar 
nicht ganz verboten, aber doch wie den Großhandel von einer Conceſſion des 
Miniſterii des Innern abhängig gemacht zu ſehen, da dieſer das Eindringen 
der Juden in die Benutzung der ländlichen Gewerbe zu fehr befördere, und am 
Ende dahin führen könne, daß das Vieh, noch ehe es da fey, dem Juden 
gegen gemachte Vorſchuͤſſe [don gehöre, 

Nach erfolgter genügender Unterftügung des Antrags wird von Herrn Bir 
germeifter Ritterſtaͤdt dagegen angeführt, daß der Pferdehandel ſchon jetzt den 
Juden zuftche, alfo von einer Beſchraͤnkung felbft gegen das Beſtehende die 
Rede ſey, ingleichen daß der beſorgte Nachtheil wohl nicht eintreten könne, da 
man die Juden auf, Dresden und Seipjig beſchraͤnkt, fie alfo vom laͤndlichen 
Gewerbe fattfam entferne habe. 

Herr Vürgermeifter Schill ergegnet hierauf, wie er ben Pferdepandel fei: 
nesweges mit einfchlieffen wolle, was auch durch fein Amendement nicht geſchehe, 
da man im gewöhnlichen Sprachgebrauche unter dem Ausdrucke Biehhandel den 
Pferdehandel keinesweges mit begreife. Uebrigens made die Veſchraͤnkung auf 


Dresden und Seipzig feinen Antrag keinesweges Aber da der ge 
von jedem Orte aus betricben werden fönne. 


Der Antrag des Heren Buͤrgermeiſters Schill wird — 
mit 24 Stimmen gegen 6, 


angenommen, und erlangt ſodann der — * in der —— wie er — nun 
geſtaltet hat, 
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mit 29 Stimmen gegen 1, ° 

Genehmigung. 

Mod weiter, ſortzuſchreiten geflattt, ba drei Ur. nf i bie ie Zei 
nicht mehr. 

Der Herr Präfidene ‘bricht daher die Sigung ab und“ ei jur — 
ordnung fuͤr morgen 

a.) den Schluß bes heutigen Veratfungsgegenftanbes, 

b.) den Bericht der zweiten Deputation.. wegen ber im Rädfkande gebliebe⸗ 
nen Gehaltszulagen und 


e.) den Bericht derfelben Deputation über die Vorberathung bes Königl. . 
Decrets vom 14. Movember 1836. hinfichtlich der Rechenſwaft in der jroeiten 
Kammer gefaßten Veſchluͤſſe 


Die Faſſung der heute angenommenen. Paragraphen des Grfees enthält 
die Beilage diefes Prosocolls unter A. und ift Vorſtehendes niedergefhprieben 
worden, von 
Ernft Guſtav von Gersdorf, Ernſt Friedrich, Dark, 
B. Sreih. von Beuft. S. d. L K. 
Albert von Carlowitz. | 


N 


Der Eingang if ausgefegt geblieben. 


.1. 
(nach dem Deputationsvorſchlage Seite 673 des Berichts.) 
Die Erlaubnig — — weiter nicht. 


Es bewendet jedoch auch wegen ber Juden bei dem Verbote des Heirathens 
der jungen Mannsperfonen vor, erfülten 21ften —— 


$. 2. 
wie Seite 674 des Deputationsberihts zu finden, 


Zweite Abtheilung. 1. Bd. 96 
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5. 3. | 
Die Niederlaffung ausländifher Juden im Königreihe Sachſen kann nur 
imis Genehmigung des: vargenamsm Miniſteriems erfolgen, welches dieſelbe 
jedoch u. ſ. w. 
wis. Seite 67,5 des Deputatiousberichts vorgeſchlagen. 


$. 4. 
Die innerhalb Landes einhermifchen Juden Gaben, bafern fie ie in Dresden 


ober $eipzig wohnhaft find, sit nachfolgenden m. f. w 
| wie im Gefet : Entwurfe. 


$. 5. — 

Die Erlangung Rechte. Ueberdieß wird durch dieſe Beſtim⸗ 
mung an der zeitherigen Verpflichtung und Befähigung der Juden zum Ein» 
feine in die Communalgatde Etwas nicht geändert. 


$. 6, 

Bon dem * 4. erwähnten Geſchaͤftsbetriebe bleibt ausgeſchloſſen der Klein: 
mb Ausſchnitthandel, der Buchhandel, das Halten von Aporhefen, die Betrei⸗ 
bung von Gap: Speife: und Schanfwirchfhaft, das Branntweinbrennen und 
der Schadyer = und Trödelhandel. Die ausnahmsweife Betreibung des letztern 
bedarf der Eonceffion des Minifteriums des Innern, jedoch nicht der Erwerbung 
des Buͤrgerrechts. Die gedachte Eonceffion ift denjenigen Juden, welche den 
Shader: und Troͤdelhandel ſchon zeither betrieben haben, dafern fie ihnen be- 
willige wird, ftempels und Eoftenfrei zu ersheilen. 

Zur Advocatur, obſchon ſolche $. 48. der allgemeinen Stäbteorbnung un- 
ter den wiffenfchaftlichen Gewerben mit. benannt iſt, koͤnnen bie Juden ebenfalls 
nicht: zugelaffen werdeu. 

Bon dem Verbote — — abhängig. Zur Betreibung des Groffo: 
und Wechſelhandels, fo wir des Spebitionsgefhäfts und des Bichhandels ift 
eine befondere Conceffion des Diniterii des Innern erforderlich 
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66. 
Den 22. April 1837. 


Gegenwärtig find: 


Se. Excellenz Herr Staatsminifter Noftig und Jaͤnckendorf, 
Se. Excellenz Herr Staatsminifter von Lindenau, | 
abwechfelnd auch 
Se. Excellenz Herr Staatsminifter von Könnerig, 
‚ ingleichen 
Her Geheimer Reglerungstath D. Günther. 


Den Antvefenden, beftchend aus 34 Mitgliedern der erften Kammer, wird, 
nad erfolgter Werleſung, Genehmigung und Bolljiehung des Protocols der 
geftrigen Sitzung, 
243. j 
Vortrag aus der Regiftrandr. 
Vortrag über die new eingegangenen Schriften erftatte. Cine unter 

Mr. 263. eingetragene Eingabe Herrn Moberts von Heldreich, welche ges. 
gen die Annahme des Geſetzes uber die bürgerlichen Verhaͤltniſſe der Juden 
gerichtet ift, hat man bereits dem wegen biefes Geſetzes ernannten Referenten 
übergeben. 

Nr. 264. aber, eine Petition vieler Bewohner zu Bernſtadt wegen Her: 
ſtellung mehrerer Straßen in dortiger Gegend befonders nah Goͤrlitz und Loͤ— 
bau fol, da fie auf das Budjet von Einfluß zu ſeyn ſcheint, mittelft Proto: 
colleptracts an die zweite Kanımer abgegeben werden, 

Herr Seerstär von Zedtwig erwähnt bei diefer Gelegenheit, wie der viers 
ten Deputation nod mehrere ähnliche Petitionen wegen beantragter Straßen: 
bauten vorlägen und es zweckmaͤſig erfcheine, foldye ebenfalls fofort an bie 
zweite Kammer zu bringen, und fie erft bei Gelegenheit bes Budjets in Bera: 
thung zu ziehen. 

Er wird erſucht, dieſe Petitionen in einer der naͤchſten Sitzungen nam⸗ 
haft zu machen, und ſoll ſodann daruͤber Entſchlieſſung gefaßt werden. 

96” 
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244. 
Beurlaubungen: 


Um Urlaub haben angefucht Herr Stellvertreter D. Deutrih vom 23. bis 
30.1. M. und Herr Amtshauptmann Freiherr von Biedermann vom 23. 
April bis 5. Mai. Beide‘ Gefuche werden bewilligt und verfchreitet man 
fodann zur i 
Tagesordnung, 
deren erfter Gegenftand 


245. 
Fortgefegte Berathung des Gefeps Entwurfs, die bürgerlichen Verhaͤltniſſe 
der Juden betreffend. 
die fortgeſetzte Berathung des Geſetz⸗ Entwurfs wegen ber bürgerlichen Ber: 
hältniffe der Juden betrifft. 

Der. Neferent; Herr Bürgermeifter Ritterſtaͤdt, gedenkt zuerft der oben 
unter Mr. 263. der ‚Regifirande erwähnten Eingabe des: Heren von Heldreich 
und referirt kurz deren inhalt, welcher theils eine Bitte, um Beachtung der 
ſchon im vorgeftrigen Protocolle angezeigten Mitteilungen über den Erfolg 
der Emancipation der Juden in den Rheinprovinzen, theils die, dem Wunſche 
des Herrn Perenten nach, zur Kenntniß der Kammer zu bringende Behaup: 
tung enthält, daß die Juden national als Jeſuiten zu betrachten feyen. 

Mach diefer Mitrheilung gelangt man zu es 

$. 7. des Gefeg» Entwurfs, für melden die Deputation eine in mehrfacher 
Hinſicht veränderte Faffung vorgefhlagen hat. Da biefe Faffung zum Theil 
darauf berechnet ift, daß den Juden der innungsmäfige Kleinhandel geſtattet 
feyn fol, dieß aber geftern abgeworfen worden, fo müffen aus biefer Faſſung, 
welche ſich Seite 681 des Berichts befindet, 

a.) bie Worte „mit Einfluß des innungsmäfig betriebenen Handels ” 


ferner 
b.) die Worte „Dienern und“ ſo wie 
ce.) der Sat n Doch bleibt — — hiervon zu geftatten,” 


wegfallen. Die Deputation ift hiermit einverftanden, fie ändert alfo in fo 
weit ihren Vorſchlag und es bedarf deshalb einer Abftimmung nicht. 

Wenn demnähft der Geſetz⸗ Entwurf die Worte enchäle: „die Staatsbe⸗ 
hörde wird jedoch unter Berichtserforderung von den betreffenden Stabträrhen “ 
die Deputation aber diefe Worte dahin abgeändert hat: „das vorbenannte 
Minifterium wird jedoch nach vernommenem Gutachten ber Behörden und ins: 


befondere der ‚betreffenden Stadträthe, fo träge Herr Stellvertreter D. Deu: 
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trich darauf an, zu den Worten bes Gefeg: Entwurfs, jedoch unter Benen⸗ 
nung des Minifterü des Innern, zuruͤckſukehren, indem es ganz zweckmaͤſig 
erfcheine, Daß im dieſer Angelegenheit, wie ja öfter gefchehe, eine unmittelbare 
Gefhäftsverbindung zwifchen. dem Minifterio und den Stadtraͤthen zu Dres- 
den und $eipzig eintrete, und ben ohnehin mit Geſchaͤften überhäuften Kreis: 
directionen die Arbeit einer für fie, ganz leeren Vortragserſtattung erfpart 
werde. 

Gegen. diefen Antrag wird indeffen. von dem Herrn Meferenten, Herrn 
Regierungsrach von Carlowig und Herrn von Pofern angeführt: Der im 
Geſetz- Entwurfe gebrauchte Ausdruck „Staatsbehörde”, habe eben fo gut 
das Minifterium des Innern, oder die Kreisdirection als auch alle beide zugleich 
bezeichnen Fönnen, und da nun bie Deputation das Minifterium ausdruͤcklich 
genannt habe, fo habe fie auch die Mitrelbehörbe nicht ausſchlieſſen zu duͤrfen 
geglaubt, Diefe zu übergehen fcheine auch, da fie einmal verfaffungsmäfig 
das Mittelglied bilde, weder angemeffen noch nothwendig, ja es fönne, be 
merft Herr von Pofern, die Mitwirkung der Kreisdirecrionen vielleicht noch 
mehr Garantie für die unbefangene Beurtheilung des Sachverhaͤltniſſes ge: 
währen. 

NMachdem noch Herr Geheimer Regierungsrath D. Günther bemerkt 
hat, wie die DMegierung aud bei der im Gefer: Entwurfe gewählten 
Faffung, falls die Entſcheidung lediglich in die Hand des Minifterii gelegt 
worden wäre, bie Kreisdirectionen feinesweges übergangen haben würde, ent: 
ſcheidet fih die Kammer, 

mit 30 Stimmen gegen 4, 
dahin, auf den Antrag des Herrn D. Deutrich nicht einzugehen. 

Bon Herrn Bürgermeifter Schill wird hierauf daran erinnert, wie die 
Regierung Seite 76 der Motiven angegeben habe, daß bei Beftimmung der 
Zahl der zuzulaſſenden Meifter das Verhaͤltniß der jüdifhen Bevölkerung zur 
hriftlichen ein Anhalten gewähren fole. Gewiß werde es zur großen Be: 
ruhigung der beforgten Gewerbrreibenden gereichen, wenn man dieß in bag 
Geſetz aufnehme, und dadurch eine Garantie gebe. Er ſchlage deshalb vor, 
im erſten Satze der Deputationsfaſſung nach dem Worte „Meiſter“ die 
Worte einzuſchalten: 

unter Beruͤckſichtigung des Verhaͤltniſſes der juͤdiſchen Bevoͤlkerung 
zur chriſtlichen. 

Dieſem Zuſatze ſchlaͤgt Herr Buͤrgermeiſter Wehner noch vor, nach dem 
Worte „Bevölkerung“ die Worte 

in der betreffenden Stadt 
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einzuſchalten, und es wird, nachdem ſich Herr Buͤrgermeiſter Schill damit 
einverſtanden erklaͤrt hat, der Antrag in ſolcher Maaſe unterſtuͤtzt | 

Se. Königliche Hoheit Prinz Johann findet den Zuſatz nicht nörhig, da 
ſchon die Motiven eine ausreichende Sicherheit für bie mene Wefolgung des 
ausgefprochenen. Grundſatzes abgaͤlen, übrigens auch die Sache unmöglich 
arithmetiſch genau genommen werben könne, da dem Juden aufferdem, was 
ihnen der $. 6. unterfage, noch fo viele Erwerbsjweige, 3. B. der Staats: 
dienft und alles, was fi) In Städten wie Liphig und Dresden, er unter: 
nehmen laffe, verſchloſſen feyen. 

Herr Domherr D. Günrher äuffere, daß nah Maasgabe der Motiven 
das Verhältniß der Serlenzahl zwar nit die alleinige aber doch eine ber vor: 
zuͤglichſten Ruͤckſichten bei Beſtimmung der Zahl der jüdifchen Meifter abgeben 
folle, und finder fein Bevenfen, den Sag in dieſem Sinne in dag Gefek 
aufzunehmen, es verwenden fi) auch die Herren Buͤrgermeiſter Huͤbler, 
D. Deutrich, Wehner und Unterzeihneter für den Antrag des Herrn Bürger: 
meifter Schill, mit dem ſich in dem angegebenen Sinne auch Herr Staatsmi» 
nifter Moftig einverftanden erflärt. 


Dagegen findet der Herr Referent, daß das Schill'ſche Amendement 
weiter gehe, als Die Stelle ver Motiven, welche ihm zum Grunde liege, ine 
dem es dort nur heiffe, daß jenes Verhälmig im Allgemeinen Anhalten 
gewähren werde, Wolle man daher einen Zufaß, ben er übrigens für ganz 

entbehrlich halte, fo möge man ihn lieber nady den Worten „erfolgen kann“ 
einſchieben, und fo faffen: 
wobei im Allgemeinen das Verhaͤltniß der jadiſchen Bevoll erung zur 
chriſtlichen in ber. betreffenden Stadt zum Auhalten dienen wird, 


Mehrere Stimmen, namentlich Herr von Polen; und Here Secretaͤr von 
Zedtwitz, finden diefen Vorſchlag, welcher zahlreich unterſtuͤtzt wird,- vorpäglicher; 

Herr Staatsminiſter von Lindenau aber macht darauf aufmerkſam, daß, 
wenn die Regierung auch im Weſentlichen einverſtanden ſey, die Sache doch 
in der Ausfuͤhrung ihre Schwierigkeiten haben werde. Aus einer ſo unbe— 
ſtimmten Wortſtellung werde z. B. manche Innung, die nur aus 40 oder 
50 Meiſtern beſtehe, abnehmen zu koͤnnen glauben, daß ſie gar keinen juͤdi— 
ſchen Meiſter zu dulden brauche, da die Juden nur etwa den hundertſten 
Theil der Bevoͤllerung Dresdens ausmachten, und das koͤnne doch der Sinn 
nicht ſeyn, ſolcher vielmehr nur dahin gehen, daß man die Geſammtzahl der 
Meiſter zuſammen zu rechnen habe. Um dieß nun, zur Vermeidung kuͤnfti— 
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ger Irrungen, deutlich zu ſagen, ſchlage er vor, flatt der zweiten Haͤlfte des 

erſten Satzes der Deputation „das vorbenanme Miniſterium — — er—⸗ 

folgen kann“ zu ſetzen: 
Die Zahl ſaͤmmilicher jübifchen Meiſter in Dresden und Lipjig ſoll 
das Verhaͤltniß der jadiſchen zur chriſtlichen Bevoͤllerung nie überfteis 
gen, während dagegen bie Veſtimmung dee bei den eingelnen In⸗ 
nungen zujulaffenden jüdifchen Meifter auf den Grund der darüber 
von den betreffenden Behoͤrden abgegeberien Gutachten dem Ermeſſen 
des Minifterli des Innern uͤberlaſſen bleibt. 

Dieſer Vorſchlag, gegen — die übrigen Anträge zuruͤcẽgenommen 
werden, erlangt 

einſtimmige 
Genehmigung. 

Von Heim Kreishauptmann von Einſiedel, welcher fih nunmehr das 
Wort erbittet, wird ſodann bemerkt: Ohne von den Bedenken, welche er 
nady Abwerfung feines Antrags zu $. 4. gegen das gange Gefeg habe, abzu⸗ 
gehen, müffe er fi) doch die Erinnerung erlauben, daß das im dritten Satze 
der Deputation enthaltene Verbot des Handelns mit fremden Waaren nicht 
genäge, da es den Fall nicht treffe, wenn ein Jude dergleichen Waaren durch 
einen andern für feine Rechnung werfaufen Taffe, wozu fidy aͤrmere chriftliche 
Meifter wohl hergeben möchten. Um dieſe Luͤcke auszufüllen, ſchlage er vor, 
am Schluſſe des $. noch die Worte beizufügen: 

oder fir ihre Rechnung auf irgend eine Weiſe verkaufen zu laſſen. 

Wenn endlich ein ſolches Verbot nur dann von dem gewünfchten Erfolge 
feyn Fönne, wenn ernftere als bloße Geldftrafen, deren Betrag in der Diegel 
längft vielfach verdient fey, verhängt werden könnten, fo mache er noch den 
Vorſchlag, hinter den eben proponirten Worten, bie Schlußbeftimmung 
aufzunehmen: | 

Eine jede Uebertretung ber in diefem Paragrappen gegebenen Beſtimmun⸗ 
gen hat den fofortigen Verfuft des Meifterrechts auf — Zei⸗ 
ten zur unausbleiblichen Folge. 

Machdem beide Anträge die erforderliche Unterftägung — haben, erklaͤ⸗ 
sen ſich mehrere Stimmen, namentlich Se. Königliche Hoheit Prinz Jehann, Herr 
Bürgermeifter Wehner und der Here Referent dahin, wie der erfie Antrag, wenn 
auch nicht nöthig, doch am Ende unbedenklich fen, ber zweite aber in eine über: 
mäfige Härte ausarte, da die jetzigen Mittel zur Verhinderung ſolcher Eontraven- 
tionen, die feinesweges blos in Geld = fondern auch in. Gefängnißftrafen und fo: 
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gar Wegnahme der Waaren beſtuͤnden, volftändig ausreichten, und es nur eines 
kleinen Ueberfchreitens, z. B. ber Haltung eines Gefellen mehr, als geftattet fen, 
auf Furze Zeit "bedürfen würde, um den Juden des Meifterrechts zu berauben, - 

Gleicher Anſicht ift Herr Domherr De Günther. und Auffert- er die Hoffnung, 
wie fih Herr vom Einfiedel hinſichtlich ſeines erſten Antrags vielleicht am beften 
beruhigt finden werde, wenn man: flatt der Worte „andere — verfaufen” ben an 
fich auch richtigern Ausdruc wählte; 

mit andern als den von ihnen ſelbſt gefertigten Waaren Handel zu treiben. 

Dieß fchlieffe don Fall, wo ein Jude fi eines Andern zur Berreibung eines 
ihm nicht zuſtehenden Handels bediene, mit ein, denn es gelte die Rechtsregel: 
quod quis per alium facit, id ipse fecisse putandus est, 

Dieß wird unterftätt, auch, nachdem Herr Kreishauptmann von Einfiedel 
in Folge der ihm gemachten Einwürfe feine beiden Anträge zurückgenommen hat, 

mit 32 Stimmen gegen 1, 
angenommen, 

Endlich wuͤnſcht nun noch Herr Bürgermeifter Huͤbler, indem er ſich auf die 
Petition des Stadtraths zu Dresden und dasjenige bezieht, was darüber ©. 681 
des. Deputationsperichts unter f, referirt ift, daß am Schluffe des $. die Worte 
binzugefigt werden möchten ; 

die Anlegung von Magazinen ift ihnen nicht erlaubt. 

Er finder diefen Zufag noͤthig, da weber das Verbot des Snnungskrams, 
noch die Befchränfung der Zahl der Gefellen, für welche legtere ein richtiges Maas 
fehr ſchwer zu finden feyn werde, einen ausreichenden Schu gegen Beeinträchti- 
gungen gewähre. 

Nachdem der Antrag genügend unterſtuͤtzt worden ift, macht Se. Königliche 
Hoheit Prinz Johann gegen denfelben darauf aufmerffam, daß man hiermit den 
Juden jeve Gelegenheit zur ſchwunghaftern Berreibung des Gewerbes abfchneibe, 
und daß gerade bei ihnen, die ihre Snnungsgenoffen auf das Schärffte beobachten 
würden, Eontraventionen am allerwenigften unentdecft bleiben würden. 

Herr Staatsminifter von tindenau findet, daß die Sache ganz umausführbar 
fen, da viele Profefftoniften, 3. B. Bäder, Schloffer, Klempner, Zimmerlente u.f.w. 
ihr Gefchäft gar nicht betreiben Fönnten, wenn ihnen die Haltung von Vorräthen 
zum Verkaufe unterfagt fen, und es fchlieffen fih dem Herr Stellvertreter D. 
Deutrich und Herr Bürgermeifter Ritterſtaͤdt an, von denen letzterer infonderheit 
noch darauf aufmerffam macht, daß der Begriff eines Magazins fehr unbe: 
ſtimmt fen: 

Der Antrag des Heren Bürgermeifters Huͤbler wird hierauf, 

von 27 Stimmen gegen 6, 
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abgelehnt, und $.7. in ber Maaſe, wie er ſich nunmehr geftaltet hat, 
von 32 Stimmen gegen 1, _ 
angenommen. 

Wenn demnaͤchſt die Deputation aus ben Seite 682 und 683 ihres Berichts 
entwickelten Gründen ben Juden unter gewiffen Beſchraͤnkungen die Acquifition 
ftädtifcher Grundſtuͤcken in Dresden und Seipzig geftatten will, und deshalb einen 
befondern Zufat 

6.7 b. vorgefchlagen hat, fo entſteht darüber eine lebhafte Debatte. 

Zuvörderft macht Herr Domherr D. Günther darauf aufmerkfam, daß bie 
Geftattung des Grundbeſitzes, für welche er fich verwendet, auch die Erlaubniß 
jur Erwerbung von Realrechten und Hypotheken aller Art zur nothwendigen Folge 
habe, weßhalb er denn den Anfang des $. 7 b. fo gefaßt zu fehen wuͤnſche: 

Jedem Yuden ift die unbefchränkte Erwerbung von Hypotheken und ans 
dern dinglichen Nechten auf Grundſtuͤcken, auch, jedoch nur in fo fern er 
einen felbftftändigen Haushalt führt, die eigenthümliche Erwerbung u. ſ.w. 

Er führt zur Unterftägung an, wie der Beſitz eines Grundſtuͤcks ohne die Erz 
werbung der mit demfelben in Verbindung fichenden Servituten und Realrechte 
undenkbar fey, auch der Verkauf eines Smmobiles ohne Vorbehalt der Hypothek 
wegen ber etwa rücftändigen Kaufgelder nicht wohl ftattfinden Fönne, wenn man 
nicht ftets volle baare Bezahlung verlangen wollte, Der Grundbeſitz ſey das ma- 
jus, ſomit könne man auch das minus nicht verweigern, und die Öeftattung der 
Hnpothefen:Erwerbung werde eher mügen, da der Jude gar manches Kapital an 
nehmen dürfte, was der Ehrift verfchmähe oder gern los ſeyn wolle, und da, 
wenn es fi um Beitreibung von Forderungen handele, auch die wenigſten Chri⸗ 
ſten Nachſicht und Milde beobachteten. 

Nachdem der Antrag. ausreichend unterſtuͤtzt worden iſt, erheben ſich fo 
wohl gegen denſelben als gegen den $.7. b. überhaupt viele Stimmen und 
es bemerken im diefem Sinne namentlih die Herren von Carlowig, Fürft 
Reuß, von Zedtwitz, von Ziegler, Bürgermeifter Wehner, Bürgermeifter Hübs 
ler und Unterzeichneter in der Hauptſache Zolgendes: Der Zweck des vor: 
liegenden Geſetzes fey nicht eine Sympathie für die Juden, fondern die Hoff: 
nung, fie dur Eröffnung des Weges zu mandem ihnen bisher verſchloſſe⸗ 
nen Gewerbe, zur Eörperlichen Arbeit zu gewöhnen, fie vom Scacerhandel 
abzuziehen und minder nachtheilig zu machen, als fie jest feyen. Dazu fey 
der Grundbefi weder nothwendig noch fördernd, denn er gewöhne nicht zum 
Selbftarbeiten, und es gebe wohl faum ein Gewerbe, welches nicht auch im 
ermietheten Locale getrieben werden Fönnte, wenn dieß aud mit einiger Un: 
bequemlichkeit verbunden fegn folte. Der Jude Fönne nicht alle —— ‚gegen 

Zweite Abtheilung. 1. 25, 97 
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ben Staat erfüllen, er duͤrfe fich alfo auch nicht befehweren, ivenn ihm manche Rechte 
entzogen blieben, und man müffe es im Auge behalten, daß jet: ja nicht da= 
von die Rede ſey, bie Juden zu befchränfen, fondern davon, ihre- Rechte zu 
erweitern, was .billig nur mie Vorſicht, nur nach und nach gefchehen müffe, 
wie das Deifpiel zeige, mit welchem bie Regierung in dem Gefez:Entwurfe 
vorausgehe. Sollte auch. der Mangel eigener Grundſtuͤcke den Juden die 
Ergreifung des einen oder bes andern Gewerbes erfchweren, fie davon ab- 
halten, fo fehade dieß nicht, da ihnen ja noch genug andere Gewerbsarten 
zur Auswahl übrig blieben. „Den wichtigſten Beftandeheil des Staats ma- 
che naͤchſt der DVevölferung der Grundbeſitz aus, und wolle Sachſen ein 
chriſtlicher Staat bleiben, fo dürfe er letztern nicht in die Hand von Nicht: 
chriſten kommen laffen. Alles, was. zu viel fey, und. dahin gehöre Jedes, 
was das für den Zweck Nothwendige überfehreite, ſchade hier, wo man ftets 
werde weitergehen, nientals aber zuruͤckſchreiten koͤnnen. Man beziehe fich 
darauf, daß das beftehende Verbot der Erwerbung von Grundftücen bereits 
vielfady umgangen werde, daß Juden Käufer unter frembem Namen be: 
fäffen. Dieß beweiſe aber weiter nichts, als daß ſich Mittel finden würden, auch) 
die von der Deputation vorgefchlagenen Befchränfungen zu hinterziehen und ob 
man einem Juden, der eine Apotheke, einen Gafthof und dergleichen kaufe, werde 
hindern fönnen, das auf diefen Grundftücen haftende Befugniß wenigftens unter 
fremden Namen zu betreiben, fiche dahin. Herr Secretär von Zedtwitz be 
merft, wie der $.7.b. eine neue Succefjionsordnung für die Juden nothwendig 
machen werde, und wie der Grundbefig die Aufnahme fremder Juden befördern 
dürfte, und es finden mehrere Stimmen weniger im Grundbefise felbft als darinn 
ein wefentlihes Bedenken, daß er ohne die Geftattung der Acquifition von Hypo⸗ 
thefen nicht wohl beftchen fönne, was die Grundeigenthuͤmer überhaupt von den 
Juden abhängig zu machen, hypothekariſche Rechte in einen Gegenftand des Han- 
dels und der Speculation zu verwandeln drohe, und nur zu fehr bewähre, wie je— 
ver einzelne Schritt, den man über das für den vorliegenden Zweck wahrhaft 
Nothwendige hinaus thue, mehrere und neue Eonceffionen nach fich ziehe. 

Für das Gutachten der Majorität der Deputation fprechen fih dagegen 
Se. Königlihe Hoheit Prinz Johann, Herr von Pofern, Herr Stellvertreter 
D. Deutrih und Herr Domherr D. Günther aus: Solle, erflären fie, das 
Geſetz feinen wohlthätigen Zwed erreichen, fo dürfe man weder ſchaͤdliche, noch 
unnüße Befchränfungen der Juden fortbeftehen laſſen. Schaͤdlich fey aber das 
Verbot der Erwerbung ſtaͤdtiſcher Grundfticken, da es den ohnehin eng genug 
gezogenen Kreis der den Juden geftatteren Gewerbe nur noch mehr befchränfe, 
indem ein Gerber, ein Schmidt und vergleichen ohne eigenes Haus im den 
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Städten Dresden und Leipzig gar nicht beſtehen koͤnnten, unnuͤtz, weil ie 
Juden, wie zugeftanden worden, troß des Verbots ſchon eine Menge von 
Haͤuſern beſaͤßen. Wahr ſey es, daß faft jedes Verbot umgangen werden 
fönne, und daß dieß auch bei. den von der Majorität vorgefchlagenen Befchrän: 
fungen muthmaaslich nicht unmoͤglich ſeyn werde, allein es falle der Reiz dazu 
weg, er werde wenigftens vermindert, da das Nothwendige geftatter ſey. Ein 
chriſtlicher Staat fey der, deffen Regierung. und Bürger die Grundfäge der 
hriftlichen Religion, zu denen namentlich die der Duldung gehörten, _befolge, 
und fomit werde fih Sachſen am beften eben als hriftlicher Staat bewähren, 
wenn man den $. 7b; annehme. Der Staat beftche aus feinen Bürgern, 
nicht aus Grundſtuͤcken, fo wichtig diefe auch für ihn ſeyen, und die Beſorg⸗ 
niß, daß der geflattete Grumdbefig auch fremde Juden in das Sand ziehen 
werde, ſey unbegründer, da nicht Jedem, der im Sande anfäflig fey, auch) 
der Aufenthalt -im Lande geftattet zu werben brauche. Nichts werde fo fehr 
dazu beitragen, die Juden den Ehriften zu affimiliren, fie an den Staat zu 
feffeln und zu guten Bürgern zu machen, als der Grundbefig, deffen Geftat- 
tung daher recht eigentlich dem Zwecke des Geſetzes enefpreche, und felbft wenn 
alle andern Paragraphen verworfen worden wären, würde mindeftens die Ges 
flattung der Erwerbung von Grundftücden in der von der Depufation vorges 
fhlagenen befchränften Maafe zu wuͤnſchen feyn. Diefe Befchränfungen ſeyen 
feinesweges fo weit zu umgehen, daß ein Schacher mit Grundſtuͤcken möglich 
werde, wohl aber werde die Zulaffung der Juden die Concurrenz und fomit 
ben Begehr nach Grundſtuͤcken vermehren, mithin die Preife heben und dem - 
dermaligen chriftlihen DBefigern auf diefe Weife indirect nügen. Das Beifpiel 
anderer Staaten möge man nicht anführen, denn bort gebe es Befchränfungen 
und Vorſichtsmaasregeln, wie fie die Deputation vorſchlage, nicht, und wenn 
der den Juden bisher ſchon unter fremden Mamen geftattete Grundbefig feinen 
Nachtheil gehabt habe, fo fehe man nicht ein, was es fhaden folle, wenn das, 
was bisher heimlich gefchehen fen, nunmehr auch offen geftattet werde. 

Herr Staatsminifter Moftig verfichert, daß die Degierung auch diefen 
Punct forgfältig erwogen, ſich jedoch überzeugt habe, wie der Grundbeſitz nicht 
dazu beitragen fönne, die jüdifche Bevölferung an ein mit örperlicher Anſtren⸗ 
gung verbundenes Leben zu gewöhnen, wie er alfo über den Zweck des Geſetzes 
hinausgehe, und wie man fich gerade hier vor allem, was darüber hinausgehe, 
zu hüthen habe, 

Herr Domherr D. Günther nimmt hierauf fein beim Beginn diefer De 
batte geftelltes Amendement zuruͤck, da «8, fo wenig er auch dabei irgend ein 
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Bedenken finde; doch am Ende die Annahme des 9. 7b. gefägrden zu koͤnnen 
feine, und erbitter ſich ſodann noch 

Here Generalleutnant von Miltitz Auskunft darüber, wie es gehalten wer: 
den ſolle t went 

a.) einem Juden ein Grundſtuͤck durch Schenkung oder Vermaͤchtniß zus 
fallen folte, ingleichen 

b.) wenn ein Jude zur Rettung feiner Forberung ein zur —— 
gediehenes Grundſtuͤck erſtehen muͤſſe. 

Der Herr Referent ergegnet hierauf, wie in dem erſten dieſer Säle das 
Grundftüc werde verfauft werden müffen, im zweiten aber der Jude als Er: 
ſtehet des Grundſtuͤcks nicht auftreten dürfe, und äuffere er ſodann noch zur 
Empfehlung des Vorſchlags der Majorirät, daß der Zweck des im Jahre 
1834. gefchehenen Antrags auf Vorlegung eines Geſetzes über die bürgerlichen 
Verhältniffe der Juden wohl in der Erfüllung der Pflichten der Humanität 
gelegen habe. Diefen fey jede zweckloſe Beſchraͤnkung entgegen, und da Mie: 
mand einen wirklichen Machtheil anzuführen vermocht habe, den man von ber 
Annahme des $. 7h. zu beforgen habe, fo fen fein Grund vorhanden, wel: 
cher es rechrfertige, wenn man den Juden den Sebensgenuß verfagen wolle, 
welcher unverkennbar in dem Beſitze und der Bewohnung eines eigenen Grund: 
ftücks liege. Den bereits zurücgenommenen Vorſchlag des Herrn D. Günther 
würde auch er bevenflih gefunden haben, und es würde für ben vorliegenden 
Zweck genügt haben, wenn man nur die Worte beigefügt hätte: „Bei ber 
Veräufferung aber ift ihm der Vorbehalt eines Unterpfandsrechts geſtattet“, 
er befcheide fih aber, daß hierauf jegt, wo der Schluß der Debatte bereits 
erfolge fen, ein Antrag nicht mehr geftelle werden könne. 

Als hierauf der Herr Präfivent Die Frage auf den $. 7b. ſtelt, wird 
letzterer, 
mit 23 Stimmen gegen 9, 
abgelehnt, und aͤuſſert ſodann Se. Königliche Hoheit Prinz Johann, wie es 
mindeftens nothmwendig ſeyn werde, den Juden die Acquifition folcher Realge: 
rechtigkeiten zu geftatten, welche zur Betreibung der ihnen nachgelaffenen Ge- 
werbe norhwendig ſeyen. Er ſchlage deshalb folgenden Zufatzartifel 

$. 7e. der jedoch nunmehr $. 7b. werde, vor: 

Den Juden ift’es geftattet, die zu ihrem Gewerbe erforderlichen Real⸗ 
gerechtigfeiten in den $. 1. gedachten Städten zu erwerben. 

Dieg wird unterftügt. und, nachdem die Nothwendigkeit eines ſolchen Zu: 
ſatzes namentlich von Herrn Stellvertreter D. Deutrih und dem Herrn Refe⸗ 
renten anerkannt, zugleich jedoch bemerkt worden iſt, wie nach Abwerfung des 
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$. 7b. Realgerechtigkeiten, die umgertrennlich mit Grundſtuͤcken verbunden. fepen; 
von Juden allerdings nicht würden erworben werben koͤnnen, 
von 29 Stimmen gegen 1, 
angenommen. 
‚Eben fo findet 
$. 8. dem die Deputation beigetreten iR, ohne. Abänderung des Gefek: 
Entwurfs, 
- mit 29 Stimmen gegen 1, 
Genehmigung. | 
So kann man num zu dem Eingange bes Geſetzes zurückfehren, über wel: 
ben geftern der Beſchluß ausgefegt blieb. Die Deputation hat Seite 672 
des Berichts die. Weglaffung einiger Worte aus demfelben vorgefchlagen, fie 
überzeugt ſich jedoch felbft, daß.nunmehr, nachdem $. 7 b. Annahme nicht. ge 
funden hat, jene Worte beibehalten werben fönnen, und wird fobann ber Ein: 
gang des Geſetzes unverändert, wie er fih im Entwurfe findet, 
mit 29 Stimmen gegen 1, 
angenommen. 

Mod ift die wichtige Frage, wegen — gemiſchter Heirathen zwi⸗ 
ſchen Juden und Chriſten uͤbrig. Die bereits ſehr vorgeſchrittene Zeit geſtat⸗ 
tet nicht mehr, ſie noch heute zur Discuſſion zu bringen, man beſchließt aber 
deſſen ungeachtet die Hauptabſtimmung über das Geſetz fofort vorzunehmen. 

‚Die Herren Minifter und Königliher Commiffar treten daher ab, und 
es ftelle der Herr Präfident die Frage: 

Nimmt die Kammer das berathene Geſetz in der Maafe, wie fi) 
ſolches in feinen einzelnen Theilen durch die gefaßten Befchlüffe geftal: 
tet hat, nunmehr an? 
und antworten darauf beim Namensaufrufe 
25 Stimmen mit Ja, 5 mit Dein, 

Hiermit ſchließt die heutige Sigung umd |es beſtimmt der Herr —n 
zur Tagesordnung für die mächfte 

a.) den Reſt des Deputationsberichts über den heute berathenen Gegen. 
ftand, und bie Berichte der dritten Deputation über 

b.) ben Antrag des Herrn Gerichtsdirectors Hähnel wegen Veranſtaltung 
eines Holzverkauſs im Einzelnen, ſo wie 
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über den Antrag bes — Herrn Zece wegen —— der Schuß- 
unterthänigfeit und des -Stuhljinfes. .- - 


Miedergefehrieben von 


Ernft Guſtav von Gersdorf. Ernft Friedrich Hark, 
D. Karl Fr. Günther. S. d. L. K. 
Peter Alfred Graf Hohenthal. 


KR 
Der Eingang des Geſetzes bleibt unverändert. 


67. 

Was die zünftigen Gewerbe betrifft, fo ift ven Juden auch die Erlan: 
gung des Innungs- und Meifterrechts und foldhenfals das Halten von Gefel- 
len und die Annahme von Schrlingen erlaubt. Die Zahl ſaͤmmtlicher jübifcher 
Meifter in Dresden und Leipzig foll das Verhaͤltniß der jüdifchen zur chriſtli— 
chen Bevölkerung nie überfteigen, während dagegen bie Beſtimmung ber bei 
den einzelnen Innungen zugulaffenden jüdifhen Meifter auf den Grund der 
darüber von den betreffenden Behörden abgegebenen Gutachten dem Ermeffen 
des Minifterii des Innern überlaffen bfeibt. 

Auch Hat daffelbe, wo fi die Nothwendigkeit zeigt ‚, über bie Zahl: der 
von einem jüdifchen Innungsmitgliede zu haltenden Gefellen und Lehrlinge be= 
ſchraͤnkende Vorſchriften zu ertheilm. Als Lehtlinge Fönnen ſolche nur Juden: 
fnaben annehmen. 

Denjenigen Juden, welche ein zünftiges, mit der eigenen Verfertigung 
von Waaren verbundenes Gewerbe betreiben, iſt nicht geſtattet, mit andern als 
den von ihnen ſelbſt gefertigten Waaren Handel zu treiben. 


$. 7h. 
Den Juden ift es geſtattet, die zu ihrem Erwerbe erforderlichen Realge— 
rechtigfeiten in den $. 1. gedachten Städten zu erwerben. 


$. 8. 


bleibt unverändert. 
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Den 24. April 1837. 
Gegenwärtig find: 
Se. Excellenz Here Staatsminifter von $indenau, 
Se. Excellenz Herr Staatsminifter Moftig und Jaͤnckendorf, 
Se. Epeellenz; Herr Staatsminifter von Zefhau, und 
Here‘ Geheimer Regierungsrath D. Günther. - 


Die anwefenden 29 Mitglieder der erften Kammer genehmigen das über die 
geftrige Sitzung aufgenommene Protocol und befchlieffen ſodann 
246. 
Vortrag aus der Regiſtrande. 
beim DBortrage aus. der Megiftrande, 

Mr. 265. eine Perition der Gemeinden. zu Schweifershain und fünf ans 
derer Orte um Erlaffung eines Gefeges wegen Verminderung des Wildftandes 
an die vierte Deputation abgeben zu laffen, wogegen 

Mr. 266. eine Petition ebenfalls der Gemeinden zu Schweifershain und 
fieben anderer Ortſchaften um Geftattung der Aufnahme ber Leiftungen für bes 
reits abgelöfere Dienfte in die Sandrentenbanf an die dritte Deputation verwies 
fon wird, da diefes Geſuch mit dem Gegenftande des der erwähnten Deputa⸗ 
tion zur Begutachtung bereits zugewicfenen Antrags des Abgeorbneten der 
zweiten Kammer Herrn Scholze in naher Beziehung zu ſtehen fcheint. 

Mr. 267. der Bericht der erften Deputation, das Königl. Decret wegen 
der Vorlegung eines Handelsgefegbuchs betreffend, ift bereits gedruckt und fol 
des Mächften auf die Tagesordnung gebracht werben, 

Mr. 268. aber, ein Protocollertract der zweiten; Kammer vom 19. April, 
den Ancheil der Stadt Leipzig an dem Ertrage der Sandeslotterie betreffend, 
fol an die zweite Deputation abgegeben werden. 

Endlich ift noch 

Mr. 269. ein erneuerter Antrag ber Katholiken zu Zifchfowig und Selſch⸗ 

wis wegen ihrer Zuzichung zum Gödaer Parochialverbande eingegangen, 

und es erklärt Herr Biſchof Mauermann, mie er fein Bedenken trage, 
diefe ihm zur Mebergabe zugefendete Perition zu der feinigen zu machen, welche 
bereits bei vorigem Landtage angebracht, jedoch damals nicht erledige wor: 
den ſey. 

Unter ſolchen Umftänden wird die Sache an die dritte Deputation ver- 
wieſen, und erfolgt hierauf 


247. 
Beurlaubung, Entfhuldigungen. 

die Anzeige, daß Herr Fürft Neuß und Herr Rittmeiſter von Hartitzſch für 
heute durch dringende Geſchaͤfte entſchuldigt ſeyen. Herrn Klofiervoigt von 
Polenz wird der gebetene Urlaub vom 1. bie 6. Mai bewilligt. 

Den erften Gegenftand der heutigen 

Tagesordnung, 

zu welchen man nunmehr gelangt, bildet 
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Schlußberathung wegen des Geſctzes üter die bürgerlichen Verhaͤltniſſe 
der Yuten, 
die Schlußberarhung über den Bericht der erften Deputation, betreffend ben 
Gefeg » Entwurf wegen der bürgerlichen Verhäleniffe der Juden. 

Es ift nur noch der letzte Theil diefes Berichts übrig, welcher den An: 
trag [ber Minoritaͤt der Deputarion betrifft, daß die Staatsregierung erfucht 
werden möge, die Frage wegen gefeklidher Geftattung der Ehen zwiſchen Ehri: 
fin und Juden in forgfältige Erwägung zu ziehen und das Ergebniß derſel— 
ben den Ständen fünftig mitzueheilen. Nachdem der Meferent, Herr Bür: 
‚germeifter Ritterſtaͤdt, auch diefen Theil des Berichts vorgetragen hat, erbittet 
ich 
2 Herr Vürgermeifter Wehner das Wort, um die Anſicht der Majoritär, 
welche dem erwähnten Antrage entgegenftcht, zu verfheidigen. Er fen, bemerkt 
er, überhaupt Fein Freund gemifchter Ehen und um fo weniger bei Juden, da, 
fo viel er wiffe, der Jude fein von einer Chriſtin gebohrenes Kind für ausge: 
ſtoßen von feinem Stamme halte. Heirathen dieſer Art dürften überhaupt 
nicht leicht, mindeftens ſehr felten, vorkommen und wäre dieß ja der Fall, fo 
möchten ihnen wohl meift unlautere Abfichten zum Grunde liegen. Die Re— 
gierung habe das vorgelegte Geſetz wohl erwogen, man möge über das, was 
von ihr vorgefehlagen worden, nicht hinausgehen, mindeftens vor allın Din— 
gen den Erfolg der bereits beſchloſſenen Maasregeln abwarten. 

Ebenfalls gegen den Vorſchlag der Minorität erklärt fih Herr von Zieg- 
Ir. Die Minorität wolle die Juden durch die Verheirathung mit Chriftin= 
nen zur hriftlichen Kirche führen. Er lobe den Zweck, koͤnne aber die Maag: 
regel nicht billigen, da die Verbefferung der Juden und ihres bürgerlichen Zu— 
ftandes ‚nur von ihnen felbft, nur aus ihrem Innern ausgehen fönne Der 
Jude werde die Ehe mit einer Chriftin niemals für etwas Anderes als für 
einen Concubinat anerkennen, und er halte es für eine Schmach, ihnen dieß 
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gleichſam anzubieten. Da die Juden nicht durch die Chriften, fondern burch 
ſich felbft, dur den Talmud gefunfen feyen, fo müßten fie fi) vor allen Din: 
gen auch felbft wieder erheben, und nur falfche Paisfeteme fönnten ein An⸗ 
beres verlangen. 

Herr Wicepräfident von Ammon erklärt fü ö bierauf ebenfalls gegen ben 
Vorſchlag der Minorität, aus Gründen die in der Gefchichte, in der Natur 
der Sache, und in dem mwohlverfiandenen Intereſſe der Juden wie der Chris 
ften lägen. Zuvörberft habe ſich weber bei den Ehriften noch bei ven Juden 
ein Verlangen nach ſolchen Ehen oder ein Beduͤrfniß verfelben gezeigt. Die 
Juden namentlih fönnten und dürften ein ſolches Verlangen nicht Auffern, 
wenn fie nicht aufhören wollten, Juden zu ſeyn. Es fiche ihnen hier ein - 
ausprücliches Verbot entgegen, was während ihres Exils zwar verletzt, mach: 
her aber durch Zurücfendung der mit nah Paläftina gebrachten heidniſchen 
Frauen wieder in feine Rechte eingefegt worden fey. Den Chriſten ſtehe ein 
abfolutes Verbot der heiligen Schrift nicht entgegen, was ſchon deshalb nicht 
der Fall feyn koͤnne, weil das Chriftenehum zur Allgemeinheit beftimme fen, 
auch habe bei den erften chriftlichen Gemeinden der Fall gemifchter Ehen mit 
Heiden und Juden vorkommen müffen. Später, als ſich die chriſtliche Kirche 
zur Selbftftändigfeit gebildet, habe ſich das aber geändert, Kirche und Staat 
hätten die gemifchten Ehen verboten und fie feyen zuweilen felbft für Verbre— 
den angefehen worben. Diefe Gründe würden nun auch durch die Argu- 
mente der Minorität Feinesweges widerlegt. Sie berufe fih auf das Bei: 
fpiel anderer Staaten. mn den meiften derfelben fey die Sache nur noch ein 
Verſuch, in Rußland aber, auf welches man hier vorzüglich verweiſen koͤnne, 
in einem Staate, wo 30 bis‘ 40 verfchiedene Eonfeffionen beftünden, malte: 
ten freilih ganz andere Ruͤckſichten und Verhaͤltniſſe ob. Dortige Einrich: 
tungen in Sachſen zur Anwendung zu bringen, fey ein ſehr gewagter Verſuch. 
Die Minorität fehe ferner die Ehe für ein Mittel zur Befoͤrderung der Eivi- 
liſation unter den Juden an. Die Ehe fey aber felbft ein Zweck, und uns 
möglich fönne man fie als bloßes Mittel gebrauchen wollen, namentlih wenn 
es bloße Eivilifation, blos den Auffern Schein wahrer Eultur gelte. Der 
Erfolg der gemifchten Ehen werde gerade ein fehr trauriger ſeyn, beide Theile 
würden ihren Glauben aufgeben, und ihre Kinder würden weder Juden noch 
Ehriften vielmehr eine Art von Amphibien feyn, vor denen man ſchaudern 
mäffe.- Schade mın am Ende auch der Antrag der Minorität nicht, fo führe 
er doch die Megierung in Verfuhung und gewäßre den Ständen nicht die 
Beruhigung, etwas Nuͤtzliches beantragt zu. haben, und deshalb wuͤnſche er, 
daß der Vorſchlag zurückgenommen ober abgelehnt werde. 

Zweite Abtheilung. 1. 36, 93 
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Die Minorisät, ergegmet hierauf Here Domferr D. Günther, habe ja 
noch feinesweges die Zulaffung gemifchter Ehen beantragt, fie habe nur die 
Sache von der Regierung erwogen zu fehen gewuͤnſcht, und um dieß zu recht: 
fertigen, werde e8 weiter nichts bedürfen, als nachzuweiſen, daß die Frage über 
die. Zweckmaͤſigkeit folder Ehen eine noch zweifelhafte ſey. Die gehörten Med: 
ner wollten eine gemifchte Ehe niche für zulaͤſſig erkennen, fie nicht bulden, 
aber täglich könne es kommen, daf ein Theil eines. jüdifchen Ehepaars zur 
chriſtlichen Religion übertrete, oder ein Ehepaar gemiſchten Befennmiffes aus 
einem. andern Staate einwandere, und ſchwerlich werde man ein ſolches Ehe: 
» band fofort trennen fönnen und wollen. Schon bie muͤſſe jeigen, daß der 
Antrag nothwendig ſey. Für firzlich unguläffig koͤnne man eine foldhe Ehe 
nicht halten, da das verfihiedene Bekenntniß eine dem Zwecke der Ehe entge- 
gentretende Scheidewand nicht bilde, auch ſehr leicht der eine Theil den andern 
bewegen koͤnne, zu feinem Glauben uͤberzutreten. Daß ſich eim Werlangen 
nah Geſtattung folsher Ehen in Petitionen nicht ansforechen Fönne, liege in 
der Matur der Sache und der geringen Zahl derer, die an der Sache ein ſpe⸗ 
eielles Intereſſe haͤtten, allein er zweifele nicht, daß die Sache von Erfolg 
ſeyn werde, da felbft der firenggläubige Jude, wenn auch nicht feinem Sohne 
doc feiner Tochter unbedenklich geftatten werde, die Ehe mit einem Chriften 
einzugehen, wenn nur fie ſelbſt Juͤdin bleiben koͤnne. Er ſchlieſſe dieß aus 
ihm bekannten fpeciellen Fällen, und finde in der Geftattung folder gemifchten 
Ehen die Befreiung felbft der Chriſten von einer Schranke. 

Herr Megierungsrar von Carlowitz, der der Majorität der Deputation 

angehört, beforgt, daß eine ſolche gemifchte Ehe durch den gegenfeitigen Ein: 
fluß zum religiöfen Indifferentismus beider Theile führen, alfo beiden ſchaden 
we.de. Erfundigung über den Erfolg der Geſtattung bei andern Staaten 
fönne nicht von Erfolg ſeyn, da es ſich hier nicht um aͤuſſere Teiche in die 
Augen fallende Erfheinungen, fondern um das innere $eben, um der mora⸗ 
lifchen Zuſtand der Familien handele, we die Verſchiedenheit des Glaubens 
befiche. 

Nachdem Hierauf noch Herr Buͤgermeiſter Huͤbler bemerkt hat, wie die 
Geſtattung gemiſchter Ehen in Dänemark feit dem Jahre 1798. irgend nad: 
theilige Folgen nicht gezeigt habe, und er, fo fern die Staatsregierung nicht 
etwa fofore einen Aufſchluß in der Sache zu ertheilen im Stande wäre, de: 
ven naͤhere Erörterung allerdings nicht blos unſchaͤdlich fondern fogar fehr 
wünfchenswerth finde, duffert fich 

der Herr Deferent im Sinne der Minorität dahin, wie es in andern 
$ändern, wo gemifchte Ehen geſtattet ſeyen, an Erfahrungen nicht fehlen koͤnne, 
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die einen Maasftab zur Beurtheilung der vorliegenden Frage abgäben, ba ſich 
das innere häusliche Leben gar fehr durch ‚Auffere Erſcheinungen fund zu geben 
pflege. Der von der Minorität gebrauchte Ausdruck „Kivilifation”, welcher 
einen Anftoß gegeben habe, fey vom D. Klüber entlehnt, die Minorität habe 
demſelben als Zweck der gemifchten Ehen aber noch die chriſtliche Gefittung 
und die Möglichkeit der Hinuͤberfuͤhrung des jndifchen Theils zum chriftlichen 
Glauben beigefügl, und diefer könne wohl als unwuͤrdig nicht. betrachtet wer⸗ 
den. Daß endlich die aus ſolchen Ehen enefproffenen Kinder als Chriften 
erzogen ‚werben follten,- befage der Bericht ausdrüflih, und fo werde das 
chriſtliche Element. auch in folcher Ehe ſtets das vorberrfchende feyn. 

Als hierauf der Herr Präfident die Frage flellt, ob die Kammer dem 
Antrage der Minoritaͤt der Deputation hinſichtlich der gemifchten Ehen, wie 
ſich folcher Seite 685 finder, beitrete? wird dieß, 

von 23 Stimmen gegen 7, 
mit Mein beantwortet, und ift ver Antrag fomit abgelehnt. - 

Am Schluffe des Berichts wird nun noch ber Antrag des Stadtraths 
zu Dresden wegen Zuführung der Juden zum Gefindebienfte und Theilnahme 
des bei Juden dienenden chriſtlichen Gefindes am Gortesdienfte erwähnt, die 
Deputation glaubt vemfelben aber feine weitere Folge geben zu können, und ba 
Niemand eine andere Anfiche ausfpricht auch Herr Buͤrgermeiſter Hübler er: 
Flärt, in Betracht der unverfennbaren Schwierigkeiten einen Antrag nicht ftellen 
zu wollen, ſo bedarf es einer Abſtimmung zur Genehmigung der Anſicht der 
Deputation nicht. 

Somit ift num diefe Verathung beendigt, und ſollen die dießfallſigen Pro⸗ 
tocolle nebſt den im Deputationsberichte bezeichneten und den ſpaͤter eingelang⸗ 
ten Eingaben an die zweite Kammer befoͤrdert werden. 

Man geht nun zu andern Berathungsgegenſtaͤnden uͤber, wegen deren ein 
beſonderes Protocoll aufgenommen worden iſt, und hat Vorſtehendes anher 
aufgezeichnet 
Ernft Guſtav von Gersdorf. Ernft Friedrih Hark, 
Heinrih Graf von Einfiedel. S. d. J. K. 


Chriſtoph Friedrich von Ammon D. 
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Fortgeſetztes Protocoll 


über die am 24. April 1837. abgehaltene Sffentlihe Sitzung 
der .erften Kammer. 


_ Yufgeferhet vom Präfidio, betritt Herr Bürgermeifter Hark, nachdem zu: 
voͤrderſt von dem Unterzeichneren die weitere Protocolfführung in diefer Sigung 
übernommen worden, als Referent ber beiden ‚andern — auffer dein bereits 
abgethanen — nody auf der heutigen Tagesordnung ſich befindenden Gegen: 
ftände die Rednerbuͤhne und beginne zumächft 
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Berathung Aber den Bericht der dritten Deputation, den Antrag des 
Herrn Gerichtsdirectors Hähmel zu Nadeburg wegen — von 
Holzverlaͤufen im Einzelnen betreffend. 
mit dem Vortrage bes Berichts der dritten Deputation über ben Antrag des 
Gerihtsdirestors Herrn Hähnel zu Radeburg wegen Einrichtung von Holzver⸗ 
fäufen im Einzelnen unter poligeilich feftgefegter Tare. 

Von der zweiten Kammer ift nach Berathung diefer Petition der Be: 
ſchluß gefaßt worden, in Verbindung mit der erften Kammer bei der hohen 
Staatsregierung darauf anzutragen, daß die Organifation von Holzmagazinen 
in den fich dazu eignenden Städten und Dorfſchaften des Landes, wo der 
gleichen Anftalten nicht bereits beftehen, zu begründen verfucht werben möge. 
Die Deputarion der erften Kammer rathet nun aber der lettern an, dieſem 
Beſchluſſe nicht unbedingt beizutreten, fondern im Vereine mit berfelben den 
von dem Herrn Gerichtsdirector Hähnel angeregten Gegenftand der Staats 
vegierung zur Beachtung zu empfehlen und infonderheit-darauf anzutragen, daß 
fie da, wo es in geeigneten Städten und Dorfſchaften zur Zeit an Gelegen- 
heit fehle, Brennmaterial in ganz Fleinen Quantitäten ohne großen Zeirverluft 
und bedeutende Steigerung des Preifes zu erhalten, dieſem Mangel durd) 
paffende Maasregeln auf adminiftrarivem Wege abzuhelfen fi) bemühen, na⸗ 
mentlich auch DBeranftaltung treffen wolle, damit der Höcerhandel mit Hol, 
wo nicht allenthalben, doch mindeftens an Drten, an welchen er allein jene 
Gelegenheit darbieten, unter polizeiliche Tape un firenge Aufficht geftellt werde. 

Mit diefem Antrage erflärt ſich 

Herr Bürgermeifter Wehner, — zuerſt das Wort in der Sache 
nimmt, im Weſentlichen zwar und in fo weit er nicht die hinſichtlich des Hoͤl⸗ 
kerhandels mit Holze zu treffende Deranftaltung angeht, vollfommen einver- 
ſtanden. Was aber. die legtere besreffe, fo könne er folche befonders in gröfs 
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fern Staͤdten durchaus nicht für ausführbar halten, da der Holzhandel nicht 
zum bürgerfichen Gewerbe gehöre, und man bie $eute, welche ihm betrieben, 
in der That oft faum dem Mamen nad fenne. Brächten übrigens Taxen 
überhaupt feinen Vortheil und ſey er’ deshalb ſchon im Allgemeinen gegen 
alle Taren, fo fey hierbei auch noch befonders zu beachten, daß Holztaxen ge: 
wiß ihre ganz eigenthuͤmlichen Schwierigkeiten hätten und wohl eben fo ſchwer 
feftzufegen als zu handhaben feyn würden, fo daß von ihnen am Ende wenig 
ober gar fein Erfolg zu erwarten ſtehe. Aus diefen Gründen müffe er daher 
unbedingt gegen den erwähnten Antrag der Deputation flimmen, und bieß 
zwar um fo mehr, als ohnehin der Anträge ſchon fo viele an die Staatsres 
gierung geftellt worden wären, daß felbige faum mit diefen werde durchkom⸗ 
men fönnen, mithin nicht zu wünfchen fey, daß beren noch mehrere von bes 
nen fich fein Erfolg verfprechen laffe, geftellt und ver Landtag dadurch verlän- 
gert werde. Eben um beswillen trage er aber auch zugleich darauf an, daß 
das Gutachten der Deputation bei der Abftimmung gefpaltet und auf den 
letzten Theil deffelben, welcher die wegen des Höckerhandels mit Holze zu trefs 
fende DVeranftaltung angehe, eine befondere. Frage gerichter werde. 

In ähnlichem Sinne fpricht fich auch | 

Herr DBürgermeifter Ritterſtaͤt aus. Auch er glaubt, ſich feinen guͤn⸗ 

fligen Erfolg von einem ſolchen Antrage verfprecen zu können. Die Aus: 
führung deffelben werde jedenfalls dem Staate viel foften: denn ben Gemein: 
den fönne man fie. doc nicht aufbürden, fondern fie hoͤchſtens nur von deren 
guten Willen erwarten. Ganz muͤſſe er aber dem vom Herrn Vürgermeis 
ſter Wehner hinſichtlich der Taxen geäufferten Bedenken beitreten, da jede folche 
Tape, man möge fie nun ‚nach dem Maafe ader Gewichte des Holzes beftim: 
men, immer mausführbar oder mwenigftens ‚mangelhaft bleiben werde. Die 
freie Eoncurrenz halte er, wie alerwärts, fo aud hierbei ftets für das Zu: 
träglichfte. ; | 

Entgegengefegter Anſicht iſt 

Herr von Einſiedel. Er tritt dem Gutachten der Deputation vollſtaͤn⸗ 
dig bei und bemerft, daß er felbft ſchon in feinem früheren DBerufsverhält: 
niffe ähnliche Anträge, überzeugt von deren Miüslichkeit, zur. Genehmigung der 
höheren Behörde geftellt, dabei indeß auch nicht die Schwierigfeit ihrer Aus: 
führung verfannt habe. Mur eines Mebenpunctes mäffe er hier noch befon- 
ders Erwähnung thun, des Umftandes nämlich, daß das Hol; von denen, die 
es im Walde Iefen, häufig wieder verfauft werde. Dem nun zu begegnen, 
halte er für hoͤchſt noͤthig, und wuͤnſche daher, daß in dem wegen des Forit: 
ſchutzes und. der Holdiebftähle noch auf diefem Landtage zu erwartenden Ge 
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ſetze auch auf die Anfäufer ſolchen — Holzes ganz beſondere Ruͤckſicht 
genommen werden moͤge. 
Hiermit ſtimmen auch 

Herr von Pflugt ſo wie Herr Graf von Einſiedel, den — Uebel⸗ 
ſtand, der auch im ihren Gegenden zu gerechten Klagen Anlaß gebe, allenthal⸗ 
ben beftätigend, aufs vollftändigfte überein, 

. Here DBürgermeifter Hübler aber fett noch ber Wehnerſchen Aeufferung 
entgegen, daß zwar auch am hiefigen Orte Niemand umbedingt genoͤthigt werde, 
auf. den Handel mit Holz das Bürgerrecht zu erwerben, daß aber wohl ver: 
gleichen Händlern ausdrückliche Conceſſionen errheilt würden Was. übrigens 
die Taxen betreffe, fo ſey nicht zu vwergeffen, daß das Holz ein eben fo nöthi- 
ges Beduͤrfniß, als: das Brod und andere den Taxen unterliegende Gegenftänve 
ſey, daher aud) eine Tare für felbiges gleich gerechefertigt erjcheine, 

Da Miemand hierauf weiter das Wort nimmt, fo bemerfe endlich nod) 
zu Widerlegung der erhobenen Einwendungen 

der Herr Deferent: Nicht für die Aufſicht über den Holshandel im Al: 
gemeinen fondern nur fir die über den Höcerhandel mit Holze habe die De: 
putation ſich ausgeſprochen. Sie habe auch geglaubt, daß die Tare Fleinerer 
Quantitäten Holzes ſich eben fo gut als die eimer Klafter werde beftimmen 
laſſen und es hätten ihr Hierbei felbft Erfahrungen zur Seite geftanden, welche 
für die Ausführbarfeit der Sache ſpraͤchen. Hier fey es weder auf das Gewicht 
noch auf die Zahl der Siheite angefommen. Uebrigens halte er felbft va: 
für, daß, ba das Holz eines der dringendſten Beduͤrfniſſe ſey, auch jedem 
Mangel deffilben, foviel möglich, geftenere, darum alfo von der Regierung 
den Obrigkeiten allenthalben DBeranlaffung gegeben werden muͤſſe, diefem Ge: 
genftande ſtets die größte Aufmerffamfeit zu widmen und dem Mangel diefes 
Beduͤrfniſſes thunlichſt zu begegnen. 

Ehe hierauf der Herr Praͤſident zur Fragſtellung verſchreitet, erhebt ſich noch 

der Herr Staatsminiſter von Noſtitz, um zu bemerken, daß vorlaͤngſt 
fhon die Regierung den fraglihen Gegenftand auch ihrer Seits in Erwägung 
gezogen habe, und daß deshalb bereits wiederholte Communicarionen unter det 
Minifterien flattgefunden haͤtten. Nicht verſchweigen koͤnne er jedoch, daß 
nach den beigegangenen Berichten der Unterbehoͤrden ſich hierbei und nament: 
lich in Bezug auf die Beſtimmung von Taxen viele Schwierigkeiten gezeigt 
hätten. Indeß werde Die Negierung, wenn ein Antrag, wie der hier geftellte, 
an fie gebracht werden follte, denn doch nicht anfichen, auch deshalb noch 
. weitere Erörterungen in der Sache. anzuftellen. 
Mac diefer Erflärung des Herm Staatsminifters richtet nun 
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ber Herr Präfident zuvoͤrderſt die Frage auf den erſten Theil des nach 

dem Antrage des Herrn Bürgermeifters Wehner gefpalteten Gutachtens der 
Deputarion mit den Worten: 

Nimmt die Kammer den ©. 647 des Deputationsberichts enthal⸗ 

tenen Antrag von den Worten: es wolle ꝛc. bis zu den Worten: 

abzuhelfen ſich bemühen, an? 
und es wird ſolche 

einſtimmig 
bejaht, dagegen die Kammer den zweiten Theil des Antrags von den Worten: 
namentlich auch zc. bis zu dem Schluffe deffelben, auf die hierüber an fie gerich⸗ 
tete Frage, 

nur mit 16 gegen 12 Stimmen, 
annimmt. 

So koͤnnte man num eigentlich zur Abftimmung durch Mamensaufruf in 
diefer Angelegenheit verfchreiten, die Kammer befchließe jedoch folche einftweilen 
und bis zum Schluffe ver Sigung noch ausjufegen und fogleich zur Verhand⸗ 
lung über den legten auf der Tagesordnung ftehenden Gegenftand, 

250. 
Verhandlung über den Antrag des Abgeordneten Herrn Zifche wegen 
der Schutzunterthaͤnigkeit und tes Stuhlzinſes. 
den Bericht der dritten Deputation über die Petition des Abgeordneten Herrn 
Zifche wegen der Schugunterthänigfeit und des Stuhlzinfes überzugehen, den 
Herr Bürgermeifter Hart ebenfalls als Referent in der Sache vorzutragen hat. 

Es zerfällt aber diefer Bericht in zwei Hauptabſchnitte. Der erfte be: - 
teiffe die Schutunterthänigfeit und es wird darinn der Kammer angerathen, 
dem Befchluffe der zweiten Kammer beizutreten, welcher dahin gerichtet ift, daß 
in Verbindung mit der erften die hohe Staatsregierung erſucht werden möge, 
dahin WBeranftaltung zu treffen, daß die fogenannte Schugunterehänigfeit in 
der Oberlaufig nebft aflen daraus hervorgehenden Verbindlichkeiten in Wegfall 
gebracht, auch darüber, eb und welche Entſchaͤdigung den Schutzherrſchaften 
für diefe zeitherigen Leiſtungen, forveit fie auf befonderen Erwerbstiteln beruhet 
haben, zu gewähren fen, gefeglihe Beftimmungen getroffen und hierüber der 
Ständeverfammlung, fobald als - "möglich, der Entwurf zum Behuf ihrer Er: 
klaͤrung vorgekgt werde. 

Da hierbei Niemand das Wort ergreift, fo fielle der Herr Präfident fo: 
fort die Frage: 

Tritt die Kammer dem Deputationsgutachten, wie ſolches ſich Seite 
653 des Berichtes findet, bei? 
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und es wird foldhe 
einhellig 

bejaht. 


Noch hat aber die Deputation bei dieſer Gelegenheit einige andere hier- 
mit nahe verwandte Seiftungen, den Theilſchilling, Vorfang und die fogenann- 
ten Quittirfreuzer zur Sprache gebracht und Seite 656 hres Berichts dar⸗ 
auf angetragen, 
daß die Kammer in Verbindung mit der zweiten die hohe Staats: 
tegierung auch um Errheilung gefetlicher Vorſchriften über die Ab- 
loͤſung diefer Seiftungen und Vorlegung eines desfallfigen Gefet : Ent: 
wurfs erfuchen möge. 
Auch hierüber verlange Miemand das Wort und es Fann ber Herr Prä- 
ſident daher ohne Weiteres fogleich zu der Frage felbft verfchreiten: 
Tritt die Kammer dem Gutachten der Deputation auf der 656. 
Seite ihres Berichts bei? 

auf welche ebenfalls 
ein einftimmiges Ya 

erfolgt. 


Vielfache Widerfprüche erfährt dagegen der zweite Theil bes gebachten 
Berichtes, welcher die Aufhebung des Stuhlzinfes betrifft und wobei die Mas 
jorität der Deputation ihrer Kammer anrärh, - 

dem von der zweiten Kammer gefaßten Befchluffe beizutreten und die 
Regierung zu erfuchen, daß fie die Frage über Aufhebung oder Ab: 
löfung des Stuhlzinfes in Erwägung ziehe und der Staͤndeverſamm⸗ 
lung vießfalls einen Geſetzvorſchlag verlege. 

Zuvoͤrderſt erhebt ſich 

Herr von Poſern hiergegen und bemerkt: ihm ſeyen Orte genug befannt, 
wo ſich die Zahl der Weberftühle auch in der neuern Zeit noch bedeutend ver: 
mehrt habe, und wo daher für diejenigen, welche diefen Zins zeither zw erhe: 
ben gehabt hätten, aus beffen Aufhebung allerdings ein nur um fo empfinöli- 
cherer DVerluft enrftchen werde. Er fönne alfo im diefem Antrage nur eine 
abermalige nicht unwichtige Befchränfung der gutsherrlichen Mechte fehen und 
müffe daher auch, wie er ſchon in der Deputation gethan, demfelben aus den 
von ihm im Berichte felbft bereits angezogenen - Gründen ſchlechterdings wider: 
fprechen, auch hierbei noch befonders erwähnen, daß diefe Stuhlzinfen nicht 
erwa blos in der Oberlaufig hergebracht wären, fondern daß dergleichen auch 
an vielen Orten Schlefiens erhoben würden, 

Diefer Aeuſſerung treten hierauf auch 
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Herr von Ziegler und — von Polenz durchgängig bei. Erſterer ge: 
denkt infonderheit noch, daß der Stuhlzins nicht etwa von allen vorhandenen 
Stühlen ohne Unterfchied entrichtet werden mäffe, fondern nur von denen, wel: 
he wirklich im Gange wären und baf er eigentlich doch nichts anderes fey, 
als ein fogenanntes Concefjionsgeld, das, wenn man nicht aufs Neue die geöf: 
feren Grundbefiger in ihren wohlhergebrachten Mechten, deren Schuß ihnen 
in der Conſtitution eben fo wohl wie den echten der Fleinern Grundbefiger 
jugefichert worden ſey, empfindlich Eränfen. wolle, ihnen durchaus nicht entzogen 
werden fönne. Letzterer aber glaubt, daß felbft die Mehrzahl der Weber an 
deffen Aufhebung Fein Intereſſe haben werde, daß ferner der Fall einer Abloͤ⸗ 
fung bier, wo von einem bloßen Geldgefälle die Rede fey, nach dem Ablöfungs: 
gefege gar nicht ftattfinden, am wenigften aber für diefen Gegenftand eine 
einfeitige Provocation zugeftanden werden fünne, fo wie endlid, daß jedenfalls 
ein folches Gefeg, das auf die Aufhebung des Stuhlzinfes gerichtet werden 
ſolle, zuvoͤrderſt den Provinzialftänden der Oberlaufig der beftchenden Werfaf " 
fung nad) werde vorgelegt werben müffen. 

Auch 

Herr von Carlowitz ſtimmt der Anſicht der Minoritaͤt bei, jedoch nicht 

aus den von ihr angeführten Gründen, da ein ſolcher Stuhlzins, in fofern er 
nach der Zahl der gangbaren Weberftühle fteigend und fallend fen, allerdings 
den Leiſtungen gar ſehr gleiche, welche an, vielen Orten von den Unangefeffenen 
zu entrichten feyen und die doch gleichwohl ‚nach dem Ablöfungsgefege von den 
Gemeinden ebenfalls abgelöfeet werden fönnten, wohl aber um beswillen, weil 
überhaupt Feine Geldleiftung nad diefem Gefege zur Ablöfung fommen follte. 

Eben fo äuffert auch hierauf noch 

Herr Staatsminifter von Zeſchau: Allerdings ſcheine man hinſichtlich der 

Ablöfungen jetzt wohl auf dem Puncte zu ſtehen, daß man fich mit Recht 
daran erinnern müffe, wie man auch im Guten leicht zu weit gehen Fönne. 
Wäre von einer ungewiffen, die Unterchanen drücenden Abgabe die Rede, 
fo würde nicht ohne Grund an deren Aufhebung gedacht werden koͤnnen; das 
fey aber nicht der Fall, fondern das fragliche Gefäll beftände in einer beftimm- 
ten Geloleiftung, die wie alle Geldleiftungen der Ablöfung nicht unterworfen 
wären. Meberdieß würben bei näherer Erwägung des Gegenftandes Seiten 
der Regierung fi gewiß mannichfahe der Sache eigenthuͤmliche Schwierig: 
keiten herausftellen, und die Mehrzahl der. Weber fich unftreitig in nicht ge- 
ringer Verlegenheit befinden, wenn die Ablöfung der Stuhlzinfen angeordnet 
und die Provocation deshalb geftattet werden fole. Er könne daher auch bei 
dieſem Gegenftande nur die größte Vorſicht anrathen. 

Zweite Ahtheilung. 1. Bd. 99 
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Zum Schluffe begegnet noch 
der Here Referent ben einzelnen gegen das Gutachten der Deputation 
gemachten Einwendungen mit Folgendem: Was das Vorbringen des Herrn 
von Ziegler und Klipphaufen betveffe, fo fey weder in dem Antrage der De: 
putation felbft noch auch im beren Berichte überhaupt eine Benachteiligung 
der Gutsperren in ihren Mechten zu finden. Anlangend aber den Einwurf 
des Herrn von Carlowitz, fo habe er dagegen nur zu bemerfen, daß keinesweges 
von der Deputation eine Abänderung des Ablöfungsgefeges von 1832. be 
zweckt worden fer. Allein es handele ſich hier nicht etwa um eine Grundab: 
gabe, fondern um eine nicht feſtſtehender Geldgefälle, deffen ſchwankenden Bes 
trag der Zinsberechtigte jedesmal erft am Schluffe des Jahres in Erfahrung 
bringen Fönne, und deffen Abköfimg daher beiden Theilen ohne Zweifel von 
Vortheil feyn werde. Der Vorwurf ferner, welcher der Deputation um des: 
willen gemacht worden, weil fie auch eine einfeitige Provocation für zuläffig 
erachten wolle, .diefer Vorwurf treffe zum Theil auch das Ablöfungsgefeg vom 
Jahre 1832. felbf. Ganz müffe er übrigens zwar dem beitreten, was der 
Herr Finanzminifter darüber geäuffert habe, daß man in der Wohlthat des 
Abtöfens am Ende denn doch wohl zu weit gehen Fönne. “Allein die Depu: 
tation habe ja auch den Gegenftand nur zur Erwägung ber Regierung fteflen 
sollen. Wer endlich bei der Ablöfung folder Gefälle gewinnen, wer verlie 
ven werde, das fig für jetzt allerdings durchaus nicht zu überfehen, von ver 
Erfahrung werde aber immer betätigt, daß jederzeit derjenige bei den Abloͤ— 
fungen die beften Geſchaͤfte mache, der fie am zeitigften vornehme. 
Derſelben Auſicht ift auch) 
der Herr Präfident und zwar unter der Bemerkung, daß ihm uͤberhaupt 
auch die Abloͤſung der Geldgefaͤlle von jeher hoͤchſt wuͤnſchenswerth erſchienen 
ſey. Auf die ſodann von ihm an die Kammer gerichtete Frage: 
ob fie dem Gutachten der Majoritaͤt ©. 659 ihres Berichts heitrete? 
erklaͤrt fich diefelbe jedoch, 
mit 15 gegen 12 Stimmen, abfällig. 

Es erfolgt hierauf, nachdem die Herren Minifter abgetreten, die Abkim: 
mung über beide in vorftehendem Protocolle verhandelten ae durd) 
Mamensaufruf und wird hierbei der erftere, 

mir 24 gegen 3 Stimmen, 
der letztere hingegen 
mit 26 gegen 1 Stimme, 
angenommen. 
Nah Wicbereintritt der Herren Minifter giebt annoch Herr Staatsmi: 
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nifter von Zeſchau in Beziehung auf den neuerlih vom Herrn D. Erufius 
in diefer Kammer geſtellten Antrag wegen WBermittelung des Austaufches der 
tandtagss Acten anderer beutfcher conſtitutioneller Staaten gegen - die bieffeiti- 
gen die Erflärung ab, daß Seiten der Staatsregierung bereits die noͤthige 
dießfallfige Mebereinfunft ſowohl mit der Baierſchen als mit der Wuͤrtember⸗ 
gifhen Megierung getroffen worben ſey, mit ber Badenfchen demnaͤchſt aber 
ebenfalls eingeleitet. werden folle, und daß ber Kammer ſchon jest ein Erem- 
plar der Baierſchen Sandtagsverhandlungen zugehen werde. 

Hiermit und nachdem noch die Abgabe.der Protocofle über die in heutiger 
Sitzung gefaßten Befchlüffe an die zweite Kammer beftimmt worden, fett der 
Herr Präfident ben Beginn der morgenden Sitzung auf die 11. Stunde 
feſt und beſtimmt zur Tagesordnung 

den Bericht der erſten Deputation uͤber das allerhoͤchſte Decret an die 

Stände, den ſtaͤndiſchen Antrag auf Vorlegung eines Handelsgeſetz 

buches und Errichtung von Handelsgerichten in einzelnen Städten betreffend. 
Miebergefchrieben von 


Ernft Guſtav von Gersdorf. Ludwig von Zedtwig, 
Heinrih Graf von Einfiedel. S. d. J. K. 
Chriſtoph Friedrich von Ammon D. 


68. 
Den 25. April 1837. 
Gegenwaͤrtig iſt: 
Here Geheimer Juſtizrath D. Einert. 
Die Verſammlung beſteht aus 30 Mitgliedern der erſten Kammer. Sie 
genehmigt die von Herrn Gecretär von Zedtwitz und reſp. von Unterzeichnetem 
über die geftrige Sigung aufgenommenen Protocolle und faßt ſodann 
251. 
Bortrag aus der Regiſtrande. 


die nöthigen Beſchluͤſſe über die neueingegangenen Schriften. 


Zuvoͤrderſt iſt unter 
Mr. 270. ein Schreiben Karl Gottfried Siebers zu — eingegan- 
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“gen, worinn derſelbe barauf anträgt, feine in ber Sitzung vom 7.1. M. als 
unbegründet anerfannte Beſchwerde mit Einforberung ber Acten genauer zu 
unterfuchen, hierzu eine befondere Commiſſion nieberzufegen oder die Sache 
an ben Staatsgerichtshof zu übermeifen. 

Der in der Sache beftellt gewefene Meferent, Herr Bürgermeifter Gort: 
ſchald, giebt den Inhalt diefer Schrift, von welcher er vorher Einſicht ge: 
nommen hat, an, und da bie Kammer bie barinn gemachten Anträge eben fo 
wenig für zuläffig erkennen, als vom der am 7. I. M. genommenen Anficht 
abgehen kann, fo befchließt man, die Eingabe lediglich an die zweite Kammer 
abzugeben, bei welcher ſich Siebers erfte Eingabe gegenwärtig befindet. 

Es find demmächft zwei Protocollertracte der zweiten Kammer vom 20. 
April eingegangen, wovon der eine 

Mr. 271. die materielle Prüfung der auf die Jahre 1831. bis 1833. 
abgelegten Rechenſchaft, der andere 

Mr. 272, die ftändifhen Ergänzungswahlen betrifft. 

Der erfte fol an die zweite, der letztere aber an die erfte Deputation ver: 

wieſen werben, und beftimmt man enblid noch 

Mr. 273. eine Beſchwerde bes vormaligen Hausfchreibers zu Waldheim, 

Adolph Friedrich Holefcy, wegen feiner Entlaffung aus dem Staatsdienfte und 

angeblicher Nechtsverzögerung und Dechtsverweigerung, zur Abgabe am bie 

vierte Deputation. 


252. 
Beurlaubung, Entfchuldigung. 


Herr Biſchof Mauermann ift für heute entfehuldigt, Herr Kammerherr 
von Thielau aber wird für den 28. und 29. 1. M. beurlaubt. 


z 253. 


Abänderungen in der Schrift wegen des Gefeges Über die Neligionsibung 
der Juden. 


Herr Domherr D. Günther heilt demmächft der Verſammlung mit, wie bei 
der von Se. Könige. Hoheit dem Prinzen Johann entworfenen und in der 
erften Kammer bereits genehmigten ftändifchen Schrift, das Gefeg wegen dir 
Religionsübung der Juden betreffend, Seiten des in ber zweiten Kammer 
beftelle gewefenen Referenten einige Feine, lediglich ftyliftifche, Abänderungen 
gewuͤnſcht würden. Die Deputation habe fie durchgegangen, finde fie wenn 
aud nicht nörhig doch ganz unbedenklich, und ſchlage vor, die Kammer mög: 
ſich darüber nicht erft fpeciellen Vortrag erftatten laffen, fondern tiefe Abän- 


— 
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derungen im Vertrauen a die Verfiherung der. Deputation, daß dadurch 
an der Sache felbft irgend Etwas nicht geändert werde, genehmigen. 
Dieß geſchieha auch fofert 


einftimmig, 
und: verfchreitet man fobann zur 
, Tagesordnung, 
auf welcher ſich 
254. 


Berathung über das Könial, Decrt, den Antrag megen Worlegung eines 
Handelsgeſetzbuchs ſ. w. d. a. betreffend. 
die Berathung uͤber den Bericht der erſten Deputation, den vorhin geſtellten 
Antrag auf Vorlegung eines Handelsgeſetzbuchs und Errichtung von Handels: 
gerichten in einzelnen Städten betreffend, befindet. 

Herr Domherr D. Günther trägt biefen Bericht als Meferent vor, welcher 
drei verſchiedene Anträge enthält. 

Der erſte befindet ſich Seite 694 des Berichts und geht im Mefentlichen 
dahin, gegen die Spaatsregierung zu erflären, daß man vor ber Hand von 
dem wegen Vorlegung eines Handelsgefegbuchs geftellten Antrage abfehe, und 
eine Geſetzgebung in Handelsfachen erft mit oder nach einem allgemeinen Civilge- 
febuche zu erhalten wünfche. 

Der zweite Antrag, ebenfalls Seite 691 des Berichts, betrifft das Gefuch 
um Mittheilung über den Stand der Vorarbeiten zu einem Eivilgefegbuche und 
einer Prozeßordnung. 

Der dritte Antrag endlih Seite 692 geht dahin, die Einftimmung mit 
den hinfichtlich der Formirung von: Handelsgerichten aufferhalb Leipzig ausge⸗ 
ſprochenen Anſichten der Regierung auszudruͤcken, und es erlangen in allen drei 
Puncten die Vorſchlage der Deputation ohne ale Debatte 

einſtimmige 
Annahme, wie denn auch auf die Hauptfrage beim Namensaufrufe dieſe uͤber 
die einzelnen Puncte gefaßten UM nochmals 

einhellig 
genehmigt werden. 

Da die heutige Tagesordnung, der Abweſenheit mehrerer zu Referenten 
beſtellten Kammermitglieder wegen, anderweite Gegenſtaͤnde nicht enthält, fo 
hebt der Herr Praͤſident die Sitzung wieder auf und beſtimmt zur Tagesord- 
nung für übermorgen 

a.) den Bericht der zweiten Deputation über bie Gehaltsräcftände der Herren 
Eonferenzminifter und des Appellationsgerichts - Präfidenten, fo wie 
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bei der zweiten Kammer gefaßten formellen Beſchluͤſſe. 
Diefes fehrieb nieder 
Ernft Guſtav von Gersdorf. Ernſt Friedrich Hark, 
Graf Schoͤnburg. S. d. L K. 
Wilhelm Eberhard Ferdinand Pflugk. 





69. 
Den 27. April 1837. 


Gegenwaͤrtig ſind: 
Se. Excellenz Herr Staatsminiſter von Lindenau und 
Se. Excellenz Herr Staatsminiſter von Zeſchau. 


Es ſind 28 Mitglieder der erſten Kammer verſammelt, welche nach Vorleſung, 
Genehmigung und Vollziehung des Protocolls der legten Sitzung, 


255. 
Vortcag aus der Regiſtrande. 


beim Vortrage aus der Regiſtrande beſchlieſſen: 

Mr. 274. eine Petition der Bleicher zu Ohorn und Oberſteina, Chriſtian 
Gottlieb Nammers und Eonforten um gefeglihe Beftimmungen wegen Benugung 
der wilden Wäffer und 

Dr. 275. eine Petition Herrn Karls von Zenker zu Burfersdorf um Be: 
willigung einee Summe von jährlih 25,000 Thalern zur Berbefferung ver 
Landwirthſchaft, 

an die vierte Deputation abgeben zu laſſen, 

Mr. 276. aber, einen Bericht der erſten Deputation über den Geſetz- Entwurf 
wegen definitiver Gültigfeit des Gefeges vom 27. December 1833 f. w. d. a. 
betreffend, zum Druck zu befördern und fodann auf die Tagesordnung zu 
bringen. 

256. 
Benrlaubungen, Entfchuldigungen. 
Beurlaubt werden demnähft Here Biſchof Mauermann vom 30. April 
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bis 6. Mai, Herr von Pofern vom 1. bis 5. Mai, Herr von Miltitz auf 
den 1. und 2. Mai, Here Graf von Einfievel auf den 1. bis 31. Mai und 
Unterzeichneter vom 30. April bis 5. oder 6. Mai. Entſchuldigt find Herr 
Freiherr von Beuſt jun. als krank, desgleihen Here Biſchof Mauermann und 
Herr von Carlowitz für heute. 


257. 
Anzeige über mehrere vom der vierten Deputation ertheilte Beſcheidungen. 


Als Vorſtand der vierten Depuration zeige hierauf Herr Secretär von 
Zedtwitz an, wie biefe Dreputation vier verſchiedene an fie abgegebene Petitio- 
nen und Beſchwerden, namentlih Mr. 43. der Hanptregiftrande, die Petition 
Melchior Kirmfes zu Zwenkau wegen Abänderung der Schlachtſteuer, Ein: 
führung des 21 Gulden: Fußes u.f.w. Mr. 92. das Geſuch Karl Friedrich 
Zierolds zu Ortmannsdorf um feine Aufnahme in eine öffentliche Verſorgungs— 
anftalt, Mr. 111. das Geſuch Johann Gottfried Fifhers zu Dresden um 
Entſchaͤdigung wegen ‚feiner Entlaffung als Hof: Feuereffenfehrer und Nr. 171. 
die Beſchwerde Marien Elifaberh verchelichre Seliger zu Oderwitz über den 
Gang eines gegen fie anhängigen Nechtsfkreits, aus formellen Gründen one Be: 
richtserftattung zuruͤckgewieſen habe. 

Er trägt demmnächft darauf an, daß die unter Mr. 188, und 194. ein: 
gegangenen und an bie vierte Deputation abgegebenen Gefuche der Gemeinde 
zu Zöblig und des Raths zu Föhftade um die Herftellung gawiffer Straßen 
wegen des unverfennbaren Einfluffesauf die Berathung bes Budjet ohne vor: 
gängige Beſchlußfaſſung bei der erſten Kammer fofort an die zweite Kammer 
abgegeben werden möchten, wie dieß erft vor Kurzem mit einer ähnlichen Pe: 
tition geſchehen fen. 

Die Kammer genehmigt dieß und find daher beide Petitionen, fo wie von 
den obengenannten Eingaben die unter Nr. 43. 92. und 171. eingetragenen, 
da fie an die gefammte Ständeverfammlung gerichtet worden, mittelft Proto: 
collertracts an die zweite Kammer zu bringen. 

Uebergehend zur 


gelangt man zuerſt zu 
258. 


Berathung über das Königliche Decret wegen der Gehaltgrüdftände der Con⸗ 
ferenzminifter und des Appellationsgerichts » Präfidenten, 


dem Berichte der zweiten Deputation über das Königliche Deeret wegen der 
vom Jahre 1818 an im Ruͤckſtande gebliebenen Gehaltszulagen fuͤr die Con 


Tagesordnung, 
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ferenzminifter und den Appellationsgerichts = Präfidenten, und es erbittet ſich, 
— dieſer Bericht von Herrn Buͤrgermeiſter Schill vorgetragen worden 
hzuerſt 

Herr Kloſtervoigt von Poſern das Wort: Wenn die Deputation die Ab⸗ 
lehnung der zur Bezahlung der: Gehaltsrückftände erforderlichen Summe an 
rathe, fo Fönne er dem micht beitreren. Das Königliche Decret vom 19. Di: 
cember 1818 fage ausbrüdlich, daß der König die Ordnung in der Sache her« 
geftellt zu ‚Sehen wünfche, es fpreche von Berichtigung ber Zulagen und diefe Aus: 
druͤcke zeigten deutlih, daß man damals ſchon eine Verbindlichkeit zur Bezʒah⸗ 
lung als rechtsbegruͤndet angenommen habe. Und ſollte man auch einen ſol— 
chen Rechtsgrund nicht anerkennen wollen, fo werde doch, gewiß Niemand leug- 
nen, daß, wenn ein ähnliches Verhaͤltniß wie hier zwiſchen Privatperfonen bes 
ftünde, der rechtliche Mann ſich nicht bedenken würde, Zahlung zu leiten. Mur 
der Streit darüber, ob der Fiscus oder die Steuerfaffe die Zahlungsmittel zu 
gewähren habe, fey Urfache der verzögerten Berichtigung. Jetzt fey der Unter: 
ſchied weggefallen. Rechte und Pflichten beider Kaffen feyen auf die Staats 
Faffe übergegangen, und fie habe Zahlung zu leiften, ein Derfprechen zu er: 
füllen, deffen Nichtbeachtung in Sachſen ohne Beifpiel feyn würde. Sollte 
es aber, wie er nicht annehmen fönne, auch wirflih an Rechtsgruͤnden fehlen, 
fo fprächen Biligfeitsmomente auf das Lauteſte. Er wiederhole fie nicht, füge 
denfelben nur noch die Betrachtung bei, daß cs nad) damaliger Verfaffung 
ganz in der Macht der Eonferenzminifter gelegen haben würde, ſich felbft vor 
allen Dingen bezahlt zu machen, und daß fie nun gerade für die billige Ruͤck⸗ 
fiht, die fie auf die minder befoldeten Staatsdiener genommen hätten, zu: 
rücfgefet werden follten. Widerfprechen endlich müffe er ber in der zweiten 
Kammer geäufferten Meinung, daß man gegen die höher befolderen Staats— 
diener nicht diefelbe Nückficht zu nehmen habe, wie gegen die minder gut ge 
ſtellten. Das würde am Ende zu dem ganz thörichten Gate führen, daß man 
alle Staatsdiener gleich zu bezahlen habe, während doch an bie höheren der 
felben ganz andere Anforderungen gemacht würden, und der eine eben fo wie 
der andere auf Gerechtigkeit und Billigkeit Anfpruch habe. 

In gleichem Sinne ſprechen fih Herr Bürgermeifter Hübler, Herr Kam: 
merherr Pflugf und Herr Kammerherr von Metzſch aus. ie finden, daß 
die Eonfequenz erforbere, das, was man den übrigen Staatsdienern gewährt 
habe, auch den Eonferenzminiftern nicht vorzuenthalten, da die ZJuficherung, 
welche beiden Efaffen ertheilt worden fey, ganz gleich und ihr feine befchrän- 
fende Zeitbeftimmung beigefügt gewefen fer. Darauf, daß ein Theil der Zu: 
Tage mehr bedurft habe, als der andere, fomme nichts an, da es fich nicht 
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darum, fordern um Erfüllung einer gegebenen Zuſage handele, und wenn 
auch die Theuerung des Jahres 1805 dem erften Anftoß zur Derbefferung der 
Gehalte gegeben habe, fo fey fie doch Feinesweges der wahre Grund derfelben, 
der vielmehr im der Unzulänglichkeit der Beſoldungen überhaupt gelegen habe, 
Daß num mo nicht eigentliche Mechtsgründe, doch Momente vorlägen, vie 
mehr als bloße Billigfeitsgründe feyen, feheine anerfannt werden zu müffen. 
Keiner von den Staatsdienern, deren Zulagen im Ruͤckſtande geblieben, werde 
den Gedanfen gefaßt haben, daß ihm oder feinen Erben die Forderung felbft 
gefährdet fen, denn jeder habe gewiß das Vertrauen gehabt, daß Sachſe as 
Regierung und Stände gemachte Hoffnungen, gegebene Zufagen nicht uners 
füllt laffen würden. So fey die Sache zur Ehrenfache geworden, und das 
um fo mehr, da man die Schuld bereits bei einem Theile der Staatsdiener 
anerfannt habe, und es nicht in der Stellung der Stände liegen fünne, ſich 
mit der Individualität diefer Letztern zu befchäftigen, was vielmehr nur Sache 
der Regierung fey. 

Anderer Anficht ift zuvoͤrderſt Herr — Wehner, welcher be: 
merft, wie der Antrag der Stände vom Jahre 1805, der zu ber ganjen 
Sache Veranlaffung gegeben habe, lediglich auf eine Gehaltserhöhung für die: 
jenigen Staatsdiener gerichtet gewefen fen, deren Sage eine Verbefferung wirf: 
lich bevurft habe. Sey die Regierung darüber hinausgegangen, fo würden . 
die dermaligen Stände nur durch eine ben beffer befolder gewefenen Beamten 
ertheilte bündige Zufage gehalten ſeyn. Diefe aber liege nicht vor, da Alles 
auf die Bedingung der fändifchen Bewilligung geftele worden, dieſe aber nicht 
eingetreten ſey. 

In Allem, was gegen das Gutachten der Deputation angeführt worden 
iſt, findet demnaͤchſt der Herr Referent weder einen Rechts- noch einen Bil: 
ligkeitsgrund, und ſo ſehr auch er von der Ueberzeugung durchdrungen ſey, 
daß der Staat gerecht ſeyn, gegebene Zuſicherungen unverbruͤchlich halten muͤſſe, 
fo beſtehe doch beides, wenn das Gutachten der Deputation Annahme finde. 
Der Beſchluß wegen Zahlung der Zulagen an die niedriger befolder gewefenen 
Diener habe dem ftändifchen Antrage von 1805 ſo wie den Ruͤckſichten der 
Billigfeit entfprochen, die jest in Frage fichende Summe aber gehe über bei: 
des hinaus. Daher liege auch in der Ablehnung diefer legtern Feine Inconſe— 
quenz gegen ben Beſchluß der legten Ständeverfammlung, und es flimme hier: 
mit ganz die Art überein, wie die Regierung mit Zufiherung und Bezahlung 
der Zulagen felbft verfahren habe. Daß die Sache eine Ehrenſchuld fen, ver: 
möge er nicht anzuerfennen, da nur eine bedingte Zuſicherung an die betreffen: 

Zweite Abtheilung. 1. Bd, 100 
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den Staatsdiener vorfiege, bie geftellte Bedingung aber nicht zur Eriftenz ge: 
langt (ey. 
"es gleihem Sinne fprehen ſich Here Bürgermeifter Ritterſtaͤdt, Herr 
von Ziegler und Unterzeichneter aus, indem fie in der Hauptfache anführen, 
daß man hier, wo man nicht im eigenen Mamen, fondern aus den von ben 
Staatsbürgern anzufhaffenden Mitteln der Staatskaſſe bewilige, ganz andere 
Mückfichten zu nehmen habe, als fie einem Privarmanne ziemen würden, der 
über fein Eigenthum verfüge. Es liege weder eine DVerbindlichfeit noch ein 
Musen für den Staat oder eine Nothwendigkeit vor, und da dürfe man dem, 
was blos das Gefühl wuͤnſche, nicht nachgeben. Herr Buͤrgermeiſter Ritter: 
ſtaͤdt namentlich verfihert, wie er, würde er von ben betreffenden Staats: 
Dienern zum Anwalt gewählt, deren Anfprüche durchzuführen ſich nicht getrauen 
würde, woraus denn hervorgehe, daß er mindeftens feinen Nechtsgrund er: 
blicke. Die Gründe der Billigkeit aber habe, fo weit fie wirflich beftünden, 
bereits die vorige Ständeverfammlung vollftändig beachtet und man müffe es 
den Berheiligten überlaffen, ob fie fi) auf dem Mechtswege fortzufommen ge: 
fraueten. 

Auf die vom Heren Geheimen Rathe von Minfwig geftellte Frage giebt 
der Here Meferene noch die Verſicherung, daß in den Anftellungsdecreten ver 
fpäter eingetretenen Conferenzminifter nicht blos von einer Ausfegung der Be: 
richtigung der Zulagen die Rede fey, man vielmehr die Zulagen felbft auf 
die Bedingung der ftändifchen Bewilligung geftelle habe, und aͤuſſert ſich fo: 
Dann noch 


Herr Staatsminifter von Zeſchau dahin: Daß ein Nechtsgrund nicht vor: 
liege, habe die Megierung bereits anerfannt, fonft würde fie unbedenklich und 
ohne erft fi an die Stände zu wenden, Zahlung geleiftet haben. Die Sache 
beruhe lediglich darauf, ob die Stände die Zahlungsmittel bewiligeen. Sie 
hätten dieß im Jahre 1818. verweigert. So ftche die Sache noch, die Ne 
gierung habe nun diefelbe nochmals zur Erwägung der Stände gejtellt, und 
die heutige Verhandlung fnüpfe ſich alfo an die von 1818. an. Billigfeitsgründ: 
flünden allerdings nicht ganz zu verfennen, und möge man es nicht überfehen, 
daß von den in Frage befangenen 23,783 Thlr. 8 gr. — wie das Decret vom 
13. November 1836. nachweife, 1800 Thlr. — — und 14,433 Thlr 8 gr. — 
den ſchon vor dem Jahre 1818. angeftelle gewefenen Staatsdienern und nur 
7550 Thlr. — — den erft fpäter eingetretenen Beamten zufämen, 


Zuletzt erkläre fi) noch der Herr Präfident darüber, wie gewiß Fein Mit 
glied der Kammer die in Frage ftchende Summe zu bewilligen Bedenken tra 
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gen wuͤrde, wenn eine. wirkliche Ehrenfhuld des Staats nach feiner Anſicht 
vorläge. Mur darüber, ob ein ſolches Verhaͤltniß beftehe, könne die Anficht 
verfehieden ſeyn und fie fey es wirflih. Er, feiner Seits, vermöge die Sache 
als Ehrenfchuld aus den von mehrern Rednern entwickelten Gründen nicht an⸗ 
zuerkennen, und werde, da auch eine rechtliche —— nicht vorliege, 
mit der Deputation ſtimmen. 

Indem es nun zur Abſtimmung kommt, erfolgt ſolche, da Erklaͤrung über 
ein Königliches Decret abzugeben ift, mittelft Mamensaufrufs, und wird dgbei 
die Frage: 

Genehmigt die Kammer das Gutachten ihrer zweiten Deputation? 
von 

16 Stimmen gegen 12, 
mit Ja beantwortet. 

Es beficht alfo in der Sache völliges Einverftändnig zwifchen beiden Kam: 
mern umd ift nunmehr diefes Protocol wegen Abfaffung der Schrift an bie 
zweite Kammer zu befördern. 

So kann man nunmehr zu dem zweiten Gegenftande der heutigen Tages: 
ordnung, 

259. 
Berathung über die bei der Vorberathung wegen der Nechenfchaft und des 
Budjets in der zweiten Kammer gefaßten allgemeinen Befchlüffe. 
dem Berichte der zweiten Deputation über die bei Vorberathung des Königlichen 
Deerets vom 14. Movember 1836. die Mechenfchaft und das Budjet betref: 
fend, in der zweiten Kammer gefaßten allgemeinen Beſchluͤſſe, übergehen. 
Diefer Bericht zerfällt in mehrere einzelne Theile, und die Deputation rärh 
in dem erften berfelben der Kammer an: 
dem Beſchluſſe der zweiten Kammer, daß ber gewählten Form des 
Nechenfchaftsberichts der Vorzug zu geben umd ſolche vor der Hand 
als Grundlage für kuͤnftige Rechenſchaftsberichte feſtzuhalten ſey, bei: 


zutreten, 
was denn auch auf geſtellte Frage, ohne Discuſſion, 
einſtimmig 
geſchieht. 


Der zweite Theil des Deputationsberichts enthält wehrere Anträge, deren 
erfter dahin gerichter iſt: Ä 
dem Befchluffe der zroeiten Kammer, daß man mit Vorbehalt der 
materiellen Prüfung bei den auf die Jahre 1832. und 1833. vor: 
gelegten Rechnungsnachweiſen Beruhigung falle, ebenfalls beizutreten, - 

z 100” j 
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und auch dieß finder, ohne alle Discuffion, 
einhellige . 
Zuftimmung. . 
Ein anderweiter Vorſchlag der Deputation, Seite 637. ihres Berichts, ift 
“ dahin gerichtet, FBt2 
daß man gleich der. zweiten Kammer beſchlieſſen möge, die Ablegung 
eines völftändigen Mechenfchaftsberichts auf die. Fahre 1834. bis 
1836. erft alsbald nach Eröffnung des naͤchſtfolgenden Landtags zu 
erwarten. . 

Da der Meferent, Herr Bürgermeifter Schill, welcher hier fo wie allent: 
halben ben Bericht mit den erforderlichen mündlichen Erläuterungen begleitet, 
unter andern Äuffert, daß man durch die Genehmigung diefes Antrags aller: 
dings von den Beſtimmungen des $. 98. der Verfaffungsurfunde abgehe, fo 
findet 

Herr Bürgermeifter Gottſchald diefe Aeuſſerung bevenklih, da, wenn in 
dem Antrage wirflih eine Abweichung von der Verfaffungsurkunde liegen follte, 
was er indeffen nicht finde, fo lange gegen den Vorſchlag geftimme werden 
müßte, als nicht die $. 152. der Berfaffungsurfunde vorgefchriebene Form 
beobachtet fey, welche es freilich ganz verbiete, ſchon jetzt abzugeben. 

Ob nun wohl der Herr Neferent annimmt, daß hier, wo der Antrag auf 
‚eine Abweichung nit von den Ständen fondern von der Megierung ausgeht, 
die Beſtimmungen des erwähnten $. 152. gar nicht einſchluͤgen, fo erklären ſich 
dech nicht nur Herr Staatsminifter vor Zeſchau fondern auch mehrere Kam⸗ 
mermitglieder dahin, wie es ſich hier Feinesweges um eine Abweichung von den 
Beftimmungen des Staategrundgefeges fondern lediglich um deffen Auslegung, 
namentlich um eine gegenfeitige Verftändigung darüber handele, wie die Vor: 
föriften des $. 98. zur Ausführung gebracht werden Fönnten und folten. Herr 
Staatsminiſter von Zeſchau bezieht ſich hierbei namentlich auf dasjenige, was 
Seite 214 der Decretsbeilage sub +. gefagt ift, und finder ſich hierdurch Herr 
Bürgermeifter Gottſchald beruhigt. 

Herr Staatsminifter von Zeſchau bemerft dabei, mie bie Megierung den 
in Frage ftehenden Vorſchlag lediglich im Intereſſe ver Sache und deshalb gemacht 
habe, um den Kammern eine volftändige und dem Zwecke entfprechende Ueberſicht 
des Staatshaushalts zu gewähren. Jede andere Modalitaͤt würde ihr nicht inur 

weniger Arbeit verurfacht fondern fie auch in den Stand geſetzt haben, etwa: 
nige Einwendungen leichter zu befeitigen. Wenn fie übrigens den Wuͤnſchen 
der Deputation der zweiten Kammer nachgegeben und auch eine vorläufige Rech⸗ 
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nımgsüberficht der beteits abgelaufenen Fahre der legten Finanzperiode vorgelegt 
habe, fo habe fie dieß allerdings ungern gethan, weil ſich hier etwas Voll⸗ 
ftändiges nicht liefern laſſe. Sie habe indeffen auch hier gegeben, was ben 
Umftänden nach möglich gewefen, müffe aber in Voraus bemerfen, daß fie fich, 
wern diefe Meberficht mit der Fünftigen Mechenfchaft vieleicht hier oder da nicht 
ganz harmoniren folte, auf dießfallfige Erläuterungen und Nachweiſungen aus 
den ſchon mehrfach angegebenen Gründen nicht werde einlaffen fönnen. 


Der oben angegebene Antrag der Deputation wird 2. 
einftimmig 
angenommen. 


Don der Deputarion ift ferner vorgefchlagen worden, Seite 638: 

die Kammer möge der Seite 637 und 638 hinfichtli der Vorle— 
gung und Prüfung vorläufiger Nechnungsüberfichten über die zur Zeit 
der jedesmaligen Bewilligung bereits abgelaufenen Yahre ber leiten, 
noch laufenden, Finanzperiode ausgefprochenen Anficht ihre Zuftimmung 
ertheilen, 

ingleichen 

die Kammer möge mit Vorbehalt der materiellen Prüfung bei den 

zum Behuf der Beurtheilung des Budjets auf die Jahre 1834 bis 

1836. erhaltenen Ueberfichten Beruhigung faffen, 

und man tritt biefen Anträgen » 
einſtimmig 

bei. — F 

Endlich hat nun die Deputation am Schluſſe ihres Berichts Seite 638 
bis 641 noch die Gruͤnde auseinandergeſetzt, aus welchen ſie proviſoriſche Be— 
willigungen kuͤnftig vermieden zu ſehen wuͤnſcht, zu welchem Ende ſie denn 
darauf antraͤgt: 

daß in Gemaͤsheit des F. 152. der Verfaſſungsurkunde vorgeſchriebe⸗ 
nen Verfahrens von gegenwärtiger Ständeverfammlung befchloffen wer: 
den möge, daß ausnahmsweife einmal vom $. 98. der Berfaffungs« 
urfunde abgegangen und das nächfte Budjet eu vier Fahre ausgedehnt 
werben möge. 

Da nun zu einem folchen Befchluffe bie Anmefenheit von mindeſtens drei 
Viertheilen der Mitglieder der Kammer erforderlich ift, heute aber nur 28 
Stände anweſend find, fo muß die Discuffion und Abftimmung über diefen 
Punct ausgeſetzt bleiben, und beſchließt man nur noch fofort zur Hauptabftim- 
mung über die bereits gefaßten Veſchluͤſſe — 
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Sie erfolgt durch — und es wird dabel bie. vom Praͤſidio ge: 
ſtellte Frage: 
Genehmigt die Kammer die auf den ſo eben berathenen Bericht ihrer 
zweiten Deputation bis jetzt gefaßten einxlnen Beſchluͤſſe nunmeht auch 
in ihrer Totalitaͤt? 
von 
allen Anweſenden 
mit Ja beantwortet. 
Es iſt dieſes Protocoll, unter Vorbehalt, den über den letzten zur Zeit aus: 
geſetzt gebliebenen Punct annod zu faffenden Beſchluß nachzubringen, an die 
- zweite Kammer zu befördern. 


Hiermit ſchließt die heutige Sitzung, und wird bie —— zur naͤchſten 


durch Charten erfolgen. 
Bemerkt von 


Ernſt Guſtav von Gersdorf. Ernſt Friedrich Hartz, 
Chriſtian Friedrich Wehner. S. d. J. K. 
Hans Adolph von Hartitzſch. 


70. 
Den 8. Mai 1837. 


Gegenwaͤrtig ſind: 


Se. Excellenz Herr Staatsminiſter von Koͤnneritz, 
Herr Geheime Finanzrath Wehner. 


Die Verſammlung beſteht aus 31 Mitgliedern der erſten Kammer. 

Zufoͤrderſt wird das Protocol der legten, am 27. April abgehaltenen öffent: 
lichen Sigung vorgelefen, und es bemerfe dabei Herr Graf von Hohenthal: Er 
fey zwar bei der legten Sitzung in der Kammer zu erfcheinen dadurch behindert 
worden, daß er felbft als Defcendene eines vormaligen Eonferenzminifters Theil 
an den nunmehr von beiden Kammern vermweigerten Gehaltszulagen habe, muͤſſe 
ſich aber deffen ungeachtet die Bemerkung erlauben, wie der im fo eben verfefenen 
Protocolle gebrauchte Ausdruf, daß in der Sache vollftändiges Einverſtaͤndniß 
wiſchen beiden Kammern beftehe, nur dann richtig feyn wuͤrde, wenn ſich die 
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erfie Kammer dahin erfläre hätte, daß den Betheiligten ber Rechtsweg offen 
bleibe. Dieß Habe die zweite Kammer ausdruͤcklich ausgefproden, das dieſſei⸗ 
tige Protocol aber enthalte davon nichts. 

Herr Graf von Hohenthal faßt indeffen Verußigung, als ihm von Herrn 
DBürgermeifter Schil und Unterzeichnetem eingehalten wird, daß der Rechtsweg 
Miemandem abgefpnitten werden Fünne, weshalb es denn auch eines ausdruͤck⸗ 
lichen Vorbehalts deffelben nicht bedurft habe, und wird fodann dag mehrerwähnte 
Protocol genehmigt und vollzogen. 

Hierauf erfolgt . 

260. 


Vertrag aus der Regiſtrande. 


der Vortrag aus ber Regiſtrande, wobei befchloffen wird, 

Mr. 277, eine Petition mehrerer Gaft: und Schenkwirthe des Leipziger 
Kreifes, Heinrih Müllers zu Ketſchbar und Eonforten, um öftere Geftattung 
von Tanzmufif, geringere Verſteuerung des fir den Hausbedarf gefchlachteten 
Viehes und dergl. mehr; 

Nr. 278. ein Gefuch mehrerer Bewohner von Windorf, Ehriftian Gottlieb 
Webers und Eonforten, um Veranlaffung der Befchleunigung einer Gemeinheits- 
theilung, und 

Mr. 279. eine Petition Chriſtian Gottlob Vogelſangs zu Zwenkau um 
Verwilligung für die Verwendung einer Penfi on, 

an die vierte Deputation abzugeben. 
Es ſind ferner unter 

Mir. 280. mittelſt Protocollextracts der zweiten Kammer vom 22. April 
zwei an die Ständeverfammlung im Allgemeinen gerichsere Petitionen anher ab: 
gegeben worden, mitteljt deren 

a.) die Gemeinden zu Ebersberg und 18 andern Orten die Umgeftaltung 

der Unsergerichte, unb 

b.) die Gemeinden ebenfalls zu Ebersberg und 40 andern Orten die Ge 

ftattung der Ablöfung der Landemialpflicht auf. einfeitige Pronocation 
beantragt haben. 

Man befchpließt, die Petition unter a.) der wegen des Decrets über die Um- 
geftaltung der Untergerichte nievergefegten extraordinaͤren Deputation, die Peti- 
tion unter b.) aber der dritten Depuration zu übergeben, da leßterer bereits ein 
ähnlicher Antrag des Abgeordneten Heren Schole zur Begutachtung vorliegt. 

Es wird ferner 

Mir. 281, eine Petition bes Prebigtamts-Candidaten Herren M. Sandfchreiber 

um Annäherung in der Anwartſchaft der Candidaten auf Stellen Königl, und 
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Privat: Patronats ar die vierte Deputation vertiefen, und folgen ſodann acht 
verſchiedene Protocollertracte der zweiten Kammer, wovon 

Mr. 282. die Berathung des Königl. Decrets wegen der Zollgeſetzgebung 
betreffend, an die erſte, 

Nr. 283. die Berathung uͤber den allgemeinen Theil des Criminalgeſetzbuche 
betreffend, an die wegen dieſes Geſetzbuchs beſtehende Deputation; 

Mr 284. die Berathung über das Steuer⸗Strafgeſetz betreffend, und 

Mr. 285. die anderweite Berathung des Gefeges wegen des. Verfahrens 
in ganz geringfügigen Nechtefachen betreffend, an bie erfte, 

Mr. 286. die Erledigung der rücfichlih der Landrentenbanf gemachten 
ftändifben Anträge betreffend, und 

Mr. 287. die Berathung des Königl. Decrets wegen bes Köfenaufinandes 
des neuen Grundſteuerſyſtems betreffend, an die zweite Deputation 

abzugeben und resp. bereits abgegeben worden find; dagegen ift 

Mr. 288. betreffend die Genehmigung der inzwifchen bereits abgegangenen 
Schrift wegen des Gefeges über die Religionsuͤbung der Juden lediglich zu den 
Acten zu nehmen; 

Mr. 289. aber, betreffend die Berathung der. Differenzpuncte bei dem 
Gefeg:Entwurfe wegen der Eifenbahnen, der erften Deputation zu übergeben, und 
wird dabei zugleich genehmigt, daß wegen Mr. 285. nur eine Zufammenftellung 
gefertigt, wegen Mr. 286. aber mündlich referirt werben fol, 

Es ift ferner 

Nr. 290. der Bericht der erfien Deputation wegen ber ſtaͤndiſchen Er: 
gänzungswahlen bereits gedruckt und auf die nächfte Tagesordnung zu bringen ; 

Mr. 291. eine Petition der Gemeinde zu Burfau, Johann Earl Leutholds 
und Conforten, um Suspendirung der Verordnung vom 18. Mai 1832., 
baupolizeiliche Maasregeln betreffend, fol zur dritten Deputation gelangen, da 
derfelben bereits unter Mr. 242, eine Perition ähnlichen Inhalts zugeriefen 
worden ift; endlich aber befindet fich 

Mr. 292. der Bericht der zweiten Deputation, betreffend das Königliche 
Decret wegen der Koften des neuen Grundſteuerſyſtems, bereits im Druck, und 
fol derfelbe baldigft auf die Tagesordnung gebracht werben. 


261. 
Beurlaubungen. Entfchuldigungen. 
Als unwohl iſt für heute entfhuldigt, Herr Kammerherr Freiherr von Beuft, 
beurlaubt aber werden Herr Domherr von Leipziger vom 8. bis 16. Mai, Herr 
Graf von Vizchum vom 8. bis 27. Mai, Here von Ziegler vom 8. bis 11. 
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Mai, Herr von Schönberg auf morgen, und Herr Kreishauptmann von Ein: 
ſiedel auf 2 Monate von den legten Tagen des Monats Mai oder den erften 
Tagen des Monats Juni an zum Behuf einer Badereiſe. Verlaͤngert werden 
die bereits bewilligten und angetretenen Beurlaubungen des Herrn Amtshaupt: 
manns Freiherrn von Biedermann bis zum 16. 1. M. ımd des Herrn Kam: 
merheren von Watzdorf bis zu dem, feit ber Ichten Sitzung bereits — 
laufenen 6. Mai. 
262. 
Mehrere Praͤſ dial⸗Mittheilungen. 
Der Herr Präfident theilt demnächft der Kammer mit: 

a.) eine Einladung des geiftliben Vermwaltungs-Ausfhuffes der iſraelitiſchen 
Gemeinde zu Dresden, zur öffentlichen Prüfung in der ifraelitifhen Gemein: 
deſchule; 

b.) eine Beſchwerde einer im Koͤnigreiche Preuſſen lebenden und einheimi- 
ſchen Baronin von Natzmar über mehrere preuſſiſche Behoͤrden, deren eigent: 
licher Gegenſtand nicht einmal mit Deutlichkeit zu erſehen und welche lediglich 
beizulegen iſt, 

c.) ein Abſchiedsſchreiben des Herrn Domhertn D. Guͤnther, 

d.) die int Namen des Verlegers durch Herrn Superintendenten D. Groß: 
mann erfolgte Mebergabe eines Buchs des Herrn D. Vogel zu $eipiig: Dar: 
ftellung der Rechte und Werbindlichkeiten der Unterthanen in wohleingerichteten 
Staaten u. f. w. und 

e.) die im Namen des Herrn Rectors M. Ruͤdiger zu Freiberg durch Herrn 
Buͤrgermeiſter Bernhardi erfolgte Uebergabe zweier Exemplare des neueſten Freiber⸗ 
ger Gymnaſialprogramms. 

Der Herr Praͤſident erſucht die beiden letztgenannten Kammermitglieder, 
den Einſendern Namens der Kammer zu danken und fol das Buch unter d. 
fo wie ein Eremplar des Programms unter e. zur Bibliothek genommen, das 
jiveite Exemplar dieſes legten aber, dem Wunfche des Herrn M. Ruͤdiger ge: 
mäß, an die zweite Deputation abgegeben werden. 


‚263. 
Verpflichtung des Deren Profeflers Erbmann, 

An die Stelle des Herrn Domherrn D. Günther fol gegenmoärtig Herr 
Profeffor Otto Linne Erdmann als Deputirter der Univerfitär Leipzig eintreten. 
Das Directorium hat die von ihm zu Diefem Behufe eingereichte Vollmacht 

Zweite Abtheilung. 1. Bd. 101 
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geprüft und genügend befunden, und es wird nach Mittheilung bes dieffall 
figen Directorialprotocolls unter Zuftimmung der Kammer genannter 

Herr Otto Linne Erdmann, Profeffor der technifchen Chemie zu $eipjig, 
in den Saal gerufen. Er leiftet den $. 82. der Verfaffungsurfunde vorge: 
ſchriebenen Eid nach vorgängiger Erinnerung an die Wichtigkeit der Handlung 
unter Beobachtung der gewöhnlichen Feierlichkeiten Vormittags bald nah Eilf 
Uhr ab, fpriche feine Gefühle und Worfäge aus, und nimmt fodann den ihm 
gebührenden Play unter den Mitgliedern der Kammer ein. 

Hierauf endlich gelangt man zur 


. Tagesordnung, 
auf- welcher ſich 
264. 
Beratung über 7 Gefeg wegen definitiver Guͤltigkeit des Geſetzes vom 
7. December 1833. f. w. d. a. 

der Bericht der erften — ‚ bie definitive Guͤltigkeit des Geſetzes vom 
27. December 1833. fo wie einige Erläuterungen, Abänderungen und Zu: 
fäte zu demfelben betreffend, befinder. 


Herr Dürgermeifteer Wehner träge als Meferene dieſen Bericht vor, wel: 
her fih in feinem erjten Theile darüber verbreitet, in wie weit die ftändifchen 
Anträge in dem Gefege vom 27. December 1833. Berücjichtigung gefunden 
haben. 

Es ift dieß bei drei verſchiedenen Seite 695 des Deputationsberichts un: 
ter a. b. und c. angegebenen Puncten zu verneinen, und befchließt die Kam: 
mer, dem Mathe der: Deputation (SG. 696) gemäß, und zwar 


einftimmig, 
bei den Puncten unter a. und b. Beruhigung zu faffen, dagegen ad c. dar: 
auf anzutragen, daß die Worte „der dritten Ladung iſt — — zu verfah: 


ren” in den $. 46. noch aufgenommen werden möchten. 


Wenn demnaͤchſt die zweite Kammer, in Bezug auf $. 60. und 61. noch 
die Aufnahme einer Seite 696 des dieffeitigen Berichts zu findenden Beſtim— 
mung „Es bleibt jedoch nachgelaſſen“ u. f. w. beantragt hat, fo rärh die De: 
putation an, dem beizutreten und geſchieht ſolches 

einftimmig, 
es wird auch unter Borausfegung der Erfüllung der ad $. 46. und in Bezug 
auf $$. 60. und 61. befchloffenen Anträge, nunmehr ebenfalls 

unanim 
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beſchloſſen, das proviſoriſch erlaffene Gefeh vom 27. December 1833. als 
definitiv beſtehend zu erflären. 

&o kann man nunmehr zu dem gegenwärtig vorgelegten neuen Geſetze, 
deffen Begutachtung den zweiten Theil des Deputationsberichts ausmacht, über: 
gehen. 

Hier werden num zuvoͤrderſt, wie auch in ber zweiten Kammer gefchehen 
und von der Deputation vorgefihlagen worden iſt, bie 

$$. 1. und 2. unverändert und ohne Discuffion | 

einhellig 
angenommen, bi - 
$. 3 aber erlaube ſich 

Unterzeichneter zu bemerfen, wie hier zwar eine Beftimmung wegen ber 
Stempel: Contraventionen in vor niedern Juſtizbehoͤrden anhängigen Rechtsſa⸗ 
den gegeben ſey, eine ebenmäfige Feftfegung des Verfahrens für die Fälle 
aber fehle, wo die Stempelgefege in vor den höhern Juſtizbehoͤrden anhängis 
gen Rechtsſachen verlegt würden, was um fo mehr auffalle, da $. 5. wegen 
der Adminiftrativfachen, es möchten diefelben nun ver höhern oder niedern 
Verwaltungsbehörden verhandelt werden, Beltimmung gebe. 


Die Erinnerung wird von mehrern Seiten, auch von den Herren Regie— 
rungsbevollmächtigten als richtig anerfannt,- und ſchlaͤgt, um diefelbe zu erle- 
digen, Herr Staatsminifter von Könnerig vor, den $. 3. fo zu faffen: 

Kommen bei höhern Yuftizbehörden Schriften» oder Werthftempelhin: 
terziehungen, welche in den vor ihnen oder untern Juſtizbehoͤrden ans 
hängigen Rechts» oder Verwaltungs: Angelegenheiten begangen wor: 
den find, zur Entdeckung, fo ift deren Unterfuchung und Beſtrafung 
wegen die untere Yuftizbehörde zu veranlaffen, 


Unterzeichneter ift hiermit vollkommen einverftanden und wird fobann biefe 

Faſſung und mit ihr der $. 3. felbft, 
einſtimmig 

genehmigt. 

Bei 

$. 4. hat die zweite Kammer zwei, Seite 698 bes dieſſeitigen Deputa⸗ 
tionsberichts unter a. und b. angegebene Abänderungen beſchloſſen. Die De: 
putation räch an, hier der zweiten Kammer beizutreten, auch mit diefen Ab: 
änderungen den $. 4. anzunehmen und gefchieht beides 


von allen Anwefenden. 
101° 
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Den 

$. 5. hat die zweite Kammer unverändert angenommen, ‚die Deputafion 
wuͤnſcht demfelben aber noch Zeile 5 nad dem Worte „Vergehens“ die Worte 
„bei der competenten Behörde” eingeſchaltet zu fehen. 

Dieſe Einſchaltung, fo wie mit ihr der $. 5., erlangen 

unanime 
Zuftimmung. 
Für den von der zweiten Kammer ebenfalls unverändert angenommenen 

$. 6. hat die Deputation Seite 699 ihres Berichts eine veränderte Faf- 
fung vorgefchlagen, und Unterzeichneter erlaubt fi, in Beziehung auf diefelbe 
zu bemerken: Mach der Wortftellung des Gefez: Entwurfs $. 6. ſcheine die 
Meinung der Regierung dahin gegangen zu feyn, daß alle von Behörden felbft 
begangenen Eontraventionen gegen die Stempelgefege durch die Hauptzoll- und 
Hauptſteuer⸗Aemter unterfucht und beftraft werden follten, und auch die De: 
putation fcheine hieran Etwas nicht zu ändern. Nun ſey aber eine ſolche Be: 
ffimmung feiner Ueberzeugung nady nichts weniger als zweckmaͤſig, und er 
wuͤnſche, daß das Verfahren wegen Eontrapentionen der Behörden ganz daf: 
felbe fen, wie bei den von Privarperfonen verhangenen Hinterziehungen. 

Da nun hierauf fowohl die Königlichen Herren Beauftragten als der Herr 
Referent verfichern, daß es in Sinne weder der Negierung noch der Depu: 
‚tation gelegen habe, die Erörterung der Contraventionen von Behörden jedes: 
mal an die Zoll: und Stemerbehörden zu bringen, zugleich aber anerkannt 
wird, daß die Worte der Deputationsfaffung „ft jedoch das Vergehen” u 
f. w. wohl fo gedeutet werden könnten, wie von Unterjeichnetem geſchehen, fo 
ſchlaͤgt legterer vor, in der Hauptfache zwar dem Vorſchlage der Deputation 
nachzugehen, den zweiten Sat ihrer Faffung aber fo zu ftellen: 

Gelangt ein von einer Behörde felbft in einer vor ihr anhängigen 
Rechts- oder Verwaltungsfache verhangenes Vergehen zur Erörterung 
und Entſcheidung an das betreffende Hauptzoll- oder Hauprfteueramt, 
fo hat ſolches, in fofern 

a.) die Behörde u. f. w. 

Die wird auch zahlreich unterftüge und fodann, nachdem die Deputation 

beigetreten ift, 
einftimmig 
angenommen, wie denn auch mit diefer Abänderung $. 6. nad der Faffung 
der Deputation die Genehmigung 
aller Anwefenden 
erlangt. | 
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Bei diefem $. hat demnaͤchſt die Deputation noch die Aufnahme eines An: 
trags in die Schrift beantragt, deffen Inhalt Seite 700 des Berichts ange: 
geben ift, und nach welchem durch das vorliegende Geſetz die beftehenden recht: 
lichen Anfichten hinſichtlich der Verträge über die Uebertragung der Strafen 
für. hinterzogenen Stempel nicht geändert ‘werden follen. 

Gegen einen ſolchen Antrag erklärt fih nun zuwörderft Herr Staatsmini: 
fier von Könnerig, indem ein Vertrag, wie deffen hier Erwähnung gefchehen 
folle, offenbar ein contractus turpis ſey, und es nicht paffend erfcheine, in 
einer ftändifhen Schrift ausdruͤcklich fuͤr deffen Aufrehthaltung Sorge zu 
fragen. 

Diefer Anfiht treten Herr Stellvertreter D. Deutrich, Herr Bürgermeis 
fter Hübler und Unterzeichneter bei, und fie führen deshalb noch an, wie ein 
Eontract folder Art ja zum Zwede habe, den Staat zu betrügen und deffen 
Geſetze zu hinterziehen, wie derfelbe in gewiffen Fällen, z. B. beim Quittungs: 
fiempel, geradezu verboten ſey, und wie ohnehin das vorliegende Geſetz an 
civilrechtlichen Beftimmungen Etwas nicht zu ändern vermöge. 

Dagegen nehmen fih. Se. Königliche Hoheit Prinz Johann und der 
Herr Meferent des Antrags an, und es ſchlaͤgt namentlich Erfterer vor, allen: 
fals nur den erften Theil des Antrags in der Maafe beijubehalten, daß er 
laute: 

daß, obwohl die Hinterziehung des Schriften: und Werthftempels in 
dem Geſetze vom 27. December 1833. und in dem vorliegenden Er: 
läuterungsgefege als wirkliche Unterfuchungsfälle behandelt würden, die 
Ständeverfammlung dennoch vorausfee, daß hierdurch etwas nicht 
an den bisher beftandenen rechtlichen Anfichten über die Stempelftra: 
fen geändert werben folle. 

In diefer Maaſe wird denn aud der Antrag, 

von 16 Stimmen gegen 15, 
angenommen, dagegen ber zweite Theil des von ber Deputation vorgefchlage, 
nen Antrags, , 

mit 22 Stimmen gegen 9, 
abgelehnt. 

Die nun folgenden 

65. 7. 8. 9. 10. und 11. erlangen hierauf, wie auch in der zweiten Kam: 
mer gefehehen, umverändert und 

einftimmig 
Annahme, und ift num zur bemerken, daß im $. 9. Zeile 8. das durch einen 
Drudfehler weggebliebene Woͤrtchen „nicht“ einzufchalten -ift. 
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Eine längere Discuffion veranlaßt dagegen der 
$. 12. Die zweite Kammer hat ihn mit zwei minder bedeutenden Abänderun: 
gen angenommen , die Deputation aber fhlägt Seite 701 und 702 ihres Be: 
richts eine ganz veränderte Faſſung vor, welche ber Beweisfraft des Zeug: 
"niffes von Aufſichtsbeamten gegen Defraudanten engere Brengem ſtellt, als 
dieß im Gefetz = Entwurfe gefchehen. 

Mit der Anſicht der Deputation vermag ſich nun zuvörderft Herr Buͤr⸗ 
germeifter Huͤbler nicht einzuverftehen. Er findet, daß die Deputation ohne 
jureichenden Grund von dem bisher allgemein geltenden Grundſatze abgehe, 
nach welchem das unbeeivigte Zeugniß eines verpflichteten Beamten in den zu 
feinem Gefchäftsreffort gehörenden Dingen vollen Glauben verdiene. Wenn 
das Geſetz vom 27. December 1833. hierunter eine Beſchraͤnkung habe eins 
treten laffen, fo fey dieß wegen des durch die Denunciantenantheile der Ber 
amten erregten Intereſſes gefchehen, mit dem $. 13. ausgefprochenen Weg: 
falle diefer Antheile aber fey auch jeder Grund befeitigt, welche eine Abweichung 
von der allgemeinen Regel zuläffig mache, indem die Ausſicht auf die nad 
$. 13. an einzelne befonders thärige Beamte zu gewährenden Gratificationen 
zu fern liege, um hier wirffam zu ſeyn. Vergeſſen dürfe man nicht, daß 
nad) der Natur der hier in Frage ftehenden Vergehen letztere fehr oft nur durch 
das Zeugniß der Auffihtsbeamten zur Beſtrafung zu bringen feyen, und am 
allerwenigjten erfheine hier, wo nicht von Civilſachen fondern von Vergehen 
die Rede fey, die Beziehung auf das Gefe wegen der ganz geringfügigen 
Rechtsſachen paffend. Ueber die Frage, in wie weit das Zeugnif eines per 
ſoͤnlich nicht intereffirten‘ Beamten Glauben verdiene, Fönne die Größe des 
Objects, um das cs fid) handele, nicht entfcheiden, bedenken aber möge man, 
daß die Annahme des Vorſchlags der Deputation dazu führen werde, fehr 
häufig auf den Reinigungseid zuruͤckzukommen und ſchwerlich moͤchte die Ver— 
mehrung der Eide irgendwo weniger zu wünfchen feyn, als gerade hier. 

Eben diefer Anſicht ift Herr Geheimer Finanzrath Wehner, welcher in: 
fonderheit darauf aufmerffam macht, dag ſchon das Gefeg von 1833. die 
Gültigkeit der Zeugniffe der Auffichtsbeamten mehr befchränft habe, als vie 
Regierung urſpruͤnglich gewuͤnſcht, und daß ganz befonders auch der von ver 
Deputation Seite 702 ihres Berichts geftellte Antrag auf Herabſetzung des 
$. 90. des ältern Geſetzes beftimmten Normalquanti von 50 Thlr. — — auf 
20 Thle. — — bedenklich erſcheine. Sollten die von der Deputation beab: 
ſichtigten Abänderungen durchgehen, fo werde es an einer ausreichenden Ga: 
rantie für den Zollſchutz fehlen und Klagen der übrigen DVereinsftaaten daruͤ— 
ber mit Recht geführt werden. 
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In gleichem Sinne fpricht fi Herr Staatsminifter von Könnerig aus, 
weldyer namentlich bemerft, daß nach Wegfall der Denunciantenantheile ganz 
diefelben Grundfäge einzutreten haben würden, welche $. 94. des Altern Ge: 
fees für den Fall feftftele, wenn ein denuncirender Auffichtsbeamter auf den 
ihm gebührenden Strafantheil Verzicht leifte. Sollte die nah $. 13. nach: 
gelafjene Bewilligung von Gratificationen ja noch einiges, obwohl in der 
That unbegrändete,. Vedenfen erregen, fo werde foldyes durch den Seite 703 
des Deputationsberichts zu findenden Antrag gewiß vollftändigft beſeitigt. So 
liege denn ein ausreichender Grund zur Abänderung der Beftimmungen des 
ältern Geſetzes fehr Hlar vor, und man dürfe von der Megierung gewiß mit 
Zuverficht erwarten, daß fie am aflerwenigften denjenigen Beamten, welche 
falfche Anzeigen machten oder fih WBerationen zu Schulden Fommen — 
Gratificationen bewilligen werde. 


Zur Vertheidigung des Vorſchlags der Deputation nimmt dagegen zu— 
— Herr Buͤrgermeiſter Wehner das Wort, indem er anfuͤhrt, daß die 
Aufſichtebeamten an der zu bildenden Gratificationsfaffe denn doch ein fo 
großes Intereſſe zu nehmen Urfache hätten, dag man fie nicht für ganz par: 
theilos erachten koͤnne. Angemeffen erfcbeine es daher, gerade hier auf die 
Größe der in Frage fichenden Summe und fomit des einfe Hlagenden Intereſ⸗ 
ſes Ruͤckſicht zu nehmen, und da biete denn die Analogie des Geſetzes wegen 
der ganz geringfügigen Rechtsſachen den beſten Maasftab dar. 


Herr von Carlowig erblidt in den zu bewilligenden Gratificationen ein 
Surrogat der den Denuncianten früher bewilligt gewefenen Strafantheile, und 
findet ſonach das Sachverhaͤltniß gegen früher keinesweges weſentlich verändert. 
Man wolle die Öratificationen befonders thaͤtigen Auffichtsbeamten gewähren, 
die Thätigfeit werde aber in der Regel durch die Zahl der Denunciationen bes 
meffen werden, und fo bleibe es ganz beim Alten. Schon das Gefeg von 
1333. habe ihm hinſichtlich der hier einfchlagenden Beftimmungen nicht den 
nöthigen Schutz für die Abgabenpflichtigen zu gewähren gefchienen, noch viel 
bedenflicyer aber finde er das, was die Regierung jegt vorſchlage. 


Zur Auegleihung der ſonach fehr von einander abweichenden Anfichten 
ſchlaͤgt Mnterzeichneter vor, 
man möge den $. 12. zwar in der von der Deputation vorgefchla: 
genen Maafe annehmen, jedoch mit der Abänderung, daß Seite 702 
Zeile 5 ſtatt 20 Thlr. — — vielmehr 50 Thle. — — geſetzt 
werde, wornach denn der Antrag auf Abänderung bes ne 90. des 
ältern Geſetzes von felbft himvegfallen wuͤrde. 
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Dieß wird auch zahlreich unterſtuͤtzt und von mehrern Seiten bevorwortet, 
und da hierbei noch 

Herr Geheimer Finanzrath Wehner erwähnt, daß nicht alle im $.12. bezeich- 
neten Staatsdiener, fondern nur die eigentlichen Auffichtsbeamten eine Ausficht 
auf Berheilung aus dem Öratificationsfonds haben‘ würden, fo find fänımt: 
lihe Deputasionsmitglieder damit einverftanden, daß in der von ihnen vorge: 
ſchlagenen Faſſung, und zwar auf deren Seite 701 zu findender fechften 
Zeile ftatt „Beamten“ vielmehr „Auffihtsbeamten” gefetst werden möge. 

Bei der hierauf erfolgenden Abftimmung wird nun zuwörderft der Vor— 
ſchlag des Unterzeichneten, 
mit 22 Stimmen gegen 10, 
und fodann mit der hiernach bewirften Abänderung und der Verwandelung 
des Worts „Beamte“ in „Auffichtsbeamte” die Faffıng der Deputation, 
mit 29 Stimmen gegen 3, 
angenommen. 

: Der Seite 702 des Deputationsberihts zu findende Antrag wegen Ab: 
änderung der $. 90. des Altern Gefeges feſtgeſtellten Normalfumme ift fonach 
als abgeworfen zu betrachten, und kann der Bemerfung des 

Herrn Geheimen Finanzrachs Wehner, daß nun cine Beſtimmung über 
die Gültigkeit der eidlich beftärften Ausfage eines denuncirenden Auffichtsbe: 
anıten fehle, Feine Folge gegeben werden, da über den $. 12. bereits defini— 
tiver Befchluß gefaßt if. 

So gelangt man nun zu 

6. 13. welchen die zweite Kammer unverändert angenommen hat, unb 
welchem die Deputation nur noch die am Schluffe der Seite 703 angegebe: 
nen Worte inferire zu fehen wuͤnſcht. 

Herr von Carlowitz giebt hierbei zu vernehmen: So bebenflih ihm auch 
‚ vom Anfange an der $. 13. erfchienen ſey, fo würde er doch bei demfelben 
Beruhigung gefaßt haben, wenn der $. 12. ganz in der von der Deputation 
vorgefihlagenen Maafe angenommen worden wäre. Dieß fey aber nicht ges 
ſchehen, man muͤſſe daher auf Mittel denfen, das Intereſſe der Aufjichtsbe: 
amten an dem zu bildenden Fonds zu vermindern, welches nur dadurch - zu 
erreichen ftche, daß man die Belohnung für befondere Thätigfeit und Aufmerk: 
ſamkeit auffer dem Falle der. Kranfheit ausſchlieſſe, was um fo unbedenflicyer 
ſey, da die Beamten wohl in feiner Branche verhältnigmäfig fo gut bezahlt 
feyen, als gerade hier. Sonach ſchlage er denn vor, den $. 13. fo zu 
faffen, daß es von Zeile 3 an hieffe: 


- 
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wird cin Fonds gebildet, welcher zu Unterftügungen und Entſchaͤdi⸗ 
gungen für befonders thaͤtige, treue und ſonſt ſich wohl verhaltende 
Aufſichtsbeamte, wenn ſie in Folge des Dienſtes erfranft oder fonft 
in Schaden gebracht worden find, u. f. w. 
Dieß erlangt audy die erforderliche Unterflükung, es erflären fi ic aber 
fodann 
Se. 8. H. Prinz Johann, Herr Bürgermeifter Hübler, der Herr He 
ferent, und Herr Geh. Finanzrath Wehner gegen den Antrag, indem fie haupt: 
fählih anführen: Auch für den pflichttreueſten Beamten ſey ein Mittel, feine 
Thaͤtigkeit anzufpornen, wiünfchenswerth. Man nehme jett das bisßerige Mit: 
tel der Gewährung von Strafantheilen hinweg, und wolle man auch die Aus: 
ſicht auf Belohnung durch Gratificationen entfernen, fo raube man am Ende 
der Megierung das Mittel, ihren Pflichten gegen die übrigen Zollvereinsftaaten 
fo vollftändig zu genügen, als dieß bisher rühmend anerfannt worden fen, ja 
cs würden bald Klagen der übrigen Staaten eintreten. Thätigfeit und Pflicht: 
treue belohne die Regierung ja nad Umftänden allenthalben und die Kammer. 
würde durch Annahme des geftellten Antrags mit ſich ſelbſt in. Widerfpruch ge: 
rathen, da fie die Abänderung des Gefey: Entwurfs bei $. 12. doch nur in Be: 
tracht diefer Gratificationen befchloffen- habe. Uebrigens ſcheine man anzuneh- 
men, als ob das Hauptgefhäft der Aufſichtsbeamten darinnen beſtehe, zu des 
nunciren, dieß ſey aber ganz irrig, wie man ſich fehr leicht durch eine Einficht 
in deren Inſtruction überzeugen werde. 
Bei der hierauf geftellten Frage wird der Antrag des Herrn von Carlo: 
wiß, 
mit 16 Stimmen gegen 14, 
abgelehnt, fodann aber erlangt der $. 13. mit dem von der Deputation am 
Ende der Seite 703 beantragten Einfhaltung 
einmuͤthige 
Annahme. 
Wenn ferner die zweite Kammer in der Schrift die Vorausſetzung ausſpre⸗ 
chen will, daß über die Verwendung der Zufluͤſſe zu der zu errichtenden Gra⸗ 
tificationsfaffe den Ständen jederzeit Nachweiſung gegeben merde, und daß, 
wenn die ergriffene Maasregel fernerhin als zweckmaͤſig nicht fi herausftellen 
follte, eine Abänderung zu beanträgen unbenommen bleibe, fo tritt dem die 
erfte Kammer 
einhellig 
bei. 
Endlih hat nun die Deputation noh Seite 703 ihres Berichts 
Zweite Abrheilung. 1. 8b. 102 
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bei $. 13. vorgeföhlagen, einen Antrag in die Schrift aufzunehmen, deffen 
Zweck dahin geht, die Verabreihung von Gratificationen für einzelne Denun— 
ciationen und Anzeigen auszufchlieffen. Er ift in den Worten der- angegebenen 
Blattſeite: 
wie man 
enthalten, und wird 
einſtimmig 
angenommen. 
Die nun folgenden | 
66. 14. 15. und 16. hat die zweite Kammer unverändert angenom: 
men und die Anwefenden thuen 
einftimmig 
daffelbe. 
Dagegen hat nun die zweite Kammer bie 
66. 17. 18. und 19. einer wefentlichen Umgeftaltung unterworfen und 
die erfte Kammer tritt, dem Rathe ihrer Deputation gemäß, den jenfeits” be: 
fehloffenen $$. 17a. 17b. 18a. und 18b. wie ſolche Seite 704 und 705 
des dieffeitigen Berichts angegeben find, 
einhellig 
bei. 2 
Was dagegen den von der zweiten Kammer unter 19. befihloffenen Pa: 
ragraphen anlangt, fo hat folder den Beifall der dieffeitigen Deputation nicht 
erlangt, es ift vielmehr von legterer Seite 706 eine andere Faſſung beantragt 
worden, welche die wefentlid abweichende Beftimmung enthält, daß die Unter: 
fuchungstoften in dem $. 18b. erwähnten Falle an nicht koͤnigliche Behörden 
aus Staatsfaffen bezahle werden follen, 


Dieß befindet nun Here Geh. Finanzrath Wehner, fo unbedeutend auch 
das in Frage fichende Object an fi) fey, doch aus dem Grunde bedenklich, 
weil daraus die Confequenz hervorgehen könne, daß den Patrimonialgerichten 
nicht neue Officialarbeiten auferlegt werden dürften, mehrere Kammermitglieder 
aber finden in der von der zweiten Kammer bei $. 10. gegebenen DBejtim: 
mung eine um fo gröffere Unbilligfeit, als fie viel weiter gehe, wir das, was 
der Geſetz- Entwurf den Patrimonialrichtern als Officialarbeit auferlege, Eher 
würde man noch die Bezahlung der erwachfenden Koften in allen Fällen dem 
Schuldigen auferlegen, als zu deffen Erleichterung dem Parrimonialrichter auf- 
geben fönnen, für einen Contravenienten umfonjt zu arbeiten, 

Der $. 19. erlangt hierauf nach der Faffung der Deputation, 





— nicht ſchuldig gemacht haben, 
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mit 26, Stimmen gegen 2, 
Annahme, und find Pr die 9. 17. 18. und 19. des Gefeg: Entwurfs ab» 
gelehnt. 
Die 

$$. 20. und 21. des Gefeg-Entwurfs erlangen demnaͤchſt, wie in der 

zweiten Kammer, unverändert, 
einftimmige 
Genehmigung und gelangt man zu dem von der zweiten Kammer eingefcho: 
benen 
$. 22 a. deſſen Faſſung Seite 706 des bdieffeitigen Berichts angege- 
ben ift. 

Die Deputation rärh an, diefem $. mit einer Fleinen am Schluffe der 

Seite 706 zu findenden Abänderung nn und gefchieht ſolches 
einhellig, 
wie denn auc) 
$. 22b. (22. des Bin Entwurfs) unverändert 
von allen Anmwefenden 
genehmigt wird. 
So ift nun nur nody die Haupffrage übrig. Der Herr Präfident ftelle 
fie dahin 
Nimmt die Kammer‘ dag berathene Gefeg in der Maafe, mie fich 
ſolches durch die einzelnen Abſtimmungen geftaltet hat, nunmehr an? 
und erfolgt darauf beim Namensaufrufe, 
von 27 Stimmen gegen 1, 
bejahende Antwort. 
Hiermit endige Nachmittags halb 3 Uhr diefe Sigung, und wird zur Ta: 
gesordnung für die nächfte Zufammenfunft 
a.) der Bericht der erfien Deputation über das Königl, Decret die flän- 
" difchen Ergänzungswahlen betreffend, 

b.) der Bericht derfelben Deputation über das Königl. Decret, den Ko: 
ſtenaufwand wegen des neuen Grundſteuerſyſtems in den Jahren 1835 und 
1836- betreffend, 

e.) der mündliche Vortrag ber zweiten Deputation über den heute beim 
Vortrage aus der Megiftrande umter Mr. 286. erwähnten Protocollertract 
der zweiten Kammer, die Anträge in Betreff der Landrentenbank anlangend, 
und 

d.) die Discuffion und Beſchlußfaſſung über den letzten neulich ausge: 
ſetzt gebliebenen Theil des Berichts der zweiten Deputation über die bei Vor— 
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berathung der Rechenſchaft und des Budjeis im der zweiten Kammer gefaßten 


Beſchluͤſſe, betreffend wie Fänftige einmalige Bewilligung, auf vier Jahre, be: 
ſtimmt. 


Vorſtehendes hat niedergeſchrieben 


Ernſt Guſtav von Gersdorf. Ernſt Friedrich Hartz, 
Alexander Auguſt von Einſiedel. S. d. I. K. 
Wilhelm von Polenz. 


71: 
Den 10. Mai 1837. 


Gegenwärtig find: 


Se. Excellenʒ Herr Staatsminifter von Könnerig und 
Se. Excellenz Herr Staatsminifter von Zefchau. 


In ber Verſammlung befinden ſich 33 Mitglieder der erſten Kammer. Sie 
genehmigen auf Vorleſen das über die letzte Sitzung aufgenommene Protocoll, 
und beſchlieſſen ſodann, 
265. 

Vortrag aus der Regiſtraude. 
beim Vortrag aus der Negiftrande, 

Mr. 293. eine Miteheilung des hohen Gefammtminifterii an die Präfivien. 
beider Kammern, die Ueberfendung der Baierſchen Landtags-Acten betreffend, 
fofort an die zweite Kammer gelangen zu laffen, ferner 


Mr. 294. die Protocollepfracte der zweiten Kammer vom 2. bis 8. Mai, 
weldye die Berathung über das Budjet, fo weit ſolches die Einnahme betrifft, 
enthalten, an die zumächft mit dieſem Gegenftande ſich befchäftigende zweite 
Deputation abjugeben, dagegen 

Mr: 295. einen dergleihen vom 2. Mai, die Differenspuncte bei dem 
Gefege über einige bisher der Hauptfaffe der allgemeinen Straf: und Mer: 
forgungsanftalten gewidmere Zuſchuͤſſe betreffend, nachdem nunmehr in diefer 
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Angelegenheit vollftändiges Einverftändniß zwiſchen beiden Kammern eingetre: 
ten, und nur noch die Jenſeits abzufaffende Schrift ju erwarten iſt, bloß zu 
den Acten zu nehmen, endlich aber 


Mr. 296. eine Befchwerde von Johann Traugott Pelg auf Dberfleinpkeis 
über den Erfolg der Ablöfung der dafigen Ackerfrohnen, da Herr Regierungs: 
rath von Carlowitz auf die Wichtigkeit des darin zur Sprache gebrachten Ge: 
genftandes befonders in Bezug auf die hiernach fich ergebende Berfchiedenheit 
der Auslegung des Ablöfungsgefeges bei der höhern Behörde hinweiſet, und 
‚diefe Eingabe in fofern zu feiner eignen Sache macht, der dritten Depusation 
zuc Begutachtung zuzuftellen, 


266. 
Beurlaubung. 
Bon dem Herren Secretär Hark ift nach Angabe des Praͤſidii um Urlaub 
vom 11. bis mit dem 21. d. M. gebeten worden. Die Kammer bewilligt 
diefen Urlaub, und es zeigt hierauf 


267. 
Beſchluß wegen Berathung der Differenzpunete bei dem allgemeinen Theile 
des Criminalgeſetzbuchs. 
Herr Buͤrgermeiſter Huͤbler als. Vorſtand ber zu Begutachtung des Eri- 
minalgefegbuche beftchenden aufferordentlihen. Deputatidn an, daß felbige be— 
reits die verfchiedenen Differenzpuncte, welche ſich bei Berathung des allgemei- 
nen Theils diefes Gefees in den Kammern hervorgerhan, in nähere Erwaͤ— 
Yung gezogen, und die Kammer nunmehr zu beftimmen habe, ob fie hierüber 
zuvörderft den Vortrag ihrer Deputation erwarten oder fogleich den Zuſammen⸗ 
tritt der betreffenden beiverfeitigen ‘Deputationen veranlaffen und erft nad) fatt- 
gefundenem Bereinigungsverfahren deren Bericht vornehmen wolle ? 

Se. Königl. Hoh. der Prinz Johann findet das Eine fo unbedenklich als 
das Andere, und die Kammer befchließt auf die deshalb vom Präfidio an fie 
gerichtete Frage 

einhellig 
das Letztere. 
Nach Beendigung diefer kurzen Berathung gelangt man nun jur 
Tagesordnung, 
auf welcher ſich dießmal vier Gegenſtaͤnde —— Den zunaͤchſt an der 
Meihe fiehenden macht 
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268. 
Berathung des allerhöchften Decrets die ftändifhen Ergaͤnzungswahlen betreffend, 


der Bericht der erften Deputation über das allerhöchfte Decret vom 1. März 
d. J. die ftändifchen Ergänzungswahlen betreffend, aus. . \ 


Das Decret, welches der Referent der Sache, Herr Megierimgsrarh von 
Carlowig, zuvoͤrderſt mittheilt, befchäftige fi) mit einer doppelten Frage. Zus 
erft, wie es mit dem Austritte der in Folge anderer Erledigungen als der in 
 WVerfolg der Ausfcheidung des verfaffungsmäfigen einen Drittheils gewählten 
Abgeoroneten der zweiten Kammer gehalten, und dann, ob die am Schluſſe 
des ordentlihen Landtags ausſcheidenden Mitglieder diefer Kammer nody bis 
dahin, wo die neuen Ergänzungswahlen beendet find, ihre fländifhe Eigen: 
ſchaft behalten follen? 


Die Deputation tritt in ihrem Berichte den Anfichten der Staatsregierung 
allenthalben bei, und erflärt fich ſolchemnach, eben fo wie es die zweite Kam: 
mer nach dem Vorſchlage ihrer Deputation gethan hat, fowohl damit, daß 
diejenigen Abgeordneten, welche an die Stelle derer einräden, die aus andern 
Gründen als der Partialerneuerung der Kammer halber austreten, aus felbig- 
ſchon dann wieder auszufcheiden haben, wenn diejenigen, deren Play fie ei 
genommen, felbft würden ausjutreten gehabt haben, als auch damit vollfor. 

. men einverftanden, daf die am Schluffe eines Landtags nach $. 71. der B : 
faffungsurfunde ausfheidenden Mitglieder ihre ftändifhe Eigenſchaft bis dahin, 
wo die Ergänzungswahlen vollender find, zu behalten haben. 

Dabei macht nun der 

Herr Meferent noch darauf aufmerffam, daß die Deputation bei Beant: 
wortung der erften Frage noch einen Fall, der weder von der Staatsregierung 
nech von der jenfeitigen Deputation berührt worden fep, aufjunehmen gehabt 
habe, den Ball nämlich, der im $. 83. der Verfaffungsurfunde enthalten fen. 
Denn es liege wohl in der Matur der Sache, daß es mit demjenigen, welcher 
an die Stelle eines in Folge diefer Beftimmung Ausfcheidenden in die Kam: 
mer eintrete, ganz eben fo wie mit den nach $. 71. der Berfaflungsurfunde 
Eintretenden zu halten ſey. 

Dem fimmt. au 

Herr Staatsminifter von Zefchau vollſtaͤndiz bei,- indem er — wie 
es wohl feinem Zweifel unterliegen koͤnne, daß auch der von der Deputation 
noch berührte Fall nicht anders zu beurtheilen ſey, als die im $. 71. der 
Verfaffungsurfunde enthaltenen Fälle, 
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der Herr Praͤſident aber richtet ſodann, da Niemand weiter in der Sache 
das Wort ergreift, nach Vorausſchickung der Bemerkung, daß er ſelbſt ſchon 
vom erſten Landtage an ebenfalls keine anderen als die hier aufgeſtellten An— 
ſichten von der Sache gehabt habe, die Frage auf Annahme des Deputa⸗ 
tionsgutadhtens nach feinen einzelnen Theilen an die Kammer, und es wird 
daffelbe von ihr wie in dem einen fo auch in dem andern Puncte 
einjtimmig 
angenommen, auch hierauf bei der Hauytabſtimmung durch Namensaufruf 
ein allgemeines Ja 
ausgeſprochen. 
So kann man nun zu dem zweiten Gegenſtande der heutigen Tages: 


- ordnung, 


269. 
Berathung des allerhöchften Decrets, den Koftenaufmand megen bes neuen 
Grumpfteuerfoftems in den Jahren 1834. betreffend, 

dem Berichte der zweiten Deputation über das allerhöchfte Decret vom 4. März 
35. den Koftenaufwand wegen des neuen Grundfteuerfoftems in den Jah 
su 1835/36. betreffend, übergehen. 

u In dieſem Berichte, den Here Bürgermeifter Schill, jedoch ebenfalls 
‚ah vorgängiger DVerlefung des Decrets, als Referent der Sache vorträgt,. 


und welcher Fürzlidy die Gründe hervorhebt, welche für die Beſtreitung des in den 


gedachten Fahren bei dem Gefchäfte der Grundfteuerregulirung im Vergleich zu 
der hierzu ausgefegten Summe entftandenen Mehraufwandes an 16,850 Thlr. , 
14 gr. 6 pf. fprechen, wird ‚nun der Kammer angerathen, 

dem Befchluffe der zweiten Kammer beizutreten und zu erflären, daß 

die zu Förderung des Zwecks gefchehene Weberfchreitung der Bewilli— 

gung in Erwartung des verhieffenen Machweifes ‚genehmigt werde. 

Da hiergegen von keiner Seite etwas erinnert wird, vielmehr ein allgemeines 
Einverftändniß mit dem Antrage der Deputation ſich zu erfennen giebt, fo 
kann auch der Herr Präfident fofore zur Abftimmung durh Namensaufruf in 
diefer Angelegenheit vorfchreiten, bei welder ‚fodann das Deputationsgutach⸗ 
ten die 
umanime 

Zuftimmung aller Anwefenden erhält. 


Der Tagesordnung gemäß wird nunmehr, nachdem foldhergeftalt auch die: 
fer Berathungsgegenftand vollftändig befeitige ift, fogleich zu dem dritten, 
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270. | 
Beſchluß über das allerhoͤchſte Decret vom 9. März d. %. die fländifchen 
Anträge wegen ber ‚Eandrentenbanf betreffend. ; 
dem DVortrage über das allechöchfte Deeret vom 9. März d. J. und dem hier 
auf ſich beziehenden Pretocollertracte der zweiten Kammer vom 1. Mai d. J. 
die ſtaͤndiſchen Anträge wegen der Landrentenbank betreffend, übergegangen. 

Ein Bericht liege der Kammer hier fo wenig vor, als dieß bei Bera— 
thung des Gegenftandes in, der zweiten Kammer der Fall gewefen ift, viel: 
mehr hat Herr Bürgermeifter Schill als Mitglied der zweiten Deputation cs 
übernommen, der Kammer bei der Einfachheit der Sache hierüber mündlich 
Vortrag zu erftatten. 

Deshalb bemüht fih denn der Herr Referent zuerſt, der Kammer um: 
ſtandlich nachzuweifen , daß Inhalts der dem allerhoͤchſten Decrete beigefügten 
und nun auch ſchon in dem zweiten Stüde des Gefeg: und DVerordnungs: 
blattes von diefem Jahre zur Publication gelangten Verordnung in Betreff 
der Sandrentenbanf die in der ftändifchen Schrift vom 27. Februar d. J. ge: 
ftellten Anträge allenthalben volftändige Erledigung gefunden haben, und grün: 
der fodann, nachdem er zuvor noch auch des Umftandes ausdruͤcklich gedacht 
hat, daß von der zweiten Kammer befage des zuvorerwaͤhnten Protocoflertracts 
bereits der Beſchluß gefaßt worden fey, hierbei völige Beruhigung zu faffen, 
den Antrag der Deputation, 

dag aud die erfte Kammer daffelbe chun und dem Befchluffe der 
zweiten Kammer beitretend ebenfalls erflären möge, wie aud fie hier: 
bei allenchalben Beruhigung faffe. 

Dieß findet ohne weitere Discuſſion 

einhellige 
Zuftimmung, und wird auch beim Mamensaufrufe 
einmüthig 
bejaht. 
Der letzte noch übrige Gegenftand der heutigen Tagesordnung. ift 


271. 
Discuſſion und Abſtimmung über den in ber @isung vom 27. April d. J. 
noch ausgejegten Antrag der zweiten Deputation wegen Ausdehnung 
des naͤchſten Budjeis auf einen vierjädrigen Zeitraum, 
der ſchon vorläufig in der Sigung vom 27. April d. J. bei der Debatte 
über den Bericht der zweiten Deputation in Betreff der bei Vorberathung des 
Königlichen Decrets vom 14. November v. J. die Rechenſchaft und das Bud- 
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jet anlangend, in der zweiten. Kammer gefaßten allgemeinen Befchlüffe zur 
Sprache gefommene, jedoch bei dem damaligen Mangel der Anweſenheit der 
zur Discufjion und Abftimmung verfaffungsmäfig erforderlichen Anzahl von 
Mitgliedern der Kammer bis jet noch ausgeſetzt gebliebene, am Schluffe jenes 
Berihts S. 640 geftellte. Antrag: 
daß zu Vermeidung Fünftiger proviforifcher Bewilligungen von gegen: 
wärtiger Ständeverfammlung in Gemäßheit des. $. 152. der Wer: 
faffungsurfunde vorgefchriebenen Verfahrens befchloffen werden möge, 
daß ausnahmsweife einmal von $. 98. der Verfaffungsurfunde ab: 
gegangen und das nächfte Budjet auf vier Fahre ausgedehnt werde. 


Herr Bürgermeifter Schill, welcher der Kammer auch den vorgedachten 
Bericht vorzutragen gehabt hat, und dem daher auch heute wieder das Me; 
ferat für diefen noch zu discutirenden Antrag der zweiten Deputation zugefal: 
fen ift, ruft num vor allen Dingen der Verſammlung kuͤrzlich ins Gedaͤchtniß 
zurück, was hier eigentlih in Frage ſey, und theilt derfelben dann nochmals 
mit, wie diefer Antrag am Schluffe des Deputationsberichts wörtlich) Tauter. 

Wiewohl mar fih nun hiermit fofort allgemein einberftanden erflärt, fo 
hält man es doch fir. nothwendig, auch noch durch Mamensaufruf darüber 
befonders abzuftimmen. Dieß gefchieht daher, und es erflären ſich hierauf 


ſaͤmmtliche anweſende 33 Mitglieder auf die deshalb vom Prafidio an fie ge 


richtete Frage 
einffimmig 
für diefen Antrag ihrer zweiten Deputation. 

Nachdem hiermit alle für die heutige Tagesordnung zur Berathung aus: 
geſetzt geweſene Gegenftände ohne Ruͤckſtand zur Erledigung gebracht find, fo 
nimmt zum Schluſſe ver Sigung der Herr Präfident noch das Wort, um 
die Kammer an die zum 18. diefes Monats bevorftcehende Feier des Geburts: 
feftes Sr. Majeftät unfers allverehreen Königs-zu erinnern, und ber Kammer 
zu überlaffen, ob fie, da dem Auffern Vernehmen nach deren Mitgliedern feine 
Gelegenheit ſich darbieren werde, dem geliebten Monarchen den Ausdruck ihrer 
tiefen Verehrung und freuen Anhänglichfeit perfönlih an den Tag zu legen, 
ihn zum Vertreter diefer Gefühle ernennen und ihn beauftragen wolle, in Ge: 
meinſchaft mit dem Präfivio der zweiten Kammer, dem murhmaaßlich ein glei: 
cher Auftrag werde zu Theil werden, die aufrichtige Freude der Kammer an 
diefem das ganze fand fo nahe angehenden frohen Ereigniffe und die heißen 
Segenswuͤnſche derfelben. für das unausgefeite Wohlſeyn Sr. Majeftär, und 
Hoͤchſtihres ganzen Königlichen Haufes auf das Innigſte Fund zu geben, 

Zweite Abrheilung. 1. Bd. . 103 
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Dieß wird von allen Anweſenden mit dem Iebhafteften Danfe angenom- 
men, und hierauf von dem Herrn Präfidenten noch bemerflih gemacht, daß, 
da weitere Derathungsgegenftände dermalen nicht. vorliegen, er zur mächften 
Sitzung durch Karten werde einladen laffen. 


Mievergefchrieben von 


Ernft Guſtav von. Gersdorf. Ludwig von Zedtwitz, 
Wilhelm Cruſius D. S. d. J. K. 


Heinrich LXIII. F. Reuß. 


Ende des erſten Bandes. 
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